J 


4 


UF ’ 
— 


| 


—— 
me 


| 





Ge I 5 — 7 


HARVARD COLLEGE 
LIBRARY 


ER] 


FROM THE BEQUEST OF 
CHARLES SUMNER 
CLASS OF 1830 
Senator from Massachusetts 


FOR BOOKS RELATING TO 
POLITICS AND FINE ARTS 





Gefchichte 


der 


eonftitutionellen m revolutionären 


Bewegungen 
füdlichen Deutſchland 
in den Jahren 


4831-1834. 


—— —— 
— — 


Erſter Band. 


— — — 8— — — 


Charlottenburg, 
Verlag von Egbert Bauer. 
1845, 






"MAR; 23 1921° 


LinuraaN 


Cs \ 
ir, AT ABA N LÄAN 4 


Inhartt 


— — 


Einleitung. 
Die Reftauration. - Der - Bundectas. Das Jahr 1830.. 
Erſtes Bud. 

Kurhpeffen. Die Verfaffungsurkunde. Die Kurfürftin. Die 
Gräfin Reichenbach und der eilfte Januar. Das conftitus 
tionele Minifterium. Geſetzgebende Wirkſamkeit des con= 
ftituirenden Landtags. Bereinbarung zwiſchen Landtag und 
Zürft wegen der Domänen. Die Gräfin Reihenbad und 
der 21. Februar.) Der Kurfürft nad Hanau. . . 

Raffan. Die Verfaffung. Die Finanzverwaltung. Der 
Domänenftreit. Vertagung des Landtages von 1831 . . 

Eröffnung bes Bayrifhen und ln kandta— 
ges. Thronreden Rt ge 

Baben. v. Iefteins Motion auf — der Ver⸗ 
jaſſung. Weickers Motion auf gänzliche Aufhebung der Cen⸗ 
for und Ginfüprung vollfommener van un 
Arußerungen der Minifter - " .. 


Zeitſtimmung. gortfepäitt und — Renstutlönkce 


Seite, 


19 


51 


Shriften. Die Marburger. Der erfte Mai. — Emil 


Hoffmann in ‚HeflensDarmjtadt 
Bayern. König eudwig. Die Sentnorioman und w 


Urlaubsbewiligungsret . Au — 


Die bffentliche Meinung Analyſe —— Brofgten. | 


Gine revolutionäre Schrift - n.. n.=. J 


Bayern. Die, ‚Kenfur, Sturz, ‚bes ft v. ‚ Sat 
Das Dreßgefeh. . — A Bu 


9 


*) Der Eefer wird — ©. 3 Zeite 3-4 Rate " diefes 


Zages“ zu fegen: des 21, Februar. 


Seite. 
Kurbeffen. Eröffnung bes Landtags. Adreſſe an ben Kurs 
fürften. Anträge zur Erleihterung ber Volksnoth und der 
Volkslaſten. Landesculturgefeg. Bürgerfeſte. — 
beit der Bürger in Caſſel. Finanzgeft .- .» . . . 120 


NRaffau. Zumulte. Offizielle Flugſchrift -» 2» . .. 130 


Bayern. Beanftandung mehrerer Poften in ben Ausgaben 
ber legten Finanzperiode. Schilderung der Lage des Königs 
reichs Bayern. Borfhläge zur Erleichterung ber Volks⸗ 
— ee era ee ar ri. 
Baden. v. Rotteds Motion auf Aufhebung bes Zehenten. 
Welderd Motion auf Veränderung der Sportelorbnung. 
Duttlingers Motion auf Abfhaffung der Liegenfhaftsaccife. 
Knapps Motion auf erleichterte Ablöfung der Herrenfrohn⸗ 
ben. Das Gemeindegefeg. Debatte Über die Preßfreiheits— 
abreffe in der zweiten und erften Kammer. -. -» » . . 166 
Bayern. Die Kammer ber Reihsräthe und bie zweite Kams 
mer. Die Mündener potitifhe Zeitung über bie Abgeord⸗ 
netenfammer. RAR bes ———— Das Landes⸗ 
culturgeſez.... 207 
Baden. Die Abgeorbnetentammer trägt auf ein Beer. an, 
welches bie Ablöfung des Behent nad ermäßigtem Maß—⸗ 
ſtabe einfübre - - » 0 0 0 0 0 0 0 0 000. 24 
Bayern. Gewerbegefeg und Gewerbefreiheit . - - 241 
Baden. Die Abgeordneten rügen die Anftelung eines illibes 
ralen Genfors. Sie befchließen, gegen ben Chef der Mili⸗ 
tärabminiftration Beſchwerde zu führen, we zur Er⸗ 
leihterung des Voll . : 2: 2 2 0. a  ': 
Kurheffen. Der Kriegsminifter in Anklagefland verfegt. 
Intriguen der Gräfin Reichenbach. Der Geburtstag bes 
Kürften. Der Kurprinz und Frau Lehmann. Bürgerauss 
ſchuß in Caſſel. Ständifhe Deputation nad Hanau, Uns 
terhandlungen mit dem Kurfürften. Der Kurprinz Mitregent 266 
- Die Preffe. Die Deutfche Tribüne, Dr. Goremans. Libes 
rale Blätter. Wirths Meinungen und Schidfale . . „ 281 


_— Das Deutfhe Bolt und feine Sympathieen. . . . . 290 


| 


Die Stände von Bayern und Baden, von Kurheffen 
und von Naſſau waren im Jahre 1831 verfammelt. 

Mit großen Entjchlüfen und Hoffnungen begannen 
die Bolfövertreter, mit einiger Fähigfeit zur Nachgiebigfeit 
begannen tie Regierungen die landftändifchen Gefchäfte ; 
die Dolen ftanden damald noch unter den Waffen. Es 
war, ald folle der Bundestag die Karlsbader Befchlüffe 
und die Wiener Schlußacte, dad Refultat der Karlsbader 
Conferenzen, vergeffen. 

Sene Beſchlüſſe waren gefaßt worden, weil nad) ber 
Berficherung, mit welcher der Fürft Metternich die erfte 
Sonferenz bed Karlsbader Gongrefjed eröffnete, die ernfte- 
ftern und dringendften Maafregeln zur Sicherftellung des 
Gejammtwejend der deutfchen Staaten gegen die revolu- 
tionären Umtriebe nöthig geworden waren. Die Einheit, 
die gegenfeitige Verpflichtung ber deutfchen Staaten, bie 
Nothwendigkeit gleicher Regierungs-Prinzipien von Seiten 
der deutfchen Fürften warb von dem Defterreichifchen Be— 
vollmächtigten auf dem Karlsbader Congreffe ftarf hervor- 
gehoben. Er gab zu bebenfen, daß die deutfchen Höfe 
voffommen befugt feien, fi) über Maaßregeln zur Erhal- 
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tung ber inneren Ruhe Deutfchlands im reinen Sinn ber 
wechfelfeitigen Unterftügung, welche die Grundlage des 
deutfchen Bundes fei, mit einander zu vereinigen. Dulde 
nur ein einziger Staat jene Parthei, welche fich ausfchlie- 
fend der Preffe zur Untergrabung aller beftehenden Ord— 
nung und Inftitutionen bemächtigt habe, fo fei die innere 
Ruhe ded gefammten Bundes bedroht; ed hänge nur von 
diefem einzigen Staate — und wäre ed auch der Fleinfte 
von Allen — ab, ungeftraft den ganzen Bund zu vetgiften: 
ein Fürft, welcher folchen Unfug in feinem Lande dulde, 
mache ſich der Felonie gegen den Bund fchuldig. 

Für die von dem Fürften Metternich gewünfchte 
Einheit der Regierungsgrundſätze war beſonders die ver- 
fchiedene Auslegung, deren der achtzehnte und der brei- 
zehnte Artikel der Bundesacte fähig waren, gefähr- 
lih. Die Beherrfcher der füddeutfchen Staaten, aus der 
Schule des Rheinbundes hervorgegangen, mußten ſchon 
durch eine liberalere Auslegung jener Artifel dem Ueber— 
gewicht, welches Defterreich und Preußen im Namen deut- 
ſcher Einheit geltend zu machen befähigt und geneigt waren, 
einen Damm entgegenzufegen fuchen. 

Der Artifel 18. der Bundesacte hatte „gleichförmige” 
Berfügungen über die VPreßfreiheit in Ausficht geftellt: der 
öfterreichifche Bevollmächtigte zeigte, daß hierunter folche 
Verfügungen zu verftehen ſeien, wodurch jedem Bundes- 
ftaate möglichft gleicher Schuß gegen bie aus dem Mip- 
brauch der Preffe in irgend einem anderh Bunbesftaate 
ihn bedrohende Verlegung feiner Rechte, feiner Würde 
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ider feines inneren Friedens gefichert werde. Es fei daher 
die Genfur entweder überall abzufchaffen oder überall ein- 

| führen. Das Erftere laffe ſich nicht ohne einleuchtende 

\ Antilligfeit denjenigen Staaten zumuthen, welche — und 

\ fe jeien gerade die größten und bedeutendften — die Gen- 

fm für unbedingt nothwendig hielten. Mithin Fünne ab- 

folute „Sleichförmigfeit” der Preßgefeggebung nur eintreten, 
wenn diejenigen Staaten, welche die Cenſur ganz oder 
zum Theil abgefchafft hätten, zu dem Syſtem jener, welche 

fie aufrecht erhielten, unbedingt zurüchfehren wollten. . . . 

Mit welchem Rechte könnten denn die Fleineren Regierun- 

gen verlangen, daß ihrer Convenienz oder ihrer Popularität 

das Wohl der größeren, das Wohl der Gefammtheit zum 

Opfer gebrad;t werde? 

Nach allen Regeln einer gefunden und aufgeflärten 
Politik ſeien die Worte des Art. 18. auf nichts Anderes 
zu beziehen, als auf eine wohlgeordnete, Yiberale, in fämmt- 
lichen Bundesftaaten möglicht gleichförmig zu verwaltende 
Genjur ; zumal da faum ein einfihtsuplier Staatsmann 
baran zweifeln werde, daß in einem Staatenſyſtem, wie 
ber deutſche Bundesverein, felbft in weniger bewegten und 
drohenden Zeiten, die Ungebundenheit der Prefje nothmwen- 
dig ein Element von Störung, Verwirrung und Auflöfung 
werden müffe. Praͤventiv⸗Maaßregeln allein, fo fehr ſich 
auch die vom rechten Wege fchon weit abgeleitete Meinung 
Dagegen empören möge, fönnten den ferneren Fortfchritten 
ded Uebeld die Spiße bieten: Fein’ einzelner Staat dürfe 
einem Befchluffe, bei: welchem nicht blos Gewinn und Ver— 
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luft, fondern Leben und Tod auf dem Spiele ftehe, die 
Spite bieten. 

Der Bundeßbefchlug vom 20. September 1819 fprach 
die Refultate der Carlsbader Berathungen in Bezug auf 
die Preffe aus, 

Er fette feft, daß Schriften, die in der Form tägli- 
cher Blätter oder heftweife erfcheinen, desgleichen folche, 
die nicht über zwanzig Bogen im Drud ftarf feien, in 
feinem deutfchen Bundesftaate ohne Vorwiſſen und vor» 
gängige Genehmhaltung der Landesbehörden zum Druck be- 
fördert werden. Jeder Bundesftaat fei für die unter feiner 
Oberaufficht erfcheinenden Drucdfchriften, infofern dadurch 
die Würde oder Sicherheit anderer Bundesftaaten verlett, 
die Berfaffung oder Verwaltung derfelben angegriffen werde, 
nicht nur den unmittelbar Beleidigten, fondern auch der 
Gefammtheit ded Bundes verantwortlich. Damit aber 
diefe, in dem Weſen des deutfchen Bundesvereind gegrün- 
dete, von deſſen Fortdauer unzertrennliche, wechfelfeitige 
Berantwortlichkeit nicht zu unnügen Störungen bed zwi—⸗ 
ſchen den Bundesftaaten obmwaltenden freundfchaftlichen 
Berhältniffes Anlaß geben möge; fo übernehmen fämmtliche 
Mitglieder des deutfchen Bundes die feierliche Verpflichtung 
gegen einander, bei der Aufficht über die in ihren Ländern 
erfcheinenden Zeitungen, Zeit- und Flugfchriften mit wach- 
famem Ernfte zu verfahren. Könne eine Regierung, welche 
ſich durch die in einem anderen Bundesftaate erfcheinenden 
Drudichriften verlegt glaube, durch freundfchaftliche Rück⸗ 
fprache oder biplomatifche Gorrefpondenz zu Feiner voll- 
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ſtandigen Befriedigung und Abhülfe gelangen, fo bleibe 
derfelben ausdrücklich vorbehalten, über dergleichen Schrif- 
ten bei der Bundesverfammlung Befchwerde zu führen, 
werauf leßtere gehalten fei, die angebrachte Befchwerbe 
emmifariich unterfuchen zu laffen, und wenn diefelbe ge- 
gründet befunden werde, bie unmittelbare Unterdrüdung 
der in Rebe ftehenden Schrift, auch, wenn fie zur Glaffe 
der veriodiſchen gehöre, aller ferneren Fortfegung berfelben 
durch einen entfcheidenden Ausſpruch zu verfügen. Die 
Bundesverfammlung erhielt außerdem das Recht, die zu 
zu ihrer Kenntniß gelangenden Schriften, in welchem beut- 
ſchen Staat fie auch erfcheinen mögen, wenn folche nad) 
dem Gutachten einer von ihr ernannten Commiſſion der 
Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesſtaaten 
oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutich- 
land zumwiderlaufen, ohne vorhergegangene Aufforderung aus 
eigener Autorität durch einen Ausſpruch, von welchem feine 
Appellation ftattfinde, zu unterbrüden; und die betreffenden 
Regierungen feien verpflichtet, dieſen Ausfpruch zu voll 
giehen. Sei eine Zeitung oder Zeitfchrift durch einen Aus- 
foruch der Bundesverfammlung unterdrückt worden, fo bürfe 
der Rebacteur derfelben binnen fünf Jahren in feinem 
Bundeöftaate bei der Rebaction einer ähnlichen Schrift zu- 
gelafjen werben. — Fünf Jahre follte dieſes Preßgefe gelten. 
Auch die Auslegung des dreizehnten Artikels, die fort- 
an herrfchen folle, ward auf dem Karlöbader Congreß feſt⸗ 
geſetzt. Landftänbifche Berfaffungen, die in jenem Artifel 
verheißen feien, dürften nicht mit repräfentativen vermechfelt 
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werden. Das Wort Bolfdrepräfentation erwede die Vor— 
ftellung von Volksſouveränetät; die leßtere aber widerfpreche 
den Acht deutfchen monarchifchen Berfaffungen. 

Hofrath von Gent bemwied, daß Repräfentativverfaf- 
fungen die beftändige Tendenz haben, das Phantom der 
fogenaunten Bolföfreiheit, d. h. der allgemeinen Willfür, 
au die Stelle der bürgerlichen Ordnung und Subordina- 
tion, und den Wahn allgemeiner Gleichheit der Rechte 
oder — was um nichts befjer ſei — allgemeiner Gleich- 
heit vor dem Rechte an die Stelle der unvertilgbaren, von 
Gott felbft geftifteten Standed- und Redytöunterfchiede zu 
fegen. Deffentlichfeit der Verhandlungen einer Bolfsfam- 
mer, zu weit getrieben, fei die unmittelbare Veranlaffung 
zur Herabwürdigung aller Autorität und zum Untergang 
aller öffentlichen Ordnung. Die Unvereinbarfeit ded Re— 
präfentativfoftemd in einzelnen deutſchen Bundesftaaten 
mit den dem deutſchen Bundestage beigelegten Rechten 
liege am Tage. Habe man ſich über den wahren Sinn 
ded Art. 18. der Bundesacte geeinigt, fo fei es jegt auf 
diefem Außerften Punkte, wo nur noch ein einziger Pfad 
Rettung verfpreche, Zeit, daß die deutfchen Fürften ſich 
über eine gleichförmige Auslegung des 13. Art. vereinigen, 
und daß Senen, die bei der Bildung ihrer Verfaſſungen 
den einzig zuläffigen Sinn dieſes Artifeld verfehlten, zu 
einer geſchickten und anftändigen NRüdfehr die Hand gebo- 
ten werbe. 

Es fei unmöglich, behauptete dagegen der Würtem- 
bergifche Minifter, Graf von Winkingerode,, jetzt nad), 
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uahdem mehrere ſüddeutſche Regierungen die Pflicht, den 
At. 13. durch Einräumung einer Volksvertretung zu er- 
füllen, feierlich” anerfannt haben, diefem Artifel eine das 
Irincip der Bolfsrepräfentation ganz ausfchliegende Inter⸗ 
pretatien zu geben. Jened Prinzip fei auch auf dem 
Wiener Congreß eher anerfannt ald abgeleugnet; der Au- 
genblid , wo die Unverträglichfeit deſſelben mit auderen 
Beitimmungen der Bundedacte, mit der Natur, dem Zweck, 
der Entitehung des deutfchen Bundes hätte audgefprochen 
werden follen, fei verfäumt worden. Den liberalen An- 
fihten von Bolförecht, Volföfreiheit und Bolfdvertretung 
fei fhen zu viel Zeit und Raum gelaffen worden, ihre 
Wurzeln tief in's Innerfte des Volkes zu fchlagen. Be— 
fonderd das ſüdliche Deutſchland fei mit Gonftitutionalität 
und Liberalismus gefchwängert. Bei alle dem fei es aber 
ned) möglich, mit Beifeitlafjung der höchſt fchwierigen Di- 
ftinction zwifchen landftändifchen und Repräfentativverfaf- 
jungen den Grundfag paffend einzufleiden, daß den Stän- 
den feined Bundesftaates Eigenfchaften beigelegt oder Be— 
fugniffe eingeräumt werben dürfen, welche einen Anſpruch 
auf das mit der Natur und dem Zweck des Bundes ums 
verträgliche Prinzip der Bolfsfonveränetät und die daraus 
abzuleitenden Rechte, namentlich) auf einen directen oder 
indirecten Antheil an der Bundesgeſetzgebung begründen 
könnten. 
Die „Schlußacte der über Ausbildung und Befeſtigung 
des Deutſchen Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial- 
Gonferenzen *, durch Befchluß der Bundesverſammlung 


8 


vom 8. Juni 1820 zu „einem der Bundedacte an Kraft 
und Giltigfeit gleichen Grundgefege des Bundes‘ erhoben, 
verficherte in ihrem Eingange, fie fei einem allgemein ge— 
fühlten Bebürfniffe, daß den Beftimmungen der Bundesacte 
eine zwedmäßige Entwidelung, dem Bundesverein die er- 
forderliche Vollendung, dem Bande, welches Deutfchland 
in Frieden und Eintracht verfnüpfe, Unauflöslichfeit gege- 
ben werde, entfprungen. Sie feßte feft, daß die einzelnen 
Bevollmächtigten am Bundestage nur von ihren Gommit- 
tenten abhängig und dieſen allein verantwortlid; ſeien; daß 
die Bundedverfammlung berufen fei, die Bundesacte ihrem 
wahren Sinne nad) zu interpretiren; daß die Aufrechthal- 
tung der inneren Ruhe und Ordnung zwar den betreffen- 
den Regierungen allein zuftehe, daß jedoch auch im Fall 
einer Widerfeglichfeit der Unterthanen wider die Regierung, 
eines offenen Aufruhre oder gefährlicher Bewegungen in 
mehreren Bundesftaaten die Mitwirfung der Gejammtheit 
zur Erhaltung oder MWiederherftellung der Ruhe ftattfinden 
Fönne; und zwar das leßtere audy in dem Falle, wenn 
die Regierung eined Staated durch Umftände gehindert 
werde, die Hilfe des Bundes zu begehren; daß, da ber 
deutfche Bund mit Ausnahme der freien Städte aus fou- 
veränen Fürſten beftehe, dem hierdurc, gegebenen Grund» 
begriffe zufolge, die gefammte Staatsgewalt in dem Ober- 
haupte ded Staates vereinigt bleiben müffe und der Sou- 
verän durch eine landftändifche Berfaffung nur in Ausübung 
beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebun- 
ben werden könne; daß die im Bunde vereinten fouveränen 
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Fürften durch Feine landftändifche Berfaffung in ber Er- 
füllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder 
beihränft werben können; wo die Deffentlicjfeit landſtän⸗ 
diſcher Verhandlungen durch die Berfaffung geftattet fei, 
müſſe durch Die Geſchäftsordnung dafür geforgt werden, 
daß die gefeßlichen Grenzen der freien Aeußerung weder 
bei den Berhandlungen felbft noch bei deren Befanntma- 
chung durch den Drud auf eine die Ruhe des einzelnen 
Bundesftaated oder des gefammten Deutfchlands gefähr- 
bende Weife überfchritten werden; zwar ſei die Bunded- 
verfammlung außer dem Fall der übernommenen befondern 
Garantie einer Tandftändifchen Verfaſſung nicht berechtigt, 
in landftändifche Angelegenheiten oder in Streitigfeiten 
zwifchen den Landesherren und ihren Ständen einzumwirfen, 
doch fei das Einfchreiten derfelben erforderlich, fobald jene 
Streitigkeiten die innere Ruhe des Bundes unmittelbar 
gefährden. *) | 
Nach diefen Auslegungen eriftirten der 18. und 13. 
Artifel der Bundedacte während der zwanziger Jahre; denn 
jene Artifel follten allerdings eriftiren, fie follten der Herr- 
ſchaft, welche ein Gefet übt, nicht beraubt werden. In— 
dem ihnen nur das Unbedingte, dad Revolutionäre ihrer 
Herrfhaft genommen wurde, mußten fie fich der Auslegung, 
der Autorität der Regierungen beugen. Jene Artikel waren, | 
ald fie gegeben wurben, ein Zugeftändniß an die Revolu- 
tion, mit welchem man die Revolution beendigt hatte: als 


*) Wiener Schlußacte, Art. VII. XVII. XXV. XXVI. LVII. 
LVID. LIX. LX1. 
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fie auftraten, ſchienen fie herrfchen zu Fönnen, blos da— 
durch, daß fie auftraten, fle fchienen auch für die Regie— 
rungen Gefeß zu fein und waren daher den leßteren ge- 
fährlich : die Karldbader Befchlüffe und die Scylußacte 
ftellten fie unter die Abhängigkeit der Regierungen, fie ga- 
ben ihnen diejenige Form, unter welcher fie neben ben 
Regierungen beftehen Fonnten. Die Karlsbader Befchlüffe 
und die Schlußacte verliehen dem Ring der Regierungen, 
in welchen jene Artifel einen Riß gemacht hatten, neuen 
Halt. Die Regierungen von Defterreih und Preußen, 
den übrigen Bundesregierungen die richtigen Prinzipien an 
die Hand gebend, hatten es keineswegs im Sinne, bie 
Stüße des beftehenden, vertragsmäßig angenommenen Ge- 
feed von fi zu weifen. Sie wollten weder rechtswidrig 
noch willfürlich fein. Sie gaben nur dem Gefete dieje— 
nige Form, denjenigen Inhalt, durch die ed mit ihrer eige- 
nen Eriftenz vereinbar fe. In demfelben Sinne war eg 
auch, daß fie feit dem Jahre 1822 den Bundestag reor- 
ganifirten. 
Durch eine Denkfchrift ded badifchen Staatsminiſters 
Freiherrn von Berftett, welche im Jahre 1822 unter den 
Mitgliedern ded Bundestages circulirte, war die Aufmerf- 
_ famfeit jener Höfe auf die liberaliſirende Tendenz mehrerer 

Bundesgefandten conftitutioneller Staaten gerichtet worden. 
In der Majorität der Bundesgefandten, meinte jene Denf- 
fchrift, herrfche jet ein Geift des Widerfpruche, welcher 
unter der Form der Gefeglichfeit dahin ftrebe, die größeren 
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Bundedftaaten zu einer rein vaffiven Rolle zu zwingen 
und diefe Paffivität dann als hemmendes Brincip erfchei- 
nen zu laffen. Auch ſuche dieſe Parthei des MWiderfpruche 
ı unter der Form der Rationalität ein engered Anfchließen 
der Meineren Staaten aneinander zu bewirfen. So wolle 
man die Öffentliche Meinung gewinnen, fo dem Einfluffe 
ein Ziel fteden, den die großen Mächte auf die inneren 
Angelegenheiten Deutſchlands auszuüben "berufen feien. 
So lange dies dauere, könne der wahre Zweck des Bun— 
bed, die innere Ruhe, mie erreicht werben. 

Bor Allem waren es der Freiherr von Wangenheim, 
Rürtembergifcher Gefandter, und der Freiherr von Aretin, 
Bayerifcher Gefandter, welche die ſüddeutſche, deutſch⸗na⸗ 
tionale Oppo ſition Teiteten; doc weder der Defterreichifche 
Gefandte, Graf Buol- Schauenftein, noch der Preußifche, 
Graf von der Golg, hatten fie für wichtig genug gehalten, 
um ihretwegen befonderd an ihre Höfe zu berichten und 
irgend eine Mafregel zu beantragen. 

Auch bier war ed wieder der Fürft Metternich, wel- 
her die Gefahr ahmte und ihr -vorbengte. Er gab dem 
Preußifchen Gabinet zur bedenfen, wie Preußen und Oefter- 
reih, Durch gleiche Regierungsgrundfäge geleitet, es un— 
möglich ruhig mit anfehen könnten, daß in den ‚Fleineren 
deutichen Staaten ſich ein Geiſt der Oppofition rege, 
welcher, durch einen falſchen Liberalismus hervorgerufen, 
Deutichland zu zerfpalten drohe. Schon feien die bedeu- 
tendften Stellen im manchen Staaten von Männern einge» 
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nommen, deren Grundfäge durchaus Feine hinreichende Ga- 
rantie für Aufrechthaltung des beftehenden Zuftandes und 
Sicherung der Ruhe und Ordnung gewährten. Der Bun- 
dedtag müſſe diefen Beſtrebungen Maß und Ziel feßen ; 
vor Allem aber müfle dafür geforgt werden, daß diefer 
Bundestag felber aus Männern, welche jene Garantie 
böten, beftänbe. 

Oeſterreich und Preußen änderten felbft ihre Gefandt- 
fchaft, und von DOefterreichifcher Seite wurde der Freiherr 
von Münd)-Bellinghaufen, politifcher Schüler ded Fürften 
Metternich, von Preußifcher Seite der Generalpoftmeifter 
von Nagler, der feine Reife nach Frankfurt über Wien 
machte und fpäter von Sr. Majeftät dem Kaiſer Franz 
mit dem Großfreuz bed Leopoldordens beehrt wurde, an 
den Bundestag gefandt. 

Auch gelang es, zu gleicher Zeit den Bundestag im 
Geiſte der inneren Ruhe und Einträchtigfeit Deutſchlands 
zu regeneriren. 

Nachdem nun durch Bundesbefhluß vom 16. Auguft 
1824, einen Befchluß, den, wie ed im Eingange hieß, der 
deutfche Bund der unmandelbaren Sorgfalt Seiner Maje- 
ftät des Kaiferd von Oeſterreich vor Allem zu verdanken 
hatte, feitgefegt worden war, ed folle in allen Bunbes- 
ftaaten, in welchen landitändifche Verfaſſungen beftehen, . 
ftrenge darüber gewacht werden, daß in der Ausübung 
der den Ständen durch die Verfaffung zugeftandenen Rechte 
das monarchifche Princip unverlegt erhalten bleibe und daß 
zur Abhaltung aller Mißbräuche, welche durch die Deffent- 


13 


ichteit in den Verhandlungen oder durch den Druck ber- 
ſelben entſtehen können, eine den Beſtimmungen der Schluß- 
acte entſprechende Geſchaͤftsordnung eingeführt und über 
die genaue Beobachtung derſelben ſtrenge gehalten werde: 
dag ferner das mit dem 20. September erlöfchende pro⸗ 
viforifche Preßgefeg vom Jahre 1819 fo lange in Kraft 
bleiben folle, bis man ſich über ein befinitived Preßgeſetz 
vereinbart haben werde: blieb die Herrfchaft des 13. und 
18. Artifeld der Bundesacte nad) der Auslegung von 
Karlsbad und Wien ungeflört. Als aber die Ereigniffe 
ded Jahres 1830 in Frankreich, Belgien, Polen das 
ganze Syitem ded Wiener Congreffed umzuſtürzen drob- 
ten, warb auch dad Syſtem bed deutfchen Bundestages 
durch gleichzeitige Ereigniffe in Deutfchland gefährdet. 
Der Bundestag fah die Vorfälle in Braunfchweig, im 
Großherzogthum Heflen, in Kurheffen, in Sachſen, ohne 
den Artifel 26. der Wiener Schlußacte in Vollzug zu 
ſetzen. 

Der Bundestag ſah es ruhig mit an, daß in Sachſen 
die Veraͤnderung ber Verfaſſung im Sinne der Volls— 
Repräfentation erzwungen, daß in Braunſchweig ein Fürft 
verjagt, daß in Kurhefien auf den 16. October 1830 ein 
conftititirender Landtag berufen wurde; er ſah ed mit an, 
daß Profeffor Sylveſter Jordan, ald Borftand des Aus- 
fhuffes zur Prüfung der Furfürftlich heſſiſchen Propoſition 
ded Staatsgrumdgefeßed, auf diefem Landtage eine Erflä- 
rung bed 13. Art. der Bundesacte durchfeßte, welche ganz 
und gar dem Princip der Volförepräfentation huldigte; daß 
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Jordan ſich, um die Nothmwendigfeit einer Staatsreform 
zu beweifen, auf „die mit Kraft erhobene Stimme bed 
Kurheffifchen Volkes“ berief; daß er nicht die beftehenben 
Gefege und Befchränfungen, fondern „allgemeine, unbe- 
ftreitbar vichtige Principien“ zum „Prüfſtein“ dev landes⸗ 
herrlichen Propoſition machte; daß er „bie Rechte und 
Pflichten der Staatsregierung fowohl ald des Volkes 
und der einzelnen Unterthanen auf eine den herrſchenden 
Rechtdanfichten, dem von der Vernunft gegebenen Rechtd- 
gefege, dem Princip der vernünftigen Gleichheit der Men- 
ſchen angemefjene Weife vollftändig, beftimmt, gemeinver- 
ftändlich und confequent feſtgeſetzt“ wiünfchte. 

Der Einheit ded Bundes, bisher durch die Präponde- 
ranz Defterreichd) und Preußens bewirft, fchien durch Das 
Hervortreten eines felbftftändigen, conflitutionellen Süb- 
deutfchlandd Zerreißung, der mwnarchifchen Autorität durch 
das böfe Beifpiel, ber Nepräfentation bed gefammten 
Deutfchlandse nach Außen durch eine Hinneigung der Süd— 
deutfchen für Frankreich Gefahr zu drohen. Man erin- 
nerte fich, daß es die Fürften Würtemberge und Bayerns 
gewefen waren, welche ſich fchon auf dem Wiener Eon- 
greife dem Einfluffe eines durch die größeren Mächte noth- 
wendig geleiteten Bundes auf ihre ſouveränen Handlungen 
entgegengeftellt hatten. Man erinnerte fi, daß es bie 
Könige von Würtemberg und Bayern gewefen waren, auf 
deren Andringen jene Beſtimmung, dergemäß „die in an- 
erfannter Wirkfamkeit beftehenden landftändifchen Verfaf- 
fungen nur auf ‚verfaffungsmäßigen Wege abgeändert 
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werden fönnen‘‘,*) in die Wiener Schlußacte gebracht 
war. Denn in Den conftitutionellen Verfaffungen der füd- 
deutichen Staaten hatten die Fürften derfelben zwar eine 
Beihränfung, aber aud) zugleid ein Mittel der Selbft- 
Händigfeit gegen die beiden Großftaaten Deutſchlands. 

Das Jahr 1830 hatte den Liberalismus auch in 
Deutihland wieder zu Worte fommen laffen. Die fol- 
genden Jahre jollten die Natur deffelben, follten die poli- 
tiſche Natur des deutſchen Volkes, der deutfchen Staaten, 
der deutichen Fürften enthüllen. 


) Wiener Schlußacte, Art. LVI. 
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Die kurheſſiſche Verfaffungsurtunde, Frucht einer 
nicht dDreimonatlichen Arbeit, ward am 8. Januar 1831 
vom KRurfürften Wilhelm den: Zweiten den Ständen feier- 
fi übergeben. „Das ernfte Fürftenwort,‘“ fo eröffnete 
ber Minifter des Innern v. Schminke die feierliche Hand- 
lung, „das ernfte Fürftenwort, welches Se. Königl. Hoheit, 
unfer allergnädigiter Landesherr, Seinen treuen Volke ge- 
geben, das Verſprechen einer zeitgemäßen Berfaffung, gebt 
jest in Erfüllung... Ein. neues Band der Liebe, der Ans 
bänglichfeit, der Treue wird. heut geknüpft. zwifchen Fürft 
und Bolf, das gegenfeitige Vertrauen erhält eine verjüngte 
Kraft... NRichts gleicht dem fchönen großen Werke, wel- 
ches den Gegenftand der. heutigen Feier ausmacht und 
welches die innerften Gefühle um fo lebendiger ergreift, 
da ed und in einer Zeit zu Theil wird, wo ein gemwaltiges 
Ereigniß das andere drängt, eine Form des öffentlichen 
Lebens, kaum verſucht, ſchon einer andern Probe wei» 
den ſoll.“ | 

Nachdem darauf der zweite Landtagscommiſſär, Eggena, 
die Verfaſſungsurkunde verlefen, reichte fle der Kurfuͤrſt 
dem Erbmarfchall.v. Riedefel mit den Worten dar: „Ich 
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übergebe Ihnen hier die Berfaffung und wünfche Heffen 
Glück dazu.” 

In danfender Antwort ſprach der Erbmarfchall von 
den durch Volksglück und Bürgerliebe befeftigten Säulen 
des Kurheffifchen Throned und von unvergänglichem durch 
die Berfaffung erworbenem Namensruhm, von vollem, preid- 
würdigem Einverftändnig zwifchen dem Beherrfcher und den 
Abgeordneten ded Bolfed, von der aufrichtigften Liebe, der 
tiefgefühlten Danfbarfeit gegen den Fürften, den Schöpfer 
fünftigen Glückes, den er bat, die Errichtung feiner Statue 
in der Reſidenz zu genehmigen. 

Die Berfaffungsurfunde erklärte Die Negierungsform 
Kurheſſens für monarchiſch mit landftändifcher Verfaffung 
($. 2); der Kurfürft, das Oberhaupt ded Staates, ver- 
einige in fi alle Rechte der Staatögewalt und übe fie 
auf verfaffungsmäßige Weife aus; feine Perfen fei heilig 
und unverleglich ($. 10); jeder Inländer habe im adht- 
zehnten Lebensjahre den Huldigungseid zu leiften ($. 21); 
jeder Infänder fei der Regel nad) auch Staatöbürger, ſo— 
mit zu öffentlichen Yemtern und zur Theilnahme an der 
Bolfsvertretung befähigt, vorbehaltlich derjenigen Eigen— 
fchaften, welche die Berfaffung oder andere Gefeße in Be- 
zug auf die Ausübung einzelner fkaatsbürgerlicher Rechte 
erfordern ($. 22); die Leibeigenfchaft fei und bleibe auf- 
gehoben; die von ihr herrührenden unftändigen Abgaben, 
in fo weit fie nod) rechtlich fortbeftehen, namentlich für die 
Sterbefälle, follen auf eine für bie Betheiligten billige Weife 
im Wege des Vertrags oder, wo ber deshalbige Verſuch 
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ehne Erfolg bliebe, durd) ein zu erlafjendes Geſetz weiter 
geordnet werden ($. 25); alle Einwohner feien vor den 
Gefegen einander gleich und zu gleichen ftaatsbürgerlichen 
Berbindlichfeiten verpflichtet, in fo weit ald nicht die Ber- 
faffung oder die Geſetze eine Ausnahme begründen ($. 26); 
fein Suländer könne wegen feiner Geburt von irgend einem 
öffentlichen Amte ausgeſchloſſen werden, auch gebe dieſelbe 
fein Vorzugsrecht zu einem Staatsamte ($. 28). 

Die Berfaffung garantirte ferner vollfommene Freiheit 
des Gewiffend und der Religiond-Uebung, fo jedoch, daß 
die Religion nie ald Vorwand gebraudyt werden dürfe, um 
fi einer gefeglichen Verbindlichkeit zu entziehen ($. 30). 
Die Jagd-, Waldeultur- und XTeih-Dienfte nebft den 
Wildprets- und Fifch-Fuhren und dergleichen Traggängen 
zur Frohne wurden für aufgehoben erflärt und ben Pri— 
vatberechtigten Entfhädigung vom Staate zugefichert. Die 
dem Staate zu leiftenden Fruchtmagazinsfuhren und Hand— 
bienfte auf den Fruchtböden wurden gänzlich aufgehoben; 
die übrigen ungemefjenen Hof-, Cameral⸗ und gutöherrli- 
den Frohnen follten in gemeflene umgewandelt werden, 
alle gemefjene Frobnen ablösbar fein. Auf ein Geſetz 
ward bingedeutet, welches die Umwandlung und Ablöfung 
ber Frohnen mit gehöriger Berücfichtigung der Intereffen 
der Berechtigten und Berpflichteten beftimmen werde ($. 33). 
Ein andered Geſetz follte die Beſtimmungen über die Ab- 
[ösbarfeit der Grundzinfen, Zehnten und übrigen gutsherr- 
lichen Ratural- und Geldleiftungen, auch anderer Reallaften 
enthalten ($. 34). 
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Ausſchließliche Handeld- und Gemwerbs-Privilegien foll- 
ten ohne Zuftimmung der Landftände nicht mehr ertheilt 
werden ($. 36). „Die Freiheit der Preffe und ded Buch» 
handeld wird in ihrem vollen Umfange ftattfinden. Es 
fol jedec) zuvor gegen Prefvergehen ein befonderes Geſetz 
alsbald erlaffen werden. Die Cenſur ift nur in den durch 
die Bundesgefeße beftimmten Fällen zuläſſtig“ ($. 37). 

Ein Gefeg über Bürgerbewaffnung wırde. in Ausſicht 
geftellt ($. 40), jedem Einwohner das Recht der freien 
Auswandering garantirt ($. 41). 

Gleichfalls handelte die Verfaffung von einer Fünftig 
zu erlaffenden Städte» und Gemeinde- Ordnung und gab 
den ungefähren Inhalt derfelden an (88. 4248). _ 

Auch follten die befonderen Rechtsverhäftutffe der 
Standesherrfchaften im Gemäßheit der bündesgefeglichen 
Beftimmungen und nad) vorgängiger näherer Verftändigung 
der Staatsregierung mit den Standesherren un eifi 
Edict geordnet werden‘ ($. 49). | 

Die S$. 51 — 62 fegten die Rechte und Pflichten der 
Staatöhiener feft und fprachen indbefondere von den Prü- 
fungen, Abfegungen, Verfeßungen, Penfionen, vom Dienfteib 
und von der Verantivortlichfeit der Staatsdterier, 

Die SS. 63 — 105 handelten von den Landftänden: 
Die Ständeverfammlung follte gebildet ſein durch je. einen 
Prinzen des Furfürftlichen Hanfes- für jede appanagirte Li> 
nie deſſelben oder durch deffen. ‚Stellvertreter; durch die 
Häupter aller fürftlichen oder gräflichen ‚ehemals: reichsun⸗ 
mittelbaren Familien, welche in Kurheffen eine Standes⸗ 
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herrſchaft beſitzen, mit. Geitattung der Steftyertretung; durch 
den Senior der von Riedeſelſchen Familie; Durch einen 
der ritterfchaftlichen Obervorfteher der abeligen Stifter 
Raufungen. und Wetter; einen Abgeorbneten der Landes- 
Univerfität; acht Abgeordnete der Ritterfchaft und des che» 
mals reiheunmittelbaren Adels; ſechzehn Abgeorditete der 
Städte; fechzehm Abgeordnete der Landbezirke. Die Ab- 
geordneten follten an feinen Auftrag ‚gebunden fein,. ſon—⸗ 
dern ihre Abitimmung nach ihrer Ueberzeugung, wie fie es 
vor Gott und Gewiffen zu verantworten gedenfen, abgeben, 
Die Verhandlungen der Ständeverfammlungen follten dei 
Regel nach öffentlich fein, die. Abgeordneten auf drei Jahre 
gewählt werben und. wenigitend ‚einmal: in; drei Jahren. zıt= 
janımenfommen. DOhne ihre Beiftimmung folle ‚fein Geſetz 
gegeben, aufgehoben, abgeändert oder anthentifcd erläutert 
werden können. Die Stände können zu neuen Geſetzen, 
jo wie zur Abänderung oder Aufhebung den: beſtehenden, 
Anträge machen; ſie haben das Recht der Steuierbewilli- 
gung; fie haben das Recht und die Pflicht, diejenigen Vor⸗ 
fände der Minifterien ober deren Stellvertreter, weldye ſich 
einer Verlegung der Berfaflung Ihuldig gemacht’ haben, . vor 
dem DOberappellationsgericht -anzuflagen:. Bor. der Verab⸗ 
ſchiedung, Vertagung oder. Uuflöfung bed jedesmaligen 
kandtages haben die Stände aus ihrer Mitte einen Aus—⸗ 
ſchuß von drei bis fünf: Mitgliedern zu wählen, welcher 
bis zum naͤchſten Laudtage uͤber die Vollziehung der Land⸗ 
tagsabſchiede zu wachen, überhaupt das landſtändiſche In⸗ 
tereſſe wahrzunehmen, fo wie die ihm nach feiner Inſtruc— 
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tion weiter obliegenden Gefchäfte im Namen der Lanbftände 
zu verrichten hat. 

Die Berfaffung feste ferner die Wirffamfeit der ober- 
ften Staatöbehörden, ded Gefammtminifteriumsd, der Bor- 
ftände eines jeden Minifterialdepartementd und die Berant- 
wortlichfeit derfelben feſt ($$. 106— 111). Sie fonderte 
die Rechtspflege von ber Landesverwaltung ($. 112), und 
regelte. die Ausübung der erfteren ($$. 112 — 131). Sie 
fiherte allen im Staate anerfannten Kirchen gleichen Schuß 
zu ($. 132). Sie erflärte die bisherigen Domänen des 
furfürftlichen Haufes für Staatövermögen ($. 139), feste 
den Zeitabfchnitt, für welchen die Ständeverfammlung die 
Steuern zu bemwilligen habe, auf drei Jahre feft ($. 144), 
und ordnete für die Fälle, daß ſich zwifchen der Staats— 
regierung und den Landftänden über ben Sinn einzelner 
Beitimmungen der Berfaffungsurfunde Zweifel erheben, die 
Errichtung eined Compromißgerichte an ($. 154). 

Diefe Berfaffung ward ald die Bürgfchaft einer glück- 
lichen und freien Zufunft angefehen. „Die Berfaffung ift 
erfchienen,” hieß es in einer Befanntmachung der Stadt- 
räthe von Hanau. „Im ihr weht der Geift der Geredh- 
tigkeit und. Selbftändigfeit, fie wird den heffifchen Namen _ 
verherrlichen! Die Hoffnung des Landes ift nun erfüllt, 
indem die Berfaflung die Bedingung und das Mittel iſt, 
ihm alles Wünfchensmwerthe zu verbürgn. Es ift nun 
am Lande, ferner aud) das Seine zu thun und ben Geift 
der Berfaffung überall ind Leben treten zu laffen. Keine 
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Unerdnung verkümmere ung forthin den Genuß einer ſegens⸗ 
reihen Zukunft.“ 


Die Stadt Caſſel drückte ihren Dank in Feſtzügen 
ud Illuminationen aus. Der Kurfürftin Königliche Ho— 
heit reifte von Fulda zur Gonftitutiondfeier nad) Gaffel. 
Am 7. Januar Abends traf fie hier ein: in allen Stra: 
gen, durch die ihr Magen Fam, wurde fie mit Jubel be- 
grüßt, aus den mit Krängen, Laubwerk und Blumen ge- 
fchmüdten Fenftern wehten Tücher. Im Schloſſe Bellevue 
überreichten ihr weißgefleidete Bürgertöchter Gedichte und 
Blumen. Die Häufer wurden illuminirt, Nachts um 11 
Uhr brachte die Bürgergarde der Kurfürftin eine Fackel— 
muflt. Den folgenden Tag war ed der Bürgermeifter 
der Refidenz, welcher an der Spitze ded Stadtraths und 
ter Borfteher fämmtlicher Gilden dem im Thronfaale wei— 
lenden Kurfürften den Danf der Stadt darbrachte. All— 
gemeine Erleuchtung der Stadt ftellte Den Liberalismus 
der Heſſen ins Licht, im Theater ward die Kurfürftliche 
Familie mit raufhendem und langanhaltendem Beifallruf 
empfangen. 


Die Feftigfeit ded „neuen Bandes der Liebe,“ wel- 
ches die Berfaffung zwifchen Fürft und Volk gefnüpft 
hatte, folte am 11. Sanuar erprobt werden. Gleich 
nachdem die Berfaffung beſchworen worden war, hatte 
ber Kurfürft einen Bertrauten mit Ertrapoft nad Franf- 
furt zur Gräfin geſchickt; diefe hatte fich alsbald auf den 
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Weg gemacht, hatte bei Nacht unetkaunt die Heſſiſche 
Grenze paſſirt. 

Am 10. Januar Abends verbreitete ſich in Caſſel das 
Gerücht, die Gräfin fei in Wilhelmshöhe eingetroffen, am 
ilten Morgend war die ganze Stadt in Bewegung. Zu— 
fammenrottungen entitanden, Berwünfchungen wurden aus— 
geftoßen. Das Militär in Wilhelmshöhe mußte durch 
zwei Gompagnien Gardejäger und die Gardeducorps ver— 
ftärft werden, und da ſich die Allee, welche nad) Wilhelms⸗ 
höhe führt, mit Menſchen füllte, ſo wurden die Zugänge 
zu dieſem Schloſſe geſperrt, Kanonen aufgefahren, ſcharfe 
Patronen vertheilt. | 

In der Stadt felber wurden dem Minifter des Aus⸗ 
wärtigen, Rivalier von Meyfenbug, die Fenfter eingewor- 
fen; ber Anblick vieler Männer mit Aerten, welche nach 
dem Haufe der Gräfin Reichenbady zogen, ließ eine Zer⸗ 
ſtörung dieſes Hauſes fürchten. Die Garniſon, die Bür— 
gergarde traten unter die Waffen und ſchützten die bedroh⸗ 
ten Häuſer. Eine Deputation der Bürgerfchaft, mit dem 
Bürgermeifter und dem Polizeidirector an der Spiße, be- 
gab ſich nach Wilhelmshöhe, der Minifterrath und mehrere 
Generäle wurden berufen. „Ich verlaffe mich auf mein 
Militär, fagte ‘die Gräfin. Trotzdem kam man überein, 
daß nur- die Entfernung der Gräfin der Stadt die, Ruhe 
wiedergeben könne: und am nächſten Morgen wurde durch 
Anfchlag an allen Eden befannt gemacht, die Gräfin 
Reichenbach habe fo eben die Reife angetreten, um das 
Kurbeffifche Gebiet zu verlaffen. 
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Wenige Tage darauf ward dem Kırfürften eine mit 
zahlreichen Unterfchriften verjehene Bitt- und Befchwerde- 
Khrift von Kaffeler Bürgern überreicht. „In dem. Augen- 
blicke,“ hieß ed darin, „wo treue Unterthanen ihren innig- 
ken Danf für die Bewilligung einer zeitgemäßen Berfaf- , 
jung Ew. Königlichen. Hoheit darbringen, find. auch zu- 
gleich die Herzen aller Baterfandsfreunde mit der tiefften 
Betrübnig auf das ſchmerzlichſte erfüllt und von banger 
Beſorgniß umfangen: Es dienen: mehrere vorgenommene 
Regierungsmaßregeln, insbefondere aber einige befannt ge— 
wordene Ernennungen und Berfegungen höherer Staat» 
diener und und jedem treuen Bürger ald fprechende Be— 
weile, dag All erhoͤchſtdieſelben von einigen Räthen umge 
ben find, welche, von ſchnödem Eigennutz und perfönlichen 
Rücfichten geleitet, - das wahrhafte Wohl Ew. Königlichen 
Hoheit, jo wie dad allgemeine Staatswohl umtergraben. 
Einige Männer find zu Mitgliedern der höchften Staate- 
behörden ernannt worden, "welche durchaus nicht. das. all- 
gemeine Bertrauen erworben. haben, . Dahingegen find 
andere von hier entfernt worden, welche das Woht Em. 
Könige. Hoheit und unſer wahres: Wohl aufs thätigfte 
befürderten, und trügt das Gerücht: nicht, ſo beſteht Die 
Abſicht, auch einen Mann zu entfernen,‘ ohne deffen müfter- 
hafted und über alles Lob erhabenes Beuehmen in ber 
letzten bewegten Zeit ſchaudererregende Greuel ausgeübt 
ſein würden *). Treue Unterthanen nähern ſich daher 
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dem Throne und bitten in tieffter Ehrfurcht dringend und 
angelegentlichit, daß Ew. Königl. Hoheit geruhen wollen, 
jene Rathgeber, welche, das wahrhafte Staatswohl nicht 
berücfichtigend, nur verwerfliche Zwede verfolgen und dem 
Ruhm, welchen Ew. Königl. Hoheit durch Bewilligung ber 
Berfaflung fic erworben, vernichten würden, aus Aller- 
höchſt Ihrer Nähe zu entfernen *%, Wenn das gegen- 
wärtige Gefuch zwar nur von einer Anzahl hiefiger Bür- 
ger unterzeichnet umdb im Imterefje der guten Sache nur 
von MWenigen überreicht wird, fo dürfen wir doch auf 
unfere Pflicht als treue Staatsbürger ehrfurchtsvoll ver— 
fihern, daß fich viele Laufende durch gleiche Anfichten und 
MWünfhe mit uns übereinftimmend ausfprechen und daß 
die Nichterfüllung unferer Bitte unausbleiblich die betrüb- 
teften Folgen haben würde.‘ 

Der Kurfürft beauftragte Herrn Schenf von Schweins- 
berg, ein neues Minifterium im conftitutionellen Sinne zu 
bilden, indem er zugleich mehrere, wenige Tage vor Unter- 
zeichnung der Berfaflungsurfunde vorgenommene Ernennun- 
gen zurädnahm. 

Am 28. Januar wurde durch Bekanntmachung an- 
gezeigt, daß Se. Königl. Hoheit, der Allerdurdhlauchtigfte 
Kurfürft die verantwortlichen VBorftände der oberften Staate- 
behörben in. Gemäßheit der Berfaffungsurfunde in folgen- 
ber Weife ernannt habe: 1) für die Juſtiz den mit der 


*) Die Herren Rivalier von Meyfenbug und von Schminke 
find befonders gemeint. 
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draſidialleitung der Gefchäfte des Staatsminifteriums be- 
anftragten Staatsminifter Schenk zu Schweindberg, 2) für 
die Auswärtigen Angelegenheiten den Staatsminifter von 
Kopp, welchem 3) jedoch nur proviſoriſch, Die Finanzen 
' mit übertragen worden, 4) für das Kriegsweſen den Ge- 
neralmajor von Müldner-Mülnheim, 9) für das Innere 
den Geheimerath Rieß; foldyergeftalt fei das Staatsmini⸗ 
| ſterium in feinen Borftänden vollftändig conſtituirt. Die 
Minifter gaben die Zuſicherung, daß dem Allerhöchiten 
Wilen Sr. Königl. Hoheit des Kurfürften und den Yon 
einem Seden von ihnen eidlich übernommenen ‚Pflichten 
gemäß, fie die Verfaſſung auf das genauefte befolgen und 
fih aus allen Kräften bemühen werden, fämmtlichen An- 
gehörigen des Kurſtaates die Wohlthaten derfelben in vollem 
Mage zu Theil werben zu laffen. Sie verfpracdhen, ge- 
rechten Beſchwerden nie Gehör verfagen, gegen alle gefeg- 
und verfaffungswidrigen Anmuthungen fchligen zu tollen, 
Dagegen drüdten fie aber auch die Erwartung aus, dag 
die in den legten Zeiten vorgefallenen unruhigen Bewegun- 
gen gänzlich aufhören, die Geſetze das ihnen gebührende 
Anfehen behaupten und fämmtliche Staatsangehörige, ohne 
ſich mit politifchen Neuerungen abzugeben und hiezu zeit⸗ 
ranbende, die Gemüther aufregende Zufammenfünfte zu 
halten, zu ihren gewohnten Befchäftigungen zurückkehren 
würden. Sie erwarteten thätige Mitwirkung ber Obrig- 
feiten und Angeftellten zu Erhaltung der öffentlichen Ord- 
nung und gaben den feiten Entſchluß fund, nöthigenfalls 
durch Strenge, durch geſetzliches Einfchreiten, fo wie durch 
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Anwendung von Militärgewalt dem Brud) der öffentlichen 
Ordnung entgegenzutreten. 

Der conftitwirende Landtag ging nicht fogleich nad) 
dem -Erfcheinen ber Verfaſſungsurkunde auseinander, viel- 
mehr war ihm durch $. 159 der letzteren die Aufgabe 
geftellt, zum Zwede der Bearbeitung des Wahlgeſetzes, der 
landftäudifchen, Geſchäftsordnung und. ded Staatäbdienft- 
gefeßed, ferner zur Berathung angemefjener- Erleichterung 
in ben. Stempelabgaben und der nöthig befundenen vor- 
läufigen: Maßregeln in Beziehung ‚auf ‚andere indirecte 
Steuern, auch zur Wahl des: Ausfchuffes und des Land⸗ 
ſyndieus feine. Wirkfamfeit noch fortzufeßen. -. 

Die Berathung über dag Wahlgeſetz — * der 
Sitzung des 5. Januar, wurde durch mehrere nicht öffent- 
liche Sitzungen durchgeführt und das Reſultat war ein 
aus 58 Paragraphen beſtehendes, am 16. Februar erlaſſe⸗ 
nes Geſetz. Die Wahl der ſtadtiſchen Abgeordneten ſollte 
eine doppelte: ſein, die erſte Wahl die Wahlmänner,.. die 
zweite die Abgeordneten. beſtimmen (K. 10). Die Abge 
ordueten der Landgemeinden ſollten durch ‚dreifache Wahl 
ernannt werben, und zwar; follten aus. der. erften Wahl 
die Gemeindebevollmächtigten, - aug der ‚zweiten die Wahl- 
männer, aus der dritten die Abgeordneten  hervorgeheu 
($. 39. — Gleichfalls durch Geſetz vom 16; Februar 
ward Die Gefehäftsordnung Ar die, — — 
feſtgeſetzt. 

Die früher —— die — and⸗ Berichte 
verhandlungen vertheuernden Stempelgebühren wurden der⸗ 
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geſtalt herabgeſetzt, daß man den jährlichen Ausfall in der 
Stempeleinnahme auf 50,000 Thaler berechnete (Geſetz 
vom 3. Februar 1831). Die Landesſchulden-Tilgungs⸗ 
Steuer wurde aufgehoben. Das bisherige Syftem der 
indirecten. Branntweinsbefteiterung, vom Kammerrath Mei- 
fterlin eingeführt, und wegen ber damit verbundenen Chifa- 
nen und Beläftigungen allgemein verhaßt, wurde durch die 
Stäude abgeihafft umd ein entgegengeſetztes beichloffen, 
welches: mit dem 1. März 1831 in ap: treten 
ſollte. 

— ‘ven $. 62 ———— in Aus⸗ 
ſicht geſtellte, die beſonderen Rechtsverhaältniſſe der Staats- 
diener regelnde Geſetz wurde —— und am 8. — 
erlaſſen. “ 

Die Haupithätigteit. der — nahm — die 
Sonderung der Kapitalien, welche bisher bei der. Cabinets⸗ 
caſſe und der: Generalcaſſe verwaltet worden, in Staatd- 
vermögen und Fideicommiß ded Kurhauſes in Anſpruch. 

Gleich nad; Begum des conftituwirenden. Landtages ließ 
der Kurfürft den Ständen‘ eröffnen, daß er aus Allerhöchſt 
eigener Bewegung Commiſſare 'ernannt habe, um mit einem 
ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe über. die Feftitelung des Staats- 
vermögens und über die Anweiſung des Hofbedarfs auf 
gewiſſe Domanialeinkünfte zu: verhandeln. Die kurfürſtli⸗ 
chen Commiſſarien waren der Miniſterialrath Scholten, 
Geh. Finanzrath Deines, Geh: Juſtizrath Wöhler und. Hofr 
iägermeifter. ven Baumbach. Mit. diefen trat ber. ftändi- 
ſche Ausſchuß, aus den Herren Schomburg, Eberhard, 
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Auffarth, von Hammerftein, v. Bogt beftehend, 
in Beziehung. 

Ganz geheim wurden die Berhandlungen diefer Com- 
miffionen geführt, dem ftändifchen Ausfhuß wurde Ber- 
ſchwiegenheit auferlegt, und in ben Plenarfigungen des 
Landtags kamen nur die Refultate der Unterhandlungen 
zur Sprache. Die Bereinbarungen und Gefeße über ben 
verhandelten Gegenftand wurden nie veröffentlicht, follten 
auch nie zur Kunde des Publitumd gelangen: und nur 
über die Berwaltung des Staatsfchates und des Haus- 
fhate® wurden am 27. Februar zwei Gefeße publicirt. 

Dad ganze: Kapitalvermögen, auf dreißig Millionen 
veranfchlagt, fol zwifchen dem Kurfürften und dem 
Lande in gleiche Theile getheilt worden fein; doch blieb 
die eine Hälfte dem Rurhaufe nur ald Fideitommiß, fo 
daß. ber Landesfürft immer blos den Nießbrauch von ben 
Zinfen ded Kapitald in‘ Anſpruch nehmen Fönne, 

x. Die Einkünfte der: Domänen, auf ungefähr eine Mile 
lion Thaler jährlich gefchägt, wurden dem Lande zu Bez 
firettung der. Staatsaudgaben überwieſen. Dafür bewil⸗ 
ligten die Stände dem: Kurfürften eine jährliche Bivillifte 
von 392,000 Thalern, einſchließlich 40,000 Thaler in 
Raturalien. 

Rechnet man bie Laften, weldje der. Kurfürft auf 
feine Givillifte übernahnı, ab, fo behielt er ungefähr ein 
jährliches Einfommen von 900,000 Thalern. 

Am 9. März 1831 wurde der conftituirende Landtag 
durch die Furfürftlichen Landtagscommiffarien,  Oberappella- 
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tionsgerichtöpräfldenten von Porbed und Regierungerath 
Eggena, nach Verleſung und Unterzeichnung des nn 
abſchieds gefchloffen. 

Der Landtagsabfchied ROTER den Wunſch der Land⸗ 
fände, dag fo viel ald irgend thunlich dem nächften Land⸗ 
tage die Entwürfe derjenigen Geſetze vorgelegt werben mödh- 
ten, welche durch die Verfaffungsurfunde in Ausſicht geftellt 
feien: alfo ein Geſetz über die Entfchädigung der Privat- 
berechtigten für aufgehobene Feudallaften, über die Um- 
wandlung und Ablöfung der Frohnen, ein Preßgeſetz, ein 
Bürgergardengefeß, ein Gemeindegefeg. Der Landtagsab- 
ſchied berichtete ferner ($. 7), von ber Ständeverfammlung 
fei erflärt worden, daß der gegenwärtige Rechtszuſtand, 
defien Grundlagen ohne innern Zufammenhang fremden 
Bölfern yon den verfchiedenften Bildungsftufen und Rechts- 
anfichten entlehnt worden, fich ald unzureichend barftelle; 
weshalb die Staatdregierung erfucht werde, eine Sichtung, 
Umarbeitung und Ergänzung der noch geltenden Redhte- 
und Prozeßnormen zu veranftalten und einem der Fünftigen 
kandtage die Entwürfe einer Strafprogeßorbnung, eines 
Strafgeſetzbuches, einer bürgerlichen Prozeßordnung und 
eines bürgerlichen Geſetzbuches zur nn und Annahme 
vorlegen zu laffen. 

Die erſte Zufammenfunft der kandſtaͤnde ſollte dem 
$. 158 der Verfaſſungsurkunde gemäß am 11. April 1831 
erfolgen. 

Hatte dad monarchiſche Princip durch die Verfaffung 
eine Gonceffion gemacht, fo wollten die Caſſeler entweder 
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feine machen, ober fie glaubten, daß die Gefühle des 
Herrfcherd verlegt werden Fönnten, ohne daß dad mo» 
‚narhifche Princip ‚angegriffen würde. Ald am Abende 

mehrere Wagen, mit Effekten der Gräfin bela- 
den, aus Caſſel nad; Frankfurt abgehen follten, rotteten 
ſich zahlreiche Bolfshaufen zufammen, um ſich mit Gewalt 
der Abfahrt jener Wagen zu widerfegen. Es feien, fagte 
man, Sachen aus dem Kurfürftlichen Palais, welche ber 
Gräfin nicht gehörten, mit eingepadt worden. Die Bür- 
gergarden rüdten aus, wurden aber mit Steinen und Holz- 
ftüden empfangen, und nur nachdem man ernftlich die Ge- 
walt der Waffen angewandt, nachdem man eine Anzahl 
der Rubeftörer verhaftet hatte, wurde die Orbnung wieder 
bergeftellt und die Abfahrt der Wagen gefichert. 

Damals ward der Plan, Caſſel für immer zu verlaffen, den 
ber Kurfürft ſchon lange mit fich herumgetragen hatte, zum 
feften Entſchluß. Am 23. März reifte er nach Wilhelms⸗ 
bad, das er Ende April mit dem Schloffe Philippsruhe 
bei Hanau vertaufchte. In feiner Begleitung befanden fich 
eine Tochter der Gräfin Reichenbach, der Hofmarfchall v. 
Krufe, der Oberjägermeifter v. Baumbach, der Flügelabju- 
tant dv. Helmfchwerdt und Rivalier v. Meyfenbug: ein 
Separatminifterium, deffen Rathfchläge gegen das conflitu- 
tionele Minifterium in Eaffel ein Uebergewicht auszuüben 
wohl im Stande war. - 

Noch von Wilhelmsbad aus wurde an die Stelle bes 
Generalmajor v. Müldner der dem Kurfürften ergebene 
Generalmajor v. Loßberg zum Kriegäminifter ernannt. 
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So endete ber erfte Act des kurheſſiſchen conftitutio- 
nellen Schaufpield, welches mit einem Streit über bad 
Hansvermögen der Herrfcherfamilie begonnen hatte, bamit, 
daß der Souverän den Sig ber Staatsregierung mied und 
diefe überhaupt in zwei Theile audeinanderfalfen ließ. 
Auch in Naſſau Hatte zu dieſer Zeit ein Streit zwiſchen 
den Randesvertretern und ber Staatsregierung wegen ber 
Domänen ftatt. Es handelte fi) darum, zu entfcheiden, 
wo die Souverämität mit bem Eigenthumsrechte zufammen- 
falle oder die Ableitung ded Eigenthumsrechtes aus dem 
Begriffe der Landeshoheit beftritten werden Fönne. 


Die Verfaſſung des Herzogthums Naffau ſtammt aus 
dem Jahre 1814. Wir find, heißt es im Eingange der⸗ 
ſelben, während der vorübergegangenen unglücklichen Zeit 
. fremder Oberherrſchaft in teutſchen Landen ſtets und immer 
bedacht geweſen, die nad dem Rathſchluß der göttlichen 
Borfehung Uns anvertraute unbefchränfte Regierungswirk- 
famfeit fammt dem Rechte der Gefeßgebung dahin zu ver- 
walten, dag nicht allein bie bürgerliche Freiheit Unferer 
Untertanen: möglichft gefichert und die politifche Gleichheit 
derfelben vor dem Gefeb aufrecht erhalten, ſondern auch 
der Grund zu einer Fünftigen, auf dieſen beiden Stüß- 
pumften ruhenden Berfaffung gelegt wurde Wir haben 
bis hierher die vollfommenfte Duldung religiöfer Meinun- 
gen und freie Hebung jedes Ne in Unferen Ran- 
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den gehandhabt, ebenfo die freie Aeußerung politifcher Mei- 
nungen, foweit auswärtige Staatsrückſichten nicht eine Be- 
ſchränkung verlangten, geſchützt; Wir haben die Leibeigen- 
fchaft von Grund aus in Unferem Herzogthum getilgt, den 
Frohn- und Dienſtzwang unter Schadloshaltung der Dienft- 
herren gelöft, Förperliche Züchtigungen ald Strafmittel ab- 
geftellt, erbliche Borrechte auf höhere Staatdämter nicht 
anerfannt. Die Juftizpflege wurde, unabhängig von Ung, 
durch die angeordneten Suftizbehörden verwaltet. Wir has 
ben die freie Benugung des Grundeigenthumsd unter den 
Schub fchirmender Geſetze geftellt, dad Recht der Wild- 
bahn und alle den Anbau des Bodens ftörende Waidge- 
rechtfame bis zur Unfchädlichfeit befchränft, die Ablöfung 
der Zehnten, Grundbelaftungen und Servituten vorbereitet, 
fo wie die Vertheilung gemeinheitlicher Allmenden im vor⸗ 
aus erleichtert, endlich für die Einführung einer völligen 
Gewerbefreiheit vorbereitende Maaßregeln getroffen.... 
Wir haben ben Yugenblid erlangter Befreiung von dem 
Uebergewicht fremden Einfluffes dazu benußt, Die vormalige 
Freiheit ded Buchhandeld und der Druckerpreffen Unferen 
Unterthanen zurüd zu geben“)... Es ift alfo. nur ‘übrig, 
Allem, was für die Einführung einer liberalen, den: Be- 
dürfniffen Unferer Zeit. und Unfered: Staates: entfprechenden 
Berfaffung in Unferem Herzogthum entweder ſchon gejche- 


*) Edicte vom 14. September 1803, vom 1, Januar 1808 
und 3. September 1812, vom 5%. December 1809, vom J. 
Mai 1811, vom 5. November 1812, vom !?,. Kebruar 1809, vom 
2, Mai 1814. = 
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ben ift oder noch erforderlich fein wird, auch eine gleich- 
förmige Gemwährleiftung im Innern zu geben, welche Wir 
in der unverweilten Errichtung von Landftänden gefunden 
zu haben glauben dürfen. 

Die Landftände ded Herzogthums Naffau wurden zu- 
fammengejegt aus Mitgliedern der Herrenbanf und Landes⸗ 
beputirten; die Sicherheit des Eigenthumd und der perfün- 
lichen Freiheit wurde unter die mitwirfende Gewährleiftung 
der Landftände geftellt. Aenderungen an den ſchon befte- 
benden Geſetzen oder neue Geſetze follten nicht ohne ihren 
Rath umd Zuftimmung gegeben werben. Sie erhielten das 
Recht, Borfchläge zu Abänderung oder Einführung von 
Gefegen zu machen, den Staatdininifter fo wie Landescol⸗ 
fegien in den Anflageftand zu verfegen, alle Directen und 
indirecten Abgaben zu bewilligen. Bei dem letzteren Acte 
ſollte die Mehrheit beider Kammern zuſammen entſcheiden. 
Alle Jahre zwiſchen dem 1. Januar und 1. April ſollten 
fie berufen werden. 

An der Spite der ganzen Raffauifchen Staatever- 
waltung ſtand der dirigirende Staatsminifter v. Marfchall. 

In Bezug auf die Finanzverwaltung war die Landes» 
fteuercaffe von ber Generaldomänencaffe getrennt, und 
zwar war dieſe Gaffentrennung durch die Edicte vom 3%. 
und ?2®, Januar 1816 vor dem erften Zufammentritt Der 
Stände angeorbnet worden, um, wie die Staatsregierung 
angab, die Landftände ihr Recht der Bewilligung der Lan- 
dedftenern rein und ungetrübt ausüben zu laffen. 

Die Landesfteuercaffe, aus welcher alle Ausgaben für 
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ben gefammten Randesabminiftrationsaufwand, für das Mi- 
litär, für auswärtige Berhältniffe und für die bundesver- 
faffungsmäßigen Verpflichtungen bed Herzogthums beftritten 
wurden, warb durch die directen Steuern, die Grund-, Ge⸗ 
bäude- und Gewerbefteuer, durch die indirecten Steuern, 
die Zollabgabe, Stempel- und Confirmationstaxe, und durch 
‚den ihr überwiefenen Ertrag der Regalien und Monopo- 
lien verforgt. 

Die Domänen, ald Patrimonialvermögen bed Herzog. 
lichen Haufes, beftanden aus Lehngefällen, Domanialgütern, 
Gebänden, Activcapitalien, Mühlen, Hütten- und Hammer- 
werfen, Bergwerfen, den Mineralquellen zu Selterd, Fa— 
hingen, Langenfhwalbach und Weilbach, den Mineralbä- 
dern zu Ems, Langenfchwalbady und Schlangenbad, aus 
Forften, Sagden und Fifchereien, Schäfereien, Weidegerech- 
tigfeiten und Bannrechten, Zehnten, Grundzinfen, dem Eber- 
bacher Weinfeller und dem Wafferzoll zu Höchſt. Außer- 
dem floß in die Generaldomänencaffe eine Entfhädigunge- 
rente für aufgehobene gutöherrlicye und Leibeigenjchaftsge- 
fälle, welche aus der Landesfteuercaffe bezahlt werden 
mußte. 

Diefe Trennung der Domänen, ald Privatvermögen 
der herzoglichen Familie, war für die Stände vom erften 
Yugenblid ihrer Wirffamfeit an Gegenftand der Recdama- 
tion geworden und fle hatten nicht verfehlt, die zuletzt ge- 
nannte Entfchädigungsrente nur unter eingelegtem Proteft 
und mit Vorbehalt der Rechte ded Landes zu bewilligen, 
wie ed denn überhaupt dieſe Entfchädigungsrente war, 
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melde den Ständen bei der Bewilligung bed Minifterial- 
budgets Gelegenheit bot, von den Landesſteuern aus auf 
dad Gebiet der herzoglichen Domänen überzufchweifen. Bis 
zum Sahre 1822 Hatten die Stände in jeder Sigung das 
Defiderium audgefprocden, Sereniffimus möge mit den Do- 
mänen ein andered Arrangement treffen. In jenem Jahre 
endlich überbrachte ihnen der Staateminifter v. Marfchall 
die definitive Erflärung des Landesherrn, dag Se. Durd)- 
laucht ein für allemal bie fragliche Angelegenheit ald gänz- 
li} befeitigt betrachtet wiffen wollen und daher erwarteten, 
ed werde bdiefelbe von nun an ruhen. Damals traten 
mehrere Landesbeputirte aus, weil ed mit ihrem Gewiſſen 
unvereinbarlich fei, unter folchen Umftänden noch ferner 
an der Diecuffion ded Budgets theilgunehmen. Und erft 
"dad Jahr 1831 brachte die Sache wieder zur Sprache. 
Am 21. Februar 1631 wurde die gewöhnliche Ber- 
fammlung der Naffanifchen Landftände eröffnet. Die Prü- 
fung und Berwilligung ded Staatsbebürfniffed für 1831 
war das Erfte, womit fie ſich bejchäftigten. In der all- 
gemeinen Ausſchußſitzung vom 26. Februar erflärten die 
meiften Mitglieder, daß die Berwilligung der Entfchädi- 
gungsrente mit 140,000 51. zum Beften einer fogenannten 
Patrimonialcaffe der Regentenfamilie, bei ihren Commit⸗ 
tenten ſchon lange ein Stein des Anftoßes gewefen fei und 
bei der heutigen gereizten Stimmung berfelben vorausficht- 
ih lauten Unwillen veranlaffen würde: file glaubten es 
daher ihrer Pflicht und Ueberzeugung fo wie der Beruhi- 
gung bed Bolfed und dem Wohle der Regierung felbit 
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ſchuldig zu fein, jene Rente zu verweigern: ftelle man ih— 
nen die Behauptung entgegen, daß fie hiermit fi unter- 
fingen, einen langen Befigftand der Domanialverwaltung 
zu ftören, fo möge man doch auch bedenfen, daß diefer 
Befisftand nie ein eigentlich rechtlicher, am wenigſten ein 
ruhiger geweſen ſei: fein rechtlicher, weil er nach den Fla- 
ren Berhandlungen von 1822 nur durdy die Uebermacht 
und durch eine Regierungsentfchließung, die feiner Hoffnung 
zur Nachgiebigkeit Raum gegeben habe, erzwungen worben, 
fein ruhiger, weil er in jedem Jahre Gegenftand der Pro- 
teftation gewefen jet. 

In der allgemeinen Ausſchußſitzung vom 26. Februar 
erflärten die Iandesherrlichen Commiſſarien, es laſſe ſich 
zwar nicht unterftellen, daß die Anficht einiger Mitglieder 
diefer verehrlichen Berfammlung, ald Könnten die Stände 
eine mit der beftehenden Staatseinrichtung in dem innig- 
fien Zufammenhange ftehende Verpflichtung der Landes- 
fteuercaffe vernichten und mit einem Federftriche einen 
15jährigen Befigftand aufheben, von den übrigen Mitglie- 
bern der Berfammlung werde getheilt werben. Indeſſen 
bäten fie, doch wenigſtens die ſchon früher von der Regte- 
rung gelieferten Rachmweifungen, wonach das Land durch 
die im Jahre 1816 wieder hergeftellte Trennung ded Lan- 
ded- und Domanialvermögend gegen den früheren reiche- 
verfaffungsmäßigen Zuftand nicht verkürzt worden fei, zu 
unterfuchen. 

Der Spezialausſchuß der Kammer prüfte diefe Nacdh- 
weifungen. In den Borlagen der Regierımg, berichtete 
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berfelbe, fteht obenan ein f. 9. Zufammentrag aller durch 
die verfchiedenen Iandesherrlichen Edicte in dem bermaligen 
Umfange ded Herzogthums ohne Entfchädigung ded Doma- 
nialfiscus theild ganz niedergefchlagenen, theild den Ge- 
meindecaflen und der Landesfteuercaffe überwiefenen Came⸗ 
ralrevenüen. Selbſt wenn man der Domänencaffe die 
Entfhädigungsrente laſſe, fol das Opfer, welches fie ge- 
bradyt hat, immer noc 416,223 Fl. 11 Kr. betragen. 
Aber es ift nicht zu überfehen, daß nicht alle in dem Zu- 
fammentrag als aufgehoben angeführten Abgaben wahre 
Cameralabgaben, einzelne vielmehr urfprüngliche Steuer- 
abgaben waren. Und auch dies Bedenken bei Seite :ge- 
ſetzt, ſo ſtehen doch Eameral- und Patrimonial- oder Pri- 
vateinnahmer der Regentenfamilie in großem Contrafte zu 
einander. Die GCameraleinnahmen waren in der Regel in 
allen Staaten des beutfchen Reiches wahre Staategefälle. 
Wollte man Gameral- und Patrimonialeinnahmen als 
gleichbedeutend fegen, fo würde der Negent in feiner Eigen- 
haft als Ghef feiner Familie an die Stelle ded Staates 
treten und auf ſolche Weife alles frühere Staatseigenthum 
durch eine idealifche, gefchichtlich unrichtige Unterftellung. in 
Privateigenthum der Regentenfamilie umgewandelt ‚werben. 
Solde Theorie würde die Gelbftftändigfeit aller Staaten 
jerfiören. Nur aus.ihr, die eine eben fo unvechtliche als 
unbaltbare Anmaßung: ift, ift es erflärbar, warum man in 
. einem fort von noch nicht vollftändig befriedigten Anfprü- 
hen ded KRegentenfamilienfiveicommifjes fpricht, warım man 
alle Holgabgaben, Die von jeher den Staaten erfallen waren 
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und die denfelben zur Erleichterung der Staatslaften aus 
gutem Willen der Gemeinden zugewendet wurden und einen 
Theil der Befoldung der Staatsbeamten ausgemacht hatten, 
in bie: Privatkaſſe des Landesherren geleitet, dafür bei den 
vielen Marfwaldtheilungen fehr vortheilhaft regulirte Ent- 
fhädigung an Waldboden berfelben zugewendet hat umd 
noch immer zuzutheilen bemüht ift. So ift der Staat überall, 
wo er der allein berechtigte ift, verdrängt und zu jedem 
Beſitz unfähig erflärt. 

Hieraus wird ed auch einleuchtend, warum fich fo 
häufig und zum fichtbaren Nacıtheile der Mitbürger das 
Domanial- dem Staatd- und Landesintereſſe in einem fo 
fehneidenden Widerfpruche entgegenftellt, und warum die 
Domantalverwaltung da, wo es ihrem Interefje zufagt, die 
Rechte und Begünftigungen des Staatsſiscus in Anſpruch 
nimmt, während fie da, wo von Staatd- und allgemeinen 
Rückſichten die Rebe ift, die Rechte eined Privatvermd- 
gensbefigerd vorfhügt und den fo ungeheuer großen Beſitz 
fo vieler Staatsvermögenstheile allen höhern Staatszwecken 
entfremdet; warum fie endlich diefem Staatsvermögen 
öffentlich die Eigenfchaft beigelegt hat, daß es ſich nur da⸗ 
durch von jedem andern Privatvermögen unterfcheide, daß 
ed nicht nad) gemeinem Rechte vererbt werde. 

Jede noch fo fcheinbare Nachweifung der angeblichen 
Vortheile der Landesfteuerfaffe wird an dem Bedenken fchei- 
tern, daß bei der Trennung der Steuer- von den Domä- 


nengefällen ausfchließlich das Hausminifterium in feiner 
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mnatürlichen Bereinigung mit jenem ded Inneren und der 
Randesadminiftration gemirft habe. | 

Nicht nach fremdem Eigentum ſtrecken wir habfüchtige 
Hände aus: nein wir reclamiren im Namen ded Staates 
und nach aufhabenden eidlichen Pflichten ein Eigenthum, 
dad nach Maren Friedenfchlüffen und nad einem unvor: 
denflichen Befisftande dem Staate angehörig war. 

Die Berichterftatter fchließen mit der Berficherung, 
daß fie den aufgeregten Geift ihrer Generation nicht miß- 
brauchen, daß fie vielmehr den Naffauern in Orbnung und 
Liebe zur Perfon des allerverehrteften Landeöherren voran- 
leuchten wollen, daß aber der Geift der Zeit und der fühl- 
bare Nothſtand ihrer Zeitgenoffen allerdings die Forderum- 
gen derjelben an fie gefteigert habe. | 

Auf diefe berichtlihe Ausführung vom 3. März ant- 
worteten die Iandedherrlichen Somiffarien am 12ten. Die 
Grafen und Herren, fpäter Fürften von Naffau, feien 
Patrimonialherren in ihren Gebieten gewefen und hätten 
fpäter die Landeshoheit mit der Patrimonialherrichaft ver- 
einige. So large das deutfche Reich beitand, feien Die 
Güter, Befigungen, Renten und Rechte der einzelnen Flei- 
nen deutfchen Fürften, eigenthümliche Patrimonialgüter, nie- 
mald Eigenthum der Gefammtheit der Untertfanen oder 
Bewohner der Territorfen, in denen fie lagen, gewefen. Die 
Rheinbundsacte habe an diefem Berhältnig nichts geändert, 
fie Habe vielmehr da, wo Eigenthumsrecht und Souveräne- 
tät nicht zufammenfallen konnten, beides genau geſchieden. 
So Habe fie den Fürften von Naſſau die Souveränetät 
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über die Beflgungen der Fürften von Wied, Anhalt-Schaum- 
burg gegeben, während die Eigenthumsrechte nad) wie vor 
den bißherigen Beflgern blieben. Auch die Wiener Con- 
greßacte habe den Stand der Dinge fo gelaffen: Niemand 
werde und dürfe verlangen, daß das Herzuglicdhe Haus unb 
deffen Chef feinen Famtilieneigenthumsrechten entfage: dieſe 
‘ müßten ebenfo ungefränft bleiben ald die des geringften 
Einwohnerd. Die Verfaffung garantire fie: ob denn die 
Stände durch einen Act der Gewalt die Berfaffung ver- 
legen wollten? 

Die ftändifche Eommiſſion, beftehend aus den — 
tirten Herber, Miller, Baldus, Adami, H. Eberhardt, 
Werle, F. Eberhardt, antwortete auf dieſe comißariſche 
Entgegnung. Es ſei zwar richtig, daß die fpäteren Lan— 
desherren urfprünglich Grundherren gewefen, aber man 
möge auch nicht vergeffen, daß fie aus ihren Domanialein- 
fünften die Regierungsfoften beftreiten mußten: wären bie 
Domainen Privateigenthum der Fürften gewefen, fo hätten 
diefe nie gezwungen werden fünnen, fle zu Staatszweden zu 
verwenden. Die Rheinbundsacte fpreche allerdings nicht nur 
von Souveränetäts-, fondern auch von Eigenthumsrechten: 
wenn man aber mit der Benennung Proprietät den Be- 
griff verbinde, daß Land und Leute den Regenten wie ein 
Privatgut angehörig fein follen, fo laffe man die Feſſeln und 
Bedrückungen der Leibeigenfchaft in einer anderen Form 
wieder aufleben. Das fei empörend. Auf die mediatifir- 
ten Fürften und deren Eigenthumsrecht dürfe man fich nicht 
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kerufen: fie feien eben mebdiatifirt und hätten zum Erfag 


er verlorenen . Landesherrlichfeit ein weit ausgebehntes 
Sgentumsrecht erhalten. 

Bei der Abftimmung vom 24. März wurde die Ent- 
(hbigungsrente von 140,000 FI. mit 19 Stimmen gegen 
drei verweigert. Der Rechnungsfammervizepräfident Pagen- 
ftecher bemerkte hierauf, die Landesdeputirten hätten durch 
biefe Abftimmung ihre landſtaͤndiſchen Befugniffe überfchrit- 
ten, indem Bejisftörungen durch Nichtbewilligung auf ber 
Steuerfafje bisher ruhender Laſten ebenfowenig vorgenom- 
men, als erworbene Rechte daburch verlegt werden könnten: 
ben Befehlen Sr. Herzegl. Durchl. gemäß erfläre erihiermit, 
daß dieje Weigerung rechtliche Wirkungen hervorzubringen 
micht vermöge, daß S. Herzogl. Durchlaucht daher Höchft- 
ihre umb Höchſtihres Hauſes Rechte gegen diefen verſuch— 
ten Eingriff feierlid) verwahren, mit dem Anhang, daß Höchft- 
fie dieſen Beſchluß nicht als verbindlich anzuerfennen. ver- 
mögen. 

Am 30. März feste der Miniſterialrath Magdeburg 
noch Hinzu: ©. Hergogl. Durchl. wird Ihre vermeintliche 
Anſprüche auf das Eigenthumsrecht dev. Domänen. niemals 
nachgeben, weil foldye geſchichtlich und rechtlich unbegründet 
und der Berfaffung des Landes zumider find. _ Es kommt 
Höchfiderfelben hierbei nur auf: das Recht und nicht auf 
eine größere oder geringere Revenue an. 

Der Spezialausfhuß zur Prüfung ded Minifterialbud- 
gets arbeitete. noch einen Bericht aus. — Er feßte das 


46 


harte Schickſal des Sclaven, welcher ſchweigend leiden 
müffe, der Pflicht ded Mannes gegenüber, zu fprechen, wo 
ed das Recht, die Wahrheit, dad allgemeine Wohl gelte 
oder wo fchweigen Fluch bringen würde. Er wandte ſich 
gegen die Theorie, weldye das fürftliche Intereffe als Pri- 
vatintereſſe dem des Staates überordne, dem Fürften die 
Stellung eined Privatmanned gegenüber dem Rechte und 
SIntereffe der Gefammtheit gebe, und ihn durch den Satz, 
daß alle vom Staate gemachte Acquifitionen. für ‚die: Derr- 
icherfamilie gemacht ſeien, zum Egoiften. ‚ftempeles:.. Er 
nannte den Staatsminifter einen; pflichtvergeſſenen, welcher 
dem Staate fein gefammtes Staatögut_ und neben dieſem 
noch fo. viele andere : Staatsgefälle und Vermögenstheile 
entziehe. Er berief fich ferner auf das Steuergefet vom 
42, Februar 1809. Died Gefeg, fo hieß es im Ber 
richte, erfennt die Domänen ald Staatögüter an, indem es 
fagt, die directen Steuern feien beftimmt, jenen Staate- 
ausgabenbetrag zu decken, ber durch die übrigen Staats⸗ 
einfünfte, namentlich) von Domänen, Regalien und indirec- 
ten Auflagen nicht gedeckt ſei. Wir wollen nicht verabre- 
den, daß ed Domänen ber alt fürftlichen Familie gegeben 
habe; worin fle aber beftanden, ift noch nirgend dargethan, 
und einen Zugriff auf alle dem Lande anerfallenen Staate- 
güter wird Niemand ald eine rechtliche Procedur, ald eine 
legale Befigergreifung gelten laffen wollen. Wenn nach 
dem Geſetz vom }. Sept. 1812 den Standesherren,  Grund- 
berrem und fonftigen Gutöbefigern für Aufhebung von Leib- 
eigenfchaftslaften eine Entichädigung zugefichert wurde, fo 


47 


fonnte bochtdie Regentenfamilie für Laſten, die auf Staate- 
gütern und im Namen ded Staats aufgehoben wurden, 
feine Entfchädigung verlangen, 

Diefer Bericht, vom 25. April 1831 datirt, konnte 
in der Staͤndeverſammlung nicht mehr vorgetragen werben. 
Die Sigungen der Landftände wurden am 2. Mat auf 
unbeftimmte Zeit vertagt. 

Die Landedabgeordneten von Naffau ftellten das 
Recht, dad Intereffe des Volkes, den Begriff des Staates 
dem Privatintereffe des Fürften gegenüber und wollten 
das leßtere dem erfteren unterordnen: der Fürſt wiederum 
wollte fein Eigenthumsrecht durch den Staat und bad Ge- 
feß gefchütst wiffen. Neben ihrer Interpretation von 
Gefegeöftellen und Paragraphen, neben all' ihren Ehr- 
furdjtöverficherungen für die geheiligte Perfon ded Herr- 
ſchers, enthielten fich die Abgeordneten nicht, auf ein im 
Hintergrunde ftehended, aufgeregt genanntes Bolt hinzu- 
deuten: der Fürft auf der andern Seite verſicherte, daß 
ihm das Bolldwohl fehr am Herzen liege. Diefer Streit 
wurde dadurch gelöft, vielmehr hinausgefchoben, daß der 
Fürft von feinem Redyte, der Vertretung des Volkswillens 
auf einige Zeit die Exiftenz zu nehmen, Gehraud) machte. 
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Während defien waren in zwei andern beutfchen 
Staaten die Volfövertreter verfammelt worden. ‚Ihnen war 
die Aufgabe vorbehalten, einen Kampf gegen Die Auslegung 
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des 13, und 18. Artifeld der Bundesacte, welche biöher 
geherricht hatte, zu beginnen. — 

Die Bertreter ded Badifchen und Bayriſchen Volkes 
traten, erftere am 17., letztere am 1. März 1831 zufam- 
men; fie hingen dem Buchftaben, dem Paragraphen, bem 
Geſetz, der: Verfaffung an, wenn fie ſich die Erringung 
der Preßfreiheit, die Geltendmachung ihres Nechted auf 
einen Antheil an der Gefetgebung, auf Berwilligung ber 
Mittel des Volkes, auf Uebereinftimmung der Diener des 
Fürften mit ihren Principien zur Aufgabe ftellten. Sie 
ſtützten ſich auf Artifel 18. und 13. der Bundesacte und 
body mußten fie, wenn fie ihr Ziel erreichen wollten, zu 
bem Bunbdestage,. dem Interpreten der Bundesacte, in 
Gegenfaß treten. , Ihre Fürſten aber waren, fie mochten 
num ihr Ohr der Auslegung des Bundedtaged oder der 
Bolkövertreter öffnen, einer Oppofition ausgefegt. Schenf- 
ten fie der. Verſicherung der Bolfrepräfentation Glauben, 
daß fie vermöge ihrer fouveränen Gewalt in Gemeinfchaft 
mit den Ständen zu unabhängiger Gefeßgebung, zu freier 
Auslegung der Bundesacte befugt feien, fo mußte fie der 
Bundestag darauf hinweiſen, daß fie im Intereffe der Ein- 
heit und des inneren. Friedens Deutichlande die vom Bun- 
destage ald wahr und unumftößlich feitgefegten Principien 
nicht von fi) weifen dürften. Erfannten fie diefe Wei- 
fung ald verbindlich an, fo waren fie dem ausgeſetzt, daß 
die Volfövertreter, in ihrer Oppofition gegen den Bundes- 
. tag, zugleich auch gegen ihre Regierung, weil fie mit leß- 
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terem in Mebereinftimmung und ein Sa beffelben 
ſei, opponirten. * 

Die Thronreden, welche — von und Leo⸗ 
pold von Baden bei Eröffnung: der Kammern hielten, fpra- 
hen tie Hoffnung aus, daß Fürſten und ‚Vertreter im 
Eintlange und ‚auf dem’Boden ber Berfaffung agiren wür- 
den. „Meine Lieben und Getreuen“, fagte der Erftere, 
„mit Bertrauen eröffne Ich Diefen Landtag und Vertrauen 
hoffe Ich auch. aufi demſelben zu finden: Ein erhebendes 
Gefüht ift ed, König: von Bayern zu fein! . .. Daß feine 
Selbftfucht, welcher Art ſie auch; fein möchte, daß Bayerns 
Beſtes auf dieſem Landtage vorherrſchen wird, daran zweifle 
ich nicht. Das Tann ich fagen, gewiſſenhafter als Ich 
hält Niemand die‘ Berfaffungs Ich möchte nicht unum⸗ 
ſchränkter Herrſcher fein Nicht nur die Verfaſſung ſelbſt 
zu beobachten, auch ſie beobachten zu. machen, habe Ich 
geſchworen, werde unerfchlitterlidy darin fein und unerſchüt⸗ 
terlich wirb fein der Bayern Treue“ 

Großherzog Leopold, noch nicht ‚lange auf dem Thron, 
hatte die Berufung der Staͤnde mit der Entlaſſung der 
Miniſter von Berſtett und von Berkheim bezeichnet: er 
ſagte in der Thronrede: „Mit Vertrauen eröffne ich, heute 
zum erſten Male, die. Verſammlung der Stände meines 
Bolfed. .;. Bor. mir ſeh ich einen Berein achtungstwürdt- 
ger Männer, Freunde des Baterlandes, berufen, feine wich⸗ 
tigſten Intereſſen mit mir zu berathen. Dieſes, edle Her- 
ren und — Freunde, — — zu a frohen Er⸗ 
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wartung, daß wir unſer vorhabendes Werk in Eintracht 
beginnen, und geleitet von ber Ueberzeugung, das wahr- 
haft Gute könne nur aus der Würdigung aller VBerhältniffe 
in ihrem, Zuſammenhange entſpringen, es koͤnne nur all⸗ 
maͤhlich reifen, zum Glück unſres Vaterlandes vollenden 
werden. Bei meinem Fürſtenwort erneuere ich die ſchon 
oͤffentlich verkündete Zuſicherung, die Verfaſſung des Groß⸗ 
ſerzogthums wahrhaft und treu zu beobachten, und beobach⸗ 
ten. zu laſſen, Gerechtigfeit zu üben, die Ruhe und Drb- 
nung mit Kraft zu, erhalten und Allen und Jedem gleichen 
Schutz und Schirm: zu gewähren. .i. .. Edle Herren unb 
liebe Freundel das Vertrauen des: Baterlandes; ruht auf 
uns. Sein Glück fell unſer höchſtes Streben fein“ 

Und mit Vertrauen auf die, conſtitutionellen Geſin⸗ 
nungen. und: Zufagen ihrer. Fürften: begannen Die Vollsver⸗ 
treter ihr Merk... Ihr Rieberaliömus aber beſtand fürd.erfte 
darin, daß ſie Nechte, Verhaͤltniſſe, welche Durch Die. zwan⸗ 
ziger Jahre verlegt waren, zu: reſtauriren, Daß ſie die Aus⸗ 
bildung der theoretiſchen Regel an die Stelle der prak⸗ 
tiſchen Ausnahme: zu ſetzen trachteten. Ju ihrer Dank 
adreſſe ſagten die Vertreter Badens: das Bedürfniß einer 
feſten und dauerhaften Verbindung der deutſchen Staaten 
für die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutſchlands habe 
den deutſchen Buud hervorgerufen und die Grundbeſtim⸗ 
mungen dieſer Vereinigung haben in der Anerkennung der 
Souveränetät aller einzelnen Staaten dem Grundſatz der 
freien Entwickelung derſelben gehuldigt. . „Wir überlaſſen 
uns der Hoffnung, daß Badens Stimme am Bundestage 
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mit der Kraft der Wahrheit und im Einflange mit dem 
Grite umferer Berfaffung dahin wirfe, daß an die Stelle 
der prodiforifchen Ausnahmegefege die vollfommene Ent- 
widelung der den Deutfchen Völkern durch die Bundesacte 
verheigenen Rechte treten werde.“ Ü 
v. Ieftein kündigte gleich am 21. März die Motion 
an: Se. Königl. Hoheit den: Großherzog zu bitten, noch 
auf tiefem Landtage einen Gefeßentwurf vorlegen zu 
laffen, durch welchen die auf dem Kandtage von 1825 
aufgehobenen Artikel 38 und 46 der Berfaffung, welche 
zweijährige Landtagsperioden und theilweiſe Erneuerung 
der Kammern: feitfegen, wieber' ind Leben gerufen und da- 
durch dad Grundgeſetz bed, Staates: in feiner urfprünglichen 
Reinheit wieber hergeftellt werde. Am 26 März begrün- 
det er feinen Antrag. I 
Es feien num neun Jahre, daß er auf dem Landtage 
von 1822 in dem nämlichen Saale, auf diefer nämlichen 
Nednerbütne, umter demſelben Präfldenten mit vielen feiner 
ehrenmwerthen Freunde, die er nun wieder auf den Bänfen 
der Deputirten fehe, für die Heilighaltung der Verfaſſung, 
für die Rechte feiner Mitbürger gefämpft habe. Sie alle 
hätten damals daffelbe gewollt, wie heut, das allgemeine 
Befte, aber die Gewalt der Umftände, die Gewalt der Per- 
fonen feien ihnen hemmenb entgegengetreten. Nachdem 
die Kammer ſchnell gefchloffen worden, habe man ihr einen 
Bannftrahl nachgefendet, das Edict vom 6 Februar 1823, 


in welchem ihrer Majoritäg alle Schuld des fruchtlofen Land⸗ 
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tages. aufgebürbet und hartnädige Widerſetzlichkeit, Ueber- 
fchreitung der ftändifchen Befugniß zur Laft gelegt worden 
ſei. 

Darauf habe der Landtag von 1825, zum größten 
Theile aus unfreien Wahlen hervorgegangen, mit haftiger 
Eife in die Heiligkeit der Berfaffung eingegriffen und die 
Artifel 38. und 46. derfelben aufgehoben. Die Kammer 
von 1828 aber habe feinen Schritt zur EEE 
der Verfaſſung gethan. 

Da fei,das verhängnißvolle Jahr 1830 —— 

Auch in Baden ſei ‚eine tiefe Aufregung der Gemü- 
ther ſichtbar geweſen. Auf. den neuen Regenten habe das 
Volk erwartend geblidt und Er, die Zeit und ihre. Bebürf- 
niffe wohl begreifend, habe die Kammer zufammenberufen. 
Das Bolf habe durch die Wahlen fein lautes uud Träfti- 
ged Urtheil. Aber die Kammer von 1825 ausgefprochen. 
Der laute und einftimmige Wunſch der. Bürger auf Her- 
ftellung ‚der ‚abgeänderten Berfaffüng fei mit den; Vertretern 
in die Kammer gefommen; dieſer Wunſch eined ruhigen 
Volkes, dem aber feine — lieb geworden, — 
erfüllt werden. 

Nach der urſprünglichen Verfaſſung ſollte alle zwei 
Jahre eine Ständeverſammlung fein; die Mitglieder. der⸗ 
ſelben ſollten auf die Dauer von 8 Jahren gewählt wer⸗ 
den, fo jedoch, daß alle zwei Jahre ein Viertheil austreten 
müfle. Nad der von der Kammer von 1825 angenom- 
menen Aenderung follte die Kammer nur alle drei Jahre 
zufammenfommen, die Mitglieder aber auf feche Jahre, und 
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> mh Ablauf diefer Zeit immer eine ganz neue Kammer 
gewählt: werben. °: . 1: 
Db denn durch dieſe — — ber Redner, 
die Berfaffung: verbeffert worden fei? Ob überwiegende 
Cründe für diefelbe vorlagen? Ob durch fie die Rechte, 
dad Glüd:ded Volkes befördert feien? Die. Babifche Ver- 
faffung habe-unter Die beften. und freifiunigften, die Deutſch⸗ 
land aufzumeifen hatte, gehört; das. hätten. auch die Bab- 
ner, das hätte bie allgemeine Stimme in den: übrigen 
Staaten erkannt. Unter.die Borzüge der Berfaffung hätten 
aber gerade jene abgeänderten Artikel gehört. Ä 
Daß die landftändifche Mitwirkung und Aufficht über, 
den Staatshaushalt bereits den wohlthätigften Einfluß auf 
benjelben und auf die Schuldentilgungscaffe geäußert habe, 
das erfenne das Minifterium felbft, an; das könne ber un 
befaugene Beobachter nicht längnen. Drei Jahre: feien 
aber eine: Periode von foldyem Umfange, drei Jahre laffen 
dem: Finanzminifterium und den Eveigniffen einen fo großen 
Spielraum, daß die Mitwirfung und Auffiht der Kammer 
dem ; größten. Theil ihres: Werthes noshwendig . verlieren 
müffe. Sei die Beiwirfung "der Kammer mwohlthätig und. 
nüglich, warum: fie von. zwei anf drei Jahre verfchieben? 
warum das Nüpliche mindern? Warum nicht weit eher 
auf den Gedanken — jedes Jahr die Kammern zu⸗ 
ſammenzurufen? 
Eine andere hoͤchſt nachtheilige. Folge der auf drei 
Jahre verlängerten Landtagöperiobe fei die dadurch entitan- 
dene Berfümmerung der heiligften Rechte des Bürgers. und 
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ferner "Abgeordneten, Das Recht der Geſetzgebung, der 
Petitionen, der Steuerbewilligung, der Beſchwerde und Ans 
Hage der Minifter und oberften Staatsbeamten "und fo 
manche "andere verfaſſungsmaͤßige Befugntffe: ſie alle ruhen 
num drei Jahre, während die urſprüngliche Verſaſſuug in 
ihrer hochherzigen Tendenz ſie häufiger eintreten‘ laſſe Und 
doch fer es wahrlich! nicht an der Zeit, dem Volke die 
Rechte zu beengen, welche ihm nad) dem Stande: der Bil⸗ 
dung, zu der es gefommen, nunmehr gehörten Gefallen 
fer in Baden jene durdy Nichts: beſchraͤnkte Herrſchaft, die, 
nur aus Einem Mimde' ausgehend, über die Völker gebiete, 
wie über eine todte Maffe. Der Bürger ſei in ſeine Rechte 
getreten; die VBerfaffung, den Schuß jener Rechte zu er⸗ 
halten, auszubilden, in: das kräftige Leben zu führen, nicht 
fie zu verſtümmeln, ſei Die. Pflicht: der: Regierung wie ber 
Abgeordneten, fei rathſam für Beide, damit Vertrauen zus 
rückfehre und Ruhe eintrete im den bewegten «Gemüthern. 
Die Gründe für die Partialerneuerung der Kammern 
felen gar gewichtig· Die Wahlen, das größte, Recht der 
Bürger,” ſeien eins der wirkſamſten Mittel, die Theil⸗ 
nahme an dem conſtitutionellen Leben, an ber Ausbil⸗ 
dung der Verfaſſung zu begründen und in dem Volle zu 
verbreiten. Das Austreten eines Biertheild der Abgeord⸗ 
neten auf jedem Landtage erhalte die Ausübung dieſes 
Rechtes im Leben und gebe den Bürgern Regſamkeit 
Kehre ein folder Wahlact nur alle ſechs Jahre wieder, fo 
müffe die Theilnahme nothwendig erfalten. Mau habe aber 
in der neueften Zeit und in allen Ländern fprecdjende Des 
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meife gefeben, wie nothwendig eine warme Theilnahme des 
Bolled an den verfaflungsmäßigen Rechten fei, Damit freie, 
ſelbſtſtändige Männer, welche Kraft wie Maͤßigung verei- 
nen und das ee ES 
fenuen, in Die Kammern treten. 

Eine weitere für Regierung und Bolt gleich mohlthä- 
tige Folge ber partiellen Erneuerung der Kammern, wie 
fie der Art. 46. der Urperfaſſung vorfchreibe, ſei die Ste⸗ 
tigteit des Geiſtes und ber Grundfäge, welche baburch dem 
Kammern eigen werde. - Die großen Ereignifje des vergan⸗ 
genen und gegenwärtigen Jahres hätten ſattſam gezeigt, wie 
notwendig es fei, ein fleted ruhiges Fortſchreiten an bie 
Stelle ewigen Wechſels, greller Aufregungen, raſcher Um- 
wälzungen und Yenderungen zu ſetzen. 

v. Rotteck erklärte, daß er bes Abgeordneten. v. Itz⸗ 
ftein Antrag aus vollem „Herzen. unterflüge. „Ich glaube, 
wir würben zu Berräthern. an unferen heiligiten Pflichten 
werden, wenn wir nicht den erſten Augenblid der wieder⸗ 
gebornen Freiheit durch Erhebung einer nur allzulange uns 
terdrüdten und nothgebrungen  zurädgehaltenen Stimme 
freudig und eifrig benügten.” Die, Berfaffung müfje wie⸗ 
der hergeftellt werben; denn die Abäuderung derſelben fei 
mit Unrecht ‚und ohne Vollmacht geſchehen. 

Der Autrag des Herrnu v. Itzſtein wurde einſtimmig 
pr Berathung an. die Abtheilungen gewieſen. 

In dem Commiſſionsbericht, welchen v. Rotteck am 
13. April abſtattete, ging dieſer nicht blos auf den ur⸗ 
fpräuglicgen Buchſtaben der Verfaſſung, er ging auch auf 
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allgemeine Definitionen zurück, er trug ein Eapitel aus dem⸗ 
Syſtem des Staatsrechts vor, welches man feit Jahren 
vergeſſen Habe. „Meine Herren," ſo begann er ſeinen Be— 
richt)? ‚meine ’Herren!- Was iſt die Verfaſſungẽ Ste fe 
in der Idee die durch den Geſammtwillen des’ ganzen Vol⸗ 
kes beftimmte Form des ſtaatsgeſellſchaftlichen Lebens, die 
durch den Geſammtwillen des ganzer Volkes ausgeſprochene 
Gewährleiſtung der allerkoſtbarſten ‚Rechte des in den 
Staatsverband getretenen Menſchen und Bütgers "Sie 
iſt mag ihr hiſtoriſcher oder rein factiſcher Urſprung 
ſein, welcher er wolle, — in der Idee vorausgehend dem 
Fürſten und dem Unterthan und die alleinige rechtliche Ent⸗ 
ſtehungsart von Regierung und Unterthanſchaft. Sie wird 
ſodann, zur unzweideutigen Kundmachung und feſten Si⸗ 
cherſtellung ihres rechtskräftigen Beſtandes, durch einen 
zwiſchen Fürft und Volk, zwiſchen Regierung und Regier⸗ 
ten oder zu Regierenden feierlich geſchloſſenen Vertrag be⸗ 
ſtätiget und ins wirkliche Leben gerufen. Ihre Natur iſt 
Grundgeſetz und Vertrag zugleich. > Were 
Weiter definirte der: Berichterſtatter die zweite Kam⸗ 
mer als Verſammlung ächter Volksrepräſentanten, d.h; das 
Volk oder die regierte Geſammtheit in Rat imd Wahr) 
heit vorftellender Männer, deren durch Stimmenmehtheif' 
ausgeſprochene Meinungen, Miünfthe; Forderungen und 
Gewährungen ſich“ als möglichſt lauterer und zuberläffigent 
Ausdruck der Volksgeſinnung nnd des Volkswillens heltend 
machen ſollen. Sie’ ſtehe der Regierung gegentübet als 
Darſtellerin einer von den zwei Perſönlichkeiten, in welche 
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be deale Gefammtperfönlichkeit-ber Staatsgeſellſchaft durch 
Erihtung einer · Regierung zerfalle und: deren. Zufammen- 
wirlen und Wechſelwirken eben durch die: — — 
beſtimmte Regel empfange. MT. uL . ll. 

' Hieraus gehe hervor, daß die — der Stände- 
verſammlung, insbefundere der zweiten Kammer, von allem’ 
Einfluß der) Negierimgindiichaug 'freti bleiben: mäfje, wenn 
die Berfaffung: etwas’ anderes fein folle, als ein bloßer 
Schall oder ein das Volk verhöhnendes Gaufelſpiel. So 
wie fi die Regierung in die Wahlen miſche, ſo erhebe fie 
den böſeſten Kampf gegen das Volk, erfläre ihr Vorhaben, 
daſſelbe mundtodt und alſo rechtlos zu machen ımd geſelle 
der Ertödtung aller Vollsperſönlichkeit noch enipörenden 
Spott bei. Sie begehe eine Faͤlſchung und verzichte auf 
den Rechtsboden, welchen die Verfaſſung ihr verliehen habe, 
fie ſetze ein Princip der Ueberliſtung oder Ueberwaltigung 
an die Stelle jenes des re — — 
= der Rechts achtung —VX— n 

Das Vrincip der Wahlfreiheit — mit deſen St. 
* und Fallen auch die ganze: Bedeutung und Fortdauer 
der geſammten / Gonftitution,' fo wie die Heiligkeit und Ge⸗ 
währleiftung aller Gefeße md Rechte: ſtehe und falle, Mit 
der Wahlunfreiheit verſchwinde die. das Wefen der Ver— 
faſſung ausmachende Zweiheit der Perſoͤnlichteiten, es ent⸗ 
ſtehe eine willlũrliche unumſchraͤnkte Regierung. 
Nun fei die Kammer von 1825micht duch das Voll 
ſendern durch die Regierung gebildet, folglich habe ſie Feine 
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Gewalt zu irgend einem Gefeg, und am allerwenigften zu 
einem die Berfaffung abändernden Geſetz gehabt. 

Die Commiſſion ‚empfehle, Daher einſtimmig den An⸗ 
trag des Herrn v. Itzſtein der beifälligen: Schlußfaſſung 

Machdem der Berichterſtatter die Vorzüge und Nach- 
theile einer partiellen und Integral⸗Erneuerung der zweiten 
Kammer auseinandergeſetzt, nachdem er auch bei der letz⸗ 
teren Vortheile gefunden, fuhr er fort: „Dem ſei ührigens 
wie ihm wolle, Wir hatten einmal eine: partielle, Erz 
neuerung und ‚lebten ‚fie. ald Theil der von uns ‚freubig 
angenommenen, als Palladium unſerer Rechte, verehrten 
Berfafjung; und fie ift: verwandelt worden in: eine.integrale 
ohne: Verlangen oder Einwilligung des Volkes, durch bie 
beflagenswerthe Zuftimmung einer unfreien Kammer. Darum 
begehrt: :daB Volk die Wiederherſtellung im den uam 
Stanb.“ 

Es ſei zwar möglich, daß die Erfahrung einmal ee 
Nachtheile der Partial-Erneuerung zeige: Eile jedoch thue 
ſicherlich nicht Noth; vor allem ſei es vom höchſten In- 
tere ſſe, die Verfaſſung unangetaſtet zu erhalten, wenigſtens 
für ein Menſchenalter, nad) deſſen Verlauf etwa eine vor⸗ 
fichtig einzuleitende Reviſion ftattfinden möge, | 
Ob wohl die Regierung dem zu Herrn v. feine: 
Motion zuftimmenden Antrage der Kammer woillfahren: 
werde? Schon das Borhandenfein. einer ſolchen zweiten, 
Kammer, wie die gegenwärtige, zeuge für Die Verfaſſungs- 
treue und bie volföfreundliche Gefinnung bed Fürften, wel⸗ 
chem alle Herzen, der innigften wie der gerechteften. Hul- 
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Naung voll, entgegenwallen. Webrigens liege die Wieder⸗ 
herſtellung der Berfaffung;' meldje das erfchütterte Vertrauen 
ded Bolfed von Reuem — — — * — 


der Regierung ·. 


„Bor. ganz Dentfchlau," o — der 1 Berichterflatte, 
„würde ein großes, ruhmvolles, alle; Wohlgefinnten ermu⸗ 
thigended, alle Boͤſen einfchüchterndes. Beiſpiel ber trium⸗ 
phirenden Rechtsachtung gegeben und dem edlen, volks⸗ 
freundlichen Fürſten, welcher dem mit. Innigleit ihm zuge⸗ 
rufenen Ramen „Bater des Vaterlandes“ noch den gleich 
ſchönen „Wiederherfteller der Verfaſſung“ beifügte, ein neues, 
umvergängliched Denfmal in den — ſeiner dankbaren 
Bürger errichtet.‘ 

Am 21. April fand die Discuffion über v. Itzſteins 
Antrag flatt. Da bie Tribüne; bie Menge der Zuhörer 
nicht faſſen Fonnten, lief der Präfldent auf den Antrag v. 
Iv ſteins „zur Befriebigung einer. ehrenwerthen Theilnahme 
an tem höcyiten Intereffen ded Baterlandes“: die. große — 
gelthür des Sitzungsſaales öffnen. | 

Der Abgeorbnete- Mittermaier zeigte zuerft, daß ber 
Vorwurf gegen die Regierung, im: Jahre 1825 die Wahl 
verfälfcht zu Haben, zugleich ein Vorwurf gegen dad Ba- 
diſche Bol fei: habe es. fich alſo doch beherrfchen, habe es 
füch zwingen Taffen, wider feine ‚Webergeugung zu wählen. 
Andere Motive, die Beforguiß vor Allem, daß die Kammer _ 
im Falle einer; Weigerung aufgelöft werden möchte, ſei es 
geweſen, welche die Schlußfaflung der. Kammer von 1825 
beitimmte. Auch möge fi die Kammer wohl hüten, die 
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Beichlüffe des Landtages von 1825, ſchon als foldye, für 
ungültig zu erflären, denn fe felbft eriftire ja nur in Folge 
eines’ dieſer Befchlüffe. Doch wenn er auch die Abände- 
rung der Verfaffung als eine förmlich giltige betrachte, ſo 
erfülle ihn auf der anderen Seite der heißefte Wunſch, 
daß die Verfaffung in ihrer ‘vollen Heiligkeit hergeftellt 
werde, nicht blos, weil die Berfaffung einmal dieſen be— 
ftimmten Paragraphen enthalten habe, fondern weil er der 
feften Webergeugung fei, daß die Beitimmung der Berfaflung 
von 1818 weifer und zweckmaͤßiger fei im Jutereſſe der 
Regierung und des Volkes, ald das im neuen Gefeg von 
1825 BVorgefchriebene. Nachdem ſich der Redner hierauf 
für Partialerneuerung audgefprochen, weil ſie die Stetige 
feit und den Fortfchritt vermittele: und für öfter wieder- 
fehrende Landtage, weil fie dem Volke den Weg, auf ge— 
ſetzliche Weife Abhilfe zur erlangen, erleichtere, "möchte er 
faft zu dem Refultat fommen, daß jährliche Landtage amt 
beften»feien.: Er wählt aber den: Mittehweg zwiſchen drei 
Zahren und einem Jahr, zumal da er babei-mit der ur. 
fprünglichen Verfaſſungsurkunde zufammentreffe) © 
Kreis director Rettig, Abgeordneter der Stadt Conftang, 
beftieg die Rebnerbühne, um gegen den Antrag zu fprechen. 
Es ſcheint mir bedenklich,” e8 fcheint mir! in dem jegigem 
Zeitraum doppelt bedenflidy, ohne dringende Noth am ‚der 
Berfaffung zu ändern, und darum würde es mic) tiefiin 
der Seele ſchmerzen, in die Protofolle des Landtages vom 
Jahre 1831 irgend: einen Befchlug aufgenommen“ zu fehen; 
der auch nur von Weiten den Anſchein eines Strebens 
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\ u Reaction hätt, eineit Schein, der vieleicht in; einer 


4 


ipäteren trüben Zeit dazu mißbraucht: werden Fönnte, alles 


das Gute, was wir jegt unter glüdlichen Berhältniffen zu 


Stande zu bringen hoffen dürfen, mit einem. Schlage wie» 
der zu vernichten.“ Er fei für SImtegralerneuerung mit 
freien Wahlen, weil: ſich nur durch eine. foldhe der. Volls⸗ 
wille ftetd rein und ganz ausdrücken Fünne. Mau ſage, 
dag durch einen nur alle brei Jahre berufenen Landtag 
das Petitiondredyt der Staatöbürger, das Recht der Kam- 
mer, zu mahnen und anzuflagen, geſchmaͤlert, verſchoben 
werde. Aber abgefehen davon, daß Rechte durch ſeltenen 
Gebraud; an Bedeutung und Nachdruck gewinnen, frage er, 
ob die Kammer denn blos zum. Mahnen, Tadeln und An- 
Hagen da fei. „Ich mil,“ fo ſchloß er, „Vollswahlen, 
weder Höfwahlen noch Rammerwahlen; ich will in, Diefen 
Hallen die lautere Stimme des Volls vernehmen, ich; will 
getreulich Die Erfüllung feiner Wünfche berathen ‚helfen. 
Erf dann mögen gelehrte Doctrinen erfchallen, aber nie- 
mald und nimmermehr die. Dictate einer Parthei, bie ſich 
lalt zwifchen Regierung und Bolt ftellt; MR IR TE 
Mare Gefeße, nicht Chimären.‘ 

Der Abgeordnete Hofgerichtärath Merk von Freiburg 
zeigte Dagegen, die großen Staatsinſtitutionen müßten ihre 
Stärke nicht blos in ihren Grundfägen, fondern vorzüglich 
aud in dem Gemüthe des Bolfes finden. Hier müfle das 
heilige Feuer dafür: auflodern; hierin liege die Religion der 
Berfaffung. Wer vun durch fpigfinbige theoretiſche Grü- 
belei Aenderungen durchſetze, dieſen Enthufladmus nieder- 
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fchlage, dieſe Religion zweifelhaft mache, 'der habe auch das 
Leben der. Berfäffung angegriffen, Das "Heilige von ihr ab⸗ 
geftreift. «Die Aenderung ded Jahres 1825: habe das Ge- 
mürh des Volkes, feinen Glauben an die Verfaſſung ver⸗ 
letzt. Die Zurücknahme dieſer Aenderung ſei Feine: neue 
Aenderung, ſondern eine Reintegrativn, eine Befeſtigung 
der Verfaſſung und zugleich eine Genugthuuug für das be⸗ 
leidigte Badiſche Vol. 

Nachdem ſich noch bie Abgeordneten Grimm und Fecht 
für den Antrag hatten vernehmen laſſen, ergriffen der Fi⸗ 
nanzminiſter vr Boeckh und der Staatsrath Winter das 
Wort, um es in Abrede zu ſtellen, daß im Vahre 1625 
Wahlbeherrſchung ſtattgefunden habe: vr Rotteck widerſprach 
ihnen, und: Apotheler Poſſelt, Deputirter der Stadt Hei⸗ 
delberg,/ erzaͤhlte eine lange Geſchichte, wie der Stadtdirec⸗ 
tor Wild von Heidelberg in — Jahre von ge⸗ 
leitet habe. 

Huf, eine Geſchichte wie biefe,* erwiederte Herr v. 
Boeckh, laͤßt ſich nicht anders antworten, als mit den 
Worten Ihrer Commiſſion ſelbſt: Ein Volk, das die Schmach 
und Unbill der Wahlbeherrſchung erduldet iſt nicht werth, 
eine Verfaſſung zu haben. Wenn! 180,000, Wähler kom⸗ 
men und ſagen, ſie ſeien beherrſcht worden, ſo würde ich 
ihnen antworten: das iſt Eure Schuld, Ihr wart ber ſtär⸗ 
fere Theil. Wenn ein Wahlmann zu mir fäme und: fagte, 
er fei beherrfcht worden, fo würde ich ihm fagen: ſchaäämen 

| Sie fi, Sie befennen Ihre eigne Schande.“ — „Aber 
2 fagte Poffelt, „man bedenfe nur die Kraft, die in der Hand 
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eined Stadidirectors liegt. Er hat der Stadt mit Gefah- 
ven gedroht." — „Ohne Gefahren,‘ antwortete Herr von 
Boeckhh, „giebt es Feine Helden; wer ein Volksheld fein 
wil, muß fi) auch Gefahren ausfegen, und wer ſich Fei- 
nen Gefahren ausſetzen will, der. ift ber. Freiheit nicht 
werth.” Als ihn Herr Winter, Abgeordneter von Heidel⸗ 
berg, wegen biefer Aeußerungen zur Rebe ftellte, erklärte 
er, das, was er gefagt habe, laſſe ſich auch fo ausdrücken: 
„Ich beflage die Bürger der Stadt a daß fie: 
haben beherrſchen laſſen.“ | 

ae Die — Retter? | 
und Beck erklärten, wie wenig aud) das Bedenken, daß bie 
Integralerneuerung im Grunde das demokratiſche Princip 
begünftige, fie für diefelbe ſtimmen könne: eine zu große 
Ausdehnung des demofratifchen Principe, fagte v. Rotteck, 
fei diefem felbft gefährlich, ed müfle mit dem monarchiſchen 
verbunden, zu demfelben ind. Gleichgewicht gebracht werden: 
bei der gegenwärtigen :politifchen Lage der Welt, meinte 
Be, im welcher für die. nächte Zukunft wenigitens feine 
Reaction zu fürchten fei, müfje das bemofratifche Princip 
eher befchränft werden: nach Anhörung Selzams, Winters 
ven Heidelberg, Rutſchmanns, Bölderd, Welders, Aſch⸗ 
bachs, Rindefhwenders, Regenauers, Duttlingerd, v. Itz⸗ 
ſteins, entſchied ſich die Kammer mit Ausnahme von zwei 
Stimmen für den Antrag des letzteren. 

Am 16. Mai meldete der Präfident der Kammer, daß 
die erfte Kammer dem Antrage auf Wieberherftellung ber 
$$. 29, 38. und 46 ber. :Berfaffung beigetreten fei.. Die 
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erfte Kammer «hätte verflärt, daß ſie im der: Aenderung des 
Jahres 1825; ein: den Glauben am die. Feſtigkeit der Ver⸗ 
faſſung erſchütterndes Ereigniß erblides die Verfaſſung 
müſſe in ihrer Reinheit wieder hergeſtellt werden, doch ſei 
dieſer Ausdruck durchaus‘ nicht for gemeint, als hätte die 
Kammer vom Jahr 1825 durch ihre Beſchlüſſe die Verfaſ⸗ 
ſung verunreinigt den entſtelltz ſie hätte! vielmehr nur 
gethan/ was ſie kraft ihres conſtitutionellen — haͤtte 
thun wollen und thun können. nr 3 sone Di 

Endlich in der Situng des 25. Mai legte — ⸗ 
Winter dem entſprechenden landesherrlichen Geſetzentwurf 
vorAndem er erklaͤrte, wie die Thatſache/ daß die Stände 
ſich beinahe einſtimmig für Wiederherftellung ver Verfaſſung 
ausgeſprochen, für die Regierung hinreichend geweſen ſei, 
den Werth den ſie auf die Befeſtigung des Vertraueus 
zwiſchen ihr und dem Bolf und * die ——— der 
Verfaſſung lege, zu beurkunden. 

Der Geſetzentwurf wurde von der — mit einem 
zweimaligen⸗ „Großherzog Leopold, der Wiederherſteller der 
Verfaſſung, lebe hoch“ aufgenommen und in die Abtheilungen 
zur Berathung verwieſen.v. Rotteck erſtattele am 27 Mai 
einen kurzen Comiſſionsbericht, worin er uur die Gefühle 
des Dankes für den Landesherrn ausſprach: „Die Liebe 
zu unſerer Verfaſſung, noch inniger geworden durch die ſtille 
ſechsjaͤhrige Trauer über ihre Verkümmerung, verbindet ſich 
jest zu Einem flammenden Gefühl mit der findlichen Liebe 
zu dem bürgerfreundlichen ; Fürften, deſſen entgegenfoms- 
mender Vatergüte wir bie: fchnelle und vollſtändige Erfül⸗ 
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Img unfered verfaffungstreuen Wunfches verdanfen und 
die Einigkeit diefer Herzenshuldigung löſt alle früher etwa 
erfiungenen Diffonanzen in glüdverheißende Harmonie auf, 
und macht dad treue, danfbare Badische Volk zu einem 
Bolt von Brüdern.” Ein allgemeines Bravo ertönte, bie 
Kammer ſchritt fogleich zur Discuſſion, welche mur in Er- 
güffen ded Danfed beftand und in Hinweifungen darauf, 
wie das diedmalige einträcdhtige Zufammenwirfen der drei 
gefeßgebenden Gewalten für den ganzen Landtag die aller- 
fchönften Hoffnungen erwede. Und der Gefeßentwurf warb 
einftimmig angenommen. 
Die erfte Kammer trat ihm aldbald bei, und zu guter 
Lest erflärte der Großherzog der Deputation zu leberrei- 
Kung ded angenommenen Entwirfes, wie verfaffungsmäßig 
feine Gefinnungen feien. 





Hatte die Kammer von 1825 unter bem Einfluffe des 
damals bei dem Bundestage herrfchenden Princips berathen, 
ja war die ganze Aenderung der Berfaffung unter der Lei⸗ 
tung jener Macht vor fich gegangen, fo war die Kammer 
von 1831 jest ſchon durch die bloße Herftellung der frü- 
beren Paragraphen in Oppofition zum Bundestage getreten. 

Der Abgeorbnete Welder follte mit feinem YAntrage 
auf gänzliche Aufhebung der Genfur und Einführung voll 
fommener Preßfreiheit in noch directern Gegenfaß zu den 
Principien der Bundedverfammlung treten. In der Git- 


zung des 24 März begründete er denfelben. 
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Auch diefer Antrag war Nichts ald ein Zurückgehen 
auf Früheres: der Artifel 17 der Verfaſſungsurkunde folle 
in ſeinem wahren Sinne zur Herrichaft gebracht, die res 
präfentative Verſaſſung Badens zu einer Wahrheit erhoben, 
der. Artifel 18 der Bundesacte wahr gemacht, die Ausnahme: 
gefeße vom Sabre 19 richtig interpretirt werben. 

„Wer, meine Herren, möchte den einen freien Mann; 
ein: freies Mitglied, ded menschlichen Vereins, mwer.mödhte 
den; perfönlich frei nennen, der nicht das Recht hat, bie 
Erfahrungen, die Anfichten und Wünfche feiner Mitbürger 
zu vernehmen und auszufprechen? Wer möchte die-Gefell- 
fchaft ‚eine. freie Gefellihaft oder die Mitglieder berfelben 
freie. Mitglieder nennen, die nicht dad Recht hätten, dich 
über alle gemeinfchaftlichen Augelegenheiten des geſellſchaft⸗ 
lichen Vereins frei auszutaufchen und mitzutheilen?“ 

Doc er fönne vor diefer Verfammlung edler, erleuch- 
teter Männer ſich einer Ausführung ded allgemeinen Wer- 
thes der Preffreiheit überheben. Er. wolle alfo der Kam⸗ 
mer nur eine Schrift übergeben, die er vor einigen, Mo⸗ 
naten der. h. deutfchen Bundesverfammlung, überreicht und 
dann. zum. Druck befördert habe. „Die vellfommene und 
ganze. Breffreiheit, nad) ihrer ſittlichen, rechtlichen und po⸗ 
litiſchen Nothwendigkeit, nach ihrer Uebereinſtimmung mit 
deutſchem Fürftenwort und nad) ihrer völligen Zeitgemäß- 
heit dargeftellt in ehrerbietigfter Petition an die hohe deut- 
ſche Bundesverfammlung.” Er habe fic bemüht, in bie- 
fer Schrift die Unfittlichfeit, Staatöverberblichfeit und 
Rechtswidrigkeit der Cenſur auseinanderzufegen. 


\ 
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Ein Preßgefet, welches den Mißbräuchen ver Preſſe 
begegne, fei nothwendig; denn freilich gebe ed große Miß⸗ 
bräucye der Preßfreiheit, wie ed einen Mißbrauch gebe der 
Religion, einen Mißbrauch der Gewalt, einen Mißbrauch 
bed Recyted, mit dem Munde zu reden. Aber man habe 
die Gefahren der Preßfreiheit übertrieben. Seien 
troßdem die Commiſſäre der Regierung ängftlih, fo 
wolle er ihnen mancherlei Garantieen und Beſchraͤnkungen 
der Prefje nachgeben. Nur werde er zu der Befchränfung, 
daß die freie Preſſe auf die inneren Angelegenheiten des 
Heinen Badifchen Baterlandes rebucirt werden folle, auch in 
dem allertraurigften Rothfalle nie feine Zuftimmung geben. 
„Sellten denn wir Deutfche, Männe. eined großen edelen 
Bolfes, das einft das erfte in der Gefchichte war, wollen und 
fortwährend zugeben, daß Deutfche nicht mit Deutfchen über 
deutfche Angelegenheiten fprechen dürfen? Für das, was 
man uns heilig verhieß, nachdem edled Blut in Strömen 
vergofjen war zur Rettung der Fürftenthrone, nämlich für 
Rationaleinheit des deutſchen Baterlandes und Herftellung 
ded deutſchen Rechtszuſtandes unter gewiffen zeitgemäßen 
Modificationen — für diefe beiden größten, heiligften Rechte 
bed beutfchen Volkes fehe ich fein Mittel, Feine Garantie, 
als die Preffe. Soll denn mit der freien Preffe dad legte 
Band, mittelft deffen Defterreicher und Bayern, Preußen 
und Würtemberger ſich mittheilen können, aufgehoben 
werden? Soll der Badener mit dem Franzoſen enger 
verbunden fein, enger zufammenleben, ald mit feinen 
deutfchen Mitbrüdern? (Allgemeines Bravo! Bravo!) 

- 5* 
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Funfzehn Iahre haben wir geharrt auf die Verwirklichung 
des im Art. 18 der deutſchen Bundesacte heilig verheiße- 
nen politifchen Rechts. Als Stellvertreter eined braven 
deutfchen Volles wage ich es nicht audzufprechen, daß ich 
länger harren will.‘ 

Der Antragfteller verſprach zu zeigen, baß bie Bun- 
deögefege feinem Antrage nirgends im Wege ſtehn. Alle 
bilfigen und rechtlichen Bedingungen würden von den Ber- 
tretern des Badiſchen Bolfed aus Ehrfurcht gegen das 
Band des gemeinfchaftlichen Baterlanded, gegen die Ber- 
faffung des Bundes, gegen feine Durchlauchtigften Häupter 
geachtet werden. Hier aber ftänden feine Gefege im Wege. 
Der durchlauchtigfte deutfche Bund verheiße im Art. 18 
ausdruͤcklich felbft Preßfreiheit. Diefelbe Verheißung ent- 
halte der Art. 17 der Badifchen Verfaſſung. Zwar fage 
leterer, daß diefe Preffreiheit fih in der Verwirklichung 
rückſichtlich der beftimmten, gefeßlichen Garantieen an die 
Bundesgeſetze anfchließen folle; ald aber die Badiſche Ver⸗ 
faffung gegeben wurde, habe man erwartet, daß auch der 
Bundestag diejenigen Garantieen geben werde, mit welchen 
die Preßfreiheit ind Leben treten folle. Zu einer Ueber- 
einftimmung mit dem Bundestag in diefer Beziehung fei 
Baden ftetd bereit: fo wie vom Bundestage wirfliche Prepß- 
freiheit eingeführt werde, fo möchten die Beftimmungen 
derfelben aud) in Baden immerhin gelten. Bis dahin könne 
man aber in Baden die Garantieen nad) eigener Ueberzeu- 
gung bilden. Und man müfje Died thun, wenn jener Ar⸗ 
tifel der Berfaffung felbft nicht länger ein Scheinbild fein 
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folle. Wohl Hätten nachher proviforifche Gefege die Preß- 
freiheit befchränft; doch dürfe eine ſolche Nothmaßregel 
nicht über die Augenblide der Noth hinaus ausgedehnt 
werden; ed fei für den Bevollmächtigten der Badifchen 
Regierung gar nicht rechtlich möglich, alfo auch nicht giltig 
gewefen, in einem andern Sinne ald bis zum Aufhören 
der Augenblicke der hoͤchſten Noth das heiligfte Recht in 
der Verfaſſung bed Babifchen Volles zu befchränfen. Und 
fo groß auch die Rechte des Deutfchen Bundes fein mö- 
gen, er fönne burch Feinen Befchluß die Rechte auf Leben 
md Eigenthum und perfönliche Freiheit nehmen. Die 
Preffreiheit fei das heiligfte Necht des Privatmannes, ein 
Privatperfönlichjfeitsrecht und zugleich das Weſen der Bas 
difchen Verfaſſung, das der Bund nicht nehmen dürfe. 

Alein die Carlsbader Befchläffe machten nicht einmal 
Cenſur nötig. In ihnen fomme das Wort Genfur gar 
nicht vor, ed folle nur Feine Schrift unter zwanzig Bogen 
ohne Vorwiſſen und vorgehende Genehmigung ber Regie- 
rung zum Druck befördert werben. 

„Gut, meine Herren, wenn wir Rebacteure haben, 
die der Regierung befannt find, die die beftimmten Garan- 
tieen leiften, dann Tann fid) die Regierung mit diefem Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigen begnügen.“ 

Schließlich fei die Preffreiheit für Baden eine abfo- 
Inte politifche Nothwendigfeit. Bisher fei die liberale 
Badiſche Berfaffung ohne Früchte geblieben, weil fie ber 
Preßfreiheit entbehrte. Die herrlichiten Gefegvorfchläge zur 
Eleichterung des Bolfed ſeien unbeachtet geblieben. 
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— „Raffen wir und nicht ewig von ben Qualen des 
Tantalus martern, wir wollen nicht ſtets vergeblidy nach 
den Früchten greifen, um unferen Hunger zu ftillen und 
unferen Durft zu löfchen. 

„Sehen wir nur muthig voraus, ftellen wir uns nur 
mit freifinnigen und edlen Grundfägen an die Spitze in 
diefem Theile unfered theuren Deutſchen Baterlandes. Mit 
Erhaltung aller freundfchaftlichen Berhältniffe zu ben Nady- 
barftaaten werden wir diefed Fönnen, wenn wir wollen. 
Sch wiederhole es, wir werben es fünnen, und dann troßen 
allen Stürmen der Zeit in Eintracht des Fürften mit dem 
Volke.“ — 

Miederholted Bravorufen begleitete den Antragfteller 
bis an feinen Sit. Der Antrag ward einftinmig von der 
Kaminer unterftüßt, und befchloffen, die Motion in Be— 
trachtung zu ziehen. 

Den Bolfdyertretern war ed Ernft mit ihrem Ber- 
trauen, mit ihrem Glauben an einträchtiged Zufammenwir- 
fen; fle hofften, in allem Frieden an die Stelle der Ein- 
heit Deutfchlands durch die Genfur die Einheit Deutfch- 
lands durch Preßfreiheit feßen zu können; fle hofften troß 
des Zufammenhanges ihres Vaterlandes mit dem Bunde 
ein wahrhaft conftitutionelled Leben in einem einzelnen 
Deutfchen Staate durchfeßen zu können: ihr Gegenſatz zu 
dem Bundestage war ein unbewußter. In jenem Ver— 
trauen war ed auch, daß Duttlinger in der Sitzung vom 
11. April eine Motion begründete, „Se. 8. H. den Groß- 
herzog ehrfurchtsvoll zu bitten, zur Vollendung bed Geſetz 


71 


ed über die Verantwortlichkeit der Minifter und oberften 
Staatsbeamten einen Gefegentwurf über dad Verfahren in 
Füllen der Anflage wegen Verlegung ber Berfaffung ober 
verfaffungsmäßiger Rechte der Kammer zur Berathung 
vorlegen zu laffen. Im diefem Vertrauen, daß die Mi- 
nifter eines einzelnen conftitutionellen Deutfchen Staates 
fortan nur von der Berfaffung, nur von der Rückſicht 
auf comftitutionelles Wefen, nicht auf äußere Einfläffe 
abhängig, daß fie nur durch ihre perfönliche Ehre geleitet 
und für ihre Handlungen verantwortlich fein Fönnten: in 
biefem Vertrauen war ed, daß ber Abgeordnete Merk er- 
Härte, er unterjtüge Duttlingerd Antrag, denn man koͤnne 
ſich nicht verhehlen, daß dad Repräfentatiofgftem nicht 
überall mit ganz freundlichem Auge angefehen werde; und 
wenn man in Folge deſſen für die Berfaffung fürchten 
mäffe, fo fei für bie Volfövertreter der Augenblick gekom⸗ 
men, wo fie die Berfaffung mit allen ihren gefeßlichen 
Garantieen umgeben und gegen den Berrath oder die Miß- 
griffe eines Minifterd fchügen müßten. 

Unficherer und, weil ohne theoretifched Parthei-Inter- 
effe, zugleich klarer waren von vorn herein die Commiffäre 
der Regierung. Als Welder in feiner Motionsbegründung 
Die Ramen Deftreich und Preußen, Rußland und Polen 
nur erwähnte, unterbrach ihn der Staatsrat Winter: „Ich 
muß bitten,” fagte er, „daß ber geehrte Redner hier ab» 
bricht und diefen Gegenftand nicht weiter verfolgt. Wir 

leben in einem Augenblide, wo wir nicht wiſſen können, 
welchen Ausgang die Angelegenheiten Europas nehmen wer- 
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den. Sch möchte nicht den Vorwurf auf dad Land laden, 
daß wir durch Aeußerungen in diefer Berfammlung in Zu- 
Ffunft NRachtheile und zugiehen, die von unberechenbaren 
Folgen fein können. Ich erlaube mir daher nochmals, den 
Redner inftändig zu bitten, über dieſen Gegenſtand feine 
Rede abzubrechen. Ich, ald Beamter ber Regierung, als. 
Diener meined Fürften, muß ed fagen, ich muß ed aber 
auch fagen ald Bewohner biefed Landes, der die Folgen 
bavon und alled Webrige mit feiner Familie zu tragen ha⸗ 
ben wird. Ich wiederhole nochmals, der Augenblick ift 
Fritifch; ed weiß Niemand, wie in einigen Monaten bie 
Lage der Dinge fein werde. Meine Herren, ed wäre mög- 
lich, daß unfere Neuerungen einft ſchwer auf uns laſten 
könnten.“ | 

Nach dem Schluß der Welderfchen Motionsbegrün« 
dung fam Staatsrath Winter noch einmal auf diefen Ge- 
genftand zurüd: es fländen, fagte er, gegenwärtig in, Eu⸗ 
ropa zwei Partheien einander gegenüber; er habe nicht zu 
entfcheiden, bei welcher die Wahrheit fei; er fei nur Bür- 
ger eined Heinen Staates, der in ber Foloffalen Wagſchaale 
von Europa Feinen Ausfchlag geben könne: er Fönne nur 
wünfchen, daß weder die eine noch die andere diefer ent- 
gegengefegten Meinungen von Babifcher Seite gereizt, aufe 
geregt. oder befämpft werde; er könne nur die größte Klug- 
heit empfehlen. — 

Fa, der Regierungscommiffär Jolly brachte in der 
nächften Sigung biefe Sache noch einmal zur Sprache. 
Er bat die Kammer im Namen ber Regierung, fih im 
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Yaufe der Berhanblungen jeber foldyer Bezugnahme, wie fie 
jüngft gemacht worden, enthalten zu wollen. Offenbar könne 
die Regierung von ihrem Standpunkte aus die Intereffen 
ded Regenten und des Großherzogthums im Verhältniffe zu 
auswärtigen Negierungen genauer würdigen; und wenn fie 
nun, auf diefe genauere Kenntniß geftübt, den Bolfsver- 
tretern die Berficherung ertheile, daß Erörterungen über 
auswärtige Politif gerade in dem jeßigen Zeitpunfte Ba- 
dens heiligfte Interefjen wefentlich gefährben, fo ſei das 
gewiß Motiv genug, dergleichen vollig zu umgehen: man 
babe ja hinlänglidhe Beſchäftigung an ben wichtigften Ge- 
genftänden ber innern Verwaltung, hier fei auch der freie- 
ften Discuſſion Raum gegeben. 

Liegen folche Aeußerungen von Seiten der Minifter 
auf Mangel an Selbftvertrauen fihließen, da fie ed ja 
ſelbſt erflärten, daß, wenn fle in dem großen Völferfpiele des 
Jahres 1831 mit agirten, fie höchitend auf Rouge und Noir 
zugleich ſetzen köͤnnten; waren jene Erflärungen wohl fähig, 
in denjenigen, welde ihren Begriff von Volksfreiheit Hand 
in Hand mit den conftitutionellen Regierungen ins Leben 
rufen wollten, Zweifel zu erregen: fo war doc) damals bie 
Veberzeugung, daß die Freiheit aldbald einen allgemeinen 
Triumph feiern werde, noch zu frifch, ald daß man nicht 
gerade wegen der allgemeinen Verbreitung jener Ueberzeu- 
gung gedacht hätte, einfach, bequem und orbentlid) zu die- 
ſem Triumphe gelangen zu fönnen. Die Gewalten follten 
jelber an diefer Ueberzeugung Theil nehmen: und was fich 
den Männern der Volföfreiheit von felbit verfiand, follte 
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ſich auch von felbft, durch das bloße Auftreten der ver- 
nünftigen Theorie machen. Die ganze Welt, fagte man, 
bat ihren Auferftehungstag gefeiert: 


Aufgeftanden, aufgeftanden 
Iſt die ganze weite Welt; 
Alles, Alles fprengt die Banden 
Bon Stalia bis zum Belt! 


Aus dem Schlaf die Glieder rüttelnd, 
Sad und Afche von fih ſchüttelnd 
Endet jebe Ration 

Nun die Zeit der Paffion.*): 

Das Weltgericht naht, nachdem ed lange Nacht war; 
Auferftehen, Vorwärtsgehen ift der Zeiten Lofungswort. 
Der Wurm, der am Boden kroch, wird zum Adler. Auf- 
erftehen foll ein großer, ftarfer Sinn, der nicht verächtlich 
auf die alten Zeiten blickt, fich nicht Republifen zimmern 
will: 


Nein, er weiß, bie Kreiheit wohnt 
Da aud, wo ein König thront. 

Auferftehen fol der Handel, die Preffe, der Abel, neu- 
verjüngt, ein deutfcher Kaifer; auferftehen fol Glaube, 
Treue, Pietät; 

Edle Fürften fol man adten, 
Und ſich felbft zu beffern trachten. 
Groß ift die Zeit, aber 


Schwinbelt nit auf eurer Bahn, 
Anarchie hat Zigerzahn.**) 


*) „Dfterlied für Europa.’ Bon Ernft Ortlepp. Leipzig, Wil: 
helm Birges. 1831. 
*) Ebendaſ. Seite 11, 14, 18, 
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Verlacht oder verachtet mwurbe, wer dem liberalen Zu- 
bel entgegentrat, mochte er num denen, welche wenigftend 
das Zugeftändnig, ein allmäliger Kortfchritt fei nothwendig, 
vernehmen wollten, zu weit oder nicht weit genug gehen. 

So fanden nur Mipfallen und Verachtung zwei 
Schriften, welche Anfang des Jahres in Kurheffen verbrei- 
tet wurben, „die Stadt Marburg an die Landftände” und 
„Verwahrung ber Marburger‘ betitelt. In. der erfteren 
wurbe unter Anderem verlangt, daß die Waldungen für 
Gemeinbefig erflärt werden follen und zwar fo, daß jeder 
Einzelne fie beliebig benugen könne: ed wurde behauptet, 
der Staat dürfe über Familienleben, Beſitz, Wiffenfchaft, 
Unterricht und Gewerbe weder Controle noch Macht ha- 
ben: Mann und Frau müſſe fi willkürlich zufammen- 
thun, willkürlich fcheiden Können, jede Berlaffenfchaft müffe 
dem Erften, der fich derfelben bemädhtige, zufallen: unter- 
ridyten und Unterrichtdanftalten errichten müffe Jeder dür⸗ 
fen, wer volle, fo wie lehren, was er wolle. Der 
Zunftzwang müfle aufhören. | 

Die liberalen Marburger beurtheilten folche Theorieen 
durch die That: zwei Tifchlermeifter diefer Stadt zertrüm- 
merten Schreinerarbeit, welche vom Lande hereingebracht 
war, öffentli$ vor den Häufern der Befteller. 

Auch im Großherzogthum Heffen wurden revolutionäre 
Schriften verbreitet. Die dortige Regierung war noch mit 
einer Unterfuchung wegen abfchriftlich verbreiteter aufrüh- 
rerifcher Schriften in Katechismusform befchäftigt, ald fie 
einer zum Aufruhr einladenden Drudichrift auf die Spur 
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kam. Diefe führte den Titel „der erſte Mai” und ward 
in vielen Exemplaren im Odenwalde bis nach Frankfurt 
hin verbreitet. „Wohlgemerft!" hieß es in ihr, „Sonntag 
den erften Mai erhebt ganz Teutſchland die Waffen, nicht 
früher und nicht fpäter, auf daß es mit einem Schlag los⸗ 
breche.“ Losbrechen folle man aber, damit die Einheit 
Teutfchlande und die Freiheiten, nach denen das Teutſche 
Volk fo lange vergebens feufze, errungen werde. Um das 
Losbrechen zu organifiren, follen rothe Fahnen aufgepflanzt 
und beftimmte Sammelpläge für Stadt- und Landvolk be⸗ 
flimmt werden. „Die Odenwälder koͤnnen ſich fammeln 
am Otzberg, die Vogelöberger bei Laubach, die Weltermäl- 
der bei Wefterburg, die Heffen zwifchen Werra und Fulda 
am Meisner, die weftlichen Thüringer am Xafelberg, die 
Speffarter bei Afchaffendurg” x. Hier follen die Wahlen 
für den Teutſchen Reichdtag gehalten, diefer felbft am 15. 
Mai eröffnet werden. „Wollen die Franzoſen dann was 
weiter, fo werden wir ihnen was zu erzählen wiſſen; vie- 
len von ihnen fteht die Nafe nad) dem linfen Rheinufer, 
aber nicht nagelbreit follen fie von —. Erde be=- 
kommen.“ 

Dieſe Broſchuͤre, 8 Seiten ſtark, führte den Druckort 
„Straßburg, Wittwe Silbermann“ auf dem Titel. Die 
angegebene Druckerei aber erklaͤrte, daß ihre Firma „in 
fihändlicher, verbrecherifcher Weiſe gemißbraucht” ſei. 

Sn der Nacht vom erften Mat wurden vier Indivi- 
duen in Frankfurt zur gefänglichen Haft gebracht, weil fie 
ſich durch ihren feltfamen Aufzug verdächtig machten, einem 
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der oben angeführten Sammelpläge zuziehen zu wollen. 
Sie wurden drei Wochen in Arreft gehalten und dann 
ohne Weitered frei gelaflen, weil an ihrem verbrecherifchen 
Unterfangen die Neugier wohl den größten Antheil gehabt 
habe. Das war die Bollderhebung des 1. Mai 1831: 
die Heffen, am welche fich der Aufruf gerichtet hatte, be- 
Khäftigten ihre liberale Gefinnung mit der intendirten Auf- 
hebung ded Darmftädter Hoftheaterd und mit Herrn €. €. 
Hoffmann's Kundgebungen feines Liberalismus, 

Auf dem letzten Großherzoglich Heffifhen Landtage 
hatte der Regierungscommiffär, Freiherr v. Hoffmann, den 
Ständen die Bewilligung einer Civilliſte von 591,604 Ft. 
durch die Bemerkung, daß ein Hoftheater zu Bermehrung 
des fürſtlichen Glanzed von Bedeutung fei und aus ber 
Eivillifte erhalten werden müſſe, plaufibel zu machen ge- 
mußt. Die Stände hatten jene Summe bewilligt, hatten 
alſo auch die Beibehaltung eined Theaters ſtillſchweigend 
bedungen. Xrotdem hieß es ſchon im Januar ded Jahres, 
dad Hoftheater folle aufgehoben und nur noch bis Juntus 
1831 auf demfelben gefpielt werben. 

Auch die Burgemeifterwahl befchäftigte die Reſidenz 
Darmftadt. Gemeinderath Ernft Emil Hoffmann, populä- 
rer Liberaler, war durch eine anfehnliche Weberzahl von 
Wahlſtimmen zum Burgemeifter vorgefchlagen; doch nahm 
die Regierung aus den drei ihr gebotenen Gandidaten nicht 
in, fondern einen ſchon betagten Mann, welcher biöher 
jenes Amt zu micht großer Zufriedenheit der Stadt ver- 
maltet hatte. Herr €. €. Hoffmanı wollte feine Entlaj- 
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fung aud dem Gemeinderath nehmen, bie Provinziafregie- 
rung genehmigte diefelbe aber nicht, und die übrigen Mit- 
glieder des Gemeinderathed, fo wie Deputationen von 
Darmftädter Bürgern bewogen ihn, zu bleiben. Indeſſen 
fonnte ed Herr Ernft Emil Hoffmann nicht unterlaffen, 
mit Hilfe feines Titels ald Commerzienrath ſich zur Re— 
gierung in Oppofltion zu ftellen. Er gab diefen ihm von 
des. verftorbenen Großherzogs Hoheit ertheilten Titel unter- 
thänigft in die Hände des regierenden Großherzogs zurüd: 
— Beranlaffung hiezu war, daß damals ein Jude, Abra- 
ham Linz, Hauptcollecteur der Darmftädter Claffenlotterie, 
mit dem Charakter eined Commerzienraths beehrt wor- 
den war. 


ee —— — 


Bon allgemein Deutſchem Intereſſe war dad Schau- 
fpiel, welches die Bayrifchen Bolfövertreter aufführten. 
Man mußte, daß Bayern ald der größte conftitutionelle 
Staat in Deutfchland wohl fähig fei, den Mittelpunft für 
den Deutfchen Eonftitutionalismug zu bilden und demfelben 
einen Halt gegen die beiden abfoluten Großmächte des 
Deutfchen Bundes zu geben. 

Die Abgeordneten ded Bayrifchen Volkes follten an— 
fänglidy die Kampfed- und Siegesfreuden eined faſt un- 
verfümmerten conftitutionellen Lebens Foften. Großherzog 
Leopold war ber „Bürgerfreundliche”: vom König Ludwig 
hieß es, er fei weder geneigt, noch geeignet, ben verfaf- 
fungsmäßigen Beftrebungen der Bayrifchen Bolfövertreter 
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ein Hemmniß entgegen zu feßen. Hat er ed doch gern 
gehört, wenn der Wahlſpruch „gerecht und beharrlich,” den 
er bei feinem Regierungsantritt annahm, im Munde 
des Volfed wiederholt wurde. Hat er doch am 17. No- 
vember 1827 den Landtag mit den Worten eröffnet: „Nicht 
von Mängeln frei ift bei allen ihren Borzügen unfere 
Verfaffung. Erfahrung erft zeigt Manches, was Theorie 
nicht lehren kann, und weife gibt unfere Berfaffung felbft 
den Weg an, wie Berbefferungen in ihr zu bewirfen find. 
Bieled Gute ift bereitd auf den früheren Landtagen gefche- 
ben, vieles doch bleibt und zu thun übrig.” Nennt er ed 
doch herrlich, über freied Volk zu walten: 

„Herrlich, über freies Volk zu walten, 

Nicht nah Willlür grenzenlos zu fchalten, 

Sondern in den Schranken, die beftehn; 

Muthig, Eräftig flets voranzufcreiten, 

Heilend, wo es möglich ift, die Reiben, 

In dem Ebelen fein Volk erhögn!“*) 
Hatte er doch, ald er 1830 den Grundftein zur Walhalla 
legte, bei den erften Hammerfchlägen gejagt: „So feit als 
diefe Steine fich verbinden, fo feſt mögen alle Teutfchen 
Velföftämme ſich vereinen.” Hatte er doch für die Grie- 
den Gebete zum Himmel geſchickt: 

„Rur Gebete vermochte die Seele zum Himmel zu fenden, 
Tapfre Dellenen, für Eud, für den befreienden Kampf. 

Thatlos verwehelen mir in den Lüften die Zöne der Lyra, 


Bios in die Saiten allein durfte fie greifen, die Hand. 
Einfam erklangen diefelben, wie Seufzer verheimlichter Eiebe.’’**) 
*) Gedichte König Ludwigs von Bayern. 
*) Ebendaſ. 
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Auf die Treue feiner Bayern aber ließ er im Jahre 1830 
einen Gebenfthaler prägen. So beflugt er die Bayern: 
„Siegend alle Proben fchon beftanden, 
Bleibt Ihr immerdar bei Eurer Pflicht, 
Selbſt die frühften Zeiten fo Euch kannten, 
Bayern! zu verderben feid Ihr nit.” — — *) 

Das firenge Genfurebict vom 28. Januar 1831, vom 
Minifter Eduard v. Schenf erlaffen und der Freiheit, über 
inländifche Angelegenheiten zu fchreiben, enge Grengen 
ſteckend, die Ausfchließungen einiger Oppofltionsmitglieder 
aus der Ständeverfammlung, welche die Regierung auf 
Grund des ihr durch den $. 44 lit. c. Fit. I. des X. Edicts 
der Berfaffungsurfunde zugeftandenen Urlaubsbewilligungs- 
rechtes beliebt hatte, waren ed befenders, welche der Op⸗ 
pofition der Abgeorbnetenfammer gegen das Minifterium 
Anlaß gaben. In der Antwort auf die Thronrede trug 
die Kammer auf einen Gefeßentwurf, weldyer eine genaue 
Interpretation jened $. 44 enthalte, an. 

In der Sigung vom 24. März erhob fi Freiherr 
v. Cloſen gegen die Genfurordonnang: fie habe unter allen 
Claſſen der Nation tiefe Wehmuth hervorgebracht. Nicht 
nur die müßigen Zeitungslefer und bie Gelehrten, ſondern 
auch der einfache fchlidyte Bürger, der in das Gaſthaus 
gehe, um von den öffentlichen Angelegenheiten etwas zu 
vernehmen, aud) der Bauer, der deshalb feine Einöde, feine 
fhlichte Hütte alle vierzehn Tage einmal verlaffe, Alle feien 


*) In; Gharitas, Feſtgabe von E. v. Schent. 
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hart berührt worden. Er glaube nicht, daß in der ganzen 
Berfammlung ein einziged Individuum ſei, das fügen könne: 
in: meiner Gegend wurde biefe Verordnung mit Freuden 
aufgenontmen. Wenn Seinand. das. Gegentheil:zu befaup- 
ten vermöge, er laffe ihm gern dad Wort. 

Nach einer Paufe und’ allgemeinem Stillfchweigen 
fuhr der Freiherr fort: dies Schweigen müſſe für die Her- 
ren. am Miniftertifch beredter fein, als: eine Philippifa von 
jedem Site der Berfammlung. Hätte der Herr Minifter 
ded Innern diefe Thatſache worandgefehn, fo würde er 
fi) gewiß lieber den Finger abgefchnitten,. ald jene Ber- 
ordnung contrafignirt haben. Doch. er, ber Redner, hoffe, 
dag bei der in ber Thronrede verfprochenen Borlage eines 
Preßgeſetzes Auch die vorläufige Suspenflon jener Verord⸗ 
nung werbe ausgeſprochen werben. 

„Das. wünſchen wir Alle," fehte der. Abgeordnete 
Rudhardt, „Amen, fegte der Abgeorbnete Heinzelmann 
hinzu, und die Kammer ſtimmte dieſem Amen allgemein 
bei. — | | | | 

Der Magiftrat und die Gemeindebevollmächtigten der 
Stadt Nürnberg -und der. Stadt Fürth, die Buchhändler 
und Buchdruder der: Städte Würzburg, Bamberg, Auge- 
burg und Kempten, der.Dr. Coremans von Nürnberg. hat- 
tem der Ständeverfammlung Befchwerben ‚gegen: ben Königl. 
Staateminifter ded Innern wegen Verlegung der Staatd- 

verfaffung:burch jene: Genfurverorbnung eingefchictt. Am 
18, April ward der Bertdytided fimften Ausſchuſſes hierü- 
ber verlefen: die Majorität des Ausfchuffes erachtete die er- 
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bobenen Beſchwerden für gegründet; die Minorität beffel- 
ben ging noch weiter; fie glaubte, daß bier eine vorfägliche 
Berlegung der Verfaſſung vorliege, fie trug darauf an, daß 
der Minifter wegen Berlegung befchworner Amtöpflichten 
in Anflageftand verfeßt werde. 

Ehe diefe Anträge zur Discuffion famen, machte ber 
Gefezentwurf über den $.44 lit. c. Tit. I. des X. Ebicte, 
welchen der Minifter ded Innern dem Wunfche der Kam⸗ 
mer gemäß baldigft vorgelegt hatte, den Herrn v. Schenf 
zum Gegenftande bitterer Angriffe. 

Er hatte bei Motivirung ded Geſetzes die Staatöver- 
waltung einem Wagen, die öffentlichen Diener den Spei- 
chen der Räder verglichen und behauptet, ohne Wiffen und 
Willen ded voberften Lenkers dürfe Fein Glied, auch nur 
vorübergehend, aus den Speichen genommen werben: der 
Staatödiener, der öffentliche Diener, der Staatöpenfionift 
feien vor der Wahl zu Abgeorbneten noch einem andern 
Dienftverhältniffe verpflichtet, ein ältered Band Mnüpfe fie 
an die Staatsregierung ald an den Dienft bed Bolfes. 
Uebrigens fei der Vorbehalt der Königlichen Bewilligung 
für die zu Abgeordneten gewählten Staatöbiener eine reine 
Prärogative der Krone, ein an Feine Bebingung gefnüpftes 
Recht, welches der erhabene Geber der Berfaffung dem 
Throne refervirt habe. Als ſolches fei ed unangefochten 
und unanfedhtbar. 

Hiergegen fragte der Abgeordnete Geuffert in der 
Sigung vom 25. April 1831, ob denn die Staatöregierung 
eine andere Aufgabe habe, ald die Bolfävertretung; bie 
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Öffentliche Meinung fei ed, nad) deren Stimme bie Zügel 
der Regierung zu führen feier. Das Weſen der Bolfs- 
vertretung beruhe darauf, daß das Boll von denen vertre- 
ten werde, welche es durd) fein Vertrauen dazu berufe, 
und wenn dieſes Weſen durch den Willen ver Staatöre- 
gierung geftört, gehemmt werde, fo brohe ber Löſung der 
gemeinfamen Aufgabe der Staatöverwaltung und der Volls⸗ 
vertreturig weit größere Gefahr, als wenn einzelne Glieder 
aus den Speichen genommen würden. Aelter ald dag 
Band, welches den Beamten an die Staatöregierung kuüpft, 
fei dasjenige, welches ihn ald Staatsgenoffen mit feinen 
Mitbürgern verbinde, ihn zum Gliede eines großen Ganzen 
mache, ihm ein Baterland gebe. Wolle man fagen, daß 
bie Regierung der ganz ausgezeichneten Beamten nicht ent- 
behren könne, fo entziehe man ja diefe ausgezeichneten 
Männer der Volksvertretung. Was es denn heißen folle, - 
jened Recht der Königl. Bewilligung fei eine reine Präro- 
gative? Ob ed nun nad Willfür und Gutbünfen, nad 
Gunft und Ungimft ausgeübt werden könne? Nein, iu je- 
der Rechtsübung der Regierung Tiege zugleich eine Pflicht- 
erfüllung, bei jeder Regierungshandlung müfle das Beſte 
des Bolfed einzige Richtſchnur fein, 

Auch das gehöre zur--Aufgabe dieſes Landtags, ben 
Bayrifchen Mitbürgern. gegen die Ausübung der Regierungs⸗ 
rechte im Sinne der reinen Präregative Bürgfchaften zu 
erringen. "Die Bermittelnäg Könne hier. nur gefchehen. durch 
ein im conftitutionellen Geifte gebildetes Minifterium, wel⸗ 
ed einig und ftarf.fei, ſtark auch gegen dad Kabiuet. 

6* 
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So lange nicht ein foldyes Minifterium an der Spige der 
Verwaltung ftehe, könne die Staatsregierung nicht auf das 
Bertrauen der Nation, nicht auf das ihrer ‚Stellvertreter 
rechnen. — nz 

„Der Herr Minifter des Innern,‘ fagte ber Abgeord- 
nete Sulmann, „fonnte fein anderes geſetzliches Motiv: für 
jened allen rationellen Principien wideritreitende Urlaubs⸗ 
bewilligungsrecht anführen, ald das Erforderniß ded Auße- 
ren Dienfled; diefer mache oft viel dringender. die Gegen- 
wart eined Staatöbeamten an feinem Amtstifche, ald bier 
bei der Staͤndeverſammlung nöthig, wo er ohnehin erfegt 
‚werde. Wenn dem fo ifl, dann enttäuſche fich das Volk! 
Es glaubte biöher, dad Recht der Wahl, um den, Mann 
feined Bertrauend aufzufinden, dem es feine wichtigften, 
feine heiligſten Intereſſen übertragen könnte, fei fein Foft- 
barfted Recht. Nein! ed irrte ſich. Der Herr Minifter 
erflärt ihm, daß es gleichgültig iſt, wer ed vertritt, ob ber 
Mann feined Vertrauend oder ein anderer. Es genügt 
ihm, wenn nur Jemand da if. Das Boll war bis jegt 
gerheilt zwifchen Hoffnung und Furcht, zwiſchen frohen Er⸗ 
wartungen und bangen Beforgniffen. Es mwähnte bis jebt, 
ed verhandelten fich hier die wichtigften Angelegenheiten 
ded Baterlandes, von bier aus müßten feine drückendſten 
Beichwerben gehoben, ber Güter höchſte erhalten werben. 

Es ift nur zu verwunbdern, daß bad. Minifterium des 
Innern fich nicht erbietet, Die Wahl felbft zu übernehmen 
und fo dem Bolfe die Mühe des bedentungslofen Wahl- 
fpield zu erſparen!“ 
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Er mißtraue dem Minifterium des Iunern, fuhr Cul⸗ 
mann fort. Er habe fehr gegründete Urfach gu glauben, 
daß der Herr Minifter ded Innern eine geheime Polizei 
im Königreiche organifirt habe; daß er die Schritte aller 
ihm Berbächtigen d. h. der Vaterlandsfreunde beobachten 
laffe und eine politifche ſchwarze Tafel führe. Auch fcheine 
der Minifter ded Innern von fremden Einfluffe nicht frei 
zu fein, folglidy werde der Wunſch einer auswärtigen Re» 
gierung, einen Deputirten audgefchloffen zu fehen, für ihn 
fhon ein hinreichender Beftimmungsgrund fei. Dad Mi- 
nifterium fei ferner nicht frei von dem Einfluffe einer ge= 
heimen jefwitifchen Congregation, die über ganz Bayern vers 
breitet fei und ihren Hauptfig in München und Regend« 
burg babe. 

In der Sigung des nädjften Tages ſprach v. Elofen 
dafür, dag bie Ausfchliefung von der Ständeverfammlung 
nur aus Rüdfiht auf den Dienft ftattfinden, die Kammer 
aber entſcheiden folle, ob. diefe Rüdficht wirklich fo drin- 
gend fei. Sonſt fünne ed ja auch. einmal. vorkommen, 
daß ein Minifter in Rüdficht auf die Berhältniffe. Bayerns 
zum Auslande den Urlaub vermeigere. „Bayern tft ein 
feiner Staat; ed Fönnte in der Berfammlung : ein: Mann 
fein, der die zarten Berhältniffe gegen auswärtige Staaten 
nicht gehörig ind. Auge ſaſt; wer bürgt dafür, ob nicht 
einft diefer Grund bei einem fihwachen Minifterium: ein 
befonbered Gewicht erhält, ober. ſchon hat? . Da: könnte es 
bei und. mie bei; der Papſtwahl zugehen, 100. gewiſſe große 
Mächte jebe einen Cardinal aus ſchließen darf. 3510 


86 


Und obgleich einige Redner darauf hinwiefen, daß 
man die einmal gefeßlich beftehende Prärogative des Mo- 
narchen nicht befchränfen dürfe; daß die Volfövertreter bie 
durch die Verfaffung begründeten Rechte ded Monarchen 
eben fo gut Ju wahren>haben, wie die des Volkes; daß 
man doch auf die öffentliche Meinung bauen möge, welche 
jeden Mißbrauch jener Prärogative künftig gewiß: verbin- 
dern ja den Gebrauch derfelben vergeffen machen werbe, 
daß man ferner den vom Minifter vorgelegten Ge— 
feßentwurf fchon deßhalb nicht verwerfen fFönne, weil 
die Kammer eine authentifche Interpretotion, nicht‘ eine 
Aufhebung desg. 44 beantragt habe; daß es bedenklich 
jet, von der Krone das Aufgeben eines ihrer Rechte zu 
verlangen, weil fie dadurd) zu einer Gegenforberung be— 
rechtigt, Die. Grundlage des gegenfeitigen Vertrauens 
aber gelodert ‘werde: fo wurde doch am 3. Mai der 
Gefegentwurf mit 93 gegen 23 Stimmen verworfen; 
dafür Hingegen, „daß die gefeßliche Beſtimmung des 
lit. ce. $..44:Tir: J. des Edikts X. zur Berfaffungsur- 
fumde, die Nachſuchung der föniglichen Bewilligung zum 
Eintritte in die zweite Kammer von Seite der Staatsdie— 
ner, der .Staatöpenfioniften, fo wie aller für den öffentli⸗ 
hen Dienft’ verpflichteten Individuen betreffend, gänzlich 
möge aufgehoben werben,“ — nn 95 gegen 17 
—— amd. sd: us ld) Terra m 

Ludwig von‘ Bayeru follte * — "werben, auf 

dem Altar. des: Liberalismus eine Fönigliche Prärpgative 
niederzulegen; bie Vollsvertreter hatten unter dem Einfluß 
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der damals herrſchenden Zeitftimmung berathen und ihren 
Antrag geftellt. Die folgende -Unalyfe einiger in jenen 
Monaten erfchienener Brofchüren wird ein Bild ber Zeit- 
fimmung geben. - 

Eine derfelben ftellte Deutfchlande Zukunft, Deutſch⸗ 
lands Bedeutung ſchon durch das Motto mit dem Willen 
feiner Fürften zufammen: „Deutfchland über Alle, wenn 
feine Fürſten wollen.” *) Cine andere rief die Deutfche 
Ration mit fammt den Deutfchen Fürften und Deutfchen 
Ständen zur Regeneration auf. *) Ernft Münd; widmete 
den Manen der Königin Louife ein liberaled Buch mit 
dem Motto: „Nichtswürdig iſt die Nation, die nicht ihr 
Alles freudig fegt an ihre Ehre.“ ***) 

Daß man am Vorabend einer großen Zeit ſtehe, dar⸗ 
über war man allgemein einverftanden. „Eine große un- 
endlich wichtige Zeit ift auch für Deutfchland erfchienen,“ 


*) „Deutſchland, was es ift, und was es werben muß; mit 
Rüdfiht auf Preugen und Bayern. Eine Schrift, die man nit 
verbieten wird, wenn man fie ganz gelefen-und ihre Abfiht er- 
fannt.”’ Zweibrüden 1831, Drud und Berlag von ©. Ritter. 
Dies Bud ift — ——— und — — une Fürs 
flen gewidmet.” 


“") „Aufraf an bie deutſche Nation, deutſche Fürften und 
Stände.’ Rothenburg an der Tauber, 1831. Berlag von ©. $. 
Deubolb. 


*e) „Diftorifche Kucbtide, politiſche Zeitſtimmen und patrios 
tiſche Ermahnungen. An die Deutfhen von Dr. Ernſt ——— — 
Eraunſchweig 1831. Verlag von Friedrich Vieweg. 
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ſo begtant der „Aufruf. „Faſſen ‚wir die Bebeutung der 
Zeit auf ihrem Gipfel: es ift umderfennbar, baß wir einer 
großen europäifchen Kriſis nahe find." . (Deutſchland, was 
ed iſt S. 114). Auch der leiſe Liberale Ernſt Münch ge- 
fteht: „In bem politiſchen Leben oder vielmehr im Gefühl 
des Politifchen Lebens iſt feit einiger Beit. eine bedeutende 
Yenderung vorgegangen.” (Rüdblide S. 12.) 

Es kommt alſo darauf an, die Beit zu begreifen. 
„Die: Zeit iſt eine: ungeheure Sphinr, weldje, den Staa- 
tenlenfern ihre Raͤthſel aufgebend, die nicht errathenden in 
den Abgrund ftürjt. Uber es bedarf keines Oedipus, um 
die Löfung zu treffen, fondern nur. des aufrichtig guten 
MWillend, und was fldjer verderblich iſt, ift Hug ſich bün- 
kende Verſtockung.“ ) * 

Zwei politiſche Geiſter durchziehen: die Welt, todtfeind- 
lich einander, und ſchon durch die Berührung einander zer⸗ 
ftörend, und das bange wundenvolle Europa wird jeßt der 
Kampfplag ihrer furchtbaren Begegnung. Man nennt fie 
das Princip ded unbeweglichen Stehenbleibendg und der 
raftlofen Beränderlichfeit, oder auch Das Princip des gött- 
lichen Rechtes und ber Volksſouverainetät. **). 

Diefe beiden Extreme, welche Ernſt Münd) gleich 
verderblid) nennt (Rückblicke S. 14), follen vermittelt wer- 
den m —— ber: N — ag 


» 30) an | 

sn 
Deutſchland was es if,” ©, 114, .....n;. ne 
FI was ‚eh id Br 14. UjChr 12, Rn, Rinne 

Seite 15. ee ITITA Hot nik I6hl Hizachenn- 
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wd Rußland liegend, iſt zu dieſer Vermittlung von ber 


verſehumg beſtimmt. J) 

„Somit muß das ee Princip in, Deutſchland 
aufrecht erhalten werben, ohne daß man deshalb der ge- 
rechten Anfprüche. anf politiſche Reformen ſich begebe 
und ohne dem: Abſolutismus und: der Artitofratie dad Wort 
zu reden; fomit muß auch das conftitutionefle Gebäude in 
allen Abtheilungen vertheibigt werben, ohne bie Kraft ber 
Regierungen dadurch zu ſchwaͤchen und die Monarchie zum 
bloßen Scyattenbilde. herunter zu würdigen; fomit muß 
ber überfpannte Demokratismus und bie in feinem Gefolge 
mit beranziehende Anarchie auf Tod und Leben befämpft 
werben, ohne den Gewinn und die Früchte, jelbitfüchtigen 
Kaften zuzumenden, welche: weder für die, Monarchie noch 
für die Freiheit ein Herz. haben. Die Sache ift weniger 
fchwer, ald man bei dem erſten Aublick wohl fich deufen 
mag.“ (Münd, S. 26. 1. 27.) 

Der Glaube an das poſitiv Bindende ift untergegan- 
gen, der Gelft der Bölfer iſt durch die Erziehung der 
Weltgefchichte dazu gekraͤftigt worden, „mit Freiheit ſich 
felbft zu unterwerfen dem Höchften in des; Menfchen Bruft 
und dem aͤußerlich ordnenden Geſetze.“ An die Stelle des 


Gehorſams iſt demnach das Mißtrauen getreten, „Garan- - 


tien verlangt das Voll von ſeinen Fürſten; beide, ftehen 
ſich gegenüber ald Partheien, mitt eigenen Rechten und zu 
gegenfeitigen Bebinguifiessinenpflichtet und ‚beides machen, 
ee a ara, an 
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daß der Gegner fie nicht uͤbertrete. So entfteht ein völ- 
lig neues Berhältnig vol Fonplicirter Aufgaben, das eines 
Gleichgewichts der Gewalten, einer gegenfeitigen Bindung 
und Hemmung der intereffirten Parteien. Grundlage beffel- 
ben aber ift völlige Gleichheit vor dem Gefeße, wie im 
Berhältuiffe ven Genuß und Belaftung.” CD. was «8, ift 
&. 16 und 17.) 

Deutfchland befigt der Mehrzahl nach Die trefflichiten 
und aufrichtigften Fürften: ed befigt ein Volk von großer 
Tiefe ded Gemüthed und von Befonnenheit; es iſt noch 
immer leicht, Deutfche zu regieren, aber die Fürften müffen 
das glückliche Verhältniß, welches zwiſchen ihnen und ihren 
Bölfern befteht, zu erhalten fuchen. Der Deutfche liebt 
fein Baterland über Alles, aber er muß auch im Staate 
den höchſten Schutz und die wichtigſte Lebenswohlthat er⸗ 
kennen. Das ift Feine leere Theorie, fein Traum; Träu— 
mer, Phantaften find die Ariftofraten, welche „ießt noch 
dem Volke zumuthen, für das Intereffe eines fremden Für- 
ſtenhauſes Gut und Blut daran zu feßen“, leere Träumer 
find aud) die Republicaner, die „ſich längft überlebt haben. 
Beide Seiten ftehen durchaus ohne Beziehung zu ber le— 
bendigen Mitte des Bolfes, dem thätigen und inbuftriellen 
Bürger und Landmann, um deren wahre. Bebürfniffe und 
Wunſche ſie fich nie bekümmert t aten ——— was 
— 5) | 

- Und: man will daran * daß bae beusfee Bolf 
für eine „freiere” Form ber Berfaffung „reif“ fei, „das 
deutſche Volk, in dem der tiefſte chriſtliche Sinn, die gründ- 
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lichſte, allſeitigſte wiſſenſchaftliche, — und eine bis in jedes 
Dorf vorgedrungene gleichmäßige Vollsbildung zu finden iſt! 
Dayı fommt, daß nicht leicht ein anderer Vollscharakter 
die geſetzliche Freiheit mit mehr Maͤßigung vertragen kann 
als der deutſche: — bieder, billig, nicht ungeduldig, nicht 
windig und wanfelmüthig, treu und redlich ohne Raͤnke 
flieht der Deutfche feinen Fürften gegenüber ‚und zeigt fich 
von allen Seiten betrachtet würdig der freieften geſetzlichen 
Berfaffung. Eine Oppoſition laͤßt fi) bei und nur um des 
Rechts willen, ohne Eigennuß, nicht Streitens halber den» 
fen; wenigftend würde eine ſolche feinen Einfluß gemwin- 
nen bei dem deutjchen Rechtd- und Wahrheitsſinn.“ („‚Auf- 
ruf“ S. 6 umd 7.) Hi 

Die Allianz zwifchen Fürft und Volk ift die befte 
Regierungsform. „Weldyes iſt das Ziel aller neuern Staats- 
entwidelung? Kennen wir. ein bezeichnenderes, einfach er- 
gänzendered, ald ed das monarchifch-demonkratifche zu nen⸗ 
nen?" (D. was es ift. ©. 73.) 

„Gleich einem. verfandenden Strome hat. fi) die 
wichtigfte vaterländifche Angelegenheit, die Errichtung land» 
ſtaͤndiſcher Berfaffungen in. Deutfchlaud, ohne Spur ver» 
loren.“ (S. 107.) Jetzt in ber „großen. Kriſis!“ find 
„Deutſchlauds Wünſche und Hoffnungen wieder erwacht.“ 
Deuſchland will den Franzoſen und. den: Ruſſen gegenüber 
ſtark ſein, dazu müſſen ſich die beiden größten: Staaten des 
deutſchen Sudens und Norden⸗ verbinden; „Preußen und 
Bayern, deren Throne zudem für des geſammten Deutfch- 
lands Heil dientrefflichſten Fürſten zieren.“ (S 120,) 
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„Möchte Preußen nie vergefien, daß Deutſchlands Sfent- 
liche Meinung fein wichtigfter Alliirter ſei.“ 

Das deutfche Volk fordert außerdem zur Herftellung 
feiner politifchen Geltung durch innere Einheit, daß bie 
Verheißung ber Bumdesacte, gleihförmige Verfügungen über 
die Preffreiheit zu erlaffen, wahr gemacht werbe, „Alles 
dasjenige, was bie Fräftigfte Sreimüthigfeit über eine Sache, 
gezügelt durch Gefchmad wie gefellfehaftlichen und fittlichen 
Anftand, jedem Gebildeten geftattet, dies ſollten auch Preß- 
gefeße geftatten: alles darüber Hinaudliegende aber follte 
ebenfo ftreng verhütet oder geahndet werben. Jeder Irr⸗ 
thum oder leidenfchaftliche Angriff auf die Sache felbft 
follte durchaus der öffentlichen Debatte und Widerlegung 
überlaffen bleiben.” (D. was es tft. ©. 142). 

Das deutfche Voll iſt „mündig" und. die Mündigkeit 
defjelben anzuerfennen. (©. 144.) . 

Es darf nicht zerriffen, zerfpalten fein. (S. 117.) 
„Eines fehlt den Deutfchen noch, dad lebhafte Gefühl der 
gemeinfamen Nationalehre.” (S. 34). „Ed muß ber 
Gedanfe der einen untheilbaren Nation, trog ber: worhan⸗ 
denen vielgeftaltigen, jetzt oft auch mißgeſtaltigen Form 
überall da rege gemacht werden, wo er noch nicht ſo leb⸗ 
haft vorhanden iſt, ed muß zugleich ein LEN 
erwachen.“ (Münch S. 37-38.) — 

So fehr verbreitet: war: Bamals: bad: Dogma,.von: ber 
Nothwendigleit einer deutſchen National⸗Einheit und. Freis 
heit/ daß auch‘ ‘der Framgofernäber Deutſchlands Schickſal 
alles gefagt "Yan haben glaubte, wenn er ausrief I Alle: 
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magne aura en m£&me temps A — et a saf- 
franehir.‘ *) 

Die dargeftelten Schriften waren der Ausdruck der 
öffentlichen Meinung: 

Diefe war mit dem Beftehenben zerfallen. Die 
Strenge bed Dogmas von. dem Benormundungsredhte ber 
Regierung wurbe von ihr verworfen. Sie war mißtrauiſch 
und wollte feinen Stantsverband, in dem man unbedingt 
gehorchen muͤſſe. Aber fie fühlte ſich auch nicht im Ge- 
genfage zu den beftehenden Regierungen. Die öffentliche 
Meinung und die Regierungen näherten ſich gegenfeitig. 

Die Regierungen prockamirten das Vollswohl, bie 
Bertreter ber öffentlichen. Meinung proclamirten die Ach- 
tung für die Regierungen. 

Darum fanden rebolutionäre Schriften, welche eine 
ernſtliche und feindliche Befchäftigung mit dem Beftehenden 
forderten, damals feinen Anflang. Das Publiftum war fo 
eben das ftarre Dogma ber Legitimität lod geworden: da 
ed fa, wie feine Bertreter und die Regierungen ſich be⸗ 
firebten, friedlid mit einander zu arbeiten, da ed aufßer- 
dem überzeugt war, daß fich die Gegenſaͤtze von felbit aue- 
gleichen würden, fo fagte ihm die Rolle bes Zuſchauers am 
nteiften zu. Revolutionäre Schriften, die ed ‚zur That und 
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) Historie politigue et>littöraire de P Allemagne. Par M. 
— — Cours fait à la ſaculté des letires de Paris, 
Discours d’ouverture. De l’etat politique de U’ Allemagne actu- 
elle. Paris 1831. Der Branzofe fegt zu obiger Phrafe Hinzu: 
„la täche est labourieuse.“ ©, 6, 
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Feindfchaft aufforderten, die ihm ein neued Dogma, einen 
neuen Gegenſatz aufdrängen wollten, beachtete ed. nicht. 

Dben (S. 75—76) ift von dreien folcher Schriften 
und von dem Eindrud, den fie machten, geredet worden. 
Eine vierte, weldye in Straßburg erfihten, „der Wieder- 
ball Deutfcher Volksſtimmen in Grüßen an das Deutfche 
Vaterland" bititelt, führt dad Motto: „So leer fann ja 
fein Herze fchlagen, das nimmer follt entzüct fid, fagen: 
Das ift mein liebes Vaterland;“ auf ber legten, 27. ©, 
findet ſich die Unterfchrift, „Schriebs Herold.” Der Ber- 
faffer, ein früherer Burfchenfchafter aus Halle, charakteri⸗ 
firt ſich felbft als einen’ folchen, der mit Händen und Füßen 
um ſich fchlage, wern er das ariftofratifche Nafenrümpfen 
fehe. Er weiflagt feinem ee Volke eine große freie 
Zuhunft. 


Die Cenfur wurde vom 5. Mai an in ber. Bayrifchen 
Abgeordnetenfammer Gegenſtand weitläuftger Debaten. 

Am 5. Mat begann. die Discnffion über. die gegen 
Herrn von Schenf erhobenen Befchwerden wegen Berlet- 
zung der Gtaatsverfaffung durch bie Cenſurverordnung 
vom 28 Sanuar 1831. 

Zuerft beftieg der Minifter die Rednerbühne. Um 
die Verfaffungsmägigfeit feines Verfahrens zu beiveifen, 
berief er ſich auf das dritte ber Bayriſchen Verfaſſung bei⸗ 
liegende Edict, die Freiheit der Preſſe und des Buchhan- 
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dels betreffend. Dieſes Edict fielle zwar im $. 1. voll- 
fommene Preß- und Genfurfreiheit ald Regel auf, führe aber 
fogleich im zweiten Paragraph für alle politischen Zeitun- 
gen und periodifchen Schriften politiichen und ftatiftifchen 
Inhalts die Cenſur wieder ein. Da nun alfo die Genfur 
für jene periodifchen Schriften in Bayern verfafjungemäßig 
fei, fo frage ſich nur, was man umter dem Ausdruck „po- 
litiſch“ zu verfiehen habe: ob derfelbe nur Gegenſtaͤude der 
äußeren ober zugleidy ber inneren Politif unter ſich begreife. 

Schon Ariftoteled, der Bater der Politif, gebrauche 
diefen Ausdruck größtentheild nur für die Angelegenheiten 
der innern Politif; und während der ganzen feit Ariftoteles 
verfloffenen zwei Jahrtaufende fei jenes Wort auf gleiche 
Weiſe gebraudyt worden; nie habe in der Literatur bed 
öffentlichen Lebens ein Schriftfteller daran gedacht, die in- 
nere Politif von dem allgemeinen Begriff der Politif aus- 
zuſchließen. Die Dentfche Bundesacte ſpreche von politi- 
fchen Reiten der Staatsbürger: ob das etwa Rechte in 
Bezug auf auswärtige Staaten feien? 

Db man denn für die Gegenftände der inneren Po- 
litik etwa eineh anderen Ausdruck habe, als das. Wort 
Politik? ee 

Nie habe die Bayrifche Gefeßgebung, wo fie von Po—⸗ 
litik ſpreche, jene Sonderung zwifchen innerer und äußerer 
Politif gemacht. Die Ständefammer vom Jahr. 1819 habe 
die Berfaffungsmäßigfeit ber. Cenſur für periodiſche Schrif- 
ten über innere Angelegenheiten anerkannt. Diefe naͤmliche 
Meberzeugung babe auch die Bayrifche Staatöregierung feit 
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dem Jahre 1818 in allen ihren Genfurerlaffen confequent 
durchgeführt. Kurz vor dem Zuſammentritt der Stände 
in den Jahren 1822 und 1825 feien: fcharfe — 
ordnungen gegeben worden. 

Des jetzt regierenden Königs Majeſtät habe die — 
fur. für innere Angelegenheiten nie ausdrücklich aufgehoben, 
vielmehr hätten Sie nur bei Allerhöchſtihrem Regierunge- 
antritt durch Minifterialentfchliefung vom 22. November 
1825 die im Jahre 1823 eingeführte Cenſur für Mündhe- 
ner Literatur“ und Unterhaltungsblätter aufgehoben; und 
ald im Jahre 1829 einige: periodiſche Blätter serfchienen, 
die. ſich ausſchließend mit innerer Volitif beichäftigten, ſeien 
diefelben von den betreffenden. Kreisregierungen- nur aus 
Mißverftändnig jener Minifterialentfchliegung. feiner Genfur 
unterworfen worden; fie hätten ſich übrigens: größtentheifs 
eines verſtändigen und würdevollen Tones befliffen: Se» 
doc) eine Genfurfreiheit für diefelben  fei wie gejagt nie» 
mals beflimmt audgefprochen; durch eine Minifteriafent- 
ſchließung vom 21. December) 1829 ſei den Kreisregierun⸗ 
gen nur eröffnet, es fei der Wille Sr. MajıdedKönige, 
daß die Freiheit der Prefje „innerhalb: der gefeglichen 
Schranken“ auf feine Weife beeinträchtigt und insbefondere 
dem Rechte der freien Beurtheilung des amtlichen Wirkens 
der zum „öffentlichen Dienft berufenen Perfonen, ſo weit 
nicht dadurch gefegliche Ehrenrechte verlegt, werden, der 
gebühtende Schutz gewährt und jeder „anſtändigen“ Aeu⸗ 
Berung ‚der Meinungen und Anfichten im Gebiete der. innerm 
Politik, fein ungefepliches Hindernißz entgegengeftellt- werde, 
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Diefe Aridfchreibung erwähne ja ausdrücklich der ge- 
feglihen Schranfen, made einen anftändigen Ton zur 
Bedingung, fie mache alfo Feine größere Conceffion, als 
der $. 7 der Berordbmung vom 28. Januar 1831; in ihr 
liege feine Verzicht der Stagtöregierung auf die Genfur, 
eine Verzicht, die auch vom Minifterium ohne offenbare 
Berlegung der Berfaffung nie hätte audgefprochen werden 
fönnen, weil die Regierung wohl momentan ein conftitutio- 
nelled Recht auszuüben unterlaffen, nie aber ohne Zuftim- 
mung der gefammten legislativen Gewalt daffelbe aufgeben 
dürfe. 

Es fei nicht zu leugnen, daß die meiften Kreisregie- 
rumgen die Genfur über die blos der innern Politif gewid- 
meten Zeitungen unterlafjen haben: welcher Gebrauch aber 
— vielmehr welcher Mißbrauch — alsbald von der au- 
gegönnten Freiheit gemacht worden, davon brauche er, der 
Minifter, wohl fein Bild zu entwerfen. Die Genfurfreiheit 
ber periobifhen Preſſe ſei in Zügellofigkeit ausgeartet. 
Nichts fei gefchont oder geachtet worden; bie unglüdfeligen 
Schwächen der menſchlichen Natur, die Schadenfreude, der 
Neid am fcheinbaren Glück oder Glanz der höher Geftell- 
ten, die Schmaͤhſucht und arge Luft an öffentlichem Aer⸗ 
gerniß hätten. ben Rebactoren vieler Zeitblätter ald Quel⸗ 
len bes Erwerbes gedient. Der erlaubte Tadel jeder, auch 
der zweckmaͤßigſten Maßregel der Stantöregierung fei zu höh⸗ 
nender Berbächtigung der Abfichten geworden. In das Hei- 
ligthum des häuslichen, des ehelichen Friedens ſei gebrochen, 
und defien Geheimniffe feien dem Tüfternen Auge der Menge 
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preidgegeben worben. - Kein Berhältnig, Feine Pflicht, Fein 
Stand fei mehr heilig geweien, ja die Zügellofigfeit habe 
ſich fogar an die geheiligte Perfon ded Monarchen gewagt. 

Der Unwille und die Beſchwerden eined großen Theils 
der Nation über jenen fchamlofen Mißbrauch der Preß- 
freiheit feien. immer lauter geworben; ‚und ebenfo dringend 
ald gegenwärtig die Aufhebung der. Cenſur gewünfcht werde, 
ſei damals ſelbſt von: gefeßlichen Vertretern des Volles die 
Staatsregierung zu — Einſchreiten aufgefordert 
worden. 

Das Straſgeſebbuch, polizeiliche Maafregeln feien un⸗ 
zuläänglich geweſen und fo als einzig verfaffungsmäßiges 
Mittel die. Cenfur übrig geblieben. — die einen - 
vom 28, Januar 1831; | 

Ob nun alfo diefe Verordnung — eine neue Bor- 
fchrift enthalte? Ob fie ſich nicht genau an die Beftim- 
mungen bed X. Edictd anſchließe? Ob denn diefe Ber- 
ordnung in ben $$. 4 und 7 = — freiſinnige 
Grundſaͤtze aufſtelle? 

Wo ſei denn hier eine EDER ie Aufhebung 
eines beſtehenden Geſetzes? Und nur eine ſolche, einfeitig 
vom Minifterium ausgegangen,. würde. verfaffungswibrig 
fein. Wo fei. denn bier eine vom Minifterium beliebte 
authentifche Erläuterung der Berfaffung?. Die Berorbnung 
fei nichts gewefen, ald eine Inftruction zum ‚genauen Boll» 
zug ded Geſetzes. — 

Der Abgeordnete Schwindel antwortete. dem Minifter. 
Nachdem er von bem öffentlichen Leben gefprochen, welches 
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in die felbftfüchtigen Paläfte, in die dumfeln Winkel dr . 
deöpotifchen Gerichtöftube, in die Meßgemölbe der Klöfter, 
in die verfchloffenen Häuſer der politifchen Obfenranten 
dringen müffe, nachdem er gegen ariftofratifche Willfür, 
weihe an dem erftarften Geldft- und Pflichtgefühle der 
jeßigen Generation fcheitern werde, geredet; nachdem er 
die furchtſame Sournaliftif gefchildert, deren gefchminfte 
Wahrheit, Hinterfiftige Nänfe, kleinliche Abfichten, politischer 
Aberglauben, fekavifche Kriecherei Reſultat der v. Schenf- 
fhen Genfurberordnung gewefen feien: zeigte er, zur Sache 
felbft übergehend, daß durch diefe Verordnung die Beftim- 
mungen ded Preßediets umgeſtoßen ſeien. Den aufgeflär- 
teren Miniftern des Könige Mar Joſeph fei ed nie ein⸗ 
gefallen, auß Furcht oder Sclavenfinn, oder aus diploma 
tifcher Borfücht das Wort politiſch auf die innern Verhält- 
niffe ded Staates auszudehnen. Nur: das Verhältniß 
mehrerer Staaten unter fid) follte durch Died Wort aud- 
gedrüdt werden. Wo folle fonft die im $. 1 ausgefpro- 
dene vollfommene Preßfreiheit eriftiren? _ Oder ob bald 
eine Genfur, bald Feine eriftiren folle? Ob es nicht Pflicht 
ber Staatsregierung gervefen fei, diefe Eenfur, fobald fie 
ihr Recht fei, auch immer andzuüben? In einem confti- 
tutionellen Staate koͤnne das Geſetz über die Preſſe nicht 
von der Meinung der Borgejegten abhängen. 

Der Minifter habe durch feine Genfurinftruction eine 
ganz neue. Senfuranftalt gebildet, den biöherigen-Inftanzen- 
zug aufgehoben, tieue Vorfchriften gegeben, welche im Preg- 
edict nicht enthalten feien und fomit als ganz neue Zufäge 
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zu demfelben bezeichnet werden müßten. Da nun nad) $. 
7 Tit. X. der Verfaſſung Abänderungen oder Zufäge zu 
der Verfaffung nicht ohne Zuftimmung der Stände geſche⸗ 
hen können, fo fei der Minifter der Verfaffungsverlegung 
anzuflagen. Ob denn die Berantwortlichkeit der Minifter, 
diefe Wefenheit des repräfentativen Syſtems, eine Geifen- 
blafe, eine Babel fein folle? 

Er, der Redner, wolle feine Lobrede auf die Preffe 
halten: ohne Preßfreiheit aber fei Feine allgemeine Theil» 
nahme. an den Staatsangelegenheiten, an dem öffentlichen 
Wohle möglih. Eine Regierung, welche die Preßfreiheit 
aufhebe, fürchte fid) vor dem öffentlichen Urtheil. 

„Doch, Bayern, Glück auf! Du haft noch eine freie, 
felbftftändige Anwaltfchaft an deinen Deputirten. Bei ung 
liegt es jeßt, unferm jungen Staate ein fräftigeres, ein 
ſchöneres Leben zu geben, bei ung liegt ed, die Ketten zu 
brechen, weldye der Volkskraft und Geiftesfultur — 
werden ſollen.“ — 

„Meine Herren,“ ſagte der Baron v. Cloſen, „die 
Mittheilung der Gedanken und der Gefühle iſt eins der 
edelſten und erſten Vorrechte des Menſchen. Ohne ſolche 
Mittheilung wird er zum Thier, wenn er ſich nicht zum 
Engel erheben fann... Alle Preſſen von Europa vermö- 
gen nicht, alle Wohlthaten zu fchildern, weldye wir ber 
Preſſe zu verdanken haben... Bei voller Preffreiheit wird 
bald das Kicht der Wahrheit über die Finfternig den Sieg 
davontragen und felbft der gemeine Menſch allmälig das 
Gemeine verfchmähen und fih and Beflere gewöhnen.‘ 
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Keine Bermittelung dürfe ftattfinden, wo: zwei entge- 
gengefegte Principe obmwalten, naͤmlich das Princip des Ab- 
folutismusd und das der conftitutionellen Monarchie. Das 
letztere werde fiegen mit und ohne freie Preffe, und Aus- 
wůchſe diefed Princips würden bald verfchwindben. 

Die Kammer fei verpflichtet, dem Könige ihre Be— 
ſchwerde vorzulegen, felbft wenn fie nur. in einem einzel- 
nen Punkte ein conſtitutionelles Recht verlegt glaube. Die 
Art und Weiſe der Abhilfe könne verfchieden fein. Ent- 
ſtehe die Recdhtöverlegung aus einem verzeihlichen Irrthum 
eined mit echt conftitutionellem Geifte befeelten Minifters, 
-fo könne die Befchwerde vorgelegt werben, ohne daß ein 
ſolcher Minifter an feinem Anfehen etwas verliere, da er 
vielleicht nur aus übertriebenem Amtdeifer gehandelt habe; 
bie einzelne Verlegung werde einfach abgethan. Aber eine 
Berlegung fei oft nicht Die zufällig verborbene Frucht eines 
edlen Baumes, fondern fehr oft das natürliche Erzeugniß 
einer Giftpflange; dann müffe diefe unbedingt ausgerottet 

Wolle man übrigens nur dann gegen einen Minifter 
Beſchwerde führen, wenn irgend eine wörtliche Beſtimmung 
der Berfaffungsurfunde übertreten worden fei, fo ſei eine 
Beſchwerde faft unmöglich. So befchränften Geiftes fei 
fein Minifter, daß er nicht die äußern gefeglichen Formen 
beobachtete. Befchwerben könnten nur auf allgemeine Be- 
ſtimmungen ber Berfaffung, nad) der Vernunft interpretirt, 
gegründet werden. 
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Was nun den Punkt der Anlage. betreffe, ſo finde 
ſich zwar in ber Bayrifchen Gefeßgebüng über Verantwort⸗ 
wortlichfeit der Minifter eine große Lüde: doc, auch was 
da fei genüge, Bor allem aber 'eriftire ja: der höchfte 
Richterftuhl, der der Hffentlihen Meinung. “Bon einem 
Manne, der ſich auf einem fo hohen’ Standpunkte befinde, 
wie ein Minifter, ſei ein fo gemeines Gefühl‘ nicht denk» 
bar, daß er ſich Aber die. Achtung feiner Landsleute "hin 
wegfeten könnte; daß es ihm gleichgültig fei, beim Eintritt 
in die Kammer gleidyfam wie über Dante's Hölle zu Tefen: 
Hier ift Feine Hoffnung für mich. Dagegen fei es wohl 
denfbar, daß ein Minifter, der fi; bewußt wäre, von der 
ganzen Nation ald Gegenftand des Abfchend behandelt 
zu werden, am Mintftertifche ein peinlicheres Gefühl: hätte, 
als der Unglüdtiche am Schandpfahl. | 

Die Nation bezeichue Bayerns Schenk ald Bayerns 
Polignac. Zwar feien bier wie bei jedem ‚Vergleich Un- 
ähnlicykeiten; Polignac habe einem König gebient, der feine 
Zeit nicht auffaßte, Schenk diene einem König, ‚der Die 
Zeit auffaffe, dem Abfömmlinge eined Haufed, dad nie ein 
höheres Glück gekannt habe, ald dad Wohl der Untertha- 
nen. Carl X. habe aufgehört zu regieren, für bie Erhal- 
tung Ludwigs und feiner Dynaftie gebe jeder Bayer Gut 
und Leben preis. Doch neben den Unähnlichkeiten beftän- 
den große Aehnlichkeiten, nämlich bei lobenswürdiger An- 
hänglichfeit an die Perfon des Monarchen, bei untadelhaf« 
tem Privatleben, das Hingeben an eine ariftofratifch theo« 
kratiſche Parthei, welche dahin ftrebe, die Verfaffung nad) 
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und nad) zu umtergraben, unter : Beibehaltung verfaf- 
funggmäßiger Formen eine abfolute Regierung, gemäßigt 
allein durch perfönlichen Einfluß einiger Großen und Geift- 
lichen, ftatt einer volfsthündichen verfaffungsmäßigen Re- 
gierung einzuführen, in jedem zweifelhaften Kalle die Frei- 
heiten und. Rechte des Volles auf das engfte, die Rechte 
der Krone auf das ausgebehntefte audzulegen, in dem Bolt 
nad) und nad) die Theilnahme an öffentlichen Angelegen- 
beiten zu ertödten, den Ständen bed Reiches zu dem Enbe 
jede mohlthätig auf das Bolfdleben einwirfende Maßregel 
unmöglich zu machen. 

Hiernach habe nun Schenf wie e Polignac zwei Or⸗ 
domnanzen gewählt, die eine in der Hoffnung, eine gefälli- 
gere Kammer zu erhalten, bie andere, um die Freiheit der 
Preſſe zu vernichten: beide hätten ſich auf zweibeutige 
Stellen in der Verfaffungsurkunde geftügt. 

„Meine Herren,” fagte v. Schenk in der nächlten 
Sitzung des fehlen Mat, „man hat mich einer Hinnei- 
gung zum Abſolutismus, man hat mid) ariftofratifcher, hie- 
rarchifcher Gefinnungen und Grundfäge beſchuldigt. Ich 
haſſe Abfolutismus wie Anarchie: aber, meine Herren, ich 
adyte heilig die Rechte der Krone, ich habe fie zu vertreten 
als Minifter ded Königs, ich würde fie auch im jeder an- 
dern Stellung verfechten bis zum legten Hauche meines 
Lebens, aber nur innerhalb ber verfaffungsmäßigen Gren- 
zen. Ich ehre bie Rechte des Adels und. der Kirche, aber 
auch nur ‚innerhalb: ihrer verfaffungsmäßigen Grenzen. 
Man befchuldigt mich, gegen die Rechte und Freiheiten 
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bed Volkes zu fein. Wäre ich es, ich verbiente nicht, ich 
will nicht fagen Minifter — das verfteht ſich von felbit, 
— ich verdiente nicht Bayer zu fein, ich verbiente nicht 
zu leben. Ich bin für die Rechte und Freiheiten des Bol« 
kes, id) werde fie gewiß immer bewahren unb vertreten. 
nach meiner befchworenen Amtöpflicht, aber ebenfalld nur 
innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen Grenzen. Dies: ift mein 
Slaubensbelenntnig, meine Herren! Es iſt auch conititu- 
tionell.“ a 

An demfelben Tage fuchte der Abgeordnete Rudharbt 
durchzuführen, daß durch des Minifterd Verordnung die 
Berfaffung freilich verlegt fei, doc) habe der Minifter nicht 
mit Willen und in bödlicher Abſicht inconftitutionell ver- 
fahren, weshalb an Ge. Majeftät den König nur die Bitte 
zu ftellen fei, die Genfurinftruction aufzuheben. Der Red» 
ner entwarf zugleich ein biftorifches Bild über das bishe⸗ 
rige Benehmen der Bayrifchen Regierung gegen bie Prefle. 

Durch die Verordnung vom 13. Januar 1803, fagte 
er, wurde die Genfur in Bayern aufgehoben. Die Motive 
biefer Berorbnung find höchſt merkwürdig, indem es bafelbit 
heißt: wahre Befferung ded Herzend hänge größtentheils 
von zwedmäßiger Bildung ded Berftanded ab, und beide 
feien untrennbar. Den Tadel müffe man nicht nur bul- 
den, fondern die Erforfchung der Wahrheit auch durch ihm 
befördern. Ungeadjtet der Ausartung der Preßfreiheit, ih- 
rer Snurbanität, felbft ihrer Angriffe auf die Perfon des 
Monarchen wolle man doch nicht in der Genfur Abhilfe 
fuchen, da fle in ihrer Anmenbung auf die einzelnen Fälle 
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weber gerecht noch: zweckdienlich und hinreichend fei. — D! 
fommen vwoir heute wieder zur Erkenntniß vor 28 Jahren 
wmül....- 

Seit Befanntmachung der Berorbnung vom 22. No 
vember 1525, durch welche, wie ed in einer Berichtigung 
der Münchener politifchen Zeitung hieß, Se, Majeftät 
die Cenſur lediglich auf den Grunb ber verfaſſungsmäßigen 
Beftimmungen abzuftellen geruht haben, bis zum Jahre 
1831 befolgte man allgemein die Hebung, Zeitjchriften, in- 
fofern fie blos die innern Angelegenheiten betrafen, von’ 
der Genfur frei zu laffen. Mehrere ſolche Blätter entitan- 
den allmälig,: wie 3. B. die „Freie Preſſe“ und fpäter das 
„Bürzburger Vollsblatt,“ und in Anfehung derfelben liegt 
die ausdruückliche Erklärung ber Behörde vor, daß fie nach 
dem Gefete der Cenſur nicht unterworfen feien. 

„Diefe freifinnige Behandlung der Preſſe in Bereini- 
gung mit den übrigen Maßregeln ber Regierung, die einen 
Fräftigen Geiſt befundeten, erregte die Aufmerkſamkeit von 
Deutichland, ja von Europa. Fremde Blätter verfündeten 
mehr ald inländifche den Ruhm unferer Regierung und 
fpannten bie Hoffnungen auf ihre Leiftungen. Allenthalben 
bildete und befeftigte fi) die Ueberzeugung, ed herrfche in 
Dayern eine Regierung, welche dad Syſtem der repräfen- 
tativen Berfaffung nicht blos nach ‚dem Worte begreift, 
fondern nach dem Geifte aus felbfteiguier Ergebenheit hand⸗ 
babt, eine Regierung, welche der Stüßpunft einer geregel- 
ten öffentlichen Freiheit und des conftitutionellen Syſtems 
if. Bayern erregte damals eine Theilnahme in Deutfch- 
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land, ja in ganz Europa, die ed heutzutage — leider — 
nicht mehr genießt. Es wurde in. der Öffentlichen Meinung: 
eine europäifche Macht, in der That eine europälfche 
Macht, zu. welcher ed weder durch ein Heer noch durch 
‘ein reich ausgeftatteted Budget erhoben wurbe. 

„Bayern. genoß. diefen Ruhm bis zum Jahre. 1830. 
In der: legten Hälfte dieſes Jahres trat ſichtbar eine Aen⸗ 
derumg ber Dinge. ein. Mag diefed zufammenhängen mit 
anderen öffentlichen Weltangelegenheiten; ich Ferne die ge⸗ 
heimen Fäden der Berhältuiffe nicht; zur Zeit. gehören: nur 
die offen daliegenden Thatfachen der Gefihichte an. Ge- 
gen dad Ende des Jahres 1830 ergriff man Maßregeln 
gegen bie Preſſe. Gegen Fremde wurde bas firenge Recht 
der Sremdenbill in Anmendung gebracht, und endlich am 
28. Januar d. J. erſchien die Genfurverordnung.“ 

Nachdem der Redner die Behauptung zu begründen 
verfucht, daß „‚politifche Zeitungen. und periodiſche Schrif- 
ten politifchen Inhalts” folche ſeien, welche: ſich mit aus⸗ 
wärtiger Politit befchäftigen, ‚charafterifirte er. die Genfur 
als ungulänglidy und zweckwidrig. 

„Unfere Zeit, verhehle man es ſich — ſondern faſſe 
ed vielmehr ruhig ind Auge — unfere Zeit hat die größte 
Aehnlichkeit mit jener der Firchlichen Reformation... Eine 
Zeit kommt ober iſt fchon da, in welcher eine politiſche 
Reformation vor. füch geht. Nach dem Ablauf. von zehn 
Jahren wird die Lage der Dinge eine ganz andere fein; 
die ftehenden Heere werden ihre frühere Bedeutung und 
Stellung nidyt mehr haben; ein neues Staatdrecht ift auf- 
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gelemmen und ſelbſt von ben Herrfchern anerkannt. Mas 

ſoll Bayern in. biefer Lage hun? Welt entfernt bin ich 
yu verlangen, baß die Bayrifche Regierung (um einen be⸗ 
lebten platten Ausdruck zu’ gebrauchen) ſich an bie Spige 
der Bewegung ftelle und fih den Planen vptimiftifcher 
Reformatoren ‚ober. einer Teichtfinnigen revolutionären Ju⸗ 
gend Hingebe; das aber laun der mäßige, um das Wohl 
und wahre Intereſſe feines Baterlanbes beforgte, befonnene 
Mann forderu, daß man feft an der Berfaffung halte und 
ihre Grumdlagen wicht verrüden laffe, daß man‘ das con» 
ftitutionelle Syſtem als das heilende und 'rettende anfehe, 
und dag man diefem Syfteme nicht blos mit Worten, fon» 
bern durch die That in allen Zweigen der VBollziehung ers 
geben ſei.“ 

Der Abgeordnete Seuffert bemerkte am naͤchſten din 
dag er immer: mit. Zuverſicht vorausgefehen habe, daß bie 
Liberalität, deren Die Regierung‘ im Aufange ſich beflrißigte, 
einen feldyen Ausgang nehmen werde, wie fie genommen: 
Eine Regierung, die Fein fefted durchdachte Syftem habe, 
welche in ihrer Richtang umabläffig ſchwanke, in Deren 
Walten die fchroffeften Gegenſätze, Licht und Finſterniß, 
Freiheit und Willfür, Einrichtungen für die Fortſchritte des 
menfchlicyen Geifted und die Reftanration der Bettelmönche 
Hand in Hand gehen, eine folche Regierung müſſe aller» 
Dinge am Ende bei einer — ——— an⸗ 
langen. — 

v. Scherf "antwortete am.:9. Mat. „Ein Reid ı ber 
Finfternig in Bayern, meine Herren, das iſt unmöglich! 
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Ein Reich der Finfternig im neungehnten Jahrhundert, das 
ift undenkbar! Ein Reich der Finfterniß,. während von 
Geite der Staatöregierung allen wiflenfchaftlichen Anſtal⸗ 
ten die regfte Entfaltung, die freiefte Entwidlung gewährt 
wird; während die. Univerfitäten, ‘mit ben ausgezeichnetſten 
und. hellften Lehrern befegt, ſich in ihren Einrichtungen und 
Satzungen seiner fonft nie :gefannten Freiheit ‚erfreuen; 
Neben: diefen Erfcheinungen wäre die Gründung eined Rei— 
ches ber, Finfterniß ein wahnfinniger Verſuch, ein unſinni⸗ 
ger: Widerſpruch. Was die-Wiederherftellung, der, Klöfter 
betrifft,. welche man damit: in Berbindung gebracht und mie 
vorgeworfen hat, fo ‚müßten Sie dieſen Vorwurf vor allem 
gegen «bie Urheber des Concorbates richten, worin ſie ge⸗ 
boten wird. 

„Warum gerade gegen meine Perfon? Ich weiß es 
nit. Meine Herren, ich bin überzeugt von dem tiefen 
Rechtögefühl aller Mitglieder diefer Kammer; ich vertraue 
zu Ihnen, daß Sie der Einleitung eined Tendenzprozeſſes 
gegen mich nicht Raum geben werben.‘ 

Der Abgeordnete Sabbadini fuchte in derfelben Sigung 
bed 9. Mai die ganze Verhandlung als eine folche darzu- 
ftellen, weldye für neun Zehentheile der Nation unintereffant 
und unwichtig fei. Seitdem er die Ehre habe, in der ho- 
ben Kammer zu fein, vernehme er unter andern mehr for- 
mellen ald materiellen Gegenftänden das vworherrfchenbe 
Schlagwort Freiheit der Preffe und nie bad der Vermin⸗ 
derung der Steuern und all jener befonderd den Landmann 
erbrüdenden Laften. Ob denn nicht die Nation ihre. Re- 
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präfentanten deshalb gewählt habe, damit diefe mit wahrer 
Baterlandöliebe, Befonnenheit, warmem Eifer und Kennt- 
niffen ded ganzen Landes Wohl und Beſtes berathen? Im 
dem Beitande einer Preßfreibeit aber könne das materielle 
Wohl der Ration nicht begründet werden: und die Gen- 
furverorbnung ſei nicht der Hauptgrund, warum der na- 
tionale Wohlftand immer mehr verfinken, immer mehr ent- 
fhwinden und endlih nur noch in den ftatiftifchen Anna- 
len zu finden fein werbe. 

Sn einem aderbautreibenden Siaate wie Bayern 
bürfe die Anwendung der Marimen von England, Frank⸗ 
reich, Rorbamerifa nicht unbedingt zu empfehlen feyn. 
Rad) Trugbildern folle man nicht hafchen, noch Vorbilder 
anderer Staaten ald allgemein geltende Münze annehmen. 

Die Berhandlung über die Genfürverordnung raube 
Zeit und Geld. Er glaube nicht, daß dieſe Verordnung 
in allen Herzen und jedem Gau einen ſchmerzlichen Ein- 
drud gemacht habe. Sie habe zunächft nur einzelne Glie- 
der und Gewerbe, ald Rebacteurd, Buchdrucker, Buchhänd- 
ler verwundet. Neun Zehntheile der Nation feufzen nicht 
nad) freier Preffe, fondern nach Minderung der Laften al» 
ler Art. Für das allgemeine Wohl folle man handeln. 

„3a wohl,” feßte der Abgeordnete Rinecker hinzu, 
„das Wort Freiheit überhaupt und mit demfelben dad 
Wort Preffreiheit hat bei dem Bolfe, wenigftens bei dem 
gemeinen Bolfe einen ſolchen bedeutenden Anklang nicht. 
Vielmehr ift ed durch die Gewerböfreiheit in Mißkredit 
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„Für den Bauer," ſagte Decan Bertele am 11. Mot, 
„wäre es fogar nicht möglich, wenn er ſich mit Leſen po— 
litiſcher Zeitungen abgeben wollte. Er verfteht fie ja 
nicht. Mancher verfteht ja nicht einmal die Regierungs- 
blätter, der Pfarer muß fie ihm erflären; und fo auch, 
wenn er bie ec im — — auf⸗ 
faſſen will.“ 

Bas der Herr Decan Bertele geſagt hat“, ermie- 
derte der Abgeordnete Flurſchütz, „it für den ganzen Bau⸗ 
ernftand fehr beleidigend. In meiner Gegend tft dad-Land- 
volk begierig auf Zeitungen und Keft fie gern. Zelt hlezu 
fönnen fie in der Regel fehen finden und mir die Taglöh- 
ner und die ie Gütler — hier eine nn 
adden. — 

„Nein,“ fagte der — Wöoͤrndle, Br gute 
Erndte, guter Abfag feiner Waaren, das find die Gegen- 
ftände, die zunächſt die Wünſche des Landmanned und 
ded gemeinen Bürgers befchäftigen. Um das Gebeihen- der 
Sournaliftif befünmert er ſich nicht, ind wollte man von 
der freien Preffe zu ihm fprechen, fo wäre leicht möglich, 
dag er eine Delpreffe darunter verſtünde. Ich muß Hin- 
zufeßen, daß nach) meinem Dafürbalten felbft unter ben 
mehr gebildeten und höheren Glaffen Feine vollfommene 
Uebereinftimmung in dieſer Hinficht herrfche. Ich möchte 
faft: glauben, in dem Schickſal der. Blätter ſelbſt eine Be 
ftätigung diefer Anficht finden. In Schmerzen werben - fie 
geboren, fämpfen ſich dann einige Zeit mit ihren Neben- 
buhlern, die ihnen das Brod vom Maule nehmen wollen, 
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kerum, fterben dann an ber Entfräftung, und Riemand 
geht mit der Leiche außer etwa ber Vater und einige nahe 
Verwandte. Würden fie nicht gößeren Abſatz, fräftigere Un- 
terftügung finden, wenn das Interefle an ihrem Beftehen 
und Fortlommen fo allgemein wäre, ald man uns hat 
glauben machen wollen?“ 

Hiergegen theilte der Abgeorbnete Volkert bad Schrei- 
ben eined „Freundes, nicht eined Gelehrten, fondern eines 
ſchlichten Landmannes“ mit, worin erzählt wirb, weichen 
Autheil dad Publicum, auch die geringften Klaſſen, an ber 
Beſchwerde gegen das Minifterium des Junern nehme; 
die Stimme des Volles ſei Eine gegen den Miniſter, dem 
man fortan nur mißtrauen könne. 

Der Abgeordnete von Derthel erzählte, wenige Tage 
vor feiner Abreife nach München feien mehrere ſchlichte Land» 
leute, Ortsvorfieher, ja fogar bloße Feld- und Tagarbeiter 
aus der Gemeinde zu ihm gefommen, um Abfchied zu neh⸗ 
men; fie hätten ihm wie gewöhnlid; die Minderung der 
Steuern, Umlagen und Gemeindelaften anempfohlen; fie 
hätten ihm erzählt, wie fie gehört,. ed gebe da in München 
einige vornehme Herren, welche gar nichts mehr drucken 
laffen wollten, und wörtlicy beigefügt: Died, Herr Nadır 
bar, dürfen Sie ja nicht. leiden. — . 

Während der ganzen . Debatte, die am. 11. Mai, 
nachdem fie fünf Sigungen ausgefüllt, abgefchloffen wurde, 
ließ ſich Feine einzige Stimme zu Gunften ber Eenfur ver- 
nehmen, felbft wenn man ſich gegen‘ die Beſchwerde, 
oder für die Gefeß- und Berfaffungsmäfligkeit der Cenſur⸗ 
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verorbnung ausſprach. Wohl aber ſprach man gegen bie 
Tyrannei oder gegen bie freche Immoralität der Preſſe 
und für energifche Repreffiomaagregeln. Sogar der Mi- 
niſterialrath von Abel fagte in feinem Schlußvortrage 
von der Regierungsbanf aus, die Verordnung. von 28. Ja⸗ 
nuar habe der Sache der Preßfreiheit in Bayern, in 
Deutfcdyland, in wenigen Wochen größere und wirkfamere 
Dienfte geleiftet, ald alle Abhandlungen und Kobreden ihrer 
eifrigften Bertheidiger im Berlanfe vieler Jahre: Sie fei 
ed, die in dem Bolfäbegriffe die allgemeine Erkenntniß der 
Prepfreiheit ald eines der ebelften und hHerrlichften Güter 
des Menfchen, als eines der Foftbarften Rechte des Staats⸗ 
bürgerd hervorgerufen und die derfelben eben dadurch bie 
ungerftörbarfte Grundlage gegeben, jedes Anftreben dagegen 
fortan unmöglidy gemacht habe. Durch fie fei ed Jedem 
beinahe zur Ehrenpflicht geworden, bei jedem öffentlichen 
Auftreten der Cenſur — wie bei der Taufe bem böfen 
Feinde — laut und feierlich zu widerfagen. „Die Preß- 
freiheit ift von nun an ein Dogma unferer. politifchen 
Glaubenslehre geworden. Und wer, meine Herren! könnte 
und möchte wohl jet noch ber Genfur das Wort reden, 
der Genfur, diefer morfchen Krüde einer fchwachen, diefer 
lähmenden Feſſel einer ftarfen, in ſich einigen Regierung. 
Die Zeit ift vorübergegangen, wo man dem Wahne fich 
bingeben Fonnte, die Dauer und Feftigfeit eined Staates 
auf die Unmifjenheit feiner Bürger und auf eine er 
Diätetif zu gründen.” — 

„Zwei fehr verehrte Redner, fo fchlog v. Schenf bie 
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Berhanblung,, „haben an mid bie feierliche Aufforde- 
rung geſtellt, der glänzenden Stelle, zu welcher mid) das 
Vertrauen meined Königs berufen, zu entfagen und der fo 
wünfchendwerthen Befchwichtigung Teibenfchaftlicher oder 
beunruhigter . Gemüther dieſes Dpfer zu bringen. Man 
bat gewünfcht, ich möchte mich zu diefem Gedanken 
erheben. Erheben! meine Herren! zu dem Gedan- 
fen der Entfagungl Glanz! Opfer — in Beziehung auf 
eine Gtelle, deren Hauptfchmud eine Dornenfrone iſt. 
Meine Herren! Sie wiſſen, daß ich mir felbft nicht diefen 
Pag am Miniftertifche genommen, Sie wiffen, daß ich 
auf biefen Pla gefendet bin und dag ich ihm micht cher 
verlaffen darf, als bis ein höherer Wille mich abruft. 
DIE dahin muß ich audharren im Kampfe am Minifter« 
tifche, obgleich ein Redner jüngft gewagt hat, diefem Plate 
eine Bezeichnung zu geben,*) die in diefer Kammer unerhört 
war, vielleicht auch unerhört in allen Kammern von Eu- 
ropa. Wein, meine Herren! wir alle, die den Minifter- 
tifch umgeben, halten bei unbefledtem Gemiffen troß jener 
Berunglimpfung diefen Platz noch immer für einen Ehren- 
plag.” 

Die Kammer entſchied am 16. Mai mit 96 gegen 
29 Stimmen dahin, daß die Beſchwerden gegen die Genfur- 
verordnung gegründet und ber Monarch auf verfaffungsmäf- 
figem Wege zu bitten fei, dieſen Befchwerden unverweilt Ab- 
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*) v. Eloſen hatte den Miniſtertiſch einem Schandpfahl 
verglihen. Seite 102. 
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hilfe zu gewähren. Die Anklage ded Minifterd wurde mit 
73 gegen 50 Etimmen abgewiefen. 

Die Bayrifche Volksvertretung hatte einem. Anlauf ge> 
macht, und in diefem Anlauf war ihr das ganze Gepädk, 
welches fie in den Kampf mitnahm, Teicht erfchienen: Gon- 
ſtitutionalismus, Berantwortlichfeit der Diener bed Regen⸗ 
ten, Berfaffungsreinheit, Preßfreiheit, der öffentlichen Mei- 
nung Macht, Alles fchien ihr einem leichten: Siege 
gen zu gehen. 2 - 

Die zweite Kammer — ſich zu einem neuen An—⸗ 
lauf. Der Ausſchuß, welcher die Rechenſchaftsablage über 
die Verwendung ber Stäatseinnahmen in d. 3. 183% ge- 
prüft hatte, beanftandete mehrere Poſten in: derfelben und 
trug auf ihre Streihung an. Er fhilderte den materiel- 
len Zuftand des Volkes ald gebrüdt, fümmerlich, bean- 
tragte eine-Reform in der Befteuerung und in der Ber- 
ausgabung der Staatögelder. Das Kabinet, hoffte man, 
würde die Lage des Bolfed wohl erwägen, würde in Rüd- 
ſicht auf diefe die Beanftandung von Ausgaben nicht als 
einen Angriff auf fich felber anfehen, würde in derfelben 
fein Hinderniß finden, die Einigkeit mit ber Bolfereprä- 
fentation ftetd zu bekennen. 

Das Kabinet ließ den Minifter Eduard von Schent 
fallen: am 22. Mai reichte von Schenf feine Entlaffung 
ein, der König nahm fie am 26. an, Staaterath von 
Stürmer warb proviferifch mit dem Minifterium des In- 
nern beffeidet. 

Zu gleicher Zeit veranflaltete dad Kabinet eine Zu- 
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fummentunft, zu welcher zwölf Deputirte der Oppofitipn, 
die. fogenannten zwölf Apoftel, eingeladen wurden. Die 
Herren Seuffert. und Culmann befonderd wurden darauf 
aufmerffam gemacht, daß, wenn die Regierung durch Ent- 
lafung des Minifterd von Schenk ihr Streben, mit der 
Kammer einig zu fein, zeige, man aud) auf der anderen 
Seite nicht hHartuädig an tiefer eingreifenden Anfoberun- 
gen, deren Gewähr von der Regierung allein nicht abhän- 
gig fei, feithalten möge: Nadhgiebigfeit auch auf Seiten 
ber Bolfövertretung werde bie Cinigfeit der Staatégewal⸗ 
ten erſt zu einer Wahrheit machen; fei die Regierung 
nicht abgeneigt, Bortheife zu bieten, fo möge man fid) doch 
auch nicht zu flarr dem Bortheile der Staatsregierung ent⸗ 
gegenftellen; eine nachträgliche Beanftandung von Staatd- 
ausgaben ſchwäche die. Autorität. der Regierung; man 
werde bie Genfurverordnung aufgeben, hoffe aber auch, daft 
Das Anſehen der Regierung bei der Discuſſion über die 
Rechenſchaftsablage werde gewahrt werden. Herrn Rud- 
barbt ward bad Minifterium der Finanzen verfprochen, 
wenn er die ftändifche Anerkennung der vom Ausfchuffe be- 
anftandeten Pofitionen durchjeße. 

Durch die Einficht, welche Seuffert und Culmann in 
diefen Eröffnungen darüber erhielten, wie weit die Bayrijche 
Regierung fi) den Principien der Bolfsrepräfentation an- 
zufchließen Willens fei, wurben fie der Buͤrde, Confequenz 
zu üben, entledigt. Praktifche Männer, opferten fie die 
Starrheit bed Princips der Hoffnung, noch mit befchränf- 
ten Ausfichten zu wirken; zumal fie wußten, daß viele 
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Deputirte, beren Liberalismus darin beftand, einen Mini- 
fter aus feiner "Stelle zu verdrängen,‘ durch ihren‘ Sieg 
faft erſchreckt,/ diefen durch‘ Nachgiebigfeit von ihrer Seite 
recht gern wieder gut machen würden. 

Nach ſolchen Präliminarien wurde die Genfurerdon- 
nanz am 12 Juni für aufgehoben erklärt. 

Wie die Regierung die Entlaffung ded Herrn son 
Schenk betrachte, zeigte fich in der Befanntmachung, welche 
das Negierungsblatt mittheilte: „S. Maj. der’ König has 
ben fich unterm 26. Mat allergnädigft beisogen "gefunden, 
die von dem Staatöminifter des Innern, v. Schenk, er⸗ 
betene Entlaffung von: diefer Stelle, da Allerhöchſt Sie 
den edlen Beweggrumd, welcher ihn zu dieſem Schritte be— 
ftimmte, erfennen und zu fchägen wiſſen, unter Bezeugung 
der vollen Zufriedenheit mit feiner Gefchäftsführimg "und 
der gegen Allerhöchftviefelben bemiefehen Treue und Erge— 
benheit, anzunehmen und denfelben zum Staaterathe im 
außerordentlichen "Dienft und zum Generalcomiffar und 
Negierungspräfidenten ded Negenfreifes von 1. Juli d. 3. 
an zu ernennen.” 

Der Minifterverwefer von Stürmer’ Tegte am 3. Yunt 
der Kammer’ ein Preßgeſetz an: "Das Erſcheinen feiner 
Schrift ſolle von einer obrigkeitlichen Erlaubniß, noch „in 
der Regel” von einer Cenſur mittelſt obrigkeillicher Prä- 
fung und Genehmigung des Inhalts‘ abhängig fein, ($. 2.) 
nur ausnahmsweiſe, Kraft befonderen Geſetzes folle die 
Genfur eintreten können und zwar Tolle fie ſtets nur auf 
ſolche Artitel in Zeitungen und periodifchen Schriften be— 
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ſchraͤnkt fein, welche bie Verhältniffe des Deutfchen Bun- 
des, die Staatöverhältniffe zu oder in den diefem Bunde 
angehörigen Ländern außer Bayern, oder die Staatöver- 
haͤltniſſe zu ober in andern auswärtigen Ländern betreffen 
($. 3), im allgemeinen folle die Ausübung der Preffrei- 
heit durch die Verbindlichfeit, Berlegungen der öffentlichen 
Ordnung und rechtswidrige Mißbraͤuche zu unterlaffen, bedingt 
ſein (86); in Sachen der Preffe folle der Polizei Feine 
Strafgerihtöbarfeit zuſtehen ($. 8). Die Cenfur in Bezug 
auf Berhältnifje des Deutfchen Bundes und auswärtiger 
Staaten folle nur in Anfehung derjenigen Staaten, von deren 
Regierungen der -dieöfällige Grundfag der Gegenfeitigfeit 
anerkannt und beobachtet werde, ftattfinden ($. 2); die 
Staatöregierung ſolle ermächtigt fein, die gefeglich vorbe— 
haltene Cenſur ganz oder theilweife aufzuheben, auch nad) 
Umftänden wieder herzuſtellen. Bon der Rebaction einer 
Zeitung oder einer periodiihen Schrift wurde eine Cau- 
tion von 4000 Gulden verlangt ($. 5). Bon jedem ein- 
zelnen: Blätte „ Stüd oder Heft einer im Königreiche Bay⸗ 
ern herausfommenden Zeitung folle, fo wie die Austheilung 
oder Berfendung beginne, durch den Unternehmer ein mit 
der eigenhändigen Unterſchrift ded verantwortlichen Redac- 
teurd verfehened Eremplar bei der Staatspolizeibehörde 
hinterlegt werden, wodurch aber Austheilung und Berfen- 
dung nicht aufgehalten werde. ($. 6.) Auf die Umge— 
hung der Genfur warb eine Gefängnifftrafe von 1 bie 8 
Tagen ober eine Geldftrafe von 10 bis 100 Gulden ge- 
jest. ($. 9.) 
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Der vierte Abſchnitt des Preßgefeßed: „über. bie 
Bergehen und Verbrechen durch den Mißbrauch der Preffe‘ 
fegte Strafen. auf Anreizung zum Ungehorfam, auf Lä- 
fterung, Schmähung und Verſpottung der beftehenden: Ge— 
feße, auf Beleidigung, Verſpottung oder Schmähung: dev 
Derfon ded Könige (1—6 Jahr Arbeitshaus), auf: Belei⸗ 
dDigung der Häupter fremder Staaten (6 Menatı bis: 2 3: 
Gefängniß), der bei: dem König accreditirten Gefandten 
(3 Monat bis 1 Jahr Gefängnif), auf Beleidigung der 
Regierung, der Behörden (2 Wochen bis 4 Jahr Gefäng—⸗ 
ni), fo wie einer vom Staat anerfannten . Körperjchaft, 
eines Standed oder einer Claffe von Staatseinwohnern 
(1 Woche bis 1 Jahr Gef.). Ehengenannte Strafe follte 
auch denjenigen treffen, welcher in einer Schrift die Reli- 
gion und Sittenlehre überhaupt ober die Lehren, Einrich- 
tungen und Gebräuche einer mit Genehmigung der Staate- 
regierung beftehenden Religionsgefelichaft durch Ausdrücke 
der Verachtung, ded Spotted oder des Haſſes angreife. 
Gefängnig von 1 Woche bis zu 9 Monaten follte eintre- 
ten, wenn in einer Schrift durch unzüchtige Darftellungen 
die Sittlichfeit mit öffentlichem Aergerniß beleidigt werde. 
Auf Injurien gegen Privatperfonen war eine Gefängnig- 
firafe von 2 Tagen bis zu 6 Monaten geſetzt. Mit Ge- 
fängniß von 3 Tagen bis zu 3 Monaten folle geftraft 
werden, wer in einer Schrift wiffentlich falfche, zur Be— 
unruhigung der Staatdeinwohner, zur Störung des Öffent- 
lichen Vertrauens oder zur Erregung von Gehäffigfeiten 
geeignete Nachrichten oder Gerüchte über angeblid) bevor- 
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fiehende Regierungsmaßregeln ausſtreue. Die Verfolgung 
der Preßverbrechen und Preßvergehen follte durch Staate- 
anwälte gefchehen, das Verfahren mündlich und öffentlich 
fein, über Schuld und Nichtſchuld Gefchworne fprechen. 

„Allerdings,“ fagte der Minifterverwefer v. Stürmer 
bei Motivirung des Geſetzes, „allerdings würde die Allge⸗ 
meinheit bei Bezeichnung der Bergehen und der weite Spiel- 
raum für Abmefjung der Strafen bedenklich und gefähr- 
lich fein, wenn ſich hier nicht alled um die Achſe der 
öffentlichen Meinung drehte, wenn es nicht eben darum zu 
thun wäre, diefe öffentliche Meinung richtig und zuverläf- 
fig audzufprechen, wenn diefer Ausfpruch nur von den ge- 
wöhnlichen Richtern und ihren Doctrinen abhinge, wenn 
er nicht vielmehr in. den Mund unbefangener und unbe- 
fholtener Staatsbürger aus der Mitte ded Volfed gelegt 
würde, welche über Schuld oder Nichtſchuld nach fehlichter 
Anficht und nad empfangenem Totaleindrud aus dem In⸗ 
nerften des Gewiſſens entfcheiden. Daher die Unentbehr- 
lichfeit der Geſchwornengerichte.“ „Sie werden,“ fo fchloß 
er, „in dem Inhalte des Geſetzes einen neuen Beweis fin- 
den, daß die Staatädregierung treu und unmandelbar feft- 
halte an dem Geifte und Syſteme der Verfafjung und 
reblich beftrebt fei, diefelbe jeder zeitgemäßen Entwicelung 
und Ausbildung entgegenzuführen.” 

Wirklich war der Gefeßentwurf liberal. Indem er 
auf der einen Seite das Belieben des Individuums frei zu 
laffen ſchien, ftellte er auf der anderen Seite Ehre, Reli- 
gien und Sittlichfeit unter den Schuß des Staates, des 
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Richterd und bed Gefangenwärterd: der liberalen Korbe- 
rung nach Bolfögerichten, welche der öffentlichen Meinung 
ein Ausdruck feien, gab er nad) und madhte die Geltung 
des Geſetzes von Privatlenten abhängig: nur in dem einen 
Punkte, bei dem Berhältniß bed Liberalen zu auswärtigen 
Staatsregierungen gewährte er dem Verlangen befjelben, 
auch bier im Namen: ded Bolfed. von ber. Horgängigen 
Controle ded Staated unabhängig zu jein, geringe Conceſ⸗ 
fionen und flellte er nur einige Nachgiebigkeit in Ausſicht 

Zimmer aber fchien dad Minifterium die Forderung 
nach conftitutionellem Walten erfüllen zu wollen. 


— — ·— — — — 


Sn HeſſenCaſſel war ed während deſſen der Fürſt felber, 
‚welcher fi) immer mehr ber Volfsvertretung entgegenftellte, 
die inconftitutionellen Handlungen feiner Minifter, auf die 
ihm durch die Verfaſſung verlieheuen Rechte geſtützt, für- 
derte, die conftitutionellen Maßregeln derfelben, auf diejel- 
ben Rechte ſich ftügend, hemmte. 

Am 20. April ward der Kurfürſtlich Heffifche Land⸗ 
tag in Abwefenpeit Sr. Königl. Hoheit ded Kurfürften 
durch den Staatsminifter Schenk von Schweinsberg er- 
öffnet. Mit der Einrichtung bed künftigen Staatshaus- 
halts durch Regulirung des Budget follten ſich die Stände 
vor allem befchäftigen. Dad Publicum machte fid) auf Erſpa⸗ 
rungen Hoffnung, befonderd in den Ausgaben für das fte- 
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hende Militär, deſſen Unterhaltung bisher die Summe von 
00,009 Reiyörhalern jährlich gekoſtet hatte. Man 
hoffte, daß befondbers bie Zahl der Stabdofficiere reducirt 
werde, indem zum Beiſpiel die vielen Kurheffifchen Gene- 
räle. in gar keinem Berhältniß zu der Größe bed Armee- 
corpd ftünden. Man hoffte ferner auf die Einführung 
einer Luxusſteuer und bemerkte, daß die Equipagen und 
Luruspferde bisher in Kurheſſen ger Feiner Steuer unter- 
worfen gewefen feien. | 

Die Ständeverfammlung faßte einftimmig den Befchluß, 
den Fürften durch die Adreffe-Deputation zur Rückkehr nach 
Eafjel einladen zu laffen. Sie wollte bemfelben zeigen, 
daß jener Wunfd, vom ganzen Lande, von allen Ständen 
getheilt werde, und hiernach wählte fie die Mitglieder der 
Deputation: fie wählte einen Abgeörbnneten der- Prinzen 
bes Kurheffiihen Haufes, Herrn von Landsberg, Stellver- 
treter des Grafen Karl; einen Abgeordneten aus der Claſſe 
der Mebdiatifirten, Graf Degenfeld, Stellvertreter eines 
Grafen von Iſenburg; die Heffifche Ritterichaft follte Hr. 
son Hammerfiein, die Städte Herr Debolph, die Landge- 
meinden Herr Mans vertreten. Am 26. April ging die 
Deputation aus Gaffel ab, am 2. Mai erftattete fie den 
Landftänden ihren Bericht. Sie war am 28. April vor» 
gelaffen worden. Als Graf Degenfeld die Einladung ber 
Ständeverfammlung vorgetragen, entfchuldigten fit ©. 
Hoheit zuerft mit Ihrer Gefundheit, welche durch die Er— 
eiguiffe des legten Winters fehr gelitten. Die Angelegen- 
heiten der Ständeverfammlung follten und würden durch 
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Shren jetzigen Aufenthalt Feine Störung erleiden. Ihre 
Gegenwart in der Refldenz während ber Ständeverfamm- 
lung werbe eher nachtheilig als förderlich fein, indem Sie 
die traurige Erfahrung gemacht, daß Ihre Gegenwart die 
Unruhen nicht verhindert, fondern hervorgebracht ‚habe. :— 
Wie nım ein anderes Mitglied in Se. Königl. Hoheit drang; 
dad Gefchehene zu vergeflen, äußerten fid) diefelben miß— 
bilfigend über die legten Kafleler Borgänge und: gaben She 
ren feften Borfag zu erfennen, fo lange die Berhältniffe fich 
nicht gebeffert, nicht in die Stadt zurückzukehren. — Simmt- 
liche Mitglieder der Deputation ließen hierauf nacheinan⸗ 
der. ihre wiederholten dringenden Borftellungen : folgen: fie 
kaͤmen nicht im Iutereffe der Stadt Caſſel fondern der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt ded ganzen Landes. Allein Se Hoheit wie⸗ 
berholten nochmals Ihren Entſchluß und entfernten ſich end⸗ 
lich, als die Deputation nicht abſtand, Allerhöchſtdieſelben um 
eine tröftliche Zufage zu bitten, ohne Antwort in Ihre 
Zimmer. 

In einem Kurfürftlichen Rabineiöfchreiten ſprach Se. 
Königl. Hoheit noch beflimmter den Entfchluß aus, nidyt 
eher zurüczufehren, als bie ein anderer Geiſt in der Caſſe⸗ 
der Bürgerfhaft Raum gewonnen habe. 

Die Bürgerfchaft wollte diefen Geift ald einen — 
lich erworbenen und conſtitutionellen behaupten. 

Viele Caſſeler Bürger, auf deren Verdienſt und Wohl- 
ftand die Abweſenheit des Kurfürftlichen Hofes merklich 
einwirfte, unterzeichneten eine Addreſſe, in der fie an bie 
Beftimmungen ber $$. 7 und 11 der Berfaflungsurkfunde 


123 


erinnerten. *)- Sie führten durch, dag die Hauptftadt 
unzweiſelhaften Anfpruch auf die Beibehaltung des Regie⸗ 
rungöfiged in ihren Mauern habe. Schon geraume Zeit 
entbehre Das Volk feinen Herrfcher, welcher ficherem Ber- 
nehmen nach in der Umgebung Frankfurts — des Sitzes 
ded Bundestaged — feinen Aufenthalt habe. Im einem 
Angenblic, wo Die in ber Hauptſtadt verfammelten Stände 
mit der ÖStaatöregierung in -Gemeinfchaft über die zur 
Ausführung der Berfaffung nöthigen Gefeße und die Be- 
pürfniffe des Landes berathen und befchließen follen, fei 
die Gegenwart bed Landesherrn ganz unentbehrlich. Die 
Stände möchten bei dem Kurfürften ‚die geeignete Einlei- 
tung treffen, daß er, wenn er nicht zurückkehren volle, in 
Gemäßheit des $. 7 die gehörige Borforge treffe. 
Unterbeflen ließ der Kurfürft dad in der Hanauer 
Altſtadt gelegene Schloß zu feiner Aufnahme in Stand 
fegen und bewilligte dazu eine Summe von 60,000 Rthlr. 
Die Ständeverfammlung hatte bald nad) ihrem Zu- 
fanmentritt eine Maßregel zu der gehofften Erleichterung 
der Staatdlaften getroffen: fie hatte befchloffen, daß die bie- 
ber jedem Mitgliede bewilligten Diäten von taͤglich A Rthlr. 
bei den außerhalb Caſſel wohnhaften Abgeordneten zwar 
fortdauern, bei denen aber, die ihren Wohnflg in der. Refl- 
den; hätten, auf 2 Rthlr. rebucirt werden follen. Auch 


*) 8, 7: Iſt entweder der Regierungsnanhfölger minderjährig,‘ 
oder der Landesherr an der Ausübung ber Regierung auf längere 
Beit verhindert ... fo tritt eine Regentfchaft ein. $. 11: Der 
Sig der Regierung kann nicht außer. Landes verlegt werden. 
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die Diäten ded Landtagscommiffärd verminderte fie, obs 
gleich derfelbe bemerfte, daß er die volle Summe zu Soi« 
reen, die er den Ständen geben müffe, bebürfe.. Es warb 
ihm geantwortet, daß die Stände um _ Preis auf 
jene Ehre verzichten. 

Ferner fchilderten mehrere Deputirte die traurige Lage 
der niedern Bolföflaffe, welche wegen Arbeitslofigfeit 
darbe, und trugen darauf an, zur Beflerftelung und Be- 
fhäftigung derfelben neue Bauten zu beſchließen. Diefe 
Anträge wurden mit fo lautem Beifall von den Galerien 
aufgenommen, daß der Präfldent ſich genöthigt fah, biefe 
zu ſchließen und die Zuhörer zu entfernen. Der Bürger- 
meifter, Abgeordnete Schomburg, forderte, man möge nur 
zu allererft zw dem Bau eines Ständehaufes 70,000 Thlr. 
verwenden. Die Stände bewilligten, um die niedere Klaſſe 
auf dem Lande zu befchäftigen, 123,000 Thlr. zur Repa- 
ratur der Gebäude auf den Domänen. Die vorige Ber- 
wältung hatte diefe Gebäude verfallen laffen, weil es ihr 
nur darauf anfam, fo viel Geld wie möglich aus der Ver⸗ 

pachtung der Domänen zu ziehen. 1" 

Der finanzielle Staatsgrundetat, wie * vor Einfüh- 
rung der Berfaffung beftanden, warb den Ständen mitge- 
theilt, um ein neues Staats budget aufftellen ‚zu können. 
Unter der Rubrif Einnahmen wurde angegeben: directe 
Steuern 442,808 Thlr., indirecte 662,000 Thlr., von den 
"Domänen 661,580 Thlr., von den Forften und Fifchereien 
283,000 Thlr., von den Berg-, Hütten- und Salzwerken 
200,000, vom Poftregal, das der Fürft von Thurn und 
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Tarid zahlte, A2,000 Thlr., außerordentliche Cinfünfte 
351,561 Thlr.: Hauptfumme 2,961,899 Thlr. Unter ber 
Rubrik Ausgaben lad man: für den Hof 392,030 Thlr., 
für dad Minifterium 22,275 Thlr., Militär 843,000 Thlr., 
öffentlichen Unterricht 44,540 Thlr., Rechtöpflege ungefähr 
139,000 Thlr. u. ſ. w, im Ganzen 2,950,832 Thlr. Die 
Berechnung für die Ausgaben war ungenau, weil, wenn 
auch die einzelnen Poften fo angefegt waren, wie fie vor- 
gelegt wurden, doch immer- bedeutende Erfparniffe gemacht 
wurden und gleich dem jährlichen Ueberſchuß in die Fur- 
fürftliche Kabinetscaſſe floffen. 

Aber troß der XThätigfeit der Ständeverfammlung, 
trogdem daß fle wöchentlich "drei öffentliche Sitzungen hielt 
und noch mehre vertrauliche, brachte fie nichts vor 
fih. Einedtheild war fie zu fehr durch Privatreclamatio- 
nen aller Art geftört, andrentheild hatte das Minifterium gerade 
mit den wichtigften der im Landtagsabfchiede verfprochenen 
Gefege noch nicht fertig werden fünnen. Ende Mai be- 
ſchäftigten fi die Kandftände mit einem ihnen vorgelegten 
Sulturgefeß, die BVerbefferung der Wieſen, Weiden und 
Triften betreffend. Nach diefem Gefeßentwurfe follte bie 
einfachfte Iandwirthfchaftliche Maafregel zum Geſetz erho- 
ben werden: fo hieß ed $. 4: „Auf den Wieſen und Hu- 
tungen ſoll alled unnüße Geſträuch audgerottet werden 5“ 
$. 6: „In jedem Jahre foll wenigftens ein Theil der Ge- 
meindegrundftüde durch Adftellung überflüffiger Wege und 
Fahrgeleife, durch Ausrottung der Dornen, Hatde, Ginfter, 
durch Ausgleichung der Maulwurfs⸗, Ameifen- und ber- 
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gleichen Hügel verbeſſert werdenz“ F. 173 „Dem, Befiger 
der Fruchtfelder liegt es ob, die, Feldfrüchte durch Dornen« 
einſchlag gegen das Vieh zu, ſchützen.“ Au die Spitze der 
Wieſeneultur wollte die Staatsregierung einen Berwaltungs⸗ 
beamten ſtellen, dieſer ſollte ſich zur Beihilfe bei der landwirth⸗ 
ſchaftspolizeilichen Oberaufſicht Feld⸗ und Wieſenvorſtaͤnde 
exwählen,, und dem, letzteren ſollten die Wieſenwärter, 
im ganzen Lande ‚etwa, 2000, untergeordnet, ‚fein, — Die⸗ 
ſes Culturgeſetz, welches die Landwirthſchaft unmittelbar 
unter die Aufſicht des Staates ſtellte, ſollte wahrſcheinlich 
alle Geſetze über Grundzinſen, Zehnten und, Frohnden er⸗ 
ſetzen. 

Die conſtitutionelle Geſinnung der Caſſeler Buͤrger 
machte: ſich am 28. Mat in einem Buͤrgerfeſte Luft, Die 
Fahnen der Burgergarde, von Caſſeler Jungfrauen geſtickt, 
wurden auf, dem‘ Friedrichsplatze geweiht. Die Kurfürſtin 
nebſt der Prinzeſſin Karoline nahmen; an, dem), Feſte Theil 
und wurden. ‚von dem Volke und der, bewaffneten; Bürger- 
ſchaft mit um fo lauterem Enthufiasmus begrüßt, als der 
Heffe in dieſem Enthuſiasmus die Vereinigung ſeiner Rück⸗ 
ſichten für die Moral und ſeiner Ergebenheit für das Herr⸗ 
ſcherhaus zeigte. Abends wurde in Gegenwart der Kur⸗ 
fürſtin ein Feuerwerk abgebrannt. Des andern Tages 
wurde den Deputationen der Bürgergarden aus andern 
Städten Kurheſſens ein Feſteſſen gegeben, bei welchem ſich 
die Geſinnung der Bürger in Toaſten ausſprach. Bür 
germeifter Eberhard von Hanau, Abgeordneter, brachte 
ein Lebehoch den Bürgergarden, unter deren Schuß. bie 
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Berfaffung geftellt ſei. General v. Bardeleben hieß auf 
die Einigung aller Heffen zur Erftrebung des gemeinfamen 
Zield die Gläſer leeren. Ein Mitglied des Caſſeler Ma- 
giftratd tranf darauf, daß die Verfaſſung immer mehr zur 
Wahrheit werde. Der Untergang aller derer, die durch 
geheime Umtriebe die Berfaffung zu untergraben fuchen, 
wurde mit dem Klange der Glaͤſer eingeläutet. Die Ein- 
tracht der Bürgergarden unter ſich und der Bürgergarden 
mit dem Militair ward auf dem Grunde der Becher ge— 
lefen. — 

Ein neued Nationalfeft fand am 30. Mai in ber 
Aue ftatt. Hier tanzten unter freiem Himmel die Bür- 
gergardiften und die Gaffeler Damen, auf gut Heffifch 
weiß gekleidet mit hellblauen Bändern. Bon neuem hatten 
die Bürger Gelegenheit, fich durch die Gegenwart der Kur- 
fürftin und der. Prinzeffin Karoline geehrt zu fühlen und 
jene heben Damen zu ehren. 

Die dur) die Stände befchloffenen Maaßregeln zur 
Hebung des Landeswohles mußten außerordentliche Aus- 
gaben nothwendig machen, zu beren Dedung feine Fonds 
vorhanden waren; auch war für das laufende Jahr das 
Budget des Kriegsminifteriumd auf eine Million angewachſen. 
War auch ein Theil des Furfürftlichen Vermögens dem 
Lande überwiefen, fo beftand diefer hauptfächlich in Staate- 
papieren, die gerade nicht ohne Berlufte zu realifiren wa» 
ren. In diefer Berlegenheit billigten die Stände eine von 
dem Minifterium vorgefchlagene Anleihe von drei bis vier- 
hunderttaufend Thalern. Des Kurfürften Königl, Hoheit 


128 


aber vermweigerten fowohl diefen als allen tamit in Zu- 
fammenhang ftehenden Anträgen, welche Ihnen vom Staats⸗ 
minifterium im . Einverftändnig mit der Bollövertretung 
übergeben mwurben, die Sanction: Sie verweigerten fie, in- 
dem Sie in dem Ihnen verfaſſungsmaͤßig — 
Grund genug zu der Weigerung fanden. 

Der Herrſcher, hieß es nun in der Ständeverſamm⸗ 
lung, iſt von anticonſtitutionell geſinnten Perſonen um⸗ 
drängt, welche ſich ein Gefhäft daraus machen, ihn zur 
Reue über fein eigenes liberales Werk zu bewegen. Es 
eriftirt eine Parthei, fagte man in Gaffel, welche. auf den 
Trümmern. des conftitutionellen Staatsgebaͤudes das Ziel 
ihrer ehrgeizigen und felbftfüchtigen Plane erreichen möchte: 
fie arbeitet bei dem Bundestage darauf hin, daß derfelbe er⸗ 
klaͤre, die kurheſſiſche Verfaffung nur dann zu garantiren, 
wenn fie fit) Modificationen gefallen laſſe. — Es fei nicht 
zu überfehen daß der Kurfürft dem SDefterreichifchen 
Gefandten, Herrn v. Hruby⸗Gelenyi, welcher gefliffentlich 
dem neulichen Feſte der Fahnenweihe nicht beümehnte, 
die Decoration ded großen Bandes des Hefllichen Lö— 
wenordend verliehen habe. Die Gräfin Reichenbach 
laſſe Geld austheilen; fo habe neulich ein Gärtner 
Geld empfangen, um Unterfchriften für eine Birtfchrift 
um Rüdfehr der Gräfin zu fammeln. Ihre Agenten feien 
befonders bei dem Militair thätig, indem fie den Officieren 
vorftellten, wie wenig Ausſicht auf Anancement fie bei dem 
Beftehen der Berfaffung hätten; wie eine Carriere nur unter 
einem unumfchränften Rurfürften möglich fei. Man erzählte ſich 
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ferner, wie Das Feft der Fahnenweihe von böfen Buben 
geftört jet, welche am Abend den dad Felt befuchenden 
Damen Shawls und Kleider zerfchnitten und mit ägenden 
Stoffen beiprigten: dieſe Buben hätten durch die Gräfin 
Geld empfangen, um die Freude der guten Gaffeler Bür- 
ger zu ftören. Die Minifter feien an der Hemmniß der 
conftitutionellen Geſchaͤfte ohne Schuld, der Regent 
regiere ohne fie, ganz unbefümmert um ihre Rathichläge. 
Das Landvolk fhmachte in Elend und fei durch ‚alle mög- 
lichen mittelalterlichen Laften gebrüdt: zwar bevathe bie 
Ständeverfammlung ein Geſetz über Ablöfung der Zehnten 
und Frehnden, doc werde daffelbe gleich allen anderen 
ungeboren bleiben. 

Während man fo unruhig und erregt war, legten bie 
Minifter am 13. Juni den Ständen den Voranfchlag des 
Staatöbedarfs für die nächften drei Jahre vor. Hiernach 
waren flatt Reduction Mehrausgaben beantragt, es follten 
im Ganzen über 3,200,000 Thlr., alſo Hunderttaufende 
mehr ald früher ausgegeben werben. Für den Militäretat 
ward mehr ald eine Million Thaler gefordert, das diplo— 
matifche Corps follte 50,000 Thlr., dad Minifterium eben 
fo viel foften. Ebenſo hatte die Ständeverfammlung in 
Rückſicht auf dad dem Lande erworbene Vermögen einige 
neue Ausgaben befchloffen: den aus dem amerifanifchen 
Kriege noch übrig gebliebenen Unteroffizieren und Soldaten 
follten Penfionen gezahlt werden; ed meldeten ſich mehr 
als 600; den Lieutenants und Gapitäns zweiter Klaffe 
wurden vergrößerte Gehalte ausgeworfen. Nur durch große 
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Beharrlichfeit gelang ed den Miniftern, den Kurfürften zu 
bewegen, daß er endlich einer Anleihe von 550,000 Thlrn. 
feine Zuftimmung ertheilte. 


Der Geld», Domänen- und Souveränetätöftreit, wel- 
hen die Naſſauiſchen Stände mit ihrem Landesherrn führ- 
ten, gab nad) Vertagung der Stände den Teutfchen im 
Naffauifhen Gelegenheit, ihren Liberalismus durch einige 
Hohes und Erceffe Fund zu geben. Mehrere Deputirte 
wurben bei ihrer Abreife aus Wiesbaden durch eine vinat- 
rufende Menge verabfchiedbet. Abgeordneter, Gutsbeſitzer 
und Poftverwalter Werle ward zu Hatterdheim feftlich und 
lärmend empfangen. In Hofheim bei Höchft ließ fich der 
Unmille des Bolfed an einem neugebauten Schulhaufe aus: 
die Regierung hatte nämlidy dort den Bau eines neuen 
Schulhauſes verordnet, während die Gemeinde ein anderes 
ſchon beftehended Gebäude zu dieſem Zweck verwendet 
wünfchte. Wie nun die Nachricht von Bertagung der 
Landftände in Hofheim anfam, zog die Gemeine nad) je- 
nem Bau und demolirte ihn: das Erfcheinen von 230 
Mann Truppen, die Verhaftung von fieben Individuen rief 
die Eriftenz einer Regierung ind Gedaͤchtniß zurück. Zu— 
gleidy reiften zwei Generale von den Mainzer Bundestrup- 
pen ind Naffauifche, um eine nächftens erfolgende Einquar- 
tierung Deftreichifcher und Preußifcher Truppen in dieſem 
Herzogthum anzufündigen. 
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Der Haud- und Staatsminifter v. Marfchal wollte 
auch durch Ueberzeugung wirken. Er veranlaßte ed, dag 
zu Miedbaden die offizielle Flugfchrift: „Nachricht an die 
Einwohner ded Herzogthumd Nafjau über die am 2. Mai 
1831 gefchehene Bertagung der diesjährigen Ständeverfamm- 
lung," erfchien. Es wurde darin mit Gründen der Ge- 
ſchichte und des Staatsrechts bewiefen, daß die Naffaui- 
jhen Domänen Eigenthum der Iandeöherrlichen Familie 
feien. Nimmermehr fei auf Koften der Unterthanen dies 
Dermögen vermehrt worden. Dagegen liefere die letzte 
Hälfte ded 18ten Jahrhunderts fehr evidente Belege, daß 
durdy Gelbmittel, die nicht aus dem Lande famen, bedeu- 
tende Domänen angefauft feien. Unter andern habe der 
Fürft Karl von Raffau-Weilburg in den Jahren 1754 bie 
1783 aus dem von feiner Gemahlin, einer gebornen Prin- 
zeffin von Naffau-Dranien, eingebrachten Bermögen, wel- 
ches dieſe von ihrer Mutter, einer Prinzeffin von Groß⸗ 
britanien, ererbt hatte, für 1,350,000 Fl. Domänen an- 
gefauft. | 

Die Flugfchrift wied weiter nad), daß auf Seiten 
der Landftände die Gefeglofigfeit und die Verfaffungsver- 
legung, auf Seiten der Regierung das Geſetz und bie 
Berfaffungstreue fei. Die Verfaffungsurfunde von 1814 
fchränfe dad den Ständen eingeräumte Abgabenbewilli- 
gungsrecht fehr beitimmt auf „die von den Unterthanen zu 
erhebenden directen und indirecten Abgaben“ ein, fie gebe 
den Ständen aber nirgends ein Necht der Mitwirfung 
oder Gontrole bei der Berwaltung und Verwendung der 
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aus den Domänen bed Haufed oder dem Familiengut er- 
fallenden Einfünfte. Die Trennung der Berwaltung ber 
Steuern von der Verwaltung der Domänen beruhe alſo 
durchaus auf beftimmter gefeglicher Vorſchrift, fie fei durch 
Edict vom Jahr 1815 und durch zwei Edicte vom Januar 
1816 beftätigt. 

Nun fchreibe die Verfaffungsurfunde vor, daß Vor— 
fhläge der Stände auf Abänderung des gefeglich Beite- 
henden den Weg der Motion gehen, d.h. von der Mehr- 
beit in jeder ber beiden Ständeabtheilungen gutgeheißen, 
und wenn dieſes gefchehen, der Regierung zur Entfdlie- 
fung mitgetheilt werden müflen. Diefen verfaffungsmäßi- 
gen Weg habe die Landeddeputirtenverfanmlung nicht ein- 
gefchlagen; fie habe die erfte Ständeabtheilung, weldye doch 
mit ihr ‚gleiche Rechte habe, von deren Ausuͤbung audzu- 
fliegen gefucht. 

Allerdings fei das ——— des herzoglichen 
Hauſes bedeutend. Aber wenn das eine angenehme Sache 
ſei für den Herrn, der aus dem Ertrag ſeines Eigenthums 
leben und dabei viel Gemeinnütziges für Land und Unter— 
thanen thun könne, ohne daß er den Beutel der letzteren 
in Anſpruch zu nehmen brauche, ſo ſei das ein nicht minder 
großes Glück für die Unterthanen, die für die Sustentation 
bed Regenten und Regentenhaufes Feine Steuern zu geben 
nöthig hätten. Nicht in allen Staaten feien die Untertha- 
nen in fo guter Lage. 

Aber fo außerordentlich bedeutend, wie man zu ver- 
breiten gefucht, fei das Domanialvermögen auch nicht. 
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Nah einem genau gezogenen Durchfchnitt von 1A Jahren 
trügen die rauhen Revenuen bdeffelben 1,420,000 Fl. ein. 
Davon gingen für Verwaltungskoften, Steuern, Zinfen, 
Penfionen, Baufoften, Beiträge an Kirchen und Schulen 
x. 904,000 Fl. ab. Bon den nur noch übrig bleibenden 
516,000 Fl. feien gegenwärtig nad) den Bamilienverträgen 
68,000 FI. an Wittfum und Apanagen zu zahlen, und 
erfi das, was hiernach übrig bleibe, fei die reine Revenue, 
über welche Se. Herzogl. Durchlaucht für Ihre eigne höchfte 
Perfon und Familie, für Ihre Hofhaltung, Hofdienerfchaft, 
Marftall, Unterhaltung der Schlöffer ıc. zu disponiren habe. 
In jenen 516,000 $1. fei auch noch die Entfchäbigungs- 
rente begriffen. 

" Nachdem die Flugfchrift noch gezeigt, im wie vielen 
Stüden Se. Durchlaucht habe nachgiebig fein wollen, wie 
fehr aber die Kandesdeputirten bei ihrer Verſtockung, bei 
ihrer Berblendung gegen alle vernünftigen Gründe und 
Borfchläge beharrt feien, fchließt fie mit der Berficherung: 
„verfaffungswidrigen Angriffen auf eine Einrichtung, Die 
nach dem Ausgeführten gefeglich, die in den nämlichen 
Edicten anerfaunt und verordnet fei, aus denen die Stände 
ihre Befugniffe erft ableiten, ſolchen Angriffen nachzugeben 
— eine Schwäche und ber si . gewe⸗ 

ſen ſein.“ 

In einem Reſcript an (ämmtliche — Juſtiz⸗ 
beamte führte die Regierung noch einmal ihr Recht durch 
und befahl, dem weſentlichen Inhalte dieſes Reſcripts alle 
mögliche und zweckdienliche Verbreitung zu geben. 
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Die Geldfrage war ed in Kurheflen gewefen, bie in 
ihrer politifchen Röfung den Landesherrn von den Unter- 
thanen trennte; die Geldfrage war ed in Naffau, welche 
den Fürften in einen Gegenfag zur Öffentlichen Meinung 
ftellte; die Geldfrage follte audy in Bayern zeigen, wie 
leicht die Volfsvertretung und die für das Volkswohl be— 
forgte Regierung aus einander treten Fönnten. 

In der zweiten Hälfte ded Monats Juni debattirte 
die Bayrifche Abgeorbnetenfammer den Antrag des Aus- 
fhuffes, mehrere Poften in den Staatsausgaben der letzten 
Sinanzperiode zu beanftanden. 

Am 13. Juni nahm der Abgeordnete Schwindel das 
Wort: „Meine Herren, die Genfurordonnanz vom 28. Jän- 
ner d. 3. iſt aufgehoben. Hoch lebe der König!“ Und 
ein begeifterted „Hoch lebe der König!“ erfcholl dreimal 
durch die ganze Verfammlung. 

An demfelben Tage begann die Berathung über bie 
Recyenfchaftsablage für die Jahre 1838. Der Staatemi- 
nifter der Finanzen, Graf v. Armansperg, nahm zuerft das 
Wort. — | 

Die Bedenken des Ausfchuffes gegen einige Poften in 
der Rechnungsablage, fagte er, berühren drei Hauptpofi- 
tionen, nämlich jene für Erziehung und Bildung, jene des 
Landbaued und endlich den Reichsreſervefond. Das erfte 
Bebenfen erhebe fich gegen den Anfauf von Gemälden aus 
ber Berlaffenfchaft des höchftfeligen Könige mit einem Be- 
trag von 35,166 Gulden: hierdurch fei der Durchfchnitt- 
betrag der Pofltion für Erziehung und Bildung im Jahre 
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185% um 22,219 Gulden überfchritten. Doch möge man 
bedenfen, daß ſich unter jenen Gemälden mehrere Meifter- 
werfe der berühmten Künftler David, Wilfie, Oftade ıc. 
befinden und daß durch ihren Ankauf wefentliche Rüden in 
der Gallerie ausgefüllt feien. Auch fei die Ueberfchreitung 
nur ſcheinbar geweſen, fie fei durch Erfparungen im vor- 
bergehenden und im nachfolgenden Jahre aufgewogen. 
„Meine Herren! diefe Gemälde haben noch einen andern 
Werth ald jenen des Geldes und der Kunft; auf ihnen 
ruhte täglich der Blick des Monarchen, der in einer feche- 
undzwanzigjährigen glorreichen Regierungsdepoche nur Glück 
über Bayern verbreitete und jene Berfaffung gab, die ung 
bier vereinigt.” 

Der Minifter wandte fih nun gegen die Bedenfen 
ded Ausfchuffes in Bezug auf den Landbauetat, wo die 
Koften für den Bau der Pinafothef, des Odeons, für die 
Sreöfomalereien in den Arkaden des Hofgartend, und die 
Reubauten in Bad Brüdenau beanftandet waren. Die 
Pinakothek fei nothwendig, weil das bisherige Gallerielofal 
feucht, vom Salpeterfraß bedroht fei und an Licht Mangel 
leide. Die Kammer von 1828 habe die bis dahin auf 
den Bau der Pinakothek verwandten Koften anerkannt. 
Das Odeon fei ein Erfag für das dermalige Ständehaug, 
welches früher zu Bällen und Rebouten angewendet wor⸗ 
den fei. Die Arkaden des Hofgartend feien ein Beltand- 
theil der Refldenz, zu den Staatsgebäuden gehörig und da- 
ber offenbar Gegenftand des Landbauetats; die Fresfoma- 
lereien in denfelben ftellen Gegenftände aus dem Gebiete 
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der vaterländifchen Gefchichte dar; man Habe diefe Wahl 
getroffen, um dem gerechten Nationalftolge der Bayern zu 
buldigen, die Baterlandsliebe bei der Jugend zu beleben, 
dem Fremden zu beweifen, daß Bayern die Grofthaten ber 
Borfabren ehre. Brückenau fei feit 15 Jahren Sommer- 
aufenthalt ded Könige, hier habe der Monarch feine Ge- 
funbheit gefunden, hierhin ziehe ihn jährlich dankbare ‚An- 
hänglichfeit, hier erquide, ftärfe ihn der Genuß und Reiz 
bed Landlebens, erheitere ihn bie, Würze des. reinen Famis 
lienlebens, erfräftige ihn die Ruhe des Privatmannes: Re⸗ 
paraturen feien hier unumgänglich geweſen. 

Sechs Punkte waren bei der Pofition ded Reichsre⸗ 
ſervefonds beanftandet: der Aufwand für das Kabinetd- 
Secretariat bed Monarchen, weil diefer der Hoffaffe zur 
Laft fallen mäfle: der Aufwand an Beiträgen zu den Stu— 
dienkoften ehemaliger Edelfnaben: der Aufwand auf die 
italienifhe Oper, welcher, da biefe gleich bei dem Regie- 
rungsantritt Ludwigs aufgehoben worden, gar nicht für 
biefelbe habe angewandt werden fönnen: die Hofpenfionen: 
die zur Ausftattung der Prinzeffin Lonife aufgewendeten 
30,000 Gulden: und der Anfauf von Gegenftänden hifto- 
riſchen Werthed aus der BVerlaffenfchaft des höchitfeligen 
Könige Majeftät. 

In Bezug auf den vorleßten Punft bemerkte der Mi- 
nifter, ed ſei zwar wahr, daß nad) dem Familienftatut des 
Königl. Haufe für jede Pringeffin aus der Königl. Hanpt- 
linie zu ihrer Ausfteuer und Totalabfindung ein. Beitrag 
von. 100,000 51. feftgefegt und daß diefe. Summe bei der 
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Pringeffin Lonife um 30,000 #1. überfchritten fei; doch 
fei der ganze Streit dur einen Druckfehler veranlagt: 
ed ſolle nicht heißen Total⸗ fondern Dotal- Abfindung und 
fo fei dem Regenten freie Hand gelaflen, wie viel er noch 
außer der Dotalabfindung zur Ausſtattung draufmenden 
wolle. — 

Was den leten Punkt betreffe, fo feien die angefauf- 
ten Gegenftände theild folche, welche der höchſtſelige König 
vorzůglich fchäßte oder regelmäßig benußte, fein Degen, 
Hirfchfänger, Jagdmeſſer, feine Mundtaffe, die Decvratio- 
nen, welche feine Bruſt getragen; theild Gegenftände des 
Andenfens großer Männer, Napoleon, Friedrichs U.; theils 
Gegenftände der Erinnerung an wichtige Momente aus dem 
beziehungsvollen Leben ded Monarchen, der goldene Becher 
3. B., weldyen bie Stadt München am Jubeltage feiner 
Z5jährigen Regierung ihm überreichte u. f. w. Die Noth- 
wendigkeit dieſes Anfaufes in dem Begriffe eines unab- 
weisbaren Zwanges habe freilich nicht. vorgelegen, aber es 
gebe aud) eine moralifche Nothwendigkeit, welche die Kraft 
unverlegbarer Geſetze ausuͤbe. Ob denn die Tafje, welche 
täglich die Lippen berührte, aus denen während einer 
jehsundzwanzigjährigen Regierung nur Liebreiches floß, nicht 
für immer ein Gemeingut aller Bayern fein folle? 

Hatte der Finanzminifter alfo das Gemüth, dad Ra- 
tionalgefühl der Berfammlung in Anſpruch genommen, ſo 
appellirte Seuffert an die freudige Hoffnung, welche durch 
die Ereigniſſe der legten Tage . erregt fein muͤſſe. Man 
folle in der vorliegenden Berathung die Staatsverwaltung 
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mit einem Sanusblid ind Auge faffen und den Eindrud fo 
mancher Mißgriffe, Nachläffigfeiten, Gebrechen, weldye von 
dem Rücwärtöfchauenden wahrgenommen werden, burd) die 
Ausfiht auf Berbefferungen und Fortfchritte mildern, welche 
nunmehr hoffnungsvoll dem vorwärtsfchauenden Auge ſich 
darbiete: der Thron fei nunmehr von einem innige Adı- 
tung gebietenden Minifterium umgeben, die Zeit bes Miß⸗ 
trauend, des heftigen Angriffes, der bitteren Vorwürfe fei 
Gottlob! vorüber. 

Die Volfövertretung ließ fi) aber nicht abhalten, bei 
der Berathung über die verwendeten Staatdausgaben den 
ganzen Zuftand ded Landes ind Auge zu faffen, und fo 
entwicelte fi) im Berlaufe der Discuffion ein Bild des 
Bayern vom Jahre 1831, ein Bild feiner finanziellen Lage, 
feiner Eultur, feiner Verwaltung. 

Die Steuern, hieß es, find ungleichmäßig vertheilt; 
der Grund und Boden, dag Gewerbe, der Handel müfjen 
große Laften tragen, während der Kapitalift, der Beamte 
faft ganz frei ausgehen. Im den verfchiedenen Kreifen 
herrfcht verfchiedene Steuererhebung, und dazu fommt, daß 
einzelne Kreife bei der Verwendung der Staatögelder be- 
vorzugt werben. 

Das Orundeigenthum ift den Geſetzen des Feudalis- 
mus unterworfen. Es herrſcht das Leibrecht, durch wel- 
ches dem Grundherrn mit dem Tode des Beſitzers das 
Gut wieder heimfällt und die Familie vom Gute ded Ber- 
ftorbenen vertrieben wird; es herrjcht die Neuftiftögerech- 
tigfeit, woburch der Tod des Grundherrn alled Recht auf 
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die fernere Benutzung bed Guted dem Grundholden be- 
nimmt, auf ben freiftiftbaren Gütern hat der Grundherr 
dad Recht, den Bauer alle Jahre, auch ohne Urfach, ab- 
zuſtiften. Dazu kommen die Vogteygüter, Gilt- und grund⸗ 
zinsbaren Güter, die Dedellehengerechtigfeit, die Patrimo- 
nialgerichtsbarfeit, die allenthalben herfümmlichen größeren, 
großen und Fleinen, ja felbft Blutzehenten, und das Schar- 
wert, dad mandymal fo läftig ift, daß es die Bauern ganz 
entmuthigt und fle früher auf den Wahn brachte, daß fie 
nie Ruhe erhalten und dereinft noch im Himmel würden 
frohnweis dienen müffen. *) 

Die Zehnten follen zwar firirt werben; allein die gänz- 
liche Durchführung des Firirungsgefees fcheitert noch im- 
mer an den ftarren Formen der Volzugsanwendung. Es 
iſt nämlich vorgefchrieben, dag dad Quantum, gegen wel- 
ches die Firation eintreten darf, aus einer gewiffen Reihe 
von Jahren berechnet werden fol. Wenn nun, wie eg 
öfter vorfommt, in diefe Periode fogenannte Hazardftreiche 
fallen, oder der Zehentpacht aus andern VBeranlaffungen 
fi) unverhältnißmäßig hochgeftellt, fo bleibt dem Zehent- 
pflichtigen nur die Wahl, entweder eine für alle Zeiten 
hohe Laſt zu übernehmen, oder fich ferner den Wechfel- 
fällen zu unterwerfen. **) 

Die Lehen-, Grund-, Zehent- und Zinsherrlichen Ge- 
fälle beruhen auf den verfchiedenften Titeln, und beftehen 


) v. Eberz, 20. Juni. Prototol XLVU. ©. 118—119, 
*) Betterlein, 17. Juni. Protokoll XLV. S. 61—62, 
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in einer fo großen Menge von Abgabenarten, daß faft ein 
eigenes Lericon notwendig wäre, um fie namentlich anzu⸗ 
führen. Die Unficherheit des Befiges, durch das Feudal- 
wefen herbeigeführt, ift ſtaatswirthſchaftlich nachtheilig. *) 

Sn Bayern ift kaum ein Fünftheil von Grund und 
Boden freied Eigentfum. Man nehme einen Teibrechtigen 
Bauern, der achtzig Tagewerf Grund hat; er übernimmt 
dad Gut um 3000 fl., da muß er von jedem Hundert für 
ſich 15 fl. Leibgeld alfo 450 fl. bezahlen, für fein ange- 
hendes Eheweib, wenn fie einen regelmäßigen Contract 
abfchliegen oder ihr Heirathsgut ind Hypothekenbuch ein» 
tragen laffen will, wieder 15 fl. pr. Hundert, alfo aud) 
450 fl. Hierzu kommen Gerichtötaren, Sporteln und 
Stempel, die wieder hundertfältige Koften ausmachen. 
Berner hat ein folder Bauer 36 — 40 fl. Stift zu 
zablen, er hat einen Kleindienft zu leiten, 3. 3. 500 
Stüf Eier, 12 Hühner, 6—8 Gänfe, mandmal Läm«- 
mer und Kälber, dann 8—15 Scheffel in gutem Getreide 
einzubienen, hat Groß» und Kleinzehent zu reichen. Unter- 
deffen ift er nody von Privatgrundherren häufig mit unge» 
meflenen Frohnen, Scharwerfen beläftigt; es exiftiren noch 
Sagdfcharbwerfer, ganze Wälder wimmeln von Bauern, 
die fchreien und lärmen müffen, um einen Hafen zum 
Grundherren hinzutreiben. Der Staat felbft ift fo hart- 
herzig, ihn unaufhörlich mit Straßenarbeiten zu beläftigen, 
feine ermatteten Roffe werden hier ſchon ruinirt, ehe fie 


*) Audhart, 14. Zuni, Protokoll XLIII. S. 36-37. 
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auf dad Feld kommen; dem faum thaut ed im Frühjahre 
auf, fo heißt es ſchon: 3—4 Tage auf bie Landſtraße. 
Und kaum ift Diefe fertig, fo fommt ein landgerichtlicher 
Befehl und Alled muß auf die Vicinalftraße hinaus. So 
ft faft immer die fchönfte Zeit im Prühlinge und im 
Herbfte verloren. *) 

Eine eigene Belaftung ift noch der Drud, welchen 
vor Wem im Sfarfreife viele Landeigenthümer durd) das 
Hochwild hart fühlen. Diefer Drud ift weit größer als 
eine doppelte Steuer. Es giebt feine Hüter, welche das 
Wild ohne Nachtheil an den Feldfrüchten vertreiben können. 
Wenn man bedenkt, daß dadurch der Tagesarbeit Men- 
fehjen entzogen werden, die man bei ber geringen Bevölfe- 
rung zum Aderbau noch fo nöthig hat; wenn man bebenft, 
daß man dabei zu den zu errichtenden Nachtfeuern mehr 
als hundert Klafter Holz alljährlich fruchtlos verbraucht; 
zugleich erwägt, daß der befchädigte Landmann oft A—5 
Stunden zum Gerichtäfige hat, um eine Schäßung zu ver- 
anlaffen, und fo oft durch das Berfäumniß ihm noch 
größerer Schaden zugeht, ald er durch die immer under- 
läffige Schägung für feine befchädigten Feldfrüchte Erſatz 
erlangt, fo glaubt man wirklich, man wohne nicht in dem 
conftitutionellen Bayern, fondern in einem Staat, wo das 
Eigenthum nad Willfür verlegt werden darf. **) 


— — — — — 


*) Schwindel, 20. Juni. Protokoll XLVII. ©. 10-11. 
**) gang, 22. Juni, Prototol XLIX. S. 111—112. 
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Bon dem Gutöbefiger, welcher die Abgaben nicht 
entrichten fann, werden fie mit Gewalt eingetrieben. 
Welche Bewegung in einem Orte, wenn die fogenannten 
Abgabenpreffer fommen! Thüren und Fenfter werden ver- 
fhloffen; man hört ein dumpfes Weinen und Gewimmer; 
das Bieh wird aus dem Stalle getrieben, der Ertrag der 
Erndte wird mweggenommen. *) 

Es ift eine auffallende und niederfchlagende Erfchei- 
nung, daß feit einigen Jahren fo außerordentlich viele Be- 
figer von Bauergütern, die unter landesherlicher Grund⸗ 
herrfchaft ftehen, in Concurs gerathen und gewöhnlich mit 
Weib und Kindern diefe ihre feit Jahrhunderten innege- 
babten Beflgungen verlaffen müſſen, wo dann die erwadch- 
fenen Kinder vermögendlod in die weite Welt hinaudge- 
jagt werden, die unmündigen aber fammt den Eltern der 
Gemeinde zur Laft fallen. Gutöbefiger, wenn fie ein paar 
Jahre lang ihre grundherrlichen Abgaben nicht entrichten 
fönnen, müffen ohne weiteres Vieh, Möbeln, Befahrniffe, 
Grundftüde, am Ende das ganze Habe und Gut verfau- 
fen. Zwanzig bis dreißig folcher abgehauften Bauern in 
einem Landgerichte find Feine Seltenheit mehr. Die Folge 
ift fteter Wechfel der Gutöbefiger, Deteriortrung der Gründe, 
Anfüllung ded Landes mit Bettlern. Ohne Berfchulden 
wird der arbeitfamfte Bauer an den Bettelftab gebradht.**) 

Es ift berechnet, daß alle Jahre im Königreich 


) Reineder, 25. Zuni, Protokoll LI. ©. 56. 
**) Buchner, 22. Zuni, Prot, XLIX. ©. 90-91. 
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Bayern 12—1500 Familien Haus und Hof verlaffen und 
ind Elend wandern müffen. *) 

Zu den grundherrlichen Abgaben fommen die Stem- 
yeltaren, die Gemeibelaften. Unter den erfteren ift die 
Schulentlaßfchein-Stempeltare befonders zu erwähnen. Bor 
Einführung derfelben wurden zwar auch 15 Kr. für einen 
Scyuientlaßfchein bezahlt, davon kamen aber 12 Kr. der 
Localfchulfaffe zu gut, 3 Kr. waren ald Schreibgebühr dem 
Scyullehrer überlaffen: der für Schulentlaßfcheine einge- 
nommene Geldbetrag wurde zur Beftreitung von allerlei 
Schulbedürfniffen für arme Kinder verwandt. Jetzt wer⸗ 
den 183 Kr. für einen Schulentlaßfchein bezahlt, die Local- 
fchulfaffe aber bleibt arm, weil 15 Kr. dem Staate an 
Stempelgebühr heimfallen und 3 Kr. dem Schullehrer ver- 
bleiben. — Bei vorausgegangenen Ständeverfammlungen 
wurbe vielfältig beantragt, daß die Gebühren für Militär- 
entlaßicheine zu 6 fl. 155 Kr. aufgehoben werden mögen. 
Der Antrag fand Gehör, allein ftatt Entlaßſcheinsgebühren 
heißt es jeßt Stempeltare für den Militärentlaßfchein und 
6 fl. müffen nach wie vor bezahlt werden. **) 

Daß die Gemeinden Laften tragen müſſen, verfteht 
fih, denn fie haben Bebürfniffe. Aber ed giebt Gemein- 
delaiten für Zweige, welchen der Charafter einer Leiftung 
für die Gemeinde ald ſolche nicht gebührt. Dergleichen find 
die allgemeinen Unterhalts- oder Befoldungsbeiträge für Heb- 


*) Kempter, 25. uni. Protokoll LI. ©. 40. 
**) Jäger, 22. Zuni. Protokoll XLIX. S. 30—33. 
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ammen, Lanbärzte, Pferdeärzte. Alle dieſe Leute laſſen 
ſich doch noch jede ihrer Leitungen einzeln bezahlen. *) 

Was nun die Belaftung der Gewerbe betrifft, fo 
beruht das Gewerbefteuergefeg auf dem Grundfate, daß die 
Gewerbfteuer nach dem Ertrage eines. Gewerbes. bei. mitt 
lerem Betriebe bemefjen werde. Demzufolge ſind-die ver⸗ 
fehiedenen Gewerbe nad) 5 Hauptklaffen. abgetbeilt, für 
deren jede fünf Unterflafjen aufgeftellt find. Die Haupt 
Haffen beftimmt für jede Gewerbegattung dad Geſetz;z die 
Unterflaffen dienen nad) den verſchiedenen Verhältniſſen 
zum Spielraum für die Steueranlagen., Die ‚Steuer, wir 
angelegt von den Behörden mit Zuziehung geichworner Ges 
werböleute. Das Berfahren ift öffentlich, die Liſten wer— 
den aufgelegt und ed fünnen noch U Tage lang, Rerlama- 
tionen ftatt finden. Bon Zeit zu Zeit follseine Reviflon 
vorgenommen werden, was biöher noch nicht burchgrei- 
fend gefchehen ift: fie ift aber jegt nothiwendig. **) 

Es ift zwar richtig, daß theilweife eine Reviſton der 
Gewerbfteneranlagen ftattgefunden hat; ſie hatte aber; die 
entgegenfegte Wirfung, als diejenige, welche man zu er- 
warten berechtigt war. Die Polizeibehörde und das Nent- 
amt eined Amtsbezirked z. B. haben die revidirten Liften 
der Föniglichen Kreidregierung vorgelegt, und ald diefe Liſten 
zurückkamen, war eine Steuererhöhung bed Gewerbebiftrif- 


*) Windwart, 22. Juni. Protololl LI. ©. 18, 
**) Rudhardt, 14, Juni. Protvkoll XLIX. ©, 142. 


145 


td von 418 fl. das Refultat der erfehnten Erleichterung. 
Die Kreidregierung hatte die begutachteten Erhöhungen 
angenommen, die VBerminderungen größtentheild nicht ge— 
nehmigt oder felbft noch Erhöhungen beigefegt. Rad, dem 
biöherigen Grundfage wird jeder meu angehende Meifter 
beienderd befteuert, je mehr daher ein Gewerbe überfegt 
wird, um fo höher fteigt die Steuer. Das Wachfen der 
Steuer ift daher Fein Zeichen des Auffchwunges der Ge- 
werbe, vielmehr Die Wirfung des Gegentheild. *) 

Der Handelftand hat durch die Einführung höherer 
Eingangszölle mit den Tarifen vom Jahre 1826 u. 1828 
eine bedeutende Einwirkung erfahren. Die hohen Zolf- 
füge find in finanzieller wie in ftaatswirthfchaftlicher Be- 
ziehung nachth eilig. Der Ertrag hoher Zölle ift nicht nad)- 
baltig, die Apminiftrationdkoften müffen erhöht werden, die 
Koften der Grenzbewachung wachſen und werden durch die 
Strafen entdeckter Defraudationen nicht aufgerwwogen, wäh- 
rend die Defraudationen felber ungemein zunehmen. Klei— 
nigleiten höchftend werden entdedt.und zeigen- nur, welchen 
Pladereien man ausgeſetzt fei. Es kommen in den Verzeich- 
niffen der endeckten Defraudationdfälle vor: die Defraudation 
von ein Paar Kinderfchuhen, eine andere von einer Kappe, 
eine dritte von ein Paar Handfchuhen, von 3 Loth Zucker, 
von einer Mannshaube. Dagegen wird die Defraudation 
im Großen ungefcheut getrieben: man fann an ber Grenze 
des Unterdonau- und Regenkreifes bei Tage in den Gär- 





*) v. Wachter, 21. Juni. Protokoll XLVIII. &, 19—22, 
10 
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ten armer Landleute A—5 Knechte auf der faulen Haut 
liegen fehen, um dann bei Nadıt ihr Handwerk als 
Schmuggler zu treiben. Gange Banden rotten fich zufam- 
men und das Auffeherperfonal muß befcheiden vor ihnen 
zurüchweichen; auswärtige Affecnranzgefellfchaften vereinigen 
fih) mit ihnen. An den Grenzen von Sachfen, im Ober- 
und Untermainfreife begegnet man Bauerweibern mit 
Säden voll Kaffee, den fie von Haus zu Haus feilbieten. 
Hof, Kronach, Afchaffenburg, Lindau, Langfurt, Melrich- 
ftadt find die Aemter, wo dad Schmugglergewerbe am 
meiften getrieben wird, Coburg ift der Hauptftapelplag 
der Schmuggler; dort findet man ganze Waarenlager bios 
zur Contrebande aufgefpeichert; dorthin machen die Ham- 
burger und andere Häufer ihre Berfeudungen, um die Waa- 
ven nad) Bayern einzufchmuggeln. Die Größe der De- 
fraudationen zeigt ſich durch Vergleichung der jeßigen Ein- 
fuhrliften mit früheren. An den Bayerſchen Eingangsfta- 
tionen wurden im 3. 1835 noch 39,641 Gentner Kaffee ein- 
geführt, im Jahre 1853 nur 18,492 Gentner. Ein aͤhn⸗ 
liched Berhältniß zeigt fi) bei den Wollenwaaren. Müßte 
man nicht annehmen, daß die Einfuhr von Kaffee bei dem 
Wachfen der Bevölferung eher zugenommen haben follte? 
Aber, fagt man, die hohen Zollfäge find zum Schug der 
inländischen Induftrie nöthig. Nein, das Befte, was für 
die Induſtrie gefchehen kann, ift die Deffnung ber Abfag- 
wege. Einzelne neue Etabliffementd, wie die Raffinerien, 
mögen durd) hohe Zölle gegründet worden fein, aber auf 
fo Fünftlich erzeugte Erabliffements darf man feinen großen 
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Merty legen. Es if der Charakter der Bayerfchen Indır- 
Arie, Daß ihr Betrieb unter eine große Anzahl felbfiftän- 
diger Meifter vertheilt ift, und das ift beffer ald ein Fa— 
briffpftens mit einer Maffe eigenthumslofer und abhängiger 
Menſchen, welche als fleifcherne Mafchienen in einem 
großen Fabrifhaufe eines reichen Unternehmers zufammen- 
gedrängt find. *) 

Wenige Länder unterlagen in den legten 20 Jahren 
fo häufigem Wechſel der Zollverordnungen, wie Bayern. 
Man erperimentirte in aller Art. Auf Anbringen der Fa— 
brifanten find hohe Zölle eingeführt, ohne zu bedenken, 
wie fehr der Handel darunter leiden werde: ohne Handel 
und freien Berfehr mit anderen Nationen kann Fein Land zu 
allgemeiner Wohlfahrt gelangen. Es ift ein Miderfpruch, 
ſich abzufchliegen und nun zu glauben, daß das Ausland 
feinerfeitd die Einfuhr erleichtern werde. Die hohen Zoll- 
füge mit dem Schmuggelfyftiem in ihrem Gefolge haben 
mitten im Frieden einen furchtbar wachfenden, die De- 
moralifation befördernden Krieg herbeigeführt, in welchem 
die Landeögefege nur mit den Waffen in der Hand auf- 
recht erhalten werden fünnen. Die Handelsleute felber, 
wenn fie nicht der Goncurrenz mit billigeren, gefchmuggel- 
ten Waaren erliegen wollen, müffen fi ber Unehrlichkeit 
in die Arme werfen umd ſich ihren Bedarf auf gefet- 
widrigem Wege verfchaffen. An ber Grenze find alle Ber- 
hältniffe geftört; der Defonom fucht vergebens nad) Tag- 


*) Rudhart, 14. Juni, Prot. XLIII. S. 19—27. 
10* 
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(öhnern, aud denen plöglich Handeldfente und Schmuggler 
geworden find. Auch der Tranfitohandel ift durch die mit 
dem hohen Zollfyftem verbundenen Pladereien und Durch- 
fuchungen geftört. Der Nürnberger Handel befonders ift 
darniedergedrüdt. Nürnberg von welchem ehemals der 
Staatöfaffe eine Summe von 300,000 bi 400,000 fi. 
jährlich zuflog, auf welches eine Ein- und Ausfuhr von 
circa 9 Millionen an Werth im Eingang und nidyt viel 
minder im Ausgang ſich concentrirte und das noch vor 
wenigen Jahren für 6 bis 7 Millionen an Inbuftriepro- 
ducten aus feinen und den zahlreichen MWerkftätten der 
Umgegend nady dem Ausland fendete, fieht mit Wider- 
willen, wie jegt in Coburg der Gefhäftszufammenflug ver- 
einigt ift. Der das Land befruchtende Güterzug, der fonft 
in mandjer Woche mehr als 10 bis 20 Wagen zwiſchen 
Hamburg und Nürnberg in Bewegung feste, hat fein Ziel 
nun ſchon an Bayerns Grenze gefunden, dorthin muß fich 
num öfters der Nürnberger Berfender von Manufactur- 
waaren wenden, um Fuhrmwerf nad) dem Norten zu er— 
langen, während fonft diefe Waaren in Retourfradht zum 
niedrigſten Lohn gern aufgenommen wurden. *) 

Alle an den Gränzen wohnenden Kaufleute find ihrer 
Rahrung beraubt, menigftens diejenigen, welche fid) dem 
Scleihhandel nicht Hingeben wollen; leer ftehen nun die 
Comptoirs, in denen fonft viele Söhne Bayrifcher Staats⸗ 
bürger Befchäftigung, Bildung und Nahrung fanden. Die 


*) Platner, 15. Zuni. Prot. XLIV, &, 76-133, 
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Handarbeiter wurden von den Kaufleuten entlaffen und 
verloren ihren Unterhalt. Wo ift Dagegen die blühende in- 
ländifhe Induftrie, bie man in Ausſicht hatte? Nichte 
if zu fehen von jenen Taufenden von Seidenwebftühlen, 
die in einigen Jahren in Bayern hatten entftehen follen. 
Eine Seidenwaarenfabrif in Würzburg, auf die man hoffte, 
eriftirt noch nicht. Bon den vielen Tuchfabrifen ift gleich- 
falls nichts zu fehen. Die Baumwollenfabrifen erfreuen 
fich keines Flors. ) 

Die Heere der Schwärzer, beſonders an der Saͤchſi— 
fhen Grenze find volftändig organiſirt. Während fle frü- 
her ihr Gewerbe nur im Stillen, bei Nacht trieben, ziehen 
gegenwärtig Rotten von funfzig und Hundert Schwärzern 
bei hellem Tage, Büfche auf den Hüten, mit Sarg und 
Klang über die Grenze. Die Größe des Verdienftes ift 
ein unwiderſtehlicher Reiz, nicht nur für die ärmere Glaffe, 
fondern für die meiften Fräftigen jungen Leute des Bau- 
ernflanded. Aus North, aus Geldgier, aus Liederlichkeit, 
der Geſellſchaft halber, aus Luft zum freien Leben fchwärzt 
Alles, was tragen und laufen kann. Das verdiente Geld 
wirb meiftens im Trunf und Ausſchweifungen vergeubet. 
Eine Berfchmigtheit, Verwegenheit, Infuborbination und 
Verachtung bed Gefeges hat fid, diefer Leute bemächtigt, 
welche der öffentlichen Ruhe fo wie der Privatficherheit 
große Gefahr droht. **) 


”) £eineder, 17. Zuni. Prot.XLV. S. 25—27. 
"*) v, Rottenhan, 20, Juni, Prot. XLVII. ©. 125— 121. 
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Die Schwärzer mit Zuder, Kaffee und Salz fchmug- 
geln gewöhnlich) auf eigene Hand, fie find die verdborben- 
fien und gefährlichften, fie kämpfen, fie opfern ihr: Xeben 
für ihre Habe. Ihretwegen kommen die meiſten Kriminal⸗ 
unterfuchungen wegen Körperverleßung. vor, um ein Paar 
Zuckerhüte werben Menſchen gemordet. ) — — 

Welche Thaͤtigkeit, welche Ausgaben. verwendet: num 
bie Verwaltungs für! die: Bildung des Bolfed? Nach dem 
Tableau, welches der zweite Ausschuß geliefert hat, find 
in drei Jahren 696,747 Fl. für die Bolfsfchulen verwen⸗ 
det worden. Bon diefer Summe wurden 59,898 Fl. auf 
Erbauung von Schulhäufern verwendet: folglich blieben zu 
Befoldung der Schullehrer 636,849 Fl. Nun giebt ed in 
Bayern 6950 Volksſchulen: theilt man jene Summe, fo 
kommt auf eine Bolföfchule HL FI. in drei Jahren. Allein 
auch dem ift zu widerſprechen. Mancher Schullehrer be- 
kommt nicht 1 Kr. aus dem Staatsaerar. Sein Gehalt 
befteht aus den Einnahmen ald Meßner, er hat vielleicht 
noch einige Läutgarben, die man aber aud) nicht geben will, 
weil bei Gemittern nicht mehr geläutet werden darf. 
Dann bezieht er von der Gemeinde dad Schulgeld. Aber 
wie ſchwer geht das ein! Da bringt eine arme Mutter 
ftatt baaren Geldes für 5 Kinder Kartoffel, eine andere 
bringt Schmalz, eine andere Milch, und der Schullehrer 
hat Fein baares Geld, um ſich Schub zu Faufen. **) 

Die wenigften Lehrer nähern ſich in ihrer Stellung 


) Kroppmann 25. Juni. Prot. LI. ©. 42—43,. 
*) Rabel, 15. Suni. Brot. XLVI 8 115—116. 
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der normalmäßigen Befoldung von 300 Fl.; viele haben 
nur 100 Fl., und diefe oft nur in Raturalien.*) 

In einem einzigen Bezirk des Rheinfreifed dienen fie- 
ben Hirtenhätten zu Schulhäufern. **) 

Man hat in den Ausgaben für die Schulen eine Er- 
frarung gemacht, indem man die Stelle eined Kreisfchul- 
referenten einzog. Seitdem hat die Bifltation der Schulen 
aufgehört, und da die Thätigfeit der Lehrer feine Fräftige 
Anregung mehr hat, fo ift in dem Volksſchulweſen eine 
merfliche rüdgängige Bewegung eingetreten. Schulfachen 
finden bei den Kreidregierungen Feine thätige Beförderung 
mehr, weil biefer Zweig der Verwaltung gleichfam nur 
Nebenaufgabe eined von vielen andern Gefchäften in An- 
fprud; genommenen Regierungsrathes ift.***) 

Ein Hauptgrund des Darniederliegend der Schulan- 
Kalten ift das Schwanfen der Regierung in Feftfegung und 
Feſthaltung eined Schulplaned. Man ift nicht darüber 
einig, wad und in welcher Orbnung am den öffentlichen 
Schulen gelehrt werben foll. 7) 

Der Berlag ber Schulbücher ift Privilegium eines 
Gentralbüreaus, welches theuere fchlechtgedrudte Waare auf 
ſchlechtem Papier liefert. Das angehende Schulfind muß 
fatt einer einfachen ABE-Kafel einen fingerftarfen foge- 
nannten 2efefchäler für 10— 14 Kr. haben, eine biblifche 


*) Riegg, 23. Juni. Prot. L. S. 10-11. 
*) Koliot, 20. Zuni. Prot. XLVIL ©. 101. 
) GSeuffert, 13. Juni. Prot. XLU. & 82. 

+) Rudhart, 14. Juni. Prot. XLIH, ©. 51. 
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Geſchichte auf Löfchpapier Foftet 45 Kr. Dabei ift der 
häufige Wechfel felbft mit biblifchen Gefchichten von Nach⸗ 
theil.*) 

Unter der Rubrik Eultus finden fi” im Budget 
994,000 Fl. für den Fatholifchen und nur 256,000 FI. 


für den proteftantifchen Cultus aufgeführt, während ſich 


das Berhältniß der Bevölkerung wie 5 Proteftanten zu $ 
Katholifen ftellt. Noch fehr viele Fatholifche wie proteitan- 
tifche Geiftliche find auf weniger ald dad Nothbürftigfte 
befchränft, fie haben die ihnen zufommenden Congrua nicht: 
von ben Geldern für den Fatholifchen Eultus abforbiren 
der hohe Clerus, die Erzbisthümer und Bisthümer faft ein 
ganzed Drittheil; bei dem proteftantifchen Glerus iſt das 
Verhältniß nicht fo fchreiend, die Gonfiftorien nehmen nur 
< der ganzen Summe. Die Geiſtlichkeit des Rheinkreiſes 
ift beſonders ſchlecht botirt; durch die Revolution verlor ſie 
ben groͤßten Theil ihrer Güter. Der Landtag von 1825 
ſetzte daher zu. ihrer. Unterſtuͤtzung noch 10000 Fl. aus; 
doch ſind dieſelben nicht beſtimmungsmäßig verwandt wor⸗ 
den.** | 
> . Unter“ den: 207 Fatholifchen Pfarreien ber Diöcefe 
Speyer tragen 436 mit aller Suftentation und Einrech- 
nung der Stolgebühren höchſtens 7.00 FI. ein.***) 

Um nur. ein. paar Beifpiele von dem Zuftande ber 
Baulichfeiten anzuführen: in Ottelmannshaufen, Landgericht 





*) Jäger, 22. Zuni. Prot. XLIX, S. 31 —.32. 
**) Gulmann, 17. Juni. , Prot. XLV. ©. 104 — 114. 
*) Koliot, 20.” Juni. Prot. XLVII. &; 101. ‘ 
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Koͤnigshofen, befindet ſich eine Kirche, welche feit 15 Jah- 
ren ald eine Ruine zu betrachten und zum Gottesdienfte 
gar nicht mehr zu gebrauchen ift: ed liegt dem Staatsärar 
ob, die Kirche wieder in einen brauchbaren Zuftand zu 
jegen.*) 

Die Gemeinde Unterleinleiter im Landgericht Eber- 
mannftadt, Obermainfreis, entbehrt feit 15 Jahren eines 
Geifttichen, weil fie von den Pfarrrevenuen zuerft dad Pfarr- 
haus bauen muß. - Das Oberconfiftorium hat fich verge⸗ 
bene für fie verwandt.**) 

An den Budgetfägen für ben oberften Gerichtshof, 
die Appellationd-, Kreid- und Stabtgerichte ift eine Summe 
von 245,217 Ft. erfpart worden. Man hat diefe Erfpa- 
rung durch Zögerung bei Befeßung erledigter Stellen und 
durch Erweiterung des Inſtituts fchlechtbefoldeter Aſſeſſoren 
bewirkt, Thätigfeitöluft des Richterperfonald und Beſchleu⸗ 
nigung der Gerechtigkeit aber dadurch nicht erzielt. ***) 

Dad Dberappelfationsgericht, weldyed im Jahre 1853 
bie bedeutende Anzahl von 262 Rückſtaͤnden hatte, ift im 
erften Semefter des Jahres 1832 mit 2146 Rücditänden 
belaftet, es liegen bei diefem oberften Gerichtähofe 93 un⸗ 
erledigte Borträge, weil ed an der Zeit zur Erftattung 
derfelben und an dem nöthigen Richterperfonale zur Bil⸗ 
dung noch eined Senates fehlt. Schlechte Schuldner brau⸗ 
chen, um der Zahlung zu entgehen, nur die Berufung an 

*) Weinmann, 22. Juni. Prot. XLIX. ©. 65 — 66. 

*) Rapp, 22. Juni. Ebend. ©:. 142. 

*#) Seuffert, 13. uni. Prot. ALII. ©. 85 —86, 
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das Oberappellationsgericht zu ergreifen: Bei dem Stadt⸗ 
gericht München Finnen aus Mangel an Perfonal viele 
Unterfuchungen nicht erledigt werden. : Die armen. Lande 
gerichtääffefforen find übel daran, es fommt vor, daß bie 
Kinder derfelben in ben Gemeinden bettelnd umhergehen. 
Eines ſolche Lage ift für die Familie eined unabhängigen 
Richterd höchſt unmwärbig. *) 

Eine ‘große Ausgabe erwächlt dem Staate durdy die 
Quienscenzgehalte der Beamten, Nicht blos in Folge ei⸗ 
ner langen Dienftzeit, eines hohen Lebensalters phyſiſcher 
oder. geiſtiger Gebrechen kann ein Beamter: quiescirt 
werben; eine minifterielle lingnade kann ihn plötzlich 
ohne. weitere Begruͤndung in Ruhe verſetzen, ihm ſein vol⸗ 
les Gehalt belaſſend. Dadurch werden dem Dienſte taug⸗ 
liche Männer entzogen, blos weil ihre politiſche Meinung 
ober ihre Schriftftellerei dem Minifterium mißfallt. ) 

Functionirende Duiedcenten find 'dann folhe, bie man 
im gegebenen: Falle nicht mehr brauchen: will oder kann, 
bie aber Anſpruch behalten, reactivirt zu werden; wer⸗ 
den ſie wieder im Staatsdienſte verwendet, ſo unter⸗ 
ſcheiden ſie ſich in den ihnen obliegenden Leiſtungen von 
dem activen Staatsdiener in Nichts nur wird ihnen die 
Zeit, im: der. ſie functioniren, nicht als Dienſtzeit angerech⸗ 
net, wenn ſeiner Zeit der nach der Dienſtzeit zu berech⸗ 
nende Ruhegehalt fixirt wird. Auch wird die Reactivirung 


Rudhart/ 14. Juni⸗ Prot XLu. ©. a 48, | 
+) Culmann, 17. Juni. Prot. XLV. S 17-118: 
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weht als eine Verſetzung, fondern als eine neue Anftellung 
amgejehen, bei welcher Feine Entichäbigung für den Umzug 
geahlt wird.) — — 

Da bei dem Landbaumefen bie Privataccorde ben 
Soumiffionen vorgezogen werben, fo findet fich die Staatd- 
faffe großen Webervortheilungen ausgeſetzt. Zu verfchiebe- 
nen Bauten in Münden wurden von Kellheim 600,000 
Gentner Stein geliefert, Es wurde mit dem Steinbrecher 
Irler ein Contract abgefchloflen und er follte den Gentner 
Steine für 1 Fl. 15 Kr. Fuhrlohn bie München befördern, 
Er gab aber den Fuhrleuten anfangs 1 Fl., fpäter 54 Kr., 
gewann alſo 150 — 210,000 Fl. Für die Steine wurde 
im Steinbrud pro Cub⸗Fuß 42 bis A5 Kr., d.h. die 
Hälfte zu viel bezahlt, was wieder einen Gewinn von 
210,000 Fl. gab.”*) . 

Die Münchener Bauten, durch ihre Pracht verlegend ***), 


*) dv. Elofen, 20. Zuni. Prot. XLVII. S. 81 — 82. 
**) v. Cloſen. Prot. XLIII. ©. 108— 109, 14. Juni. 


"+ In „Bayerns Ehrenbuch”’ von Krämer, erflem Secretär 
der Königl. Bayr. Hofs und Staats-Bibliothef, Nürnberg 1833, 
beißt es: „Nicht allein neue Straßen und Öffentlihe Pläge, neue 
Märkte und Schulgebäude, nit allein die wunderherrliche Glyp⸗ 
tothek, diefes Mufeum der Eoftbarften Antifen, die Pinakothek, die 
fes wahrhafte Louvre, zur Aufnahme der größten Meiiterwerke der 
Malerei beftimmt, der Königsbau, biefes ſchönſte verwirklichte Ideal 
eines Fürftenfiges, nicht allein die impofante Ludwigskirche, die go⸗ 
thiſche Kirche der Vorſtadt Au und die durch bie Reinheit ihres 
Stiles zum polykletiſchen Kanon gewordene byzantinifche Hofkapelle, 
die neue proteftantifche Kirche, das majeftätifch fi erhebende neue 
Bibliothek» und Archivgebäude, der fehöne Vorderbau bes Kriegs— 
minifteriums .... nicht allein die für jeden Beſchauer zur Herzens: 
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contraftiren gegen den Zuftand der Bauten in den Provin- 
zen und erregen allem Patriotismud zum Trotz ein bit- 
tered Gefühl. An die Armuth mancher Gegend, die doc) 
‚mitfteuern half, darf man nicht denfen.*) 

Die traurige Folge von den Iururidfen Bauten ber 
Hauptftadt ift, dag man auf dem Lande die nothwendig⸗ 
ften und umentbehrlichen Bauten, welche oft mit geringen 
Koften hergeftellt werden könnten, vernachläffigt.**) 

Es ift wirflich fchaudererregend, wenn man in Mün- 
hen Paläfte auffteigen fieht, die eine Million foften, wie 
die Pinakothek, während in andern Kreifen die Kirchen, 
Schulen und Gefängniffe vermittern, fo daß fle jest nur 
mit dreifachen Koften reparirt werben fünnen.***) 


und Augenluft gewordenen $resfomalereien in den Arkaden bes K. 
Hofgartens, endlih nicht allein der neue Hofgartenflügel und das 
Ddeon entftanden in einem kurzen Zeitraum; König Ludwig erhob 
auh München zu einer wahren Mufenftadt, die der Zunftliebende 
Fremde fehen muß.... Was die Gräber von Pompeji, das Studium 
der griehifhen WVafen und Statuen, die Nahforfhungen Über die 
Kunft der alten Egyptier, Griehen, Sicilianer und Hetrürier, über 
die Kunft des Mittelalters, bie byzantinifhe und gorhifhe Bauart, 
die alten Bildbauer=s und Malerſchulen Staliens und Deutſchlands 
in die wiffenfhaftlichen Ideen der fhönen Künfte Neues und Wiche 
tiges gelegt haben, ift zur dauernden Bereicherung der Wiffenfhaft- 
feldft in diefen Baubentmalen Münchens zur Anwendung gelommen 
uud dadurch Münden der erfte Studienort für moderne Archäolo—⸗ 
gie geworden; ja ınan möchte fagen, daf, während fi in andern 
großen Stäbten die Wiffenfhaften nur in Büchern leb⸗ und farbs 
108 finden, fie bier in ben Monumenten der Kunft lebendig athmen 
und wirken.’ | h Fr 
*) Heinzelmann, 20. Juni. Prot, XLVI. &. 44; 
*) Bink, 21. Juni. Prot. XLVIII. S. 37 — 38; «00; 
sr“) Scheuing, 25, Juni. Prot, LE ©. 119.. ini 
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Noch giebt es viele Gefängniffe in Bayern, welche fo 
beſchaſfen find, daß man die Einfperrung in diefelben, zu- 
mal von Unterfuchungdgefangenen, für einen Act der Bar- 
barei erflären fanı. Andere gewähren die erforderliche 
Sicherheit nicht und machen eine Foftfpielige Bewachung 
der Gefangenen nöthig.*) 

Die Straßenbauten erfreuen fich feiner ernftlichen 
Berwaltung. Es werben Straßenbauten unternommen, 
welche nicht von ber Nothwendigfeit oder dem größeren 
Rugen geboten find; dagegen läßt man andere eingehen, 
oder überbürbdet fie den Gemeinden und Diftricten ald Bi- 
cinal- und Diftricetöftraßen zur Unterhaltung. Die Anord- 
nung und Aufficht bei den Bauführungen ift oft fehr man- 
gelhaft. Die Aufſicht ift einem Wegemacher anvertraut 
und von Zeit zu Zeit erfcheint ein Ingenieur oder Con— 
bucteur. Der Gnade ded MWegmacherd iſt ed überlaffen, 
die Arbeiter anzunehmen und ihnen den Taglohn zuzudic- 
tiren. Gewöhnlich treibt er noch Marfetenderei, unb wer 
feine Bude befucht, braucht die Arbeitsftunden nicht fehr 
ängftlich einzuhalten. Mannd- und Weiböperfonen, Kna- 
ben und Mädchen unter einander werden zum großen Scha- 
den der Moralität für den Straßenbau verwandt. Viele 
Schreibereien find nöthig, ehe ein Bau angeordnet wird. 
Widerfpredyende Gutachten werben eingeliefert und unter 
Streitigkeiten liegt ein Bau Jahre lang. Dazu fommt, 
dag die Staatsregierung oft genug wohlbegründete Baulei- 


*) Seuffert, 13. Juni, Prot. XL, ©. 71. 
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flungen verweigert unb die Unterthanen zu Foftfpieligen 
Proceffen nöthigt.*) 

Das Bauperfonal baut Foftfpielig, begünftigt bei er- 
forderlichen Lieferungen fernwohnende Unternehmer, ftatt 
die Gemeinden in der Nähe zu befchäftigen; ed baut Teicht- 
fertig, um recht bald wieder bauen zu fünnen. Hölzerne 
Brücden werden gebaut, wo man für daſſelbe Geld fefte 
von guten Steinen herftellen fünnte.**) 

Wie in Bezug auf die Landbauten einer oder einzelne 
Kreife bevorzugt werben, fo findet man überhaupt die Ber- 
wendung der Gelder ungleich vertheilt. 

Abgefehen davon, daß ein großer Theil, vielleicht mehr 
ald ein Drittheil, der Zahlungen der Gentralitaatsfaffe im 
Sfarfreife, vorzüglich in München veraudgabt und verwen- 
bet wird, fo überfteigen die Zahlungen aus der Kreiskaſſe 
des Iſarkreiſes die Zahlungen der Kaffe ded Oberbonau- 
freifed, welche nach jener am meiften verausgabt, um mehr 
ald eine Million; fie überfteigen die Verivendung im Un- 
termainfreife beinahe um anderthalb Millionen und die 
Berwendung im Rheinfreife um 2,277,225 Fl. Diefes 
Mißverhaͤltniß tft noch auffallender, wenn man dad Ber- 
hältniß der Beiträge zu den Einnahmen erwägt. In bie- 
fer Ungleichheit, in diefer Bevorzugung der Hauptftadt liegt 
ein Hauptgrund der Berarmung der Provinzen und bed 
gefunfenen Güterwerthed.***) 


*) Mäsler, 15. Juni. Prot. XLIV. ©. 40— 58. 
**) Volkert, 27. Zuni. Prot. LI. &. 25. 
+) Seuffert, 13, Juni. Prot. XLIL, S. 79 — 80. 
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Die Gelder für Erziehung und Bildung find ungleich 
vertheilt. Der Iſarkreis erhielt jährlich 111, der Regen- 
freid 68, der Oberdonaufreid 58, der NRezatfreid 117, ber 
DObermainfreis 63, der Untermainfreid 54, der Unterdonau⸗ 
freid 35 Taufend Gulden. Während in andern Kreifen 
zwei Gymnaſien beftehen, ift im Unterdbonaufreis, zu Paffau, 
ein einziges. *) 

Mit diefem Bilde des Bayrifchen Landes vor fich, 
ftellten die Volksvertreter Anträge auf Erleichterung ber 
Bolfslaften. Eine gleihmäßige Beſteuerung, eine Kapital- 
fteuer müffe eingeführt, der Boden müfle frei, die Grund» 
laften, fo weit fie dem Staate zuſtänden, niebergefchlagen, 
durch ein Eulturgefeß die Bedingungen feftgefeßt werden, 
unter welchen jeber Grumdbefiger ſich auch gegen die Pri- 
vaten von Laften frei machen könne. Um diefe Ablöfung 
zwifchen Privaten zu begünftigen, folle der Staat einen 
gewiſſen Antheil übernehmen. Diefe Borfchläge machte der 
Abgeordnete Culmann in ber Sigung ded 17. Juni. Es 
fei ihm zur Iebendigften Wahrheit geworden, fügte derfelbe 
am 27. Juni hinzu, daß die Ueberbleibfel der alten Zeit 
nicht lange mehr beftehen können. Freilich) müffe die Frei- 
beit auf geregeltem, gefeglichem Wege erlangt werben. 

Rudhart ſtimmte diefen Anträgen nur zum Theil bei. 
Auf der einen Seite finde man zwar bei allen Bölfern ein 
allgemeined „menfcjliches” Streben, Grundeigenthum zu 
erwerben und belaftetes Grundeigenthum frei zu machen: 








*) Arbinger, 20. Juni. Prot. XLVII. ©. 31. 
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diefem Streben dürfe die Regierung nicht entgegen fein: 
allein auf der andern Seite muͤſſe die Regierung die Vor- 
forge treffen, daß diejenigen, welche im Befige find, nicht 
aus dem Befige geworfen werden. Es müſſe daher einer- 
feitd dem Belafteten die Möglichfeit verfchafft werden, fich 
von feinen Schulden frei. zu machen; denn ewig Schuld- 
ner bleiben müfjen, ſei eine unerträgliche Sclaverei; auf 
der andern Seite müfje aber aud) der, der im Beſitze fei, 
gefichyert werden, daß er durch die Ablöfung das Capital 
feiner Rente in gehöriger Größe erhalte und alsbald zum 
Erwerb anderen Grundbefited oder anderer Grundrenten 
anwenden fünne. Uebrigens fei ed nicht möglich, die Ab⸗ 
löfung aller Grundlaften ſchnell mit Vortheil zu bewirken. 
Was folle, wenn ed möglich wäre, auf einmal mit ben 
Sapitalien gefchehen, welche Stiftungen, Gemeinden; der 
Staat in Grund und Boden angelegt haben? Freieigene 
Grundftücde feien nicht auch zugleich laſtenfrei und. ſchul⸗ 
denfrei. Und ein mit Hypothekſchuld belafteter freier Ei- 
genthümer, den fein Hypothefargläubiger zeitweife durch 
Auffündigung beunruhigen kann, fet fchlimmer daran, als 
der Befiger grundherrlicher Güter mit firirten Abgaben. 
Und durch welche Mittel fei denn eine Befreiung des 
Bodens auf gefeßliche Weife möglich, fragte derfelbe Rub- 
hart in der Sigung des 21. Juni. Das einfachſte Mit» 
tel fei Geld. Wenn eine gefeßgebende Gewalt oder eine 
Regierung fo viel Macht hätte, daß fie die Armen auf 
einmal reidy machen und denen, bie fein oder Fein zurei= 
chendes Vermögen haben, fo viel Vermögen geben fünnte, 
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dad fie ihre Schulden bezahlen, mit einem Worte, wenn 
fie die urſprüngliche und beftehende Bertheilung bed Reich— 
thums und Beſitzes nad) Belieben ändern fünnte,; dann 
wäre die Aufgabe gelöſt. — Der Werth der grundherrli- 
den Abgaben an den Staat betrage über 100 Millionen 
Gulden an Capital. Wolle man fie aufgeben, fo könne 
der Ausfall höchftend durch Auferlegung einer doppelten 
Grundfteuer gedeckt werden. Ob ed da nicht eine Unbil- 
ligkeit ſei, daß frei eigenthümliche Güter durch die Befreiung 
belafteter Güter zur. doppelten Steuerzahlung gezwungen 
werden. — Dad Capital der Abgaben an Privatgrund- 
berren betrage 72 Millionen Gulden. Wo man denn dies 
große Capital hernehmen wolle? 

v. Wefternady holte am 25. Juni noch weiter aud. 
Er zeigte am Beifpiel Adams und bed Apfeld, daß man 
feinen Contract bredyen, fein Gefeß verlegen dürfe. „Das 
böje Princip fagt zwar, jeder Menſch ift gleich, Jeder 
follte den nämlichen Antheil an der Welt und ihren Schägen 
haben, diejes find die unveräußerlichen Rechte der Menſch— 
heit... Nein, nichts ift gleich in der Welt ald Luft und 
Waſſer. Der Schöpfer und Regierer der Welt wollte 
nicht, daß der Menſch in feinen Verhältniffen gleich fei; 
der eine ſoll viel, der andere wenig haben... Das Wort, 
der Schwur foll gehalten werden, fonft beginnt Streit, 
fließt Blut. Der Tit. IV, $. 8 der Berf. beftimmt die 
Sicherheit der Perfon, ihred Eigenthums, ihrer Rechte. In 
der Beilage VI. Tit. J. B. $.5 heißt ed: „„Alle in grund» 


herrlichen Verträgen conftituirten fHändigen und nicht ftäns 
11 
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digen Renten und Laften find nad dem Einverftändnig 
der Betheiligten ablösbar.”" Es ift daher das Eigenthum 
als Staatsgrundfag förmlich garantirt und nachträglich in 
dem erflärenden Edict feierlich beftätigt. Sollte alfo hierin 
eine gewaltfame Abänderung gefchehen gegen den Willen 
der Betheiligten, fo würde die VBerfaffung und deren Grund- 
lage auf das gröblichfte verlegt werben... 

„Die Geldmadht, der ed fo fihon im ihrer Papiernen 
Größe fchmwindelt, würde Alles an fich reißen, aber auch 
die härteften Gontracte machen. Gewarnt durch Die Art, 
wie man mit dem Eigenthum verfahre, würde fle füh fo 
ftellen, daß fie ihre neuen Pächter jeden Augenblid davon- 
jagen fünnte. Die Güter würden in einzelne Maffen zu- 
famnmenfließen... 

„Wenn ich den Unterftod eined Haufes 20 Jahre in 
Miethe hätte und der Inhaber des Haufe wollte ihn mir 
nicht um den zu Capital angefchlagenen Miethzind verfau- 
fen, wer wollte da behaupten, dies ſei hart, graufam? 

„Aber noch abfurber wäre ed, wenn die gejeßgebenden 
Gewalten ein Geſetz erließen, jeder große Bauer folle fei- 
nen Tagwerfern und Dienftboten um einen. beftimmten 
Preis fo viel von feinem Gute überlaffen, als fie wollten. 
Der Bauer würde fagen, ich will ein großer Bauer biei- 
ben, will mit Pferden fahren; wer giebt den fauberen 
Herren das Ned, über mein ‚Eigenthum zu disponiren. 
Der Tagwerfer würde fagen, das ift Recht, fo fomme ich 
zu ein paar Kühen. Es gäbe eine Confufion und Aufre- 
gung ohne Ende... Das flebente Gebot! diefed ruft. Gott 
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vom Sinai der Regierung, ben Kammern, dem Adel, der 
Geiftlichkeit, dem Landmann, dem Kaglöhner und dem 
Dienftboten zu. Man refpectire das Eigentum und Alles 
wird in Frieden gehen.“ *) — 

Gegen die Laften des Bayrifchen Bolfed glaubten fei- 
ne Bertreter fürd erfte barin ein Mittel zu finden, daß 
fie gegen die Verwaltung der Staatögelder ein Votum 
bed Tadels ausiprachen. Wir find ſelber, fagte man, bei 
Berathung der Preßfreiheit auf Dad Xhema ber materiellen 
Erleichterung des DBolfed hingewiefen worden. Run gut, 
jest handelt es ſich nicht um ideelle Güter, und die Staats- 
regierung zeige, daß fie wenigſtens unferen Anträgen über 
jene zu folgen vermag. 

Die Ausgaben für. prächtige Bauten in München 
feien nicht zu billigen. Ja wenn die Hauptftadt noch auf 
Walzen gefeßt und im Lande herumgefahren werden Fönnte, 
fagte der Abgeordnete Schwindel. **) 

Es war bied das erfte Mal, baß die Kammer 
geftügt auf $. 10. Tit. VIH. der Berfaffungsurfunde das 
Recht in Anſpruch nahm, an den Ausgaben einer ver- 
floffenen Finanzperiode zu flreichen. Zwar ſage biefer 
Paragraph nur, den Ständen ded Reiches folle bei einer 
jeden Berfammlung eine genaue Nachweifung über die Ver- 
wendung der Staatdeinnahmen vorgelegt werden: doch wenn 
biefe Vorlegung eine Wahrheit. fei, fo müffe ed auch ben 


") Prot. LI. 81-16. | 
*) 20. Zuni. Prot. XLVII. &. 29. 
11* 
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Ständen geftattet fein, Ausgaben zu mißbilligen und deren 
Rücknahme zu verlangen. 

Was nun die beanftandeten Poften betrifft, fo gaben 
einzelne Redner der. Kammer zu bebenfen, dag man auch 
dad Gemüth, das Bayerifche Herz in Bezug auf die Ber- 
waltung bed Landes nicht außer Obacht laffen möge, ob 
denn nicht die Pietät für den verftorbenen Monarchen und 
feine Familie, die Kiebe zu dem Regenten, die Achtung für 
Kunft und Fünftlerifched Leben mehr Rücficht verbiene, 
ald einige Gulden. 

Ferner habe die Kammer von 1828 die Ausgaben 
für die Pinakothek nicht gemißbilligt. 

Man antwortete, gerade bad Herz, dad Gemüth, bas 
Mitgefühl mit den Leiden des Volles zwinge zur Bean- 
ftandung der Ausgaben; und wie fünne man den Monar- 
chen mehr ehren, ald wenn man ihm eine gleiche Herzend- 
flimmung zutraue? Der. Befchluß einer frühern Kammer 
fönne die befjere Einficht der jeßigen nicht binden. 

Und nachdem. die Debatte vom 13 bis zum 28. Juni 
gedauert und zwölf Sitzungen audgefüllt hatte, ergab die 
Abftimmung in der geheimen Sigung des 5. gJuli folgen⸗ 
des Reſultat. | 

Die Anerkenntniß der Ausgabspofition für angefaufte 
Gemälde warb mit 70 gegen 54, für dad Obeon mit 116 
gegen 8, für bie Freskomalereien mit 7A gegen 50, für die 
Pinafothef mit 98 gegen 26, für den Brüdenauer Bau 
mit 64 gegen 59, für dad Gabinetöfecretariat mit 114 
gegen 9, für das Perfonal der aufgehobenen Oper mit 82 
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gegen 41 Stimmen verfagt. Nur für biejenigen Hof- 
penfionen, welche durch den Tod des Könige Mar veran- 
laßt worden, genehmigte die Kammer mit 121 gegen 2 
Stimmen die Anweifung auf den Refervefond., Außerdem 
trug die Kammer einftimmig darauf. an, daß die Rüd- 
flände aus der erſten Finanzperiode mit milder Rückficht 
und nicht mit vorgefchriebener Strenge beigetrieben, daß 
in dem Minifterium ded Cultus und der Juſtiz feine Er- 
fparungen gemacht, daß die Straßen-, Brüden-, und Waf- 
ferbauten geregelt, dringende Bauten weniger dringenden 
nicht nachgefegt, daß die für den Landbau audgeworfenen 
Summen mit mehr Gleichheit in den fämmtlichen Kreifen 
ded Königreiched verwendet werben möchten. 118 gegen 
4 Stimmen ſprachen den Wunſch aus, daß die Quiedci- 
rung oder Penflonirung von Beamten, welche noch bienft- 
fähig find, frenge vermieden werde. Einſtimmig trug 
die Kammer auf Reviflon der Gewerbefteueranlagen und 
bed Gewerbefteuergefeged® an. 67 gegen 49 Stimmen 
ſprachen ſich für ein Gefeg zur Befteuerung der Capitalien, 
109 gegen 1 Stimme für ein Gefeg über Einführung einer 
Erwerbfteuer überhaupt aus. Einftimmig fegte die Kam⸗ 
mer hinzu, daß der Ertrag einer ſolchen Erwerbfteuer ledig- 
lich zu Erleichterung ded Grundeigenthums benügt, auch daß 
ein Gefeß erlaffen werde, in welchem die Umwandlung oder 
Firation der Grundlaften zur Ablöſung mehr begünftigt 
und folhe Normen feftgefeßt werben, die nicht nur Ent- 
feffelung des Grundeigenthums befördern, fondern auch dem 
Neberlafteten das Mittel zu fucceffiver Erleichterung bieten: 
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gleiche Normen möchten auch für die Grundholden ber 
Privaten, jedoch ohne Verlegung der beftehenden Rechtöver- 
bältniffe, erlaffen werben. Einftimmig trug die Kammer 
ferner darauf an, daß bie Behörden wiederholt zu Abftel- 
lung der’ Bielfchreiberei‘ angewieſen, und daß bad Stem⸗ 
pelgeſetz einer Reviſion unterwerfen werde. 

Dieſer — ging an die Kammer ber Beiräte 


Am 6. April: zeigte; dad Gecretariat der Badiſchen 
Kammer . eine. Motion ded Abgeordneten Aſchbach an, S 
Königl. Hoh. den Großherzog. um Vorlage eines: Gefegent- 
wurfs zu bitten, wodurch zu Erleichterung der aͤrmern, 
höchſt überlafteten Glaffe für die im BVerhältnig ‚weniger 
belaftete reichere Slaffe eine Lurusftener eingerichtet werde. 

‘ An demfelben Tage begründete v. Rotted feine Mo- 
tion, die Aufhebung des Zehent betreffend. 

Bis auf wenige verftocdte oder völlig gedankenloſe 
Anhänger alles einmal Beftehenden oder ſchon lange Beſtan⸗ 
denen, erfenne Jedermann die Heillofigfeit des Zehent an. 
Und doch fchrede felbft der Wohldenfende wegen der zu- 
naͤchſt ſich darftellenden Koftfpieligfeit Davor zurück, die For⸗ 
derung des vernuͤnftigen gegen das ala Re zu 
befriedigen. 

Der Zehnte fei eine abenteuerliche und drückende 
Laſt; nicht etwa von dem Reinertrag des Bodens, fondern 
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von dem Bruttvertrage, dem mühegebornen und nebft dem 
Sqhweiße ded Landmanns noch mancherlei ſchwere Voraus 
lagen in ſich enthaltenden, nehme er ben zehnten Theil hin- 
weg, raube dadurch je nach Berfcjiebenheit des Bodens, 
der Gredcentien, der Kultur, ber Preife leicht # oder $ 
gar oft aber 3, 2, „5, ja das Ganze ded Reinertrags und 
noch mehr ald dies dem Golonen, und erbrüde ihn hier- 
durch oder Halte ihn vom Anbau des fluchbeladenen Bo— 
dend zuräd, in beiden Fällen dem Gemeinwohl, weldes 
eine blühende Landwirthfchaft, einen wohlhabenden Bauern- 
fand unb einen hohen, das ſicherſte Steuerfapital bilden- 
den Werth der Gründe fordert, nicht minder, ald dem hei- 
ligen Rechte eine ſchwere Wunde fchlagend. 

Der Zehent bringe eine empörende Ungleichheit der 
Belaftung hervor, weil er gerade die guten Gründe weit 
weniger ald bie fchlechten, nur mit den größten Boraus- 
lagen zum Erträgniß zu bringenden Gründe, alfo in ber 
Regel die reichen weit ‚weniger. ald bie armen Befiger 
treffe. Er fei eine beflagenswerthe Niebertretung aller 
perfönlichen wie aller Eigenthumsrechte, von angeblich Be- 
rechtigten, durch dad Geſetz Autorifirten geübt. 

Ueberall, wo die Kenntniß des Bürgerwohld und des 
Bürgerrechtd nur aufbämmere, ſei Die Forderung der Ze- 
bentabfhaffung erffungen: in Baden, dem Lande einer auf- 
geflärten Regierung und eines freigefinnten Volkes, wor⸗ 
auf von fern und nah alle Wohldenfenden ihre Blicke 
richten, werde fie nicht fruchtlos verhallen. 

Die Kammer von 1819 Habe die Verwandlung des 
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Zehent in eine Geldrente gebilligt; das fei aber nur eine 
Berhüllung der eigentlichen Natur des Zehentd, eine Ber- 
hüllung feines ftärkften Verwerflichkeitsgrundes und ein 
Raub an jedem zehentpflichtigen Grundeigenthlimer. Denn 
hierdurdy nehme die blos perfönliche, von dem wirklichen 
Anbau eined Bodend abhängige Abgabe den Charakter 
eined Grunbzinfed an. Eine natürliche Folge jener Ber 
wandlung würde bie Ablöfungsichuldigfeitsder Zehentrente 
gewefen fein: dergeftalt hätte man ben: Pflichtigen welche 
von dem Zeitgeift oder von ber fortſchreitenden vernünfti⸗ 
gen Rechtserkenntniß ihre ficherlich nicht ferne unentgelt- 
liche Befreiung erwarten, die Verzichtleifttung auf ſo wehl 
begründete Erwartung, nämlidy die Vorausbezahlung "der 
ungerechten Abgabe bis zum Ende aller Dinge zugemuthet 
und den Zehntherren ihren. prefären, dem nahen Untergang 
verfallenen Bezug für alle Ewigkeit gefichert: 

Der Zehnt fei feinem Urfprung; nach eine Steuer und 
gehöre dem öffentlichen Recht: an» und Zwar fei er welt 
eher eine perfönliche oder Induſtrieſteuer ald eine Grund⸗ 
fteuer. Der Zehnthold fei den Zehnt blos vermöge des 
Geſetzes, welches zur Entrichtung deffelben verpflichte, alfo 
blos vermöge öffentlichen Rechtes fchuldig, oder aber, wenn 
man lieber die Natur ber Leibeigenfhaft am Zehent aner- 
fenne, blos vermöge faktiſcher Unterdrückung, alfo gar 
feined Rechtes. 

Nur Algemeinmachung oder völlige Abfchaffung des 
Zehent könne dad unendliche Unrecht beffelben heilen. Der 
Staat folle doch einmal benfelben Anfpruch, welchen er 
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Kodſt auf die Gründe und ihre Bebauer erhoben, auf alles 
frudytbringende Beſitzthum und allen Erwerb ausdehnen, er 
folle vom Hauseigenthämer den zehnten Theil des wirklich 
bezogenen oder ſelbſt verwohnten Hauszinſes, vom Kauf- 
mann den zehnten Theil des Waarenerlöſes, vom Fabrikin- 
ten und" Handwerker den zehnten Theil der Fabricate und 
Arbeitöprodiete, die: zehnte Uhr, das zehnte Paar Schuhe 
uf we fordern. Wolle und könne er das nicht, fo müffe 
er den laͤndlichen Zehent abjchaffen und dergeftalt die im 
conſtitutionellen/ im Rechts⸗Staat weſentliche Gleichheit der 
Belaſtung herſtellen. 

Herr von Rotteck trug darauf die Artikel eines die 
allſeitigen Intereſſen möglichft berückſichtigenden Geſetzes 
vor. Die große Aufgabe der Zeit ſei: wie kann beftehen- 
bed Unrecht abgeichafft, verleßted Recht mwiederhergeftellt 
werben, ohne anderen Rechten zu nahe zu treten? Drohe 
bei Reformen die Kräufung irgend eined wirklichen Nec- 
tes, fo ſei Entfchädigung nothwendig. So folle denn 
für die Iandeöherrlichen Zehnten der Erfag nah Maaß— 
gabe bed Staatsbedürfniſſes aus der allgemeinen Steuer- 
kaſſe, für die kirchlichen Zehenten aus -Staatsmitteln nad) 
dem für andere Zehntberechtigte aufgeftellten Fuße gelei- 
ftet werben. Infofern folcher Erſatz für die Pfarrbefol- 
dungen nicht Hinreiche, folle die Ergänzung durch eine Ge- 
meinddumlage gewonnen werden. Alle Privatherren mit 
Inbegriff der Standed- und Grundherren mögen eine in 
dem zehnfachen Betrag des Durchfchnittd- Netto -Ertrages 
der Ießten 20 Jahre beftehende Entfchädigung aus det 
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Staatskaſſe erhalten. Rein privatrechtliche Inhaber des 
Zehntrechts d. h. ſolche, deren Zehntrecht ſich auf einen 
erweislich vorliegenden, gegen den Zehnthold gehenden pri⸗ 
vatrechtlichen Titel gründet, follen die mit dem funfzehn- 
fachen Betrag des reinen Ertrages zu leiftende Abldfunge- 
fumme vom einzelnen Zehnthold felbft empfangen. Zur 
Dotation der Staatsfaffe Behufs der Zehntentjchäbigunge- 
leiſtung zahlt jeder Zehntpflichtige den fünffachen Betrag 
bed Retto-Jahresertraged. Eine weitere Dotation ‚möge 
durcy Erhöhung der gefammten directen Steuer um jähr- 
liche 3—5 Kreuzer weiter auf hundert Gulden - Steuer- 
capital bewirft werden. | 

Man könne freilich in Bezug auf den leiteren Punkt 
fragen, wie ed den Bürgern fammt und fonderd zuzu- 
muthen fei, daß fie die Klaffe der Zehntpflichtigen auf 
felbft eigene Unfoften befreien helfen: ob denn die rei- 
chen Grundbefiger durd) Ueberwälzung ihrer Zehntfchuld 
auf die Schultern von Taufend armen Hansbefigern und 
Gewerbsleuten noch reicher gemacht werben ſollen: ob 
nicht billigerweife dem Zehnthold felbft die Zahlung der 
Entfchädigungsfumme, wodurd; der Copitalwerth feines: 
Gutes erhöht werde, obliegen müfje? J 

Mein, die Abſchaffung des Zehent ſei Schußdigket des 
Staates: Schuldigfeit der Bürger aber fei ed, die Mittel 
zur: Beftreitung des Staatshaushaltes herbeizufchaffen. >. 

Ferner fchlug der Antragfteller vor, daß der Neu- 
bruchzehent fo wie der Blutzehent — * * ne 
gung aufhören follen. 


J by Go 


11 


„Meine Herren!’ ſchloß er. „Im Namen der zahl- 
reihen, dem Staate vor allen andern wohlthätigen und 
unentbehrlichen Klaffe, im Namen der Gerechtigfeit, ber 
Humanität und. der ächten Staatdwirthichaft fordere ich 
Sie auf, meinem Antrag jene Yufmerffamfeit zu ſchenken, 
welche er feinem Gegenftandenarh anfpricht. Ich fordere Sie 
auf im Interefle des öffentlichen Friedens und der gefeg- 
lichen Ordnung. Die Heutige Zeit — wer wird died leug⸗ 
nen — geht mit Ummälzungen ſchwanger. Die edlerm 
Bölfer Europa's in Ruhe zu erhalten, dazu giebts heute 
nur Ein Mittel: Rechtöbefriebigung. Je nachdem Um⸗ 
flände eintreten, Föunte allerdings die Loſung: Frohnd- 
freiheit! Zehntfreiheit! verführerifch auf die gedrüdte Maffe 
wirfen. Gebt: ihr darum zuvor diefe Freiheit, und dann 
wird fie der Verführung unzugänglich fein!‘ 

Mittermaler trat dem Antrage v. Rottecks bei — 
„edoch immer ohne. den Rechtöboden zu verlaffen” —. 

Mein Freund und College, fagte Dutilinger, wird durch 
feine Reden überall Hoffnungen und Wünfche erregen. 
Wir leben aber in einer Zeit, wo man Hoffuungen nicht 
unerfült laſſen darf. | 

Sm SIntereffe der. Berechtigten, ſan⸗ Merk, unterſtütze 
ich den Antrag, damit fie noch zur rechten Zeit in billi— 
gem Maße, was fie biöher befaßen, retten mögen. 

Einſtimmig ward — den Antrag in lei 
zu sieben. a. phnitm 

Am 23. April — der Abgeordnete Welder 
feinen Antrag auf eine Veränderung ber Sportelordnung. 


a 


Ein wahrer Nothfchret — das war der Inhalt feiner 
Rede erhebt ſich gegen die Landplage der "Sportelab- 
gabe: "dag du ſportulirt werdeſt, tft ‚die eigenthümlich Bas 
diſche Verwänfchung. Die Sportel verftößt gegem alle 
Grimdfäge einer guten und gerechten "Befteneriing." Eine 
ſolche muß vom Vermögen, vom "Erwerb, nicht “aber 
vom > Underitögen' und vom Verluſte genommen ’"wer- 
den. Die Sportel aber wirb vom Unvermögen, vom Ber- 
Juft, vom Unglück bezahlt. Wer feinen Proteß verliert, 
muß zahlen: wenn ‚aber jemand den Proceß gewinnt, we⸗ 
gen der Armuth feines Gegners aber Capital und Zins 
verliert, fo muß er auch noch die Sportellaft dazu tragen. 
Ja, gerade im: dem’ Maße, als Einzelne,’ Orte oder Ge⸗ 
genden ärmer, zahlungsunfaͤhiger werden, in dem Maße 
wachſen rieſenhaft die Sporteln, bie Zahlungs⸗ die Zus 
griffs⸗ die Pfaͤndungsbefehle. 

Je langſamer außerdem ein Proceß betrieben wird, deſto 
mehr wird ſportulirt: hier iſt es alſo wieder das Unglück, 
welches die Sportelſteuer trägt: 

Hart iſt es and, daß Witwen und Waiſen für die 
Sicherung ihrer wenigen Nothpfennige gerade fo viel zah⸗ 
len müſſen, wie der: Millionär, der für — —* —— — 
den Schutz des Gerichtes anruft. 

Die Eintreibung der Sportelſteuer iſt * koſtſpielig 
und erfordert viele Beamte. Dieſe Steuer verletzt auch 
die Sittlichkeit, die ſittliche —— Pr Staat und Ge⸗ 
rechtigfeit. 

Der Redner ſchlug eine — aller — 
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und Sportelabgaben in einen einzigen Gradationdftempel 
vor. Außerdem fordere die Gerechtigkeit eine gerechte und 
mäßige Beiteuerung alled bisher unbefteuerten Vermögens. 
Immer mehr verbreite ſich durch das Land das Gefühl 
der fchreienden Ungerechtigkeit, daß, während der ſchwer 
belaftete Landmann zum Theil unter der drüdenden Laft 
der Steuer erliege, der reiche Kapitalift, der mit feinen 
Zinfen wuchere, der reiche Schwelger und Genießer feinen 
unmittelbaren Antheil an der Steuerlaft nehme, diefes Ge- 
fühl der Ungerechtigkeit könne zu gefährlichen Schritten 
verleiten. 

„Der, meine Herren, hat nicht mit theilnehmendem Her- 
gen feine Schritte und Blicke gerichtet in die armen Hüt- 
ten fo vieler Gegenden unſeres Schwarzwaldes und Oden- 
waldes, unfered Breidgaued und Kaiſerſtuhls, am Neckar 
und am Rhein, in den vielen Geitenthälern unſerer herr- 
lichen Bergftraße, in jenen parabiefifchen Gegenden, die 
der Fremde mit Jubei durchreiſt, ohne zu ahnen, wie 
viele gebrüdte Menſchen in dieſem Paradieſe wohnen, — 
ber au ber Noth des Bolfed zweifelt: der hat nicht mit 
Graufen bemerkt, daß der lebte Funken des Glaubens an 
menfchliche Gerechtigkeit zum Theil in den armen Bewoh⸗ 
nern diefer Hütten zu erlöfchen droht. Es iſt unfere Pflicht, 
ed laut zu fagen, diefe Noth fei groß und wenn ihr nicht 
bald abgeholfen wird, fo kann fie nicht zu glücklichen 501 
gen führen. . 

„Begründen wir dasjenige, ohne welches ein — 
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tutionelled Verhaͤltniß eine Nichtigkeit ift: ein Reid) wah⸗ 
ver Gerechtigfeit und freier flttliher Verwaltung.“ 

Mit allgemeiner Zuftimmmg der Kammer warb 
Welderd Antrag den Abtheilungen überwiefen. — 

Duttlinger begründete am 27. April feine Motion auf 
Abſchaffung der Liegenfchaftsaccife. Jede Steuer, fagte er, 
muß mehr fein, ald ein bloßes gefeglich geregelte Rauben 
oder Zugreifen. Die Liegenfchaftsaccife verftößt gegen bie 
Anforderungen der Gerechtigkeit, die jeden im Verhaͤltniß 
feiner Theilnahme an den Wohlthaten des Staatsvereins 
befteuert wiffen will. Nimmermehr fann der Berfauf oder 
Tauſch, überhaupt der Webergang einer Liegenfchaft aus 
einer Hand in die andere ald Maaß ber Theilnahme des 
Käufers an den MWohlthaten der Staatsgeſellſchaft an- 
gefehen werden. Hier ift höchſtens die Gelegenheit des 
Habhaftwerdend und Zugreifens benußt: der Finanzier 
will, unbefümmert um das Recht, die Kaffen füllen. 

Noch ungerechter wird dieſe Steuer durch ihre An- 
wendung: fle trifft nur den Armen. Gtamm- und Fidei- 
commißgäter, die Beſitzungen des großen Grundeigenthä- 
merd, des Adeld, der Gemeinheiten und Körperfchaften 
find davon frei. Der verarmte Landmann, der unvermög- 
liche Bürger, der unglüdtiche Familienvater — diefe müf- 
fen ihr Unglüd, ihr Elend, das fie zum Berfaufen zwingt, 
verfteuern. Denn wenn ed auch der. Käufer ift, der jene 
Abgabe zu tragen hat, fo richtet er doch ſchon die Kauf- 
fumme nach derfelben ein, mıd immer Teidet der Verfäufer 
unter jener Steuer. 
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Die Lehren der Staatsöfonomie verwerfen jede Steuer, 
weiche nicht blos die Erträgniffe des Fleißes und Beſitzes, 
fondern das Stodvermögen felbft angreift, dem bürgerlichen 
Berfehr alfo einen Theil der Kapitalmerthe entzieht. Das 
thut aber die Liegenfchaftsaccife, indem fie den Werth der 
Liegenſchaften herabdrüdt. Auch ift fie ein Hemmniß der 
Girculation und des Umtaufched, zweier Factoren, welche 
nad) 3. B. Say die productive Thätigfeit und dad Ge- 
fanmteintommen der Gefellfchaft vergrößern. — 

Die Motion wurde in die Abtheilungen vermiefen. 

Schon in der Situng ded 26. März hatte der Ab- 
geordnete Knapp feinen Antrag auf Reviflon und Modifi⸗ 
cation ded Gefeßed vom Jahr 1820 über die Ablöfung der 
Herrenfrohnden motivirt. Am 30. April erftattete v. 
Rotteck Bericht hierüber. 

Die Kammer von 1820, fagte er, hatte die Ablöfung 
der yerfönlichen Herrenfrohnden befchloffen. Auf dem 
nächſten Landtag fehon trug der Wegeordnete Knapp auf 
Reviſton dieſes Geſetzes an, die zweite Kammer ſtimmte 
ihm bei, die erfte Kammer widerftand. 

Die Kammer von 1831 muß natürlich die freifinni- 
gen Anträge der früheren Kammern mit — Kraft 
und Entſchiedenheit aufnehmen. 

Wie bei den Zehnten die Eigenſchaft der — ſo 
iſt bei den perſönlichen Herrenfrohnden (von den ſoge— 
nannten walzenden d. h. beſtimmten Gründen als Reallaſt 
aufliegenden, gilt ein anderes) die Eigenſchaft der Leibei— 
genſchaftslaſt als vorherrſchender Charakter zu erfennen. 
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Beide Arten der Bebrücdung aber kommen im Ganzen bar- 
in ‚überein, daß fie Ausflüffe des öffentlichen Rechts oder 
Unrechts d. b. entweder unmittelbar vom Geſetz aufge 
fegte, aber ‚heutzutage ihred vielleicht vechtfertigenden: Grun⸗ 
bes völlig ermangelnde Bürden oder. durch das Geſetz au⸗ 
torifirte Anmaßungen angeblich Berechtigter gegen angeb⸗ 
lich BVerpflichtete find. 

Der Urfprung ber perfönlicen Herrenfrohnden er⸗ 
mangelt jedes ‚echten Rechtsbodens. Gemaltthätige ‚Ufur- 
pation, Mißbräuche der Amtsgewalt, ‚Firchliches Anſehen 
begründete in den Zeiten des finfteren;Mittelalterd das 
Eigenthum Einzelner oder von Kirchen, über „ganze, Gauen 
nebſt deren Bewohnern, begründete. die, Auſprüche auf 

| Leiftungen. 

Unmöglich kann die Hervenfrohnbpflicht auf das Ge⸗ 
biet,.ded Privatrechts geſtellt werden. Denn eine wahr⸗ 
haft privatrechtliche Verpflichtung läßt ſich nicht ohne einen 
beſondern Titel, ohne einen zwiſchen dem Berechtigten und 
dem Verpflichteten oder deren Rechtsvorfahren geſchehenen 
Act denken. Nun hat die Frohndpflichtige gar keinen 
Rechtsvorfahren, er, braucht wenigſtens leinen zu haben. 
Er iſt frohndpflichtig durch die Geburt; durch das Ein⸗ 
athmen der Luft an einem gewiſſen Orte, durch den Fluch 
eines beſtehenden unausweichlichen Geſetzes oder Herkom⸗ 
mens, durch ſchaamloſe Rechtsdichtungen der Juriſten. 

Wohl kann bei walzenden Frohnden ein privatrecht⸗ 
licher Urſprung gedacht werden, die perfönlichen aber, 
welche, unabhaͤngig von jedem Grundbeſitz, eine ganze 
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Kaffe von Menfchen, von Familien treffen, find nichts an- 
deres als eine Reibeigenfchaftslaft. 

Die Frohndlaft, fagt man, tft, wenn auch nicht Be— 
dingung eined Grumdbefißed, doc wenigftend des Aufent- 
halts in einem dem Herrn angehörigen Bezirfe. Allein 
einmal iteht der Aufenthalt an dem Orte der Geburt den 
Bauern ald Staatsbürgern ohne Bewilligung eines mit 
dem gedichteten Dbereigenthum ſich brüftenden Herrn zu; 
und ferner waren die Krohndpflichtigen meift glebae ad- 
scripli, der erjwungene Aufenthalt fonnte alſo nicht erft 
an Bedingungen gefnüpft werden. 

Welche Frohndrechte aber nicht aus der Leibherrlich- 
feit, diefelben entfprangen wenigftend aus der Gerichtd- 
und Schußherrlichfeit: haben die leßteren aufgehört, -müf- 
fen auch die erfteren aufhören. 

Uebrigend hat die Gefeßgebung verfchiedener Länder 
ſchon über die Frohndrechte ſolche Verfügungen getroffen, 
welche ihr nicht zugeftanden hätten, wenn biefelben privat- 
rechtlich erworben wären. 

Das Geſetz vom Jahr 1820 Hat nach Feſtſetzung 
eined ziemlidy mäßigen Geldanſchlags der jährlich zu lei— 
ftenden Frohnd die Ablöfung der walzenden Brohnden um 
den 20fachen, die der perfönlichen um den 15fachen Betrag 
feftgefeßt. Traurig und dem Flarften Recht widerfprechend 
ift die Feftfeßung, daß auch bei ben perfönlichen Herren. 
frehnden der bisher Pflichtige das Ablöfungscapital ent- 
richten fol. -Nähme man auch an, dag nach Art. XIV. 


der Bundesacte, mwiewohl nicht nach rein vernünftigem 
12 
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Recht, die Frohndherren das volle Capital ihres biöheri- 
gen Bezugs ald Entfchädigung zu fordern haben, fo 
müßte doch der Staat, oder höchftens die Gemeinde den 
Erſatz leiften: denn nur bei ber legten, als perennirend, 
fann eine dauernde Verpflichtung gedichtet werben. 

Ein zeitgemäßered, dad Recht befriedigendered Frohnd⸗ 

ablöfungsgefeg muß gegeben werben: für Die walzenden 
Krohnden würde der 18fache Betrag als Losfaufspreis 
hinreichen, für die perfönlichen Herrenfroßnden der 10fache: 
von dieſem dem Frohndherren zu leiftenden Erfage würde 
die eine Hälfte der Staat, die andere Hälfte die Summe 
der Frohndpflichtigen jedes Ortes, oder die Gemeinde, zu 
leiften haben. 
Das iſt ein BVergleichsvorfchlag zwiſchen dem rein 
vernünftigen Recht, welches völlig unentgeltliche Befreiung 
fordert, und dem hiftorifchen Recht oder auch der Politik. 
Er wird aber alle Seiten befriedigen: er erlöft die Frohnd⸗ 
pflichtigen ficher und billig, giebt den Frohndherren Erſatz 
für precäre und dem Zeitgeift verfallene Rechte, der Staat 
wird die Abfchaffung einer unwirthfchlichen, ſchmachvollen 
Bedrückung nicht zu theuer erfauft finden. 

„Ed muß jet anderd werden. Es muß anders wer- 
den. Das Bolf ift ded Ermwartend, des Hoffend, ded Ge- 
täufchtwerdend mübe. Es fordert, es will jegt die Er— 
leichterung feiner Bürde. ... An dem Erfolg des gegenwär- 
tigen Landtages wird es erfennen, ob die Verfaflung ein 
werthvolles Beſitzthum oder täufchendes Formenwerk ſei.“ 
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In der Sigung des 9. Mai begannen die Debatten 
über Knapps Antrag. 

Der Weg ruhiger, befonnener Prüfung, fagte Mitter- 
maier, der Meg der Mäßigung, auf dem man zwar Tang- 
fam voranfchreite, aber auch das Beftehende in der Art 
ändere, daß am wenigſten Rechte gefränft und verlegt 
werden, — biefer Weg, ehrlich und fräftig, aber ehrend 
und fchonend verfolgt, charakterifire die deutſche Geſetzge⸗ 
bung. Der deutfche Kampf gegen brüdende Laften fei 
feine Revolution; die Mittel, die er wolle, feien die ge- 
feslichen, der Boden, auf dem er geführt werde, fei der 
Boden bed Rechts. Dadurch werde nimmermehr ein voll- 
ftändiger Stillftand bedingt, fondern ein Fortfchritt in 
Ordnung umd billige Entfchädigung für Rechte, welche dem 
Fortfchritt weichen müſſen. 

Mer auf dem Gefeßboden ſtehe, prüfe, durch die 
Geſchichte belehrt: die Geſchichte müſſe ihr Recht ha— 
- ben: fie aber ſage, daß auch viele perſönliche Herren— 
frohnden durch privatrechtlichen Vertrag entſtanden ſeien: 
ed müſſe alſo dem vorgeſchlagenen Geſetz ein Zuſatz 
beigegeben werden, der auch bei jeder perſönlichen Frohnd 
dem Frohndberechtigten den Nachweis, daß ſein Recht auf 
privatrechtlichem Titel beruhe, geſtatte und aa einen hö⸗ 
heren Erſatz auswerfe. — 

„Bedenken Sie, meine Herren, fagte der Finanzmini- 
fter v. Boeckh, daß Ste ed mit den gegenwärtigen Be— 
rechtigten und nicht mit jemen zu thun haben, welche bie 


Froßnden eingeführt. Man muß die beftehenden Rechte 
412* 
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achten. Ein Eigenthum ift fo heilig ald das andere, und 
das Frohndrecht, dad ich mir unter dem Schuß ber Ge 
fetge erworben habe, muß fo gut mein Eigenthum fein, als 
ein Haus, das ich mir unter demſelben Schuße faufte. 
Leder Richter wird, fo lange das Gefeg beiteht, mid) eben- 
fo im Beſitze des Haufes wie ded Frohndrechts beihügen. 
Das Geſetz kann freilich auch die Eigenthumsrechte abän- 
dern, ich weiß aber auch, daß es feinen furchtbareren Des⸗ 
potismus giebt, als den der Geſetze felbit, wenn ſie in das 
Eigenthumsrecht eingreifen.‘ 

Die Kammer beſchloß einftimmig, ©. K. 9. den 
Großherzog um Abänderung des Gefeged vom 5. Oftober 
1820 zu bitten. 

Nachdem man ſich in der Sitzung ded 10, Mat über 
den rechtlichen Unterfchied der walzenden und’ perfönlichen 
Frohnden geftritten, nachdem Welder auch den erfferen 
den Charafter der Leibeigenfchaft vindieirt, nachdem 
v. Rotteck diefem widerfprochen, ftellt. Mittermaier ; den 
Antrag, den privatrechtlichen Charakter ber walzenden 
Frohnden anjuerfenden; die Ablöfungsfumme für diefelben 
auf den zwanzigfachen Betrag feftzufeßen, den Betheiligten 
aber auch den Beweis, daß diefe Kalten feudaler Natur 
feien:, zu  geftätten, in welchen Fall jene Frohnden nach 
dem Typus der perfönlichen abzulöfen wären Dieſer An« 
trag ward: mit Ausnahme einer "einzigen Stimme ange» 
nommen. 

In Bezug auf die perfönlichen Herrenfrohnden wollte 
nun aber Mittermaier auch den Berechtigten den Beweis 
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geftattet wiſſen, Daß ihre Frohndberechtigung privatrechtli- 
den Charakters und einer höheren Ablöfung unterwor- 
fen fei. 

Diefer Antrag ſcheint confequent, fagte Bed, ginge er 
aber durch, fo müßten wir auch den Sat aufftellen, daß 
der Srohndberechtigte, dem jener Beweis nicht gelingt, gar 
feine Entjchäbigung erhalte. Allein vermeiden wir die vie- 
len Proceffe, gehen wir den Mittelweg und fagen wir 
durch Bergleich für alle perfönliche Herrenfrohnden den 
10fachen Betrag zu. 

Was berechtigt Sie, durchzufchneiden, ermwieberte v. 
Boedh: mas berechtigt Sie, mir mein volled Recht zu 
nehmen, weil Sie glauben, ein anderer habe gar fein 
Recht? Uebrigens kann ich gar nicht zugeben, daß bie 
Froßndberechtigten nichts zu fordern haben, wenn die Frohn- 
ben urſpruͤnglich feudal waren: fie haben fie jegt auf man- 
nigfaltige Weife erworben, fie befigen fie ald Eigenthum. 

Man will Proceffe vermeiden, fagte Mittermaier, weil 
fie ſchwer zu entfcheiden, Foftfpielig find; das ift wahr, 
geht mich aber nichts an: fiat justitia, pereat mundus. 

Mittermaierd Antrag wurde verworfen, der Commif- 
fionsantrag aber, den zehmfachen Betrag der Ablöfungs- 
fumme für perfönliche Herrenfrohnden betreffend, fo wie 
die Beftimmung, daß das votirte Gefeg mit dem Jahr 1832 
in Wirkfamfeit treten folle, wurde mit einer an Stimmen 
einbhelligfeit grenzenden Majorität angenommen. 

Sn der nächſten Sigung bed 16. Mai legte ber 
Finanzminifter v. Boeckh einen Gefegentwurf der Regie- 
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rung’ vor, daß die Strafenbau- Milttär- und Gerichte- 
frohnden vom 1. Zunt an aufgehoben fein follen.. Mit 
lebhafter allgemeiner Freude und unter Danfesbezeugungen 
ward berfelbe am 18. Mai einftimmig von der zweiten 
Kammer angenommen: auch die erſte Kammer trat 
ihm bei. 

Das Vertrauen, daß diefe Kammer der Adreffe über 
bie Herrenfrohnden nicht entgegen fein werde; hatte v. 
Stftein in der Situng des 10. Mai ausgefprochen. Die 
Frohndpflichtigen, fagte er, können auf die Loyalität ber 
erften Kammer und die darin figenden Standesherren ver- 
trauen, welche ald die erften Bürger ;ded Staated nimmer⸗ 
“mehr dulden werden, daß eine Laſt fortdauere, die alle Bür«- 
ger entehrt. Die Standesherren: werden. die Gefchichte 
zur Hand nehmen, werden fehen, daß bei dent allgemeinen 
Umſchwung der Zeit wohlbegründete, geachtete, große Rechte 
untergehen. mußten, dag ſich auch die Frohnden, geſunken in 
der Öffentlichen Achtung nicht mehr halten können 

Am 22, Juni wurde in der erſten Kammer die Dis— 
cuffien über jene -Adreffe eröffnet. : Freiherr vr Weffenberg 
und Profeffor Zeil ſprachen ſich zuerft für den unbe⸗ 
dingten Beitritt zu derſelben aus. Staatsrath Fleiherr v 
Türfheim aͤußerte, er ſei im allgemeinen nicht gegen die 
Abſchaffung der Herrenfrohnden, er ſei auch nicht dagegen, 
daß die Betheiligten Opfer bringen, nur ſeien doch vielleicht 
die Opfer, welche das Geſetz von 1820 den Berechtigten 
auferlege, ſchon groß genug. Es handele ſich hier um 
das Einfommen, um Vermögenstheile eines Standes, der ver⸗ 
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änderten Berhältniffen fchon große Opfer gebradjt habe; 
mit Vorſicht müfje man zu Werke gehen, wo ed dad Wohl 
von Familien und oft nothwendige Mittel ihrer Eriftenz 
gelte: man möge daher ber Bitte der zweiten Kammer 
vorerft im Allgemeinen beiftimmen, die Ausarbeitung und 
Borlage der einzelnen Artifel der Regierung überlaffend. 
Eine Majorität von 12 gegen 9 Stimmen fprach ſich für 
diefen Borjchlag aus. 

Nun mußte die Abgeorbnetenfammer in ber That 
nicht, ob fie ihre Adrefie dem Großherzog vorlegen Fönne. 
Der Befchluß der erftien Kammer hat mein Herz mit Trauer 
erfüllt, fagte v. Itzſtein: wir können unfern Erlaß nicht 
an die Regierung bringen, weil feine Lebereinftimmung 
beider Kammern vorliegt. 

Aber, fagte Welder, die Adreffe fei doch menigftend 
im Allgemeinen genehmigt: es fei auch nicht Ein Wider- 
ſpruch gegen die einzelnen Beflimmungen derfelben in dem 
Beſcheid der erften Kammer enthalten: er traue der erften 
Kammer nimmermehr zu, daß fie bei ihrer allgemeinen Zu- 
flimmung die Abficht im Hinterhalt hatte, den Zweck der 
Abreffe im Einzelnen zu vereiteln: man möge dieſelbe 
alfo an den Großherzog bringen. Die Abgeordnetenfan- 
mer ſtimmte Weldern nicht bei: fie verwies den Gegeit- 
fand zur Begutachtung an die betreffende Commiffion, 
1. Juli. 

Am 9. Juli zeigte Kinanzminifter v. Boeckh der zwei⸗ 
ten Kammer an, daß die Regierung einen Geſetzentwurf 
über die Aufhebung, reſpective Ablöfung der Herrenfrohn- 
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den vorlegen werde, woburd die weiteren Verhandlungen 
über die Adrefje von felbft erledigt feien. 


— — — nn — 


Es ſchien, als ob ganz Baden wirklich von unten auf 
conſtitutionaliſirt werden ſolle. 

Schon am 24. März hatte Staatsrath Winter der 
Kammer einen Gefeßentwurf; über die Verfaflung und Ber- 
waltung ber Gemeinden vorgelegt. Der Commiffiondbe- 
richt, welchen Mittermaier am 18. Mai abftattete, erfannte 
ed danfbar an, daß in dem Entwurf ber Gemeindeord⸗ 
nung nunmehr eines der Gefete, welches zu den Schluß- 
formen der Berfaffung gehöre, gegeben fei. Er verdiene 
vor allen auf früheren Landtagen vorgelegten Entwürfen 
den Borzug: die Erfahrungen. derfelben feien in ihm be— 
nutzt. Wo früher nur Willfür, Unmündigfeit, Obervor- 
mundfchaft, Beamtenherrfchaft war, da herrfehe und ſchütze 
jest das Gefep. 

Am 6. Inni begann die Discuffion. Der $. 2 bes 
Gefeßed hob den bisherigen LUnterfchied von Orts⸗ und 
Schugbürgern auf und faßte beide unter der Benennung 
Gemeindebürger zufammen. Hiergegen erhob ſich der Ab- 
geordnete Wetzel I: unter dem Schirm bed Princips der 
Sleichheit werde bier ein Rechtszuſtand geftört, der bis— 
her als heilig anerfannt worden fei. Der Schutzbürger 
habe biöher feinen unmittelbaren Antheil an dem Bürger 
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genufje und an dem Gewerböbetriebe nehmen bürfen: werde 
der Unterfchied von Orts- und Schugbürgern aufgehoben, 
fo würden die alten Bürger unter der Goncurrenz der 
neuen leiden müffen. 

Das Schußbürgerthum, erwiederte Rettig von Con- 
ftanz, ift eine herbe Frucht des erlofchenen Mittelalters: 
ed wiberfpricht dem Gefeße der Natur und der Klugheit; 
die Scheidewand muß fallen, welche ſich bisher der Rechte- 
gleichheit entgegenftellte, 

Wir fordern, fagte Mittermaier, Opfer von dem 
Stande der Privilegirteften im Staate und wir wollten 
1831 aus Spießbürgerfinn, weil einige Gemeinden wegen 
Zunft- oder Allmend-Berbältniffen intereffirt find, Fein 
Opfer bringen? Man berufe fich nicht, wie der Abge- 
ordnete Wetzel gethan, auf Beichlüffe, im Jahre 1822 ge- 
faßt: denn manches Opfer, das man 1822 nicht bringen 
wollte, muß man 1831 bringen. 

Der $. 2 wurde mit Ausnahme Einer Stimme von 
der Kammer angenommen. 

Nach Beichluß der Kammer follte die Verwaltung 
in jeder Gemeinde dem Gemeinderath zugetheilt, leßterer aus 
dem Bürgermeifter und den Gemeinderäthen und neben 
dem Gemeinderat ein Bürgerausfhuß und eine Gemein- 
deverfammlung beftehen. 

Die Zufammenfeßung und die Befugniffe diefer Be— 
börden wurde feftgefegt, die Berwaltung der Ortspolizei 
und des Gemeindevermögend geregelt, Beltimmungen über 
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den Allmendgenuß und über bie Vertheilung des Allmend- 
und Gemeindeguts gemacht. 

Als Ergänzung zu dem Gemeindegeſetz berieth Die 
zweite Rammer vom 2. Juli an ein Gefeb über bie 
Rechte der Gemeindebürger, und die Erwerbung bed. Bür- 
gerrechtes, 

Man durfte, -fagte Mittermaier in ſeinem am 25 Juni 
erftatteten Ausfchußberichte, man durfte beim Berathung 
dieſes Geſetzes nicht zu liberal feinz inden man’ eis 
wa die Gemeinde nöthigte, Jeden aufzunehmen, der fich 
zur Aufnahme in das Gemeinderecht melden würde: das 
könnte die Rechte der Gemeinde auf dad Empfindlichite 
fränfen. Die Commiſſion erfannte, daß da, mo Jeder in 
den dem Familienfreife nachgebildeten, gefchloffenen Gemein- 
defreis ſich eindräugen faun, das Gefühl des Wohlbeha- 
gend und der Gemeindefiun unterdrüdt wird. Das zur 
Unterftüßung der bisherigen Gemeindeglieder zureichende 
Allmendvermögen würde durch eine große Zahl von neuen 
aufgedrungenen Bürgern zerfplittert werben. 

Vorzüglich mußte die Sommiffton den großen Zufam- 
menhang des Bürgeraufnahmegefeßed mit dem Gewerbes 
wefen ind Auge fallen. Auch Baden widerſtrebt nicht den 
beffern Anfichten, welche, indem fie die Erweiterung der 
Gewerbefreiheit fordern, die bisher durch Die Selbftfucht der 
Zünfte und mittelalterliche Einrichtungen eng geſteckten Gren- 
zen der Entwicklung bes menfchlichen Geifted ausdehnen, der 
Anduftrie einen neuen Sporn geben; aber die Staatöre- 
gierung fühlt, daß das Erperiment völliger Gewerbefrei- 
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heit ein gewagtes fein und zu vielen Intereſſen ſtörend 
entgegentreten würde; fie zieht ed vor, auf bem Wege bes 
langſamen befonnenen Fortfchreitens Durch allmählige Ueber- 
gänge jene nothwendige Freiheit vorzubereiten. 

Doch der Staatöbürger, welcher Gemeidebürger wer- 
den will, darf auch nicht blos von dem Eigenfinn oder 
Egoismus der Gemeinden abhängig fein, das Gefe muß 
bier interveniren und die freie Entwidelung des Staatd- 
bürgertbumd fchügen. Es muß dem Staate erlaubt fein, 
durch Gefege die ftaatsbürgerlichen Beziehungen mit den 
gemeindebürgerlichen zu vereinigen: die Gemeinde ift zwar 
eine felbititändige moralifche Perfon, aber fie ift zugleich 
ein Theil bed Staatögebietd, und in biefer Ruͤckſicht darf 
der Staat nie geftatten, daß das Gemeindebürgerthum 

auf Koften ded Staatsbürger-Berhältniffed ausarte. 

| Die Commiſſion durfte ferner wicht unberückſichtigt 
laſſen, daß in jenen Gemeinden, in denen fich bisher viele 
Schuebürger befanden, die nun plöglich nad) der Gemeinde- 
ordnung in Ortsbuͤrger fich verwandeln follten‘, das neue 
Verhaͤltniß mit doppelter DVorficht erwogen und ein YAus« 
funftsmittel gefunden werden mußte, wodurch der Weber- 
gang ber neu ‚berechtigten Schugbürger am wenigften nach» 
theilig für die Gemeinde fein würde. — 

Bei der Discuffion erhob fih Rettig von Conſtanz 
gegen die Ausfchließung der Einwanderer. Man dürfe ſich 
nicht fürchten, zu liberal zu fein. Das einheimifche Blut 
müffe von Zeit zu Zeit durch fremdes gefriicht, geftärft 
werben: der verftändige Landwirt füe das Korn, wel: 
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ches auf feinem Ader gewachfen, nicht wieder auf biefen 
Ader. Erfenne man ferner die Gewerböfreiheit als ver- 
nünftig an, fo folle man nicht lange nach einem Ueber- 
gang fuchen. 

In fechs Jahren, anmwortete Mittermaier, wirb viel- 
leicht der Grundfag ded Abgeordneten Rettig auch in die- 
fen Hallen mehr noch gebilligt werden können. 

Wir haben, fagte Welder, ein unglückliches Zwitter- 

ding von Zunftwefen und Regierungswillfür; dieſe beiden 
bilden bei und die Grundlage des Gewerbweſens; bie 
Zünfte find eine bloße Mumie; aller eblere und höhere 
Sinn ift daraus verfchwunden, und dad Ganze vereinigt 
ſich noch in einem engherzigen Monopol zu Ausſchließung 
gewerböthätiger Bürger. Die Aushilfe durch Beamtenwill- 
für ift zum Theil noch trauriger ald das Uebel felbft. 

Für jest müflen wir und an das Beltehende anfchlie- 
fen, fagten v. Rotteck und Mittermaier. Liegt und doch 
heut Fein Gewerbegefeg zur Berathung vor. 

Die Kammer erhob hierauf folgende Definition der 
Rechte eined Gemeindebürgers zum Befchluffe: Der Ge- 
meindebürger hat das Recht des ftändigen Aufenthalts in 
einer Gemeinde, der Benugung aller Gemeindeanftalten, 
der Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen, der Wahl- 
fähigkeit und Wählbarkeit zu allen Gemeindeämtern, ber 
Theilnahme am Gemeinde- und Allmendgut, ded Betriebs 
eined jeden Gewerbes, zu deſſen Ausübung nach den Ge- 
fegen ber Beſitz des Gemeindebürgerrecdhtd erforderlich ift, 
des unbefchränften Erwerbs von Kiegenfchaften, dad Recht, 
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in der Gemeinde durch eine Heirath eine Familie zu grün- 
den, das Recht des Anſpruchs einer Unterftügung aus 
Gemeindemitteln.” 

Zu dem Antritt des angebornen Bürgerrechtd wurde 
Volljährigkeit, der Befig eined den Unterhalt einer Familie 
fihernden Vermögens oder Rahrungszweiged und die Zah- 
lung einer gewiffen Eintrittsſumme als erforderlich erklärt. 

Die Ermwerbung ded Bürgerredhtd durch Aufnahme 
follte von dem Befchluß ded Gemeinderathed und von 
ber Zuftimmung ded Bürgerausfchuffes abhängig fein. 
Jeder Badifche Staatsbürger jollte zwar das Recht haben, 
die bürgerliche Aufnahme für fid) und feine Kinder in 
jeder "Gemeinde ded Großherzogthums zu verlangen, jedoch 
müfle er einen guten Yeumund haben, and) einen beftimm- 
ten Nahrungszweig nachweifen und je nad) der Gemeinde 
ein zureichendes Vermögen befigen. Eine Frauensperfon, 
bie in eine fremde Gemeinde einheirathe, oder einen Bürger 
aus fremder Gemeinde heirathe, folle ein Vermögen nadj- 
zumeifen fchuldig fein. Für die Aufnahme eined Bürgers 
wurde außerdem ein bedeutended Eintrittögeld feſtgeſetzt; 
im Falle, daß in einer Gemeinde fih Allmendnugungen 
befänden, ward die Summe bed letzteren noch erhöht. 
Einem Andländer, fei er aus einem deutſchen Bundesſtaat 
oder fonft woher, folle der Gemeinderath und der Aus- 
ſchuß nur die vorläufige Berficherung ertheilen könne, daß 
er nad) erlangtem Imdigenat das Bürgerrecht erhalten 
werde. Habe er jenes erhalten, fo müfle er das Doppelte 
Bermögen nachweiſen und das doppelte Einfaufögeld ent- 
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richten. Einem Inländer dürfe die Aufnahme nicht aus 
dem Grunde, daf die Einwohnerfchaft oder dad Gewerbe 
überfeßt fei, verweigert werden. 

Jeder Staatsangehörige, der feinen ftändigen Wohn- 
fig. habe, fünne von einer Gemeinde freiwillig aufgenom«- 
men oder einer zugemwiefen werden. Dadurch erhalte ein 
folcher Heimatblofer für ſich und feine Familie dad Ein- 
faffenrecht, habe die Befugniß des Gewerböbetriebed nach 
den DVorfchriften der Gefeße, der Benutzung der Gemeinde» 
anftalten und den Anfpruch auf Unterftügung. 

Als tranfitorifche Beftimmung ward. ferner am 11. Juli 
feftgefeßt, daß von dem Tage an, wo vorſtehendes Gefeg 
in Wirffamfeit treten werde, alle Schugbürger das Ge— 
meindebürgerrecht erhalten, mit Ausnahme. des Bürger- 
nußend. Um in den leßteren einzutretem,-follten ſie noch 
den dreijährigen Betrag ihrer Bürgernugung bezahlen: 


Während: diefer -Berathungen hatte. die Badiſche Ab- 
geordneten-Kammer Welckers Motion auf Herftellung ber 
Preffreiheit zum Gegenftande ber Beſchlußnahme gemadıt. 

Duttlinger erſtattete am 15. Juni einen mit allge» 
meinem Beifall beehrten Commiffionsbericht und an dem- 
felben Tage nahm Welder die Gelegenheit wahr, um feine 
Anfichten über die Wirkſamkeit einer deſtructiven u 
laut werden zu laffen. 
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Er habe, fo erzählte er, vor ungefähr vierzehn Tagen 
ein ganzes Paquet revolutionärer Schriften, in denen Bür- 
ger und Bauern zum Aufruhr aufgefordert wurden, zum 
Zwede der weiteren Verbreitung erhalten. Das fei eine 
große Beleidigung für ihn gewefen. Ob er denn irgend 
Jemandem das Recht gegeben habe, ihn der Theilnahme 
an Verſchwörungsplanen gegen feinen vaterländifchen Staat 
fähig zu halten, ob er nicht vielmehr in öffentlichen Schrif- 
ten und Borträgen ftetd feinen Abſcheu gegen dergleichen 
Unternefmungen ausgeſprochen habe? 

Bei der Ratur jener Schriften fei fein Entſchluß leicht 
gefaßt geweſen, er habe von jeder ein Eremplar genommen, 
zu dem Chef bed Minifteriumd ded Innern getragen und 
ed ihm überlaffen, ob er blos ald ehrenwerther Bürger 
oder als Chef ded Minifteriumsd von den Schriften Kennt- 
nig nehmen wolle. 

In einem conftitutionellen Staate feien Schriften fol- 
cher Art nicht zu fürchten, denn ihre Abficht fcheitere Hier 
an dem allgemeinen Widerwillen und an dem Haß aller 
Bürger. Im Baden zumal, wo unter der Herrichaft eines 
die gefegliche Freiheit wollenden Fürften gefeßliche Mittel 
zur Abhilfe jeder Befchwerde nicht fehlen, möchten die-Auf- 
rührer und Berfchwörer nur fern bleiben. Sie würden zu 
ihrem eigenen Schaden bald finden, daß freie Berfaffungen 
der beſte Schutz gegen Revolutiondgreuel feien. — 

Die Diseuffion über dad vom Großherzog zu erbit- 
tende Preßgefeb füllte die Sigungen vom 27. u. 28, Juni 
ans. Und zwar beriethen die Abgeordneten, indem fie ſich 
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gegenfeitig die Vorausſetzung zugaben, daß die Frage Preß- 
freiheit oder Genfir von vornherein gelöft fei. 

Es würde Beleidigung fein, fagte Mittermaier, wenn 
ich in Diefer Verfammlung die Bortheile der Preßfreiheit 
herausheben wollte. — Das, was ſich für und gegen die 
Preßfreiheit anführen läßt, ift längſt fchen genau abgewo⸗ 
gen worden, fagte Merk: es ift heut zu Tage Riemand 
ehr, der da wirflich glaubte, die Cenſur tauge etwas. — 
Rotteck meinte: Im der freigewählten Kammer von 1831 
war die Frage über die Preffreiheit im Augenblid ent— 
fhieden, worin ſie in Anregung gebradjt wurde, — Es 
giebt‘ Wahrheiten, fagte Welder, die der einzelne Menfch 
fo wenig, wie dad Volk in-Zweifel ziehen darf, wenn fle 
den Ruhm haben wollen, ein muthigerr Mann und ein mir 
thiged Volk zu fein; zu diefen Fragen rechne ic, Die über 
die Breßfreiheit. — Und Winter von Heidelberg” „erlaubte 
fich, -zu bemerfen, daß die Neben, die für die gleiche Sache 
gehalten worden und die fonft in vielen Beziehungen er— 
quickend gewefen feien, gar nicht einmal nöthig waren, um 
ein günftiges Refultat hervorzubringen.” 

Man kam darin Kberein, daß die) Preßfreiheit) eine 
Forderung der Zeit, des Volkes ſei. Mohr ſagte: „Mer 
berufen iſt, die Zeit und ihre Bedürfniſſe zu begreifen, fann 
auch unter den letzteren die Preßfreiheit als die erſte, als 
die weſentliche Bedingung des conſtitutionellen Lebens nicht 
verkennen.“ — „Man iſt einig darüber, daß die Preßfrei— 
heit das wahre Palladium einer freien Verfaſſung, das 
warme Blut eines conſtitutionellen Staates, das wirkſamſte 
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Tribunal gegen jebe Art Willfür fei. Died erkennen, dies 
fühlen die Völfer Europad wie jene bed jüngeren Ameri- 
fad. Die Freiheit ber Gedanken, die Freiheit der Preſſe 
it das Zauberwort, ift das hohe Gut, welches fie alle mit 
gleicher Kraft bewegt,” fagte Itzſtein. — Mittermaier ftellte 
die „Seremiaden über die vorgeblichen Uebel der Preffrei- 
beit” dem „Donnerruf ganzer Völker“ gegenüber, „welche 
feiche ald ein Gut fordern, ald Bedingung eines feften fi« 
chern Rechtsbodens für eine fchon errungene oder noch zu 
erringende Berfaffung verlangen, und in ihr den Schild ge- 
gen jebe Unterdrückung und gegen jedes Unrecht erheben 
wollen.” — Herr erinnerte bei „dem allgemeinen Rufen 
nad) Preßfreiheit” an das Spridiwort: vox populi vox 
dei. — Andere erzählten von einem weit verbreiteten 
und tief gewurzelten Haß gegen die Genfur. — „Die Preß- 
freiheit,” fagte Körner, „ift nicht allein das Intereſſe des 
Gelehrtenftandes und der Literaten, fondern nad) der Er- 
fahrung, die mir mein Stand gewährt, wünfcht aud) das 
Landvolk ſehnlichſt die Preßfreiheit.” Und der Abgeordnete 
Müller fimmte ihm bei. 

Die Prefßfreiheit fei aber auch „eines der heiligften 
Rechte der Menſchheit,“ fo behauptete Mittermaier. „Wir 
verhandeln,“ fagte Merk, „nicht nur eine Angelegenheit 
unfered Landes, fondern eine Angelegenheit der Menſchheit.“ 
v. Itzſtein nannte die Natur felber die Verleiherin Des 
Rechted der freien Preffe. 

Die Badifchen Bolfevertreter machten von der Infti- 
tutien der Preßfreiheit die Erfüllung aller —— „Forde⸗ 
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rungen. ber Zeit" abhängig: Merk fand; daß nach Ddem 
Berhältnig, ald in einem Lande Feine Prefje oder grö⸗ 
ferer Preßzwang beftehe, auch um fo: weniger Gultur, Si—⸗ 
cherheit, Wohlftand und Ruhe anzutreffen ſei. Die Preffe 
ift ed, ‚welche gute Geſetze vorbereitet, fie gehörig kennen 
lehrt und den’ Menfchen zum Welt- und Staatsbürger er- 
zieht.“ — „Auch dem Handel tft Die freie: Preffei unent- 
ehrlich, fie ruft dem freien Verkehr hervor,“ meinte Lauer. 
— Der: Abgeordnete „Herr erkannte, in: der Preßfreiheit 
„eine Stütze der Religion und. der Kirche, eine: Anftalt 
Gottes , die uns helfen wird zu: allem dem was wir für 
Zeit Tod und Ewigkeit nothwendig haben“ Die Preß⸗ 
freiheit ſei das letzte Mittel in der Hand Gottes, um die 
Menſchheit ihrem hohen Berufe entgegen zu: führen: „bes 
Blutvergießens endlich müde und da die bisherigen Mittel, 
die Menſchen zum höherem Zweck zu führen, michts gefruch⸗ 
tet haben, zeigt uns die weiſe Vorſehung, wie ohne Blut⸗ 
vergießen dem Unterdrückten das Recht, dem Tugendhaften 
der: Lohn, dem Böfen aber auch die gebührende Strafe 
zuzuerkennen ſei.“ 

Und den Abgeordneten Fecht begeiſterte der Gedanke 
der Preßfreiheit zu einer Prophezeihung: „Es werden Zei— 
chen und Wunder geſchehen in den Herzen der Menſchen; 
es werden in einem Jahrzehent die Menſchen durch die 
Preßfreiheit und durch die Verbindung weiſer Regierungen 
mit weiſen und redlichen Repräſentanten größere Fortſchritte 
machen, als ſonſt in Jahrhunderten; es wird zwar nie die 
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Erde zum Himmel werben, aber — es wirb auf Erben 
befier werden.‘ : 

Mittermaier nannte die Preffreiheit den Schrecden 
aller Schlechten, die Macht, welcher alle anderen Mächte 
im Staate unterworfen feien, den Troſt der Gedrücdten, 
die Controle über alle Gewalten im Staat. — 

Die Anerkennung diefes heiligften Rechtes, dieſes gött⸗ 
lichen Mittels, die Einfegung diefer höchften Macht ver- 
langten die Bolfävertreter von ber Staatsregierung: ihr 
fhilderten fie die Preßfreiheit folgendermaßen : 

Die Preßfreiheit fei dem Staate nüglich, denn fie be- 
fähige die Regierung, aud) die Lofalverhältniffe fennen zu 
lernen und alle Wünfche und Klagen ded Volles zu ver- 
nehmen. Und wenn ſich nun auch die Prefie gegen bie 
Beamten richte, fo brauche der wahrhaft conftitutionelle 
Beamte, welcher die Berfaffung beobachte und feine Ver— 
pflichtungen gegen Fürft und Bolf erfülle, die Deffentlich- 
feit nicht zu ſcheuen: gegen ungerechten Tadel ftehe er 
unter dem Schute ber Bolfdmeinung: ber Beamte aber, 
der fi) dem Nichtsthun, der Pflichtwidrigfeit überlaflen 
möchte, werde verdienter Maßen vom Zabel getroffen. 

Uebrigend fei gerade vom Deutfchen Volke fein Meber- 
maß im Gebrauch der Preßfreibeit zu befürchten. Gläß 
fügte: „Wenn Preßfreiheit auch noch nicht allen Nationen 
von Europa zugeftanden -ift oder zugeftanden werben Fann, 
fo glaube ic) doch, daß dad Deutfche Volk, weldyed durch 
guten Unterricht, durch Wifjenfchaft, durch Religiofität, 
durch mäßige und würdige Haltung, ne Anhänglichkei 
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an ſeine Negentenhäufer fich beſonders auszeichnet; der 
Preffreiheit fi eben fo gut erfreuen fol, als die Einwoh- 
ner der großen Staaten Franfreich und England" Lauer 
flimmte ihm bei: „für die Sprache der. Eraltation wird 
der’ beſonnene Deutfche das Urtheil finden.” 

Doch wollte die Kammer den möglichen Mißbrauch 
der Preffreiheit, die Möglichkeit der Preßfrechheit nicht 
laͤugnen. 

Mittermaier hörte fchon, wie ihm dieſe Möglichkeit 
eingeworfen wurde: „Wie aber, höre ich Ste fagen, Toll 
jener Frechheit der Preffe, welcher nichts Heilig iſt, die Die 
Grundlehren aller Religion verfpottet, "die der Sittlichkeit 
Hohn ſpricht, die durch die ſchändlichſten "verführeriichen 
Schriften Gift ausfprigt und die Jugend verführt) jener 
Frechheit, welche die ehrwürdigſten Namen laͤſtert, die ſich 
höhnend freut, das Gift der Verläumdung auszuſpeien, die 
Ehre’ der Frauen, dad Glück der Familien, den ſtillen häus⸗ 
Jichen Frieden derfelben untergräbt und grängenlofes Unheil 
anrichten kann: wie — fragen Sie — ſoll jener Frechheit 
nicht entgegengewirkt werden?“ — Merk nannte den Nach— 
theil der Preßfrechheit einen oft unheilbaren. — „Die 
Preßfreiheit,“ ſagte Wetzel II., „hat, fo wie die Redefrei— 
heit, ihre achtungswerthen Grenzen, ſie darf nämlich die 
Rechte Anderer und das Sittengeſetz nicht verletzen, nicht 
die öffentliche Ruhe und Ordnung gefährden.‘ 

Wenn nun alſo auch die Kammer den Grundſatz 
Mohr's billigte, daß es ein Erforderniß ber perſönlichen 
Freiheit des Bürgers ſei, ſeine Meinung frei ausſprechen 
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zu dürfen, fo ſtellte fie auf der andern Seite die Noth— 
wendigfeit eined Preßgeſetzes hin, welches dem Staate eine 
hinlaͤngliche Anzahl von Garantieen gegen jenen Mißbrauch 
der Preßfreiheit biete. Gerade bie Freunde der‘ Preffrei- 
heit müfjen, wie Mittermaier fagte, fo manchen vorbeugen- 
ben Mitteln „freudig zuftimmen.” Man müffe zum Bei- 
foiel nur denjenigen ald Redacteur eines öffentlichen Blat- 
ted zulafjen, der moralifche Garantieen gebe, einen Staatd« 
bürger, der ein gewiſſes Alter erreicht habe und durch 
einen unbefcholtenen Ruf von vornherein Vertrauen ein- 
flöge. — 

Auf ber einen Seite fagte man, „bie Freiheit felbft 
gebe die ftärkite Schugwehr gegen deren Migbrauch und 
ber bejondere Taft bed Deutfchen Charafterd werde ohne 
Nachäffung fremden frechen Tones ben gemäßigten Gang 
einhalten und ben Preßunfug niederzufchlagen wiſſen“ 
( Merk), „die öffentliche Meinung übe die ftärffte Cenfur, 
die Läfterer würden von ihr verachtet, Die Berläumder ge» 
brandmarkt: denn dad, was die Ebdelften und Beten einer 
Zeit glauben, das fei die öffentliche Meinung” (Mitter- 
maier), — man nahm alfo dem Mißbrauch der Prefle 
feine juriftifche Bedeutung: auf der anderen Seite wollte 
man ed dem Staate nicht nehmen, daß er einen fo un«- 
ſchaͤdlichen und folgenlofen Mißbrauch beftrafe. 

Durch die erſte Garantie, welche man dem Staate 
bot, gab man demfelben die Gewißheit, auch immer eine 
Perfon zu haben, an die er ſich halten könne. Die Ano- 
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nymität folle unterbleiben, es folle auf dein Titel ſich der 
Name ded Verfaffers, Verlegerd oder Druckers befinden? 
Einige Abgeordnete ſprachen die Meining aus’ daß 
der Berfaffer ſich auf jeder Schrift nennen müſſe: Duftt⸗ 
(inger 'widerlegte dieſe Forderung, ' indem er dem Stante 
nicht blos eine ftrafende, ſondern überhaupt eine feindliche 
Stelfung gegen bie freie Meinungsaugerimggab?",, diefe 
Beſchränkung,“ fagte er, „wäre eine erfchrediiche Den⸗ 
fen Sie fich, wie viele Berbältniffe, beſonders für öffent⸗ 
liche Beamte, für höhere Staatsbeamte ...’ e8"giebt) wo es 
durchaud nicht angeht, daß der Name unter die Gebanfen 
oder unter einen Vorfchlag geſetzt werde,’der nur das Gute 
bezwedt... Warım fehließt mar denn die Anonymität aus? 
Damit wir Jemand haben, an den wir und halten, den 
wir verantwortlich machen fönrien für alles dasjenige, was 
im Druck erſchienen iſt: ſei es nun der Verleger vder der 
Schriftſteller oder der Drucker, das iſt gleichviel, indem 
wir ja nur gegen die Mißbräuche? geſchützt ſein wollen 
und uns durch Strafen zu ſchützen die Abſicht haben. 
Eine fernere Garantie ſollten die Cautionen ſein. 
Welcker und Mittermaler wollten ſich zwar mit den mo⸗ 
raliſchen Garantieen begnügen: auch werde, ſagte man, 
durch die Nothwendigkeit einer Gelbzahlung das unbemit⸗ 
telte Talent von der Redaction eines Blattes ausgeſchloſ⸗ 
ſen: Duttlinger aber empfahl der Kammer die Caufionen, 
weil beſonders beim Beginn des Beſtehens einer freien 
Preſſe dafür geſorgt werden müſſe, daß dieſelbe nicht durch 
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Audartung ſich felber ſchade. Man bürfe die Preßfreihelt 
nicht der Gefahr ausfegen, daß fie ſich felber morbe, indem 
fie zur Klatfcherin, zum unreinen Werkzeug der Berläum- 
dung und der Schmähfucht würbe und fich daher Jeder⸗ 
mann noch unerträglicher mache, ald gegenwärtig die Gene 
ſur ſelbſt Wer das Wort führen wolle in Sachen des 
Staates, der Staatsgeſellſchaft, der müſſe eine Gewähr 
leiſten daß er von dieſem ſchönen Rechte überall nur ei— 
nen verſtaͤndigen Gebrauch machen werde, — v. Rotteck 
ſtimmte ihm bei: dem Redacteur eines öffentlichen Blattes 
ſei ſehr Vieles anvertraut, beſonders auch die Ehre der 
Staatsbürger; wenn man nun von demjenigen, dem ein 
Eigenthum anvertraut ſei, eine Caution verlange, warum 
nicht auch von demjenigen, dem etwas noch Koſtſpieligeres 
anvertraut werde: dieſe Caution werde freilich nie ganz 
das erſetzen, was Uebles ſtattgefunden habe und oft gar 
nicht zu ſchaͤtzen ſei, allein, wenn man etwas nicht voll⸗ 
fommen thun fönne, fo müffe man ed doch annähernd er⸗ 
fireben; jedenfalls fei banın doch Etwas da, woran man 
fi) halten könne: wer gar Feine Caution gegeben habe, 
fönne in recht vielen Blättern die rechtlichiten Männer be- 
fhimpfen und dann bei Nacht und Nebel durchgehen. — 
Bed faßte die Nothwendigkeit der Caution noch von einem 
anderen Gefichtspunfte auf: „Sch bin nicht dafür, daß 
Cautionen gerade gefordert werben, um bie Geldfirafen 
leichter herbeizubringen, fondern der Hauptgrund iſt der, 
dag man folide Menfchen hat, die fo Etwas unternehmen 
dag nicht jeder hergelaufene Menfc ober fogenannte ver- 
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ſtickte Stubent ein ſolches Blatt fchreibt, indem man als 
dann ſtatt wahrer. Preßfreiheit nur ein Geſpei hätte. 

Aber auch die Privatperſonen ſollten gegen die Preſſe 
geſchützt werden. v. Rotteck forderte, daß bei: allen Schrif⸗ 
ten, welche Angriffe auf Perſonen enthalten, der Name des 
Verfaſſers auf dem Titel ſtehe. Hier ſei ed höchſt wichtig 
für den Angegriffenen, daß er feinen Angreifer -Fenne, weil 
ber eritere fehr oft aus der Perfönlichkeit des letzteren bie 
trefflichfte Waffe hernehmen könne, um die VBerläumbung 
in ihrer Blöße darzuftellen. 

Conſequenter Weife wollte Rotteck auch die Einrede 
der Wahrheit bei Prozeſſen wegen Beleidigungen durch: die 
Preſſe fehr befchränft wiffen. 

Dad Recht der Wahrheit, fagte er, ſei allerdings‘ ein 
fhönes fchmeichelndes Wort; er aber Fönne jenes Recht 
nur in höchſt befchränftem ‚Sinne - zugeben: ein Recht, AL- 
les was ‚wahr. fei zu fagen, habe man nicht, ſelbſt ein 
Recht, nur nach der Wahrheit zu forfchen, könne nicht un⸗ 
bedingt zugegeben werben; man dürſe dies nämlich nur in 
einer Weiſe thun, die für keinen Anderen nachtheilig oder 
rechtsverletzend ſei. Man. habe nur baum das Recht, die 
Wahrheit zu ſagen, wenn man durch die Ausſage derſelben 
Andere nicht in ihren Rechten und Intereſſen kränke. Das 
Privatleben der Menſchen ſei ihr Eigenthum, ſo wie ihre 
Perſon ſelbſt, ihr Körper und ihre Seele, und fo lange fle 
felbft davon nichts öffentlich gemacht haben, habe Niemand 
bad Recht, ed Öffentlich zu machen. Er Fönne nur da, wo 
Amtshandlungen angegriffen werden, alfo da, wo ein In⸗ 
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dividnum in der Eigenfchaft ald Öffentliche Perfon gehandelt 
babe, die Einrede der Wahrheit zugeftehen. 

Die Kammer ftimmte Herrn 9. Rotteck nicht vollftän- 
dig bei; ed fam ihr naͤmlich darauf an, auch dem Schrift- 
fteller wiederum gegen die Klage eined durch ihn Angegrif- 
fenen Garantieen zu geben. 

Mufte fie doch auch für Garantieen forgen, welche 
die Prefie gegen die Staatsregierung befige. Und eine 
foiche Garantie fand fie hauptfächlic in dem Inftitute der 
Schmurgeridite. Sie machte der Staatdregierung die Con⸗ 
ceffion, daß ed Preßvergehen gebe und baß dieſe beftraft 
werben müßten, aber fie entzog dagegen ben von der Res 
gierung eingefegten Gerichten das Urtheil über jene Ver— 
geben und verlegte dafjelbe in dad Gemüth, in die Mei- 
nung der Bürger. 

Ein „‚gerechtes Mißtrauen,“ fagte Mittermaier, rege 
fi) bei Preßprogeffen im Bolfe gegen vechtögelehrte Nich- 
ter. „Dad Preßgefe kann nur in allgemeinen Ausdrücken 
bie Fälle bezeichnen, es kommt hier mehr auf die gewiſſe 
Ridytung eined Ausdrudd an, und über biefe rechtsgenü- 
gende Tendenz, möchte ic) fagen, will ich dem Richter nicht 
urtheilen laffen. Die Stimme ber Nation ift ed allein, die hier 
entfcheiden kann. Es kann nicht geläugnet werden, daß 
bie Richter, in einem rechtögelehrten Collegium vereinigt, 
zu leicht zu Präjubizien kommen; fle nehmen eine beftimmte 
Anſicht an, der fie treu bleiben, während die Verhaͤltniſſe 
des Lebens ſich in jebem Falle anderd geftalten, was 
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gerade die Jury richtig: beurtheilen Tann, die ald ‚Stimme 
der Nation bier. erfcheint.” 

Merk, Aſchbach, ſtimmten dem Redner beii, „Bei öf- 
fentlichen Verbrechen. durch die Preſſe,“  fagte Dutilinger; 
„dürfen! Negierungsbeamte nicht richten, :da Die Regierung 
felber Parthei tft und weil ferner bei Feſtſtellung des That⸗ 
beſtandes dem richterlichen Ermeflen ein: folder Spielraum 
gelaſſen werden muß, daß es gefährlich ift, Durch das Ur⸗ 
theil sabhängiger Richter: diefen unbeſtimmten Kreis ausfül⸗ 
len zu Taffen.” — 

Ob die Badifche Regierung trotz des Beſtehens ber 
Biundesbefchlüffe vom Jahre 19 und 24 die Preßfreiheit 
einführen könne, auch dieſe Frage war dev Kammer faſt 
von vornherein entſchieden. 

Mittermaier zeigte auf der einen Seite, daß die Cen⸗ 
fur’ mit den wahren Conſtitutionsrechten des Badiſchen 
Volkes in Widerſpruch ftehez : auf der andern Seite, daß 
die Ausdrücke des Bundesbeſchluſſes: „vorläufiges Genehm⸗ 
halten und Vorwiſſen“ nicht unbedingt auf Einfuührung der 
Cenſur hinweiſen. Wie es denn im g8 des Bundesbe⸗ 
ſchluſſes heißen könne: „die Staaten ſollen anzeigen, durch 
welche Mittel ſie den Vorſchriften dieſes Beſchluſſes genügt 
haben,“ wenn jene Worte ganz unverhohlen die Cenſur ge- 
meint hätten? 

Eine Ausnahme, wie fie in dem Bundesbefchluffe pro» 
viſoriſch ftatuirt fei, meinte Merk, könne nicht ewig fort- 
gelten, und da der Bund inzwifchen unterlaffen, Beltim- 
mungen über die in der Bundesacte verheißene Preßfreiheit 
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zu ertheifen, fo habe er dem Bundesgliedern dieſes für ſich 
zu thun anheimgeftellt. Ueberhanpt fei ed in einem Staa- 
tenbund, wo die einzelnen Berfaffungen auf zwei ganz ver- 
ſchiedenen Staatsſyſtemen beruhen, moraliſch unmöglich, 
ſolchen Beſchlüſſen des Bundes, welche das Verfaſſungs⸗ 
mäßige berühren, überall eine gleich ausgedehnte Wirkung 
and Anwendung zu geben. 

Rad) Rottel’d Meinung war der „Triumph der gu⸗ 
ten Sache“ möglich, wenn man bei Berathung der Angele- 
genheit ber Preffreiheit den Bundestag gar nicht ermähne. 
Die Preffreiheit fei eine Forderung des Bernunftrechtes 
und Die Ueberzeugung von ihrer Nothwendigkeit könne nicht 
von der Stellung abhängig gemacht werden, die man ſich 
zu einer fremden Macht gebe. Dem Bertreter ded Ba— 
difchen Wolfed, ald Volfävertreter, ftehe der Bundestag, 
eine nur im Namen der Fürften berathende und handelnde 
Berfammlung, durchaus fern, im Namen einer freien Ge- 
feßgebung wünfche er, daß der Name ded Bundestages 
in den Hallen der Abgeordnnetenfammer gar nicht genannt 
werbe, weil durch folche Nennung immer einiges Schwan- 
fen in die Gemüther der Deputirten komme. 

Schaaf wollte ſich nicht mit dem liberalen Interpre⸗ 


tiren und Ignoriren der Bundestagsbefchlüffe genügen laf- | 


fen. Das Preßgeſetz von 1819 bediene fich zwar des 
Ausdrucks Cenfur nicht, gebe aber eine Definition dieſer 
Anftalt, wie fie nicht deutlicher und genauer angegeben 
werben Fönne. Jede Interpretation, welche die Genfur aus 
jenem Gefeß wegläugne, fcheine ihm gewaltfam und bie 
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Regierung müfje gemäß dem $. 2. ber Babifchen Berfaf- 


fung die Verfügungen ded Bundedtaged beobachten und 
handhaben, fo lange fie in Kraft feien. Sein Antrag gehe 
dahin, Seine Königliche Hoheit den Großherzog zu bitten, 
vor Allem die Zurüdnahme jened Gefeßes bei der Bun- 
beöverfammlung zu bewirken, dann aber, wenn dieſe Zu- 
rücknahme erfolgt fei, der Kammer ben Entwurf. eined Ge- 
feßesd über die Freiheit der Preffe zur Berathung vor- 
zulegen. 

Diefen Ernft, welden Schaaf in bie Behandlung 
der Bundesbefchlüffe legen wollte, nannte Welcker eine 
Comödie, ein Gaufelfpiel, mit dem Bapdifchen Bolfe getrie- 
ben. Und doch ſprach er zugleich Die Ueberzeugung aus, 
daß ed dem Bundestage lieb fein müffe, wenn er auf ir- 
gend eine Weife in die Lage fomme, bie „völlig unab- 
weisbaren Forderungen gefeglicher Freiheit der Deutfchen 
mit feiner Eriftenz vereinigen zu Fönnen.” Und Duttlin- 
ger hoffte „im Intereffe ded Deutfchen Bundes ſelbſt,“ dag 
die liberale Auslegung ber Bundesbefchlüffe bei ihm Ein⸗ 
gang finden würbe. 

Die Kammer befchloß einftimmig, S. Königl. Hoheit 
den Großherzog um-ein Gefe über bie Freiheit der Preffe 
zu bitten. Es wäre Frevel- zu zweifeln, ſagte Ajch- 
bach, daß Baden mit feinem freifinnigen Leopold, mit feiner 
Kammer von 1831, mit feinen ehrenwerthen Männern ber 
Regierung und feinem edlen Bolfe die Genfur abfchaffen 
werbe. Auch die erfte Kammer, welche am 19. Auguft über 
jene Bitte berieth, war von vornherein über die Nothwen⸗ 
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digfeit der Preßfreiheit einverftanden: auch hier wußte man, 
daß die Acten gefchloffen feien und nur noch das Urtheil zu 
fprechen bleibe: auch bier erflärte man, daß das Fleine 
Baden ſich durch bie Macht der Intelligenz geachtet und 
bedeutend’ machen müfje: auch bier erflärte man, daß bas 
Badiſche Volk ein Bolf der Ordnung und Gefeglichfeit, daß 
alſo von ihm kein Mißbrauch der Preffreiheit zu fürchten fei: 
auch hier führte man durch, wie fehr ed das politifche 
Leben des Volkes Tähme, wenn bie Preffe ausſchließlich 
Organ der Regierung fei. 

Und während" man ferner behauptete, daß die Preffe, 
wenn fie etwa ſchaͤdlich wirken follte, das Gorrectiv in 
fi) felber trage, daß die Preßfreiheit der natürliche, nor- 
male, urfprüngliche Zuftand, Fein Geſchenk des Staates 
fei, während man alfo den Rebnern in der zweiten Kam⸗ 
mer ftillfchweigend zugab, daß die Preſſe eine unabhängige 
Macht fei, machte man auf der andern Seite eine er- 
ſchreckende Schilderung von den Nadhtheilen der freien 
Tagespreffe, von den Berheerungen, welche durch biefelbe 
angerichtet werben fönnten und forderte ein Gefeß, welches 
„Staat, Kirche und Sitten, das Anfehen ded Regenten, 
die Rechte der Privatperfonen möglichſt ſchütze.“ 

Ueber dad Hinderniß der Buntesbefchlüffe half ſich 
die erfte Kammer durch das Vertrauen zur Regierung hin- 
weg. Mag die Eenfur, fagte der Geheime Rath Kirn nicht 
ohne Unterhandlungen mit dem Deutchen Bunde aufgeho- 
ben werden können, auf jeden Fall können wir unferer Re- 
gierung vertrauen, daß fie den guten Willen hat und die 
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Mittel finden wird, befonderd wenn es in Bereinigung mit 
den Regierungen anderer conftitutionellen: Deutſchen Staa⸗ 
tem geſchehen kann, Hinderniffe, weldye von dieſer Seite 
entgegenftehen, gut. beſeitigen.“ — „Was die VBerhältniffe 
zum Deutſchen Bunde betrifft, fagte der : Prälat Hüffell, 
fo überlaſſe ich Diefe getroft dem Ermeſſen der hohen Ne 
gierung.“ — Nach, der Meinung des Großhofmeiſters v. 
Berkheim mar ein felched Vertrauen: schon deshalb möthig, 
weil die Kammer „auf dem Standpunfte, auf welchem fie 
ſich befände, Feineswegs berufen feizdas: Verhältniß der 
Regierung zum Deutfchen Bunde zu beurtheilen.“ Der 
Deutfche Bund, jagte Freiherr v. Rüdt d JIhat die Auf⸗ 
rechterhaltung des Friedens und der Sicherheit der Deutſchen 
Staaten zum Zwecke; daher ſind den Deutſchen Staaten 
wechſelſeitige gleiche Vertragsrechte und Vertragsobliegen 
heiten zuertheilt; wo es daher die Beziehung, den Zuſam⸗ 
menhang eines einzelnen Deutſchen Staates mit der Ge 
ſammtheit der verbundenen Staaten gilt, da muß die Ge⸗ 
ſetzgebung in den einzelnen: Bundesſtaaten mothwendig der 
Bundesgeſetzgebung untergeordnet ſein. Störungen, welche 
der Mißbrauch ders Preſſe verurſachen könnte zu vermei⸗ 
den, das iſt der Zweck des Preßgeſetzes vom 20. Septem⸗ 
ber 1819. „Mit dieſem Zweck des Preßgeſetzes ſind aber 
gewiß auch wir alle einverſtanden. Denn wer von ung, 
durchlauchtigfte, hochverehrtefte Herren, würde nicht Taut Die 
Beitrafung der Verfaffer oder Verbreiter folder Schriften 
verlangen, Die mit revoltionärer Tendenz ſich beftrebten, Die 
alte mit Recht fo hoch gerühmte Treue der Deutfchen ge— 
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gen ihren angeftammten Landesfürften wanfend zu machen, 
die beftehende verfaffungsmäßige Ordnung der Dinge in 
unferm gefammten Deutfchen Baterlande zu untergraben, 


ben Samen der Zwietracdht unter die verfchiedenen Staa- - 


ten Deutſchlands auszufüen und fo. vielleicht die Eriftenz 
des Bundes und: mit ihr die der einzelnen Bundesſtaaten 
ſelbſt zu gefährden.‘ Wie die Regierung daher ein Preß⸗ 
geſetz unter Berüdfichtigung . des Bundesbeichluffes vom 
20 September 1819 zu Stande bringen werde, das 
mug man ihr überlaflen. — 

Nachdem fi der Hofgerichtsrath Graf v. Hennin, 
der Freiherr v. Göler, in ähnlichem Sinne ausgeſprochen, 
fimmte die Kammer mit Stimmeneinhelligfeit dafür, bie 
Regierung um Aufhebung der Cenſur und Einführung voll 
fommener Preffreiheit zu bitten. 


Die Berfchiebenhett, welche die Natur der erften und 
der zweiten Kammer zwifchen diefe beiden couftitutionellen 
Gewalten feste und welche in Baten durch die Art, wie 
die erſte Kammer die Bundesbefchläffe anfah, deutlich, durch 
ihre Abftimmung über die Preßfreiheit aber verdeckt wurde, 
diefe Berfihiebenheit hatte unterbeffen in Bayern ſich gel- 
tenb gemacht und in der Nachgiebigfeit der dortigen Ab- 
georbneten-Kammer ihre Erledigung gefunden, 

Unterm 22. Juni hatte die Kammer der Neicheräthe 
der Abgeordneten⸗Kammer ihren Beſchluß bezüglid; der 
eingelaufenen Befchwerden gegen bie Cenſurverordnung vom 
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28. Januar mitgetheilt; er Tautete dahin, dag nunmehrin 
Folge der allerhöchften Verordnung vom 12, Yuni -bie 
Prüfung ber bemeldeten Befchwerden auf ſich zu beruhen 
babe. Die Kammer der Abgeordneten flimmte am 11> Juli 
diefem Befchluffe bei: im Intereſſe der Einigfeit: ließ fie 
ihre Befchwerde gegen den früheren Minifter Eduard v. 
Schenk fallen. Sie ließ deu Rechtspunkt unerledigt. Die 
Berfaffung, welche ſie für verlegt erflärt hatte, -bliebs un⸗ 
gerächt. | 

Auch die Verwerfung des Geſetzes, die authentiſche 
Erläuterung des 44 lit. c. Tit— ES X, Ediets zur 
Berfaffungsurfunde betreffend, billigte „bie Kammer ber 
Reichsräthe nicht: fie nahm vielmehr jenen‘ Geſetzentwurf 
mit einer einzigen Abänderung, welche ſie im Stil vor- 
nahm, an. Die Abgeordneten befchloffen am 15. Juli 
ben Gefeßentwurf einer erneuerten Discuſſion zu unter⸗ 
werfen, 

Zwar fragte der Abgeordnete Schüler, was denn in 
der bloßen Thatfache, daß die Kammer der Reichsraͤthe 
nicht übereinffimme, für ein Motiv Liegen: fonne, von dem 
früheren Befchluffe abzugeben, und. einenGefegentwirf, 
den man nach einer dreitägigen, alle" Gründe erſchöpfenden 
Berathüng von ſich gemwiefen, von neuem in Betrachtung 
zunehmen: zwar fügte ber Abgeordnete Löſch hinzu, er 
gehöre noc) heute unter diejenigen, welche, wenn fie Hun—⸗ 
ger haben, nicht germ mit einem- dargereichten Biſſen ſich 
begnügen, wenn durch deffen Annahme Die gefüllte Schhf- 
fel immer weiter entrüdt werde: Klar aber gab zu 
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bedenklen, daß durch bie Entlaffung des Minifterd von 
Schenk die Umjtände ſich geändert haben: der Minifter- 
verwefer v. Stürmer fragte, wohin das führen folle, wenn 
die Abgeordneten ber Regierung überall nur unbeugfame 
Conſequenz gegenüberftellen wollten: und die Kammer 
discutirte den Gefeßentwurf, indem fie der Verſicherung 
Gehör fchenfte, daß die Regierung fortan zu fehr die öffent- 
liche Meinung ſcheuen werde, um von dem Urlaubsbewilli- 
gungsrecht einen die Volfövertretung Fränfenden Gebraud) zu 
machen. „Glauben Sie wohl im Ernft, meine Herren, 
fagte v. Stürmer, daß nad) den Vorgängen ber neueren 
Zeit die Staatsregierung je leichtfinnig daran gehen werde, 
einen Beamten ohne hinlängliche Urſache auszufchliegen“? 

Die Abgeordneten nahmen den Gefetentwurf mit 
einigen dad Urlaubsbewilligungsrecht der Regierung be- 
fchränfenden Mobiftcationen, aber auch mit Beibehaltung 
ihres früheren Wunfched der Aufhebung des $. AA an: 
„indeſſen,“ bemerkte der Freiherr v. Clofen, „auch die er- 
neuerte Berathung wird wahrfcheinlich daſſelbe Refultat ha⸗ 
ben, als hätten wir den Gefeßentwurf fogleich wieder zu- 
rückgewieſen; wir ſchlagen Modificationen vor; diefe nimmt 
bie Kammer der Reicheräthe oder bie Regierung nicht an, 
und der Gefegentwurf ift begraben, nur mit etwas mehr 
Honneurs.“ 

Dieſe Worte zeigen, welche Erflärung das „einträch— 
tige und vertrauensvolle Zufammenmwirken“ damals bei den 
liberalen Abgeordneten fand. Die Abftimmung der Kam— 


mer über die Verwendung der Staatdeinnahmen hatte Die 
14 
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Berfchiedenheit in den Anfichten der Kammer und der Re- 
gierung über das wahre Volkswohl und über die Wirf- 
famfeit für dafjelbe offenbar gemacht. Ein Artifel in der 
offiziellen Münchner Zeitung ſchilderte in jenen Tagen bie 
Tendenzen der Bayrifchen Abgeordneten-Rammer auf fol- 
gende Weife. 

„Wer den Verhandlungen der Deputirten vom Jahre 
1831 ruhig und ohne Vorurtheil aufmerffam beimohnt, ber 
wird mit ſich felbft nicht einig, ob er ſich in Franfreich 
— in England befinde oder gar ſich in den Mond verfegt 
fieht, und zu welchem Ziel und Ende diejed Treiben füh- 
ren folle. Es regt ſich nicht felten ein leidenfchaftliches 
Weſen aus allen Elementen von Haß, Chrfucht, Neid, 
Eigendünfel, Eigenfinn, felbft Rache zufammengefeßt, wo- 
bei die Wahrheit felten erfannt wird, nichts Gutes gebei- 
ben kann und das Beftehende aufgelöfet werben will. Die 
Kammer liefert nicht felten auffallende Beweife der Verle- 
gung der Berfaffung. Nicht undeutlich bemerft man das Be- 
mühen, als oberſtes Princip ganz gegen den Flaren Ausfpruch 
und den Geift unferer Verfaſſung die Bolföfouveränetät hin- 
zuftellen. .. Was fol man ſich denfen, wenn man in ber 
Kammer und in Öffentlichen Blättern nur von den Lücken 
unferer Berfaffung, von den Mißgriffen ber Staatsregie⸗ 
sung hört und lieſt? Blos die Schattenfeite hervorheben 
und. ohne thatmäßige Beleuchtung abfichtlih dem Tadel 
preisgeben, das Beſſere mit Stillſchweigen übergehen, ift 
wahrlich unredlidy und verräth gegen das eigene Intereffe 
ded Bayrifchen, dem Könige und ber Berfaffung treuen 
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Bolfed die unlautere Abſicht, die in der Verfaffung ge- 
gründete und durch diefelbe geftärfte Kraft der Regierung 
lähmen und die Wilffür auf den Thron feßen zu wollen.” *) 

Der Abgeordnete Schüler hatte vor Allem durch feine 
Unterfuchung der Finanzlage im Ausſchuſſe das Refultat 
jener Abſtimmung über die Nechenfchaftsablage herbeige- 
führt. Die Münchner Politifche Zeitung fand bei ihm doch 
wieder fo wenig bdeftructive Tendenzen, daß fie ihm die 
Adficht, ind Minifterium zu gelangen, unterfchob. 

„Doch Herr Schüler würde ſich wahrſcheinlich bald ' 
fehr unbehaglich an feiner neuen Stelle befinden; er würde 
fid) bald überzeugen, daß es viel leichter fei zu tadeln, als 
felbft beffer zu machen, daß es eine reine Unmöglichkeit 
fei, den widerfprecdhenden Anforderungen von Erfparniffen 
und gleichzeitigen Mehrausgaben zu genügen, überhaupt 
aber, daß ed damit nicht gethan fei, ded Vormittags ein 
Paar Stunden zu arbeiten, ded Nachmittage aber mit 
Herrn Wirth und Herrn v. Gruben fpazieren zu fahren 
und den Abend im Theater oder in Kaffeehäufern zuzubrin- 
gen und dies würde feinem angebornen Hang zur Bequem- 
lichfeit wenig zufagen." **) | 

Nun follten fi) Regierung und Bolfdvertretung über 
bie Preßgefeßgebung einen. Bei der Didcuffion ded von 
der Regierung eingebrachten Preßgeſetzes, weldye am 22. Zuli 
begann, fprady man fich in der Abgeorbneten-Rammer all» 


*) Beilage zur Münchner polit. Zeitg. Nr. 178. 
*) Münchner politifhe Zeitung. Nr. 178. Montag 18, Juli 
1831. ©. 1242, 
14* 
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gemein gegen die Fortdauer der Cenſur aus und man war 
nur über die Bedingungen und über die Art der Abfchaf- 
fung derfelben verfchiedener Meinung. 

Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten v. 
Armansperg hatte in den Ausfchußberathungen erflärt, daß 
die Bayrifche Regierung nicht einfeitig, nicht ohne Horgän- 
giged Benehmen mit den anderen Deutfchen Staaten bie 
Genfur aufheben könne: die liberalen Volksvertreter ſuch⸗ 
ten ihre Regierung zu überzeugen, daß fie ſelbſtſtaͤndig fei 
und das Recht der Souveränetät ausüben müſſe. 

Mo ed feine verfaffungsmäßige Gefeßgebung gelte, 
dürfe Bayern nicht von fremden Staaten abhängig fein: 
wo es die Aufrechterhaltung und Weiterbildung feiner Ver⸗ 
faffung gelte, dürfe Bayern nicht den Dictaten einer Ber- 
fammlung von Gefandten unterworfen fein. Bayern fei 
in diefen Hinfichten fo frei gegen den Deutfchen Bund, 
daß es nicht einmal feine Verfaffung unter den Schuß 
beffelben geftellt habe. Das proviforifche Bundespreßgeſetz 
vom Jahre 19 fei in Bayern gleich mit der Elaufel pub- 
licirt, dag man ſich danach achte, infofern ed mit der 
Staatöverfaffung und den beftehenden Landeögefegen in 
Uebereinftimmung ftehe. So fei nicht jener Bundesbe- 
ſchluß, fondern immer nur die Verfaffung und das ver» 
faffungsmäßige Geſetz dad Hauptfächliche und Nermativ⸗ 
in Bayern. 

Im Jahre 1824 ſei die Bayriſche Regierung dem 
Bundesbeſchluſſe, die Geltung des proviſoriſchen Preßgeſetzes 
zu verlängern, nur unter der Bedingung Beigetreten, daß 
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baldmöglichſt eine Vereinbarung über ein allgemeines 
Deutfched Preßgejeß zu Stande komme. Diefe Bedingung 
fei nicht erfüllt worden, auch laſſe ſich in alle Ewigkeit 
nicht vorausjehen, daß zwijchen den fo verfchieben gearte- 
ten Deutfchen Staaten eine folche Vereinbarung zu Stande 
fommen werbe. Folglich habe die Bayrifche Regierung 
dad Recht, den im Jahre 1824 auf unbeftimmte Zeit ein- 
gegangenen Contract aufzufündigen: zumal da er die Preß- 
freiheit betreffe, die in die jura singulorum gehöre: Bun- 
bed-Berträge über folche jura hätten nur bei Stimmenein- 
belligfeit der Contrahenten Kraft, verlören alfo ihre Gel- 
tung, fo wie ein Gontrahent anderer Meinung werde. 

Es fei in diefem Falle höchftend darauf zu fehen, daß 
der Bertrag nicht intempestive aufgefündigt werde: wann 
fei aber die Herſtellung vollfommener Preßfreiheit mehr an 
ber Zeit gewefen ald im Sabre 1831, wo der Werth und die 
Rothwendigfeit der Preßfreiheit zur öffentlichen Meinung 
geworben fe. Dad Volk fei reif. „In dem Bilde der 
gegenwärtigen und nächftfolgenden Zeit, wie ed vor mei- 
nem Geifte fteht, fagte der Abgeordnete meiner am 
25. Juli, zeigen fid) folgende Grundriffe: die Regierungen 
haben und werden nicht mehr haben nicht Kinder, nicht 
Unmündige, nicht Unterthänige, fondern freie Staatsbür- 
ger, firebend, verlangend, befigend alle Freiheiten, ange- 
mefjen der flufenweifen aber unendlichen Entwidelung und 
Bervollfommnung ded Menfchengefchlechts; — freie Staate- 
bürger, unterwärfig nur den Gefegen, die fie ſich felbit in 
Mebereinftimmung mit den. Regierungen geben, deren all» 
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einige, aber auch für die Emwigfeit dauernde Grunbpfeiler 
und Stügen find: Wahrheit, Gerechtigkeit, Weisheit, Ber- 
nunft.“ 

Der Staat, der dem Geiſte der Zeit folge, meinte 
Willich am 23. Juli, fei der ftärkite. 

Bayern, fo rieth man ber Regierung, möge doch einen 
Preßverein mit den conftitutionellen Staaten Sübdbeutfch- _ 
lands fchließen. 

Es fehle der Regierung wahrfcheinlicd nur an einem 
triftigen Grunde, dem Bundestage gegenüber, um den 
Preßvertrag von 1819 aufzufündigen: nun gut, ein folder 
ftarfer Grund könne ja der Regierung durch Das confe- 
quente Dringen ber Stände auf gänzliche Vernichtung aller 
Genfur an die Hand gegeben werben: denn das fei doc) 
wohl nicht anzunehmen, daß die Regierung den Bundes⸗ 
tag nur zum Vorwande nehme, um fi) von mißliebigen 
conftitutionellen Leiftungen. loszumachen. 

Uebrigeus feien die Deutfchen Regierungen, wenn fie 
etwa die Bayriſche Preßfreiheit zu fehr fürchten follten, 
durch das Bayrifche Preßgeſetz gefchügter ald durch Die 
bisherige Cenſur. v. Clofen wünfchte am 25. Juli, daß 
die diplomatifche Tribune heut vecht ſtark befegt wäre; 
denn er hoffe die Mitglieder des Deutfchen Bundes zu 
überzeugen, wie es ihr eigenes hohes Intereſſe fei, daß bie 
unbedingte Preßfreiheit in Bayern durch die neue Preßge- 
feßgebung eingeführt werde. Denn während das beite- 
hende Strafgefeg Beleidigungen gegen auswärtige Mächte 
ungeftraft laſſe, fänden diefe, abgefehen von den Cautionen, 
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auch noch in dem Gefe gegen Preßvergehen und Berbre- 
hen eine ftarfe Garantie gegen Injurien. 

Auch von Ehrne zeigte, man brauche in dem Preß- 
gefeg ja nur eine Strafe für Beleidigung ded Bundes feit- 
zufegen, dann werde „das Nämliche” erreicht werben: wie 
bisher durch die Genfur. 

Die Cenfur aber, darin fam man überein, fei ein Un- 
recht, gegen das ſich das „Bayriſche Gefühl empören” müffe, 
gegen das zu flimmen, ſchon „der Stolz, Bayer zu fein,‘ 
zwinge. 

Diefer Abfchen der liberalen Vertreter vor der Beauf- 
fihhtigung der Meinungsäußerung durch den Staat war fo 
groß, daß fie fich zu Vorfchlägen und Anfichten, in denen 
eine Auflöfung des Geſetzes überhaupt lag, fortreigen lie- 
fen. dv. Ehrne fprady fich gegen den bie Preß-Bergehen 
und Berbrechen betreffenden Gefegentwurf aus, weil er bie 
treuen Bayern vor ganz Deutfchland des Mißbrauches ber 
Preſſe und der Bemühung, ihre Regierung, die beftehenden 
Religionggefellichaften, die Geſetze, die Sittlichfeit zu ſchmaͤ⸗ 
ben umd zu verfpotten, für fähig erfläre. Löſch war fo 
fehr gegen jedes complicirte Preßftrafgefeg, daß er bie 
Wahrheit oder -Unmwahrheit einer Behauptung bei einem 
etwaigen Prefproceß zum einzigen Kriterium. machen wollte. 

Doch, die Majorität der Kammer gab der Regierung 
Garantieen gegen die Preffreiheit, diefe heiligfte aller Frei⸗ 
beiten, wie fie Gmeiner nannte. Cautionen, die Wachſam⸗ 
feit der Polizei, ein Strafgeſetz follten bad Beſtehen der 
Regierung, die Sittlichfeit, die Kirche, dad Geſetz und die 
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Ehre des Privatmannes ficher ftellen. Die Regierung hatte 
dagegen ſchon die Eoncefflon gemacht, daß die Beurtheilung 
der Preßvergehen aus den Händen ihrer ordentlichen Ge- 
richtöhöfe in die von Privatleuten, einer Jury, übergehen 
folle. 

Bei ber Abftimmung am 5. Auguft erlitt der Preß- 
gefeßentwurf der Regierung bedeutende Modificationen. Für 
die Hauptmodiftcation, nad) welcher die Cenſur gänzlich aus 
dem Geſetze wegzulaffen fei, ergaben fid) 67 gegen 40 
Stimmen: da aber die Genfur eine verfaffungsmäßige In— 
ftitution und für Abfchaffung einer folden in der Bayri- 
fchen Abgeordnetenfammer zwei Drittheile der Stimmen 
nöthig waren, fo wurde jene Mopification ald verworfen 
angefehen, Beſſeres Schickſal hatte die vom Abgeorbneten 
Heinzelmann vorgefchlagene Modiftcation, „daß die Genfur 
auf die beftimmte Dauer von ſechs Monaten, vom Tage 
der Publication des Edictd an, befchränft und die Staatd- 
regierung angegangen werde, binnen biefem Zeitraume bie 
hinfichtlich der mit Ende deffelben erlöfchenden Cenſur al- 
lenfalls nöthigen Einleitungen am Bundedtage zu treffen :’ 
103 Stimmen gegen 6 confentirten hierzu. 

Ueber die Stellung, welche fi) die Regierung zu bem 
amendirten Gefeßentwurf zu geben habe, ſprach ſich Cul- 
mann aus: man würde feinen Begriff von den Anforde» 
rungen bed Jahres 1831 haben, wenn man fid) der Pref- 
freiheit entgegenftemmte: zwar habe dad conftitutionelle 
Weſen in Bayern noch nicht fo tiefe Wurzeln gefchlagen, 
daß die Staatsregierung baffelbe ohne Mitwirkung der 
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Stände fördern würde: doch fei eben die Stimme ber 
Ständeverfammlung mächtig genug, um die Regierung von 
unliberalen Maßregeln abzuhalten. Es fei 3.38. gar nicht 
denfbar, daß die Staatöregierung je wieder eine Genfur- 
verordnung wie die vom 28. Sänner erlaffe: die Aufre- 
gung des Bolfes würde nody größer fein und in einer 
Ständeverfammlung nad) drei Jahren würden ſich wenig- 
ftend hundert Stimmen zu Verurtheilung des Minifters 
vereinen. 

„3a, meine Herren,” fagte der Minifterverwefer von 
Stürmer in der Situng ded 25. Juli, „auf der Bahn der 
Freiheit, aber nur der verfafjungsmäßigen Freiheit wollen 
wir voranfchreiten, Sie nicht nur, fondern aud) Die Staats- 
regierung. Ein ſolches Boranjchreiten foll ein Ehrenpunft 
fein. Aber das Vorfchreiten foll nicht im Tumult, nicht 
im Galopp geſchehen; allmälig und langfam entwidelt ſich 
jedes ſolide und dauerhafte Gute, auch mit Mäfigung 
fommt man zum Ziele. Auch) die Mäßigung und id) möchte 
fagen eine Art von Großmuth gegen verjährte Vorurteile 
(wenn fie anderd diefen Namen verdienen) bringt dem 
Mäßigen, dem Großmüthigen Ehre umd führt zum Zweck 
füherer, wenngleid) etwas fpäter.“ 

Es fam darauf an, ob nicht die Kammer der Reiche- 
räthe das mäßigende Element in Bezug auf die Genfur 
fein werbe. 


— — — —— 
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Die materiellen Intereffen, deren Berüdfichtigung ci- 
nige Abgeordnete bei Gelegenheit der Befchwerbeführung 
gegen den Minifter v. Schenf vermißt hatten, wurden vom 
3. Auguft an, gleich nad) der Diecuffion des Preßgeſetzes, 
Gegenftand mweitläufiger Berathungen. Schon bei Gelegen- 
heit des Rechenfchaftöberichtes war der aderbautreibende 
Theil der Bayrifchen Nation als ein gebrüdter gefchildert 
worden. Seht führte man diefe Schilderung weiter aus 
und wetteiferte in Borfchlägen, um die Landescultur zu 
heben. — 

Bayern, fagte man, ift ein ackerbautreibender Staat; 
von feinen 856,130 Familienvätern gehören 635,892 dem 
Aderbau an. Zu dem Staatöbedarf von über 28. Millio- 
nen jährlich concurrirt die Claſſe der ’ aderbautreibenden 
Staatöbürger mit 18,766,124 Fl. Rechnet man hierzu 
die grumdzind- und zehentherrlichen Gefälle der Communten, 
Stiftungen und Privaten, die Kreid-, Diſtriets⸗ und Ges 
meindeconcurrenzen, bedenft man ferner, mit was für Gas 
Iamitäten der Aderbau noch überdies zu fämpfen: hat, be⸗ 
denft man, daß er von großartiger Unterftägung von Seite 
der Staatöregierung verlaffen ift, fo findet man es begreif⸗ 
lih, daß der Gredit auf Grund und Boden zerſtört iſt, 
daß der Güterwerth auf der niedrigſten Stufe ſteht und 
noch won Tag zu Tag finkt, daß der Gutsbeſitzer von Tag 
zu Tag Ärmer wird und mit ihm die ganze Nation: 

Noc immer fcheint man dag Dictum: rustien gens 
optima .flens pessima ridens ald..richtig behaupten zu 
wollen. Der Landmann im Rezatfreis 4. B. muß mit eis 
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ner fchwarzen Suppe und Erbäpfeln zufrieden fein, die 
er fi) täglich dreimal als Kederbiffen vorfegt: er ift nur 
von der Natur mit frifcher Luft, die er an feinem Pfluge 
reichlich) genießen darf, begünftigt.. Nur Magen hört man, 
wo das Geld für Steuern und Kleidungsftüde aufgetrieben 
werden folle: Died möchte auch größtentheild das Loos 
ber Aderbauer in ganz Bayern fein. 

Bon einer Oberfläche von faft 1400 Quadratmeilen 
find 2,364,000 Tagwerfe unbebauted Land: Bayern fünnte 
eine doppelt fo große Population ernähren und durch eine 
zweckmäßige Benutzung ded Bodens in den Stand gefeßt 
werben, noch ein Königreich in fich felbft zu erobern. 

Was aber einen ſolchen Auffchwung der Kandescultur 
hemmt, ift der Umftand, daß der Grundbefig größtentheils 
nicht in freiem Eigenthum befteht. Ganz freied Eigenthum 
ift in Bayern vielleicht der zwanzigſte Theil alles Grund- 
beſitzes; das Uebrige ift in den verfchiedenften Formen blog 
nugbared Eigenthum. 

Der eine Beſitz hängt in feiner Dauer nur von ber 
Gunft des Herrn ab, ein andermal befchränft ſich das 
nußbare Eigenthum auf die Lebensdauer des Grundherrn, 
nach deſſen Tode immer neu geftiftet werden muß. Wer 
nun das Unglüd hat, an einen alten Gutsherrn zu gera- 
then, wer zu irgend einem einfachen Benefizium oder auf 
Dfarreien, worauf immer nur alte gebrechliche Geiftliche 
präfentirt werden, neuftiftig ift, muß zwei-, drei», oft vier- 
mal im Leben die Grundgerechtigfeit loͤſen. 
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Wieder ein nutzbares Eigenthum ift erblich überlaffen, 
jedoch fo, daß zu einer Veräußerung der Conſens des Grund- 
herrn erforderlich ift. Einige Güter find gegen eine jähr- 
liche Zinggilt zum vollen Eigenthum überlaffen. 

Mit allen diefen Kormen des nußbaren und vollen 
Eigenthums find die Herjchiedenartigften Laften und Leiltun- 
gen in Geld und Naturalien verbunden, Das Laudemium, 
die Scharwerfen, jährliche Stiften und Gilten, Zehnten in 
allen Abftufungen, jo wie falt alle landesherrlichen Brä- 
ftanden, fallen dem Aderbauer zur Lalt.*) 

Das Edict VL zur Verfaſſungsurklunde 8 fagt 
zwar: „die ungemefjene Scharwerf, Frohne, ſoll burchge- 
hends in gemeflene oder beftimmte Dienfte: verwandelt wer- 
den.“ Allein feit 13 Jahren ift hierin, außer bei den un⸗ 
mittelbaren Unterthanen, jo viel ald Nichts gefchehen die 
mit ungemefjener Scharwerf Bedrüdten: haben wergebend 
um Hilfe gerufen und ſich in Proceffe verwickelt, Die ihren 
Untergang berbeiführten. 

Durd) diefe Scharwerf ift der Landmann gerade in 
der fchönften Zeit, zur Saat- und Erntezeit, von der Feld— 
arbeit abgehalten. Allein aud) der Staat nimmt feinen 
Anftand, ihn zu jeder beliebigen Zeit zu Waffer- und Stra- 
fenbauten anzufpannen. In einem naffen Srühlinge oder 
Herbfte, wo ber Landmann die fchönen Stunden oft mit 
Kummer zählt, wo das Glück feined Hausweſens von 


*) Vergl. die Verhandlungen Über bie Verwendung der Staats: 
einnahmen. Seite 140 sgq. 
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Einem richtig benußten oder verfäumten Tag abhängt, fteht 
der Gerichtödiener gerade bei gutem Wetter vor feinem 
Kenfter und ruft: „Morgen auf die Straße.“ 

Am fchlimmften find die ehemaligen Kloftergrundholden 
und die Weinbauer daran. Anforderungen an die erfteren, 
welche unter der Herrfchaft des Krummftabes nie in ihrer 
ganzen Strenge durchgeführt wurden, follen jetzt vollftändig 
erfüllt werben. Ein folder Bauer aus meiner Gegend, 
erzählt der Abgeordnete v. Anus (9. Auguft), hat 160 Tag- 
werf Felb, auf dem er in einem guten Mitteljahr 180 
Scheffel Getreide erndtet. Davon muß er 55 Scheffel 
Gilt und ungefähr 15 Scheffel Zehent abgeben. Bedarf 
er außerdem etwa AO Scheffel zur Speife für zehn Per- 
fonen und 33 Scheffel zur Saat, fo bleiben ihm 37 zum 
Berfauf: aud deren Erlöd fol er nun die Koften für 
grunbherrlichen Kleindienft, fol er das Scharwerfgelb, 
Dienftbotenlohn, Reparaturen, Steuern, Gemeindelaften und 
den Unterhalt der Familie beftreiten. Kein Wunder, daß 
bie Ganten an der Tagedorbuung find. 

Die Wohnungen der Häder find zerfallen. Der Häf- 
fer, der bei der Anlage feined Weinberges fchon bedeutende 
Auslagen hat, fann in einer Reihe von Sahren auf Feinen 
Ertrag rechnen. Tritt endlich der Segen einer Weinlefe 
ein, dann fteht hier der Rentbeamte und fordert die fehul- 
dig gebliebene Staatöfteuer, dort der Gemeindeeinnehmer 
wegen ber nicht entrichteten Gemeindeumlagen, da ber Ka- 
pitalherr wegen der Zinfen, dort der Bäder u. ſ. w. Der 
Häder ift entweder gezwungen, den Wein ſchon in den 
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Beeren zu veräußern, oder die Erecution tritt ein. Kein 
Wunder, wenn man bei ben Hädern abgedorrte Geſichter 
und fo viele früh gealterte, fcefettähnliche Menfchen ſieht: 
weil ihnen alles gleihgiltig geworden, hört man. gegenwär- 
tig faft Feine Klage mehr und höchitend den Wunſch, die 
Regierung möchte die Weinberge übernehmen‘ und den 
Hädern Taglohn geben. 

Sn diefer Lage ſchmachten beinahe 12,000 -Häderfa- 
milien im Untermainfreife: der Weinzehente trägt: Haupt» 
fächlich zu ihrem Ruin bei. Die Beltimmung ber: Lefezeit 
erfordert nämlich die Uebereinftimmung ber Polizeibehörde 
mit‘ dem Zehentherrn. Erflärt nun der Rentbeamte, die 
Zeit fei noch nicht da, ben Zehent einzufammeln, ſo muß 
bie: Polizeibehörde ihm nachgeben, es treten unerwartete 
Räturereigniffe ein und vermindern ben Ertrag: um die 
Hälfteroder find in ihren Folgen fo: nachtheilig, daß ſie 
auch die Erndte des folgenden Jahres zerſtören. So konnte 
wegen ber verfpäteten Weinlefe des Jahres 1829 beinahe 
fein einziger Weinberg mehr gedeckt werben, die Reben er⸗ 
froren, das Jahr 1830 war ein Mißjahr 

Durch den Befit des Behentiveines tritt die Behörde 
mit dem Häcer in Concurrenz: die Zehentiweine werden 
von den Behörden: verfteigert; Jedermann wartet auf dieſe 
Berfteigerung‘ md fauft vorher ben Weinbergbeftgern nichts 
ab. Und nun beftimmen noch gar die Zehentmeine, welche 
oft fehr niedrig abgehen, den Preis des Weines. 

Ein weiteres Hinderniß der Landescultur find bie 
Meingilten: der Befiger eined Weinberges möchte bei be» 
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ſchraͤnktem Abfage den Weinberg vielleicht aufgeben und in 
andere Felder umwandeln; allein es laſtet auf demfelben 
eine Weingilt, und jener muß Weinbauer bleiben. 

Vorzůglich in jenen Gegenden, wo das Leibgehege noch 
befteht umd funfzehn bis zwanzig Stüd Hochwild in jeder 
Nacht ganze Streden zerftören können, ift ferner das Wild 
eine wahre Landplage. Die Gefege, flatt für die Jagd⸗ 
berechtigten Abfchredungsmittel zu fein, machen ed dem 
Beſchaͤdigten faft unmöglich, feine Klage anzubringen, und 
verwideln ihn oft noch in Koften. „Ihr laßt Euer Horn- 
vieh in die Felder laufen, und dann fagt Ihr, ed fei Wild 
geweſen,“ fo fährt der Förfter die Bauern an, wenn fie 
den Wildſchaden abgefhägt wiſſen wollen. 

Wie ift nun bei allen diefen Hinderniffen der Cultur, 
bei allen dieſen Abhängigfeitöverhältniffen des Aderbauerd 
eine erfreuliche Landescultur möglich? Warum follte 3. B. 
Semand bei ftreng leibfälligen Gütern eine Berbefjerung 
unternehmen, von der derfelbe nicht mit Zuverſicht erwar- 
ten kann, daß fie ihm während feines Lebens allen Bortheil 
bringen werde? Welche Eultur ift wohl da zu erwarten, 
wo ber Grundherr dad Recht hat, dem Unterthan die Ber- 
befferung des Gutes fogar zu verbieten? 

Wenn der mit Abgaben überladene Bauer tagtäglich 
von Morgend 4 Uhr bis Abends 8 Uhr geadert und ge- 
füet, geerndtet und gedrofchen hat und dann fieht, daß 
ungeachtet alles Arbeitend und Cultivirend für ihn und 
feine Kinder nichts übrig bleibt, ald Erbfenfuppe und 
Sauerfraut, ſchwarze Nudeln und ſchwarzes Brot, wenn er 
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Schmied, Wagner und Sattler nicht bezahlen kann, von 
‚ Amtleuten und Rentamtöboten überlaufen und erecutirt 
wird, dann Friegt er dad Gultiviren endlich fatt. — — 

Bergebend haben feit mehr ald einem Jahrhundert 
über breihundert landesherrliche Verordnungen die Hebung 
der Landescultur bezweckt: vergebens hat man bei ben 
Ständeverfammlungen von 1822, 25 und 28 die Landes- 
enltur zur Berathung zu bringen geſucht. Ein eigenes 
Mißgeſchick fchien bisher obzumalten. 

est müflen die Forderungen ber Bernunft und der 
Zeit auch in dieſem Gebiet geltend gemacht werden. Es 
handelt ſich um nichtd weniger ald um die phyflfche und 
moralifche Emancipation des Landmannes. 

Neun Anträge auf Vorlage eined Landedculturgefeßes 
waren nacheinander in ber Kammer geftellt worden: der 
Freiherr v. Clofen vor Allen hatte ein vollftändiged Geſetz 
unter der Form von 71 Anträgen vorgelegt. 

In der Debatte vom 3. bis zum 13. Auguft wurden 
die Mittel zu jener Emancipation befprochen. Diefe Mit- 
tel follten alle ſtreng rechtlich fein. Verminderung der 
Abgaben, fagte Rabel, könne das Bayrifche Volt vom Ver⸗ 
derben retten; es fei jeßt höchfte Zeit dazu, biefelbe laſſe 
ſich gar leicht durch Vermeidung von Luxus⸗ und ummöthi- 
gen Bauten, durch freiwillige Opfer, welche die Zeit ge» 
biete, ind Werk fegen. Eben fo gebieterifch zwinge bie 
Zeit, die Volkslaſt gleichheitlich zu vertheilen; es ftreite ge» 
gen die Weisheit und die Orundfäge ded Socialvertrages 
und der Givilifation, die Laften einfeitig aufzubürben: alle 
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meinen Staats zweck concurriren. 

Die Gebundenheit der Güter, ſagte man * mürje 
aufgehoben werden; gerade der große Gutöbefißer betreibe 
ſeine Wirthichaft mit der geringſten Umficht / gerade große 
Guter unterliegen der Gant, und Familien, welche durch 
Abtrummerung des Gutes einen draͤngenden Hypotheken⸗ 
glaͤubiger befriedigen könnten, würden) ganz und gar von 
Haus und Hof vertrieben. Großen Eigenthümern werde 
immer xine beſitzleſe Menge gegenüberſtehen. Warum denn 
der Rheinkreis in feiner Broduetiondkraft ſo berühmt ſei? 
Weil dort Wenig große Güter beſtehen, das Land durch 
ben Spaten bearbeitet werde und eigentlich Gartenwirth— 
ſchaft herrſche. 

Hiergegen ward eingewandt / Daß. die Auflöſung der 
Gebundenheit doch nicht; unbeſchräͤnkt auszuſprechen ſei; 
ſonſt könne ‚ed dahin kommen, daß der Grundbeſitz auf fo 
kleine Theile zerſplittert werde, die nicht hinreichen, eine 
Familie zu naͤhren. Statt Wohlſtand werde Armuth, ſtatt 
erwerbſamer Landeigenthümer werden Bettler und Diebe 
erzeugt werden. Schon jetzt habe. man: in: Bayern ganze 
Dörfer, welche ein: Bild ſolcher Armuth und Erniedrigung 
darbieten. In den Dörfern Blöckenthal und: Forſthardt, 
Landgerichts Vilshoſen, haben die meiſten Familien kaum 
2—3 Tagwerk Geund, zund dieſer ſei noch ſchlecht (genug: 
wenigſtens der dritte Theil der Bewohner ſei immer sin 
ten, Gefangniſſen, jedes dieſer Dörfer habe eine: eigene 
Gendarmerieftation, fein Menſch dürfe ohne polizeiliche 
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Erlaubnig aus biefen Orten gehen, und bie Bewohner der⸗ 
felben werden alle Tage HR: damit Niemand aus- 
fomme. | 

Die endliche Folge von Allem. fei fobann, daß bie 
Reichen. die Güter nach und nach an ſich ziehen umd wie» 
der große Complere bilden. Es fei daher nothwendig, ein 
Minimum feftzufegen, bis zu welchem Güter zertrümmert 
werden fönnen; fonft werde eine allgemeine Eigenthumelo- 
figfeit des Bauernſtandes, eine Auflöfung der foliden feden- 
tären Bevölferung in das unglückliche befisiofe Heer von 
Pächtern und Soldarbeitern die unvermeibliche Folge der 
gefelich fanctionirten Güterzertrümmerung fein. 

Die Anhänger der Reform fagten ferner, daß das 
Ziel einer vernunftgemäßen Landescultur-Gefeßgebung zwar 
die vollitändige Ablöfung ded Obereigenthums, die VBerwand- 
lung des nutzbaren in völlig freies Eigenthum ſein müffe, 
daß aber fürs erfte nur eine Umwandlung und Firirung 
der Feuballaften eintreten, daß die Laudemien in Mayer— 
fchaftsfriften, daß die Teibrechtlichen, die Neuftift- und Frei- 
ftift-Güter in erbrechtliche, die erbrechtlichen in ———————— 
Güter umgewandelt werben möchten. 

Die Frohnen feien in eine jährliche Gelbpräftation 
umzumanbeln; das gereiche auch ben Frohndberechtigten 
zum Bortheil, weil die Scharwerk ſtets mit Widermwillen 
und baher fchlecht geleiftet werde; auf einem in der Schar- 
werk gepflügten Lande werde oft mehr verdorben als ge- 
nützt; mit weniger ald der Hälfte guter, fleißiger Arbeiter 
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finne mehr gemacht werben, ald mit einem Heer von 
Scharwerfern. 

Man frage zwar, wo ber Erfaß ber arbeitenden Hände 
in der Erndte und bei andern nothiwendigen Arbeiten fei. 
Aber jene Menfchen, die vorher in der Scharwerf arbeite- 
ten, würden fchon felbit Arbeit um Lohn fuchen, um ihre 
Geldreichnig für die umgemwandelte Scharwerf Teiften zu 
fünnen. j 

In Bezug auf den Zehent möge feitgefegt werben, 
daß der Neubruchzehent gänzlich aufgehoben, der Blut- und 
Kleinzehent fogleich abgelöft, der Großzehent überall in eine 
Getreidegilt umgervandelt werde. *) 

Wie denn der Zehentherr einen Anſpruch darauf ma- 
hen Fönne, dag ihm audy von dem Mehrgewinn, welchen 
ber Zehenthold durch einen größeren Aufwand von Kraft, 
Arbeit und Capitalien, durch. ingeniöfe Verbefferungen er- 
werbe, ein Antheil zufalle? Ob nicht der Zehenthold durch 
biefen ungerechten Anspruch oft genug von Berbefferungen 
und fleißigerer Arbeit abgehalten werde? 

Uebrigens habe der Zehentherr bei der Firation einen 
ungweifelhaften Bortheil; er gewinne die nicht unbeträcht- 
lichen Koften für Einferung und Ausdrefchen des Zehents; 
bie ftändige Abgabe überhebe ihn des Nachtheild, welcher 
ihm aus schlechter Bewirthfchaftung und Depravirung des 





) Rah dem Königlich Bayrifhen Regicrungsblatt, 1831, ©, 
231, waren am! Schluß des Jahres 1830 tie Zehnten von mehr 
ald 1200 Gemeinden, Weilern und Höfen firirt und £rugen in dies 
fer Form über 100,000 Fl. und 200,000 Scheffel Getreide ein. 
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Gutes, aus ſchlechtem Erndtewetter, aus Veruntreuung fei- 
ner Dienftboten entftehen würde. 

. Die Fixirung des Zehenten fchlage zur. einem‘ Gewinn 
für die. Moralität aus. Was für einen Eindruck es wohl 
auf den Bauer ‚machen müfje, wein ‚er feinen Seelforger 
mit feiner Köchin von Haus zu Haus ziehen und ſich wor 
jedem Gänfeltall mit dem Bauer und der Bäuerin fireiten 
ſehe? Ob es die Moralität der Pfarrfinder hebe, wenn 
fie. mit ihrem geiftlichen a des — —— in er 
cefjen ‚liegen? _ 

Gegen dieſe Vorfchläge. — man: Iſt es den Re— 
formfreunden Ernſt damit, daß fie ben Guts⸗, Frohnd⸗ und 
Zehentherren bei der Umwandlung ein volles Aequivalent 
ihrer bisherigen Rente wollen zukommen laſſen, fo. heißt 
das ja nur die Laſt, die der Bauer bisher auf der rechten 
Schulter getragen, auf die linke legen. Wird der Zehent 
nicht. gleich vom Acker aus eingefahren, fo iſt zu fürchten, 
daß. von unredlichen ‚Zehentholden nur. bie. fchlechteften 
Früchte, nur der Abfall vom Getreide geliefert werde. Es 
ift für. den Bauer immer unangenehm, wenn er von der 
ſchon eingefahrenen. Erndte wieder einen Theil abgeben 
muß. Er wird ſich zu VBeruntreuungen verleiten. laffen und 
fo werden, nad} wie vor ‚Proceffe unvermeidlich fein. 

° Und wenn man. audy den ‘Pfarreien in dem firirtehi 
Zehent ein volles Aequivalent des früheren giebt, fo erlei- 
den fie doch dadurch einen Verluſt, daß fie die Gebäude, 
beren fie bisher wegen des Rutntahiehene beburften, nö 
fen verfallen laſſen. 
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Durch die Aufhebung der gegenwärtigen Zthentpercep> 
tion werben: viele Familien, die biöher bei dem Sammeln 
der Zehentgarben verwendet würden und im Winter: ihren 
Unterhalt in dem Zehentſtadel fanden, Beſchaͤftigung und 
Unterſtützung verlieren. So gerade entzieht man dem ge— 
ring bemittelten Landmann: noch die letzte Gelegenheit, ſich 
zu ernähren Was nützt es, wenn man dem Einen nimmt, 
um dem Andern zu geben? 

Bei ſchlechter Erndte würde: der Bauer übrigens auch 
von dem firirien Zehent einen. Nachlaß begehren und der 
Zehentherr würde ihn kaum abſchlagen können. 

Was die gänzliche Ablöſung der Leiſtungen und Reich- 
niſſe betrifft ſo werden gerade die kleinen Eigengrundbe⸗ 
ſitzer unter derſelben leiden. Kleine Leiſtungen, die ihnen 
als jährlichen Rente eine Unterſtützung waren, werden ih» 
new, wenn ſie einzeln abgelöft werden, dann und wann 
nur xein geringes Capital einbringen, das fie nicht wieder 
anlegen fünmen, das fie ausgeben, fo daß ihmen ihre Rente 
unverſehens und ohne daß fle den Erfag merften, ent- 
ſchwunden it. 

Abgeſchaffte Laſten Fehren übrigens. meiftend in einer 
auderen Geſtalt wieder. Im Rheinkreiſe, in ganz Franf- 
reich bezahlt man Feine: Laudemien mehr, allein die dem 
Staate dort früher: zugefloffenen grundherrlichen Einnahmen 
mußten auf andere Weiſe aufgebracht werden: bei jeder 
Veraͤußerung nicht blos freier Landwirthichaftsgüter, ſondern 
auch aller Haͤuſer in Den Städten jo wie auf dem Lande 
müſſen vier Procente des Kaufpreiſes ald Enregiſtrements⸗ 
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gebühr an die Staatskaſſe gezahlt werden, wozu noch an⸗ 
derthalb Procent für die Transſcription kemmen. 
Woher ſoll aber vor Allem das: Geld genommen wer⸗ 
den, um ſo viele Laſten abzuloöſen, — viele — in 
Freiheit umzukaufen? 

Die Freunde der ——— ae * * 
Frage, es ſei zwar wahr, daß die Landeigenthümer bisher 
wenig Credit haben, daß fie daher mit großer Schwierig- 
feit die Sapitalien zur Ablöſung der Grundlaften auftreiben 
würden, ed fei ferner wahr, daß es für dem Landeigenthü- 
mer fchwer fei, ein auf fein Gut geliehenes Capital auf 
einmal wieder heraus zu zahlen: aber es ſei auch wahr, 
daß ed an Capitalien nicht fehle und: daß es nur darauf 
anfomme, diefen Eapitalien ihre‘ Zinfen: zwi gavantiren. 
Diefed könne man erreichen: durch ein: Ewiggeltinſtitut, 
durdy fucceffive Heimzahlung des Capitals, oder durch ‚eine 
Geſellſchaft, weldye ſich gegenfeitig die —* 
und die Zinſen berichtige. 

Wird das Ablöſungscapital, ſagte sie zu 
dem Fünfundzwanzigfachen der jährlichen Reichniß veran⸗ 
fchlagt, fo wird: der ablöfende Bauer nur verlieren; er wird 
höhere Intereffen zahlen wüffen, ald die jährliche Natural» 
reichniß werth war. Ja feldft,. wenn er nur das Funf- 
zehnfache giebt, fo wird er: nichts gewinnen, die Zinfen 
bed Capitals werben etwa dem Werthe der bisherigen 
Reichniß , gleichfommen. Vor Allem‘ aber, was für sein 
großer Unterſchied ift es, ob ein Bauer zu dem Emiggelt- 
inftitut oder ob er zu feinem Grundherru im Berhältniffe 
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ers ſteht. Das Ewiggeltinſtitut wartet nicht, 
feinen Mißwachs Rücficht, es fordert feine 
fireng und auf bie Stunde. Zuerſt läßt es 
nimmt dem Bauer die Mittel, um ſich wieder 
aufjaheifen, unb Täßt ihn endlich von Haus und ‚Hof ver- 
treiben. 


Hi; 


Man denfe ſich alle Grumbbefiger in Bayern auf 
einmal als freie unbelaftete Eigenthümer; wie lange wird 
ſich dieſer Zuftand erhalten? Nicht länger ald bis zur 
erfien Beräußerung des Gutes oder bis daſſelbe in ben 
Erbgang füme! Der neue Befiger, ba er für das verbei- 
ferte Gut einen höheren Kaufpreis ald fein Vorgänger zu 
bezahlen Hat, oder der Uebernehmer, welcher feinen Ge- 
ſchwiſtern ungleidy größere Erbtheile oder Heirathogüter zu 
entrichten Haben wird, muß fein freies Amvefen mit Schrul- 
ben belafien oder einen noch größeren Betrag jährlich au 
Sapitaldzinfen leiſten als früher die grundherrlichen Prä- 
fianden beirugen. 

Der dermalige Zehentpflichtige hat fein Gut nm einen 
geringeren Preis erworben, weil ed mit dem Zehent bela- 
ftet ift und wenn er es als zehentfrei verkauft, fo wird 
er den Raufpreis um ben Eapitaldbetrag der früheren Ze- 
bentverbindlicyfeit erhöhen. Der Käufer wird alſo ben 
zehnten Theil feiner Erndte nur als dem ihm gebührenden 
Betrag eined baar bezahlten Capitals zurückbehalten Fönnen. 

Dur) Umwandlung und Abloͤſung bildet ſich alfo 
kein neued BVerhältnig, fondern nur eine neue, vielleicht 
drüdendeye Form des alten Verhaltniſſes. Es giebt bis 
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jetzt Zehentholden, die ſehr wohlhabend; und: Bauern mit 
firirtem Zehent, die arm ſind; die Erfahrung zeigt gebun⸗ 
dene gute und ungebundene ſchlechte Guter; die Zehnten und 
Frohnden haben bieher beſtanden und dermBaueriftand 
mit‘ ihren zabeklagt er fi, fo iſt der Grund der Klage 
vielleicht in ihm ſelber zu ſuchen. Auf den hie und da 
vorherrſchenden Hang zu Iururiöfen Lebenswandel der Ent⸗ 
firtlichung. mit ſich führt, aufden Mangel einer zeitge⸗ 
mäßen Dienſtbotenordnung, auf) die zuvielen Wirthshaͤuſer, 
welche das Kneipenleben begünftigen, die zu vielen Kirch⸗ 
weihen, Feiertage und Tanzmuſiken würde ein Geſetzgeber, 
welcher den Zuftand des ackerbauenden Standes verbeſſern 
will, wohl hinzuweiſen ſein. Diefe geſteigerte Rückficht für 
die Sittlichfeit würde es möglich machen, die Frage nach 
der Berechtigung des Befigers umd nad der Macht, welche 
der Staat: über: den Beſitz und: Pu ‚Formen habe, ganz 
bei Seit zu laſſen ir). Bla mitle) end 
Ueber diefe Nechtöfrage waren —— 

Culturgeſetzes und die Gegner einverſtauden Kein Recht 
dürfe bei einer Reform der bäuerlichen Berhältniffe verletzt 
werden, ſagten die Erſteren: nur dieſes ſei das echte und 
gerechte Gefeg, welches: die Rechte Aller unter ſeine Ob⸗ 
hut nehme; und. von Cloſen räumte nur inſofern dem 
Staate die Macht ein, in die Heiligkeit des Eigenthums 
eingreifend ein Recht aufhören zu Taffen; "als er für dies 
Recht vollſte Entſchaͤdigung gebe . vwd 
Gut, wenn: Ihr Fein Recht verlegen’ wollt/ antwor⸗ 
teten" die Gegner, warum redet Ihr gegen die rechtlichen 
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Formen, nuter denen / der Eigenthümer fein Gut zu nuß- 
barem Eigenthum dahingiebt. Die Worte Cultur, Freiheit, 
Humanttät, unter deren Schutz Ihr kämpfet, dienen einem 
dem Eigenthum feindlichen Geiſt zum Verſteck. Im Na—⸗ 
men der Humanität könnt Ihr conſequenter Weiſe Jeman— 
dem, der zwei rechtlich erworbene Röcke hat, den einen neh— 
wen. Das Recht muß ſtreng aufrecht erhalten werden, ſonſt 
welß am Ende Niemand mehr was recht, was unrechta iſt 

Airche Adel und Thron ſtehen feſt auf Grund und 
Boden, und ſie haben ein Recht auf dieſes Beftehen. Ruͤt⸗ 
telt man am Grund und Boden) ſo ruttelt man an ihrem 
Beſtehen, an ihrem Recht. 

Befindet ſich denn übrigens der Adel in einerſo 
glaͤnzenden Stellung? Er iſt allenthalben heruntergekommen, 
er hat in jenen Jahren, als der Rechtshaß der Revolution 
auch nach Deutſchland Fam, viele Opfer bringen müſſen. 
Warum hat man mit dem Grundholden fo) viel! Mirgefühl 
und mit dem Grundherrn fo wenig? 

Die Abſtimmungen von 22. und 23. Auguſt 4881 
geben folgende: Nefultate. Die Kammer beſchloß mit 86 
gegen 10 Stimmen, die Staatsregierung zu bitten, daß 
auf: Ben" Grund der von dem Freiherrn von Elofen geftell- 
ten 71 Anträge, die mit Abänderung und Zufägen, werfehen 
waren, ein Geſetz über Landescultur möge erlaſſen werden; 
Sie beſchloß daß vor Allem der Grundſatz Aufgeſtellt 
werde; die Gebundenheit der Güter iſt aufgeloͤſt, ſie ſetzte 
ein Miminum fuͤr Gutszertrümmerungen feſt, fie trug dar⸗ 
auf an daß der Zehent fixirt und daß ‚in der Folge Fein 
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Neubruchzehent eingeführt werde, daß der Frohnddienſt in 
eine jährliche Abgabe umgewandelt werden könne, daß bie 
Laudemien firirt werden, daß alle Güter, welche dem Staat 
unter was immer für einer Form grundbar find, in bo⸗ 
denzinfige Güter umgewandelt, für eine Umwandlung bei 
allem Grundbefig von Corperationen und Privaten Normen 
aufgeftellt werben, daß der Maaßſtab der Ablöfung für 
ftändige Renten mit dem 2öfachen Betrag, für unſtän⸗ 
dige aber mit dem 20fachen Betrag der abzulöfenben Rente 
angenommen werde; daß in den Kreifen bed Königreiches 
unter Garantie des Staates zum Behuf dev Ablöfung der 
Grundlaſten Greditanftalten errichtet werden mögen, welche 
Sapitalien zu 4 Procent unter der Bedingung ausleihen, 
baß biefelben nur von Seiten der Schulöner aufkündbar 
und mittelft Annnitäten von 1 pCt. abzutragen feyen, 
daß der Wildftaud vermindert, daß die Tanzmuſiken 
auf dem platten Rande bejchränft, die Verordnungen bin» 
ſichtlich der abgewürdigten Beiertage — vollzogen 
werden. 


Der Antrag v. Rottecks auf Abſchaffung des Zehenten 
hatte in Baden eine Heine Literatur ind Leben gerufen; 
Pfarer Müller von Bettberg hatte in einem „Sendfihreiben 
an v. Rotteck,“ Profeffor Birnbaum ‚von Bonn in einer 
anonymen Schrift „über ben Urſprung des Zehnten,” Geh. 
Rat Zachariä von Heidelberg in einer Abhandlung „über: 
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Aufhebung... |. w. ber Zehnten,” dieje letztere Laſt theils 
ald eine höchft zwedkdienliche und billige Abgabe, theild als 
ein Privateigenthum des Berechtigten wertheidigt, für wel⸗ 
dyed, wenn es abgejchafft würde, die volle Entichädiguing 
gereicht: werden. müſſe. Genannte Schriften waren mit 
Befliffenheit unter die Abgeordneten vertheilt worden. 

Die Diseuffion Über jenen Antrag, welche vom 28. 
Zuli Bis zum 2. Auguft dauerte, fuchte zuerft die recht- 
liche Natur des Zehenten feftzuftellen. v. Rotted hatte 
bei feiner Motionsbegründung den Zehenten für eine öffent- 
liche Abgabe erklärt, der Commifjtonsbericht hatte behaup- 
tet, daß ber Zehnte in feiner Entftehung „der Regel nach" 
eine vom Staat auferlegte Abgabe fei, er hatte aus ber 
Zweifelhaftigkeit der Natur des Zehnten und aus den Rüd- 
fihten der Billigfeit: gegen Pflichtige und Berechtigte her- 
audgebracdht, daß die Entfchhädigungsfumme für den Zehnten 
auf das Funfzehufache ded Nettobetrages feftgefegt und zu 
2 vom Pflihtigen, zu 3 vom Staat aufgebracht werben 
müfle. | 
Bei der Diecuffion wurden folgende Räfonnementd ein- 
ander gegen geftellt. 

Achtung und Schu für das Eigenthum, meinten bie 
Einen, fei dad Minbefte, was der Staatsbürger vom Staat 
erwarte. Zwar ſei das Eigenthum dem Staate gegenüber 
nicht abfolut, es unterliege gefeßlichen Befchränfungen: aber 
nach Regeln, die: für alle Eigenthümer gleich fein müffen. 
Rad) diefen Regelu ſei auch der Zehente zu. behandeln. 
Nur gegen Hollftändige Entfchädigung Fünne der Eigenthü- 
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mer eines DOM: gewungen —* * —* — zu 
verzichten. | * 2 sa bir 

Selbſt — der fer AA eine 
auferlegte Steuer geweſen, ſo habe er dieſe ſeine Matur 
bereits vor vielen Jahrhunderten verloren ande: es frage 
ſich heute nicht: was war oder was ſollte ſein? ſondern 
was iſt, was beſteht als Recht? Das gemeine Deutſche 
Recht betrachte ſeit Jahrhunderten das Werhaͤltniß des 
Zehntberechtigten zum Behmspflichtigen) als ein —E 
liches. 3 mu In iregndhurmir 

Ob denn minder Käufers eines — der im 
Vertrauen auf die Loyalität der Geſetzgebung den vollen 
Werth des erworbenen Rechtes entrichtet habe, die Hälfte, 
ein Viertel ſeines Eigenthums opfern ſolle, blos weil der 
Zehnte ‚vor mehr als tauſend Jahren eine Steuer war? 
Ob man den Gläubiger eines Zehutberechtigten, indem man 
ihm die Hälfte ſeines Unterpfandes entziehe, einem) ölono⸗ 
miſchen Ruin entgegenführen und ihm, wenn er ſich be— 
klage, ſtrafend zurufen wolle: er warum: haft 
Du den Baluzius nicht geleſen? le & 

Uebrigens würde aus ber 3 506 
Zehenten nur folgen, daß die Gefammtheit die Pflicht habe, 
die Berechtigten zu entfchädigen,: nicht abet, daß die Eut⸗ 
ſchädigung verkümmert werden dürfe: Man möge ſich ein⸗ 
mal. eine, Staatsgewalt denken, welche mit ihren Ständen 
befehließe, eine Territorinlfieiter zu firtren und, damit fie 
ein Capital aufbringe, zu verlaufen. Sie: verfaufe auf 
ſolche Weiſe eine jährliche Grundlaſt von 10 Millionen 
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für 200: Millionen Gulden, die Genfiten zahlen ihre Steuer 
an die Käufer oder ihre Rechtsnachfolger. Zehn Jahre 
nachher finde irgend eine Vernunft, daß dieſe Operation 
nicht vernünftig: geweſen, daß die Steuer nicht firiet wer- 
den. durfte; daß dieſe Stener gleich anfänglich ungleid) auf- 
gelegt, alſo ‚ungerecht geweien. ‘Die Vernunft fiege, Die 
Steuer werde aufgehoben und den Käufern 'eine halbe Ent- 
ſchaͤdigung bewilligt, ald die mittlere Propottionale zwifchen 
einem vollen: Rechte und gar feinem Rechte. Was man 
wohl zu einer folchen Gefetgebung. fagen) würde? 
Hiergegen wurde zuerſt bewieſen, daß der Behnte 
ganz ſicherlich ſtaatsrechtlicher Natur ſei. Welche unge- 
heure Dichtungsgabe gehöre dazu, die überall, faſt in 
allen Ländern: des chriſtlichen Europa herrſchenden Zehnten 
für Privatrecht zu erfläven; daß privatrechtlich überall ein 
ausſchließendes Eigenthum einiger: weniger; weltlicher und 
geiſtlicher Großen’ über den gefammten Grund. und Boden 
entftanden und daß alle diefe Herren unter faft ganz glei- 
hen Bedingungen: die, Stüce ihres ‚Eigenthums an Colo— 
nen vergabt hätten; und. zwar: ohne Unterſchied, ob der 
Grund, fehlecht ‚oder gut, von leichtem oder mühſamem An- 
bau, von ‚reichem oder. dürftigem Ertrag 'gewefen: 
Alber den Zehnten ſelbſt als Privatrecht angenom- 
men, ſo ſei der Zehntvertrag der wucherlichſte, der ſich deu—⸗ 
Zen laſſe, ſo wucherlich, daß das rechtliche Gefühl ihn 
hwent g verwerfen muͤſſe. Es ſei ein Vertrag, wie 
wenn dem Andern eine Summe Geldes liehe mit 
der Bedingung, ihm jährlich, 80 Procent als Zinſen da— 
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von zu bezahlen und zwar mit der Klaufel der Unauffünd- 
barfeit des Capital. Ob in diefem Fall die Geſetzgebung 
nicht das Recht haben würde, den: Vertrag zu vernichten. 
Das urfprüngliche Capital des Zehentherren könne jeden- 
falls Fein höheres fein, ald der wahre Grundwerth, damals 
ald der Grund und Boden übergeben ward, das Capital 
bed reinen Ertragesd jenes Grundes nad) dem damaligen 
Zuſtand. Diefes Capital werde nad) dem jegigen Zuftand 
von dem Zehnthold oft schon durch den ER eines 
einzigen Jahres bezahlt. 

Wie man fidy denn auf den fachſchen — beru⸗ 
fen könne? Wer denn ein Recht auf ewige Fortdauer 
eines factiſchen Zuſtandes habe? Ob man denn wirklich 
glaube, der Zehnte werde fortbeſtehen bis zum Ende aller 
Dinge? Ob man hoffe, das Licht des neunzehnten Jahr⸗ 
hundertd auszulöfchen umd die durch) die Fortſchritte der 
öffentlichen Meinung über ihr Recht belehrten fo wie durch 
den Stand der europäifchen Dinge im Selbſtgefühl geſtärkten 
Zehntholde abermald zur gedanfenlofen' er der ve 
rigen ded Mittelalters zuräczubringen. 

Die Zehntabgabe widerſpreche num —* Kur BEN 
nunftrecht. Diefes lehre, daß: Freiheit der Perfon ohne 
Freiheit des Eigenthums unmöglich fe. Der Tag fei_ge- 
fommen, welcher das Vernunftrecht zur allgemeinen Aner- 
fennung. bringen wolle. Durch die Petitionen von 400 
Gemeinden werde flar bewiefen, wie fehr dieſes Ver 
recht die öffentliche Meinung beherrſche. —1 
Der Werth des Zehnten fei geſunken, weit die 
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öffentliche Meinung nicht mehr wolle. Ob es nicht un— 
vernünftig wäre, für einen gefunfenen Werth den vollen 
Preis zu zahlen? 

Nur durch Nachgiebigfeit gegen die öffentliche Mei» 
nung könne ein gewaltfamer Ausbruch derfelben gehindert 
werben. Schon die Politik gebiete alfo, daß man vor 
dem beftehenden Zuftande nicht eine zu vreligiöfe Scheu 
habe, abgefehen davon, daß diefe Schen jegliche Aenderung 
an dem Beltehenden, felbft eine wohlmeinende nnd refor— 
matorifche verbieten würde. 

Aber was ift das für ein Bernumftredht, erwiederte 
man, welches fidy gegen jedes beftehende Recht vernic- 
tend verhält! Uns räth die Vernunft, das beftehende Recht 
zu adyten, und was die Vernunft räth, haben yofltive Ge- 
feße weislich verordnet. Mag die Entſtehung des Zehen⸗ 
ten fein, welche fie wolle: alle Unterfuchungen über diefel- 
be laufen auf Träumereien hinaus oder ftügen ſich auf 
ſolche — genug der Zehentherr befigt ihn und die Geſetze 
müſſen jenen im Befige ſchützen. Mag er urfpränglich durch 
bloße Factifche Gewalt eingeführt fein — auf was beruht 
denn der urfprängliche Beſitz weit ee Ländereien, 
Waldungen, Seen. 

Die Natur hat freilich, ihre Sqhabe allen Menſchen 
eröffnet, die Gewalt Einzelner hat ſich ihrer bemächtigt 
und Tauſende, gleichmäßig dazu berufen, müffen - ihrer 

Will nun das Vernunftrecht das hiftorifche 
u Aa Darf es dem reinen Vernunftrecht gemäß 


fein Eigenthum geben, ald was mit eigner Kraft erzeugt, 
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bearbeitet und erhalten, werden fann, dann müßte ‚auch. die 
Erbſchaft, ald mit dem Urrecht in Widerfpruch, abgeſchafft 
werden. Dann würde erſt recht an die Stelle der ſitt 
lichen, -gejeßlichen ‚Gefinnung, der Schützerin des Eigen- 
thums, die Gewalt treten, wir würden ung, dem Zuſtande 
der Wilden, nähern, das Eigenthum würde aufhören und 
dad, reine Vernunftrecht würde ſich als — alles 
Piraten zeigen. — 

So ſtanden ſich die en. pe, ‚Beide 
Seiten, liberale, fuchten fich zu nähern, indem; "fie es 
fich offen eingeftanden, daß bei der vorliegenden Frage 
Widerſprüche unumgänglich, ſelen. Die Vertheidiger des 
ſtricten Rechtes machten ‚die Conceſſion, daß der Zehent 
etwas die Landwirthſchaft Drückendes und Hemmendes 
ſei, daß fie alſo im Grunde doch, zw; ‚einer Abſchaffung 
deſſelben ihre Hand bieten möchten, wenn man nur ein 
Mittel. finde, dad, Recht und den Nutzen zu ver⸗ 
mitteln. Die Freunde der Zehentabſchaffung erklärten, daß 
ſie ja weit entſernt ſeien, den Rechtsboden verlaſſen zu 
wollen, es komme ihnen garı nicht darauf an, mit den zu⸗ 
erſt pon ihnen aufgeſtellten ſtrengen Grundſätzen in Wider- 
ſpruch zu gerathen, fie möchten vor Allem etwas Ausführ⸗ 
bares and Tageslicht bringen, ſie ſeien ja zu jeder gerech- 
ten ‚und billigen Entſchädigung ber Zehentberechtigten bereit, 

Und nad) biefen Zugeſtändniſſen konnte der Finanz- 
minifter v. Boeckh mit. gutem Gewiſſen auftreten und ſa- 
gen: „Die Regierung, meine Herren, will, was Sie ‚wol- 
len, fie will die Entfernung .ded Zehnten aufıdem Wege 
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der. Ordnung, auf bem Wege bed Rechtes, fie will ihn 
entfernt wiſſen ohne Rechtöverlegung. Ueber den Neu- 
bruchzehnten und über den Blutzehnten follen Ihnen noch 
auf diefem Landtage Gefee vorgelegt werden.” Durd) ein 
allgemeines Bravo bezeugte ſich die Kammer, daß fie mit 
ber Regierung in vollitändigem Einvernehmen ftehe. 

Die Kammer beſchloß, den Großherzog um Vorlage 
eined Gefegentwurfes zu bitten, welcher die Ablöfung des 
Zelmten um ben 15fadyen Betrag anordne. 

Denen, welche daran zweifelten, ob die erfte Kammer 
dem Anträge beiftimmen werde, weil diefelbe die Rechte 
und den Befisftand ihrer Mitglieder gewig wahren werde, 
antwortete Duttlinger: „Sch vertrete bier nicht die Ze— 
bentpflicyfigen, fondern die Intereffen des Landes, und die 
Mitglieder der erften Kammer vertreten nicht die Zehent- 
herren, ſondern die Intereffen des Landes; fo lefe ich: meine 
Pflichten in dem Eide, den ic; gefchworen habe. Die 
Mitglieder der andern Kammer haben venfelben Eid ge- 
ſchworen. Es darf nicht fcheinen, ald fehen wir die Mit- 
glieder der erften Kammer für die Berechtigten at, mit 
denen wir marften wollen.‘ 


* 


Durch zahlreiche Petitionen war die Bayrifche Age» 
ordneten Kammer zur Befprechung auch der gewerblichen 


Berhältniffe des Vaterlandes aufgefordert worden, 
16 
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Das Gewerbegeſetz vom It. Sept. 1825 und bie Ins 
ſtruction zum Bollzug: deffelben waren ed, derentwegen 657 
Borftellungen, Anträge und Beſchwerden eingelaufen wären: 

Sänmtliche  Gewerbövereine. von Afchaffenburgy- von 
Bamberg. v. Fürth, v. ‚Lichtenberg, 9) Rotenburguaunbo®. 
17 Gewerbövereine von Augsburg, 21,00 Erlangen, viele 
Gewerbsvereine vom Bayreuth, Culmbach, Münden, 34 
von Nürnberg; 128 von Regensburg, 24 von, Schwabach, 
40 Gewerbsvereine ‚von Würzburg hatten in Petitionen 
die: Wirfungen: jenes Geſetzes geſchildert und anf Reviſion, 
auf: Abänderung; deſſelben angetragen: 

Am: 28: Zuli : erftattete: ‚der Abgeordnete — im 
Kamen des dritten Ausſchuſſes einen Hundert und achtund⸗ 
ſechzig Seiten ſtarken Bericht, in welchem er die vorge⸗ 
brachten Beſchwerden beurtheilte. Sie bezogen ſich im all⸗ 
gemeinen auf Ueberſetzung der Gewerbe, aufrhereingebro> 
chene Nahrungsloſigkeit, Verarmung und Entſittlichung. Der 
Referent knüpfte an ſeine Darſtellung noch 28 Anträge 
und ſechs Wuͤnſche, welche ſich auf die 8 der Ehre 
und Jutelligenz der Gewerbẽgenoſſen bezogen 

Kaum waren die Berathungen uͤber das EN 
geſetz beendet, als diejenigen über das Gewerbsweſen be- 
gannen. Sie dauerten vom 24 Auguſt bis zum erſten 
September. 

Es giebt, hieß: ed, drei Syſteme ber Gewerbögefeßge- 
bung; das erfte, das der Zünfte, beruht auf ber wrfprüng- 
lichen Theilung der Arbeit, welche zu firiren in Feines 
Menfchen. Macht liegt; ed iſt ein ariſtokratiſches und. ver⸗ 








243 


ihwand, wie alle Ariftofratieen, ald die fürſtliche Macht 
ſich audbildete. Nun gab der Fürft ded Landes die Be- 
willigung, ein Gewerbe zu treiben; zweites Syſtem, Gon- 
ceſſſons ſyſtem. Das dritte ſtützt ſich auf das natürliche 
Recht des Menſchen, ein Gewerbe zu treiben, auf welches 
ihn Neigung und Berhältniffe anmweifen, wenn ed nur der 
bürgerlichen Geſellſchaft nicht ſchaͤdlich it: Syſtem der 
vollftändigen Gewerbefreiheit, Patentſyſtem. 

Das Syſtem der Bayrifchen Gewerbegefetgebung ge- 
hört feinem dieſer drei Syſteme rein an. 

Es iſt zwar) ein Conceſſionsſyſtem, doch darf Nieman- 
dem, ber die Befähigung zum Gewerbe umd die Sicherung 
des Nahrungsſtandes nachweilen fann, die —* ion ver⸗ 
wen werben. 

Das Gewerbögefes von 1825, dieſem Syſteme hul- 
—— von der Regierung von vornherein für eine 
Halbheit, für ein bloßes Mittel, zur Gewerbefreiheit über- 
zugehew, betrachtet. Der Inftruction zum Vollzuge deſſel⸗ 
ben lag diefer Gedanfe der Regierung zu Grunde; fämmt- 
lichen Kreiöregierungsftellen ward infinuirt, fie hätten fich 
bei Verleihung Son Eonceffionen über. alle Bedenffichkeiten 
binwegzufeßen und bei einem vorfommenden Zweifel ſtets 
zu Gunften der Gemwerbefreiheit zu entfcheiden. 

Das Geſetz felber, fagte man in der Kammer, hatte 
ganz förberliche Tendenzen: es follte Fein Zunft- und Ka- 
ſtenzwang dem geſchickten Gewerbsmanne Feſſeln anlegen 
ober ihm den Beitritt zum Gewerbe verſperren; das Ge⸗ 


ſetz wollte eine weiſe Ausdehnung der Gewerbsbetriebe, es 
16 * 
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wollte? aber auch eine weife Einſchränkung derſelben, es 
wollte Sicherſtellung gegen. Beeintraͤchtigungen und Pfuſche⸗ 
reien: es wollte die: Hinberniffe „welche dem Gewerbobe⸗ 
triebe entgegenſtehen, beſeitigen, die Ausbildung der Ge⸗ 
werbe fördern, die Induſtrie im Allgemeinen heben, aber 
es wollte auch eine gewiſſe Ordnung in dem Gewerbsbe⸗ 
triebe beibehalten. Ueber dieſe Tendenzen sing die In» 
ſtruction weit hinaus, 

Der:$. 2 des Geſetzes ſetzte als Bebingimg zur Ver⸗ 
leihung einer Conceſſion feſt, daß ein hinreichender Nah⸗ 
rungsſtand nachgewieſen werde: der ſe 10 der Inſtruction 
definirte dieſes Nachweiſen eines Nahrungsſtandes dahin, 
| es folle nur darauf gefehen werden, ob der Umfang der 
| nachgefuchten Gewerböbefugniß und der mit ihrer Ausuͤbung 
in Verbindung ſtehende Markt und Abſatz ſo beſchaffen 
ſeien, daß ein: mit „den unentbehrlichſten“ Hilfsmitteln zum 
„Beginnen“ des Betriebes verſehener Bewerber. bei gehö— 
| riger  Chätigfeit werbe' beſtehen können. 3a, bie Inſtruc⸗ 
| tion fügte: hinzu, daß es bel allen Gewerben, deren Er» 
zeugniſſe nicht nothwendig auf örtlichen Abſatz beſchränkt 
ſeien, ſondern ſich entweder durch ihre Beſtimmung oder 
durch Betriebſamkeit des Gewerbsinhabers einen ausge⸗ 
dehnten Markt verſchaffen können, keiner weiteren — 
weiſung des Nahrungsſtandes bedürfe. 

In dem Geſetz war ferner der Nachweis der Befä— 
higung zu einem Gewerbe durch Prüfung gefordert. Die 
Snftruction ftellte e8 dem Bewerber frei, ob er fi von 
der Sommiffion des Ortes, in welchem er fich nieberjulaffen 





| 
| 
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vorfabe, ober im jedem anderen beliebigen Kreis prüfen 
laſſen wolle, auch überließ fie es ihm, ſich, wenn er die 
erſte Prüfung nicht beftanden, fogleich an eine zweite, Dritte 
arfros Sommifften: zu wenden. Auch initruirte fie, daß 
wenn ein bereits  anfäßiger ' Gewerbsmeifter zu einem an«- 
deren. Handwerk übergehen oder neben feinem bisherigen 
noch, eines treiben wolle, von einer Nachweiſung der Lehr⸗ 
und Geſellenjahre und bei techniſch verwandten Gewerben 
von der Fahigkeitsprobe Umgang genommen werden könne. 

Das Geſetz geſtattete den Gewerbsgenoſſen das Recht, 
wegen einer durch ‚bie Unterbehörden neu ertheilten Con—⸗ 
ceſſſon an die vorgeſetzte höhere Stelle zu appelliren, der 
ſpatere Uſus ſchloß jene von jedem Einſpruchsrechte aus. 

Durch das Geſetz war die Erlangung. einer Nieder— 
lagẽconceſſien an gewiſſe Vorbedingungen geknüpft; der: 8. 
168 der Inſtruction ‚gab. die Niederlagsbefugniß völlig frei 
und) machte ſie nicht einmal von der Genehmigung der 
Driöbehördenabhängig: es ſolle genügen, wenn derjelben 
fimple Anzeige gemacht werde. 

Das Geſetz forderte von demjenigen, der ſich überfie- 
dein ‚wollte, seinen serneuerten Nachweis der  Fähigfeit und 
des geſicherten Nahrungsſtandes; der $. 65 der Inſtruction 
erflärte; jede Ueberſiedlung folle zwar wie jedes nene Con⸗ 
ceſſſonsgeſuch behandelt werben, jedoch: ohne tweitere Er» 
ſchwerung und mit Umgehung jeder neuen, Anforderung in 
Bezug auf Nachweiſung der Gewerböfunde. — 

In Folge diefer Erweiterung eines Gewerbegeſetzes 
bis zu einer faſt vollſtaändigen Gewerbefreiheit hat Bayern 
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in ſechs Jahren einen Zugang von 17,000 neuen Gewerbes 
cöhceffionen‘ erhalten; Die Beſchwerden/ welche bei der 
Kammer von 1831 eingelaufen waren, klagten alſo wegen 
Ueberſetzung, Verarmung, Concurrenz, eingeriſſener Pfuſche⸗ 
rei, Entſittlichung/ Bettel/ Unſicherheit bes —— 
groͤßerer Sterblichkeit und Auswanderungen. 

Die Debatte) über dieſe Beſchwerden ergab folgende 
Säge und Gegenfäte, Anträge und Gegenanträge 

Die Altern Gewerbtreibenden, fagten die Einen, mögen 
wohl‘ allenthalben: den’ Beſitz mit den Neuconceſſionirten 
höchſt ungern theilen. Wer im Beſitze iſt der iſt immer 
ein Ariſtokrat und der kleinſte iſt oft der ſtreugſte 

Antwort· Es handelt ſich hier nicht un Geltendma⸗ 

chung einer Ariſtokratie, ſondern um Lebenkönnen oder Ver⸗ 
hungern. Wenn ein Tiſch für ſechs Perſonen gedeckt iſt 
und die Regierung giebt noch ſechs anderen die Conceſſton, 
ſich an dieſen Tiſch zu ſetzen, ſo müſſen entweder Alle hun⸗ 
gern, oder auf Einen, der ſich ſatt ige, kommt immer * 
Verhungernder. Bi 

Aber, hieß es — aus dem — jedes — 
auf Exiſtenz folgt, daß es ihm geſtattet fein muß, ſeine 
Geſchicklichkeit zu Erringung ſeiner Exiſtenz anzuwenden, 
wo und wenn es ihm am geeignetſten erſcheint: es Folgt 
aus jenem Urrecht das Princip der Gewerbefreiheit. Kein 
Bürger hat auf das Recht verzichtet, ſeine erworbenen 
Kräfte zu gebrauchen und das feiner Individualität an⸗ 
paffende Wohl zu erringen; was für eim Angriff auf bie 
Rechte der Menfchheit wär's, eines Bürgers Freiheit’ zu 
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befcheänfen, um dadurch dem Andern ein bequemes Leben 
zu fihern! Freilich, diejenigen, die dur, Neuerungen pe- 
cımiäre Rachtheile zu erleiden fcheinen, werben biefe Neue- 
rungen ſtets ald gefaͤhrlich und deſtructiv verfchreien, fie 
werden die Blößen des Eigennutzes mit dem prächtigen 
Yushängefchild wohlerworbener Rechte zu decken fuchen. 
Antwort: Im Gegentheil! Gerade dad Syftem ber 
Gewerbefreiheit. gründet ſich Auf den craffeften Egoismus, 
folglich auf Immoralität. Geht ed mir wohl, fo ift «es 
gleich viel, wie ed dem Andern geht, das ift die Marime, 
die bei jenem Syftem oben an fleht. Einer ſucht dem 
Andern feine Kunden abzufpannen, Einer den Erwerb bed 
Andern zu fehmälern, Einer den: Andern zu unterdräden, 
gleichviel, welches bie Folgen für diefen fein mögen. Iſt 
dad micht immoraliſch? Uebrigens giebt es Feine Kreiheit 
ohne gefegliche Schranfen: ungebundene Gewerbefreiheit 
wird zur Gewerbewillkür. Ihr macht: ja ſelber bad Eri- 
ftenzredyt eines Menfchen von feiner Fähigkeit abhängig: 
num gut, fo gebe man. ber Regierung auf, daß fie die Fä- 
bigfeit eined Menfchen mit‘ Strenge unterfuchen laſſe, be- 
vor ihm die Erlaubniß werde, ein Gefchäft zu errichten. 
Wie? Ihr, die Ihr für Prepfreiheit votirt, die Ihr 
in jedem anderen Kreiſe ber wmenfchlichen Thaͤtigkeit bie 
Bevormundung der. Regierung von Euch weifet, "bie ‚Ihr 
den Grund und Boden frei machen wollt, Shr wollt die 
Selbftbeftimmung des Menfchen in Bezug auf Gewerbebe- 
trieb hemmen? | 
Antwort: Die conſtitutionelle Freiheit ſchließt die 


TE 


248 


beaufſichtigende Einwirkung ber Regierung in alle: Kreife 
des Lebens nicht aus. 

Das regierungsmäßige Gegentheil derjenigen Gewerbe» 
freiheit, die Ihr Gewerbewillfür nennt, iſt aber gerade der 
Art, daß es ebenfalls nur in Willkür ausſchlagen kann. 
Wollt Ihr der Regierung die Aufgabe ſtellen, daß ſie nur, 
nachdem ſie das dringende Bedürfniß erkannt, eine Conceſ⸗ 
ſion ertheile, fo laͤßt ſich auf das Bedürfniß oder die Bedürf⸗ 
nißloſigkeit inmer erſt aus dem Erfolge ſchließen, den ein 
new gegründetes Gewerbe: hat. Die Regierung wird valfo, 
weil ſie von vornherein entſcheiden ſoll immer nur nach 
Willkür entſcheiden können. Das Gleiche iſt der Fall, 
wenn die Regierung nur, nachdem ſie den Fleiß und die 
Erwerbsfähigkeit eines conceſſionirten Meiſters erkanut, dem⸗ 
ſelben die Anſäßigmachung und Heirathserlaubniß ertheilen 
fol. Nur feinen Ruͤckſchritt! Immer vorwärts! vorwärts! 

' Antwort: Ein Wanderer, der auf feinem Wege an 
einen Abgrund. kommt, wird der auch immer. vorwärts! 
vorwaͤrts! rufen? Er wird keinen Schritt weiter thun, 
ed müßte denn fein, daß er direct vom Bockkeller käme. 

Wir haben den Abgrund hinter und: dad: war das 
Zunft» und Kaftenwefen. Der Schlendergang bes Zunft- 
weſens bradjte Bfufcher hervor, während die Gewerbefrei» 
beit, die Concurrenz in ihrem Gefolge, Seglichen- antreibt, 
feine Erfindungsgabe fleißig anzuſtrengen. Die Zünfte, beu⸗ 
teten Dad confumirende Publicum aus, während. die: Eon⸗ 
currenz die Producte zu Pr. des — billig 
macht, ———— | Ge 
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Antwort: Da jeßt die Prüfung, welche früher durch 
die Zunftmeifter angeftellt wurde, fo obenbin betrieben 
wird, fo bringt gerade der neue. Ufus Pfuſcher ind Gewerk, 
und da mit der Erlangung einer Conceffion auch dad An- 
fäßigfeitdrecht in einer Gemeinde verbunden ift, fo find die 
Gemeinden endlich gezwungen, eine Menge broblofer Pfu- 
fherfamilien zu ernähren Man fihmähe doch die alten 
Zünfte nicht, auch fie wären ber Bervollfommmung ber 
Gewerbe ginftig. Unter der Herrfchaft des Zunftweſens 
wurde das Schiefpulver, das Leinenpapier, die Buchdruf- 
ferfunft, die Luftpumpe, die Augengläfer, die Taſchenuhren 
u.f. w. erfimben: der Deutſche Kunftfleig war zum Sprich⸗ 
wort geworden. Der Bürgerftand war damals wohlhabenb, 
die Städte blühten. Die Zünfte müßten ihrem Wefen nad) 
immer noch beftehen, man hätte nur einige zeitgemäße Ver⸗ 
befferungen anzubriigen gebraudt. Es handelt füch hier 
um die Eriftenz eitied wohlhabenden Mittelftandes, der in 
feiner compacten Weife Hauptftüge des Beftehenden ift, 
der aber durch maßlofe Goncurrenz in eine darbende, fri- 
sole, grundfaglefe, egoiftifhe Maffe umgewandelt zu wer- 
den droht. Glücklich der Staat, der auf dem Wege zur 
Gemwerbefreiheit noch zur rechten Zeit umlehrt. Gewerbs⸗ 
vereine muͤſſen ald berechtigte, berathenbe eingeführt, ihnen 
muß die Prüfung der Gewerbscandidaten überlafjen, ber 
Unterfchieb zmifchen Stadt und Land in Bezug auf Ge- 
werbe wieber hergeftellt werden, damit bie Stäbte * 
gänzlich ſinken. | 

Gerade der Umftand, fagte man hiergegen, bag das 
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alte Berhältnig zwifchen Stadt und Land verſchwunden ift, 
fichert die Eriftenz und ben Wohlftand eines Mittelftandes. 
In. Bayern: herrfcht nicht. das Fabrikſyſtem, es giebt hier 
eine Menge ſelbſtſtändiger Meifter,r.bie am: eiguen Heerde 
entweder auf eigene Rechnung: oder: auf Beftelling für 
einen beftimmten Berleger: arbeiten. Sie haben ein kleines 
Eigenthum, ein Haus, ein Stüd Feld,.eine Kuh oder noch 
einiges Geiſen. Dies Verhaͤltniß Darf nicht» geſtört werben: 
Iſt es denn gerecht, dem Gewerbsmanne vorſchreiben zu 
wollen, an welchem Orte er ſein Gewerbe treiben müffe? 
Kann er nicht vielmehr fordern, daß er ſich da niederlaſſen 
dürfe, wo. er am wohlfeilſten fabricirt? Sollen wir viel⸗ 
leicht wieder Wache halten an den Thoren, um ein Paar 
Stiefel, welche ein Landſchuſter in die Stadt bringt, weg- 
zunehmen? | 

Antwort: Man höre dagegen folgende Thatfachen. 
Rad) dem legten Gemwerbegefeß haben Bewerber, welche in 
den Städten die Aufnahme nicht erhielten, ſich an die naͤch⸗ 
ften Landgerichte gewandt, in. denen fie die nachgeſuchten 
Gonceffionen ohne Umftände erhielten. Die Behörden, un- 
beforgt wegen der Erhaltung bed Nahrungdftandes in ben 
ihrer Aufficht nicht unterworfenen Städten, geftatteten folche 
Anfäßigmachungen unmittelbar an den Grenzen der ftäbti- 
ſchen ‚Gemeinden, nicht zweifelnd, daß ihre Anſiedler ſchon 
biefer Nachbarſchaft wegen ihre nothbürftige Nahrung fin- 
ben würden. Run haben die Gewerböleute. in: ben Stäb- 
ten größere Laften zu tragen: Wohnung, Berkaufsläben, 
Arbeitslöhnung, Landwehrsverbinblichfeit, das Alles. fordert 
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von ihnen den Aufwand größerer Summen, folglich ift ih- 
nen die Goncurrenz der Gewerbölente aus ben Landgemein⸗ 
den eine fehr gefährliche. 

- Aber eine Goncurrenz, die, weil fie die Waaren bilft- 
ger macht, wieder zum ii bes — Publi⸗ 
fumd ausſchlägt. m 

Antwort: Iſt das ein — Vonen, den der 
eine Theil des Publikums auf Koſten des anderen davon- 
trägt? Zu welchem Vortheil übrigens die. Concurrenz ge- 
reiche, erfieht man daraus, daß das Publikum bei einer 
Ueberfegung des Mebgergewerked ſtinkiges Fleifch, bei einer 
Ueberfegung des Bädergewerfes alte Waare, und von den 
anderen Gewerbsleuten foldye Waaren befommt, die des 
gebrüdten Preifed wegen leichtſinnig und nur für den Au- 
genblick gemacht werden müffen. Gewerbswillfür und Con⸗ 
curvenz ift der Sturz alled Gewerbes überhaupt, weil ein 
reeller Gejchäftsbetrieb ohne Ehre, die früher Zunftehre war, 
und ohne Meralität, die fruͤher —. war, nicht 
beftehen Fann. 

Dod wir fehen gar nicht den — Zuſtand, 
über den Ihr Euch beklagt; ſeht dieſe prächtigen Fäden — 

Zeichen der Geſunkenheit, weil man jetzt nur noch 
durch aͤußere Pracht und — anloden zu koͤnnen 
glaubt — Ä 

Die Salzconſumtion Hat zugenommen — 

Zeichen, dag man in feiner Armuth und Herabgelom- 
menheit ſchon hauptſaͤchlich Kartoffeln mit Salz ange⸗ 
wieſen iſt — 
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Das Capital der Brandaſſecuranzgeſellſchaft iſt in der 
Zeit von fünf, Jahren um 29 Millionen geſtiegen — 

Zeichen der Armuth, weil gerade der Verſchuldete ſein 
Haus recht hoch verſichert und dann wünſcht, ed möchte 
abbrennen, damit er nur etwas. Geld herausbekomme — 
Die Ehen haben ſich in der Zeit von 1825 1830 
bedeutend vermehrt — 

Schlimm genughVJeder Handwerksburſch darf jet 
ein Geichäft anlegen, wird; anſäßig, heirathet und wirb-ber 
Stifter. ‚einer ı Bettlerfamilie — 

Aber, ‚der, eheliche. Zuſtand iſt ein gnoralifchen,; jeder 

Menſch hat: ein Recht auf die Ehe — | 

Arme Ehen jedoch befördern „Die Spmoralität unb 
hindern gute Kindererziehung.) 

Die Armuth, ſagten die Vertheidiger * Gewerbefreiheit 
und Regierung weiter, iſt eine Schickung, der man ſich ergeben 
muß und welcher keine Geſetzgebung abhelfen kann. Es giebt 
Gewerbe, die ſchon nach ihrer Natur nicht reichlich naͤh⸗ 
ren, ſondern nur den Taglohn und-höchſtens einen kleinen 
Ueberſchuß gewähren. Dem Looſe eines Familienvaters, 
ber ‚ein ſolches Gewerbe gewählt hat, "in: eine Krankheit 
fält oder den das Alter befchleicht, Faun durch die. weifefte 
Regierung. nicht. vorgebeugt werden. Bei Vielen: if; Die 
Armuth aber auch Folge der Leppigfeit, dern Maaplofigkeit 
im Ausgeben, weldyer wiederum Feine Regierung, : fo wie 
bie Regierungen heutzutage liberal find, entgegentreten farm. 
Es giebt Gewerbtreibende, welche, verführt Durch den. Wohl« 
ftand anderer Gewerbägenoffen, verführt durch Die Eitelfeit | 
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der Weiber, durch Lotterie, durch die eitlen Erwartungen, 
die fie erregt, ſich ungemeſſenen Genüffen hingeben, Hand⸗ 
werfer, denen es nicht genügt, durch Fleiß zu einem mä- 
figen Vermögen zu gelangen, fondern die wünfchen, fchnell 
und mühelos reich zu fein oder doch fo zu leben, als ob 
fie reich wären. 

Antwort: Gerade früher gab man mehr aus ale 
heute. Da, wo der Gewinn fparfam zufließt, da, wo für 
bad Nothwendige die Grofchen. und Sedjfer nicht eingehen 
wollen, da fürchte man nicht, daß Ueppigfeit die Gewerbs⸗ 
leute ruinire. Es ift im Gegentheil bereits dahin gekom⸗ 
men, daß viele Gewerbsleute in ber Hauptftadt Abends 
noch nicht wiflen, ob und wo fie am andern Morgen Ar- 
beit und Brot finden werden. Nicht Gewohnheit, wohl zu 
leben, nicht das Beftreben, leicht zu erwerben, ift ed, was 
die heutigen Gewerbsleute charakterifirt.. Jeder hat mit 
dem Hausbebarf genug zu thun, muß genau rechnen, fleißig 
arbeiten, fonft fommt er nie dazu, fid) einen Nothpfennig 
zurückzulegen. Freilich ift der Handwerker jeßt fait fchon 
zum Taglöhner herabgeſunken; der Geldariftofratismus wirb 
den Mittelftand noch ausfaugen und unterdrüden. Schon 
ift demjenigen, der im Großen fabriziren kann, geftattet, 
überall Niederlagen anzulegen. . Der. Handwerker, der es 
durdhzufeßen vermag, daß er einen Laden eröffnet, concurs 
rirt auf eine gefährliche Weife mit feinem Gewerbögenoffen, 
der feinen Laden hat. Kein Gewerbömann follte Nieders 
lagen halten dürfen als bei Kaufleuten, noch weniger follte 
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er ſeinen Laden auch noch mit fremdem Fabrikat ausſtat⸗ 
ten ‚dürfen: — 

Aber: das natürliche Recht: nicht allein, ſondern auch 
frühere Berordönungen bringen. es mit ſich, daß Jeglicher 
feine Producte an jeglichen Drte veräußern und Riederla- 
gen errichten darf. — 

Dad Handeltreiben des ——E untergräbt 
die Moral: Beforgt bie Frau den Laden, ſo leidet die 
Haushaltung,; Kinder und Hausgenoſſen bleiben sohne"Auf- 
ſicht; beſorgt ihn die erwachſene Tochter „welchen Berfüh- 
rungen iſt die arme unerfahrene Perſen ausgeſetzt Der 
Laden taͤuſcht die Abnehmer: ſie glauben ſolide Waare zu 
kaufen und kriegen Fabrikarbeit. Das Ladenhalten hindert 
den Aufſchwung der; Gewerbe, weil der Handwerksmann 
abgehalten: wird, ſich nur mit Verfertigimg und Verbeſſe⸗ 
rung ſeines Fabrikats zu beſchaͤftigen; ed) greift in Die 
Rechte der Kaufleute ein und In das Er ing 
Ausland: c Ma u et 

So ſoll alſo eine Ständefonderinig; eine ‚der 
Arbeit nach Art der Zünfte wieder eingeführt werden? 
Man erwarte nicht von dem liberalen Sinne ber Regie—⸗ 
rung, daß diefe die unausführbare Arbeit übernehme, den 
Gewerbebetrieb bis ind Kleinfte zu er und zu 
bevormunden! — 

Wenigſtens muß den Beresäberi * den Ge⸗ 
meinden eine Aufſicht, zum Beiſpiel über Lehrjungen? und 
Geſellen geſtattet ſein. Bei den gedrüͤckten Preiſen hilft 
ſich jetzt der Meiſter damit, daß er eine Menge Lehrjungen 
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annimmt, denen er feinen Lohn zu geben braucht, für bie 
er fogar noch Lehrgeld erhält. Und wenn er fie noch 
etwas Tehrtel Aber er braucht fie ald Domeltifen, zum 
Kinderwarten — Goncurrenz der Lehrjungen mit-den Kin- 
dermäbchen. Hat fo ein Burfche, wie man fagt, audge- 
lernt, fo fiht er ald unwiſſender Gefell im Lande herum 
und fallt endlich ald unmiffender Meifter feiner Gemeine 
zur Laſt. Es muß ein Marimum für die Zahl der Lehr- 
burfchen, die ein Meifter halten dürfe, angefegt werben. — 

Befchränfung der Freiheit! Wer will beftimmen, 
wenn er micht willkürlich beitimmt, wie viel Lehrlinge ein 
Meifter zweckmaͤßig gebrauchen Fünne. — 

Dad Fechten muß ſtreng verpönt, für die Gefellen 
eine beftimmte Wanderzeit angejegt und eine Definition 
gegeben werden, was ed heiße, in die Fremde gehen. 

Da nun, fo. fihlugen diejenigen, welche die Gewerbe 
durch ſtrenges Gefes heben wollten, weiter vor — da num 
bei der laren Ausführung des Gewerbögefeged immer ein 
Mebermaaß der Production fkattfinden wird, fo möge bie 
Regierung Niederlagen anlegen, in welchen zur Hebung 
derer, welche ihre Arbeit nicht loswerden können, die Pro- 
ducte zu ben niedrigften.Preifen angefauft werden. Auf 
dem Wege ber Berfteigerung wirden dieſe Waaren dann 
ledzufchlagen fein. — 

Goncurrenz der Regierung mit den Handwerferu! 
Roc) größerer Drud der Armen, welche ihre Waare „zu 
ben niebrigften Preiſen“ losſchlagen follen! Und Lingeredj- 
tigfeit gegen die, welche. noch etwas haben, deren Waare 
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in Folge jener Verſteigerungen im Preiſe finfen wird und 
die endlich ſelber zu ſolchen werden müſſen, welche für die 
Königle Niederlagen‘ ‚zw den: billigſten Preiſen“ Arbeiten! 
Zu niedrigen: Preifen: “muß: aber) angefauft "werden, 
weil: ſonſt gleidy Jeder unter dem Vorwande, feinen Abfag 
zu finden, fommen und feine Producte einſchwärzen würde, 
um ſich die: weitere Mühe des Abſatzes zu erſparen —— 
Die Majorität der Kammir vereinigte ſich endlich zu 
folgenden an die Staatsregierung zu bringenden Anträgen: 
Bei Verleihung einer Gewerbsconceſſton möge nicht blos 
der Nahrungsſtand des Bewerbers, ſondern auch jener der 
bereits Berechtigten beruͤckſichtigt werden; bei unproductiven 
örtlichen, in der Regel auf den Bedarf des Ortes be⸗ 
ſchränkten Gewerben mögen neue Conceſſionen nur im Falle 
bed Bedarfes verliehen werben; es möge geſetzlich beſtimmt 
werden, daß künftig nur denjenigen neuen Gewerbsmeiſtern 
die Anſäßigmachung und Heirathserlaubniß ertheilt werden 
ſolle, welche hinreichende Beweiſe ihres Fleißes und ihrer 
Erwerbsfaͤhigkeit geliefert haben, daß ferner, ehe. einem 
Eonceffioniften die Anſäßigmachung geftattet und die Ber- 
ehelihung bewilligt werde, vorerft die betheiligte : Gemeine 
vernommen und derfelben die Berufung zur zweiten Suftanz 
offen gelafjen werde. Es möchten bie Polizetbehörben, Ma- 
giftrate und Kreißregierungen angewiefen werden, aufmerf- 
fanı zu fein, daß durch Verleihung neuer Gewerbeconcefffo- 
nen bie bereits vorhandenen Gewerbslente in ihrem Wohl⸗ 
ftande nicht erfchüttert werden, ohne. jedoch das natürliche 
Recht eined jeden einzelnen Staatsbürgerd zur Anfäßig- 
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mahung auf ein Gewerbe, das ihn und feine Familie er- 
nähren kann, auf eine willfürliche Weife zu befchränfen.“ 
Es möchte die Inſtruction zum Bollzuge bed Gewerbege- 
jeged bald aufgehoben werden. Es möchten in bie Ge- 
werbeorbuungen Beflimmungen gegen den Mißbrauch der 
Annahme allzuvieler Lehrlinge aufgenommen, ed möchte ind- 
befondere beftinmt werden, daß jeder Meifter nur fo viel 
Lehrlinge annehmen bürfe, ald derjelbe zwedimäßig zu be- 
fchäftigen vermöge, und daß hierüber die Vereinsvorſteher 
zu wachen haben. Es möchten Beflimmungen über das 
Wandern, die Wanderbücher erlaſſen, firenge Maßregeln 
gegen das Fechten angeordnet werden, und daß jeder Meifter- 
rechtöbewerber verbunden fei, fich ausſchließlich bei der von 
der Polizeibehörde des Orts feiner Anſaͤßigmachung an- 
geordneten Prüfungscommifflen prüfen zu laffen. Es möch- 
ten in allen Fleineren Städten und Märkten, wo biöher 
die Innungen beflanden, auch Gemwerbövereine errichtet 
werden. Um die Ehre der Gewerbsgenoſſen fefter zu be- 
gründen, möd)te kein Stand im Staate von Betreibung 
der Gewerbe gefeglich audgefchloffen werden. In allen 
Kreishauptftädten möchten Gewerbsſchulen errichtet, in al- 
len Kreifen befondere Gewerböftatiftifen hergeftellt und fort- 
„während ergänzt werben. 

Die Kanımer ftellte. im Ganzen ſechzig Anträge, welche 

am. 12. September an die Kammer ber Reicheräthe gingen. 
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Die Anftellung des Hauptmanns v. Möllenbeck als 
Cenſor in Karlsruhe war ed während deſſen, in welcher 
die Badiſchen Abgeordneten eine illiberale Handlung der 
Regierung zu erkennen und rügen zu müſſen glaubten: 

Dieſe Maßregel, ſagte Welcker am 20. Juli habe 
überall einen: fatalen Eindruck gemacht, ja, noch auderwei⸗ 
‚tige Thatſachen, die damit in: Zuſammenhang stehen) könn⸗ 
ten dieſen Eindruck wohl verſtärken und in Manchem ſogar 
einen Zweifel über das wahre Syſtem der gegenwärtigen 
Vertreter der Krone erregen. Finde ſich ſchon jetzt der 
Conſtitutionalismus in den politiſchen Zeitungen Badens 
wenig vertreten, ſei ed vielmehr einer Badiſchen Zeitung 
geſtattet, die abſoluten Staaten zu preiſen, die conſtitutio⸗ 
nellen aber, beſonders die kleinen, als verächtlich und uns 
glücklich darzuſtellen, die Wirkſamkeit der Staͤndeverſamm⸗ 
lung und das ganze ſtändiſche Weſen mit Spott und be— 
leidigenden Ausdrücken anzugreifen, ſelbſt die Miniſter, in⸗ 
ſofern ſſe „den Neuerern“ ſich blindlings hingäben, als 
kopflos darzuſtellen und einen Badiſchen Polignac herbei⸗ 
zuwünſchen, ſo werde faſt die Verſicherung derer glaublich, 
welche für das Jahr 1631 ein gleiches Reactionefyfiem 
wie im Jahre 1825 prophezeien. 

v. Rotted ‚fügte hinzu, bei dem — ‚Falle 
feien fehr hohe und wichtige Intereffen ded Staates im 
Spiel. Wie man denn in diefer fo verhängnigreichen Zeit, 
während Baden mit dem benachbarten Franzöſiſchen Staate 
in fo innigen Berhältniffen ftehe, diefen anticonftitutionellen 
Brangofenfeind habe zum Genfer machen Fönnen ! 





259 


Staatsrath Winter erflärte, es fei das verfaflungs- 
mäßige Recht der Regierung, zu allen Stellen, Aemtern 
und zum Vollzug der Gefege überhaupt zu ernennen, wen 
fie für tauglich halte. Die Regierung könne ſich irren, 
aber nie habe fie Hinterhaltene Gedanfen; ed müſſe doch 
nicht fo fchlecht mit einem Minifterium ftehen, das den 
Muth babe, ſich im eignen Lande, unter eigner Eenfur, 
ſchmähen zu laffen. Ferner fand der Staatdraty Minter 
in der vorliegenden Sache nur eine Privatangelegenheit des 
Redacteurs der Karlsruher Zeitung: beflage fich diefer nicht 
über den neuen Genfor, fo habe fi) auch Niemand weiter 
zu befchweren. 

In der Sigung ded 30. Juli nannte Herr Winter 
die Berathung: des zwanzigften eine „beplorable, in Bezug 
auf die öffentlichen Berhältniffe;“ Herr Welder griff jenes 
Wort auf und nannte bie. Berathung eine deplorable we- 
gen der Schritte der Regierung, die fie veranlaft, und 
Herr Winter erflärte diefe Wendung des Ausdruckes nun 
wieder für eine fchwere Beleidigung ‚gegen die Regierung. 

Die Prüfungen, welche die Budgetcommiffion über die 
Verwendung der Staatögelder in: den Rechnungsjahren 
1827, 28 und 239 anftellte, gaben der zweiten Badifchen 
Kammer Gelegenheit, dem Reactionsſyſteme der Reftaura- 
tiondzeit den Proceß zu machen, und, infofern die Bertre- 
ter deffelben noch an der’ Spite der Gefchäfte ftanden, der 
Regierung über ihre: Angeftellten unb über ihr Berhältnig 
zu ihnen eine. Lection zu geben. Im den Rachweifungen 
der Militärabminiftration fand die Budgetcommiſſion eine 
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Form des Kriegsrechnungsweſens eingehalten, welche die 
Klarheit, Vollſtändigkeit und Wahrheit der Darſtellung 
verletze. Wirkliche und ſcheinbare Einnahmen und Aus⸗ 
gaben feien vermiſcht aufgeführt, durch gewiſſe Rechnungs⸗ 
manipulationen habe ſich die Kriegscaſſe größere Zahlungen 
der Staatskaſſe an ſie verſchafft, die Gehalte für den 
Kriegsminiſter, für den Chef des Gardebataillons für den 
Chef des erſten Regiments ſeien als verausgabt angeführt, 
trotzdem daß dieſe Drei Stellen nicht: beſetzt geweſen ſeien 

Die Commiſſion trug in ihrem Berichte darauf san, 
bei Sr Kid. dem Großherzog wegen willkürlicher Ueber⸗ 
ſchreitung verfchtedener Etatspofitionen, wegen willkürlicher 
Ausgaben, wegen ungeeigneter Rechnungsmanipulationen, 
gegen die Militäradminiſtration und ihren verantwortlichen 
Chef, den Generallieutenant v. Schaͤffer, Beſchwerde zu 
fuͤhren, auch einige Poſitionen nicht anzuerkennen und auf 
den Erſatz derſelben anzutragen. 

In einem am 4. Auguſt verleſenen Berichte und in 
der Discuſſion über diefe Anträge, welche vom 16. big 
zum 20. Auguſt ſtattfand, wies der Präſident des Kriege- 
miniſteriums einige Tadel gegen ſeine Rechnungsführung 
als unbegründet, die Verantwortlichkeit aber, die man ihm 
zuſchieben wollte, gänzlich zurück. Gr ſei weder verant- 
wortlicher Kriegsminiſter, noch ſei er es je geweſen. Der 
höchſtſelige Großherzog habe ſich vielmehr ſelber die höchſte 
Leitung dieſes Departements vorbehalten gehabt, er habe 
auch den Gehalt des Kriegsminiſters bezogen. Er, von 
Schäffer, habe meiſtens nur auf höchſte ſpecielle Befehle, 
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auf höchfte Weifung, auf höchſte befondere Orbre gehan- 
beit und Gelder verausgabt. Ferner beftehe die Militär- 
verwaltung aus zwei Abtheilungen: dem Generalcommando, 
deſſen Organ die Generaladjubantur und von beffen Be- 
ſtimmung die Bewegungen: der. Truppen, die Organifation 
und Formation des Militaird, das Avancement, bie. Vers 
heirathung, Entlafjung, Penſionirung der Offiziere abbän- 
gig feien — und dem Kriegsminifterium. Während letztere 
Abtheilung ſich fo wenig in die Functionen. des erfteren zu 
miſchen habe, daß es Feine zwei Soldaten. vom Mühlber- 
ger Thor. bis zum Durlacher commandiren fönne, müſſe ed 
auf Anweiſung des erfteren ftetd in Die Kaffe greifen. 
Sei das Kriegsminiſterium fo fchon ſtets abhängig, künne 
man ſo ſchon kaum von einem verantwortlichen Präſiden— 
ten deſſelben ſprechen, ſo ſei es unter dem höchſtſeligen 
Großherzog/ welcher Chef des Generalcommandos und des 
Kriegsminiſteriums zugleich geweſen, gar zum bloßen Mit- 
tel geworden Der höchſtſelige Großherzog habe ſich auch 
die Gehalte eines Chefs des Gardebataillons und. des er» 
ſten Regiments auszahlen laſſen. — 

Zum erſten Male feit ihrem Beſtehen ſollte die Ba⸗ 
diſche Volksvertretung eine Beſchwerde gegen einen Diener 
des Fürften berathen. Die Erklärungen ded Kriegsmini- 
fterd, aus denen hervorging, wie amumfchränft und allen 
Gefeßen des. Conſtitutionalismus zuwider der verjtorbene 
Großherzog ‚gehandelt; jene ‚Erklärungen, welche, was bie 
Verfaſſung gerade verhindern ſollte, die Perfon des Mo⸗ 
narchen an Die Stelle des verantwortlichen Miniſters ſcho— 
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ben; erſchwerten die Entfcheidung der Sache. Es lag num 
der Badiſchen Kammer ob, den Namen des verſtorbenen 
Großherzogs wiederum: aus der Debatte zu entfernen/ da⸗ 
mit nicht der gegen den Herrn u. Schäffer! ausgeſprochene 
Tadel zu einem Tadel: gegen den vorigen, unverletzlichen, 
Regenten werde, zu einem Tadel zugleich, der, weil er 
Keinen vollſtändig traf, feiner Natur nach wirkungslos 
fein mußte. 

Würden: die. Gründe ded Herrn ve Schäffer, fagte v 
Seftein, für haltbar angenommen, ſo würden ſie die Ver⸗ 
faffung zu einem lächerlichen Zerrbilbe machen! Das fei 
ja:eben das. Wefen und- der Lichtpunkt der Repräfentativ- 
verfafjung, daß der Fürft, ſeinem Volle und deſſen Ber- 
tretern gegenüber, im jener Würde, Unantaftbarfeit und 
Heiligkeit erſcheine, die ihn als den Herrſcher des Volkes 
umgeben müſſen, daß aber die unumſchränkte Gewalt, 
welche mit; der heutigen Bildungsſtufe der Voölker nicht 
mehr vereinbarlich ſei, dadurch gebrochen: und beſchränkt 
werde, daß feine Miniſter verantwortlich ſeien Der Nez 
gent koͤnne nicht Miniſter ſein, weil er nicht verautwortlich 
ſein, nicht: in Anklagezuſtand verſetzt werden dürfe. 

Möge es fein, daß der verſtorbene Regent häufig und 
fogar ald Regel unmittelbare Befehle gab, bie, fobald ber 
Staat eine Repräfentativverfaffung hatte, zu dem Bereiche 
der verantwortlichen Minifter gehörten, möge es ſchwer 
und unangenehm gewefen fein, dem feft ausgeſprochenen 
Willen. des Fürften. zn widerfprechen, das habe nichte an 
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den Pflichten eined den Kammern verantwortlichen Dienerd | 
ded Fürften ändern koͤnnen. 

Der Herr Präfldent des Kriegsminiſteriums habe, 
wenn fein Widerfpruch gegen ein unconftitutionell erlaffe- 
ned Gebot nicht durchdrang, von feiner Stellung abtreteu 
müſſen. Das habe er auf feine Gefahr Hin unter- 
laffen. — . | 

Es wäre, antwortete v. Schäffer, durch meinen Rüd- 
tritt auch nicht viel beffer geworden. „Wenn Sie, meine 
Herren, Alle wie Sie hier verfammelt find, Einer nad) 
dem Andern Kriegeminifterialpräfldent geworden wären, 
und es hätte ſich Einer nad; dem Andern zurüdgezogen, 
es hätte doch immer ein Präfldent fein mäfjen: und wenn 
ed auch in Baden feinen mehr gegeben hätte, fo hätte es 
in Deutfchland welche „gegeben, und wir hätten fo. viele 
Erpräfibenten ald Sapeurs. Was ich gethan und verhin- 
dert habe, davon fpricht man nicht, aber für das, was ich 
nicht habe verhindern können, fol ich jetzt verantwortlid) 
fein.” — . | 

Im diefen Worten, replicirte Welder, liegt ein Miß⸗ 
trauen gegen die Kraft ber Gerechtigkeit, gegen die Kraft 
des Rechted und der Wahrheit, ein Mißtrauen, welches 
nur in den Zeiten eines tief gefunfenen Menfchengefchlechts 
gegründet fein fann. Und wenn wir auch nad) und nad) 
fo viel Kriegdminifterialpräfidenten nöthig gehabt. hätten, 
ald wir Sapeurs haben; jeber Minifter behielt doch, immer 
die Pflicht, feine Perfönlichkeit der Ehre und dem Rechte 
zu opfern. | - 
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v. Itzſtein ſprach zwar bie Löſung für die vorliegende 
Schwierigkeit aus, eine Löfung aber, die dem Liberalen 
feine war, weil fie an die Stelle der Perfon, über die 
man Befchwerde führen wollte, die Zeit febte, „die Zeit 
vor 1830," die man nicht in Anklageſtand verſetzen fonnte 

Gerade darum, hieß ed in der Kammer, müſſe die 
Bolfsvertretung zeigen, daß fie ed mit der durch die 
früheren Jahre angegriffenen Berfaffung ernſt nehme: - 
man müffe in einer Befchwerbe gegen eine einzelne Perſon, 
- welche fih der Zeitfranfheit fügte," dieſe Krankheit felber 
einer Befchwerbe unterwerfen nnd bie Abſchaffung ihrer 
üblen Folgen möglich machen. Man wolle nicht einmal 
an dieſe beftimmte Perfon des Herrn u; Schäffer, man 
achte, man ehre ihn; doch komme es hier auf das Recht 
und auf die Aufrechterhaltung eines Syſtems an. 

Die Kammer befchloß mit überwiegender Majorität, 
bei Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge gegen die Mili- 
tärabminiftration und ihren verantwortlichen Chef Befchwerbe 
zu führen, mehrere Ausgabspofitionen zu mißbilligen und 
theild nachträglich zu bemwilligen, theil® auf Erfaß dafür 
anzutragen, und den Regenten umnterthänigft zu bitten, daß 
die Mißbräuche in der Militäradminiftration abgeftellt, 
derfelben auch ein ſtrenger Haushalt aufgegeben werde. 

Der Befchtwerde, welche das Recht zum Siege führen 
fote, gingen zur Seite und’ folgten neue Anträge auf Er- 
leichterung der Volkslaſten, eine Erleichterung, welche, auf 
dem Mege bed Rechtes errumgen, dem Rechte gleichfalls 
zur Berherrlichung dienen follte. „Weil die in dem Salz 
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preife enthaltene hohe Steuer die aͤrmere Volksklaſſe un- 
verhältnigmäßig belafte, die Viehzucht, den Aderbau und 
viele Gewerbe lähme,“ befchloß die zweite Kammer, den 
Großherzog um die Vorlage eined Geſetzes zu bitten, wo— 
durch der Preis des Kochfalzes auf den Salinen von 34 
auf 2 Kr: und in gleichem Verhältniß auch der Preis des 
Viehſalzes herabgeſetzt werde. | 

Dem Antrage des Abgeordneten Welder gemäß wellte 
man den Großherzog ferner bitten, die biöherige Tar-, 
Sportel- und Stempelordnung für aufgehoben zu erflären 
und ſtatt Diefer "eine moͤglichſt vereinfachte Stempelordnung 
vorzulegen. 

Und wenn auch die Kammer neum Iandedherrliche De- 
tlarationen, die Rechtöverhältniffe der Standes- und Grund- 
herren betreffend und in den Zahren 1823 bi 1830 er- 
laffen, am 3. September für ungiltig erklärte, weil fle ben 
Kammern nicht vorgelegt feten, fo ftand fie doch nicht im 
Gegenfage zur Regierung, fie war überzeugt, daß die Re- 
gierung, gleich ihr, das Recht wolle, daß fie, gleich ihr, 
das Wohl des Volkes zu ihrem Augenmerf machen werde. 

Ein Kampf zwifchen der Badifchen Volfsvertretung 
und der Regierung fand nicht ftatt. Die Volksvertreter, 
welche, um dad Recht zu wahren, die Rechte, auch wenn 
fie fih befeindeten, ‚nicht verletzen durften, wurden, fo oft 
fie von dem „Recht des Volkes" fprachen, durch ihren Re- 
fpect für '-andere- Rechte immer "dahin gebracht, daß fie 
„Volksrecht“ mit „Erleichterung des: Volkes“ identifizirten 
und alſo einen Begriff: an die Spige ftellten, bei dem fich 
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Regierung und Vertretung des „Volkes“ in Frieden be⸗ 


gegnen und die Hand drücken konnten, wohlgemerkt; ſo lange 
es nur auf: Anerkennung des Grundſatzes ankam. 





Das Kurfuͤrſtenthum Heſſen war der Staat, in wel⸗ 
chem die Entfremdung der conſtitutionellen Gewalten ſich 
äußerlich und offen durch eine Art Emigration des Fürſten 
bargelegt hatte. Hier konnte man: nicht ohne Refultat 
bleiben. 

Im Namen der gefeßlichen Geſinnung verlangten bie 
Stände Einheit des Herrfcherd mit dem Volke und feinen 
Bertretern: im Namen berfelben Geſinnung warem ſie ge⸗ 
zwungen, den Riß zwiſchen fidy und der ausuͤbenden Ge⸗ 
walt größer zu machen. Es ergab ſich bei Berathung des 
Militaͤretats, daß nach Erlaſſung der Verfaſſungsurkunde 
viele Ernennungen und Beförderungen yon Militaͤrperſonen 
verfaffungswidrig vorgenommen‘ ſeien: $: 53 jener Urkunde 
verlange, daß jeder Ertiennung eines Staatsdieners der 
Vorſchlag der vorgeſetzten Behörde vorausgehe, es ſei fer- 
ner eine conſtitutionelle Garantie, daß der Miniſter nur 
verfaſſungsmaͤßigen Acten des Herrſchers durch feine Eon- 
traſignatur Gültigkeit gebe. Gleichwohl habe Generalmajor 
v. Loßberg nicht nur ruhig zugeſehen, daß fort und fort 
Ernennungen und Beförderungen bei der Armee unmittel- 
bar von Philippsruhe aus gefchahen, jondern er habe die⸗ 
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fen verfafjungswidrigen Acten ohne Bebenfen feine Gontra- 
fignatur gegeben. 

Auf die Anfrage der Stände über diefen Punft ant- 
wertete v. Loßberg mit ber unumwundenen Erflärung, daß 
er auch bei fünftigen Ernennungen wie bisher verfahren 
werbe; die einzige Norm, welche ihn geleitet habe und fer- 
ner leiten werde, fei das früher beftandene Avancirregle- 
ment. Der Landesherr, ald Generaliffimus der Armee, 
müfje bei Mafregeln in Bezug auf die letztere ungebunden 
fein: dad Recht, hier unumfchränft zu fein, ſtehe auf glei» 
cher Linie mit feinem Souveränetärdrechte des Krieges und 
des Friedens. 

Der Landgraf von Heflen-Philippsthal-Barchfeld, ſelbſt 
Militär, die Oberappellationdgerichteräthe Pfeiffer und 
Baumbach, nebit dem Profefjor Jordan wurden in einen 
Ausſchuß gewählt, um das Benehmen ded Minifterd zu 
prüfen. Herr Pfeiffer, welcher den Bericht des Ausſchuſſes 
abftattete, zeigte, daß der Kriegdminifter geradezu bie Ber- 
faffungswidrigfeit feines Benehmens eingeftanden habe: das 
Avancirreglement, auf bad .er ſich berufe, fei wie Allee, 
was ausdrüdlichen Beltimmungen der Berfaffungsurfunde 
widerfpreche, ald aufgehoben zu betrachten. Berner habe 
. ber Minifter dem Gefammtminifterium ein ihm durch bie 
Berfaffung übertragened Recht genommen; der $. 110 ber- 
felben feße fefl, daß das Gefammtminifterium. alle Staate- 
angelegenheiten, welche ber landesherrlichen Entfchließung 
bedürfen, mithin auch die Ernennungen, zu berathen habe. 
Auf ſchwachen Füßen ſtehe die Zufammenftellung des Sou⸗ 
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veränetätörechtes ‚über Krieg und Frieden mit dem Anſpruch 
auf Unbefchränftheit bei Militärernennungen. Bei der Au⸗ 
wendung: jenes: Hoheitdrechted ſtehe der Regent dem Aus⸗ 
lande gegenüber und da gelte die Contraſignatur eines Mi⸗ 
niſters nicht, bei Ernennungen: und: Beförderungen aber be⸗ 
finde ſich der Regent in einem Verhaͤltniß zu ſeinen Unter- 
thanen: dies Verhältniß fei ausdrücklich durch die Verfaſ⸗ 
fung: geregelt und bie Gontrafignatur des Miniſters ſei hier 
Garantie der Berfaffungsmäßigfeit des fürftlichen Handelns, 
Das Recht, Generaliffimus. der Armee gu fein, könne nicht 
als wefentliched Regierungsrecht, in welchem der Regent 
unbefchränft fein müffe, betrachtet werben: Solche weſent⸗ 
| lichen Rechte: feien. unübertragbar: der: Regent aber fönne 
| die: Führung ded Heeres übertragen. :: Schließlich würde 
die Theorie des Minifterd die Stände in ihrem Rechte, 
| den Staatöhaushalt zu reguliren, beſchränken. Der Bericht⸗ 
erftatter trug darauf an, mehr ald zwanzig Ernennungen 
und Beförderungen: für ungiltig zu erflären, auch ſtellte er 
eine Anklage: des Miniſters in Ausficht: 

In der: Sigung des 23. Zuli ſtimmten die Stände 
über die Anträge des Ausſchuſſes ab. Nur 13 Stimmen, 
und zwar die des Adels, waren für den Miniſter. Die 

BVorfchläge des Ausſchuſſes wurden — der iniſter 
J in Anklageſtand verſetzt. | 
Der Eindrud, den biefer Vorgang in ann 
| hätte hervorbringen fönnen, wurde wieder verwifcht, indem 
man den Kurfürften überzeugte, daß jener Fortſchritt der 
a Stände auf: der Bahn der Gefeglichleitigerade das: Militär 
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auf die Seite bed Herrfcherd bringen müſſe. Man folle 
nur nicht müde werden, der Stadt Eaffel die Confequenzen 
der allerhöchften Ungnade fühlbar zu machen. Man möge 
den Unterthanen zeigen, daß es nichts Kleines fei, fich mit 
demrerrfcher,.diefer für den Staat fo nothwendigen Wer 
fönlichfeit entzweit zu ſehen. Das: Militär, welches etwa 
vom Gifte der Popularitätsjucht angefteckt fe, möge man 
durch Berfegungen ſtrafen. Man fei ja weit entfernt, die 
Umeinigfeit zwiſchen Fürft und Volk als ewig fefihalten 
oder als einzig mögliches Refultat im: Auge haben zu wol⸗ 
len: vielmehr ſei es ja auch nur die Einigkeit, welche man 
auf feinen Weiſe, der Ständeverfammlung entgegengefett, 
erſtrebe⸗ Unterhandlungen, in Gaffel angefnüpft, mit paſ⸗ 
fenden: Drohungen würden vielleicht zum Ziele führen. 

General Bödider wide von Hanau nad) Gaffel ge» 
ſandt um die Gemuͤther im Stillen für bie Gräfin Reis 
chenbach⸗· Leſſonitz zu bearbeiten. Man erzählte fi von 
einen WBärbier, dein er 5000 Thaler zugefihert haben 
ſollte, wenn eine Adreffe für die Rückkehr der Graͤfin zu 
Stande gebracht würde. Dieſer Barbier verlor in kurzer 
Zeit ſeine Kunden und durfte ſich, ohne zum Geſpött zu 
werden, nicht öffentlich ſehen laſſen. — Zugleich zeigte der 
Kurfürſt, wie leicht er den feſten Entſchluß faſſen könne, 
Hanau. zu feiner immerwaͤhrenden Reſidenz zu. beſtimmen: 
der Dberhofbaumeifter Bromeid wurde nach dieſer Stadt 
berufen. 

Das erfte und zweite. Bataillon bes erften Linienin- 
fanterieregimentd wurden von Gaffel nad, Fulda. verfegt: 
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ein’ Garnifonsiwechfel, der für wiele Offiziere, Unteroffiziere 
und Haugboiften, welche Frau umd Familie in: Caſſel zu⸗ 
rückließen, ' einer‘. Strafe gleich war. Auf‘ der anderen 
Seite zeigte dad Benehmen ‘der Milttärd in- anderen Gars 
nifonen, ‚wie fehr. fie bei Ausbrüchen des Grolls gegen die 
Bürgerfchaft die Ungeftraftheit. Hinter ſich zu haben glaub⸗ 
ten: Die Friblarfchen Hufaren erlaubten‘ ſich im Juli Ins 
fulten: gegen die Bürgergarde, und ald reine) Unterfuchung 
deshalb. angeftellt ward, wurde ein: Bürger von einem Hu⸗ 
faren wor: Gericht gemißhandelt. 

Die, Entlaffing,; welche der Miniſter 9:Lopberg ein> 
reichte; wurde nicht genehmigt, san’ eine? Abftellung der Be⸗ 
fehwerde wegen verfaffungswidriger.:) Ernennungen micht 
gedacht. 

Unter ſolchen gegenſeitigen Beziehungen zwiſchen Fürſt 
und Unterthanen nahte der 28. Juli, an welchem der Kur 
fürſt 54 Jahre alt wurde, heran. Die Caſſeler, ſchon längſt 
ſo betrübt, daß ſie von ihrem Herrſcher verkannt ſeien, 
hatten dieſen Tag auserſehen, um an ihm ihre nie wan⸗ 
kende Loyalität zu beweiſen. Feierlichkeiten und Banquets 
wurden vorbereitet, die ſtädtiſche Municipalität bewilligte 
achthundert Thaler zur feſtlichen Begehung des Tages. 
Drei Bürger wurden auserwählt, um dem Kurfürſten fol⸗ 
gende Adreſſe zu überbringen: „Allerdurchlauchtigſter, Aller⸗ 
gnädigfter Kurfuͤrſt. Mit den lebhafteſten Gefühlen der 
Dankbarkeit bereiten wir und zur Wiederkehr des Tages 


vor, an welchem Ew. Königl. Hoheit zum eriten Mal bad 


Licht der Melt erblidten. Nie follen ung amfere Mache 
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fommen den Vorwurf machen, daß wir als Furzfichtige 
Zeitgenoffen den unfterblichen Ruhm verfannt hätten, wel- 
hen Höchſtdieſelben im Laufe des verfloffenen Jahres um 
das Land unferer Väter ſich erworben haben. O dag ſich 
doch Fein Fchmerzliched Gefühl der Trauer in unfere Freube 
miſchen möchte, mit welcher wir zum erften Male den Ge- 
burtstag unſeres conftiturionellen Regenten begrüßen. O 
dag Ew Konigl Hoheit geruhen möchten, felbft Zeuge bes 
Ausdrudd umferer - aufrichtigen und loyalen Gefinnungen 
zu ſein“ u. ſ. w. Die Adreſſe fchließt mit der Berficherung, 
daß, wenn dad Band. der Liebe und ded Baterlandes feft 
gefchlungen werde, das Gute, welches die Berfaffung ver- 
beige, auch bald zum erfreulichen Leben gedeihen werde. 
Die Ueberzeugung der Gafjeler, durch dieſe Adreſſe 
mehr zu bewirken, als in ihren eigenen und in bed Publi- 
fumd Augen als loyal zu erfcheinen, hielt nicht lange vor, 
und die Nachricht von einer neu gefpielten Intrigue, von 
der ungnädigen Gefinnung des Fürften, brachte fie dahin, 
am 26. Juli die Adreſſe, ‚ftatt durch eine Deputation dreier 
Bürger, durch einen reitenden Boten nad Philippsruhe zu 
ſchicken. Bid zum 28. Zuli lief zwar feine Antwort des 
Kurfürften ein, man hörte auch, daß ber Fürft fich jede 
Feier feines Geburtstages verbeten habe; die Bürger aber 
unterließen nicht, durch ein Felt auf. dem. gefchmücten 
Friebricheplage, durch Kanonenfchäffe, durch Kletterbaͤume, 
durch Tanz im Freien, durdy eine Bürgergergardenparade 
vor dem Palais. der Kurfürftin, durch Mittagemahle die 
Eriftenz ihres. Herrfchers zu feiern. Die Stände, dad Mi- 
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niſterium/ die Kollegien und Dikaſterien waren zu großem 
Feſteſſen auf Wilhelmshöhe: verſammelt, am Abend waren 
der Friedrichsplatz und die Kaſernen prächtig illuminirt. 
Gerade dies Felt brachte in Philippsruhe einen üblen 
Eindruck hervor: indem ed dem Kurfürſten zeigte, daß er 
eine zwiefältige Exiſtenz habe, daß er in Caſſel ein Ande⸗ 
ver ſei und als ein Anderer behandelt ‚werde, als er ſich 
innerlich fühle, daß er dagegen in: Philippsruhe nicht mit 
vollem: Gewicht die Rolle deſſen ſpielen könne, als der er 
überhaupt im. ganzen‘ Kurfürſtenthum auftreten wollte, 
mußten die Mahnungen: der Graͤfin Reichenbach, welche 
nachgerade an "einer Sinnesänderung der Biedermänner in 
Saffel: verzweifelte, leichten Eingang in fein) Ohr finden: 
Er ſolle nicht mehr mit ſich ſpielen daſſen, er ſolle die 
Herrſchaft, welche ihm ja überhaupt nur herbe Erfahrun⸗ 
gen eingetragen: habe, für: einige Zeit auſgeben: der conſti⸗ 
tutionelle Eifer ; jetzt noch friſch und reizbar, werde früher 
oder. ſpäter dem ruhigen Bedenken Platz machen, unbe⸗ 
dingte Achtung werde zurückkehren: dieſe Zeit möge der 
Fürft abwarten amd: ſich nicht in den zwar kleinen, aber 
deſto anſtrengenderen Kampf mit jenem Eifer einlaſſen. 
Koͤnne er jetzt nur mit Conceſſionen in Caſſel ——— ſo 
möge er lieber gar nicht dahin zurückkehren. — 
Wenn nun auch die Entſchloſſenheit des dan 
nicht gleichen Schritt mit der der Gräfin Reichenbac-Lef 
fonit hielt, wenn auch bie Gewohnheit des Herrfchendnihm 
manchmal den fhmeichelnden Gedanken eingab, daß es fei- 
nen Bürgern mit den Verficherungen, wie unentbehrlich er 
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fei, ernft fein möge, fo zeigten doch die Ereigniffe in der 
Kurfürftlich Heffifchen Familie, welche damals in die Def- 
fentlichfeit traten, wie der Entfchluß des Kurfürften, die 
Regentfchaft auf einige Zeit dem Kurprinzen zu übertra= 
gen, allmälig reifte. 

Gleich am 29. Zuli fandte der: Kurfürft feine Ant- 
wort auf die ihm am 26. Juli überfchickte Adreffe nad 
Gaffel: „Wir geben hierdurch zu erfennen,“ fagte er, „daß 
Wir in Rückblick auf die Vergangenheit und in Erwägung 
der Gegenwart in der nächften Zufunft- feinen Grund fin- 
ben, von Entfchließumgen abzugehen, welche durch Thatfa- 
hen veranlaßt worden find, deren Andenken durch Worte, 
wie die Yorgetragenen, nicht verlöfcht werden Tann.“ 

Den Rüdfichten, welche man dem Schicklichkeitsgefühl 
und dem Hohenzollerſchen Familienſtolze der Kurfürftin 
fhuldig war, hätten der Kurprinz und der Kurfürft gern 
genügt. Als am 20. Auguft, dem Geburtstage des Kur- 
prinzen, der Oberft Bauer vom erften Linienregimente den 
üblichen Gratulationsbefuch bei diefem abftattete, wurde er 
beauftragt, dem Offiziercorps die Bermählung des Kur- 
prinzen mit der -- Frau Lehmann, jegigen Freifrau von 
Schaumburg, offiziell befannt zu machen. Auch zeigte der 
Kurprinz an, er werde nächſtens feinen Wohnſitz von — 
nach Wilhelmshoöhe verlegen. 

Die Nachricht von dieſen Aeußerungen — in 
Caſſel große Aufregung hervor. Bürgerverſammlungen bil⸗ 
deten ſich. Die conſtitutionelle Freiſinnigkeit der Bürger 
ging ſo weit, an dem Worte des rn zu zweifeln, 
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die Kurfürſtin wiſſe ja nichts von der Vermaͤhlung ihres 
Herrn Sohnes, ſie würde ſie ohnedies gemißbilligt haben 
Die Vermählung eines Gliedes einer conſtitutionellen Für⸗ 
ſtenfamilie ſei ein das ganze Volk angehender Act, er müſſe 
mit gebührender Oeffentlichkeit vor ſich gehen. 

Dieſer Vorfall, welcher die Abreiſe des Kurprinzen 
aus Fulda verzögerte, ſtellte eine weitere Familien⸗ und 
Volksparthei, Die des. Prinzen und der Freifrau v Schaum⸗ 
burg, in Ausſicht. Der Prinz, welcher von vornherein 
Oppoſition fand, ward, auf das Linienmilitaͤr angewieſen. 

Die: Stände, ‚welche von dem Entſchluſſe des Landes⸗ 
herrn nichts wußten, bereiteten eben eine große Deputation 
an denſelben vor, um ihn feierlichſt zur Rückkehr in die 
Reſidenz einzuladen. Aber es waren von anderer Seite 
ſchon Maßregeln getroffen, um den Wirkungen, welche dieſe 
Deputation vielleicht hätte haben können, vorzubeugen. 

Ein ſogenannter Bürgerausſchuß hatte ſich nämlich in 
Caſſel conſtituirt und Muſter von Adreſſen uͤber das ganze 
Land verbreitet mit der Aufforderung, ſie zu unterſchreiben 
und, der Ständeverſammlung einzuſenden. Nach einer 
Schilderung der Nachtheile, welche die Abweſenheit des 
Kurfürſten mit ſich führe, ſchloſſen dieſe Adreſſen mit fol- 
genden Worten: „Wir bitten daher, daß bie Hohe Staͤnde⸗ 
verfammlung ſchleunig und dringend Sea Königl. Hoheit 
die Nothwendigkeit vorftelle, zu dem Sigungsorte der Re- 
gierung zurüdzufehren, wo Allerhöchſtdieſelben den verfaf- 
fungemäßigen Rath des Staatsminiſteriums nicht. entbeh- 
ren; oder aber möge Se, Königl. Hoheit die Vorausſetzung 
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genehmigen, daß bei einer noch mehrere Wochen fortgeſetz- 
ten Abwefenheit in berfelben die Erklärung einer Berzicht- 
leiſtung aufs die ‚gegenwärtige Ausübung der Regierunged- 
rechte liege, wo dann die hohe Ständeverfammlung unver- 
weilt geruhen möge, in Gemäßhbeit der $$. 7 und 8 der 
Verfaffungsurfunde zu verfahren.‘ 

Die Stände; fahen wohl ein, welchen nadhtheiligen 
und dem ſcheinbaren Zweck der Adrefle gerade entgegefeßten 
Eindruck dieſe auf; das Gemüth des Kurfürften bervorbrin- - 
gen würde; and ſie eilten mit Abfendung der Deputation. 
Der Praſident v. Trott, der Graf v. Degenfeld, der Oberge- 
richtsdirector Wiederhold aus Rinteln, Herr Schaumburg, 


- Bürgermeifter von Gaffel gingen am 25. Auguft nach Hanau 


ab: Drei: Mitglieder. ded Gaffeler Stadtrathed, die Herren 
Schelhafe; Arnold und Efcherig fchloffen fih ihnen an. 

Am 26. Auguft in Hanau angelangt, ließ die Depu- 
tation ſoſort durch den Hofmarfchall um Audienz nachſu— 
chen, wurde. aber am nächiten Morgen abfchläglich befchie- 
ben :ufle möge, was fie vorzubringen habe, fchriftlich ein- 
reihen Zugleich ‚ging von Philippsruhe ein Bote nad) 
Wilhelmsbad ab, wo ſich Rivalier von Meyfenbug eben 
aufbielt; nnd. überbracdhte dieſem Aufträge an den Freiherrn 
0 MündyBellinghaufen, Defterreichifchen Bevollmächtigten 
beim Bundestage. 

Nachdem die Deputation erffärt hatte, nur zu münd- 
licher Unterhandlung Auftrag zu haben, wurde. fie am 
acht amd) zwanzigften, Mittags, zwei Uhr, vorgelaffen. 
Seine Königliche. Hoheit hörten fie ſehr gnädig an, er- 

18* 


276 


neuerten aber Ihre Bitte um eine fchriftliche Eingabe. 
Sie hätten ja, fügten Sie hinzu, nirgends audgefprochen, 
nie nach Gaffel zurückfehren zu wollen, und Sie würden eine 
allfeitig beruhigende und die ausgedrückten Wünfche völlig 
befriedigende Refolution in Kurzem erfolgen laffen. 

Die Deputation reichte alsbald ein ſchriftliches Ge- 
fuch ein. Ein großer Theil der Unterthanen, das war der 
Inhalt desfelben, erfenne in der Ruͤckkehr des Landesherru 
‘ in feine Hauptftadt ein Unterpfand fortwährenden Ber- 
trauend, der ‘vollen Einheit zwiſchen Fürft und Volk, zu- 
gleich aber auch, befonders jegt, eine weſentliche Buͤrgſchaft 
für fo manche noch nothmwendige umd gehoffte Abhilfe, für 
gedeihlicdye Erfolge ded Landtages. 

Hätte der Kurfürft noch gefchwanft, fo machte ein 
längft gefürchteter Zwifchenfall feiner Ungewißheit ein Ende. 
Auch nad) Hanau waren vom Bürgerausfchuß in Gaffel 
Adreffen gefandt worden: die Deputation hatte fie zu un«- 
terbrüden gefucht, dennoch gelang ed, dem Kurfürften eine 
derfelben in die Hände fpielen. Hiernach erhielt denn bie 
Deputation am 31. Auguft nachftehende Refolution: „Die 
Und von der hier anwefenden landftändifchen Deputation 
getbanen mündlichen und fchriftlichen allerunterthänigften 
Borftellungen und Bitten würden Uns haben bewegen Fön- 
nen, dem von Unfern getreuen Landftänden in Betreff Un- 
ferer Rüdfehr nad) Gaffel geäußerten Wunfche allerguädigft 
nachzugeben, wenn Wir nicht in den legten Tagen davon 
Kenntnig erhalten hätten, baß ein Theil der Einwohner 
jener Stadt fortfährt, die gefegliche Ordnung, ohne welche 
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fein civilifirter Staat beftehen kann, und die Achtung und 
Untertbanentreue zu verlegen, welche fie ihrem angeftamm- 
ten: Landesherrn fchuldig find.‘ Könne der Kurfürft daher 
nun jenem Wunſche nicht nachgeben, fo habe Er doch in 
Seinem :landesväterlichen Herzen den Beichluß gefaßt, auf 
angemeffene Weife die beforgten Nachtheile zu entfernen, 
welches miöglicherweife aus Seiner längeren Abwefenheit 
aus der Stadt Caſſel entitehn könnten: und werde Er 
dieſerhalb unverzüglich Seine Allerhöchſten Befehle ertheilen. 

Dbergerichtd - Director Wiederhold vernahm nun. in 
einer Particularconferenz bie Abficyt ded Kurfürften, den 
Kurprinzen zum Mitregenten anzunehmen; auch warb er 
zum Unterhändler zwiſchen dem Landesherrn, den Ständen 
und. dem Kurprinzen auderfehen. Der Geldpunft brachte 
einige: Verzögerung in die Verhandlungen. Endlid am 14. 
September wurde den Ständen ein Geſetz über die Mit- 
regentſchaft des: Kurpringen mit dem Bemerfen vorgelegt, 
daß fie daffelbe entweder kurz und gut anzunehmen 
oder zu verwerfen hätten. Es warb ‚angenommen und 
erhielt am 30. September die Sanction des Kurfürften, 

Es beſtaud aus drei Paragraphen, von denen ber 
erite feſtſetzte, der Kurprinz fei fortan zum immerwährenden 
Mitregenten: angenommen. Der zweite beitimmte, daß ber 
Kurfürſt bis Bahin, wo er feinen damaligen oder fonft 
nach Gutdünken zu wählenden Aufenthaltsort verlaffen und 
ſeine bleibende Reſidenz wieder in Gaffel nehmen werde, 
feinem ‚vielgeliebten Sohn, des Kurprinzen Hoheit und 
Liehden, Die alleinige und ausſchließliche Beſorgung aller 
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Regierungsgefchäfte überlaffe: Nach dem Inhalt des drit- 
ten Paragraphen blieb der Kurfürft im Genuß des ihm als 
Fideicommig zuertheilten Cabinetsvermögeng, wärend dem 
Mitregenten die Civillifte abgetreten wurde. 
Unterdeß richtete ſich der Fürft ald Privatmann ein. 
Rivalier von Meyſenbug nahm feine Entlaffung aus dem 
furheffifchen Stantsdienfte, um ſich ganz dem Dienft des 
Herrn widmen zw 'fönnen. ‘Der Hofftaat' wurde vermin⸗ 
dert, ein großer Theil der Dienerfchaft, (deren Erhaltung 
nun der Civilliſte oblag, nach Caſſel zurücdigefandt, die 
übrigbleibende durchgängig in bie * der Kar Rei- 
chenbach gefleidet. | 
Der Kurpring war noch nicht nach Caſſel gezogen, 
Bon einer Zufammenfunft mir) der Kurfürftin, welche er 
auf der zwiſchen Gaffel und Fulda "gelegenen Poftitation 
Mörfchen gehabt hatte; erzählte man ſich, daß ſie die Dif⸗ 
ferenzen zwifchen beiden wegen der Freifran von Schaum⸗ 
burg nur vergrößert 'habe: ı solle SM and 
Als am 15. September der Jahrestag der Bolfder- 
hebung gefeiert wurde, miſchte ſich die Kurflrftinımit ihren 
Bi beiden Töchtern, der Prinzeß Karoline) und der Herzogin 
von Sachſen Meiningen unter die Bürger und ward zum 
Gegenftand begeiſterter Verehrung." Man erzählte ſich, 
daß man wahrfcheinlich "bei Ankunft des Kurprinzen das 
Unglück haben werde, jene hohe Frau nebſt ihrem Hof: 
ftaate und allen in Eaffel refldirenden fürftlichen Familien 
R bie —— — ie Mn * von a Paz 
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man fi daran, Volfsthämlichkeit, Sonftitution und die 
Derfon der Rurfürftin in Gedanfen zufammenzuftellen. 

Unter ſolchen Aufpicien hielt der Kurprinz am 7. 
October feinen Einzug : in Caſſel. Er hatte demſelben eine 
Proclamation: vorauggehen laffen, worin er verficherte, daß 
er durch die That beiweifen werde, wie ſehr ihm das. Glück 
und: Vieübürgerliche Wohlfahrt des heffiichen Volkes am 
Herzen liege, daß er den Vertretern des Volkes, mit denen 
er für eine..glüdliche und ruhige Zufunft arbeiten werbe, 
mit Vertrauen entgegen :fomme. . Dagegen forderte er 
dies Bürger. auf, Ähm: zu vertrauen und an Gefeglichkeit 
und Ordnung, den Grundfäulen des Volksglückes, feftzus 
halten. 

Das Geläute der Glocken, 101 Kanonenſchüſſe bes 
zeichneten den Einzug des Kurprinzen in ſeine Reſidenz. 
Eine Deputation des Magiſtrats hatte ihn an der Grenze 
des Stadtgebietes empfangen. In. den Straßen paradir⸗ 
ten die Bürgergarden. Auf dem großen Platze vor dem 
VPalais ſtand das ſämmiliche Militär mit fliegenden Bahr 
nen und empfing den neuen Regenten mit Muſik. An 
der Thür des Palais wurde der Prinz von dem General- 
ſtabe und Hofltaate begrüßt, im Innern deſſelben traten 
ihm eine Deputation der Landſtände, das Minifterium, 
das Eorps der Civilſtaatsbeamten entgegen. . Als darauf 
der Prinz vom Balcon aus dem Volke ſeinen Gruß bare 
brachte antworteten ihm zwar nur fpärliche Freudenbezeu⸗ 
gungen aber fagte der Verfaſſungsfreund“ in der Be⸗ 
ſchreibung der Feierlichkeit, „ein edles Voll iſt ſparſam in 
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den Zeichen feiner Zuneigung: ed will fie erit verdient je- 
hen, ehe es fie ſchenkt.“ 

Abends zeigte ſich der Prinz mit der Kurfürftin und 
Prinzeffin Karoline in der großen Loge des Theaters und 
wurde nunmehr mit lauten Beifallsbezeugungen empfangen. 
Das Haus war feitlich erleuchtet, Demoifelle Hildebrandt 
fprach einen von Niemeyer gedichteten Prolog. Eine Baf- 
felmufif, vom Offtziercorpg dargebracht, bejchloß die Staats⸗ 
action. 

In der Nacht vom 8. zum 9: Detober holte der Prinz 
die Frau von Schaumburg, die er, inıden Grafenftand er- 
hoben und mit dem Titel Erlaucht befchenft hatte, nad) 
Caſſel und räumte ihr die zweite Erapp im SEIEN 
Palais ein. 

Ein Uebergang der Herrfchaft vom Vater auf deu 
Sohn war demnad) das Refultat der langen Kämpfe, in 
denen ſich Gaffel ein halbes Jahr: hindurch abgemüht hatte. 
Es kam num darauf an, daß der Prinz ſich durch die Op- 
pofition, welche feine Familienverhältniffe zum — ge⸗ 
nommen hatte, nicht reizen ließ: ” 

Die erften: Erlaffe ded Regenten zeigten ‚wie ſehr er 
fortan das Linienmilitär zum Gegenftand. feiner "Aufmerk- 
famfeit machen werde: die Offiziere der «Infanterie follten 
fortan Säbel nach Art der Preußischen: Offizierdegen tra» 
gen: die Wachen ſollten fid) im Dienft nicht mehr der 
Müsen, fondern des Tſchakos bedienen: ,»Biele  Ernennuns 
gen, Beförderungen,  Begünftigungen betrafen ‘das Corps 
der Offiziere. Herr 9. Vergür, ber unter der vorigen Re» 
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gierung feine Entlaffung genomnien, wurde zum EEE 
und Biceoberftallmeifter ernannt. 


Bisher waren die Bolfövertreter im füblichen Deutfch- 
land faft allein. Organe der öffentlihen Meinung gemwefen. 
Die Oppoſition der öffentlichen Meinung gegen: die befte- 
henden Mädjte, eine Oppofition, weldye diefe Mächte nur 
nicht als fireng und bevormundend wiſſen wollte, biefe 
DOppofition ſprach ſich ald Fortfchrittöftreben aus, ald Stte- 
ben nach Iegaler Bewegung, an welcher jene Mächte felber 
tbeilnehmen follten. Sie hatte fidy daher für’ erſte ein 
offizieled und legales Drgan gefucht — die Kammern. 

Die Preffe war damals noch nicht bedeutend; fie war- 
tete auf eine offizielle. Anerkennung durch Befreiung von 
der Cenſur. Ihr Gefchid Tag noch in den Händen ber 
Regierungen und Kammern: ihre eigene Eriftenz von der 
Entſcheidung diefer Mächte abhängig machend, konnte ſie 
fi) noch nicht felber als eine Macht darftellen. 

Zu dem Profpect feines: „conflitutionellen Tagesblat- 
tes“: „Deutſche Tribüne,” München, den 1. Juli 1831, 
fagte 3. G. 4. Wirth: „Während in England. und Franf- 
reich Die freie: Preffe das Mittel ift, ber öffentlichen Mei- 
nung: ben: gebührenden Einfluß, auf die Leitung der Staats⸗ 
angelegenheiten; zu fichern, während dort. die Regierimg in 
der Preffe eher einen: mächtigen Bundesgenoſſen ald einen 
Feind fieht, fol in Deutfchland Feſtigkeit und Anfehen der 
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Regierungen mit der Freiheit der Meinungen unvereinbarlic) 
fein...” Nach einigen Ausrnfungen über bie Deutfche 
Genfur fchließt Wirth mit der Verficherung, daß Bayern, 
das fo eben aus dem Kampfe mit dem Princip ded Ob- 
feurantismus und der Rüdfchritte flegreich hervorgegangen fei 
und: bie Preffe theilweis entfeffelt habe, gerade baburd, am 
geeignetften ſei, um. die IE iu — und — 
zu bringen. 

Neben Wirth lebte damals in — Dr. Viewer 
Amadeus Coremans aus Brüſſel, ein gewandter Journaliſt. 
In Nuͤrnberg anſäßig, hatte dieſer Schriftſteller ſich durch 
feine Bemühungen und Schriften für Garten⸗, Landbau 
und Gewerbfleiß dem gewöhnlichen Manne, durdy feine. po⸗ 
litifchen Blätter dem großen Publikum bekannt ‚gemacht. 
Die erfte Nummer ‘feines Blattes „die freie Preſſe“ er- 
fchien am 11. Juni 1827. „Ich hulbigte,“ fo: erzählt Dr. 
Coremans felbft, „anfänglich :fehr dem Könige Ludwig, ber 
damals entfchieden.für: die Freiheitsſache ſich erklärte. Faſt 
alle ausgezeichneten Männer der. liberalen Parthei in 
Bayern haben zu der „freien Preſſe“ Auffähe: geliefert.’ 
Im Jahre 1829 gründete Coremans das, wie: er «6. jelbit 
nennt, „einflußreiche Vollsblatt,“ den „ Zufchauer, ander 
Pegnitz,“ 1830 ben „Beobachter.“ Im letzteren Jahre rief 
ihn das Miniſterium nad) München, um ihn ganz für ſich 
zu gewinnen: hier war es aber gerade, wo Coremans mit 
der Regierung zerfiel. 1831 reichte er wegen der Schenk⸗ 
fchen Genfurordonnanz eine Befchwerde bei der Kam- 
mer. ein. 
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Er erzähle: „Meine Flugblätter — in ſolche hatte 
die ‚freie Preſſe“ fich aufgelöft — konnten ald Organe 
der conftitutionellen Oppofition in der Ständeverfammlung 
gelten, auf welche die Mahnungen, die Proclamationen vor 
den Abftimmungen, die rothgedruckten eirniähen nach ih» 
nen nicht ohne Einfluß blieben.“ 

Auguft 1831 kehrte Dr. Coremand aus München nach 
Nürnberg zurüd. Gleich darauf gab: er die Flugfchrift 
Volksrecht“ Nr.:1 heraus, worin er den Stand der Par- 
theien in Bayern fchilderte. Indem er die Regierung fel- 
ber ald wohlmeinend vorausfegt, ſpricht er von einer 
„dunflen Kaction,* von der beunruhigende Gerüchte umlau⸗ 
fen; _ Die Märmeridiefer Kaction, „welche umaufhörlich fich 
bes Königd ergebene Diener, der Dynaftie der MWitteldba- 
cher treuefte Anhänger nennen, handeln und rathen, als 
wen fie geſchworen hätten, dem Throne und dem Herr» 
ſcherſtamme den größten Schaden zuzufügen. Die, weldje 
man Feinde des Königthums, Revolution + Zeloten, Nepu- 
blicaner, Hochmeifter der Bewegung nennt, mühen ſich ab, 
dem ThronerDienfte zw leiſten durch Bekämpfung der Miß- 
bräuche, die ihm berberblich zu werden drohen.” : 

Coremans ſchildert hierauf die Liberalen: theils „ach⸗ 
tungswerthe Männer, welche die Maͤßigung ihres Charak⸗ 
ters verleitet, anzunehmen, daß wechſelſeitige Nachgiebigkeit 
die ſicherſte Art und Weife ſei, Alles zu ordnen und’ zu 
ſchlichten, daun Andere, deren fuftematifcher Geift die ver- 
wicelten und ſchwer zu löfenden Aufgaben liebt und’ welche 
in die Politik die Liebe zu Amalgamirungen und Gegen- 
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gewichten übertragen. _ Denen reihet fich die ungeheure 
Zahl derjenigen an, die in fi) weder das Talent noch den 
Muth verfpüren, die nöthig find, um in der Republif her- 
vorzuragen, welche aber dennoch die Eitelfeit heftigen, eine 
Rolle im: Staate fpielen zu wollen. Welche: herrliche, ih— 
ren Fähigkeiten ganz angemeffene Regierung iſt nicht Die, 
wo, am ald.beredt auögejchrieen zu werben,’ edigemügt, die 
Reden der Minifter und Regierungdorgane in einer langen 
Reihe wenn auch bedeutungslefer Bhrafen zu befämpfen, 
wo man ein Cato werden kann durch Mäßigung in. der 
Annahıne miniftericher Begünftigungen, wo man den Na— 
men des Ideals eined Bürgerd zu erlangen vermag, ohne 
ſich nur einem einzigen. Stecknadelritz Auszuſetzen. Ihnen 
iſt die abſolute Monarchie und die Republik gleich verhaßt 
Dann kommen die Gemäßigten. So lauge eine Regierung 
fies nicht bis zum Aeußerften treibt, fie. nicht durch die 
außerordentlichſten Demüthigungen und Erpreſſungen außer 
Faſſung bringt, werden: dieſelben für: ſie ſein, Alle die hier 
Angeführten heißen im Allgemeinen Liberale 

Diefen. Liberalen ftellt Coremans die Patrioten“ nges 
genüber: „Staatsbürger, die von Mittelwegen nichts wiſ⸗ 
ſen, unklaren Ideen nicht gewogen ſind, aber wor Allem 
den Despotismus nicht wollen, weil fie ihn für völferver- 
derblich erachten,” Männer, die bei „einem entfcheidenden 
Kampfe obenan gelangen würden.” „Am Hofe bezeichnet 
man fie ald republicanifche Faction.“ Und doch verlangen 
fie nur von dem conftitutionellen Königthum, „daß ed die 
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Ariftofraten, Prälaten und Knechte von fich fern halte, 
die Patrioten fchäge, und fi) auf die Liberalen ſtütze.“ 

Im entgegengefegten Fall „müßte das Volk mit Be- 
dauern auf die Ariftofraten bliden, die Liberalen unbeach- 
tet laffen und ſich um die Patrioten drängen. 

Die Prefie fühlte ſich faum, als fie ſich auch ſchon 
zu einer Kritif des Liberalismus, der conftitutionellen Volks⸗ 
vertretung, getrieben fah. - | 

Dr. Eifenmann, Heransgeber des „Bayrifchen Volkd- 
blattes,” und Siebenpfeiffer, Redacteur ded „Boten aus 
Weſten,“ waren ed, welche von Görres’ royaliftiichem Blatt 
„die Eos” mit Wirth und Coremand Hochmeifter der Be— 
wegung genannt wurden. Der Bote aus Weften, mit 
tem Motto „Licht, Freiheit, Ordnung,“ erfchien en Oſtern 
1831 bei ©. Ritter in Zweibrüden. 

In Stuttgart erfchien feit dem 1. Yuli „die Stutt- 
garter allgemeine Zeitung” ‚bei Megler, ein freifinniges 
Blatt. Gleich freifinnig war der. in Stuttgart erfcheinende 
„Hochwaͤchter.“ Ihnen ftand bie — Hofzeitung“ 
gegenuͤber. 

Der liberale Journaliſt Caſſels war Feldmann, — 
ausgeber des „Verfaſſungsfreundes.“ 

In Straßburg, bei der Wittwe Silbermann, wurde 

das freiſinnige Blatt „das conſtitutionelle Deutſchland“ 
gedruckt. 

Liberale Blätter waren ferner der Schwaͤbiſche Mer- 
fur, die Neckarzeitung, die Hanauer Zeitung, die Freiburger 
Zeitung, das Freiburger Wochenblatt. Was nicht geradezu 
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Hofzeitung war, nahm eine volksfreiheitliche Faärbung an. 
Hofrath Rouffean war der Einzige, der in Kranffurter 
Blättern für den Kurfürften von Heſſen das Wort nahm. 

Die Geſchichte der „Deutjchen Tribüne ‘giebt: ein 
Bild von der Art, wie man im Laufe des Jahres 1831 
die Preffe behandelte und mie fich die Preſſe Bi durch 
dieſe Behandlung emaneipirte. 

Die erſte Nummer dieſes Blattes mit einem 
Aufſatze, „die Morgenröthe der Deutfchen. Freiheit“ über- 
ſchrieben. Hier wird verfichert, daß die Freiheit, ‚geftärkt 
durch die Öffentliche Meinung, „tiefe Wurzeln gefchlagen 
habe, ja ſchon Blüthen zu treiben "beginne, "Im ganz 
Deutfchland werde fie nun ernftlicher reclamirt, dieſe ſchöne 
Freiheit, diefes unentbehrliche Element des geiftigen Lebens, * 
Am Schluß des Aufſatzes macht Wirth die Freiheit, Die 
ihm zuerft ‚ein! Baum, dann ein: Element: war, zur Sonne, 
deren Morgenröthe ſchon erfchienen je, m umnio wi 

Die zweite und dritte Nummer bringt einen Anfeuf 
von W. Schulz am die verfammelten Vertreter bed Deut- 
fchen Volkes. Man möge fid nicht in täufchende Hoff⸗ 
nungen einwiegen: von) Rußland: drohe große Befaht. W. 
Schulz citirt die offizielle Peteröburger Zeitung, in welcher 
ganz offen ausgeſprochen fei, daß „Kaifer Nikolaus ſich die 
Ausrottung aller Uebel, welche der Liberalismus verurſacht, 
zur Aufgabe geſtellt habe.“ Shund: 

Die Nummer vom 6. Juli, welche Wirth, um die 


Eenſur zu umgehen, als Flugblatt unter: dem Titel Poli» 


tifche Kapuzinerpredigt“ erfcheinen Tieß, bringt bie Auffor- 
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derunge „Wir erfuchen alle Zeitungsrebactionen umd 
Schriftfteller, welchen von ber Genfur Artikel geftrichen 
werden, folche und mitzutbeilen. Wir werben diefelben 
fodann in unferem Blatt oder durch Flugblätter zur Pu- 
blicität bringen.“ 

Doc will die Tribüne nicht revolutionär fein. Aus 
dem Erfolg, welchen. die Flugſchrift „der erfte Mai“ hatte, 
beweift fie (Mr. 10), „daß dem Deutfchen Volle die Rarr- 
heit der Revolutionsmaͤnner völlig fremd geblieben fei und 
daß es in feinem Sinn für gefegliche Freiheit und Ord- 
nung nicht irre gemacht werden könne.“ In Nr, 11 ver- 
wahrt ſie ſich ausdrücklich gegen die Berbädhtigung, daß fie 
revolutionärer Tendenz ſei. „Wir wollen nichts zerſtören, 
fondern, fo weit unfere Kräfte: reichen, mitwirken, daß das 
Gebäude ımfered Staatslebend auf dem geſetzlichen Grunde 
vollendet, daß die Ordnung; erhalten werde.“ 

Diefen confervativen Sinn des Redacteurs erkannte 
aber die-Bayrifche Regierung. nicht an:. im einer Anzeige 
vom 14. Zuli benachrichtigte: Wirth das. Publikum, er könne 
die heutige Rummer nicht erſcheinen laſſen, weil die Gen- 
fur den erſten Artikel verflammelt: habe; Er ließ denſelben 
ſogleich als Flugblatt: „Der Bayriſche Unteroffizier und 
die Deſterreichiſche Glückſeligkeit“ erſcheinen, ein Verfahren, 
welches die Muͤnchener politiſche — einen Dr auf 
die Geſetze nannte. 

Sn Wr. 13 ſprach Wirth „über dad Berfahren ber 
Regierung des Jſarkreiſes wider die Deutſche Tribüne,’ 
Die Regierung habe ihm anfänglidy jede Aufnahme. von 
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politifchen Artikeln in fein Blatt unterfagen wollen: er 
habe biefed Verbot, weil es conftitutionswidrig, als ein 
Nichts behandelt und nicht beachtet, jet ſuche die Regie- 
rung dem Abſatze feines Blattes zu Schaden, indem ſie eine 
ungünftige Stunde für die Ablieferung des Blattes zur 
Genfur. feftgefeßt habe, die Cenſur daſſelbe ſtundenlang be- 
halte und die rechtzeitige Abfendung des Blattes verhindere 
„Da nun bei der Gleichgiltigkeit. der. größeren: Maſſe des 
Publicums gegen dad höhere politiſche Leben wir nicht 
hoffen dürfen, die Koſten unſeres Unternehmens jemals ge⸗ 
deeft zu ſehen, fo müfjen wir ung an den Gebanfen vba 
die, Regierung ded Iſarkreiſes ihren Zweck (das Blatt zu 
vernichten) erreichen werde, allerdings: gewähren“ 

Um den Abdruck geftrichener. Artifel in Slugblättern 
zit verhindern, - verbot. die Regierung des Iſarkreiſes, daß 
bei Strafe von 50 Thalern Fein: Flugblatt mehr gedruckt 
werben: folle,;. in - welchem ſich politiſche Artikel befinden; 
zugleich confiscirte fie die erſte Nummer eines neuen Wirte 
ſchen Journals, „das Oppoſitionsblatt.“ 

Von Nr. 13 an enthaͤlt die Deutſche Tribuͤne haufige 
und große Eenſurlücken und entſprechende Ausrufungen ge- 
gen die Cenſur, und Wirth handelt endlich das Thema der 
Genfur in den fpäteren Blättern nach allen Dimenſionen 
ab. „Es Liege: im Intereffe der Deutfchen Fürften felber,‘ 
fagt er einmal, um allen Widerfpruch gegen feine Forde⸗ 
rung nieberzufchlagen, „ihren Bölfern Gedanfenfreiheit zu 
geben und nicht auf die Ariftofraten zu hören, welche, nur 
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um fich felbft zu retten, die Kürften mit dem ——— der 
Revolution ängſtigen.“ — 

Aber die Liberalen hatten felbft immer das Gefpenft 
einer Bolfderhebung, einer Revolution ‚hinter füch, theils 
felber ed fürdhtenb als zerſtöreriſch gegen die geſetzliche 
Ordnung, theild es, gleich den Ariftofraten, ald Schred- 
mittel gebrauchend. 

Diefe Ars, das Wolf, deffentwegen doch die Fürften 
nad) liberaler Theorie daſein follten, zu diefen in Gegen- 
faß zu bringen, dieſe Art, felbft die Erleichterung ber Volls⸗ 
laften, weldye in Gemeinjchaft mit den Regierungen be- 
wirft werben follte, ald etwas ben Fürften im Nothfalle 
Abzutrogendes aufzufaflen, dies ſemirevolutionaͤre Element 
im Liberalismus war ed auch, was bei den Fürften zuerft 
Mißſtimmung hervorbringen mußte: babei fand der Bun- 
destag, im Stillen wartend, im Stillen mahuend, im Hin- 
tergrunde. Ganz abgefehen davon, daß bie conftitutionellen 
Fürſten als Fürften ein Recht auf Selbſtbeſtimmung im 
Regiment zu haben glaubten. Hatten fie nun auch mit 
den Bolfövertretern Ein Biel, fanden fie nun auch mit 
ihnen auf Einem Boben, dem Rechtöboden, fo mußte ihnen 
doch die Vollsvertretung ald eine zweite Regierung neben 
ihnen, bie noch dazu im Befige der Prinzipien zu fein, un- 
ter dem Schutze der wahren. Öffentlichen Meinung zu ftehen 
glaubte, laͤſtig fein. 


19 
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Unterbeß begeifterte fichy der liberale Sübbeutfche für 
die Polen; fein Herz war groß genug, um die Teidende 
Menfchheit — fo weit fie Tiberal war — zu umfaffen. 
Polenvereine bildeten ſich: man fammelte Geld, man zupfte 
Sharpie, man gab Concerte und Eſſen für die Polen. 

Die Mitglieder der Bayrifchen Abgeordnetenfammer 
befchloffen einftimmig, die Diäten eined Tages jeder Woche 
der Unterftügung der Kranfen und Leidenden in Polen zu 
weihen. "Die Damen in München zupften Charpie. Der 
Bürgerverein in Erlangen brachte 1099 FI. zufammen umd 
fandte fie nach Polen. Dafür nannte Fürſt Adam Gar⸗ 
torysky im einem dankenden Schreiben die Erlanger freie 
Bürger eines freien Landes, indem er ferner erklärte: Die 
Theilnahme, welche die Sache der Polen bei allen Bölfern, 
vorzüglich aber bei den edlen freiheitliebenden Teutſchen 
errege, liefere den unmiberfprechlichen Beweis, daß ber 
Kampf auf Tod ımd Leben, welchen Polen im Angeficht 
von ganz Europa beftehe, nicht nur die Freiheit’ und Un- 
abhängigfeit des theuren Vaterlandes, fondern auch Die 
Bertheidigung der Nechte aller übrigen Völler Europas ge- 
gen den Andrang des Nordens zum Zweck habe. — 

In der Bürgerharmonie zu Würzburg wurde im Juri 
zu Gunften verwundeter Polen ein Concert veranftaltet, 
wobei das polnifche Nationallied „Noch ift Polen nicht 
verloren“ auf eine impofante Weife vorgetragen wurde 
Der Ertrag von 700 Fl. ward fogleich an die Warfchauer 
Spitäler gefandt. „Man will bei dem Goncerte ald auf- 





291 


fallend bemerft haben, daß vom Adel faſt Niemand zuge- 
gen war.” 

Die Landwehr-Dffiziere in Kempten feierten den Ge- 
burtötag ihrer Königin dadurch, daß fie eine Summe von 
100 Fl. für verwundete Polen nah) Warfchau fendeten. 
„Ein neuer Beleg,” bemerkt die Tribüne, „wie fehr Kemp- 
ten durch Enthuſiasmus für die Freiheit fich auszeichnet.“ 

+ Der Stuttgarter Dolenverein hatte bie zum 25. Juni 
ſchen 4261 $1., über 25 Gentner Charpie, 10 Gentner 
Leinwand nach Polen abgehen laffen. Außerdem ftattete 
er drei Doctoren jo aus, daß fie neben Beftreitung der 
Reifekoften den Polen zwei Monate laug unentgeltlid) die- 
nen fonnten. 

Der Berein in Mainz fammelte bi Ende Juli 10,000 
Fr. die Hälfte davon lieferte Mainz, die andere die Rhein- 
heſſiſchen Cantone Alzey, Oppenheim, Niederolm, Oberin- 
gelheim, Wöllftein, Wörrftadt und das Rheinbayrifche Kirch- 
heim-Bolanden. Berfammlungen der Subferibenten wur- 
den in Mainz veranftaltet, um über die Verwendung der 
Gelder zu beftimmen, 3,400 Fr. wurden angewandt, um 
zwei Aerzte audzurüften und vier chirurgifche Apparate an- 
zuſchaffen. Die einzige Dorfgemeinde Framersheim, Cau— 
tens: Alzey, lieferte 172 Hemden und 42 Betttücher. 

In Heidelberg bildete fi) ein Verein Deutfcher Frauen 
und Mädchen, an deffen Spise die hochbeiahrte Witwe 
Boffend ftand. Er brachte viel Charpie und 452 Fl. zu- 
fammen.‘ Ein Concert der academifchen Jugend trug den 
Dolen 860 Fl. ‚ein. . 
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In Fraukfurt war ed das Haus Peter Gebhard und 
Comp., welches ſich zur umentgeltlihen Verſendung der 
Charpie, Leinwand und Verbandſtuͤcke anbot; bis Ende Juli 
verſandte dies Haus etwa 100 Centner. Davon lieferte 
Mainz mit ſeiner Rheinheſſiſchen Umgegend wieder das 
Meiſte, naͤmlich 24% Centner, Speier 12, Darmſtadt 8, 
Wiesbaden 7, Zweibrücken 6, Hanau 55, Karlsruhe AH, 
Marburg 22, Franffurt 15 Genmer. Das Uebrige Fam 
aus Homburg, Gießen, Butzbach, Hersfeld, Langenſchwal⸗ 
bach, Höchſt ıc. 

Die Frankfurter waren auch im Webrigen der Begei- 
fterung und ber begeifterten That fähig. Am 19. Juli 
fanden in ihrem Theater und auf dem Theaterplage tu- 
multuarifche Auftritte ftatt, veranlagt durch heftige Par- 
theiungen des Publifumsd für und gegen die Sängerin 
Backofen. — 

Als die Noth der Polen wuchs, hoffte der liberale 
Süddeutfche, fein Mitgefühl den Behörden mittheilen zu 
fönnen. Am 21. Auguft ging aus Darmſtadt eine Adreſſe 
an den Bundestag ab: „Durdhlaudhtigfte Bundesverfamm- 
lung. Die affatifche Cholera fchreitet dem Herzen Europas, 
unferem geliebten Deutfchen Vaterlande, ſtets näher, und 
mit dem Entfeßen vor diefer Geißel Gotted verbindet fich 
in den Herzen aller guten Deutfchen der Schmerz über Die 
Fortdauer des unglücfeligen Krieges gegen ein edled Volt, 
welches die unferem Welttheile von ruſſiſchen und tärfi- 
ſchen Stämmen drohenden Gefahren fo oft mit feinem 
Blute zurücdwied ... Mit jedem Tage wirb die Gefahr 
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dringender .,; Aller Augen find. deshalb auf eine hohe 
Deutfhe Bundesverfammlung gerichtet und wir verleihen 
bem allgemeinen Wunfche Worte, wenn wir unterthänigft 
bitten, durch hohen Bundesbeſchluß alle Kräfte und Mittel 
Deutfchlands für den von Menfchlichkeit, Gerechtigkeit und 
Chriftenthum gebotenen Zweck der Beendigung des Rufft- 
ſchen Vertilgungäfrieged gegen Polen auf das fchleunigfte 
zu vereinigen und wirfen zu laffen.. .“ 

Diefe Adreffe war von 474 Darmflädtern umterfchrie- 
ben, unter denen ſich außer einer großen Anzahl Staats- 
biener aus dem Juftiz- und Adminiftrativfach, außer öffent- 
lichen Anwälten, Geiftlichen, angeftellten Aerzten und Hof- 
dienern, auch viele Bürger, ein großer Theil des Gemeinde- 
rathed, der Kaufmannfchaft und der Handwerksmeiſter 
befanden. 

Aus Tübingen ging am 8. September eine ähnliche 
Adreſſe ab: der Kampf, den die edle Nation der Polen 
für ihre langunterdrüdte Selbftftändigfeit verzweiflungsvoll 
beftehe, habe das Mitgefühl des Deutfchen Volkes Iebhaft 
angeregt. Erinnerungen feien erwacht an bie Tage bed 
eigenen Befreiungdfampfes, durch welchen der jeßige Deutfche 
Bundesverein ind Leben gerufen worden. Der Bundesver- 
fammlung feien zur Zeit ihred Entftehens hohe und gerechte 
Erwartungen entgegengefommen. Nun fei der Augenblick 
gefommen, wo die fräftige und heilbringende Wirffamfeit 
der Deutfchen Bundesverfammlung nicht länger vergeblich 
werde erharrt werben dürfen. Der Berfammlung möge ed 
im Intereffe der Sicherheit und der Nationalgefinnung 
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Deutfchlands gefallen, alle ihr zu Gebote ftehenden gemein- 
famen. Maßregeln zur Hemmung des Vertilgungäfrieges ge- 
gen die Polen und zur Abwehr dei durch ihn genährten 
Seuche fchleunigft in Anwendung zu bringen. 
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DS etitionen zu Gunſten der Polen waren es alfo, welche 
ber Bundestag gerade damals empfing, als der Sieg ber 
ruſſiſchen Legitimität, der erfte vollftändige Sieg, welchen 
der Wiener-Eongreß feit dem Juli 1830 davontrug, den 
Zufammenhang des Bundestaged mit der Vergangenheit 
erneuerte. 

Die Einnahme Warfchaus durch die Polen bildet für 
die Gefchichte des deutfchen Liberalismus einen Abfchnitt: 
der Liberalismus, welcher nur deutfche Sntereffen zu haben, 
fih nur auf die freie öffentlihe Meinung des beutfchen 
Bolfes zu fügen glaubte, ift durch das Schickſal eines 
flavifchen Bolfed bedingt worden. 

Bisher war die Thätigfeit ded Bundestages zurüd- 
getreten, auch feine Bedeutung war von auswärtigen Er- 
eigniffen abhängig, fie war ed um fo mehr, ald der Bun- 
dedtag ſich ganz und gar auf. dad Warten befchränft hatte. 

Der Liberale hatte auf Preußen gehofft, er hatte auf 
den König von Bayern gehofft. 

Aber ed lag im Wefen des conftitutionellen Liberalis- 
mus, die Rollen zwifchen fidy und den Regierungen zu 
theilen. Der Liberale, der Volksvertreter wollte vor Allen 
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die Befugnig haben, die Rechte, das Wohl des Volkes 
wahrzunehmen, und feine Beziehung zum NRegenten beftand 
einzig darin, daß er hoffte, daß er vertraute, der Regent 
werde feinen Rathichlägen Gehör geben. Seine Freund- 
fchaft, feine Anhänglichfeit für die Regierung ſprach er 
zwar ftetd laut aus, und doch machte er wieder died ge— 
muͤthliche Verhältniß, welches vein fein will, Dadurch unrein, 
daß er die Hinneigung des Regenten zu ſeinen Principien 
zur ſtillſchweigenden Bedingung feiner, Freundſchaft machte: 
Dem Regenten überließ er es, feine: Rechte zu wahren, 
und, wenn 3. B. der Bolfsvertreter für die Bildung, die 
Verwaltung ded Volkes Geld vermwilligen wollte, darauf 
zu fehen, daß feine Givilfifte nicht verfürgt werde. 

Nach dem Fall Warfchaus traten die Rollen fchärfer 
auseinander, eine dritte Macht follte zwischen beiden Par» 
theien entfcheiden: und der Bundestag, die. ruſſiſche Macht 
im Rüden, nahm es auf fid), Das in einigen ſüddeutſchen 
conftitutionellen Staaten Ioder gewordene. Band der Re— 
gierung fefter zu ziehen. 

Präfident der Bundesverfammlung war damals der 
Freiherr von Mündh- Bellinghaufen, der früher Regierungs- 
rath, ſodann Stadthauptmann. in Prag geweſen war. Ein 
gewwandter Gefchäftsmann, im: dem. Kabinet des Fürſten 
Metternich gebildet, hatte, er fich ganz die Politif des Letz⸗ 
teren angeeignet. Ihm lag es ob, die Bundesverſammlung 
am ihre ‚früheren: Beſchlüſſe gu. Gunften des Legitimitäts— 
princips zu erinnere, ihm dag edıob;,; zurgeigen wie die 
Feſtigkeit und Ordnung einen deutſchen Regierung vonder 
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Aufrechterhaltung jener Befchlüffe abhängig fei. - Noch fei 
die Gefahr, welche die Bundesbefchlüffe vom 20. Septem- 
ber 1819 und vom 8. Juni 1820 ind Leben gerufen habe, 
nicht vorüber, noch immer befirebe ficy eine Parthei, den 
Namen des Vollkes der Macht der Regierungen entgegen 
zu fielen und Inftitutionen zu verlangen, die ihrem Princip 
nach auf das Beftehende deftructiv einwirken müßten, Noch 
immer ſei daher die Eintracht der deutfchen Regierungen, 
die Einigfeit in dem Veiwetpres des Jahres 1819 — 
wendig. | 

Der preußifche Gefandte am Bunbedtage, der General⸗ 
Poſtmeiſter v. Nagler, hatte ſchon -ald Cabinetsſecretair 
der Königin Louiſe, durch die Huld, mit welcher ihn dieſe 
hohe Frau beehrte, das Legitimitätsprincip hochhalten ge— 
lernt. Er vertrat ſeine Regierung hinlaͤnglich. 

Der Freiherr von Blittersdorff, badiſcher Geſandter, 
war um ſo eher geeignet, gerade in Frankfurt ſeine Re— 
gierung zu repräfentiren, als er, mit den Prineipien des 
Fürſten Metternich übereinftimmend, eben blos Geſandter 
feiner Regierung war und gar wohl zwiſchen dem confti- 
tutionefen Regiment Badens und dem N zum 
Bereinigungspunft dienen konnte. 

Eine gleiche Befähigung zur — von Re⸗ 
gierungen iſt dem Freiherrn Pechlin, däniſchen Geſandter 
für Holſtein und Lauenburg, und dem naſſauiſch- braun⸗ 
ſchweigiſchen Geſandten, ae Merſchal von Biber⸗ 
ſtein, zuzuerkennen. 

Der Freiherr von Lerchenfeldt, bayeriſcher iss 
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ftand zwar in bem Rufe eined gewiflen Liberalismus, doch 
fannte er feine Stellung ald Beamter hinlänglich,.um da; 
wo ihm feine Regierung, im Interefje der deutſchen Einige 
feit und der Legitimität, Uebeveinftimmung : mit: Defterreich 
und Preußen befahl, zu gehorchen. — 

Die dem Bundestage von Darmftadt und Tübingen 
aus überfandten Adreffen wurden unberückſichtigt zurüdige- 
fandt und die conftitutionellen Regierungen wurden ange- 
halten, ihre Unterthanen zurechtzumeifen. 

Die Stuttgarter Hofzeitung enthielt Mitte Septem- 
bers einen Artifel, worin ſie erzählte, die Regierung hätte 
faum erfahren, daß aus Tübingen eine Adreffe wegen des 
polnischen Krieges an den Bundestag abgehen werde, als 
fie Maaßregeln ergriffen babe, um: „ein fo ungefeßliches 
und der Natur der Sache nad) völlig nutzloſes Unterneh- 
men” zu bintertreiben, „und Webelgefinnten: das Spiel, 
welches fie hier bei eigener befferer Einficht mit ‚Andern 
zu treiben verfucht fein möchten, zu vereiteln‘. Sie habe 
ſich vorerft damit begnügt, den Borftehern der Stadt und 
der Univerfität eine hierauf berechnete Anwetfung zugehen 
zu laffen: die Unterzeichner der Adreffe ſeien, dieſer Ans 
weilung gemäß, zufammenberufen worden; da habe ſich 
aber ergeben, daß die Adrefie fchon nach Frankfurt abge⸗ 
gangen fei. Die Unterzeichner hätten nur noch zu Prote» 
fol erflären Fönnen, daß. fie die Regierung durch ihren 
Schritt, an dem fie nichts Anftößiges gefunden hätten nicht 
nur nicht hätten Fränfen wollen, daß vielmehr! Manchenfür 
bie unmittelbare Einreichung der Adreſſe „aus Zartgefühl‘ 
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geſtimmt haben möchten, daß fie übrigens vollfommen von 
dem Recht eines jeden Deutſchen überzeugt ſeien, ſolche 
Eingaben bei einer jo wichtigen Veranlaſſung dem Bun⸗ 
dedtage zu überſenden. — Die Stuttgarter Hofzeitung be— 
merfte hiergegen, das ſei ein eigenthümliches Zartgefühl, 
welches den Unterthan dahin bringe, ungeſetzlich zu ver— 
fahren und die Rückſicht für den Landesherrn aus den 
Augen zu ſetzen. Der $. 85. der Verfaſſungsurkunde ſtelle 
den Grundſatz auf, daß der Regent den Unterthan in 
allen feinen Beziehungen zu auswärtigen Staaten vertrete. 
Diefer- Sat, das unterliege feinem Zweifel, müſſe auch 
auf das Berhältuig zur Bundesverfammlung angewandt 
werben, Da die Unterthanen der einzelnen Bundesregierun- 
gen mit ‚dem Deutfchen Bunde ebenfowenig in einer 
Staatsverbindung flehen, ald mit irgend einem auswärti— 
tigen Staate: 

Schon vor dem Fall Warfchaus hatten die Negenten 
von Heflendarmftadbt und MWürtemberg ihren Offizieren be— 
foblen, fich aller öffentlichen Befprechung politifcher Ge— 
genftände, befonderd aber des Schickſals der polnischen 
Nation zu enthalten. „Es ift mein ernfter Wille“, hieß 
ed in dem Erlaß des letzteren Regenten, „daß alle jüngere 
Dffiziere ſich alles PVolitifirend fo viel wie möglich zu ent» 
halten ſuchen, ſolche Gefellichaften vermeiden, in welchen 
öffentlich die Tagesbegebenheiten verhandelt und Discuffio- 
nen herbeigeführt werden, welche ohne reifliche Kenntniß 
der Verhaͤltniſſe voreilige und unüberlegte Urtheile verau— 
laſſen“ 
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Der iberaliamnd, der fett dem Frühjahr 1831. in 
Deutfchland die Herrfchaft ‚gehabt, in dem ſich Volk und 
Regierungen geeinigt, fing jetzt an, die Sache: einer Par⸗ 
thei zu werden, theild weil Die Regierungen der jühdent- 
fchen conftitutionellen Staaten mehr und mehr;bie Öffentliche 
Meinung anders aufzufaffen anfıngen, theils weil ber) Li— 
beralismus felber,. nachdem er in Polen beſiegt worden, 
auch in Deutfchland fich unſicher zu fühlen begann: Zwar 
fuchten die Liberalen ſich Muth einzufprechen. „Die Reaction 
triumphirt“, fagte die deutfche Tribüne, „fie jubelt ihrer 
Zufunft entgegen. Allein Gott ſei Dank, noch triumphirt 
fie zu frühe, noch iſt es nicht fo weit gefommen‘... 

Doch gerade das Uebertriebene in ihren: Ausrufungen, 
mit denen fie ferner behauptete, der Geift der neuen. Zeit, 
ftatt geſchwächt zu fein, fühle feine Kraft gefteigert, : der 
Löwe werde nad) der erften Wunde erft recht. kräftig amd 
gereizt, war eine Offenbarung innerer Unficherheit: 

Die badische Regierung hatte mit der Ernennung bes 
Herrn v. Türckheim zum Minifter der auswärtigen Ange- 
fegenheiten eine Gonceffion machen müſſen. v. Türdheim 
war der Führer der ariftofratifchen Parthei in der erſten 
Kammer; das erfte, was er ald Miniſter vornahm (An⸗ 
fang Auguft 1831), war eine Reife nad) Frankfurt, am 
ſich von hier über das von der zweiten Kammer geforderte 
Preßgeſetz Raths zu erholen, 

Als die erfte ‚Kammer der. Adreſſe um Preßfreiheit 
beigetreten, als alſo die babifche Regierung verfaſſungs⸗ 
mäßig genöthigt war, ein Geſetz über Abſchaffung der 


11 


Genfur vorzulegen, machte dad Minifterium zwar den 
Präfidenten der Abtheilungen eine Mittheilung über das 
zu erwartende Preßgeſetz, ließ ſich aber nicht undeutlich 
merfen,. daß ed die mejentlichiten Beftimmungen der ftän- 
difchen. Anträge umgehen möchte. Es warb ihm wenig 
Hoffnung auf Annahme eines foldhen Geſetzes gemacht und 
feitdem ließ ed lange nichts von bemfelben hören. Ya, 
auch die Befchwerben, welche in der zweiten Kanımer wegen 
Ausübung der Genfur erhoben wurden, bewirkten Nichts 
zur Milderung. Als die Karlsruher Zeitung den Fall 
Warſchaus mit den einleitenden Worten berichtete, daß 
ſich ſchon Tags zuvor Gerüchte darüber verbreitet hätten, 
die ſich jeßt „troß der Wünfche und Hoffnungen ber Freunde 
Polens und der Freiheit“ beftätigt hätten, mußte wenige 
Tage darauf die Berichtigung erfcheinen, daß jene Stelle 
„nur durch ein Verſehen“ in bie Zeitung aufgendmmen fet. 

Den Tag nad) der Anfunft der Nachricht vom Falle 
Warſchaus erfchien der Freiherr v. Türckheim zum erften 
Male in der zweiten Kammer und wohnte hier den De- 
batten über die Motion Duttlingerd auf Ergänzung des 
Geſetzes über die Berantwortlichfeit der Minifter bei. Er 
wollte fid) dem Antrage, daß die Berantwortlichfeit der 
Bundedtagdgefandten in dad Gefeß aufgenommen \werbe, 
widerſetzen, wurde aber von der Kammer überftimmt. 
„Wenn der Bundedtagägefandte nicht verantwortlich ift,* 
fagte v. Rotted, „fo haben wir feine zu Recht beftehende 
Berfaffung, und leider hat unfere VBerfaffung bis jegt mehr 
nur eine factifche Eriftenz gehabt, ald eine wahre rechtlic) 
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begründete oder auf feftem Boden ruhende; denn nähere Be- 
dingungen ihrer rechtlichen Haltbarkeit find nicht ind Leben 
getreten, unfere Aufgabe ift aber, fie dringend zu fordern“, 

Die Kammer befchlog am 17. September, S. Königl. 
Hoheit den Großherzog um ein Gefeß zu bitten, durch 
welched jeder der beiden Kammern das Recht zugeftanden 
werde, Staatöbeamte, welche Feiner Behörde untergeordnet 
feien, für jede durch Thun oder Unterlaffen begangene 
Verlegung der Verfaffung oder verfaffungsmäßiger Rechte 
in Anflageftand zu verfegen; die Verhandlungen über 
eine folche Anklage möchten öffentlih und mündlich vor 
einem Staatsgerichtähofe geführt werden: Strafen follten 
fein: Entfernung vom Amte mit oder ohne Penfton, Ge— 
fangenfchaft bis zur Tebenslänglichen Dauer, Landesver- 
weifung, Hinrichtung. 

Diefer Beſchluß machte wenig Eindrud auf die Mi- 
nifter; Staatsrat Winter, an das Preßgeſetz gemahnt, 
erflärte, man mache die Gefege nicht wie die Kornickel; 
Finanzminifter v. Boeckh, daran erinnert, daß die Regie- 
rung auf Kammerbeſchluß die Lifte der Penflonaire drucken 
lafjen folle, ſprach zuerft von unnöthiger Befriedigung der 
Neugier, dann bat er, ihn ungefchoren zu laſſen, die Re— 
gierung fei nicht verpflichtet zu thun, was bie Kammer 
befchliege. So vergaßen Männer von Welt, indem fie 
zwifchen zwei Feuern fanden, in der Verlegenheit den feinen 
Ton, und in der Berlegenheit fuhren fie mit ihrer eigent- 
lichſten Meinung heraus. 

Das war fein blutiger Despotismus, der dem deut» 
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ſchen Liberalismus entgegen trat; dad war feine ftolze 
und- unbedingte Wilffürherrfchaft. Auch der Bundestag 
wollte nicht geſetzwidrig fein: indem er vielmehr dem deut» 
ſchen Liberalismus dad Streben nad Anarchie vorwarf, 
wandte er.fich an die verfaflungsmäßige Gewalt der eriten 
Kammern und fuchte in ihnen die Waffe gegen jene Anar- 
hie, rief er ferner mur dad Gedächtniß alter zu Recht 
beftebender Bundesgefege und Bundesbefchlüffe zurück. Für 
ihn war des deutſchen Bolfes Gewohnheit, das Beftehende 
zu ehren und beftehenden Gewalten zu gehorchen, gegen 
ihm eine Theorie, die, gerade weil fie fih auf die öffent- 
liche Meinung zu. ftügen behauptete, ihrerfeitd nirgends 
die Rückſicht auf. Recht und Geſetz außer Augen laffen 
wollte, 

Die Kammer der Neichsräthe in Bayern hatte den 
Wunſch der Abgeordneten, daß die Regierung ihr Urlaube» 
bewilligungsrecht aufgeben möchte, von neuem verworfen, 
die zmeite Kammer hatte nachgegeben; einem Antrage der 
Abgeordnetenfammer, daß die Staatsregierung gebeten 
werben möge, ein Gele an die Stände des Reiche zu 
bringen, durch welches die Sicherheit der Perfonen vollitän- 
dige Oarantie erhalte, war die Kammer der Reichgräathe 
nicht beigetreten, Die Abgeordneten waren nur zum Theil 
bei. ihrem; Befchluffe beharrt, indem aber Einige von ihnen 
das Benehmen der erſten Kammer ein „ſchnödes“ nannten, 
Durch. welches die Unhaltbarfeit des Zweikammerſyſtems 
beiiejen werde. 

Beim Beginn ihrer: Berathungen, im Frühjahr; im 
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Sommer 1831 hatten ſich die Vertreter des bayerifchen 
Bolfed in Bertrauensvoten zu ihrem „geiftreichen, freiheits- 
liebenden Herrſcher“ erfchöpft, jetst im Herbft wurde die 
Umgebung König Ludwigs durch einen Abſtrich aufgebracht, 
den die Volfövertreter auf Antrag des Ausſchuſſes an der 
Sivilfifte anbringen follten. Das Finanzgefeß hatte für 
den Etat ded Königlichen Haufes und des Hofes die jähr- 
liche Summe von 3,188,800 FI. yoftulirt, die Majdrität 
des zweiten Ausſchuſſes fchlug eine Summe von 2,500,000 
FI. vor. 

Der Feldmarfchall Fürft von Bette; die — 
räthe Flad und Oberkam, und der Kabinetsſekretair Gran- 
dauer, welche als geheimes und deſto thätigeres Miniſte— 
rium dem conſtitutionellen Miniſterium gegenüber ſtanden, 
bei dem Monarchen aber ein Gehör fanden, wie es erge- 
benen Rathgebern gebührte, ftellten dem Herrfcher jenen 
Abftrich ald ein Attentat auf die Majeftät dar, fie bewie— 
fen ihm, wie dadurch die Ergebenheitöverficherungen der 
Abgeordneten zur Bedeutungslofigkeit ‚herumter fänfen und 
wie. man fortan nur Mißtrauen im) eine Kammer haben 
fönne, die fich durch einige ——— und ——— 
leiten laſſe. 

In der That mußte die Kammer — einen: Schein 
der: Feindfeligfeit annehmen, weil fogar jene Liberalen,‘ wie 
Seuffert und Culmann, welche bei dem Sturz des Mini- 
fters von Schenk mit der Regierung unterhandeltihatten, 
in ihren Hoffnungen nunmehr getäufcht, ſich wiederum zu 
einen gereisten und. oppofltionellen Ton fortreigen Wegen. 
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Am. 24. September begannen die Berathungen über 
das Finanzgeſetz. 

Culmann bemerkte, dad Bertrauen der Bölfer zu den 
Regierungen :fei faft überall gemwichen, die legte Hoffnung 
der. Völker feien ihre Bertreter, e8 liege im Intereſſe der 
Regierungen felbft, daß diefe Hoffnungen nicht getäufcht 
werden... „Fragen wir und, was wir für bad Bolf hier 
gewirkt haben, wie wir. feine Hoffnungen erfüllen, was 
wir ihm mit nach Haufe. bringen: fünnen. : Größere Frei- 
heiten? Entwidelung des Geifted unſerer Gtaatsverfaf- 
fung? Nein! Nicht. einmal der Preffreiheit, der erften 
und natürlichiten: aller Freiheiten: find wir ficher; die Re— 
gierung. hat. fie und noch nicht gewährt. Bringen wir 
vielleicht Garantieen für eine. fichere und getreue Staate- 
verwaltung nad): Haufe? Roch ift deshalb nichte vorge- 
legt. Können wir doc) vielleicht Hoffnung auf Verbefjerung 
des Rechtszuſtandes mit nad) Haufe nehmen? Obgleich 
fo: beſtimmt als möglicd) verfprochen, find und doch noch 
nicht die betreffenden Gefegbücher vorgelegt worden. Dber 
find und:andere Berfaffungsvorfchläge. vorgelommen? Nein, 
von allem dem nichts, gar nichts. Es bleibt daher nur 
noch der zweite Theil der Vollshoffnungen übrig, der ſich 
auf Erleichterung von Abgaben bezieht; und hier ift die 
Erfüllung diefer Hoffnungen um fo nothwehbiger, ald der 
erfie Theil jener Hoffnungen, getäufcht wurde und als jeßt 
die «Garantie für die Zufunft ganz ‚in den Volkserleichte⸗ 
rungen liegt. Der. Wohlmeinende wird daher. überall ” 
die möglichften: Erſparungen ſtimmen.“ | 
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Diefe Erfparungen follten alfo auch auf die Eivillifte 
ausgedehut werden. 

Erfparumgen ſeien zwar recht gut, warb: chiergegen 
angeführt, aber fie möchten auch am geeigneten Drte ein⸗ 
treten, ‚an einem Orte, wo feine andere Rüchſſicht zu neh- 
men fei, ald auf bad Geld. Die Civilliſte ſei gerade am 
ungeeignetſten, um an ihr Erſparungen zu machen; : bier 
müffe die Rückſicht für. das Geld‘ der Ruͤckſicht für Die 
Majeftät weichen. Die Ausgabe für. ded Staates Dber- 
haupt fei ald eine heilige zu betrachten. 

Man möge doch ferner bedenfen, dag dad Regenten⸗ 
haus fein Privateigentfum an: den Staat abgetreten: habe; 
ob man denn jet durch den Erfolg beweiſen wolle, daß 
diefe Abtretung am Ende unklug geweſen fei..) Ehre und 
Pflicht fordern, daß bie Civilliſte ſpleudid ſei, Fönne sein 
abſoluter Monarch, durch ſeine volle‘ Macht entſchaͤdigt, 
äußerlich karg und pruuklos fein, ſo müffe ; der conſti⸗ 
tutionelle Monarch ſeine mehr rationelle Würde durch 
äußere. Pracht Fund. thun. Gerade die Abſolutiſten und 
die abſoluten Regierungen würben ſich über einen Abftrid) . 
an: der Civilliſte freuen, weil ſie daran die Verwerflichkeit 
des conſtitutionellen Syſtems nachweiſen und hoffen könn⸗ 
ten, der Regent ſelber werde Mundem conftttutionellen 
Weſen abgeneigt werden. 

Ob es nicht gerade jetzt, wo Der Conſtitutionalismus 
von ſo Vielen «Seiten mit mißgünſtigen Augen angeblickt 
werde, an der Zeit ſei, ſich enigamit‘ dem Kegenten zu ver⸗ 
binden und ihm die Ehrfurcht zu erweiſen, "bie ibm acbahre? 
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Uebrigens befleißige fich der Hof kluger Sparfamteit 
und trete.nur da prächtig auf, wo ed der Repräfentation 
wegen nöthig fei. Werfe man ihm vor, daß er für die 
Kunft und für Bauten zu viel Geld ausgebe, fo möge 
man doc) die hehre Kunſt nicht in die gemeine Sphäre der 
Geldrüdfihten hineinziehen, und dann möge man bedenfen, 
daß gerade die Bauluft des Monarchen ein Mittel fei, um 
die Gelder der Givillifte auf eine paſſende Weiſe wieder 
an den Manı zu bringen. Durd die Bauten würden 
viele Arbeiter ernährt, dad Gelb bleibe im Lande und 
fliege nicht für vergänglichen Land in die Taſchen frem- 
der Untertbanen. 

Berufe man fi auf die gedrüdte Lage bed Bolfes, 
welche einen Abſtrich an der Givillifte nöthig mache, fo 
fei ed gerade dieſe, aus welcher jährlich viele hundert Arme 
unterftügt würden. Im nterefje der Armen alfo müffe 
man auf dem höheren Anfaß beftehen. 

Ob man denn fchließlic bei fo vieler Rüdficht für 
das Bolf nidyt aud) die Liebe defjelben für feinen Monar- 
hen in Anfchlag bringen und erwägen wolle, wie jehr 
man durch eine Kränkung ded Monarchen dad Bolt frän- 
fen müfje? 

Wie kann man aber, fragten die Freunde der Er- 
fparung Dagegen, den Monarchen mehr ehren, ald indem 
man ihm die erhabene Gefinnung zutraut, daß er zu Gun— 
fen ded Bolfed ein Dpfer bringen werde? Nicht was 
man dem Herrfcher giebt, fondern wad man von ihm for- 


dert, ift heutzutage dad Maaß der Achtung. 
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Will man ſich auf die dem Staate gefchenften Do- 
mainen berufen, fo laffe man ſich doch auch an die Thaten 
der Aufopferung. erinnern, welche dad bayerische Volk für 
fein Herrfcherhaus verrichtete, und welche jenen Schenfun- 
gen wenigftend gleich wiegen. 

Man beleidige den Regenten nicht durch die Behaup- 
tung, er werde durch die Aufforderung zu conftitutioneller 
That anticonftitutionell gefinnt werben. 

Die Bauten in der Hauptftadt faugen die Provinzen 
aus. Was die Wohlthaten gegen Arme betrifft, die aus 
der Giviltifte beftritten werben, fo find dad Ausgaben, vom 
leidenden Ganzen erpreßt, um einem Fleinen Theile zu Gut 
zu fommen. Man laffe doch das Geld lieber von vorn- 
herein bei dem Nothleidenden: die größte Wohlthat gegen 
das Volf ift Gerechtigkeit. 

Die Liebe zum Regenten, welche diefem Opfer für 
fein Volk aumuthet, fteht höher, als diejenige, welche, faft 
möchte man fagen, nur weichlich hätfcheln will. 

Die Kammer erflärte am 26. September mit 65 ge- 
gen 56 Stimmen, „daß ber Bedarf bes Hofetatd mit der 
jährlichen Summe von 2,500,000 Fl. gededt werden 
könne.“ 

Die Anhaͤnger des Königs bereiteten der Kammer 
für ihre antimonarchiſchen Geſinnungen eine öffentliche 
Lection: König Ludwig kehrte am 30. September von 
Berchtesgaden nach feiner Reſidenz zurück; zwei Stunden 
vor der Stadt wurden Seine Majeſtät von einem Zuge 
Wagen und Reiter empfangen, ein großer Zuſammenlauf 
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von Menfchen wurde nidyt müde, ihm Vivat zuzurufen. 
Mit einem Fadelzug unter fortwährendem Freudengefchrei 
ward der König in die Hauptſtadt eingeführt. 

„Herr Bürgermeifter, Edler von Mittermayr”, fo 
fchrieb König Ludwig am nächften Tage an den Bürger- 
meifter von München, „bie braven Bürger Meiner Refi- 
denz haben Mir einen neuen Beweis von Liebe und An— 
hänglichfeit gegeben, der Meinem Herzen wohlthut.... 
Nie habe Ich zwar an der Liebe und Treue Meiner guten 
Bürger gejweifelt, denn biejelbe hat fich durch Jahrhunderte 
bewährt, nun aber eine neue Probe beftanden mitten unter 
Meinungen, die manchem Ontgefinnten fchon zur Klippe 
wurden und nur von der Bruft Meiner treuen Bayern 
wie von ehernem Harniſch abprallen.“ Die Hauptftabt 
fei das Mufter für Anhänglichfeit an das Herrfcherhaus. 
„Und da Mid) Mein Landaufenthalt überzeugte, daß auch 
diefed ihre Gefinnungen theilt, fo darf Ih Mich der 
Ueberzeugung  hingeben, daß Bayern durch das fchönfte 
Band ber Liebe und bed Vertrauens mit feinem Herrfcher- 
baufe verbunden ſei. Verfünden Sie Meinen lieben Bür- 
gern diefe Meine Gefinnung.” 

An bemfelben erften October fuhr Ludwig der Königin, - 
welche aus dem Bade zurüdfehrte, entgegen. Ein neuer 
Zug, neue Vivats, erneuerter Fackelglanz bewieſen bie 
Liebe der Bayern zu ihrem Herrfcherhaufe. Am 2, Dcto- 
ber Abends im Theater neuer Jubel beim Erfcheinen des 
erlauchten Paares. 

Die Kammer der Abgesröneten- ließ ſich nicht fören. 

2 
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Faft bei jeder Pofltion des Budgetd brachte fie Berände- 
rungen, bald Erfparungen, bald Erhöhungen ded Satzes 
an, überall nahm fie Gelegenheit, Borfchläge für Einrich- 
tung einer befferen Adminiſtration beizufügen. 

Eine Verminderung der Diäten der Deputirten wurde 
in Antrag gebracht; bei der Budgetpofition für ‚Erziehung 
und Bildung ward eine größere Lernfreiheit für die Stu— 
direnden verlangt. 

Die Beratbung ded Militäretatd regte die Leiden- 
fchaften auf. In Bezug auf die Rechnungen der verflof- 
fenen Finanzgperiode trat die Kammer dem Antrage bes 
Ausſchuſſes bei, daß die Negierung angehalten werde, über 
die franzöfifchen Contributions- und Defenfionsgelder, zus 
fammen 40,377,798 Fr. 66 Gent., den Ständen bed Reichs 
eine genaue Nachweiſung vorzulegen; ferner verweigerte fie 
der Ausgabe von 140,885 FI. für den Kriegäminifterial- 
bau die Anerfennung. Die Aushebung von 9952 Mann 
im Sahre 1828 erflärte fie für wiberrechtlich, genehmigte 
fie aber nachträglich. Der Ausfhuß hatte. Darauf ange- 
tragen; die Kammer der Abgeordneten wolle das, Militär- 
budget nur dann für dad gegenwärtig beſtehende Heer vo— 
firen, nachdem in Betreff deffelben die Eigenfchaft ald Heer 
ded. Staates nachgewiefen, die Angeftellten deſſelben auf 
die Berfaflung beeidigt. fein würden. Diefer Antrag wurde 
zwar zurüdgewiefen:n die ‚von: der Regierung poſtulirte 
Summe, wurde jedoch um 783,059. FL verkürzt. 

Die Kammer ftellte bei Berathung und: Beſchlußfaſſung 
über die Staatdeinnahme noch folgende Anträge: es mögen 
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alle: indirecten Gerichts = und Polizei⸗ fo wie Adminiſtra⸗ 
tivtaxen gaͤnzlich aufgehoben und dafür die Stempelabgabe 
angemeſſen erhöht werden; es möge! dem Schleichhandel 
beſſer als bieher gewehrt und zu dem: Ende die Zölle 
in der: Art zurücgefegt werden, daß ein reeller Handel in 
Bayern wieder möglich fei. Es dürfe auch zur Berminde- 
rumg' der Forſtfrevel wünfchenswerth fein, wenn dort, mo 
Holzmangel beftehe, wenigitens für den ärmeren Theil der 
Bewohner durch Abgabe ded Bedarfd um mäßige Preife 
geſorgt werde; überhaupt möge die Staatsregieruitg bie 
nationafwirthichaftliche Rückſicht bei Verwerthung der Forft- 
producte dadurch bethätigen, daß fie den Holzhandel um 
bes finanziellen Intereffed willen erft dann fürdere,; wenn 
das Bebürfnig der Landwirtbfchaft, des Hausbedarfs und 
der ‚Gewerbe befriedigt fei. 


Unterbdeffen war die Antwort ber Kammer der Reiche. 
räthe in Bezug auf das Preßgeſetz eingelaufen. Sie hatte 
ſich dem Wunfche für Aufhebung der Genfur innerhalb ei- 
nes halben Jahres nicht angefchloffen. — 

In Nrr67 der. Deutichen Tribüne zeigte Wirth an 
daß die’ Polizei ihn wegen des Abdruckens geftrichener Ar— 
tifel in Geldftrafen genommen und ihm gedroht habe, Diefe 
Strafen ſtets zu verdoppeln. Innerhalb fieben Tagen 
feien- dieſe Strafen in mathematiſcher Progreffion ſo ge 
fliegen, daß ſchon eine Strafe von 640 Thaler gegen‘ ihn 
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ausgeſprochen fei. Wirth fügt ganz luſtig und guter Dinge 
hinzu, daß die Summe der Strafen bald die Bayrifche 
Staatdfhuld von 116 Millionen erreicht haben werde. 
Drei Tage darauf erzählte er, daß gegen ihn eine Strafe 
von 2560 Reichöthalern ausgefprocdyen, eine, andere. von 
5120 Thalern angebroht jet. | 

In Nr. 72 nennt Wirth das Syſtem ber conftitutio- 
nellen Deutſchen Regierungen ein Schaufelfyftem; die Be- 
folgung eines ſolchen ſei befonders in Bayern bemerkbar, 
der Mittelweg zwifchen den Forderungen der Liberalen und 
der Ultras, Died fei die Weisheit der Staatsmänner. 
Man ftelle die Ultras durdy Handlungen und die Liberalen 
durch Worte zufrieden: verlangen: die Liberalen ‚gleichfalls 
Thaten, verlangen fie bie Erfüllung ber in der Verfaſſungs⸗ 
Urfunde beftimmt und feierlich: gegebenen Berfprechen, 
dann feien fie gleich Ultraliberale, Revolutionärs; bi jetzt 
werde zwar das eigennüßige Spiel der Ultras durch die 
Unempfindlichfeit der großen Maffen für die Gonftitution 
begünftigt, allein der conflitutionelle Sinn made: in dem 
Bolfe allmälig auf, 

Dad Minifterium des Innern hob, die gegen» Wirth 
verhängten Geldftrafen auf, gleich darauf aber fällte die 
Regierung des Iſarkreiſes ein Straferkenntniß, wodurch 
jener zu einer Arreſtſtrafe won: 48 Stunden verurtheilt 
wurde, auch wies fie” die Polizeidirektion ar, das Urtheil 
ſogleich zu vollſtrecken und der Berufung: Feine) ſuspeuſtve 
Wirkung einzuräumen. Den Artikel, in welchem Wirth 
Died erzählte (Mr. 75) und welchen er „zwar im Arreſte, 
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jedoch nicht traurig, nicht mit Leidenſchaft“ fchrieb, ſchloß 
er mit den Worten: „Es Iebe bie Freiheit der Völker.“ 

In Nr. 76 ſuchte er fid) wegen ded Abdrucend ber 
von der Genfur geftrichenen Stellen zu rechtfertigen, indem 
er bie Genfur ald eine Anftalt definiren zu können glaubte, 
welche die Webertretung der Geſetze verhindern folle, alfo 
auch gefegmäßig verfahren und ſtets das Geſetz namhaft 
machen müfle, in beflen Intereſſe ein Genfurftrich vorge— 
nommen werde: nur fo fei die Genfur von Wilffür, Unfinn 
und Barbarei gleichweit entfernt. Run fei ed Pflicht je- 
des Staatsbürgers, einer rein willfürlichen Cenſur ſich mit 
allen erlaubten Mitteln zu vwiderfeßen, ja er werbe biefe 
Pflicht um fo mächtiger zu üben ſich anfchicen, je inniger 
„er. der Heiligkeit des Staatszweckes anhänge.“ Er, Wirth, 
werde daher fortfahren, jeden geftrichenen Artifel, bei wel- 
chem nicht ein Geſetzparagraph allegirt fei, abzudruden. 

Dafür warb ihm denn auch noch vor Ablauf der er» 
ften Arreſtſtrafe von 48 Stunden eine weitere von A Ta- 
gen burd) die Regierung des Ifarfreifes zudictivt. Im zwei 
Auffägen, „Kampf für Recht, Gefeb und Berfaflung“ 
überfchrieben, welche Wirth dem Minifterium ded Innern 
überfandte, bewies er, daß diefe Arreftitrafen gejeß- und 
verfaſſungswidrig feien. 

Eine lithographirte Beilage zur Deutfchen Tribüne er- 
zählt unterm 19. September, daß der K. Regierungsdirer- 
tor, Graf von Seindheim, welcher die Stelle ded Regie- 
rungspraͤſidenten werwefe, den Druder der Tribüne, Herrn 
Jaquet, habe rufen laſſen und ibm gedroht, alle. Arbeiten 
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für die Regierung ihm abzunehmen, wenn er .nicht den 
Drud jenes Blattes aufgeben würde. Herr Yaquet fei 
entfchfoffen, durch biefe Drohung ſich nicht. ſchrecken zu 
laſſen. 

In Nr. 84 (24. September) ruft! Wirth Victoria. 
„Die. Deutſche Tribüne iſt nunmehr im Beſitze der Preß— 
freiheit; das Miniſterium des Innern ſcheint die Regierung 
des Iſarkreiſes auf die Bahn des Geſetzes zurückgewieſen 
zu haben, denn man unternimmt nichts mehr gegen den 
Redaftenr der Tribüne.” 

Folgende That wird in Nr. 88 von Wirth gefeiert: 
„Herr Muß, Deputirter des Unterdonaufreifes, war am Tage 
ber Abftimmung über die Civilliſte krank. Da:abervor- 
anszufehen war, daß auch nur wenige "Stimmen. enfichei- 
dend fein. würden, fo ließ fich: dieſer würdige » Patriot: in 
das Ständehaus fahren, um dem Bolfe feine Stimme zu 
fihern. Ehre dem Edeln!“ 

Die Anfichten der Gegner über „Edel und» würdig" 
waren ſehr 'verfchieden. „Die alte und neue Zeit," sein 
Blatt, welches fich ſelbſt ald ein offizielles und minifteriel- 
les :anfündigte und unentgeltlicdy  vertheilttvonde,  namtite 
bie Deutfche Tribüne: „das verworfenfte aller Blätter und 
erflärte, „man fünne es wohl ein. Staatsunglück nennen, 
wenn: eine Oppoſition folche unverſchämte, freche und ver- 
wegene Organe habe." 

Wirth genoß alſo mehrere Wochen hindurch vollſtän⸗ 
diger Preßfreiheit? ohne daß man etwas gegen ihn unter⸗ 
nahm, druckte ver fortwaͤhrend von der Cenſur geſtrichene 
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Artifel ab. Nur ald er ed mit einem gegen Defterreich 
gerichteten, die Glocke überfchriebenen Aufſatz ebenfo machte, 
bedrohte man ihn wiederum mit Gefangenhaltung. Eine 
Beſchwerde der Oeſterreichiſchen Regierung, meinte Wirth, 
habe dies Verfahren veranlaßt. — 

Die Kammer der Reichsräthe hatte ſich übrigens, was 
Das Preßgeſetz angeht, recht liberal, wenn auch nur im 
Sinner der Regierung, ‚gezeigt; ihr Referent hatte in feinem 
Bortrage über daſſelbe erklärt, daß jenes Preßgeſetz, wel 
ches Fräftigen Schuß für die Preffreiheit, Fräftigen Schuß 
gegen bie: Preßfrechheit, Daher Feine Cenſur, erfledliche Cau— 
tionen wachfames Auge der Polizei, angemefjene Strafen, 
accufatsrifchen Prozeß, öffentliches Verfahren, Geſchwornen⸗ 
gerichte fuͤr die Thatfrage, unabhängige rechtsfundige Rich- 
ter für bie-Rechtöfrage, Berufung bezüglich der Strafe als 
feine Grundfäte annehme. und durchführe, feine Aufgabe 
gelöft habe: und an der Spite aller Preßgeſetze zu ftehen 
verdiene. 1-4. Die Neichgräthe wollten einer fo Tiberalen 
Staatöregierung für- Aufhebung. der Genfur feinen Termin 
ſetzenAn die Stelle des Wunfches der zweiten Kammer 
ſtellten fierdaher den, „die Staatöregierung wolle die gänz— 
liche Befeitigung der der Genfuraufhebung allenfalls nod) 
entgegenftehenden Hinderniſſe baldmöglichit bewirken.“ . Diefe 
Differenz war ber Regierung, welcher nad) den veränderten 
Zeitumftänden ſelber nichts an der Annahme ihres Prefge- 
ſetzes liegen konnte, nur. ertvünfcht, und fie mußte diesmal 
auf Conſequenz der Abgeordneten hoffen. 

Die Abgeordueten ſuchten denm auch fo nachgiebig mie 
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möglich zu fein. Als am 26. October die Debatte über 
die Rückäußerung der Reichsräthe eröffnet wurde, ſchlug 
der zweite Präfident Geuffert vor, die Kammer möge von 
ihrem erften Befchluffe abgehen und dafür decretirens;Nur 
ausnahmsmweife kann die Genfur eintreten Fraft befonderen 
Geſetzes, befchränft auf Zeitungen und periodiſche Schrif- 
ten, welche von Staatsjachen handeln, aber auch bei die- 
fen nicht in Anfehung foldyer Artifel, welche die inneren 
Berhältniffe ded Bayriſchen Staats betreffen.“ 

Seuffert motivirte feinen Antrag durch den Ausdruck 
der größten Bertrauenslofigfeit gegen die Regierung, welche 
nicht den „moralifchen Halt‘ haben werde, der allgemeinen 
Reaction entgegenzutveten. 

„Es it ein fehr trauriges Geſchäft,“ fagte er, „mit 
dem wir ed gegenwärtig zu thun haben; es befteht darin, 
unfere fchönften Hoffnungen zu Grabe zu tragen. ‚Die Ge- 
finnung dieſer Kammer hat fich nicht verändert, aber bie 
Lage der Dinge hat fich verändert; Warſchau -ift gefallen, 
die Reformbill ift gefallen, die Feinde; der fortfchreitenden 
Entwidelung freifinniger Staatseinrichtungen i erheben. mit 
friſchem Muthe ihr Haupt. ‚Bei diefen Lage der Sachen 
ift man im die beplorable Nothwendigkeit verſetzt, die Aus⸗ 
fiht auf gänzlidye Befeitigung der: Cenſur in der gegen⸗ 
märtigen :Berathung außer Berechnung zu laſſen Richt 
das ift heute mehr die Frage: foll eine völlige’ Emancipa- 
tion der. Preſſe ftattfinden oder nicht. Die Frage muß 
anders geftellt werben: fol die Cenſur, wie ſie bisher be⸗ 
fand, sollen die übrigen Beſtandtheile der bisherigen Ge⸗ 
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feßgebung beibehalten werben, oder will man lieber die 
Genfur nach den Beflimmungen bed neuen Edictd: und mit 
ihr eine Reihe mefentlicher Reformen? 

Die Debatte über Seuffertd Borfchlag wurde heftig. 
„Ich will nicht,“ fagte Schwindel, „daß dad Volk mir zu— 
rufe: Weil Du lau bift, will idy Dich ausſpeien, ich würde 
mich fchämen, meine Zuftimmung zu Abänderung unferes 
früheren Befchluffes zu geben. Man fagt zwar, MWarfchau 
ift gefallen. Was macht Died einem Fräftigen felbftitändt- 
gen Bolfe? Im des Volkes Willen liegt fein Können. 
Der nette Zuftand, den das Preßgeſetz, wenn wir ed nicht 
modificiren, bringt, ift nicht beifer ald der alte.’ 

„Die drei Theile der legislativen Gewalt ftimmen über 
die Berderblichfeit der Genfur überein,” fagte v. Clofen; 
„ich kann mir nur zwei Zeidenfchaften denfen, aus welchen 
man ungeachtet der Erfenntniß des DBefferen für die Bei- 
behaltung der Cenſur ſtimmen fünnte, zwei Leidenfchaften 
fleiner Seelen. Einmal die Furdyt vor der Nation, Die 
man nicht emantipiren will; dann die Leidenfchaft des Gei- 
zes: es giebt einen Geiz um Rechte, wie einen Geiz um 
Geld. — Man führt den Einfluß des Auslandes an. Glau— 
ben Sie aber nicht, daß wir etwas gewinnen, wenn wir 
den Inſinuationen des Auslandes über unfere Angelegen- 
heiten Gehör geben: nimmermehr wird eine fremde Regie- 
rung für den Staat, der fidy bevormunden läßt, Achtung 
haben.” Der Moment ift vorhanden, wo Bayern eine ſchöne 
Stellung einnehmen kann. Wenn der conftitutionele Sinn 
in und: ſich entwickelt und ein näheres Aneinanderfchließen 
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der conftitutionellen Nachbarftaaten erfolgt, dann wirb eine 
Maffe von 8 bis 10 Millionen conftitutioneller Seelen 
nicht unbeachtet bleiben. Wenn die Regierung bisher 
ſchwach ift, fo feien wir ftarf, fie ſoll ſich auf ung flüßen. 
— MWenn wir jegt die unbedingte Preßfreiheit nicht erlan- 
gen, dann ift fie auf immer verloren.” 

Bertraute v. Elofen noch, fo ſprach Culmann, gleich 
Seuffert, eine völlige Vertrauenslofigfeit aud. „Die Zei- 
chen ber Zeit trügen nicht, fie geben und die innige Weber- 
zeugung, daß unfere Regiermg Feine freie Preffe will.“ 
Es gebe eine Faction, die auf den Stufen ded Thrones 
lagere, die gegen alle eblen, der Sparfamfeit, der Freiheit, 
dem Volkswohl günftigen Beſchlüſſe nur das Gefchrei der 
Muth Fenne, die wahrhaft revolutionär fei, weil fie dem 
Abſolutismus „zuftrebe, die zu ee ber se 
aufreie. 

Seuffertd Modification warb mit: einer Mehrheit 
gegen 27 Stimmen angenommen. Die Kammer befchloß 
ferner am 27. October, „bie Wirffamfeit des Gefebes über 
die Fortdauer und Ausübung ber Genfur folle mit dem 
Scluffe der nädjftfolgenden Ständeverfammlung erlöfchen, 
fofern nicht im Laufe. derfelben auf — — 
Wege ein Anderes beſchloſſen werde.“ 


Die „herzliche Bereitwilligkeit,“ mit welcher die Ba— 
diſche Abgeordnetenkammer unter dem gebräuchlichen drei- 
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fachen Lebehoch die Civilliſte des Großherzogs für Die Dauer 
feiner Regierung am 6. October bemilligte — 650,000 Fl. 
— bildete einen. fcharfen Gontraft gegen die Ausfichten, 
welche die Kammer auf die endliche Verwirflichung ihrer 
conftitutionellen orderungen hatte „In der Kammer 
machte ſich eine äußerſt gebrüdte Stimmung bemerklich; 
ed fchien, daß. die Spannung wegen des Preßgeſetzes und 
anderer noch fehlenden Refultate Des Landtags auf dag 
Höchſte geitiegen ſei,“ erzählt die Deutiche Tribüne. 

Der Finanzminifter ſuchte zwar diefe Spannung zu 
mildern, indem er am 8, October ein Gefet über Aufhe- 
bung des Neubruchzehent vorlegte, bei deſſen Motivirung 
er fagte, es fei fein Zweifel mehr, daß die Zehentabgabe 
einer. wefentlichen Reform bedürfe, ein Gefes, das am 11. 
October mit einer geringen Modiftcation einftimmig ange- 
nommen wurde. Und ald Winter, Abgeordneter von Hei— 
delberg, die Worte des englifchen Bremierminifters „Frei— 
heit ift der höchſte Segen“ citirte, erklärte zwar derfelbe 
Finanzminifter, er finde in diefen Worten eined großen 
Staatsmannes nichts, ald was die ganze Welt ſchon lange 
wiffe: dennoch machte fich jene Spannung am 13. Octo— 
ber durch eine Motion des Abgeordneten Welder erft voll- 
ftändig Luft. 

MWelder war damald der Volksmann, auf den bie 
nach Tegaler Freiheit dürftenden Badener und Deutfchen 
blickten. Biederfeit, Gefeglicyfeit und Freiheit, das waren 
die drei Mächte der öffentlichen Meinung, weldje man 
vor Allem. in Welder verkörpert fah. 
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Schon Ende Auguft 1831 bei einem Befuche Welckers 
in Freiburg war diefer Bolfsvertreter mit einem Feftmahle 
geehrt worden. Er hatte nicht ermangelt, bei demſelben 
einen Toaft auf die Freiheit auszubringen: „ed gilt der 
Freiheit, Dir, heilige Sreiheit, Du Wort von: füßem und 
fröhlichen Klang, von fegensreichem und gewaltigem In- 
halt .... In allen Beziehungen ſegensreich und, gewaltig 
bift Dur, ſowohl in Beziehung auf die materiellen Güter, 
wie in Beziehung der höhern göttlichen Kräfte, im Beziehung 
auf die Gewiſſen und die Gedanfen und bie alljeitig freie 
geiftige und politiiche Mittheilung. Hoch lebe die Freiheit 
und ein gejeliched, aber Fräftiged allgemeined Vorwärts 
in der Giegesbahn der heiligen Freiheit! Sie lebe hoch!“ 

Derjelbe Deputirte ward am 6. October Gegenftand 
einer in Deutjichland damals noch neuen Feier. Ihm. wur- 
den aus beiden Heſſen ein Pokal und Adreſſen zugefanbt. 
Der eine Ueberbringer, Carl Buchner, erzählt”): „Silbern, 
innen vergoldet und von fchöner Kelchform, enthielt der 
Becher nachitehende Infchrift: Dem Verfechter; des Rechts 
ber freien Preffe, Herrn Karl Welder in Karlsruhe, von 
gleichgefinnten Landsleuten in Heflen. Auf dem Deckel die 
Figur der Concordia, einen mit Eichenzweigen umwundenen 
Bund Pfeile in der Hand haltend.” Die Weberbringer, 





”) Die Pokal: und Abreffen-Senbung einer großen Anzahl 
Einwohner bes Kurfürftentbums und Großherzogtbums Heſſen an 
ihren Landsmann, ben ‚Abgeordneten, ‚Hofrat und Profeſſor Dr- 
Welder in Karlörube, befchrieben durch einen der Meberbringer von 
Pokal und Adreſſen. Hanau, bei Friedrich Koönig ‚1832, 
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Juſtizrath Karl Buchner und Wilhelm Schulz, trugen 30 
Adrefien aus Ortfchaften der beiden Heffen mit fih. Im 
Karlsruhe am 6. October angefommen, führten fie eine 
Idylle Der Freiheit auf. Sie begaben ſich in den Gaft- 
hof, wo Welder nebft einigen anderen Deputirten das 
Mittageffen einzunehmen pflegte. „Als der Nachtiſch auf- 
getragen war, ließ ich (Buchner) im anftogenden Zimmer 
den Pokal mit Nierenfteiner Elfer füllen und auf einen 
Yorzellänteller ſetzen. Dann nahm ich ihn zur Hand. 
Schulz. that Tegteres mit den Adrefien. Dann traten wir 
in das Abgeorbneten-Speifezimmer — auf Welder zu, von 
Rettet erhob fi) und eröffnete, auf früher an ihn von 
Schulz geftellte Bitte, in den gefälligften und herzlichſten 
Ausdrüden, unfere Namen und unſere Abſicht. Welcker 
hatte fich gleichfalls von feinem Sitze erhoben. Ebenſo 
die ganze übrige Geſellſchaft. Wir ftanden vor Welder, 
der und treuherzig ind Auge ſah. Dann ſprach ich: Eme 
pfangen Sie, verehrter Mann u. f.w.... Schulz fügte 
hinzu: Hochgeehrter Mann u. f. wm. Welder hatte und 
aufmerkſam zugehört. Dann erwiederte er: Hochgeehrte 
tbeure Landelente! Die Ehre, welche Sie mir erweifen, 
geht weit über die Grenzen meines geringen VBerdienfted 
u. f. w.“ Dann freifte der Becher, und die Toaſte auf 
den Regenten, die Abgeordneten, die freie Preffe, Deutfche 
Brüderlichfeit, den nächſten Heflifchen Landtag u. f. w. be- 
gannen ihren feierlichen und heiteren Kreislauf. 

Der Ehre, Verfechter der legalen Preßfreiheit zu fein, 
machte ſich Welder am 13. October von Neuem würdig. 
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Als nämlich an. Diefen Tage die Discuffion über: das 
Budget beginnen follte, trat Welcker mit dem Antrage her 
vor, diefe Discuſſion fo lange auszufegen, bi die der, Kam⸗ 
mer verfprochenen Gefeße, namentlich das über vollkommene 
Preffreiheit, vorgelegt feien. Das Preßgeſetz fei Lebens⸗ 
frage der Kammer, ded Minifteriums, ja der Conftitution : 
ob denn die einftimmige Uebergeugung beider Kammern: bei 
einem fo wichtigen. Berfaflungspunfte nichts gelten folle: 
wenn die Preffreiheit verweigert ‘werde, fo bleibe nichts 
anderes übrig, ald die Minifter des Hochverraths anzukla⸗ 
gen: furchtbar würde der Erfolg fein, wenn die) Kammer 
in Hinficht der Preßfreiheit von ihrer Ueberzeugung abge⸗ 
ben wollte, der Glaube an das conftituticnelle Deutfchland 
würde. erfchüttert fein. Wenn dieſer Landtag Das: heilige 
Palladium der freien Preſſe nicht erfämpfe, welcher; werde 
ed dann wohl erfämpfen? Die Achtung des Landtags im 
In⸗ und Auslande ſei an dieſen Punkt gefnüpft: 

Welckers Antrag war für, die Kammer zu ertrem: 
mit einem allgemeinen Bravo beehrte ſie aber den Mitter- 
maierd, die Discuffion über dad Budget zwar nicht auszu⸗ 
feen, jedoch auf eine. offene männliche Weiſe zu erklären, 
daß man die Abftimmung über. das Budget nicht vorneh⸗ 
men werde, als bis die Geſetze über Preßfreihelt und Auf⸗ 
hebung der Frohnden vorgelegt. ſein würdem 

Fecht verglich hierauf das Deutſche Voll mit einem 
Elephanten: in einer früheren Zeit habe er es einmal mit 
einem Kameel verglichen, das, : wenn man ed zu ſtark be⸗ 
lade; auf feinen: Knieen ſeufze, jetzt ſei es cher dem Ele⸗ 
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phanten vergleichbar, einem fehr verftändigen, faft vernünf- 
tigen Thier, treu feinem Herrn und gehorfam feinem Füh- 
rer, das aber höchſt gefährliche Bewegungen mit feinem 
Rüffel machen fönne, wenn man ed muthwillig täufche. 

Es fei eine Ehrenpfliht für die Regierung, fügte v. 
Rotte hinzu, gerade nachdem Warfchau gefallen durd) die 
That zu beweifen, daß dieſes Ereigniß feine veränderte 
Richtung bei ihr hervorgebracht habe. 

„Die Regierungscommiffäre,“ fo wird in einer Gorre- 
fpondenz aus Karlsruhe in der Deutfchen Tribüne über 
diefe Sigung berichtet, „zeigten durch. ihre Haltung deutlich, 
daß fie diefe Energie der Kammer nicht erwartet hatten. 
Sie verriethen Ueberraſchung. Im erften Stadium ber- 
felben. machten: fie ſich mit ihren Papieren zu fchaffen, im 
zweiten bot der Präfldent des Kriegsminiſteriums feine 
Dofe herum. Erſt nachdem bereitd mehrere Abgeorbnete 
geſprochen hatten, erhoben fich die Herren von der. Minis 
fterbanf mit der. feierlichen Erflärung,. in möglichft Furzer 
Zeit die verfprocyenen Gefege vorzulegen. „Es hängt nicht 
allein von und ab,“ fügte der Staatdrath Winter ein. — 
Hierauf begann die Discuffion des Budgets, 

Herr Welder hatte, ald er feinen Antrag ftellte, den 
Miniftern ein Unrecht gethan: er hatte geredet, ald ob die 
Borlage eines Preßgeſetzes „allein von ihnen abhänge‘ und 
als ob fie: allein die Schuld. der Verzögerung trügen. Die- 
fe® Unrecht machte er am 15. October wieder gut, freilich 
ſo, dag er dem Minifterium heut -eben fo wenig einen Gefal- 
len that, wie vorgeftern: er begründete feinen Antrag, „Die 

II. 3 
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Vervollkommnung der organiſchen Entwidlung ded Deutjchen 
Bundes zur beftmöglichen Forderung Deutfcher National- 
einheit und Deutfcher ftantsbürgerlicher Freiheit betreffend.‘ 
Das Minifterium fuchte Welderd Vortrag durch Bor- 
lage und Motivirung zweier Gefege über ben; Militär- 
Normal-Etat und über Aufhebung des Blutzehent hinaus- 
zufchieben, auch fehlen Staatdrath Winter. vor: Beginn der 
Sikung einigen minifteriellen Abgeordneten, : vor Allem 
Herrn Schaaf, Anweifungen zu geben. Als endlich der 
unvermeibliche Vortrag heramnahte, erhob ſich Herr Schaaf 
und forderte im Intereſſe der Zeiterfparniß, dag man ſich 
mit wichtigeren dad Volk intereflivenden Angelegenheiten be= 
fhäftige. Der Badiſche Volfsdepntirte fei fein Weltbürger 
und habe nur für das Badifche Vaterland zu forgen. 
Staatsrath Winter fragte, ob die Anhörung jenes 
Bortrags wohl der Klugheit gemäß fei, und als Welder 
auf feinem Rechte beharrte, erklärend, daß er ſich ganz in- 
nerhalb der Schranfen der Mäßigung halten werde, drohte 
jener, die Regierungscommiffäre würden, wenn die Kammer 
die Begründung der Motion geftatte, den Saal: verlaffen: 
Die Kammer entſchied ſich mit großer Majerität für 
Anhörung Weldersd, worauf die. Regierungscommiffäre fich 
ſämmtlich zurückzogen. „Herr v. Schäfer,“ erzählt die 
Tribüne, „in voller Uniform, mit Degen und Federhut, 
führte den Rückzug an, zuleßt ging. der. Stanterath Nebe- 
nius, zögernd und wie ed fhien ungern. . Den -Regierungs- 
commiflären folgte der Abgeordnete Regenauer und. bie Her- 
ren Grimm und ‚Speyerer, Geeretäre der Kammer, deren 
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Stellen fogleich von den Herren Schinzinger und Hofmann 
eingenommen wurden.“ Nun beftieg Welder bie Redner- 
bühne. Bee 

„Deutichland,: und das Deutiche: Vaterland; Deutſcher 
Nationalgeiſt, Deutiche Freiheit und Einheit, bei weichem 
nicht ganz entarteten Deutjchen klingen Diefe Worte nicht 
an in der Brut? Weldye hohe -unermepliche ‚Bedeutung 
haben ſie nicht in der Gefchichte der gebildeten Meufchheit? 
Aber die hohen Begriffe, weiche fie bezeichnen, und die Be» 
dürfniſſe welche ſie erregen, ı finden auch dieſe Ueberein⸗ 
ſtimmung und Befriedigung in der Gegenwart?“ 

Welcker erinnerte, an: eine; große Vergangenheit, der 
eine ſchmerzliche Gegenwart gegenüberftehe) an die Refor— 
mation, an bie Freiheitskriege. Nach ben letzteren habe 
man den alten Ruhm; die alte Freiheit reſtauriren zu füns 
nen gehofft; Man erwog, daß dieſe Nation uralte Rechts⸗ 
und Freiheitsgrundlagen hatte, welche nur von den veral⸗ 
teten Formen und Reſten der beſiegten Hierarchie und des 
erſtorbenen Feudalismus gereinigt ‚und zeitgemäß geſtaltet 
zu werden brauchten, um das Wohl und die. fortfchreitende 
Vervollkommmung des edlen Volkes zu begründen.” Doch 
der falſche Verſchwöẽrungslärm des Jahres 1820 habe eine 
organische Entwicklung jener Grundlagen und des National⸗ 
bundes gehindert. 

Set, wo die Zeit ;günftigere ıAusfichten ſtelle, müſſe 
fürs erfteogemünfcht: werben; daß die Badiſche Regierung, 
im Verein wmit allen conſtitutionellen Regierungen, ſich kräf⸗ 
tigſt dahln verwende, daß in ganz Deutſchland die) Artifel 
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13 und 18 ber Bundesacte verwirklicht werden. Um die 
Nationaleinheit herzuftellen, wollte Welder, daß bei Bun- 
bedverhandlungen über innere Rechts- und Verfaſſungsver⸗ 
hältniſſe jeder conftitutionelle Gefandte auf eine itio in par- 
tes zwifchen den Miniftern conftitutioneller und denen nicht 
eonftitutioneller Staaten antrage, 

Der zweite Hauptwunfch aber beftehe darin daß eine 
wahre Nationalrepräfentation, ein Nationalrath ober: eine 
zweite Kammer am Bundestage möge! gebildet werden, "Sie 
müßte gebildet werden von den einzelnen Häuptern bed ehema⸗ 
ligen reichsftändigen Adels der einzelnen Länder und dann von 
ben zeitweife in den Bundesländern gewählten Abgeordneten. 
Die fürftlichen Gefandten, als die. erfte Kammer, haͤtten die 
rein monarchifchen Rechte, z.B. über Krieg und Frieden; 
auszuüben; diefe, ald die zweite Kammer; müßten bei Al⸗ 
lem; was Berfaflungsrechte und ‚Steuern: betreffe, das Zu⸗ 
ſtimmungsrecht haben und öffentlich: verhandeln; 

Welder berief. fih, um‘ die Rechtmäßigkeit; ſeiner 
Wünſche zu beweiſen, auf. bie Erflärung von Kalifch> welche 
„jedem Deutſchen“ die „Wiederkehr eines ehrwürdigen Rei⸗ 
ches“ verſprochen habe; auf eine Note des Fürſten Met⸗ 
ternich an den Preußiſchen Bevollmächtigten vom 22. Nos 
vember 1814, welche von Miederherftelliimgrber. Deutſchen 
Freiheit und Verfaſſung „unter gewiſſen Modificationen“ 
ſprach; auf das Wiener Conferenzprotokoll vom 20 Octo⸗ 
ber 4814, wo derſelbe Metternich den Rechtsſchutz Deut 
ſcher Unterthanen gegen Bedrückungen nothwendig findet; 
auf das Protokoll vom 7. November, wo Fürſt Metternich 
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erffärt, man habe vor, einen großen Deutfchen Staateför- 
per zu bilden; und auf ähnliche Erflärungen Hannöverfcher, 
Preußifcher Bevollmächtigten beim Wiener Congreß: er be- 
rief fich ferner darauf, daß die Unterzeichner der Bundes- 
acte felber dieſe eine umvollftändige und der weiteren or» 
ganiſchen Entwicklung bebürftige genannt haben: er citiwte 
bie Protocolle der Bundesverfammlung, um zu beweifen, 
daß der Art. 13: der Bundesacte erfüllt werden müffe, daß 
er: repräfentative, nicht feubalitändifche Verfaſſungen ver- 
forochen habe; und er verficherte, daß, fo lange Deutfcher 
Glaube an Deutſche Fürftentreue beftehe, fo lange ein Gott 
lebe jrber: Die, Treue belchne, Deutfcher Männermuth nicht 
aufhören werde, an die Ausführung des Art. 13 nach dem 
Sinne; den ihm die Protofolle des Bundestages felber bei- 
gelegt, zu mäahnen. 

Der Redner fchloß mit der Betrachtung, im Deutichen 
Nationalvereine muͤſſe Harmonie herrfchen, das Unnatür— 
liche: und Dieharmonifche werde ausgeftoßen werben. 

Die Kammer hatte durch die Anhörung von Welckers 
Vortrag iin Recht behauptet; jet kam ed Darauf an, auf 
ſchickliche Weiſe der Gefahr, daß man durch Confequenz 
mit der Regierung in ernftliche Collifion fomme, auszumei- 
den. Die Kammer befchloß, „wegen ber fehr vorgerückten 
Zeit des Landtages die Berathung der Motion des Abg. 
Melder zu vertagen.” v. Rotteck, ald Vicepraͤſident, ſchloß 
die Berhanblung 3, Die Motion wird in die Abtheilungen 
des Deutſchen Volles gehen, fie wird erörtert werdennin 
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dem Parlament ber öffentlichen Meinung und Berichterftat- 
ter wirb fein die freie Preffe.” | 

Sn einem landesherrlichen Reſcript, welches in der 
nächſten Sitzung des 17. Detober durch den Staatsrath 
Winter der Kammer: vorgelegt: wurbe, verſuchte es die Re— 
gierung, dieſes Verfahren der Kammer als Nachgiebigkeit 
zu definiren. „Müſſen Wir auch bedauern ;* hieß es in 
dem Reſcript, „daß der Widerſpruch Unſerer Commiſſarien 
bei der Mehrheit keine Beachtung fand, jo nehmen: Wir 
doc) gerne an, ed; habe die Kammer mittelſt ihres fermeren 
Beſchluſſes die in Frage geitelkte Berathung gänzlich) befei- 
tigen wollen, und: befchränfen, und daher; eingedenk unſerer 
Pflichten ald Deutſcher Bundesfürft, auf, »dierErklärüng, 
daß Wir, von der Unzuläfflgkeit> und Zweckloſigkeit ber 
Motion durch ihre Ausführung noch mehr überzeugt die 
Berathung derſelben ‚nie zu geftatten vermöchten:“ 

Die Kammer wollte aber weder der Regierung das 
letzte Wort, noch ihr Verfahren bei dem rechten Namen 
nennen, noch ſich das Recht auf Beſprechung von Bundes⸗ 
angelegenheiten, das fie fich durch ihren Beſchluß ſelbſt be⸗ 
ſchraͤnkt hatte, durch die Regierung: beſchrünken laſſen· Sie 
verwies daher jenes Reſeript an die Abtheilungen und er⸗ 
öffnete ſo neue Ausſicht auf einen, Streit den ſie doch 
ihrem Bewußtſein und ihrem ——— nach nicht Durdh- 
führen konnte. 

Am 21. October wurde son Seiten ber Sat 
commiffion ein: Gefegentwurf über Aufhebung der Sen- 
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fur, am 26. October einer über Abfchaffung der Herren- 
frohnden eingebradit. 


Die unbewußte Oppofition gegen den Bundestag, 
welche die Kammern im Anfange bed Jahres 1831 geübt 
und in ber fie gefordert hatten, daß der Bundestag ſich 
gleich ihnen in den Dienft der „Zeit,“ ber öffentlichen Mei- 
nung ftelfen folle, machte damals einer legalen Pla, welche 
ihren Gegenfaß, zwar nicht vernichten, aber nad) Nechte- 
grundfägen umformen wollte. 

In Kurhefien übernahm Jordan die Rolle Welders. 

Das Mipfallen der Kurheffen, welches dem Kurprin- 
zen entgegengetreten war, hatte diefen nicht abgehalten, 
nach Popularität zu freben: Diefe zu erlangen fei leicht, 
fagten wohlmeinende Rathgeber, der Sohn brauche nur 
nicht fo viel Mißtrauen und Entfremdung gegen dad Bolt 
zu zeigen, ald der Bater — auf wohlbegründeten Anlaß — 
in der legten Zeit gezeigt habe. Demgemäß ließ fich der 
Regent durch feine Gendarmen zu Pferde bei feinen Spa- 
zierfabrten begleiten, er duldete Feine Angebereien Unterge- 
bener gegen Borgefeßte und mifchte fich nicht in die Ent- 
ſcheidungen der Behörden. Jeden Dienftag hielt er im 
Beifein feines erften Miniſters öffentliche Audienzen, und 
die fungirenden Minifter hielt er an, das Gleiche zu thun. 
Die Gräfin Schaumburg blieb den Staatsgeſchäften fern: 
Geſuche um ihre Vorſprache bei Anftellungen, Beförderun⸗ 
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gen, Gnabenbezeugungen, wurden kurzweg abgewiefen. Ar 
dem Haushalt nahm man Einfchränfungen vor, und der 
Regent beftimmte, daß die Summe für die Hoftafel von 
20,000 auf 5000 Thaler herabgefeßt werde. Theaterſtücke, 
welche unter der vorigen Regierung verboten waren, wur— 
den erlaubt: Cabale und Liebe, Emilia Galotti, die Stumme 
von Portici durften wieder aufgeführt werben. 

Die Geſchäfte der Ständeverfammlung verloren ihren 
früheren fchleppenden Gang. Das Bürgergarden-, das 
Municipals, dad Refrutirungsgefeg wurden zur Discuſſion 
reif. Sn der Sigung vom 13. October eröffnete der Land- 
tagecommiffär den Ständen, Seine Kurprinzliche Hoheit 
habe den Kriegsminifter v. Loßberg entlaffen und zwar weil 
Hochdiefelben von dem Wunſche befeelt feien, ein gutes 
Bernehmen mit den Ständen nad) Möglichkeit zu befördern 
und der Wiederaufnahme einer früheren Mißhelligkeit vor— 
zubeugen. Er fei ermächtigt, fügte der Landtagscommiffär 
hinzu, den Ständen außerdem die Verficherung zu ertheilen, 
daß die verfaffungsmäßige Ausfertigung der Offizierdernen- 
nungen, wegen deren bie Stände ſich befchwert, erfolgt fei. 

Oberappellationdgerichtsrath Pfeiffer ftellte den An— 
trag, „die Ständeverfammlung möge der Staatöregierung 
ihre danfbare Anerfennung darüber ausbrüdem, "daß von 
Sr. Hoheit in der ruhmwürdigen Abſicht, Berhältniffe, 
welche die Verfammlung für unvereinbar mit den Beftim- 
mungen der Verfaſſungsurkunde erklärt habe, im Einflange 
mit dieſer zu beſeitigen, die von dem Landtagscommiſſär 
eröffneten Schritte geſchehen ſeien.“ Der Abgeorduete Hr. 
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v. Warnddorf wollte zwar nur eine einfache, unummuns- 
dene Danffagung, Pfeiffer aber erwiederte, eine klare und 
herzliche Auseinanderjegung der Gefühle und Anfichten der 
Ständeverfammlung fei Sr. Hoheit gewiß angenehmer, ald 
eine leere Höflichfeitöformel: und die Abgeordneten traten 
dem Antrage Pfeifferg bei. 

Am 20. October wurde über den Gefetentwurf wegen 
der im ganzen Kurftaate zu errichtenden Bürgergarden ab— 
geftimmt. Die Bewaffnung der Bürger follte ſich nicht nur 
auf die Städte befchränfen, aud) die Landbewohner follten 
wehrhaft gemacht werden, und zwar follten fle Lanzen er- 
halten. Man recnete, daß dieſes Geſetz 60,000 Männer 
für den Schuß ded Gefeted, der Ordnung und der Ver- 
faffung bewaffnen würde. 

Die ariftofratifche Parthei in der Kammer und außer 
berfelben war gegen das Gefet. Durch das Streben des 
Regenten nad) Popularität hatte ſich jene Parthei nicht 
abhalten laffen, den Kurprinzen zu umgeben und nad) der 
Gunft deffelben zu trachten. Das Verhältnig des Kur- 
prinzen zur Gräfin Schaumburg, die Liebe defjelben zum 
Militär, das Mißtrauen, welches der Regent in die liberale 
und biedermännifche Gefinnung der Gaffeler fette, dies Al— 
led fam ihnen zu Hilfe. Al die ariftofratifche Oppofition 
in der Kammer, am 20. October, fah, daß fie mit ihrer 
Meinung nicht durchdringen werde, verließ fie, was früher 
nie geſchehen war, noch vor der Abftimmung den Saal. 
Das Gefe ward angenommen. Es war aber nur Unſi— 
cherheit, daß der Abgeordnete Jordan erflärte, es fei ja 
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gar Fein Zweifel, daß die Staatöregierung dem Gefege ihre 
Sanction ertheilen werbe. 

Bald erfuhr man, dad — könne nicht 
in allen Stücken die Genehmigung des Regenten erhalten 
und werde nur, mit bedeutenden Mobificafionen an die 
Kammer zurücgehen. 

In den lebten Tagen ded Detober ftellte Jordan ei- 
nen Antrag, welcher zum Zweck hatte, den. Bundestag auf 
conftitutionelle Grundlagen zu baſiren. Am 31. Dectober 
befchloß die Ständeverfammlung, ein auf diefen Gegenftand 
bezügliched Schreiben durd) den Landtagscommiſſär an die 
Staatdregierung gelangen zu Taffen. 

Jenes Schreiben wies darauf bin, von wie hoher 
Michtigfeit die Stellung des Bundedtages „für dad Befte- 
ben: und Gebeihen des conftitutionellen Lebens in den ein- 
zelnen: Bundesftanten, für. deren äußere Selbftftäudigfeit 
und: Sicherheit, fo wie für die Einheit und Kraft und das 
davon abhängige politiihe Gewicht — als einer 
Geſammtmacht“ ſei. 

Die bisherige Wirffamfeit des Bundestags in — 
Beziehungen wurde von der Verſammlung erfolglos genannt; 
für die inneren Angelegenheiten, für die wichtigſten Inter» 
eſſen der Deutſchen VBölfer, für die Erfüllung der im den 
Artifeln 13, 18, 19 der -Bundesacte — ae 
gen fei nichts gefchehen.. 

Die Verfammlung berief ſich ferner * die a 
der ‚Stifter des Bundes; werde dieſe richtig. erfaßt, dann 
erft werde der Deutfche Bund jenen Charafter, jene Einheit 
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und Kraft annehmen, welche ihm und den einzelnen Deut- 
fchen Stäaten bie: Bardniien - ———— und Mares 
hend gebe. | 

Auch der lauten BER einmütbigen Stimme ber Bölfer 
ward gedacht/ welcher die Regierungen folgen. müßten, um 
mit vereinten: Kräften: und gemeinſamem Eruſt und Nach— 
druck, fein, Opfer ſcheuend, dem Deutichen Baterlande: fein 
altes: Anſehen wieder zu verfchaffen, welches ihm die 
Zwietradt feiner VBölfer und fremde Mißgunft und) Ein- 
wirkung geraubt hätten: 

Man habe es ſich nicht: bergen: können, hieß edıin 
dem Schreiben weiter, daß die. Erreichung jenes heilbrin⸗ 
genden Zweckes nur von den Regierungen ausgehen könne, 
da die Geſandten der einzelnen Staaten bei der Bundes— 
verſammlung won‘ ihren reſpectiven Regierungen abhängig 
und denſelben verantwortlich feien, mithin nur nach erhal- 
tenen Inſtructivnen handeln dürften, Durch die Regierun—⸗ 
gen müſſe daher den Bundesgefandten auf: das beftimmtefte 
und nachbrädlichite. aufgegeben werden, die unverfennbaren 
und laut ausgeſprochenen Wünfche und, Bedürfniffe, der 
deutſchen Völler ſowohl in. innerer als äußerer Beziehung 
allenthalben mit. Umſicht zu beachten, ſtets nur in conſti⸗ 
tutionellem Sinne und Geiſte zu handeln und fo durch ein 
offenes, den gemeinſamen Intereſſen der deutſchen Völker 
vollſtäudig entſprechendes Benehmen dem hoben deutſchen 
Bundestage zunaͤchſt das allgemeine, Vertrauen wieder zu 
erwerben, welches beſonders durch das ſeit dem Jahre 
1624 beſtehende Berfahren unverkennbar geſchwächt worden, 
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gleichwohl zu einer erfolg» und fegendreichen Wirkſamkeit 
nothwendig fei. Eine folche conftitutionelle Berfahrungs- 
weiſe fei um fo leichter durchführbar, ald der Bund zufolge 
feiner Stiftungsacte ald ein Verein von Staaten erfcheine, 
zu: deren Regierungsform die landftändige Berfaffung grund- 
gefeglich gehöre. Eine ſolche Berfaffung führe aber die 
Berantwortlichfeit der höheren Staatsbeamten, fomit auch 
der Bundesgefandten und des Minifterd, der fie inftruire, 
mit fich. 

Eine fernere Forderung, welche die Ständeverfamm- 
lung in ihrem Schreiben ftellte, war die auf Deffentlichfeit 
der Bundesprotofolle. Wenn der hohe deutfche Bundestag 
bei feiner Thätigfeit ftetd nur das von dem Wohle der 
einzelnen deutſchen Bundesſtaaten ungertrennliche Geſammt⸗ 
wohl Deutſchlands im Auge habe und durch aufrichtige 
und wahrhafte Förderung der höchſten Intereſſen der ge— 
dachten Staaten es dahin bringe, daß der Bund durch die 
Blüthe und Kraft, durch die Geſinnung und Anhänglichfeit 
der einzelnen deutſchen Bölfer getragen, gehoben 'undb be- 
feftigt werde, jedes Volk dagegen im; Bunde die Gewähr 
für freie äußere Unabhängigkeit und die felbftftändige freie 
Entwidelung feined innern Lebens finde, dann bradiche der⸗ 
felbe auch die öffentliche Befanntmadjung: feiner Verhand⸗ 
lungen nicht zu fcheuen. 

Bis dahin, wo die vollſtändige Deffentlichfeit! ber 
Protofolle gewährt würde, hielten die kurheſſiſchen Stände 
darım an, daß ihnen die bisher geführten) Separatproto— 
kolle mitgetheilt würden: : Um Diefe: Forderung zu unterſtuͤtzen, 
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beriefen fie fih auf. die SS. 9 und 92. ihrer Berfaffung, 
denengemäß die Landftände im Allgemeinen das Wohl des 
Landesherrn und des Bolfed zu befördern haben, im Be- 
fonderem aber über: die Berbältniffe, welche nach ihrem 
Ermeffen auf das Landeswohl wejentlichen Einfluß haben; 
von der Staatsregierung die zweddienliche Aufklärung: ber 
gehrenFönnen:: Das Bundesverhältnig aber und die Ab» 
ſtimmung des Gefandten am Bundestage ſei von wefent: 
lichem Einfluß auf das Landeswohl. 


Herr Duttlinger ſollte am 9. November den Commiſ⸗ 
ſionsbericht über das am 17.1 October der Kammer vor» 
gelegter landesherrliche Reſcript vortragen. Es wäre aber 
inhuman, alſo illiberal geweien, der. Regierung ſchroff 
entgegen zu treten.) Kurz vor Eröffnung der Sitzung trat 
Duttlinger fein’ Papier in der Hand; an. ben. Staatsrat 
Winter beran, ihm einige Stellen im Berichte, ber ale 
„» Wahrung -ftänbifcher Rechte“ angekündigt war, zeigend 
Alsbald berief Winter: auch die anderen. Mitglieder des 
YAusichuffesz div Herren Merk, v. Itzſtein und, 9. Roetteck 
in das Zimmer der Regierungscommiſſion, umd, nachdem 
heftige Worte hin und wieder gefallen waren; nachdem 
beſonders Herr vn döftein das Verhältniß des Miniſters 
eines deutſchen conſtitutionellen Staates zum deutſchen 
Bundestaäge zum Gegenſtand der Beſprechung gemacht, 
fan man endlich überein, daß einige Stelle gemildert, auch 
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wo möglich eine Discuſſion über den fraglichen Gegenftand 
vernsieden werden. folle. Die Negierungscommiffäre ver— 
jprachen für Diefe ihnen gemachten Conceſſionen, daß fie 
bei Diecuffion des Preßgeſetzes alle nur möglichen Nüd- 
fihten auf die Wünfche des Volfed und: feiner Vertreter 
nehmen wollten. 

Die Commiſſion hielt Wort. Ihr Vortrag, den Dutt⸗ 
linger am 11. November vorlag, hielt ſich in den -Schran- 
fen größter Mäßigung, die Competenz der; Kammer:'zu 
Beiprechung von Bundesangelegenheiten durch Principien 
und Beifpiele beweifend, der inconftitutionellen Einmifchung 
ded Namens des NRegenten, welche das Recht der Kammer 
durch: einen Machtfpruch widerlegen ſollte, mit: feinem Worte 
erwähnend Man hätte vielleicht ‚nachdrudfamer fprechen 
follen,: hieß es am Schluß des Berichtes, allein man wün⸗ 
fche, gleich der Regierung, daß der Landtag) in Eintracht 
beendigt werde. Uebrigens trug die Cemmiſſion Darauf 
an, daß Das: Iandesherrliche Reſcript richt: ſtillſchweigend, 
fondern mit" einer Verwahrung der; ſtändiſchen Redhtei in 
das Archiv der: Kammer aufgenommen werde 

Darauf konnte ſich Staatsrath Winter, trotz ſeiner 
Forderung, daß alle Diecuffisn: vermieden werde nicht 
enthalten, noch einige: Worte hinzuzufügen damit die Re⸗ 
gierung doch bad letzte Wort behalte. Er serflättep'rbie 
Regierung habe: mit jeuem Meſeript gar nicht beabſichtigt, 
die Rechte der Kammer zu beſchränken, ſie habe nur eine 
Ueberzeugung ausgeſprochen, welche aus der Natur der 
Sache und dem wohlverſtandenen politiſchen Intereſſe des 
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gefammten Deutfchlands hergenommen geweſen. Auf diefer 
Ueberzeugung müfle fie auch fünftig noch beftehen. Webri- 
gend Habe die Regierung durch jenes Refeript nur in eitier 
milden Form — denn fie liebe die milde: Form '— auf 
eine Auflöfung der, Kammer. hindeuten wollen, 

Trotz dieſer zur Antwort anregenden  Zwifchenbemers 
fung) hatte die Kammer noch , mehr Eile, den fatalen 
Gegenſtand zu verlaflen, als die Regierung. * Schaaf, der 
das Wort nehmen wollte, wurde überfchrieen: und: nachdem 
Schaaf von Mundfauſtrecht““ geſprochen und: vom Pra⸗ 
ſidenten zur Ordnung gerufen, weil manider Kammer 
nicht vorwerfen dürfe, daß ſie ein Fauſtrecht irgend einer 
Art brauche, beſchloß die Kammer in aller ae 
dem Autrage der Commiſſion ‚beizutreten. 

Waͤhrend deſſen fing. die Thatigkeit des Bundestages 
an ſich mehr und mehr zu zeigen. 

Preußen hatte damals in Karlsruhe einen‘ Bevoll— 
mãchtigten, der Die Schule des Conſtitutionalismus gründlich 
durchgemacht hatte. Herr von Otterſtedt, während ader 
erſten franzöſiſchen Revolution preußiſcher Offizier, hatte 
damals feinen: Abſchied genommen und, für die Mariſer 
Bewegungen begeiſtert, ſich in die Hauptſtadt Frankreichs 
begeben Hier hatte er eine Seidenbandfabrik angelegt; 
war ſpaͤter nach Deutſchland zurückgekehrt; als Cabinete⸗ 
ſecretair in die Dienſte des Königs von Würtemberg, dann 
ale Oberlandforſtmeiſter im die Jerome's getreten; hatte 
ſich aber bald mit einer Penſion nach Frankfurt am Main 
zurückgezogen. Nach dem! Kriege: ward er ‚erftrhier, dann 
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in Darmftabt, zulest in Karlsruhe preußischer Minifter- 
vefident und erlangte durch diefe Stellung eine große Ein- 
ficht in das Getreibe der füddeutfchen Staaten. 

Die Aufträge, die er von feiner Regierung erhielt, 
hatten zum Inhalt: die Gefinnungen des preußifchen Gou— 
vernementsd gingen keinesweges dahin, daß der Babifchen 
felbftftändig gegen die anderen Bundesregierungen eine Ent- 
fcheidung über die Preffe zuzugeftehen fei. Das preußifche 
Gouvernement habe nicht nur durch die Wichtigkeit, welche 
die Preßfrage unter den gegenwärtigen Zeitumftänden ge— 
wonnen, fondern auch durd die Eröffnungen,' welche die 
großherzoglich badische Regierung den Bundesgefandten' ber 
deutfihen Höfe habe machen laffen, eine befondere Verau— 
laffung erhalten, ſich mit Erörterung der Bedingungen und 
Borausfeßungen zu befcjäftigen, unter welchen die nad) 
dem Art. 18. der Bundesacte von ſämmtlichen Bundede 
regierungen beabfichtigte Abfaffung gleichförmiger Verfügun- 
gen über die Preffreiheit in Ausführung gebracht "und 
namentlich) auch durch Preußens thätige Mitwirkung beför— 
dert werden könnte. Sie hoffe, daß dieſe Erörterung bald 
zu einem beſtimmten Reſultat führen werde; das badiſche 
Miniſterium möge: bis dahin in der Materie der Preß⸗ 
geſetzgebung feine definitive Entſchließung faſſen, auch mit 
anderen Staaten: feine  verbindende Verabredung treffen, 
durch welche eine beabſichtigte Verſtandigung ges 
gemacht oder fehr erfchwert werden könnte... 17) 

Drei Bundesbefchlüffe wurden im: Herbft 1831 erlaf- 
fen. Der erfte, vom 27; October, belehrte das deutſche 
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Bolf über das Ungeeignete der wegen Polend nad) Kranf- 
furt gefandten Adreffen: „Da der Bundesverfammlung 
gemeinfchaftliche VBorftellungen oder Adrefjen über öffentliche 
Angelegenheiten des deutfchen Bundes - eingereicht: worden 
ſind eine Befugniß hierzu aber in der Bundesverfaſſung 
nicht begründet iſt, das Sammeln; der Anterſchriften gu 
dergleichen Adreſſen vielmehr nur als ein die Autorität der 
Bundesregierungen und die öffentliche Ruhe und Ordnung 
gefährdender Verſuch, auf die gemeinſamen Angelegenheiten 
und Verhältniſſe Deutſchlands einen ungeſetzlichen, mit 
der Stellung der Unterthanen zu ihren Regierungen und 
dieſer letzteren zum Bunde unvereinbaren Einfluß zu üben, 
anzuſehen iſt, ſo erklärt die Bundesverſammlung, daß alle 
dergleichen Adreſſen als unſtatthaft zurückzuweiſen ſeien.“ 

Der zweite Bundesbeſchluß, vom 10. November, 
brachte Berfügungen (über die Preßfreiheilt· Da ſämmt⸗ 
liche Mitglieder des deutſchen Bundes die feierliche Ver— 
pflichtung gegen einander)» übernommenhaben,bei der 
Aufſicht uüͤber die in ihren Ländern erſcheinenden Zeitungen, 
Zeit⸗ und Flugſchriften mit wachſamem Ernſte zu verfah— 
ren, und dieſe Aufſicht dergeſtalt handhaben zu laſſen, daß 
dadurch gegenſeitigen Klagen und unangenehmen Erörterun⸗ 
gen auf jede Weiſe möglichſt vorgebeugt werde, in neuerer 
Zeit aber der Mißbrauch der periodiſch-politiſchen Preſſe 
in einer höchſt bedauerlichen Weiſe zugenommen hat: ſo 
bringt die Bundesverſammlung ſämmtlichen Bundesregie- 
rungen: biefe bis zur. Vereinbarung über ein deſinitives 
Prefgefeg in voller Kraft verbleibende gegenfeitige Bers 
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Hflichtung mit dem Erfuchen in Erinnerung, die geeigneten 
Mittel und Borkehrungen: zu. treffen, damit die Aufſicht 
über die in ihren Staaten > erfcheinenden Zeitblätten nad) 
dem Sinne: und Zmede der: beitehenden Bundesbeſchlüſſe 
gehandhabt werde.” Und „da die Bundeöverfammlüung 
befugt‘ fei, die zu ihrer Kenntniß gelangendem, unter‘ der 
Hauptbeftimmung. des Preßgeſetzes vom! 20: September 
1819 begriffenen "Schriften, in welchem deutſchen Staat 
fie auch erfcheinen inögen, ‚wenn foldye, nach dem Gutachten 
einer ‚von ihr ernannten Commiſſion der Würde des Bun— 
des, ber Sicherheit einzelner Bundesſtaaten oder der Erhal⸗ 
tung: ded Friedens und’ der Ruhe in Deutſchland zuwider⸗ 
laufen, zu unterdrüden, diefe Commiſſion aber nicht voll» 
zäblig ſei,“ ſo ergänzte: die Verſammlung durch denfelben 
Beſchluß vom) 10 November jene Commiſſion 

Der dritte Beſchluß / vom IN: November, unterſagte 
endlich die Verbreitung des in Straßburg erſcheinenden 
Zeitblattes Das conſtitutionelle Deutſchland“ in allen 
Bundesſtaaten. 

Die Badiſche erſte Kammer ſchien im November 1831 
der Bayeriſchen Kammer der Reichsräthe nachahmen zu 
wollen. Mit einer zwar geringen Majorität, die aber 
durch die Einigkeit der Grundherren hervorgebracht wurde, 
verwarf ſie einen weſentlichen Theil des von der Regierung 
vorgelegten und von der Kammer angenommenen Geſetzes 
über die Aufhebung des Neubruchzehents; ſie ließ nämlich 
die Beſtimmung, daß der Bezug des Zehents von Neu⸗ 
brüchen, von welchen im Jahre 1831 wegen der Freijahre 
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noch fein Behent bezogen werden durfte, ebenfalld aufge- 
hoben fein folle, fallen. Die Adreſſe der zweiten Kammer 
um Ablöfung des. Zehnten nach ermäßigtem Mapftabe 
ändertefle: dahin um, daß fie für den „ermäßigten” einen 
„angemeſſenen“ Maßſtab febte. 

Die beſitzende Ariſtokratie fing damals an zu zeigen, 
daß aſie ihre Rechte nicht vergeſſen habe. Die Fürſten von 
Löwenſtein⸗Wertheim erließen eine Adreſſe au den Grof- 
herzog von Baden; mit tiefem Bedauern hätten fie erfehen, 
daß: nicht allein ein beträchtlicher Theil der beiden Kam 
mernyfondern auch Das großherzogliche Staatsminifterium 
ſelber der gefeßgebenden Gewalt das Recht beilegen, über 
dem: unbeſtritten anerfannten: Befit des einzelnen Staatd- 
bürgers ohne deſſen fpezielle Einwilligung zu verfügen, 
ſobald fie folches dem allgenreinen Interefle entiprechend 
erachte. Sie ſeyen zwar weit entfernt, die Beitrebungen 
für: Erleichterung ded Landmannes zu verfennen, aber fie 
fünnten ſich auch nicht der Beforgniß .erwehren, menn ſie 
jene Schranfen mißachtet fühen, welche das Recht des 
Beſitzes gegen Willkür und Gewaltthätigfeit ſchützen. Könnte 
jemals der» Gefeßgebung eine ſolche Allgewalt über den 
Befitz eingeräumt werden, jo jet das Eigenthum des Staate- 
bürgerö»> jedesmal geopfert, fo oft. das Minifterium im 
Einverftändniffe mit der Mehrheit der Kammern das augen- 
blickliche Intereffe der Mehrzahl mit dem wahren dauern- 
den Beſten der. Gefammtheit  verwechfele: Unaufhörliche 
Berfuchungen, ſich Popularität zu erwerben, würden end- 


lich ein legaliſirtes Fauſtrecht herbeiführen, wo ber auf 
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Koſten der einzelnen Stände: errungene : Beifall des großen 
Haufend höchſtes Geſetz fein würde." ' Georg Fürſt zu 
Löwenftein erflärte im eigenen und im Namen des Fürſten 
Karl: Friedrich: zu Lömwenftein «Wertheim» Freubenberg;rumb 
Gonftantin, Erbprinz zu Löwenftein, erklaͤrte im Namen 
feines: Baterd, des Fürften Carl zu Löwenſtein⸗Wertheim⸗ 
Rofenberg,: daß fie zwar ‚mit Freuden allen Anträgen zu 
Erleichterung des Landvolkes beiſtimmen, auf feinen Fall 
aber innerhalb der Grenzen ihres ſtandesherrlichen Gebietes 
ein Geſetz als rechtskräftig anerkennen würden, durch 
welches über ihre durch die Bundesacte und die Wiener 
Schlußacte garantirten Rechte ohne ihre Einwilligung ver⸗ 
fügt würde, und daß ſie gegen einen etwaigen gewaltſamen 
Vollzug ſolchen Geſetzes alle diejenigen geſetzlichen Mittel 
ergreifen würden, welche die Bundesverfaſſung geivähre: 
Gegen ſo drohende Demonſtrationen konnte v. Rotteck 
nicht unterlaſſen, eine Demonſtration im Sinne des Volks— 
rechtes auszuführen. Er möchte, ſo unterbrach er am 
17: November die Verhandlung, er möchte faſt die Be⸗ 
hauptung ausſprechen, daß bald im Publikum die Stimme 
ertönen werde, in dieſem Hauſe werde ſeit einiger Zeit 
eine Comödie geſpielt unter dem Titel John Bull oder 
Jaques bon: homme. Das Geſetz über den Neubruch⸗ 
zehent, das einer Menge Badiſcher Bürger Freude und 
Troſt und Allen Dankbarkeit und freudige Hoffnung auf 
Größeres eingegeben, ſei geſcheitert an dem Veto einer 
„Handvoll Junker“. Dieſe Definition ber Majorität ber 
erften Kammer. brachte auf den Bänfen der. Regierung eine 
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unruhige Bewegung hervor 'und Herr v. Rüdt, Regierungs⸗ 
fommiffar und Mitglied der erſten Kammer, verließ den 
Sacl. Herr v. Rotteck fuhr fort? welche Zukunft bei ſol⸗ 
chem Stande der Dinge vorauszuſehen ſei? Was denn 
der» Erfolg von neunmonatlichen Anſtrengungen, was nach 
ſo Achweren Koſten und vielen Hoffnungen das Ende vom 
Liede ſein werde? Nichts! — Beiſtimmender Zuruf von 
vielen Seiten gab dem Redner zu erkennen, daß die Kam— 
mer feine Ueberzeugung theile: 

Ein anderer Grund zur Betrübniß, entwickelte von 
Rotteck weiter, liege Darin, daß gerade eine bedeutende 
Anzahl derjenigen: Mitglieder, welche die Regierung felber 
in die erſte Kammer ernannt habe, ſich dem: vereinigten 
Willen’ der Volksvertreter und der Regierung entgegenge- 
ftellt Habe: - »und was könne man denn. von Erminiftern 
und gewiſſen Mitgliedern des grundherrlicyen Adels anders 
erwwarten?:7 Die Regierung aber dürfe nur folche Männer 
in die erſte Kammer wählen, von. denen fie vorausſetze, 
ihre Ueberzeugung fei mit der ihrigen gleich), und die, ſelbſt 
wenn: fle in gewiſſen Einzelheiten nicht mit der Regierung 
übereinftimmer, ihre Meinung der Einigkeit mit: berfels 
ben zu opfern Bereit feien. 

Er fordere num, ſo schloß der Redner, daß die zweite 
Kammer! deriRegierung erkläre, ſie fchließe ſich mit Feitig- 
feit zu Durchführung ded Geſetzes und zu Ergreifung aller 
Maaßregeln, welche geeignet ſeien, das Veto der erſten 
Kammer unſchädlich zu machen, an ſie an; daß die zweite 
Kammer ferner die Erwartung ausſpreche, die Regierung 





Du 





54 


werde für den Fünftigen Landtag Feine Mitglieder im die 
erite Kammer wählen, von denen vorauszufehen wäre, daß 
fie einer von der Regierung felbft ausgegangenen volfs- 
freundlichen Richtung entgegen fein würden. — Als von 
Rotteck geendigt, ließ fi) von allen Seiten ein fchallendes 
Bravo vernehmen und alle Abgeordnete, mit Ausnahme 
zweier, erhoben ſich, um ihren Beitritt zu 0, Rottecks An- 
trägen zu erfennen zu geben, von ihren Giten. 

Zwar zeigte der Staatsrath Winter, wie inconftitu- 
tionell diefer Antrag angebracht fei, zwar erflärte er und 
v. Boeckh, es fei verfaffungswidrig, daß! die eine Kammer 
die andere Fritifire, ja die Majorität derfelbem fchmähe; 
dies; hielt aber die Herrem von Ipfteim und Knapp nicht 
ab, noch. befonders ihre Zuftimmung zu v. Rottedd Wor- 
ten auszudrüden. „Man möchte fait‘, fagte- vo. Itzſtein, 
„durch die legten Vorgänge zu der Betrachtung geleitet 
werden, daß es in Fleineren Staaten beffer wäre, wenn 
nur eine einzige Kammer beftände ‘Auch ihn belohnte 
ein allgemeines Bravo, „Sch geftehe‘, fagte Knapp, „daß 
id; in meinen Hoffnungen nicht getäuſcht worden bin; ich 
hatte gar feine Hoffnungen, und fchon vor Monaten: fonnte 
man vorausfehen, daß ed fo fommen werde... 

Die erfte Kammer verlangte am 24. November in 
einem Schreiben am die Abgeordneten, daß die zweite 
Kammer gegen Herrm v. Rotteck, weil er die der erften 
Kammer ſchuldige Achtung verlegt, ihre Mifbilligung aus- 
fpreche, fofern diefer Redner nicht: felbft durch eine‘ befrie- 
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Digende Erklärung oder durch Widerruf die erfte Kammer 
berubige. 

Zum Widerrnf wollte ſich v. Rotteck freilich nich 
verftehenz er liebe, fagte er, die Wahrheit, und verab- 
ſcheue den Schein einer erdichteten Eintracht: wie man 
aber von dem Ausdruck „eine Handvoll Junker“ fo viel 
Aufbebens machen Fönne; fehe er nicht ein, da dieſes 
Wort doc) nichts weiter bebeute, ald „einige wenige 
Srundherren”. Nie würde,er von der hoben eriten Kam- 
mer anderd als mit Ehrfurcht fprechen, aber man müſſe 
die Kammer yon ihren einzelnen Mitgliedern unterfcheiden: 
über einige derfelben, „einige wenige Grundherren‘, werbe 
er nie ein günſtiges Urtheil fällen können. Zum Höfling 
ſei er verdorben, er fei ein Vertreter des Bolfed, 

Die, zweite Kammer willfahrte dem Antrage der eriten 
nicht, und: doch hatte v. Notted die Majerität der erften 
Kammer geſchmäht, er hatte diefe Schmähung wider An- 
fiht und Willen nur fortgejegt, ald er jene Majerität 
„einige wenige Grundherren“ nannte. Die erfie Kammer 
bebharrte nicht auf ihrer Korderung. — 

Zn den neueiten Bundestagöbeichlüffen ſah man einen 
Angriff auf die GSelbititändigfeit des Badifchen Staates, 
bed Badifchen Regenten. Und doch fei diefer Regent der 
Bolköfreiheit fo ganz und gar nicht abgeneigt; man erzählte 
fidy von ihm Aeußerungen, welche „die ungefchminfte Farbe 
einer bürgerfreundlichen, freifinnigen und volfsthümlichen 
Herzensmeinung“ an ſich trügen. So habe er zu dem 
Praͤſidenten der Deputirtenfammer gefagt: „Säße ich in 
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Ihren‘ Reihen, Sie würben mir gewiß das Zeugniß fireng 
conftitutioneller Gefinnung -und der Freimüthigkeit geben“ 
Zwar habe tern dann auf Rückſichten für  atiderer Staaten, 
die er. zu Bermeidung von Migverhältniffen! nehmen müſſe, 
bingedeitet 5: aber hinzugefügb: mein unausgeſetztes Beſtre⸗ 
ben ift darauf erichtet, die Wohlfahrt meines Volkes in 
Bereinbarung! mit meinen Kammern in allen Beziehungen 
auf die höchſt mögliche. Stufe: zu bringen““ 

Eine von Herrn vr⸗Rotteck drei Tage vorher ange⸗ 
kündigte Maßregel gegen die neueſten Bundestagsbeſchlüſſe 
ward in der Sitzung des 2,, Decembersıwonsbemfelben 
ausgeführt, ip pa; 

Die Kammer von 1831, ſagte er, habe ſich ſtets 
durdy Treue, "Loyalität. und Ergebenheit: für: Fürſt und Va— 
terland ausgezeichnet, "fie verdiene ed alſo auch, daß fie 
mit ſchoönen und. glücklichen: Reſultaten entlaffen werde, 
Die Kammer hege den feften Entſchluß, nicht mit Unehre 
heimzugehen, und: weber dem Badiſchen Vollke noch der 
Deutfhen Nation gerechten Grund der: Befchwerde über 
Bernadyläffigung hochwichtiger Intereffen'zu geben. 

Die neueften Bundedtagsbefchlüffe feien eine Auffor- 
derung zur Wachſamkeit: über fie zu fprechen ſei man als 
Bolfövertreter. verpflichtet. Werde dieſe feine Anregung 
zur Beſprechung des Verhältniffes‘ der Badiſchen Bolke- 
rechte . zum. Bundestage wiederum Anlaß zur Spannung 
und 'Zwietracht geben, ‘fo werbe gerade dies ein Beweis 
für die Nothwendigfeit der Rechtsverwahrung fein, da hier- 
aus der hohe Grad von Furcht und Abhängigkeit einer 
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Regiernng, ‚bie fchon bei der bloßen Berührung bes Bun- 
destages yittere, einleuchten: würbe. 

Der Bundes beſchluß vom 10: November gehe weit 
über die Karlöbader Drdonnanzen hinaus; dieſe feien bloß 
proviſoriſch; jener: Beſchluß aber verlängere ihre Wirffam- 
leit bis dahin, iwo fammtliche Bundesregierungen, Defter- 
reich und Preußen mit eingejchleffen, ſich zu allgemeinen 
Beitinimungen «über :Preßfreiheit vereinbart :baben werden, 
dehrrer gebe, ihnen faſt ein Xeben ohne Ende. Sei ber 
Minifter eine ſolche neue Verpflichtung: eingegangen ,-.fo 
ſei das conſtitutivnswidrig, zumal da Niemand ihn zu. ver- 
pflichten das Recht gehabt habe. 

v. Rotteck forderte die Kammer zur Nechtsverwahrung 
gegen bie: Gültigkeit: der. neueiten Bundestagsbefchlüfe auf. 
Er gebe feinen theuren Freunden und edlen Wortführern 
ded Badischen: Bolfes zu bedenken: wenn je. bei einer 
Verhandlung; ſo fei bei .der gegenwärtigen eine laut aus— 
gefprochene Eintracht der Gefinnung und Tendenz noth- 
wendig. Die eigene Regierung und auch der Deutiche 
Bundestag. werde ſolche Eintracht des Sinnes an der Re- 
präfentantenfammer eines Bolfes von einer Million Seelen 
der Beachtung .werth finden und alle anderen Landitände 
und Völker würden mit Freude und Troſt von ihr ver- 
nehmen Möchte: er doc) feinen schwachen. Worten das 
heiße Gefühl einhauchen können, das in dieſem Augenblick 
ihn durchglühe. Wenn die: Reaction. wirklich. ihr bereits 
angekuͤndigtes und rückſichtslos begonnenes Werk vollführe, 
alsdann ſei allen Volksvertretern, ſobald fie heimkehren, 
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das Wort der Klage, ber Bitte, ded Wunfches, das Wort 
der gegenfeitigen Belehrung, Ermuthigung, Erquidung ver- 
boten. Sie möchten daher, im Namen ihrer Berantwort- 
lichfeit "gegen Baden und: Deutſchland, während der Foft- 
baren Augenblicke, da ihre Zunge noch ungefeſſelt ſei, 
dieſelbe im Dienſte des Vaterlandes und der Freiheit 
gebrauchen, ſie möchten ausrufen, daß ſie nie nie wet 
auch Hände und Zunge, als welche der phyſiſchen Gewalt 
unterthan ſelen/ doch nimmer ihren Geiſt, ihr Gemüth 
dem Machtgebot unterwerfen werden; daß ſie nie aufhören 
werden, ob auch nur durch duͤſteres Schweigen und ſin⸗ 
ſtern Blick, zu proteſtiren gegen die vom Bundesſstag aus⸗ 
gehende oder drohende Verletzung der Souveränität des 
Badiſchen Staates: und gegem die Unterdrückung feiner 
verfaſſungsmaͤßigen Rechte. 

Stürmifcher Beifall begleitete den Schluß dieſer Rebe. 
Die Kammer erhob fich in Maffe, um die zu 
der ihrigen zu machen. 


Die Kammer der Bayrifchen Reichsräthe ertheilte auch 
ber zweiten Modification der Abgeordneten zum Preßgefeße 
ihre Zuſtimmung nicht, und: die Behauptung, die Regierung 
wolle weder Preßfreiheit noch Preßgefeß, fie benuge bie 
Feftigfeit der Reichsräthe dazu, um dad Preßgefeg ganz 
fcheitern zu laffen, gewann immer mehr Wahrfcheinlichkeit 
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für ſich. Uber auch die Anftrengungen der Abgeordneten 
für Reformen im Finanzweſen follten erfolglos bleiben. 

Die Reichsräthe bewilligten die von der Regierung 
geſorderte Civilliſte, und des Könige Ludwig Majeftät ers 
flärten einer Deputation der Abgeordneten,‘ das geringſte 
Streichen:an der Eivillifte: werde eine augenblickliche Auf- 
löfung ber Kammer nach ſich ziehen. 

Die Majorität. des Ausſchuſſes, in deſſen Nanten am 
6:September über, jene Ruͤckäußerung der Reichsräthe-be- 
richtet "wurde, trug darauf an, auf den früheren Summe 
von 2,500,000 Gulden: zu beftehen, jedoch als außerordent⸗ 
lichen Zuſchuß zur unabweisbaren Vollendung von Neu- 
bauten jährlich nody 200,000 Gulden zuzugeben. Die Mi- 
noritaͤt des Ausſchuſſes wollte. als Summe der: eigentlichen 
Civilliſte 2760000 $t:, für: die Hofbauten 240,000 Fl. 
bewilligt wiſſen; zwar feien für die leteren von der Staats⸗ 
regierung· nur 180,000 Fl. poſtulirt, jedoch in der Bor- 
aus ſetzung/ daß die geforderte Civilliſte ganz bewilligt wer⸗ 
den würde; die Minorität wolle aber der Abſtimmung, ob 
nur 180000 Fl. zu: bewilligen ſeien, nichts in den Weg 
legen. — 

Nach einer Debatte, in welcher die Achtung für 
den Monarchen, die; Nothwendigkeit der Bolfserleichte- 
rung, die Vaterlandsliebe, die edle, vollsfreundliche Gefin- 
nung des Monarchen gegen einander in den Kampf geſchickt 
wurden, gelang es der Kunſt des Praͤſidenten v. Schrenck, 
durch die Frageſtellung bei der Abſtimmung der Kammer 
eine dem Königthum günſtige Entſcheidung abzugewinnen. 
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Zuerft wollte er über dad Poftulat der Regierung abftim- 
men laffen: mit dem Reglement in der Hand. wied man 
died Anfinnen zurück. Die Anträge der Maforität des 
Ausfchuffes wurden verworfen. Jetzt ‚erflärte der Präfi- 
dent, er werde (über die von der  Minoritätbeantragte 
Summe, welche im Ganzen 3,000,000 Fl. ausmachte, 
abftimmen laffen. Man hielt ihm vor, daß dieſe Minori⸗ 
tät nicht von einer, fondern von drei Summen gefprochen. 
„Nein, erwiederte Herr 9. Schrend, „die Trennung der 
Summen war nur eine Motivirung des Antrages." Der 
Ausfchuß ward befragt und; ſtimmte dem Präftdentett bei. 
„Dann hat und der Ausfchuß betrogen,“ rief Schwindel. 
Nun erzählte Herr Culmann, er habe noch während‘ der 
Berathung den Präftdenten: gefragt, ob er über die Poſi— 
tionen der Minorität zufammen „der getrennt abſtimmen 
laffen werde; im eriteren Falle, wolle er noch einen befon» 
deren Antrag (auf Trennung der Pofltionen ftellen: Das 
fei nicht nöthig, habe ihm der Präfldent geantwortet: Hr. 
v. Schrend that, ald höre er Culmann nicht." „Herr Präs 
fident, Sie find angefchuldigt, rief ihm v. Clofen zu und 
wurde dafür vom Herrn v. Schrend mit Vorwürfen und 
Betheurungen feiner Gewiffenhaftigfeit zur Ruhe verwieſen. 
Endlich entfchied die Kammer, daß über die drei Millionen 
zufammen abgeftimmt werden folle, und nachdem Hr. Rud⸗ 
hart noch die Bemerkung gemacht, daß, wenn die drei Mil- 
fionen nicht bewilligt würden, die Forderung der Regierung 
al® bewilligt angefehen werden würde, entjchied ſich die 
Majorität für die drei Millionen. „Hätten mich die An» 
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dern nur machen laffen,” fagte der Präfident nach gefchlof- 
jener Sitzung, „ich hätte auch noch die ganzen 3,149,420 
Gulden durchgebracht.“ 


AB der; Regierungscommiſſär v. Weiler am 21. Du 
tober der Badischen Abgeordnetenfammer: den Preßgeſetz⸗ 
entwurf vorlegte, begann er die Motivirung defielben mit 
ders Phraſe: die Preſſe ſei frei⸗ die Cenſur ſei »aufgehoben, 
das Einverſtändniß über dieſen Grundſatz macht jede weis 
tere Begründung eutbehrlich“ Der g. 1hieß: „Die tm 
Großherzoglhum herausklommenden wder zu verbreitenden 
Druckſchriften ſind keiner Cenſur unterworfen — unter den 
img beſtimmten Ausnahmen.‘ Diefer $. 13 ſetzte aber 
feſt, daß „Zeitungen und Zeitſchriften, desgleichen ſolche 
Schriften, die nicht über 20 Bogen im Druck ſtark ſeien, 
von der im gausgeſprochenen Cenſurbefreinug ausge⸗ 
nommen ſein ſollten, inſoſern ſie entweder ihrem ganzen 
Inhalte nach oder theilweiſe den Deutſchen Bund oder 
hiezu gehörige Staaten außer Baden: betreffen.” ‚Und ber 
8017. beſtimmte für die: Umgehung. der: Cenſur, „wenn 
burch die Drudichrift einem andern Bunbesftaate oder dem 
Bunde ſelbſt Anlaß zur Befchwerde gegeben werde,” eine 
Strafe, von 10 100 Fl. vorbehaltlidy, der Haftung für 
den Inhalt Derigr. 43: richtete: für -Dier Beurtheilung von 
Preßvergehen und Prepverbrechen den Anklageprozeß mit 
mündlichem und öffentlichem Verfahren ein — die Jury 
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wurde durch den Geſetzentwurf zurücgewiefen*): „die Res 
gierung kann,“ fagte v. Weiler, „den Sag, daß die vom 
Staat aufgeftellten Richter in Preßvergehen eine unabhän- 
gige, unbefangene Juſtiz zu pflegen nicht im Stande feien, 
nicht anerkennen, wenn fie nicht ihre eigene Ehre aufs 
Spiel jegen, wenn fie nicht die Gerechtigfeitöpflege, wie fie 
jet ift, ald nichtig erklären willz;“ übrigens würden Schwur- 
gerichte tfolirt und darum die Einführung derfelben vor- 
eilig fein. 

Die Commiffton, welche am 26. November und 9. De> 
cember ihren Bericht durch die Herren Bed und Duttlinger 
erftatten ließ, beharrte bei Schtwurgerichten, fie wollte fer⸗ 
ner die Brofchüren gänzlich von der Cenfur befreien, auch 
den Ausdruck Genfur aus dem Geſetze verbannen und für 
denfelben die Worte „Vorwiſſen oder vorgängige Genehm- 
haltung der Staatsbehörde“ ftelfen. 

Am 12. December, dem für die Diecuffion des Preß- 
geſetzes feitgefegten Tage, erflärte v. Weiler von vornher- 
ein, die Regierung handle, was die. Gebanfenfreiheit an⸗ 
gehe, wie überall, im Syſteme des Fortfchreitens durch 
Bernunft und zeitgemäße Reformen und, infofern dieſes 
Fortſchreiten felbft eine Bewegung fei, handele fie „auch 


— —— — — — 


*) Auf dem Carlsbader Gongreffe patte fi der Defterreihifge 
Bevollmächtigte über das Inftitut der Schwurgerichte dahin geäus 
fert: „es ſei unläugbar, daß die Einführung der Jury! mit der 
ganzen auf fie Bezug habenden Gerihtsform, der Deffentlikeit zc. 
ben Umfturz der. meiften beiependen Inftitutionen Kane en 
bedinge.“ 
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im Spfteme der Bewegung. Während fie alfo gerechte 
und vernunftgemäße Forderungen immer nur gewähren 
werbe, ſei ſie entſchloſſen, gegen ungerechte und übertriebene 
Anforderungen anzukämpfen. 

MWelder erkannte in feiner Antwort zuerſt danfend an, 
daß eine, Regierung mit folhen Grundfägen: ja ganz mit 
der Kammer übereinitimme und wohl würdig fei, die Ans 
gelegenheiten des freien! Badischen Volkes zu Teiten:: Zu— 
gleich gab er zu bedenken, daß die Abgeordneten heut bei 
demjenigen Punkte ihrer Landtagsgeſchäfte angekommen ſeien, 
von deſſen Entſcheidung die Ehre des Landes, die Ehre der 
Regierung und die Ehre der Verſammlung abhänge, und 
nicht blos die Ehre, ſondern auch die Garantie alles: Uebri⸗ 
gen, was durch gemeinſchaftliches Zuſammenwirken erſtrebt 
ſei er ſage es unbedingt, von dem Ausgange der heutigen 
Verhandlung werde die Zufriedenheit und die Ruhe der 
Geſammtheit, die geſetzliche Freiheit in Baden, ja in ganz 
Deutſchland abhängen. 

Auf einſtimmigen Beſchluß ward hierauf aus: dem er⸗ 
ſten Fe die Hindeutung auf einen ſpaͤteren $, welchersfür 
die Cenſurfreiheit eine Ausnahme ſtatuiren werde, geſtrichen 

Damit war aber jener ſpätere $. — nach der Faſſung 
der Commiſſion 8. 12 — noch nicht geſtrichen. Als es 
zur Discuſſion deſſelben kam, erhob ſich v. Weiler dagegen, 
daß die Commiſſion die Flugſchriften sonder Cenſur ent⸗ 
binden wolle⸗ Füge fie ſich in dem einen Punkte den 
Carlobader Beſchlüſſen, in Rüdficht der Zeitblätter naͤmlich, 


64 


fo müffe fie ed auch in dem andern thun: „entweder ganz 
oder gar nicht.” 

Herr Selgam widerſprach; die Bundesbeſchlüſſe könn⸗ 
ten für Baden weder Kraft noch Giltigkeit haben: nicht 
Rückſicht auf jene, ſondern der gute Wille, mit der Re— 
gierung in Eintracht zu bleiben, habe der en ihre 
Redaction des $. eingegeben. 

Aſchbach und v. Suftein wollten von * ganzen $. 
nichts wiſſen. Der Letztere befonders erhob ſich gegen die 
äußeren Einflüffe, denen man nimmermehr nachgeben, de— 
ventwegen- man. nimmer feine Grundſätze aufopfern dürfe, 
Er halte: den, $. 12 für eine, Beeinträchtigung: einer heili⸗ 
gen umabweislichen Rechtsforderung und müſſe daher dar- 
auf ‚antragen, daß derfelbe geftrichem werde nt an .u 

Hierauf ftellte Herr Welcker an den: Regieruingscom- 
miffär die Frage, ob die Regierung dem Wunfche,iden er 
und wahrfcheinlih die ganze Berfammlung theile, dem 
Wunfche, daß der $. 12 geftrichen werde, entſprechen zu 
können ı glaube, oder ob fie die Beibehaltung des $. als 
unerläßliche Bedingung ihres: Beitritts zu dem Gefeßentwurf 
aufftelle. Und ald v. Weiler erflärte, daß die Regierung 
wenigftend auf. dem, was die Commiffien in Vorſchlag ge- 
bracht, beitehen müffe, ſo fprad; Welcker ſeinen Beitritt zu 
dem $ aus; „er wolle dem bisherigen rechtloſen Zuſtande 
ein Ende machen.  Aud) werde ja, durch den F. 14 der 
$.: 12 weſentlich gemildert.“ $: 14 lautete» nämlidy: 
„Wird die Vorfchrift ded $. 12 umgangen und darauf in 
Folge einer von dem Bunde oder einem Bundesftaate er- 
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bobenen Beſchwerde der Inhalt der Schrift von den: Ge- 
richten firafbar gefunden, fo verfällt der Schuldige neben 
der durch. den Inhalt der, Drudichrift ‚verwirkten: Strafe 
noch in eine. Strafe von 5—50 Gulden... 

Wer aljo, fo fHimmte Herr Merk. Weldern: bei, wer 
alfo die Verantwortlichfeit, welcher er durch. die Cenſur 
entgeht, fcheut, der Fan immerhin vor dem Druck feiner 
Schrift die Genehmhaltung der Behörde, einholen; wer ſich 
aber, vedlicher Abſicht bewußt ift, kann dies unterlaffen und 
in Fall seiner Beſchwerde dem. EIER xuhis entge⸗ 
genſehen. n41 ' 

Wäre der $.14: nicht; fagte: v. Rotteth, pP TERN ich 
wie der Abgeordnete: v. Itzſtein fo, laut als möglich aus- 
rufen: weg mif; dem G. 142. Der zwölfte und der vier⸗ 
zehnte F. gehören zuſammen, fie find das Aeußerſte, wozu 
ſich die Volksvertreter berftehen Fönnen: „Das können wir 
ung. nicht verhehlen, daß. gerade Das Wichtigſte bei der 
Preßfreiheit, ‚gerade. dasjenige, um Das wir zu kaͤmpfen und 
zu ringen ben dringendften: Anlaß haben, eben das Bundes⸗ 
verhältniß, die Berfaffung des Deutfihen. Staatenbundes 
und der: einzelnen Deutjchen Staaten. iſt, daß dieſe Staa⸗ 
ten und Berfafjungen eben der Gegenftand find, warum 
wir die Freiheit der Rebe und der. :geiftigen Mittheilung 
am nothwendigften haben; denn wer. auch noch fo fehr be- 
fangen, oder durch Rückſichten der Klugheit, der Conve⸗ 
nienz oder der Untermürfigfeit: noch fo ſehr beſchränkt wäre, 
müßte doch zugeben, daß unter allen Verfaſſungen der eu— 
ropäifchen Völker keine ſo ſehr der Verbeſſerung und der 

I. 5 
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Fortbildung bedürftig ift, ald die Verfaffung des Deutfchen 
Bundes.” — Zu dem eigentlichen Thema übergehend, be» 
wies num v. Rotteck, daß, wenn erft nach verdbammendem 
Richterfprucd; wegen Prefvergehen Strafe wegen Umgehung 
der Genfur eintreten dürfe, in der That feine Genfur be— 
ftehe. Zwar fehr ungern fehe er das Gefeg durch den $. 
12 verunreinigt, halte diefen aber ebenfo für eine Abfin- 
dung mit der Gegenparthei, wie foldye auch ſchon bei an- 
deren Angelegenheiten des Volkes ftattgefunden. Er glaube, 
der Kammer und dem Bolfe zu jeßiger Zeit, wo die Reac- 
tionsparthei ſtets mächtiger werde, immer noc) zu dem neuen 
Preßgefeg Glück wünfchen zu fönnen, und bei den Yeufe- 
rungen der Regierung jei er gewiß, daß die Bemühungen 
diefer  Parthei und ihred Hauptes*) fruchtlos bleiben 
werden. 

Die Kammer wahm die $$. 14 und 12 an. Auch 
für Einführung der Gefchwornengerichte bei Preßproceſſen 
ſprach fie ſich troß des erneuerten —— der Re⸗ 
gierungscommiſſion einſtimmig aus. 

Als die erſte Kammer am 22. December das * 
geſetz debattirte, wieſen zwar einige Redner auf die früher 
gefaßten Beſchlüſſe hin, von denen man nicht abweichen 
dürfe, andere aber erinnerten auch daran, daß man da— 
mals allgemein das Vertrauen zur Regierung ausgeſprochen 
habe, fie werde am beiten ihr Verhältniß zu den Bunbes- 
En beurtheilen können: a Vertrauen werde * 
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die Ueberzeugung eingeben, daß die Regierung nicht mehr 
bewilligen könne, ald fie bemillige: übrigens feien die Zeit- 
umftände, fei die Weltlage, feien die Ausfichten im De» 
cember 1831 andere ald im Auguft. Die erfte Kammer 
ftelte demgemäß die Cenſur der Drudichriften unter 20 
Bogen, weldje fidy) mit dem Deutfchen Bunde oder Deut- 
ſchen Bundesftaaten befchäftigen, wieder her, verwarf die 
Einführung der Gefchwornengerichte und wollte nur, daß 
der nächſte Landtag ſich wiederum mit dem Preßgefeb in 
Rückſicht der Jury befchäftige. Dem Eifer des Herrn v. 
Türckheim, Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten und 
Mitgliedes der erften Bewer waren diefe u zu⸗ 
zuſchreiben. 

Die zweite Kammer — am 24. December mit gros 
der Majorität die. Abänderungen der erften an, und die 
Regierung beftimmte ‚bei Publication des Gefeßed den er- 
ften März als den Termin, an welchem die neue Preßfrei- 
heit ind Leben. treten folle. 


Schickſal der anderen Gefegentwäürfe und. 
Anträge: 


Die zweite Kammer beftand auf dem wejentlichen * 
halt des Reubruchzehentgeſetzes, worauf ed von der erſten 
Kammer nach der urſprünglichen Faſſung, wie es die Re— 
gierung vorgelegt hatte, augenommen wurde: die zweite 
Kammer lohnte der erſten dafür mit einem allgemeinen 
ſchallenden Brabo — am 22, December. 


Das Geſetz über Aufhebung der —— 9 für 
5 * 
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die walzenden Frohnden den achtzehnfachen, für die per— 
fönlichen den zwölffachen Betrag des mittleren Werthes als 
Ablöfungsfumme feitfegend, ging am 24. November durch 
die zweite, am 13. December durch die erſte Kammer. 

Das Blutzehentgefeß wurde von beiden Kammern an- 
genommen. Es entjchädigte den Zehentberechtigten mit dem 
funfzehnfachen Betrag ber mittleren jährlidyen. Reinein- 
nahme. | 
Der Antrag auf Bervollitändigung der ‚Ocjebpebung 
über ‘die VBerantwortlichfeit der Minifter ging’ mit weſent⸗ 
lichen Abänderungen durch die erfte Kammer. Namentlich 
follte nur bei übereinftimmenden beiden Kammern eine Mi- 
nifteranflage möglicd) fein, die Verantwortlichfeit der Bun- 
bedtagsgefandten und die Tobesftrafe aus dem Gefetse weg- 
bleiben. Die zweite Kammer bewies fich ſehr nachgiebig, 
fie ließ in ihrer zweiten Redaction der Adreffe die Berant- 
wortlichfeit der Bundestagsgefandten weg, fie wollte beiden 
Kammern das Ankflagerecht gemeinfchaftlidy geben, nur foll- 
ten bei den Schlußfaſſungen über Minifteranflagen die 
Stimmen beider Kammern zufammengezähft werden. Als 
die erfte Kammer hierauf nicht einging, befchloffen die Ab- 
geordneten, gänzlid) von der Adreffe abzuftehen, hierdurch 
dem Zweifanmerfyftem Fein günftiges Zeugniß ausftellend. 

Bon ihrer Befchwerde gegen ten Chef der Militärad- 
miniftration ging bie zweite Kammer: —*8 in Solge 
eines Befchluffed der erften ab. 79 

Dem „angemeffenen” Mapftabe in ber. Zehentabis⸗ 
ſungsadreſſe gab die zweite Kammer ihre Zuſtimmung, weil 
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ed ſich von felbft verftehe, daß der „ermäßigte‘ — 
zugleich — ſei. 


Reſultat der Arbeiten der Bayriſchen Volks— 
Vertreter: 


Die Bayriſche Volksvertretung war zwar in ihrer Ab- 
ftimmung über bie Eivillifte am 6. December ihrem frühe- 
ren Befchluffe untreu geworden, aber immer befand fie fid) 
noch nicht in Mebereinftimmung mit den Reichsräthen. Ihr 
Beſchluß hätte alfowieder von der erſten Kammer debattirtwer- 
ben müffen. Da trat König Ludwig mit perfönlicher Ent: 
ſcheidung dazwifchen, und durch eine Eonceffion, die er ber 
zweiten Kammer machte, entzog er der erften Recht und 
Gelegenheit, ihm nochmals die volle Eivillifte zu votiren. 
Er erließ am 10. December ein offened Scjreiben an ben 
Fürften v. Wrede, Präfidenten der Reichgräthe, worin er 
erflärte: „um Seinem Bolfe einen neuen Beweis ‚Seiner 
Iandesväterlichen Liebe: und VBorforge zugeben, wolle Er, 
jedoch mit ausdrücklichem Vorbehalte der Rechte der Krone 
für Ihn und Seine Regierungsnachfolger, die von der 
Kammer: der: Abgeorbneten votirte Summe von 3,000,000 
Fl alfo mit Aufopferung einer Summe ‚von 149,000 $L., 
annehmen.“ In Folge diefed Schreibens erfannte denn 
auch die Kammer der Reichsräthe mit jener Summe den 
Bedarf des Hofetats gededt. 

Was den Beichluß der Kammer der Abgeordneten be- 
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trifft, durch welchen: fie mehrere ‚Pofitionen in den Ausga- 
ben der verfloffenen Finanzperiode beanſtandete, ſo ertbeilte 
die Kammer der Reichsräthe den General- Finanzrechnun- 
gen pro 1855 fowohl in Beziehung auf die Einnahmen, 
ald auf die Ausgaben die unbedingte Anerfennung. Die 
Abgeordneten gaben bei einigen Poſten nad), die Reidhe- 
räthe blieben ganz und gar bei ihrem erften Beſchluß, fo 
daß endlidy, der Geſammtbeſchluß der Stände ‘dahin ging, 
daß den-Ausgaben für den Bau der Pinafothef, des Ddeong, 
des Kriegsminiſteriums, und das Cabinetsfecretariat von der 
Kammer der Abgeordneten die: Anerkennung verſagt werde, 
welche: Ausgaben aber von ıder Kammer der Reichsrathe 
unbeanſtandet geblieben ſeien. Der Reichsabſchied erklärte 
hierauf, daß durch Die vorgelegte genaue Rachweiſung über 
die Verwendung der: Staatseinnahmen den Beſtimmungen 
der: Verfaſſungsurkunde Tit  VIkngoot0 vollkommen Ge⸗ 
nüge geleiſtet ſei. Es ſei Sr. Majeſtät unausgeſetzte Sorge 
geweſen, Ordnung im Staatshaushalte herzuſtellen, und es 
ſei Sr. Majeftät nicht nur gelungen, die Ausgaben mit 
den Einnahmen ind Gleichgewicht zu bringen, fondern auch) 
noc) eine beträchtliche: Erfparung für den: Bedarf der Zu- 
funft zu erzielen. Der Reichsabfdied »beftritt den Abgeord⸗ 
neten das Recht, Bofitionen aus Rechnungen  verfloffener 
Jahre! zu ftreichen, und ‚erklärte: wenn’ gleichwohl die Kam⸗ 
mer. der Abgeordneten Ausgaben, welche. innerhalb der 
Etatdgröfe zu Staatszweden gemacht wurden, ihre: Aner- 
fennung verfagen zu können geglaubt habe ſo müſſe Se. 


1] ‚| 
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Majeftät bier die königlichen verfaſſungsmäßigen Regierungs— 
rechte verwahren. 

In Bezug auf den Militäretat Konnten ſich die Ab— 
geordneten und die Reichsraͤthe ſo wenig einen, daß die 
Beichlüfferbeider Kammern hierüber dreimal hin⸗ und her⸗ 
gingen· Die zweite Kammer beharrte jedoch darauf, daß 
der Bedarf für das Militär mit 55: Millionen hinlaäͤnglich 
gedeckt ſei, und bewilligte endlich nur noch 200,000 Gul⸗ 
den als Zulage für außerordentliche Ausgaben. Der 
Reichsabſchied enthielt die von der Kammer: der Abgeord⸗ 
neten bewilligte, als Die kleinere Summe, jedoch mit. dem 
Vorbehalt, dasjenige, was über dieſe Summe noch erfor 
derlich ſein werde, auf eine andere Art zu decken. 

Bon“ ihrem Antrage, daß den Ständen. des Reichs 
ein Geſetz, durch welches die Sicherheit der Perſonen voll» 
ſtändige Garantie erhalte, vorgelegt werde, mußten die Ab- 
geordnetensin Folge des Widerſtandes der Reichsrathe trotz 
verſuchter Conceſſionen gänzlich „abgehen: 

Nachdem ſich beide Kammern über die Modificationen 
geeinigt, hatten, -weldye bei dem Gefegentwurf.über den: $. 
44 und das Urlaubsbewilligungsrecdht anzubringen feien, 
machte endlich der: Reichsabichied allem Streit ein Ende, 
indem er erflärte: „Se, Maj. hätten. die Abficht gehabt, 
den Umfang des 8. 44 im gefeglichen Wege zu beitimmen; 
nachdem aber Durch. die von den. Ständen in Antrag ge- 
brachten Modificationen. die königlichen Rechte beſchränkt 
würben;) ſo haben S. Maj. die königl. Genehmigung nicht 
ertheilt.“ 
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In Bezug auf das Gewerböwefen verfprach der Reiche- 
abfchied, daß die Inftruction zum Gewerbegefeg einer ſchleu⸗ 
nigen Reviſion unterworfen werden folle und daß SI Mai. 
außerdem die Wünfche und Anträge in Bezug auf das Ge⸗ 
werbsweſen ſorgfaͤltig in Erwägung ziehen werden: 

Die: Anträge hinſichtlich eines Landesculturgefeßes, die 
mit Mobiftcationen‘ durch die: erfte Kammer gegangen wa⸗ 
ren, fand der Reichsabſchied behergigenswerth.n .i 

Was das Preßgefe’ betrifft, foi Fomiten ſich - die 
Stände nur über die Gefeßentwürfe, das Verfahren bei 
den’ Uebertretungen, Vergehen und Berbrechen durch den 
Mißbrauch der Preſſe, und die Bildung der Geſchwornen⸗ 
gerichte betreffend; einigen: Sm Hinſicht der: anderen Eut⸗ 
würfe, in Hinſicht der Fortdauer und Ausubung der Cenſur 
ging der Geſammtbeſchluß der Stäude dahin daß ſie ſich 
nicht vereinigen könnten“.“ Der Reichsabſchied enthielt bie 
Eröffnung, daß nachdem die Stände über den einen Theil 
des Preßgeſetzes uneins geblieben ſeienS Majeſtat nun 
auch nicht dem anderen Theile, übers dem ſie ſich geeinigt 
hätten, die königliche Sanction ertheile — Der Zuſtand 
der Preſſe blieb; wie er geweſen. 

Am 29December endete die Sitzung der Bayeriſchen 
Staͤnde, am 31. December die der Badiſchen. Als der 
Großherzog von Baden ſeine Stände mit Verſicherungen 
des Dankes, der Liebe zum Volke und der Einigkeit ent- 
ließ, ‚glaubten die Babifchen Abgeordneten mit vollem 
Rechte und ohne Heuchelei ein dreimaliges'',, Hoch lebe ber 
Großherzog” aus voller Bruft rufen zu fönnen. 
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In Kurheflen follte dad Ende des Jahres ein eigen- 
thümliched conſtitutionelles Schaufpiel zeigen. War Baden 
das Land der Einigfeit, wo die Regierung nur für das 
Volk zu ſein und die Einigkeit mit deſſen Vertretern zu 
erſtreben behauptete, waren in Bayern » Bolfdvertretung 
und Megierung mit dem Schluß des Jahres: gänzlich aus— 
einandergetreten, doch ſo, daß beide Partheien das Beſte 
des Volkes zu verfennen und zu intendiren vermeinten, fo 
waren die Kurheſſen dasjenige Volk, deſſen Schickſal ſich 
nach den Ereigniſſen in ſeiner Herrſcherfamilie richtete und 
das auf dieſe Art die Einigkeit mit feiner: Regierung of⸗ 
fenbarte. 

Die Differenzen» zwiſchen dem Kurprinzen und der 
Kurfürktin waren noch nicht erledigt. Die Rurfürftin wei» 
gerte ſich die Gräfin Schaumburg ald Glied der Familie 
bei ſich zu ſehen, ſie wollte dieſelbe höchſtens ald Dame 
von Stande empfangen; dazu aber: fei’ nöthig, daß bie 
Graͤfin ſich durch die Schlüffel- oder dienſtthuende Hof- 
dame bei der Kurfürſtin einführen laſſe. Die Kurfürſtin 
beſuchte nicht mehr das Theater, fie vermied die Hofe und 
die Garniſonkirche und diente ihrem Gotte in der Mar- 
tindfirche. 

Die ariitofratifche und  Militärpartbei, welche den 
Kurprinzen umgab wußte fich des Ohres deſſelben immer 
mehr zu bemächtigen. Ob er denn nicht ſehe, wie dieſes 
Burgerthum immer aufgeblaſener werde. Schon ſei ſein 
treues Militär aller Macht, alles Anſehens beraubt und 
die Bürgerfchaft prahle ſchon mit ihren Bürgergardeparaden, 
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denen fein braver Militär mehr beiwohnen könne. Diefe 
Ständeverfammlung arbeite nur auf eine Berminderung 
des Militäretatd los und fle mißbillige ed zum Beiſpiel, 
daß der Prinz neulich die Gardeducorps, die ſie gaͤnzlich 
überflüffig nenne, zu einem Regiment. erhoben habe. 

Die Ständeverfammlung' abnte die Gefahr, welche ihr 
vor der Militärparthei drohte. Sie hatte daher durch Er- 
böhung der Beſoldung der Subalternen;»durdy den) Antrag 
Auf Hevabfeßung: der, Dienfigeitz die Unteroffigiere und die 
Gemeine auf ihre Seite zu bringen geſucht⸗ Doch Ber» 
gebens: die Armee beftand aus alten Soldaten, welche der 
Adel leitete, und die militäriſche Ehre, welche ſich durch 
die Bürgergarden gefränft glaubteyı war ſtärker, als Geld 
und: Gefesgebung. 

Anfang Decemberd verbreitete fich in Caſſel das Ge⸗ 
rücht, die Kurfürftin wolle die Reſidenz verlaſſen. Da 
begab fihj "der: Bürgermeifters der Stadt, an den Spiße 
einer Depntation der Bürgerfchaft zu ihr, bat fie, zu blei⸗ 
ben und zum Zeichen ihrer guädigen Geſinnung das Theater 
wieder einmal zu beſuchen. Sie verſprach/ naͤchſten Sonn⸗ 
tag. bei: der Aufführung des Roſſiniſchen Tell zugegen zu 
fein. Sie hielt ihr Verſprechen und erntete die Acclama⸗ 
tionen der danfbaren Bürger. 

Am nächſten Tage, Montag den 5. December, "erfuhr 
die Kurfürſtin noch zur rechten Zeit, daß auf Befehl des 
Kurprinzen der Zugang zur großen Loge geſchloſſen und 
letztere micht geheizta ſei. 
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Da biefer Borfall großes Auffehen’ erregte, ba ſich 
auch am folgenden Tage das Gericht verbreitete, daß in 
der Nacht der Eingaug zur großen Kogeimit Werten ein: 
geſchlagen werden ſolle, bekam der Oberhofmarſchall von 
Heſſenſtein den Befehl, der Kurfürſtin anzuzeigen, die Thür 
ſei nur in Folge eines Mißverſtändniſſes geſchloſſen, fie 
ſolle sofort wieder geöffnet werden. Die Oberhofmeiſterin 
der: Kurfürſtin/ Generalin von Thümmel, weigerte ſich, 
dieſe Anzeige als hinlaͤnglich befriedigend anzuſehen, worauf 
fie der. Kurprinz in einem eigenhändigen Schreiben an die 
Kurfürſtin beſtaͤtigte. 

Numn erſchien noch eine Bürgerdeputation bei’ der 
Kurfürftin und hat fie, doch ja’ morgen, Mittwoch den 
7.December, das Schauſpiel durch. ihre Gegenwart zu 
verherrlichen ı Die Fürftin fagte zu. 

Am Abend des fiebenten füllte fich der Pla vor dem 
Theater mit! einer: großen: Menfchenmenge: und der Kur⸗ 
fürſtin wurden, als fie erſchien, donnernde Bivatd gebracht. 
Die Menge wuchs im Laufe des Abends immer mehr und 
man hatte die Abſicht, der Kurfürſtin beim Abfahren ein 
neues Vivat zu bringen, ſie mit Freudenrufen nach Hauſe 
zu begleiten ſpaͤter war ihr noch eine Fackelmuſik zus 
gedacht. 

Auch nach dem Palais des Kurprinzen, den man ins 
Theater fahren ſehen wollte, zog fih die Menge. Viele 
Generalenverfarimelten fic) bei ihm: er fehe jegt die Freche 
heit der Caſſelerʒ «ob ver denn: nun noch Luft habe —— was 
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er vorher gewollt — in bas Theater zu fahren. Es fei 
vielmehr jet Zeit, ein Beifpiel zu ftatuiren und gegen die 
wachfende Frechheit energifche Mittel zu gebrauchen. Der 
Regent überließ den Militärchefs, die geeigneten Maßregeln 
zu treffen. 

Nun wurde zuerft der Polizeidirector Giesler herbei⸗ 
geholt, und diefer verlad vor dem Palais die Aufruhracte ; 
doc) las er fie in der Nähe weniger Leute und fonnte noch 
dazu. bei dem Gefchwirr der entfernter ſtehenden Menge 
kaum gehört werden. 

Aber der Aufruhr war — proclamirt, Herr 
Giesler forderte den Oberſtlieutnant von Schlemmer, Com- 
mandeur der Bürgergarde, auf, Allarm ſchlagen zu laffen. 

Während fid) die Bürgergarden langfam verfammelten, 
wurden die Gardeducorps aus ihrer Kaferne beordert, un- 
ter die übrigen Truppen, vor ihren Kafernen aufgeftellt, 
fcharfe Patronen ausgetheilt. Sämmtliche Artillerie wurde 
vor dem Palaid ded Kurprinzen aufgefahren, die in den 
Dörfern der Umgegend liegende Artillerie requirirt, zwei 
Hufarenregimentern, welche vier bis fünf Stunden von 
der Stadt ihre Standquartiere hatten, die Drdre zu Eil- 
märfchen auf die Stadt gegeben, alle Zugänge und Stra» 
fen, weldje nad) dem Palaid führten, mit — 
beſetzt. ee 

Nur wenige Bürgergarden verfammelten ſich auf dem 
Platz vor dem Theater, genug, um die Ordnung aufrecht 
zu erhalten, zw wenig, um gegen, das Militär zu 
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ſchuͤzen. v. "Schlemmer: ftellte. fie dem’ Polizeidirector: zur 
Verfügung; ind erhielt von diefem den Befehl, den Plag 
räumen zu laſſen. Als er fidy weigerte, fragte ihn Herr 
Giesler, ob er die Verantwörtlichfeit: für den’ Abend auf 
fich. nehmen: wolle, und nach einer unbefriedigenden Antwort 
ließ der’ Polizeidirector die Bürgergarden ohne Inftruction 
ſtehen· Ohne gehört zu werden, verlas Herr Siedler noch 
ein Paar Mal die Aufrubracte. 

Das Schäufpiel näherte ſich eben dem Ende, als der 
General Bödicker dem Oberftlieutnant von Eſchwege, Chef 
der Gardeducorps, Befehl gab, ohne Verzug einhauen zu laſſen. 
Die Trompeten ſchmetterten, die Gardeducorps ſtürmten 
die Straßen, den Platz herauf, herunter und hieben auf 
Männer) Kinder, Frauen, Greiſe ein. Theaterbeſucher, 
welche das mittlerweile geſchloſſene Theater auf den Platz 
ſandte wurden nicht geſchont. Das Militär fand’ feinen 
Widerſtand; die Caſſeler wurden nach Haufe gejagt: 

Unit Ahr Abends traf. die. requirirte Artillerie ein, 
fie wurde vor dem Palais des Kurprinzenaufgefabhren, 
der Friedrichsplatz war von Soldaten, welche dorf camt- 
pirten, angefülle "Der Kurprinz miſchte fich im der Nacht 
unter fie und feuerte ‚den Eifer der Offiziere an, bie er 
in "einzelnen Abtheilungen nad) dem Palais einlud, um 
ihnen Erfrifcjungen und Wein reichen zu laſſen. 

Am 80 December Morgend wurdem alle Pläge mit 
Militär beſetzt. Die Eaffeler verfammelten fih im Rath» 
haus vor demſelben, vor dem Ständehauſe. Man: fei 
einer großen Gefahr entronnen: die Gewaltthat von geſtern 
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fei vorher wohl überdacht gewefen. Daß der Fürftin ein 
Bivat gebradjt werben folle, fei ja ſchon geftern früh von 
der ganzen Stadt gewußt worden. Dieſe Gelegenheit habe 
man benuten, man habe die verfammelte Menge zum 
Aufruhr reizen wollen, indem man fie aufrüßrerifch nenne; 
man habe gehofft, daß die Bürgergarden und das Volk mit 
dem Militär handgemein werden würden, um der Militär- 
partei einen leichten Sieg, und fpäter die Alleinherifchaft 
zu fichern. - Was denn diefe in den Straßen Aufgeftellten 
Truppen, diefe weit herbeigeholten Kanonen, dieſe in die 
Nähe der Stadt beorderten Hufaren Anderes bedeuten, 
als dag man Ausficht auf Bürgerfrieg, "ind weitere Pläne 
hatte. Durch: feine Ordnungsliebe allein, durch ſeinen 
Kefpect vor dem Geſetz fei die Freiheit des Heffifchen Bür- 
gers geftern einer großen Gefahr entgangen. 

Bolkshaufen verfammelten fich vor dem Polizeigebäude, 
und verlangten: die Auslieferung Giedlerd. Dieſer flüchtete 
fid) verfleidet in dad Palais‘ des Prinzen und — bald 
darauf die Stadt. 

Auf dem Rathhaus ging es ſehr ſtuͤrmiſch zu. Man 
ſchlug Außerfte Mittel vor, bid ed einigen Advofaten gelang, 
die Bürger zur Bebächtigfeit zurüdzuführen. 

Bor Allem aber vereinigte fi) die Stäudeverfamm- 
lung, ald Schügerin der Gefeglichkeit und der Berfaflung, 
welcher jede Bewegung Gefahr drohe. Sie befchloß, big 
zu Erledigung der Sache, welche jett die Gemüther be- 
fchäftige, die Berathung über: jede andere Angelegenheit 
auszuſetzen. Berner _beftellte fie aus den Abgeordueten 





Sordan, Pfeiffer, Eberhard und Schomburg einen Aus- 
ſchuß, welcher fid) mit dem Minifterium in VBernehmen | 
ſetze. Der Präfident begab fi) unter die vor dem Haufe 
verfammelte Menge und forderte fie auf, ruhig abzu— 

warten, * 


Nachmittags vier Uhr theilte der Ausſchuß der Ver— 
ſammlung die Ergebniſſe ſeiner Unterhandlungen mit. Es 4 
ſei Befehl gegeben, das Militair aus den Straßen zurüd- 
zuziehen, die Hufaren würden nicht nad) Gaffel berufen 
werben, fondern in den umliegenden Dörfern bleiben. 
Seien geftern Ungefeglichfeiten vorgefallen, fo habe das 
Staatdminifterium bereitd den Gerichten wie den; Admini- 
ftrativbehörden die ‚betreffende LUnterfuchung übertragen. 
Nachdem der Bericht mit der Verficherung gefchloffen, daß 
man ſich bei den eingeleiteten Maßregeln bruhigen könne, 
forderte Jordan noch die Bewohner der Reſidenz auf, jetzt 
unter dieſen ſchwierigſten Umftänden durch Ruhe zu bewei— 
fen, daß fie für die Verfaſſung reif ſeien und würdig des 
Palladiums, welches die größte Sicherheit ſowohl für die 
geſetzliche Freiheit als für jedes ſtaatliche Glück enthalte: 
Die Stände würden ſich ſchon überzeugen, ob den Geſetzen 
genügt werde. Und der Landtagscommiſſär verſicherte noch 
zum Schluß, die unſeligen Folgen des „wahrhaft ſeltſamen 
Mißgeſchicks“ won geſtern würden „von allem Theilen be» 
tlagt“. 

Sn der Sitzung des 9. December beſchloß die Stän— 
deverfammlung, zwölf Fragen zur Aufklärung dieſes „ſelt— 
famen Mißgeſchickes“ an die Staatsregierimg zu ftellen. 


kai 
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Der gegenſeitige Haß von Civil und Militär wuchs 
ſeit dem: 7. December. Als in der Sitzung des 14. De— 
cember die. Ständeverſammlung darüber berieth, ob ‚die 
Regierung zu bitten ſei, die Huſarenregimenter aus den 
umliegenden Dörfern zurückzuziehen, wurde fie. plößlic) 
durch einen: ftarfen, ‚von ‚der Straße. her tönenden Lärm 
unterbrochen. Der Präſident begab: fich hinunter „und, zu- 
rückgekehrt, meldete ex,. ſo eben fei, ein Bürgerknabe von 
einem Gardeducorps gemißhandelt worden, was die Bür⸗ 
gerſchaft in Aufregung verſetzt habe. Die Verſammlung 
beſchloß, die Staatsregierung um varniſtuevecaae der 
Gardeducorps zu bitten. Fa 

An) einer: Broclamation, weise der Bring am 
Uten erließ, ; erklärte: iauch er feinen. Schmerz übern. die 
Unfälle; welche „bei dem Zuſammentreffen mehrerer Um⸗ 
ſtände im Dunkel jener Nacht” ſich ereignet, verſpricht 
ſtrenge Unterſuchung, ſtrenge Gerechtigkeit und daß er fer⸗ 
ner das Vertrauen der Caſſeler rechtfertigen werde 

Su der Caſſelſchen Zeitung aber erklärte das Offizier⸗ 
corpsꝛ „auf der Höhe Unſeres Bewußtſeins werben Wir 
von: feiner: Verunglimpfung erreicht; noch weniger in der 
Ueberzeugung erſchüttert, daß man da ſtets ‚recht: handle, 
wo man dem Geſetz gehorſam iſt“; ſie verſichern, daß 
ſie auch fernerhin dem Geſetze, wo es ſie anrufe, mit 
nachdrücklicher Strenge Achtung zu verſchaffen geſonnen 
ſeien. 

Jene Höhe des Bewußtfeine erhielt * Art, 
wie man bei Hofe den Offizieren entgegenfam, eine. An- 
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erfennung. Der Kurprinz gab dem Militär fplendide Gaft- 
mäbler, Hofbälle. 

Ein Preßgeſetz, welches viele Preßvergehen aufzählte, 
dem Mißbrauch der Preßfreiheit mit firengen Strafen 
drohte, am 19. December den Ständen zur Berathung 
vorgelegt wurde, und eine Drdonnanz, in welcher der Kur- 
prinz fein Mißfallen über das feit einem Jahre überhand 
nehmende Tragen von Schnurrbärten bei Givilgerfonen zu 
erfennen gab und allen Eivilangeftellten den Schnurrbart 
verbot: das waren die beiden legten Handlungen, welche 
im Sabre 1831 von der Kurbeflifchen Staatöregierung 
ausgingen. 


Auf den 24: October 1831 waren die Naffauifchen 
Landſtände wieder einberufen. Am 25ften wurde ber Arzt 
Herr Col, ein Mann, der fich durch freifinnige Aeußerun— 
gen Feinde zugezogen hatte, dev feined Amtes entießt wor— 
den war und, in einen Zuftand des Wahnfinns verfallen, 
gegen hohe Perfonen Verwünfchungen und Schmähungen 
ausgeſtoßen hatte, zu dreijährigem Feltungsarreit auf die 
Marburg geführt. Der Minifter v. Marfchal zeigte, wie 
ſehr die Regierung Willens fei, gegen ihre Widerfacher 
ſtreng zu Verfahren. Bald ſprach man auch fchon Davon, 
dag der Minifter gegen den Präfldenten der Deputir- 
tenfammer, Herr Herber, der ſich nicht damit begnügte, 


in der Kammer allein zu opponiren, fondern auch in aus— 
I. 6 
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wärtigen Blättern dad Eigenthumedrecht der Naffauer auf 
die Domainen vertheibigte, eine Anflage wegen Schmaͤhung 
der Megierung intendire. Man erzählte ſich, daß ber 
Schwiegerfohn des Minifterd ja Director des Hofgerichts 
fei, was einen günftigen Ausgang eines folchen Prozeſſes 
für die Regierung vorausſehen laffe. 

Am 12. November famen die Deputirten erft dazu, 
ihre erfte öffentliche Sigung zu halten. Die. Regierung 
hatte einen Bergleichsvorfchlag gemacht, fie wolle für die 
Domainen eine neue Berwaltungsorbnung einführen, welche 
den bisherigen Bedenken abhelfen werde; fie wolle bie 
Entfchädigungsrente von 140,000 Fl. allmälig aufhören 
laffen; dafür folle aber die Frage über das Eigenthum der 
Domainen unberührt und die Domainen das bleiben, was 
fie von jeher gewefen. Der Deputirte, Secr. Ruf, erflärte 
im Namen des Ausfchuffed, ı jene Borfchläge ſeien nicht 
anzunehmen, weil die Entichädigungsrente ſchon auf ver⸗ 
faſſungsmaͤßigem Wege als rechtlich unbegründet; verfagt 
ſei, weil man bei einem Vergleiche noch audere reelle Vor⸗ 
theife erwarte, und weil der Ausſchuß von der lebhafteſten 
Ueberzeugung durchdrungen ſei, daß der proponirte Ber- 
gleich kaum einen Augenblick, geſchweige denn für die Dauer 
die Mitbürger zu beruhigen im Stande ſei, er vielmehr 
beſorgen müſſe, daß dieſe in dieſem Falle ihren Abgeord⸗ 
neten alles Vertrauen entziehen würden und daß dann die 
letzten Dinge aͤrger als die erſten werden könnten, daß 
überhaupt der bisherige Stein des Anſtoßes durch die Ver⸗ 
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gleichsofferte nicht befeitigt, fondern nur für Augenblicke 
verfchleiert werde. 

Der Herr Minifterialraty Magdeburg erwiederte: die 
Discuſſion die fi) bieher um die Frage gedreht, wen das 
Eigenthum an den Domainen zuftehe, fei doch recht un» 
praftifch; die Kammer fei bei ihr in allgemeine theoretifche 
Anfichten eingegangen, ohne die partifularen Rechtsnormen, 
aus denen bie Entjcheidung zunächſt abgeleitet werden 
müfje?. einer richtigen Beachtung zu würbigen. Für das 
Durdjläuchtigfte Negentenhaus fei aus dem Grunde fein 
Intereſſe für die fernere Erörterung der Eigenthumsfrage 
vorhanden, weil der Befiser, und zumal der unvordenfliche 
Befiger, Dad ausdrüdliche Anerfenntniß eines Dritten nicht 
nöthig habe. Für das Land habe die weitere Erörterung 
der Eigenthumsfrage deswegen feinen Nuten, weil aud) 
durch die: Anfichten der Regierung fein Intereffe nicht ge- 
fährbet ſei. Die Einfünfte aus den Domainen feien im- 
mer» einen@rleichterung für den fteuerzahlenden Unterthan. 
Was es denn helfe, wenn man die Verwaltung der Do— 
mainen mit der. Steuerfaffenverwaltung gänzlich, verfchmelze 
und dafür eine fogenannte Civilfifte fchaffe. Die Eiviffifte 
koönne unmöglich das Univerfalmittel fein, die Staaten 
glücklich und die Bölfer mit der Regierung zufrieden zu 
machen: waͤre ſie ed, dann müßte ja in den Staaten, wo 
ſie eriftire, die vollfommenfte Einigkeit herrfchen. ine 
Civilliſte ſei/ von der finanziellen Seite betrachtet, 
nichts amberes, als eine bloße Form. Ihr Zweck, daß die 


Ausgaben, die aus ihr beftritten werden follen, in gewiſſe 
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Grenzen eingefchränft werden, fei auch durch die in Naſſau 
beftehende Einrichtung erreicht, denn ein abgeichleffener 
Domainenbefig gebe auch eine Grenze, die man nicht über- 
fchreiten Fönne. Schließlich ſei die Zeit, welche geeignet 
war, manchen Grundfaß wanfend zu machen, manche An- 
ficht irre zu leiten, vorbei und die Regierung habe fich 
das ſchöne Ziel geftecht, ihre Einigfeit mit ben Lanbeöver- 
tretern wiederherzuſtellen. 

Der Vräfident Herber antwortete auf dieſe Ausfüh- 
rungen damit, daß er den Ausfchußbericht vom 25. April, 
der wegen Bertagung des Landtags nicht hatte vorgetragen 
werden können *), vorlas. 

Es lieh ſich vorausfehen, daß die alſo geſtimmten 
Deputirten die Steuern verweigern würden.’ Über “ber 
Haus» und Staatsminifter v. Marſchal hatte’ für: Diefen 
Fall VBorforge getroffen. Nach der Berfaffung desiHerzog- 
thums mußten bei Finanzgefegen Die Stimmen der zweiten 
und erften Kammer zufammengezählt werden, und biefelbe 
Berfaffung gab dem Negenten dad Recht, die Zahl der 
Mitglieder der erſten Kammer zu vermehren Durdy Wahl 
von eilf neuen Mitgliedern. in die Herrenbank beſtand dieſe 
mit einem Male and ſiebzehn ſtatt wie bisher aus ſechs 
Mitgliedern, und da die Regierung auf vier Stimmen in 
der aus zweiundzwanzig Mitglieden beſtehenden Deputirten⸗ 
kammer beſtimmt rechnen konnte, ſo mußte ſie die Steuern 
mit 21) gegen 18 Stimmen bewilligevbefommen Die 


) Vergl. den erſten Band dieſes Wertes, Seite 49— AT. 
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Herrenfammer votirte denn auch nachträglich die von den 
Abgeordneten verweigerte Entjchädigungsrente, fie votirte 
im November einitimmig die Steuern. 

Die Abgeordneten bereiteten Dagegen eine Auflage des 
Minifterd: wegen Berfaffungsverlegung vor, eine Anklage 
aber,’ Die verfaflfungsmäßig durch diefelbe erfte Kammer 
gehen mußte, gegen deren Bermehrung fie fich zugleich 
richtete, 

Am 28. November berieth die zweite Kammer über 
die Bewilligung eines nod) für den Staatebedarf von 1831 
erforderlichen Steuerfimpels, über die Ermächtigung zur 
probiforifchen Erhebung von zwei Steuerfimpeln für das 
kommende Sahresbebärfniß, und über die Berwilligung 
eines Kredits von 40,000 Gulden. In einem vom Prä— 
ſidenten Herber vorgetragenen Bericht wurden die Gründe 
auseinandergeſetzt, warum man die Steuern nicht bemwilli- 
gen könne. Das Steuergefeg vom 42 Febr. 1809 befage 
ausdrücklich, daß die Staatsbedürfniffe, infofern fie nicht 
durch Einfünfte aus den Staatsgütern und Regalien ge- 
deckt ſeien, durch Beſteuerung des Einkommens der Uuter- 
thanen aufgebracht werden follen. Died Geſetz fpreche 
ausdrüdlich von den Domainen ald Staatsgütern: es 
könnten und dürften die Deputirten gefeß- und verfaflunge- 
mäßig die Stevern wicht verwilligen, fo lange ihnen nicht 
nachgewieſen werde, daß die Domainen, Regalien und an— 
dere der Domainendirection zur Verwaltung übertragene 
Einnahmen den noch zu deckenden Staatsbedarf nicht zu 
decken vermögen. Dam Ausichugbericht beharrte darauf, 
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daß der Zugriff der Regierung auf die Domainen durd) 
fein Geſetz gerechtfertigt fei._ Entftehe durch eine Steuer- 
vermweigerung Unheil, Stodung in den Gefchäften, "Anarchie 
im Lande, fo fei Died nicht den Deputirten, die an ihrem 
Eide, an ihrer Pflicht fefthalten, jondern denen, zuzurechnen; 
welche, fi in klarem Bewußtfein ded Unrechts befindenb, 
den Ständen zumuthen wollen, ihrer längſt gefchöpften 
und ängftlich geprüften Ueberzeugung untreu zu werben, — 
Do man dürfe vielleicht nicht bloß nach Gründen des 
firengen Rechts fragen, man müffe vielleicht: Nückfich- 
ten der Politif nehmen. Es laſſe ſich vorausſehen, daß 
„unendblich” viele Steuerpflichtige, trogbem, daß bie Re- 
gierung durch die Vermehrung der Herrenbanf. die Stim⸗ 
menmehrheit für fi haben werde, die Steuerverfagung ber 
zweiten Kammer zum willfommenen Borwand nehmen, wer- 
den, um bie Öteuerzahlungen zu: verweigern.: Hierdurch 
werde eine „ſchauderhafte“ Ausficht auf einegräuelvolle” 
Zufunft eröffnet: denn die Regierung werde ſich durch 
feine Wiberfpenftigfeit, die vielmehr nur die Widerſpen⸗ 
fligen unglüdlich machen werde, abhalten laſſen, die-Steuer- 
zahlung zu erzwingen. Die Schuld. dieſes Unglücks, dieſer 
Unordnungen werde man den Deputirten zuſchieben, die ja 
ſchon jegt, da fie noch fprechen „dürften, ı das Unglück 
hätten, für Demokraten verfchrieen zu: werden Aber alle 
diefe Bedenken würden durch. die eine Lehre gehoben: Khue 
Recht und fcheue Niemand“. 

Nachdem darauf Eberhard der Jüngere noch von 
dem Geifte der Regierung gefprochen, die ihre Angelegen- 
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heiten ald Privatangelegenheiten betrachte, nachdem er das 
Bolt ein unzufriedenes, belafteted genannt, nachdem der 
Eommiffär der Regierung, Herr Magdeburg, das Dafein 
der Noth und Unzufriedenheit im Bolfe geläugnet, wurde 
das noch: erforderliche Steuerfimpel mit achtzehn gegen 
vier, Die prooiforifche Erhebung von zwei Steuerfimpeln 
mit fiebenzehn gegen fünf, der Kredit von 40,000 Gulden 
mit funfzehn gegen ſieben Stimmen verweigert; Herr 
Magdeburg erflärte aber fogleich, daß der Regierung, weil 
fie die flebenzehn Stimmen der Herrenbanf für fich habe, 
überall mit Stimmenmehrheit die Gelder verwilligt feien. 

Die Deputirten befchloffen, den Minifter in Anflage- 
ftand zu verfegen; am 17. December wurden ihre Sitzun⸗ 
gen von Neuem versagt: die Herrenbant fei mit einer 
Prüfung ber Kaffentrennung beauftragt, um mit Gewif- 
beit feftzuftellen, ob das Land durch die Scheidung der 
Stener- und Domainenfaffe verfürzt fei. Der Bericht der 
Serrenbanf fei erſt abzuwarten. 


Das Ende des Jahres 1831, welches wohl hätte zei- 
gen dürfen, mas die Stände den Regierungen gegenüber 
vermochten, fand in Würtemberg ganze Wahlclubbs eifrig 
damit beſchaäftigt, die Wahlen zu dem bevorftehenden Wür- 
tembergifchen Landtage in liberalem Sinne zu leiten und 
die Regierung wandte auch ihre Mittel an, um den Wahl- 
männern bie richtigen, vegierungsmäßigen Gefichtöpunfte 


anzugeben. 
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Der Chef ded Departements bed Innern v. Kapf er— 
ließ ein Rundfchreiben an die Oberbeamten. Die Wah— 
len, fagte er, gäben ihnen Gelegenheit zur Mittheilung ih— 
ver Meinung und ihred Rathes; er, der Minifter, wolle 
ihnen bier die Anfichten der Regierung fund thun, damit 
fie wüßten, welher Rath in ihrem Munde, der beſte fei. 
Die Regierung, deren einziges Augenmerf das: Wohl des 
Landes fei, müßte ihrer Ueberzeugung untreu werden, wenn 
ed. ihr. gleichgiltig wäre, ob Freunde, ob Gegner: ihres. Sy- 
ſtems aus den Wahlen hervorgehen. 

Hauptgrundfaß der Regierung fei, die Verfaſſung un— 
gefränft zu erhalten, und alle, aber auch alle Grundſätze 
berfelben zu zeitgemäßer Entwidelung zu bringen. Wie 
die Regierung das verftehe, habe fie durch ihre bisherige 
Wirkſamkeit gezeigt: fie habe den verfaffungsmäpigen Wir- 
kungskreis ber Bolfsrepräfentation geftchert, . dem: Finanz— 
haushalt Klarheit und Ordnung gegeben, öffentliche Laſten 
vermindert, ein auf Entfeffelung des Grundeigenthumd und 
ungezwungene Bewegung der Gewerbthätigfeit berechnetes 
Syſtem von Gefegen angelegt, Zoll- und Handelöverträge 
abgefchloffen, das Givilrecht verbeffert, ein zeitgemaͤßes Straf- 
geſetzbuch vorbereitet, eine auf. freied »Bürgerthunn und ev» 
höhtes Selbſtbewußtſein gegründete. Gemeindeordnung zu 
Stande gebracht, die Organiſation der Staatsbehörden auf 
Entfernung aller Willkür und vollſtändigen Rechtöſchutz be— 
rechnet, die Anſtalten für Geiſtesbildung erweitert und wer⸗ 
vollkommnet, und der geiſtigen Mittheilung, ſo weit es von 
der Regierung abhing, freien Spielraum eingeräumt WVer—⸗ 
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änderungen und Verbefferungen feien einer feften dauernden 
Grundlage benöthigt; befonnener Fortfchritt, Gerechtigkeit 
gegen erworbene Rechte, nicht gewagte Sprünge feien hier 
an ber ‚Stelle. 

Diefem Syſtem der Regierung ganz entgegengefeht 
möchten ſich Viele zu Rathgebern aufdrängen, welche zwar 
nicht ohne Kenntniffe, wohl aber ohne eine zufammenhan- 
gende Kenntniß des Beftehenden, ohne eine gründliche De- 
tailkenntniß ber einzelnen Berhältniffe feien. In einer Theo— 
rie befangen, wirfen dieſe Natbgeber um fo nachtheiliger, 
je größer: ihr Eifer ſei. Verſchmähter Rath mache fie zu 
Feinden. Sie entwürfen düſtre Gemälde des beftehenden 
Zuftanded und, blindlings ihre Zwecke verfolgend, griffen 
fie _ nicht: felten die. Grundlagen des gefellichaftlichen Ge— 
bäudes an, das fie verbeflern wollen. 

Eine zweite Klaffe von Ratbgebern, die entweder blind 
den Eingebungen einer felbftfüchtigen Leidenſchaft gehorchen 
oder mit Bewußtfein einen gefelfchaftswidrigen Zweck ver- 
folgen, feien um. fo gefährlicher, je mehr jle es verſtänden, 
fich in das ſchimmernde Gewand von Freunden des vffent- 
lichen: Wohles, von Bertheidigern der Volksintereſſen zu 
kleiden und: in;diefer Hülle oft Wohlmeinende zu täufchen. 
Zwar „würden fie von der öffentlichen Meinung  erfannt, 
fo würden ſie auch gleich verworfen; aber es fei fchwer, 
ſie zu erkennen. ı Hauptmerkmale feien, daß fie wiflentlich 
Thatfachen:: entftellen, über ganze Klaffen der Geſellſchaft 
Verwerfungsurtheile ausiprechen, das obrigkeitliche Anjehen 
herabwürdigen, dad beitehende Gute wie das vergangene 
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Berdienft wegläugnen, fich der Waffe der Berläumbung be- 
dienen, erworbene Rechte verachten, die Bolfshoffnungen 
mit trügerifchen Bildern rechtlich und moraliſch unmöglicher 
Reformen befchmeicheln, ſich an edle gleich wie unedle kei- 
benfchaften wenden, 

Auch die urfprünglidy wohlmeinenden Rathgeber, fo- 
bald fie unter diefe Merkmale fallen, feien entſchuldbarer 
zwar, aber nicht minder gefährlich. 

Bei den Wahlen werde nun gewiß das burdh fittliche 
Bildung und Treue ausgezeichnete Würtembergifche Bolt 
auf Bewahrung eines fittlichen VBerhältniffes zu feinem Re- 
genten fehen. Es liege durchaus nicht in diefem Berhält- 
niß, daß an der Strenge der Forderungen des öffentlichen 
Mohled etwas nachgelaffen werde, wohl aber, daß bie Er- 
füllung diefer Forderungen in befonnenem Zufammenwirfen 
mit der Regierung, das gewiß befjer fei ald der blendende 
Schimmer ftändifcher Verhandlungen, erreicht werbe. 

Willfommen feien daher der Regierung ald Vertreter 
ded Bolfed wahre Freunde der Verfaſſung, denen dieſe in 
ihrem ganzen Umfang heilig fei, bie feinen Punkt, Fein 
Princip derfelben auf Koften der andern obenanftellen und 
ausbeuten möchten, aufgeflärte, uneigennüßige Freunde des 
öffentlichen Wohle, Männer von Gerechtigkeitsſinn und 
Unabhängigkeit auch gegen Bolfegunft und Zeitungslob, 
Männer von gereiftem Charakter und Urtheil, die durch 
Sachkunde, Geſchichtskunde und Erfahrung gegen bie Theo» 
rie feuerfeft feien. 

Died Rundfchreiben, das mit einer Anempfehlung der 
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Wahlfreiheit ſchloß, das ſich ganz und gar auf die öffent- 
Iihe Meinung fügte, das das Vollswohl gegen feine fal- 
fchen Freunde, die Gerechtigfeit gegen die Lüge, die Sitt- 
lichkeit gegen» bie Berläumdung, die Sachkunde gegen die 
Unwiſſenheit ſchützen wollte, died Schreiben, das ganz libe- 
al war, denn es wollte, daß die Regierung ſich in den 
Dienfb der Freiheit, die Freiheit in den Dienft der Regie- 
rung: stellte, died Schreiben wurde von den Liberalen Würs- 
tembergs als antiliberal, unconftitutionell angefeindet. 

Die tiberalen fahen bei der Regierung böfe Abficht, 
ein Spielen mit dem Volkswohl. 

Die Regierung ſah bei den Liberalen ein Spielen mit 
dem Bolfswohl;böfe Abſicht. — — 

Beide Seiten, Regierungen und Volksparthei, ſuchten 
damals zu beweiſen, daß des Volkes Meinung auf ihrer 
Seite ſei. 

Als die Abſtimmungen der Abgeordneten über die Ci— 
villiſte die Umgebung des Bayriſchen Königs, die Hauptſtadt, 
das Land aufregten, erhielt der König aus mehreren Städten 
und Doͤrfern Alt⸗Bayerns Zuſchriften. München, Ingol— 
ſtadt, Amberg, Waſſerburg wollten in Adreſſen beweiſen, 
daß die Treue für das Herrſcherhaus der Ruhm des Alt⸗ 
bayern ſei. Wir Bauern von Gauting hören,“ hieß es 
in der Gautinger Adreffe, ald deren Verfaſſer man den 
Grafen* vom. Seinsheim, den Sugendfreund des Königs 
Ludwig; nannte; „Daß einige alberne Pinfel ald Tribüne, 
Sonverfationsblatt und andere dumme Schreiber und Stände 
ſich erfrecht,; Die heilige Majeftät unſers allgeliebten Könige 
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zu beleidigen. Wir bitten alfo Ew. Majeftät, und Bauern 
in Bayern, und wir denfen alle gleich, nur einen Wink zu 
geben, und in Einer Secunde haben Ew. Majeftät Feine 
lebenden Feinde mehr.” Die Bauern von’ Gauting’ erflä- 
ren, „keine Franzoſen zu fein, die nidyt wiffen, was fle 
wollen,” fie würden allegeit dag Schild’ ihres Herrſchers 
fein, ein undurchdringlicher Felſen; ihrem Könige ſtehe ihr 
Leben und ihr Vermögen ewig zu Gebote, für den Willen, 
den Ruhm, das Glüd, die Größe des Hauſes Wittelsbach 
wollten fie leben und fterben, Diefed glorreiche Haus folle 
fie ftetd regieren und es werde wahrhaftig hoch ‚blühen, fc 
lange noch) ein Bauer lebe. 

Der badifchen Bolfsvertretung wurden in den beiben 
legten Monaten ihres Wirkens gegem funfzig Dankädreſſen 
and allen Gegenden des Landes zugefandt. Sie bezeugen 
fich theild auf die Wirffamfeit der Stände für das Lan— 
deswohl überhaupt, theild auf ihr. Benehmen dem Bunbes- 
tage gegemüber. 

In der Danfadreffe von 68: Bürgern von Carlsruhe, 
welche v. Rotted am 7. December der - zweiten Rammer 
übergab, ward verfichert, fie, die Bürger, hätten in den 
Morten eined v. Rotteck, Duttlingerp iv dgltein, Welder, 
die ernfte Mahnung erblickt, ſich zu wappnen, um für die 
Heiligkeit des Badiſchen Regentenſtammes feinen Thron 
und feine Souveränetät Gut und. Blut zu wagen.“ 

Mur die Geſchichte kann und wird Euch auf würdige 
Art preiſen, — und aus der Seele des ſterbenden Baters 
— Zeuge unſerer Tage — Wwird einſt der freie Sohn auf 
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die Frage: Bater, was war denn bad für eine Zeit, in 
der Du früher lebteſt? Du erzählteft mir Dinge, die wie 
Mäbrchen lauten, ſprachſt von Drud, Zwang, Laft, Mip- 
trauen und dergleichen und Doch ift mir dies Alles fremd 
— wir leben in Friede und Eintracht im Haufe, fein un— 
geladener Gaft betritt unfere Schwelle, unfere Kunft, unfer 
Gewerbe blüht, unfer Ader und feine Früchte gehören ung 
allein, wir finden Recht und Schuß bei unferer Obrigfeit, 
wir dürfen einen freien geiltigen Berfehr in Wort und 
Schrift üben, wo wir hinbliden, begeguen wir Dentichen 
Freunden, Brüdern, die und Die Hand reichen, unfere Ab- 
gaben find mäßig, unfer Regent liebt und aufrichtig, wie 
Du Deine Kinder, und wir verehren ihn nächſt Gott am 
höchſten; fage, Vater, was war denn das früher für eine 
Zeit? — auf dieſe Frage wird einft der freie Sohn zu 
treuer Ueberlieferung auf Generationen freudig die Antwort 
erhalten: Sohn! es war eine fchmere, bewegte Zeit, es 
kämpfte und rang furchtbar das Gute mit dem Böfen, 
und faft war der Sieg auf Seite des legtern, aber Fräf- 
tige, muthige, geiftreihe Männer traten vereint mit einem 
biedern Fürften in die Schranfen, mit dem Guten gemein- 
ſchaftliche Sache zu machen, und fiehe da, das Gute fiegte 
durch ihren Beiftand; auch Du, mein Sohn, verdantft ih— 
nen: die Freiheit Deines Geiltes, Deined Bodens, Deine 
verfönlichen und politifchen Rechte!” 

Aber nicht blos auf dag Wirfen ihrer fveciellen Lan— 
desvertreter befchränfte fi} die danfende Thätigfeit der Ba— 
difchen Bürger: Freiburg fandte eine Adreſſe an Jordan, 
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um ihm fuͤr ſeinen den Bundestag betreffenden Antrag Ehre 
zu erweiſen, und zugleich ſammelten die Bürger dieſer Stadt 
zu einem Ehrenbecher für dieſen Kurheſſiſchen Deputirten. 
Hinter ſolchem Beiſpiel blieben die Kurheſſiſchen Städte 
ſelber nicht zurück. Marburg, Hanau, Fulda erkannten in 
Adreſſen den Schritt an, den die Kurheſſiſchen Stände zu 
einer Reformirung der Bundesverſammlung gethan. 

Die Marburger Adrefje, von den vier Bürgern, welche 
diefelbe veranlaßten, von den Mitgliedern ded Magiftrats, 
fo wie von den Vorftehern der Deputirten der Kaufmann- 
fhaft und fämmtlicher Zünfte der Stadt unterfchrieben, 
fagte, die Nachricht von den Verhandlungen über die Mo- 
tion ded Deputirten Jordan „habe die Bruft jeded braven 
Heffifchen Bürgerd und Deutichen Baterlandsfreundes mit 
bem erhebenden hohen Gefühl freudig erregen müffen, wel- 
ches nur die höchfte aller bürgerlicdyen Tugenden, der Pa- 
triotismus, einflößen könne.“ Der Deutfche denfe wieder 
an ein Vaterland. „Wir wollen feine Revolution. Die 
befte ift ein Uebel. Freunde Deutfchel über ber Aſche je- 
ner heldenmüthig gefallenen Polen reicht Euch die Hände, 
und im verfchlungenen Bunde aller reblichen Deutſchen Pa- 
trioten gelobet Ihr Deutfchen Völferftämme mit Euren con- 
ftitutionellen Fürften und Landftänden, Euch mit Gut und 
Leben für die Unabhängigkeit unfered Deutfchen Baterlandes 
und Eurer Rechte gemeinfchaftlich zu einigen und den Ein- 
gang zum öffentlichen Leben, zu einer. politifchen Wiederge⸗ 
burt Deutfchlande von Feiner Allianz und ihrem Gefolge 
verhindern zu laffen! Die Stände, die freie Preffe und 
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die öffentliche Meinung können den Kampf mit ihnen auf- 
nehmen, und er ift nicht ſchwer, nicht blutig, diefer Kampf, 
wenn Gemeinfinn und Baterlandsliebe die enge Bruft er- 
weitern und die Fleinlichen Interefjen verdrängen.‘ 

Die Stände, die freie Preſſe und die öffentliche Mei- 
nung!: Nachdem die Badifchen Stände mit ziemlicher Ehre 
aus einander gegangen, nachdem die Bayriichen ohne Re— 
fultate ihrer Anftrengungen entlaffen, die Raffauifchen ver- 
tagt waren, blieben nur noch die Kurbeffiichen Stände, die 
Dreffe und die öffentliche Meinung übrig. 

Die: Süddentfche Drefie hat im Herbſt des Jahres 
183. an Bedeutung und Inhalt gewonnen. Die trüben 
Aus ſichten nach dem Kalle Warſchaus, die Ordonnanzen 
des Bundestages, die Einſicht, daß die Regierungen die 
Cenſur aufrecht zu erhalten entſchloſſen ſeien und daß man 
daher den Gedanken an eine Befreiung der Preſſe von 
Seiten der beſtehenden Gewalten aufgeben müſſe, die im— 
mer zunehmende Bedeutungsloſigkeit der Bayriſchen Kammer 
— dies Alles ſtellte die Preſſe auf eigene Füße, ſtellte ſie 
über. bie Vollevertretung, welche von ihr bald getadelt, ge⸗ 
ſtraft wurde, wie. die Bayrifche, bald, wie die Badiſche, 
KRurbeffiheg Worte der Aneiferung, der Aufmunterung ver- 
nehmen mußte. Der Blick der Journaliſten ging über Die 
Grenzen eines einzelnen conſtitutionellen Staates hinaus 
und umfaßte ganz Deutſchland. 

Wohlmeinend, unrevolutionär war und blieb dabei die 
Deutſche Preſſe auch noch Ende 1831. Der „Bote aus 
Weſten“ -citirte am 6. December (Mr. 169) Weißes Berfe: 
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„Der Freund, ber mir den 'Spiegelsgeiget; 
Den Eleinften Flecken nicht verſchweiget, 
Mich freundlih warnt, mich ernftlich ſchilt, 
Wenn ih nicht meine Pflicht erfüllt, 

Der ift ein Freund, 

So wenig er es ſcheint!“ 


Als die Stuttgarter Hofzeitung die Suüddeutſche Op⸗ 
yofition als hochverrätherifch bezeichnete, weldhe mit Frank: 
reich eher ald mit Deutjchland harmonire und’ eine Fran- 
zöfifche Invaſion zu Gunften Deutfcher conftitutioneller 
Freiheit gern fehen würde, antwortete die Stuttgarter all- 
gemeine Zeitung: Die Oppofition darf und wird: Diefe 
Befchuldigung nicht auf fich fisen Taffem, die Süddeutſche 
Oppoſition zeichnete fich bisher durch die -Deffenflichfeit 
und Freimüthigkeit aller ihrer Schritte aus Wir wie- 
derholen,“ fagte dieſelbe Zeitung in einer: andermRummer, 
„daß das ehrlihenumd reine Wuͤrtemberg dieſen in fetter 
Tücke fo. unbeholfenen Anfläger mit Verachtung zurückweiſt. 
Wir: wiederholen, daß die Oppoſition in Würtemberg ftets 
offen und ehrlich zu Werfe gegangen iſt und daß es die 
gröbfte Unfenntniß des biedern: Schwäbiichen Charakters 
verräth, wenn ein Publiciſt uns Würtemberger gern zu 
Belgiern ſtempeln möchte, Wir können endlich nicht 'ver- 
hehlen, daß ed uns nicht wohlgethan ſcheint, in Diefertief- 
bewegten Zeit, derem Conſtellationen vielleicht immer ver- 
bängnifvoller werden, das Vertrauen zwiſchen Fürft und 
Bolf doppelt zu vergiften“ 

Friedrich Seybold, Nedacteur der „Donau und Redar- 
zeitung‘, welcher, wie die Tribüne belobt, „bie Traditionen 
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der Willfürherrfihaft mit Ernft und Spott befämpfte,” fin- 
det gleichwohl, daß „die Tribüne mit unverfennbarem Ta- 
lent, aber auch mit einer Vehemenz gefchrieben fei, welche 
der guten Sache nicht felten ſchade.“ 

Das in Würzburg erfcheinende „Volksblatt“ -bedauerte 
in- einer Parallele zwifchen Bayern und England nur, daß 
es in erfterem nicht eben fo conftitutionell hergehe, wie im 
letzteren. „In England ſchlingt fih das Band ver Liebe 
und des Bertrauend zwifchen König, Minifterium und Bolf, 
nur die Ariftofratenfammer fteht wie ein feindlicher Dämon 
diefem Liebesbunde gegenüber. In Bayern verbindet‘ fich 
die Regierung: mit dem Ariftofratismus. In England find 
die Stände als gefeßgebende Gewalten geachtet. In 
Bayern kann ed der: Beamte noch nicht einfehen, daß der 
Staatödierrer diefelbe Ehrfurcht gegen die Stände, wie ge- 
gen bie Regierung felbft hegen müffe; jeder Schreiber glaubt 
über die Abgeordneten fchimpfen zu dürfen.“ 

Trotz dieſes wohlmeinenden Sinned der Journaliften 
war die herzuftellende, freilich conftitutionelle, Einheit Deutfch- 
lands dad Thema, welches im Herbit 1831 alle Zeitungen 
abhandelten. „Der Deutjche Nationalfinn ift in feiner 
ganzen Allgemeinheit erwacht,“ berichtete der Kafleler Cor— 
reſpondent der Stuttgarter allgemeinen Zeitung bei Gele- 
genheit- der Jordanſchen Motion. Und Wirth überfchrieb 
mehrere Artikel der Deutſchen Tribüne „Deutfchlande Wie- 
bergeburt.’ 

DieiZerftüdelung Deutfchlands, fagte er, Taffe ſich um 
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triebe und Nationalfinn beruhende Sehnfucht nach Wieder- 
vereinigung durch die mächtigen Triebfedern der Jutereſſen 
geſteigert werde. Die Zerriſſenheit Deutſchlands ſei die 
Duelle von Verarmung und politiſcher Nullitäͤt. Ohne 
Nationaleinheit kein Heil: für. Deutſchland! Dieſe Wahr⸗ 
heit ſollten wir täglich uns: zurufen: ‚bad, Verlangen nach 
der MWiederherftellung Eines Baterlandes ; ſollte die Bruft 
eines jeden Deutfchen durchglühen. Der große Zweck ſoll 
nicht durch ungefeßliche Mittel, ſondern nur auf gejeßmä- 
Bigem Wege und zwar dadurch ‚erneicht werben, daß man 
bebarrlich und unermüdlich die Nothwendigkeit der politi- 
ſchen Reform Deutſchlands öffentlich darlegt und endlich 
ſowohl der geſammten Nation als den verſchiedenen Regie⸗ 
rungen die Ueberzeugung abgewinnt, daß eine ſolche Maß⸗ 
regel von den Intereſſen der Fürſten nicht minder als von 
jenen. aller Deutſchen Volksſtämme gefordert werde In 
der Macht der: öffentlichen: Meinung liegt dann die Bürg⸗ 
ſchaft für die Wiederherſtellung unſerer Nationaleinheit.“ 
Frage man nun, durch welche: Verfaſſung dieſe National⸗ 
einheit dargeſtellt werden ſolle, ſo ſei es klar, daß dieſe 
Verfaſſung nicht dem Deutſchen Nationalcharakter zuwider 
fein dürfe. Der Schwabe, der, Badener, der Heſſe werde 
immer ſeine Dynaſtie beibehalten wollen. Darum könne 
dem Deutſchen Volkscharakter nur die Bildung eines Föde⸗ 
rativſtaates entſprechend ſein, und zwar in der Art, daß 
das einzelne Land, in Beziehung auf feine beſonderen An⸗ 
gelegenheiten, ‚die Spuveräuetät, durch feinen Fürſten be- 
haupte, und’ daß mir Die gemeinſamen Augelegeuheiten der 
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Deutfchen der Leitung einer Deutfchen Rationalregierung, 
unter Mitwirkung zweier Kammern, übergeben werden. Die 
Elemente zur erblichen Kammer wären bereitd vorhanden, 
es ſeien die Deutſchen Souberäne;: weldye die Kammer 
der Deutſchen Reichsfürſten bilden würden. Aus ihrer 
Mitte muͤßte der Regent gewählt werben, ber ald Deut- 
fcher Kaiſer für: ſeine Lebenszeit die allgemeinen Angelegen- 
heiten der Deutfchen mit verantwortlichen Miniftern zu 
leiten hätte. 

Se ſei Deutſchland berufen, heißt: ed in einer Karls 
ruber Correſpondenz der Tribüne, das conftitutionelle We- 
fen in Europa zum Siege zu bringen. 

Deutſchland deduͤrfe eines Helden; heißt ed Nr. 130, 
deſſen Wefen in edle, hingebende Leidenſchaft aufgelöft, die 
erſtorbenen Nationalgefühle gleich einem eleftrifchen Funken 
zu wecken und die gedrüdten erfalteten Gemüther mit dem 
himmliſchen Feuer ergreifender Beredſamkeit zu. erwärmen 
in Standerfeir‘ ‚Friede, der mehr ſein ſoll, ald ein Waf- 
fenſtillſtand von kürzerer oder längerer Dauer, iſt nım dann 
möglich, wenn gewiſſenhafte Achtung der Urrechte des Men- 
ſchen und heilige Achtung der Urrechte der Voͤller zum ober⸗ 
ſten Geſetze der Staatslunſt und des Völkerrechts erhoben 
wird. WBerſöhnung mit dem conſtitutionellen Princip das 
iſt es, was der Geiſt der Zeit, ſo wie die. gemeinſchaftli— 
chen Intereſſen der Völker und der Fürſten fordern.“ 

Die Stuttgarter allgemeine Zeitung*) richtete an bie 
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Fürften Deutfchlands die Aufforderung, den Bölfern ben 
Freibrief ohne Mißtrauen zu geben und dad Streben nad) 
größerer Einheit nicht zu hemmen: dann: würden fie fehen, 
wie kraͤftig das Siegögefchrei: mit Gott für Fürſt, Freiheit 
und: Baterland. erfchallen werde, 

Auch die franzöfifche Preffe ſprach ihre Sumpathieen 
für. die Einheitöbeftrebungen der  Deutfchen Stände und 
Sournalifteit aus: Die Hefflfchen Stände?" Aagte der 
Courrier francais in feiner Nummer vom 18. November, 
in der er: ben Antrag Iorband auf eine beſſere Conſtitui⸗ 
rung Deutſchlands mittheilte, „die Hefllichen Stände, indem 
fie die Regierung auffordern, einzuſchreiten/ damit dieſer 
große Entwurf /verwirflicht werde, werden vielleicht ‘den 
Ruhm geniegen, den neuen Zeitpunft der wahren Unabhän- 
gigfeit Deutſchlands bezeichnet zu haben.“ Der Eonftitu- 
tionel vom 30. Rovember hob mehr die revolutionäre Seite 
an jenen Beftrebungen hervor: „In Deutſchland,“ fagte er, 
„giebt ed Fein Öffentliched Leben, weil die politifche Reprä- 
fentation diefed Reiches auf vierunddreißig Reſidenzen ver- 
theilt ift, und weil die Beamten diefer Menge von Staa 
ten, die Umgebungen biefer Menge von Thronen den be- 
ftehenden Zuftand aufrecht zu erhalten bemüht find, Allein 
Deutfchland ruht auf einem Bulcan und der Ruf: ed lebe 
das Baterlandb! wird überall Anklang finden.“ 

Indem die Preffe fo über die Intereſſen der Eingel- 


„Deutſche allgemeine Zeitung‘ an; alle Nummern bed December 
verfhidte fie als Probeblätter unentgeltlich. 
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ftaaten hinausging, wurde fie zu einer. Kritif des Libera⸗ 
liemus, der fi) damit begnügte, in Angelegenheiten des 
Specialvaterlanded reformatorifch zu wirken, getrieben. 

Die Stuttgarter allgemeitte Zeitung tm einem Artikel 
som Nedar 7; November tadelte die Liberalen, daß ſie wicht 
kraͤftig genug aufgetreten. Selbft jene Eingaben’ zu Guns 
ten Polens feien zwar ein Zeichen guten Willens, aber 
auch ein Beweis des Mangeld an politifchem Muth geme- 
feny'fie feien voller Umfchweife, voll fhüdhterner Wendun⸗ 
gen, und ſtatt eine große Nationalgefinnung auszuſprechen, 
ſtatt durch eine freimüthige Sprache: eine große moralifche 
Wirkung zu erzielen. — denn man habe fich doch nicht 
wohl denken Finnen, daß der Bundestag auf jene Petitio- 
nen zu Gunſten Polens thätig einfchreiten werde — habe 
man die Cholera zum Vorwande geriommen, um für bie 
Polen zu ſprechen. 

Freilich, ſchreibt dieſelbe Zeitung vom Neckar 2. Nos 
vember, freilich wiſſe ſie, daß, wenn fie ein kraͤftiges Ber 
nehmen"forbere, fie alle diejenigen gegen ſich habe, — und 
deren’ Zahl ſei Legion — welche bei vollfommen liberaler 
Geſimnung und 'gründlicher Kenntniß deffen, was Roth thure, 
doch vor jeden’ entfchledenen Schritt zurückſchrecken; ſie 
näbmen’ eitten Anlauf, bis fie an den entfcheidenden Punkt 
famen “= datin aber ging’d ihnen, wie Einem, der vom 
böſen Geiſt im Kreis herumgeführt, nimmer vom led 
fomme. 

Auffehen machte Ende 1831 ein Bud; P. A. Pfigers! 
„Briefwechſel zweier Teutfchen.” „Troſtlos,“ heißt «8 in 
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demfelben, ift der Zuftand der großen Maſſe der Bewohner 
Keutfchlande, ihred Stammes. ımb Kernes, des ackerbauen⸗ 
den Bolfed, das ſich von allen Seiten bedrückt, ‚eingeengt, 
verfümmert; und ausgefogen fühlt, ohne bei der immer all- 
gemeiner werdenden Höflichkeit und Philanthropie der Ber- 
waltungsformen: und dem Tiberalen: Anftrich unferer, Ein⸗ 
richtungen zu willen, was benn eigentlich die Urſache der 
fchleichenden Krankheit ift, die feinen Wohlftanb langſam 
untergräbt, feine Lebensquellen austrocknet, feine Eriftenz 
vergiftet und unterhöhlt.. Das fleifigfte Volk der Erbe er⸗ 
wirbt. faum fo viel, um gegen Hunger und Kälternothöürf- 
tig geſchützt zu fein, die Fräftigften- Naturen altern durch 
harte Entbehrungen und. unnatürliche Auſtrengungen vor 
der. Zeit, reiben füh auf in ſtündlichem Kampf und Ringen 
um die elendefte phyfifche Exiſtenz. Tauſende von Bätern 
fehen den Tod ihrer verfrüppelten Kinder als eine Gunft 
bed Himmels, ihren eigenen mit der ſtumpfen Fühlloſigkeit 
bed’ Reibeigenen an.: Die Tröftungen des Glaubens reichen 
nicht mehr. bin, ihre Verzweiflung zu dämpfen, ein thieri⸗ 
ſcher Rauſch ift ihre einzige Erholung und manches der ge⸗ 
meinſten Lebensbeduürfniſſe für ſie ein unerſchwinglicher 
Luxus. Dieſe unglücklichen Heloten, dieſes Ackervieh, Die- 
ſes zu Laſtthieren herabgeſtoßene Geſchlecht, dieſe mit Fü— 
ßen getretene Landbewohner, ſie harren der Stunde der 
Erlöſung, auch ihre Stunde muß kommen.“ — „Die Re 
gierungen fuchen dad Uebel, das fie zu fühlen anfangen, 
durch Sparfamfeit im Einzelnen, durch eine aufmerkfamere 
Nechtöpflege, firengere Ordnung und verbeflerte Gefeßgebung 
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zu verringern, dad Gewicht der Staatslaften durch gleichere 
Bertheilung und durch mildere :Berwaltungsformen zu ers 
leichtern. Alle: dieſe Anftalten find vergebene.“ P. 4. 
Pfizer: findet nämlicdy den Fehler im Syſtem, dad von Grund 
aus einer Aenderung unterworfen werden müſſe. Er. hofft, 
daß Die. Deutfchen Fürſten ſich unter einer gemeinfchaftli- 
chen Bundesfahne zum Neubau ded gemeinfamen Bater- 
Landes brüderlich die Hand reichen werden. Im entgegen- 
geſetzten Fall droht er mit der revolutionären Geſinnung 
ber Bauern, welche leicht über die Städte herfallen und 
ber Givilifation, unter der fle nur litten, den Krieg anfün- 
digen könnten. 

Der oppofitionelle Schriftiteller ſchwankte alfo zwifchen 
Ordnung und Gewalt, Geſetz und Umwälung, wenn ev 
an die Art dachte, wie feine: Wünſche gu. erfüllen feien: 
und. indem er bedadhte, daß das Deutiche Bolf zwar libe- 
ral, d.h thatſüchtig ſei, aber nicht zum Handeln komme, 
mußten feine Urtheile über das Bolf, das er. den von ihm 
gehofften Operationen zur Grundlage geben wollte, in einen 
Widerſpruch geraten. So fagte auch Pfizer: „ich bes 
baupte,.daß weniger die. Fürften: ald_die Völker Teutſch- 
lands das große Hinderniß einer Vereinigung bleiben were 
den“ — „nur mit Feder und. Papier in der Hand ift 
der. Teutjche unferer Tage noch) ein wmenfchlicher Aeußerun— 
gen und Thätigfeiten fähiges Wefen, nimmt man ihm 
jene, ſo fcheint er auch der Denffraft beraubt. Nur in 
der Oper und im Schaufpiel erfennt er den Weltgang.“ 
Aber dann tröftete er fich wieder: „Die Teutichen find 
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Herrfcher im Reiche des Gedankens; fo ift es alfo das 
natürlichfte, daß. ihre Wiedergeburt im Leben durch bie 
Macht des Gedanfend, durch ‚die fortfchreitende Erhöhung 
und gleichmäßige: Verbreitung der Intelligenz wermittelt 
werde.“ Jayıer, der vorher von einer nothwendigen Einen 
Regierung, mit Vaſallenthum der Fürſten, geſprochen, kommt 
zu; ber tröſtlichen Hoffnung auf die Macht des Gedankens 
auf. bie zukünftige, Gefammtbildung. der: Nation, in welcher 
das Inſtitut der Fürftenfchaft : freiwillig und von ſelber 
Verschwinden werde. 

Jener Widerſpruch in Charakteriſtik des Deutſchen Vol⸗ 
kes — ein nothwendiger Widerſpruch, weil ber Schriftftel- 
ler, im Reiche ded Gedanfend dem Beftehenden feinblich, 
doch mit dem beſtehenden Volle operiren wollte, — fanb 
fid) in allen damaligen. oppofitionellen Schriften. 

. Wirth fprach von der: Inbifferenz der großen Maffe 
des Publicums für. die Fragen der höheren Politik. Die 
Stuttgarter allgemeine Zeitung erkannte ed an, daß ber Li- 
beralen, die fi) im Kreife drehen, Legion fei. Und Sie— 
benpfeiffer fagte zwar im Boten aus Welten — Rr.. 165 
— man fehe die Wolfen zu einem furchtbaren Gewitter 
fih) thürmen; aber „das Volk ift ſtark“ und durch dem 
nächtlichen Wolfenfchein bredje der Freiheit goldened Licht: 
er bändigt aber felbit — Nr. 171. — dieſe Kraft bed 
Volkes dahin, daß es fich fehnen, daß ed mwünfchen folle: 
„als der natürlichite Wunſch,“ fagt er, „ald das gerechtefte 
Verlangen, als dad würdigfte Streben muß ed daher er- 
fcheinen, wenn der Deutfche ein wirfliched Nationalband 
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zu knüpfen ftrebet; die heilige Sehnfucht nach einem Ba- 
terlande, jeßt wieder laut werdend in Deutichland, möge 
nimmer entfchlummern. Durch Wort und Schrift gebe 
aller Orten ein Geber nad) feinen Kräften biefe heilige 
Sehnfuchtrkund;t und; int devfelben Nummer theift er fogar 
ein Spottlied anf Michel mit, der. immer ſage, ed müffe 
biegen oder brechen, da man ed doch nie brechen fehe. 

Die Preſſe, welche vorausſah, daß ſie mit dem Jahr 
1832 ‚allein: ftehen werde, mußte bei ihrem Streben nad) 
fiberaler Macht dieſe Macht auch Außerlich ausgedrückt 
ſehen wollen/ ſie mußte wollen, daß fie und. ihre Gegner 
bie liberalen Haͤupter zählen - fönnen. Der Gedanfe an 
Stiftung von Bereinen. war da ein fehr nahe liegender. 
Schon bie: Rummer-54. des „conflitutionellen Deutfch- 
lands’ ſchlug Vereine vor, welche fidy die Verbreitung 
freifiuniger Ideen und freifinniger Blätter angelegen fein 
laffen. 

Einen guten Stamm für folche. Vereine bildeten die 
fchon beftehenden Polenvereine. In der Yufnahme und 
Feier der fliehenden Polen fprachen bie Deutfchen ihre 
Proteftation gegen die Erfolglofigkeit. der dem Bundestage 
überfandten Adrefien aus. Ald am 19. November die 
erften Polniſchen Flüchtlinge, zwei Offiziere, . in Zwei⸗ 
brüden anfamen, wurde vom Berein der Polenfreunde 
fogleich ein Abendefjen im Caſſino veranftaltet. Herr Sa- 
voye, Ausfchußmitglied jened Bereind, fprady in einem 
Toaſt die Weberzeugung der Bölfer, daß Polen wieder 
erfiehen werde, aus. — Die Regendburger veranftalteten 
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den Generalen Ramorino, Langermann und Schueider ein 
Feft, bei dem, wie bie Tribüne berichtet,) der auserlefenfte 
Theil der Bewohner Regensburgs verfammelt\war. KThrä⸗ 
nen feien gefloffen, - als Zangermann „den Manen feiner 
gefallenen'Brüder, die mit: ihrem Blute den Boden’ bed Ba- 
terlandes tränften, und den politifch Todten deren Tauſende 
in den Steppen Sibiriens fchmachten oder in den Bergwerken 
nie. wieder dad Tageslicht erblicken“ fein Glas brachte. 

Diefelben drei Generale 'wınden‘ imAugdbiirg "und 
Stuttgart gefeiert. In letzterer Stadt: wollte” ihnen ber 
Liederkranz eine Serenade bringen. Die Polizei verbot es. 
Dafür ftimmte dad vor dem Gafthaufe verſammelte Pu⸗ 
blifum das Lied „noch iſt Polen: nicht verloren“ an und 
brachte den Generalen ein Hoch, "wofür Langerinann mit 
dem Rufe „es leben die vonftitutionellen Würtemberger‘ 
dankte. Am. folgenden Tage — 12. December = veran⸗ 
ftalteten die Stuttgarter Polenfreunde ein großes Fefteffen, 
bei welchem ſich der Polniſch-Deutſche Enthuſiasmus in 
mandyerlei Toaften ausſprach· Als die Generale am bdrit- 
ten Abends abreiſten/ war Gaſthof, Platz, Straßen mit 
Volk angefüllt, die) Mitglieder: der Eiedertafel fangen in 
und vor dem Gaſthoſe und oft wiederholte Hochs geleiteten 
die Scheidenden durch die Stadt 

In Mainz bildete ſich ein Madchenverein für Polen: 
Die Deutſchen Jungfrauen gelobten ſich, allen „entbehrli— 
chen” Putz und Schmuck zuſammenzulegen und durch Ber- 
looſung zu veräußern. „Deutſchland“, ſagte der Weſtbote, 
„darf ſtolz ſein auf ſolche edle Töchter, die dem tiefen 
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Ernfte der Zeit den Tand ded Augenblicks opfern“. Der 
Mädchenverein ſchuf 1000 Koofe, das Loos zu 1%. „Ich 
halte“, fagt ein Correfpondent der Deutfchen allgemeinen 
Zeitung aus Mainz vom 7. December „ich halte: ein. fols 
ches Loos in der Hand, ,;,, Mädchenverein zur Unterſtützung 
polniſcher Verbannten““ ſteht in gefaͤlligen ſchwarzen und 
blauen Lettern darauf. Rothe, geſchmackvoll ausgeſchnit⸗ 
tene Kreiſe ziehen ſich herum. Aus den Eden des läng— 
lichen Vierecks keimen in Blau ausgedrückt Rofenfnospen“; 
An der Spitze des Mainzer Männervereind für: die Polen 
ſtand der Gutsbeſitzer Tromler. Auch in München trat 
ein Verein zur Unterſtützung durchreiſender Polen zuſam⸗ 
men. Die Redaction der Deutſchen Tribüne nahm Bei— 
träge an: und ſchon Ende November 1831 meldete das 
conftitutionelle- Deutichland, das damals von. Harro Har⸗ 
ring redigirt wurde, daß in vielen Gegenden Deutſchlands 
bie Unterftügungsvereine für die Polen ſich vielmehr- mit 
Deutſchen Zuftänden, mit Deuticher Rationalehre: befchäfs 
tigen, Naldımit Poluiſcher. 

Patriotifche: Vereine entitanden, in Marburg, Eaſſel, 
Franffurtss Der: Berein in eriterer Stabt war ed, "welcher 
die Adreſſe an die, Ständeverfjammlung: betrieb... Der Ber 
ein in Frankfurt: erließ einen, Aufruf an die Bewohner der 
Stadt, eine Vorſtellung zu: unterfchreiben, welche auf Die 
Deffentlichkeit der Erörterungen des -‚gefeßgebenden Körpers 
antrug Die DOppofltion der Branffurtew Einwohner: gex 
gen die Befehle ‚der Dbrigkeit zeigte ſich Eude October 1831 
aufreigenthümliche Weife: es waren im jenen Tagen we⸗ 
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gen ber Xhorfperre Unruhen und Gewaltthätigfeiten am 
Allerheiligenthore vorgefallen, und am 28. October wurbe 
ein: Geſetz publizirt, daß jeder, der Abends nach 10 über 
die Straße gehe, gehalten fei, mit einer Laterne mit breu⸗ 
nendem Lichte verfehen zu fein Am nächften Abend waren 
bier Straßen mit Raternenträgern angefüllt- man ſah da 
Laternen von der Größe weniger Zolle bis zum pyramibas 
len: Stalllaterne, Laternen, die zierlich von behandſchuhten 
Händen bid zu Laternen, die auf Stöden? und’ Latten ge⸗ 
tragen wurben, friedlich neben einander wandeln: Freund⸗ 
liche Damen trugen Transparente mit "den unziemlichſten 
Beziehungen, Patrioten trugen Pyramiden mit perfifliven- 
den Bildern: umd gegen eine Oppoſition, die ſich nur ſo 
ſpaßig äußerte, gegen einen Tumult, der in einen Witz 
verlief und gegen ben eine kraͤftige Regierung mit zwei 
Sergeanten audgereicht hätte, bot der Senat fogar "ben 
Landſturm, die Landwehr dritter Altersflaffe won ’50—-%60 
Fahren zum Patrouilliren auf. 

Und in Heffendarmftadt: — bie Darmſtaͤdter fühlten 
ſich durch die Aufhebung des Hoftheaterd wirklich" gefränft. 
Als daffelbe am 30. Juni mit der Aufführimg' der Stum⸗ 
men- von Portict. gefchloffen wurde, ward unter» Pfeifen 
und- Zifchen im Parterre der geheime Hofrath Küäftner, Mit: 
glied' der »Hoftheaterintendang, gerufen, "lieg fich aber ent» 
fehuldigen. Am naͤchſten Morgen erfuhr man, daß geftern 
Abend ſämmtliche in Darmftadt garnifonirende Truppen, 
fogar die Gensdarmerie und reitende Artillerie wirklich 
Ordre gehabt hattem, gerüſtet zu ſen. — Am 17. De» 
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cember 1820 hatte der Großherzog Ludwig I. feinen Hef- 
fen die Berfaffung gegeben; am 17. December 1832 ward 
zur Erinnerung an dieſes Ereigniß ein feftliches Mahl im 
Gaſthaus zur Traube veranftaltet. Staatödiener und 
Bürger fanden fidy hier zufammen; aud) Offenbach, Zwin⸗ 
genberg, Dornberg, Reinheim hatten Gäfte geſandt. Ein 
Engländer: war zugegen „und doch mehr Engländer: als 
Heſſiſche Dffiziere”. Aus den Minifterien des Innern: und 
der Juſtiz/ der Finanzen und der auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten sah man: keinen. einzigen obern Angeftellten, das Feft 
war alſo ein Oppoſitionsfeſt. Geheimrath Schenf, Pra⸗ 
ſident der letzten Kammer, hatte bei Tafel den Ehrenplatz 
Rauſchende Muſik begleitete die Hoch's auf den Großherzog 
und ſein Haus, auf die Fräftige Einheit teutſcher Nation, 
auf das Wohl Altenglands und der Reformbill, auf: das 
Wohl und Wiedererſtehn der Polen, auf das ſegensreiche 
Wirken der Badiſchen und Kurheſſiſchen Kammer. Man 
ſang: 
„Charte der Heſſen, Dank 

Sprüht unſer Hochgeſang, 

Sprüht unſer Wein! 

Doch nur lebendig lebt, 

Was flets zum Beſſern ftrebt, 

Saftfirom zur Frucht verwebt 

Im Sonnenfhein! 

Iſt Treu ein fihrer Hort, 

Liebt Frei-Mann freies Wort, 

Um Treu: Vertraun! 

Was unfer Kreiß gehegt, 

Mag ſtark und unbemegt, 

Lebenvoll, treu gepflegt, 

Der Enkel ſchaun!“ 


Ve 690—— 
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Die Deutfchen Univerfitäten lieferten damals Vereine, 
welche aus einer Reminifcenz hervorgingen. Schon in den 
legten zwanziger Jahren waren in Iena, Würzburg und 
Erlangen Burfchenfchaften zufammengetreten.‘ Die Deut- 
fchen Univerfitäten, welche einen Iordan, v. Rotteck, Mit- 
termaier, Welder, Seuffert in die Ständefammern fandten, 
ftanden im Rufe des Liberalismus, und die Univerfitäts- 
jugend mußte ſchon deshalb dem Liberalismus ſich zuneigen, 
ja demfelben gern bis zu revolntionären Tendenzen folgen, 
weil die Begriffe, welche der Liberalismus zum Inhalt 
hatte, eben nur Begeifterung, Thatfüchtigfeit, Feine ernft- 
lichen Kenntniſſe noch Kritif forderten. Die Tendenz der 
Burfchenfchaften, wie fie im September 1827 auf dem 
Burfchentage unweit Bamberg feitgefetst wurde, hieß „Bor- 
bereitung zur Serbeiführung eines frei und gerecht geord- 
neten und in volfsthümlicher Einheit geficherten Staats- 
lebend mittelft Beförderung eined moralifchen, wifjenfchaft- 
lichen Lebens auf den Hochfchulen”. Im Jahre 1830 
fam in Erlangen die Aufnahmeform in Gebraud), wonach 
der Recipiend gefragt wurde, ob er von dem Unredhtmä- 
igen und Vernunftwidrigen der in Deutfchland gegenwärtig 
beftehenden VBerfaffungen in Bezug auf Recht und Freiheit 
des Volkes, fo wie rüdfichtlidy der Zerfplitterung des ge- 
meinfamen Vaterlanded und der hieraus hervorgehenden 
Nachtheile überzeugt fei; dann. ward er. aufgefordert, ben 
Zweck der Burfchenfchaft: Mit allen "Aufopferungen durch 
Gut und Blut aufs eifrigfte zu verfolgen, ja felbft zur 
Herbeiführung des gewinfchten Zuftandes in Deutfchland 
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eine. Revolution nicht zu verfchmähen. Nach einer Keft- 
fegung auf dem Rürnberger Burfchentage 1830 wurde der 
Recipiend. ‚gefragt: „Bekennſt Du Di zum Bolf. der 
Teutfchen und erfennft Du, daß ohne innige Theilnahme 
an dem Wohl und Wehe unferd gefammten Baterlandeg 
auch unſere Burſchenſchaft ihrem Zwede und Weſen nad) 
nicht beſtehen könne? Willſt Du, mit ung ald Bruder 
vereint, für. die Erreichung dieſer Ideen ftehen und fallen“? 
Auch in Marburg, Gießen, Heidelberg, Tübingen, 
München»bildeten ſich Burjchenfchaften. Im Herbit 1831 
ward in Frankfurt a M. ein allgemeiner Burfchentag 
abgehalten ; das Einladungsfchreiben, welches von ber 
Burfchenfchaft in Jena ausging, fagte: „Es fei bisher in 
der Burfchenfchaft nur. gefprochen worden, man habe die 
Worten wirfen„ schaffen, ftreben nad) einem gemeinfchaft- 
lichen: Ziele. bis. zum Edel gehört. Ed müſſe die. Zeit 
fommen;.ben Zwed auszuführen. Die Burfchenfchaft folle 
daher. ‘eine. mehr. praftifch = politiiche Tendenz gewin— 
nen,. namentlich durch Theilnahme an Zeitfchriften und 
„„Philiſtervereinen““. Der Burfchentag ftellte folgende 
Tendenz feſt: „ Herbeiführung eines in. Einheit: und Frei- 
beit geordneten Bolfslebens in Einem Deutfchen Vaters 
lande“ — | 

Die Preſſe, fo gutgemeint damals noch ihre Borfchläge 
für das. wahre Wohl des Deutſchen Volkes und der Deut⸗ 
ſchen Fürſten“ waren, wurde doch als eine heranwachſende 
Macht von der: Regierung erkannt, die eben als Macht ge- 
faͤhrlich war. An der Art, wie die Maßregeln gegen die Preſſe 
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fehneller auf einander folgten, fann man die Bedeutung 
erfennen, die man ihr nach und nach beilegte. Die Be- | 
rathungen und Befchlußfaffungen ded Bundestages waren 
Mufter für die einzelnen Regierungen. 

Die von Kittfteiner und Hark redigirte Hanauer Zei- 
tung und der vom Grafen Benzel-Sternau in Hanau heraus- 
gegebene „Verfaſſungsfreund“, welche viele Auffäge über den 
in Naſſau herrfchenden Zwiefpalt brachten und fchon der Nach⸗ 
barfchaft wegen in dieſem Lande fehr verbreitet waren, mußten 
der Regierung von Naffau ein Dorn im Auge fein. Imidritten 
Heft ded zweiten Bandes des Verfafjungsfreundes erfchien ein 
Auffaß, „der Haus- und Staatöminifter von Naſſau mit 
ſich felbft in Fehde”, und wurde fpäter von der König- 
fhen Berlagsbuchhandlung noch in befonderem Abdruck 
ausgegeben. Der Naffauifche Minifter ſchickte Darauf einen 
vornehmen, adligen Abgefandten nach Frankfurt, wo ein 
Berbot diefer Schrift erwirft wurde. Auch in Kurheffen 
gewann der Abgeordnete das Minifterium fo weit, daß die 
Schrift unterdrüdt wurde: die Regierung in Hanau wurde 
angewiefen, den Grafen Bengel-Sternau dahin zu verneh- 
men, wer der Berfaffer jener Schrift fei. Hierauf erflärte 

| der Graf in feinem „Verfaſſungsfreunde“, er ftehe perfün- 
lich für alle ohne Namensunterfchrift in feinem Journal 
erfcheinende Auffäge ein: er fei bereit, dem Beſchwerde⸗ 
führer über den beregten Aufſatz auf jedem Wege, den 
Ehrenmänner betreten Fönnen, Rebe zu ftehen. Er lade 
ihn fowohl zur Privatehrenfchlichtung, wie zur: gerichtlichen 
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Auch die Hanauer Zeitung hatte eine Unterfuchung 
auszuftehen. Gleich nad; dem MWieberzufammentritt der 
Raffanifchen Landflände hatte fie einem Aufruf an diefelben 
ihre Spalten geöffnet. Die Domainenfache fei für dag 
Herzogthum Naſſau Lebensfrage, aber Beharrlichfeit in 
derfelben von Seiten der Stände werde aud) für dad ganze 
freifinnige Deutjchland von Folgen fein. „Ihr feid ver- 
fammelt, um Euer Werf zu vollenden und den Kampf zur 
fiegreichen.Entfcheidung zu führen. Daher haltet feft an 
Eurer Forderung; durch jedwede Abweichung von derfelben 
würdet Ihr, alle Früchte Eurer bisherigen Bemühungen, 
allen -Ruhm Eurer bisherigen Thätigkeit und alle Achtung 
Eurer Committenten verlieren”. Als nun diefelbe Zeitung 
noch als Beilage einen Aufſatz brachte: „Der Streit in 
Beziehung. auf die NRaflauifchen Landesdomainen”, fand 
fih Herr v. Winzingerode, Schwiegerfohn v. Marfchalg, 
in Hanau ein, reifte aber bald wieder ab. Nach ihm er» 
fchien der Hauptmann und Auditeur Stahl aus Miesbaden. 
Diejer -bewirfte, daß die Polizeibehörde den Druder der 
Zeitung-wernahm, um den Namen des Berfafferd jenes 
Aufjages zu .erforfchen, Dener, die Gompetenz der Polizei 
beſtreitend, weigerte fich, Rede zu ſtehen. Die Polizei 
übergab darauf die Sache dem Hanauer Obergericht, diefes 
dem Landgericht. Da nun aber auch der Gerichtsrath nach 
dreiftündigem Verhör aus dem Drucder, Verleger und deſſen 
Sohn nichts berausbefam, fo verfügte ſich das Gerichts- 
perfonal mit jenen beiden in ihre Wohnung, um Haus— 


fuhung zu halten. Endlich erflärte der Druder, er habe 
II. 8 
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dad Original ded Auffaged dem Obergerichtöprofurater 
Hark eingehändigt; alsbald wird audy bei diefem Haus- 
fuchung veranftaltet, ohne aber zu einem Refultat zu 
führen. Nun machten die Hanauer drohende Mienen gegen 
den Naffauifchen Abgeordneten und Herr Stahl begab ſich 
eiligft auf die Reife nad) Haus. Das Naffauifche Ber- 
ordnungsblatt vom 23. November brachte endlich die Löfung 
bes Conflietes: Wegen der in der Hanauer Zeitung ent» 
haltenen „Unmwahrheiten und Entftellungen”, vie offenbar 
Aufregung unter den Raffauifchen Unterthanen hervorbrin- 
gen follten, wurde die Verbreitung und Berfendung diefer 
Zeitung im Herzogthum unterfagt, für den Gontraventiong- 
fall Geld» oder. Gefängnißftrafe angedroht. K. B. Hark 
war ehrlicd genug, in einer Erflärung vom 4. December 
18351 (Hanauer Zeitung) fid) gegen die im Verordnungs 
blatt ausgefprochenen Anfchuldigungen zu vertheidigen. 

In Franffurt, deffen Preffe durch die Literaten Frie— 
drich Funf, Sauerwein, Freyeifen, Thätigfeit, Wirffamfeit, 
Anfehen erhielt, wurden Ende October durch Befchluß des 
hohen Senats die „Zeitbilder“ verboten, „weil fie in der 
Abſicht redigirt worden, Mißtrauen gegen die Obrigfeit, 
Unzufriedenheit mit den Behörden, Zwietracht, Unruhe und 
Aufruhr unter der Bürgerfchaft zu verbreiten“. Un die 
Stelle diefed Blattes traten aldbald die „neuen Zeitfchwin- 
gen’, welche wöchentlich dreimal erfchienen und in Anfün- 
digungen verfprachen, in einer Zeit, „wo viele ſchweigen 
werden, die fortreden follten, für die Freiheit zu ſprechen, 
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vor Allem für dad Deutfche Bolt und das Deutfche Va— 
terland ". 

In Würtemberg verfuchte ed die Regierung, durch die 
Preſſe gegen die Preffe zu wirfen, — fle gewann ben Dr. 
Lindner und Ernſt Münch, deren jedem fie monatlich 150 
Fl. gab, für die Redaction ihrer Hofjeitung —. Die Stirt- 
garter Allgemeine Zeitung mid der Hochwächter erfchienen 
Häufig mit Cenfurlüden: es war damald Praris der Jour⸗ 
nale, durch -Teergelaffene Zeilen und Spalten dem Lefer 
Anlaß zum Nachdenfen über die Genfur zu geben. = 
Webrigend mußte Pfizer wegen feines „Briefwechſels“ feine 
Stelle als Ober-Juſtiz-Aſſeſſor niederlegen. 

Die Rheinbayeriſche Preffe fam in der Perfon Pht- 
lipp Jakob Siebenpfeiffers mit den Geſetzen in Conflict. 
In Bezug auf eine Stelle im dritten Bande der von ihm 
edirten Zeitſchrift Rheinbayern“ wurde Siebenpfeiffer 
wegen Schmaͤhung der Regierung belangt. Seite 186 
jenes Bandes’ hatte er nämlicdy, nachdem‘ er verſchiedene 
Mißbraͤuche gerügt/ behauptet, ſolche Mißbraͤuche ſeyen 
vom Bolfe, "vom Landrath, von allen Behörden geduldet, 
weil weder Die Hreisregierung, noch das Minifteriam, noch 
das Volk die Rechte, die Verfaffung, die Gefege des 
Rheinkreifes Ferne, "und Niemand da ſei, der das Wolf 
über feine. Rechte belehre. Der Staatsanwalt fand zwei 
Gefegparagraphen, die auf jene Worte angewandt werden 
föntiten: mach dem Einen fonnte der Angefchuldigte in eine 
Gefängnißftrafe von einem Monat bis zu zwei Sahren, 


nach dem Anderen - in ‘eine Geldſtrafe von TAN Hi 
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500 Franfen genommen werben. Der Advokat Geib ver- 
theidigte den Angeflagten: diefer wurde vom Bezirkögericht, 
weil er die Schranfen einer erlaubten Kritif, eines zuläf- 
figen Tadels überfchreitend, die Königliche Kreisregierung 
öffentlich gefchmäht habe, in eine Strafe von 50 Gulden 
und in ‚die Koften verurtheilt. 

Dr. Ernft Große, liberaler Schriftiteller vormaliger 
Redacteur der „Bayeriſchen Blätter“, unter: dem -Minifte- 
rium v. Schenk aus Bayern geflüchtet; wagte es im Som- 
mer 1831 nach München zurüchzufehren. Er wollte Weften- 
rieders Werke herausgeben und fand die geeigneten, Mittel 
dazu nur in diefer Dauptftadt; er verſprach auch der Re- 
gierung, während feined Aufenthalts in München fich aller 
Befchäftigung mit Politif zu enthalten; gleichwohl erhielt 
er die Weifung, die Stadt zu verlaffen. . Große widerſtand: 
man folle doch eine Unterfuchung, wider ihn einleiten 

Wirth, der fein Syſtem, geftrichene, Artifelrabzubruf- 
fen; fortfete, hatte viele und wiederholte Gefängnißſtrafen 
zu ertragen, auch wurden mehrere, Nummern ſeines Blat⸗ 
ted configeirt: Da entfchloß er Sich, Altbayern zu meiden, 
und fid) unter den Schutz der Rheinbayeriſchen Geſetze, 
und Gerichte „zu begeben. Die oft wiederholten Erklä⸗ 
rungen ded Dr.) Kolb, Redakteur der Speiren Zeitung, 
daß er ungeſtraft die von ſeinem Cenſor Herrn von 
Reimans, geſtrichenen Artikel abdrucke, gefielen ihm gar 


zu wohl. 
In Nr. 105. der De Tribüne machte er ſeinen 
Entſchluß bekannt. So“wie Frankreich feine Freiheit den 
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Journalen zu verdanfen habe, fo müffe auch Deutſchlands 
Wiedergeburt vor allem durch die Preffe errungen werben; 
doch müffe Gemeinſinn im Volke, Intereffe für die Jour— 
naliften bei den Gebildeten beitehen, damit e8 immer klarer 
werde, daß die Preffe nur der Wiederhall der Volfögefin- 
nung fei — was die Preſſe unüberwindlic, machen werde. 
„Der Redakteur der Tribüne bat den Entſchluß gefaßt, 
feine Verfon unter den Schuß der Gerichte im Rheinfreife 
zu ftelfen, und willführlichen Verboten an die Druder 
durch Errichtung einer eigenen Druckerei vorzubeugen. Da 
ihm aber die Mittel zur Beftreitung des Koftenaufmandes 
abgehen, fo appellirt er offen und aufrichtig an die öffent- 
liche Meinung des conftitutionellen Deutjchlande mit der 
Bitte, zu Errichtung einer dem Deutichen Vaterlande und 
deffen politifcher Wiedergeburt beftimmten Preffe eine Af- 
tiengefellfchaft zu gründen. Die Koften find mit 200 Af- 
tien zu 50 Fl. gededt. Ein Verluſt wäre um fo weniger 
zu befürchten, ald mit ziemlicher Beftimmtheit angenommen 
werden kann, daß die Tribüne vom nächften Jahre eine 
nicht unbedeutende Nevenue gewähren werde.... Dad 
Baterland fordert von feinen Söhnen Opfer. Der Jour- 
nalift bringt fie willig durch Preisgebung feiner Ruhe, 
Freiheit und Geſundheit . . . .“ Wirth fchloß mit der Be— 
trachtung, er werde aus dem Erfolge, den feine Auffor- 
derung haben werde, wohl erfehen fünnen, ob foviel mo- 
ralifcher und polttifcher Sinn im Volke ſei, daß ein Kampf 
für daſſelbe ſich nicht von vorn herein als erfolglos her— 
ausſtelle; jener Erfolg werde ihm zeigen, ob er neue 
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Kräfte zum Kampfe ſammeln, oder dieſen und zugleich 
den Lauf der Xribüne einftellen folle. 

Die Sammlung ber Beiträge zu Ddiefen Actien und 
ferner zu einer Unterflügung für Siebenpfeiffer, um. die 
bemjelben-«auferlegte Gelditrafe zufammen zu bringen, ‚gab 
Gelegenheit zu neuer Bildung von Vereinen. Die -Bürger 
Zweibrückens wollten die Ehre haben, für ‚Siebenpfeiffer 
bie Geldftrafe wegen eines Artifeld zu bezahlen, „in. dem er 
gejagt hatte, dad Bolf fenne feine Rechte nicht und Nie- 
mand jei, der ed über diefelben belehre. ‚Dem; Rheinfreis 
wollte die Ehre haben, die meiften Actien für, Wirth: auf- 
zutreiben. Bald kam für Siebenpfeiffer ‚mehr, Geld zuſam⸗ 
men als nöthig war: biefer aber erließ die Aufforderung, 
nur immer fort Unterſchriften zu ſammeln, es komme ja 
nicht auf das Geld an, es ſei gar nicht nöthig, daß alles 
gezahlt werde — der Ueberſchuß ſollte für. Wirths Preſſe 
ſein —: aber jeder müſſe mit Vergnügen die Gelegenheit 
ergreifen, um feine Geſinnung oöffentlich darzulegen. Täg⸗ 
lich enthielt die Tribüne und. der Bote aus Weſten An—⸗ 
fündigungen, daß neue Zeichnungen ‚für, Yetienseingelaufen 
ſeien. Ein Verein von Heidelberger Studenten zeichnete 
drei Actien. 

Die Zuſchrift einer Rheinbayeriſchen Stadt an Sie⸗ 
benpfeiffer enthielt geradezu die; Aufforderung, man ſolle im 
Rheinkreiſe oder beſſer im geſammten Deutſchen Vaterlande 
einen Verein bilden, der mittelſt monatlicher Beiträge einen 
Fonds zuſammen bringe, woraus die ‚über liberale Journa⸗ 
liſten verhängten Geldſtrafen und Prozeßloſten bezahlt 
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würden. Und ein Artifel aus Oberheſſen vom 10. De- 
cember in ber Hanauer Zeitung fagte: „Mögen die Bolen- 
vereine fortdauern und ſich erweitern! Mögen fie zunächft 
das berbe Loos der polnifhen Flüchtlinge, für welche der 
Giefer Verein bereits die Summe von 300 Fl. zufammen- 
legte, zu erleichtern fuchen, dann aber zugleich der bedroh⸗ 
ten comftitutionellen Preſſe Deutfchlands ihre Unterſtützung 
widmen. Um ein Mitglied folcher Bereine zu werben, 
wäre ein fleiner jährlicher Beitrag zu entrichten; Died wäre 
zugleich; das einzig nöthige Erfennungszeichen der Freunde 
der freien. Preſſe!“ 

Als der Bote aus Weften erzählte, daß ein neunund— 
achtzigjähriger Mann eine Actie für Wirth gezeichnet habe, 
fügte-er Hinzu: „So muß es fommen!‘ 

„Run. ihr Zweifler,” fagte das conftitutionelle 
Deutfchland, „it Hermanns, Geift erftorben in feinem 
Bolke? Nein! Hermanns Geift lebt noch!” 

Am. 23. November reifte Wirth nad) dem Rhein« 
freife ab. 

Ende December zog Siebenpfeiffer nach Dagersheim, 
um. ebenfalls. mit, einer eigenen Prefje die Preßfreiheit zu 
erfämpfen. 

Es fehlt und an einem Helden, der mit Worten der 
Begeifterung den Funfen der Freiheit zur Flamme anfachen 
fönne,.hatte die Tribüne gejagt. Wirth und Siebenpfeif- 
fer fchienen die Rolle eines ſolchen Helden übernehmen zu 
folfen. Alle. Anftalten der legten Tage ded Jahres 1831 
deuteten darauf bin, daß vom Städtchen Homburg aus, 
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wo ſich Wirth niederließ, und von Oggerdheim aus das 
Signal zu einer literarifchen Infurrection gegeben werden 
würde und ed ließ ſich vorausfehen, daß die Literaten in 
Franffurt, in Altbayern, in MWürtemberg, in Heffen auf 
died Signal hören würden. Dazu fam die Ausficht auf 
die freie Preffe in Baden, von weldyer, wenn auch ein 
conftitutionelles, doch ein von der Cenſur entfeffelted und 
infofern freies Wort zu erwarten war. 

War die ftändifche Oppofltion des Jahres 1831 ohne 
große Refultate geblieben, weil die Abgeordneten in Bezug 
auf ihr Denfen und Handeln an beftimmte Formen und 
Geſetze gebunden waren, weil, wenn fie ihre conftitutionel- 
len Mittel erfchöpft hatten, ihnen, ald Abgeordneten, Fein 
anderes Mittel übrig blieb, fo war die literarifche Oppo- 
fition gefährliher. Dem Gedanfen bed Literaten, als 
ſolchen, waren feine Feſſeln angelegt, der Literat fonnte 
werden, was der conftitutionelle Abgeordnete nicht werden 
darf — revolutionär. Er war mehr Privatmann und 
darum kühner, die Preffe brachte ihn aber auch in eine 
nähere Beziehung zum Volke ald das in der Ständefoam- 
mer gefprochene Wort: infofern war ber Literat wieder 
mehr Volksmann, und darum wieder kühner. Mochten 
ihm gleichfalld, wenn er feine Gedanken durch die Preffe 
offenbarte, Gefeße, die den „Mißbrauch“ der Preffe ver- 
hindern follten, entgegenftehen, dieſe Gefege waren ihm 
äußerlicher, ald die dem Abgeorbneten vorgefchriebenen 
Formen, fie waren feinem Denken fremder, fie waren nicht 
das Maaf feiner Gedanfen. Und wenn fie in diefelben 
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eingriffen, fo nahm ſolcher Eingriff mehr die Form ber 
Gewalt an. 

Stand daher für dad Jahr 1832 ein regierungsmä- 
iger Kampf gegen die Preffe bevor, fo ſtand aud) ein 
gewaltthätigeds Handeln in Ausfiht.  Ständefammern 
fonnte man durch landesherrliche Refcripte zur Ruhe ver- 
weifen, man konnte ihnen das Veto der Standedherren, 
der Reichsräthe, der Herrenbänfe, das Tandesherrliche 
Veto entgegenftellen; man konnte fle vertagen, man fonnte 
fie fchlimmften Falld auflöfen. Alle diefe Mittel waren 
friedliche, fie nahmen ihren ruhigen Verlauf, fle wurden 
Anlaß der Debatte, wurden höchſtens mit einer Protefta- 
tion für das ſtaͤndiſche Archiv begleitet; bei einer Auflö- 
fung verließ man fich auf die fünftigen Wahlen oder fuchte 
fie zu leiten. Aber Zeitfchriften, Bücher Fonnte man nur 
verbieten, vernichten, Schriftfteller fonnte man nur ein» 
fteefen, zur Flucht zwingen. Man mußte wenigftend den 
Schein der Gewalt annehmen: und daher war felbit ein 
Steg über die Prefje gefährlich, weil er der Gegenparthei 
ben Gedanken eingab, es fei nun recht, der Gewalt bie 
Gewalt entgegenzufegen und dad Mittel durch den Zweck 
zu heiligen. 
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Meminiscenzen aus dem Jahr 1831 waren es, 
welche in den erften Tagen bed Januar 1832 die Gemü- 
ther der Sübbeutfchen in Bewegung feßten. Noch am 
Syivefterabend, gleich nachdem, wie dad Hochprogramm 
ſich ausbrüdte, „der Schluß des Babifchen Landtages be- 
endigt” war, brachten die Bürger von Karlsruhe dem 
Großherzog eine Fackelmuſik, wobei ein eigens gebichtetes 
Feftlied gefungen wurde: das ganze großherzogliche Haus, 
den Fürften von Fürftenberg, das freifinnige Mitglied der 
erften Kammer, die errungene Preßfreiheit, die Kammer 
der Abgeordneten lieg man hoch leben. — Patriotifche 
Karlöruber fammelten zu einem Chrenpofal für Herrn v. 
Rotteck, um ihm wegen feiner Proteflation gegen die letzten 
Befchlüffe des Bundestages zu banken. Man erfuhr, dag 
das ganze Land Anftalten mache, um die heimfehrenden 
Deputirten fefllich zu empfangen, dag Ehrenpforten errich- 
tet werben und daß befonders fich die Freiburger durch 
Dank⸗ und Freudenbezeugungen für ihre Deputirten ausd- 
zeichnen würden. 

Die Bewohner des Rheinkreifed und die Würzburger 
bereiteten ihren Vertretern Feſte. Der „Volkstribun“, ein 
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in Würzburg durch den Rechtspraftifanten Widmann neu 
begründeted Blatt, berichtete in feiner erften Nummer, 
„als die Kunde anlangte, daß die Würzburger Deputirten 
heimfehrten, trat ein Ausſchuß von zwölf Bürgern zufam- 
men, um ſich über einen zu bringenden Fadelzug zu be- 
rathen: alle Bürger waren einverftanden, bag man die 
fragliche Ehrenbezeugung Herrn Ziegler und Leinecker er- 
weifen müſſe; vrücfichtli des Abgeordneten BEugn 
herrfchte Berfchiedenheit der Stimmen." 

„Freude und Schmerz zugleich” — fagten die Be- 
mwohner ded Kantons Dürckheim in einer Adreffe an Die 
Deputirten Rheinbayernd — „bemächtigen ſich unſerer 
Gemüther in dem Augenblide, wo wir Euch, edle Abge- 
ordnete des Rheinfreifes, entgegenfommen;' Freude, weil 
wir mit Stolz auf die meiften don Euch blicken Dürfen; 
Schmerz, weil nad) zehnmonatlidyem Kampfe wir von dem 
Ziele, deffen Erreichung wir Alle ſehnlichſt wünſchten, im- 
mer noch gleich weit entfernt find, ja, weil manche unſere⸗ 
theuerften Intereſſen noch ſchwankender ftehen als zuber.« 
Die Duͤrckheimer ergreifen dieſe Gelegenheit, um noch ein⸗ 
mal ihre Wünfche nach Preffreiheit, conſtitutloneller Ver- 
faffung für jeden Staat und Einheit des Gefammtvater- 
fandes „im Angeſicht von ganz dennnann rn 
auszuſprechen.“ 

Schüler, der München ſchon früher verlaffen hatte, 
kehrte damald gerade von einer Reife nad) Frankreich zu⸗ 
rück, um das Haupttheil der Ehrenbezeugungen für ſich in 
Befchlag zu nehmen. „Die Stüte des Volks, der Koloß 
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an Geift und Charafter“, mie ihn die Deutfche Tribüne 
nannte, wurde am 11. Januar in Homburg mit feierlichem 
Gefange und einem dreimaligen Lebehoch empfangen. Chr. 
Scharpff feierte ihn in einem Liede, weldyed am Schluß 
den Bruch der Feffeln und das „in Freiheit und Größe 
erſtehende Baterland” zu befingen, nicht verfehlte. In 
Aweibrüden erhielt der „bewunderte Mann des Volkes“ 
eine Kadelmufif, bei der „felbft Greife ſich herzudrängten, 
um eine Fackel tragen zu Finnen“, und Schüler „warb 
von der Rührung fo fehr überwältigt, daß er der Depu- 
tation, welche ihm im Namen der Bürgerfchaft ihre Hul- 
digung brachte, kaum zu antworten vermochte”. — Und 
der Bolfötribun theilte eine Adreſſe des Würzburger gefel- 
ligen Bereind an Schüler mit. 


Das neue Jahr brachte für Bayern ein neues Mi- 
nifterium. Die Minifter, welche im Sabre 1831 fungirt 
hatten, waren durch einen doppelten Kampf, den fie be- 
ftanden, durd) den Kampf gegen das Kabinet und gegen 
die Deputirtenfammer abgemattet; dazu waren fie felbft 
durch ihre Verwidelung mit der Kammer der Volfdvertre- 
ter zu conftitutionell, um den Maßregeln, welche das 
Jahr 1832 bringen mußte, angemeffen zu fein: genug, der 
Fürft v. Wrede, der bisher fchon bei den Berathungen 
des Kabinets das Wort geführt, fah fih im Januar 1832 
ald Minifterpräfident an der Spite eined neuen Minifte- 
riumd. Das Bayerifche Regierungsblatt vom 6. Januar 
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machte befannt, daß durch Allerhöchfte Entfchließungen 
vom 30. und 31. December Freiherr v. Zentner, Staate- 
minifter der Juftiz, Graf v. Armanfperg, Staatsminifter 
des Königlichen Haufed, ded Aeußern und der Finanzen, 
v. Stürmer, Berwefer des Staatsminifteriumsd bed Innern 
ihrer Dienfte enthoben und daß ber Freiherr v. Gieſe zum 
Berwefer ded Staatsminifteriumd des Königlichen Hauſes 
und ded Aeußern ernannt, daß dem Freiberrn von Zu— 
Rhein das Portefeuille des Juſtizminiſteriums, ‚dem Fürft 
von Dettingen- Wallerftein dad bes Minifteriumd des In- 
nern proviforifch übertragen feien. Herrn v. Mieg warb 
dad PVortefeuille des Finanzminifteriums zugedacht. Herr 
Rudhart warb Negierungspräfident des Unterbonaufreifeg, 
der Graf Seinsheim Negierungsdirector des Iſarkreiſes. 
Der leßtere wurde Gegenftand von Feftlichfeiten, von Op- 
pofitiongfeftlichfeiten gegen die Fackelmuſiken, welche ben 
lieberalen Deputirten gebracht: wurden. „Die Inftallation 
des Grafen von Seinsheim“, erzählte die Bayreuther -Zei- 
tung, „der mit einer feltenen Beharrlichkeit die minifteriel- 
fen SIntereffen in der KRammer- und die Prärogative ber 
Krone zu wahren fic bemühte, gab, Veranlaſſung zu einer 
Reibe- von Feftlichfeiten, wie fie noch ‚feinem, Minifter 
widerfahren: Reftmahle, Muftfen, Beleuchtung amd befo- 
rirte Säle, Deputationen von Privatvereinen, wiederholte 
feierliche Galla» Aufwartungen, folgten: in ununterbrochener 
Reihe und dauern feit dem Neujahrstage fort. Die Bür- 
gerfihaft von München erwartet durch den perfönlichen 
Einfluß ded Grafen Erhaltung und Bewahrung ihrer 
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Privilegien. Die Zünfte und der Magiitrat verehren ihn, 
weil er gegen die Gewerbfreiheit entjchieden fich erflärte 
und das Zunftweien gern wiederhergeftellt willen möchte.“ 

Nächſt diefen Feſten offenbarte ſich bad. nunmehr 
ſelbſtbewußte Weſen der Kabinetsparthei in dem Tone der 
offiziellen. Journale. In ihrer Nummer vom 10. Januar 
triumphirte die Münchner politiſche Zeitung, Die unter 
Aufficht des Fürften Wrede verfaßt wurde, Darüber, daß 
ed. nicht gelungen fei, die „Armee des Könige” Durch einen 
von ihre: zu leitenden Berfafjungseid in „eine. ſtaatsbür— 
gerliche, Truppe” zu verwandeln. In einer früheren Nun 
mer) fuhr fie über Diejenigen her, welche dem Bau der 
Pinakothek Stillftaud gebieten wollten. „Es ward beichloi- 
fen”, .fagte fie, „Diefen Bau zur Ruine werden zu laffen, 
— ja. einige. Oppofitionswäüthriche der Kammer gingen fo 
weit, dieſe Ruine, als ein Monument der Gefebmäßigfeit 
darftellen zu: wollen; alle befonnenen, gerechten und gebil- 
deten Beurtheiler der Sache mußten aber darin nur ein 
Denfmal blinden Vorurtheild, einer Ueberfchreitung verfaf- 
fungsmäßiger: Befugnig, rohen Vandalismus und Kleinlicher 
yerfönlicher Rachſucht entdeden.‘ Damals trat befonders 
Herr Saphir ‚für die Intereffen der Regierung in:. Die 
Scwanfen: die Regierung gab ihm die Charge eined Hofe 
Antendanz-Rathes mit 800 FI. jährlichen Gehaltes. 

König Ludwig. aber. erfannte in einem Handbillet an 
den Fürften bon Wrede. die Beſtrebungen der legten Kam 
mer der Reichsräthe an. „Herr Feldmarſchall, Fürft von 
Wrede, Sie haben Mir während des nun beendigten ſturm— 
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vollen ‚Landtages mit Treue und Anhaͤnglichkeit zur Seite 
geftänden und eine unermübete Thätigkeit entwickelt. Uns 
ter; den vielen trüben Bildern, : welche Mir die Erinnerung 
au das abgelaufene Jahr darbietet, it Mir der, Gedanke 
an Ihre Treue. fehr erfreulih. Empfangen Sie Meinen 
Dank und die Verficherung  ded befunderen Wohlwollens 
womit Ich Ihnen zugethan bin, Ihr. wohlgeiwogener König 
Ludwig.“ 

Die erften Schritte der Regierung geſchahen gegen: die 
Preſſe in Rheinbayern. Eine Handpreffe Wirthe; in Hom⸗ 
burg ward am 4. Januar durch den Landcommiſſär und 
den Bürgermeifter in Befchlag genommen: Wirth habe Feine 
Sonceffion zu Errichtung einer Druderei. Aus gleichem 
Gründe ward Siebenpfeifferd: Preſſe in Oggerdheim am 
am 8, Januar verfiegelt: Die Regierung berief ſich auf 
ein Napoleoniſches Deoret: vom 5. Februar 18 10, welches 
ſeſtſetzte, daß Die Drucker ‚concefftonirt und vereidet werben; 
les imprimeurs: ‚seront ;brevetes et‘asserment&, daß 
Niemand eine Conceſſton erhalten! folk; der micht Zeugniſſe 
über: ſeine Fähigkeit, ! feine Sittlichfeit und über feind An⸗ 
hänglichkeit san das Vaterland’ und den Sonveran beibringe, 
qu’apres axoir jusliſie de leur: capacit£ de leurs bonne 
vie el; moeurs et »de leur) atlachement Ila pꝓatrie et 
au souverain,) daß der Drucker verpflichtet fei,n vor dem 
Druck eines Werfes die Erklärung) deſſelben zu machen 
und daß der Generaldirector des Buchhandeld die Mitthei- 
lung und Prüfung des Werfed anordnen und. den Drud 
filtiren fönne, le directeur general pourra ordonner, si 
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bon lui semble, la communication et l’examen de 
Fonvrage et surseoir a limpression; daß das Merf 
conftscirt und der Druder in Geldftrafe genommen werden 
folle, wenn jene Declaration vor dem Drucke nicht gemacht, 
wenn troß bed DBegehrend, daß das Werk zur Prüfung 
vorgelegt werde, der Drud nicht unterlaffen, und wenn 
nach wirklich ftattgehabter Prüfung, des durch den Gene- 
raldirector ausgefprocyenen Berbotes ungeachtet, dad Werk 
publicirt werde *). 

Gegen die Anwendung dieſes Decretd beriefen fich die 
Betroffenen darauf, daß daffelbe durch die Verfaffung ven 
1818 aufgehoben fei, daß ferner im Nheinfreife Gewerb— 
freiheit beſtehe und ſie verflagten die Regierung wegen ge- 


*) Das Derret vom 5. Februar 1810 war nur der Grund: 
ftein zu seinem: Genfurgebäude, welches durch folgende Decrete 
weiter ausgeführt wurde. Ein Decret vom 3. Mai 1810, Concer- 
nant les fonds destin@s aux depenses de la censure, ftellte alljähr: 
lich eine. Summe zur Verfügung bes Minifters des Innern, um 
die thätigften und eifrigften Genforen nad Maßgabe ihrer Leiſtun— 
gen und ber Empfehlung des Gencraldireetors zu belohnen. Ein 
Decret vom’ 3, Xuguft 1810 bejchräntte die Zahl der Beitungen 
auf ein ‚einziges Blatt in jedem Departement — das Seine De 
partement ausgenommen; allen nicht politifhen Blättern wurbe 
die Mittheiling ihnen fremdartiger Gegenftände verboten. Da das 
Deeret vom 5 Februar die Zahl der Druder in jedem Departes 
ment firirte, ..fo. befahl ein anderes vom 18. Nonember, daß Alle, 
weldhe, ohne conceffionirt zu fein, fih im Befig von Preffen und 
fonfliger Drudgerätbfchaften befänden, dem Präfecten davon Anz 
zeige machen follten. 2! Den beibehaltenen Drutckern ward nun dur 
Decret vom 2. Februar 18:1 die Schadlosheltung ber untexdrück⸗ 
ten dur Ankauf ihrer Preifen geboten. vgl. Savoye, Garanfieen 


der freien Preſſe im Rheinkreife. 
1 


132 


waltthätiger Verlegung conititutioneller Rechte. Bis zur 
Entfcheidung dieſes Prozeſſes lieg Wirth die Tribüne bei 
Ritter in Zweibrüden druden, ohne aber’ natürlich: fich 
der Cenſur zu fügen. Zugleich machte er ‚zur Beruhigung 
der Actionäre der Tribüne“ bekannt, daß nicht die Schnell⸗ 
prefle, (welche ſich bisher nod) bei Nitter befunden, fon- 
dern nur eine Handpreſſe unter Siegel gelegt ſei. 

Alsbald aber erfuhr man, daß die Bayerifche Regierung 
noch ein andered Mittel gefunden habe, um die Berbrei- 
tung uncenfirter Journale zu hindern; fie habe den Befehl 
erteilt, daß die Poft fein Journal verfenden dürfe, worin 
fid) ‚eine von der Genfur geftrichene Stelle befinde. Auch 
diefe Maafregel erflärte Wirth für eine verfaffungswibrige. 
Die Conftitution fage ausdrüdlich: „Niemand darf verhaf- 
tet oder fonft verfolgt werden, al in den vom Geſetze 
beftimmten Fällen‘: nun’ verbiete fein Gefes das Abdrucken 
geftrichener Stellen, und gleihmohl „verfolge” die Regie- 
rung die. Sournaliften wegen dieſer Handlung, fie, ftoße 
baher eine Hauptgrundlage der BVerfaffung gemwaltthätig 
um. Wirth, zeigte. an, daß, wenn, die Voftbehörden es 
wagen ſollten, der verfaſſungswidrigen Ordontanz Folge 
zu ‚geben, „er foldye ‚vor‘ Gericht ladet, zur Erfüllung ihrer 
vertragsmäßigen: Verbindlichfeit anhalten laſſen, ingeifchen 
aber feine” Blätter darch Eſtafetten verſenden werde. 

Auch: in. Caffel haue aich das Eode de⸗ vr - 
Beginn des neuen Jahres durch Feft- und Zweckeſſen be⸗ 
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ichnet gwanwat res diesmal: nicht gelungen, am SH 
veſterabend, wien es fonft-Sitte wat, einen» Ball zu ; 
Hiren Die Bürgerſchaft md das Militär? ſahen ſich feit 
dem 7. December mit feindſeligen Blicken: an, und als 
einige Offiziere Subſcriptionen für einen Ball zu ſammeln 
verfuchten;„weigerten.fich die patriotiſchen Damen zu er⸗ 
ſ(ccheinen · Dafür‘ wurde · am 30. December: Jordams Ger 
burtstag von: 200 Perſonen, die ſich zu einem Gaſtmahlt 
vereinigt hatten, gefeiert; man bemerkte auf dieſenn deſtfte 
feinem) Offizier · ⸗Am Neujahrstage wurden auf Befehl — 59— 
des Kurprinzen ſämmtliche Soldaten der Caſſeler Garniſon 
mit Braten und Salat, einem, Scheppen ‚Wein: aus.dein 
Hoffeller und einem Kruge Bier pro Maun traetirt; auch 
bewilligte den Prinz: 500, Thaler: und 50-Klaftenı Holz)'zur 
Berthellüng inter. bie Armen. 13) man men“ Ey 
Es gab in Rurheſſen gwae Feiner erfte Kammer; dleſe 
aber wurde hinlänglich durch dad Miniſterium erſetzt, wel⸗ 
ches jeben durch die Kammer der Abgeordneten amendirtäi 
Geſetzentwurf einer neuen Unterſuchung unterwerfen und mit 
neuen Veränderungen in die Kammer bringen fonnte.. Sp 
erfuhr manz daß das von der Kammer mit: bedeutender 
Modifirationen verſehene Bürgergardengefes die Billiguug 
der Staatsregierung nicht erhalten habe und daß es wie⸗ 
derum nur in einem Sinne, der von der Kammer 'nicht * 
gebilligt werde,srebigiet, an —— — 
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rücfgelangen werde, Ren ee Di ei; ar 
Auch dem Preßgeſetz ließ — 
es weitlaͤufige Hin⸗ und Herzüge machen werde... Es war 
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in jenem Geſetz zwar jeglicher Genfur abgefagt, und die— 
felbe nicht einmal für Tagesblätter und fonftige Zeitfchriften 
angeordnet. Dafür enthielt daffelbe aber fo vielfältige und 
ausgedehnte Strafbeitimmungen, daß faſt nur der loyalſte 
Bolitifer hoffen Fonnte, Gelditrafen von 25 bis 100 Reiche 
thalern und Gefängnißftrafen von der Dauer von Monaten 
bis zu Sahren zu entgehen. Der $. 16. bedrohte Jeden, 
welcher fich in Drudichriften gegen Gefeße und noch beftehende 
gefeßliche Einrichtungen frechen Tadel, obſchon ohne be- 
ſtimmte aufreizende Abficht zu Schulden kommen laſſe, mit 
einer Freiheitöftrafe bis zu drei Monaten. Würde und 
Sicherheit verlegende Angriffe auf die Berfaffung oder 
Verwaltung ded Deutfchen Bundes umd einzelner: Bun— 
beöftaaten, Chrenfränfungen gegen den Regenten- "eines 
auswärtigen Staates follten mit Gefängnißftrafe‘ bis zur 
Dauer von zwei Jahren geahndet werden Der Gefet- 
entwurf enthielt nichtd von mündlichen ‚oder öffentlichem 
Berfahren, nichts von einem Schwurgericht. 

Am 3. Januar 1832 begann Yordan einen Kampf 
gegen jene Berordnung, welche den Civilſtaatsdienern das 
Tragen von Schnurrbärten unterfagte, weil folhe das 
Abzeichen eined Standes feien. Diefe Angelegenheit, fagte 
er, erfcheine vielleicht al8 unbedeutend, ja vielleicht gar 
als lächerlich, er aber halte jene Verfügung für unverein⸗ 
bar mit der Berfaffungsurfunde, durch deren 9. 31die 
Freiheit der Perfon verhürgt werde, Selbſt den Türkiſche 
Sultan könne nicht. über den Bartfeiner Unterthänen ge- 
bieten, * Auch begreife er nicht, wie man in jener Ber 
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ordnung den Bart habe mit der Dienftfleidung in Berbin- 
dung feßen fünnen, da doch der Bart Fein Kleidungsftüd 
ſei. Seitdem die Kleidung der Staatsdiener nicht mehr 
Hof» fondern Staatsumiform fei, müffe man einfeitige Ver— 
fügungennbarüber  unftatthaft nennen. — Als die Tages 
orbnunge-vorgeichlagen wurde, ſetzte Jordan hinzu: ed 
handle ſich Hier um das Prinzip; am Ende koͤnne ſogar 
noch Gefehlen werden, man folle fich kahl fcheeren laffen, 
wie. ein Möndy: zugleich behielt er fich vor, einen hierauf 
bezüglicjen;: jelbftitändigen Antrag zu ftellen. 


Während Jordan fo in Gaflel die Freiheit der Per— 
jonen, zu fügen fuchte,. machte ich eben dieſelbe Freiheit 
in. Hanau, wo fie ſich durch die Errichtung von Zollitätten 
angegriffen ‚glaubte, Durch einen Angriff auf: Freiheit und 
Leben: der ‚Staatsdiener Luft, Mit dem- erftien Januar 
1832. war, der Zollvertrag zwifchen Preußen, und, Kurheſſen 
ind Leben getreten, Zollftätten wurden am 4. Januar an 
der, Grenze errichtet. Gleich, am. folgenden Tage erfuhren 
die Mauthbeamten, daß für den Abend ein „Cravall“ zu 
erwarten. fei,. und da fie von dem Militär Feine Unterſtüz— 
zung, erhielten, begaben fie ſich auf. die Flucht. Um 
ſechs Uhr. Abends machte ſich Hanau auf die Beine, man 
zog dem Frankfurter Thore zu, demolirte das Gebäude, in 
welchem die Mauth ihren Sig aufgefchlagen, zerfireute und 
vernichtete „alle Papiere und Negifter. Am nächiten Abend 
fielen die Bauern der Umgegend, mit Mifigabeln und 


136 


Senfen bewaffnet, das Zollhaus auf der Mainfur an. 
Das dort aufgeftellte Militär gab drei Salven und nach— 
dem einige Bauern getödtet, acht bis zehn verwundet waren, 
zogen fidy die Angreifenden mit Berwünſchungen und Dres 
hungen zurüd, die fie aber nicht erfüllten ir Derı Regent 
ließ Truppen nach Hanau marfchieren, und nach und nach 
fammelten ſich dort 2,500 Mann. Die. Caffelen Bürger- 
garden wollten diefe Gelegenheit benugen, um ſich dem 
Regenten angenehm und förderlich zu bemeifen. ». Eine 
Deputation derjelben legte. am 10. Januar dem Kurprin⸗ 
zen den Ausdruck der allgemeinen Mißbilligung und bes 
Abſcheu's dar, welche in:der Reſidenz über jene tumultua- 
rifchen Ereigniffe herrſchen, und erflärte zugleich Namens 
der Bürgergarde die Bereitwilligkeit, jeden Dienft, welcher 
dem Zmwede ihrer Einrichtung und ihrer Berufspflicht ent- 
fprecdhe, willig zu übernehmen; unterließ jedoch nicht, den 
dringenden Wunſch auszufprechen, daß das Bürgergarden- 
gefeß, fo wie es von den Landftänden angenommen fei, 
baldigft ins Leben treten möge. Des Kurprinz- Mitregenten 
Hoheit geruhten zu antworten, daß das bereitd nach der 
Provinz Hanau abgeſchickte Militär ſicher hinreichen werde, 
um die dortigen Unruhen mit Nachdruck beizulegen: es fei 
daher kaum voraudzufegen, daß durch eine größere Ent- 
blögung der Stadt Saffel von Militär der Dienft der Bürs 
gergarde werde in Anfpruch genommen werben. 


— — — —— 
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Die Naffauifchen Stände jahen ſich Anfang Januar 
1832 wieder beiſammen. Sie beharrten bei ihrer Weige— 
rung, die Herrenbanf als verfafiungsmäßig conftituirt am 
zierfennen und fidy mit ihr in Benehmen zu feßen. Das 
Edict von 1815 über die Bildung der Herrenbanf ſei al- 
fein :giltig und wiſſe Nichts von einer neuen Greirung von 
Pairdysdie: Bermehrung der Herrenbanf fei alfo eine: Ver— 
fafjungsverlegung. Sie, die Kammer, fönne fich daher 
auf: keiner Ausübung ihrer legislatorischen Functionen ein« 
laffen,; fo lange. die erite Kammer nicht auf Die conſtitu— 
tionsmäßige Anzahl ihrer Mitglieder reducirt ſei. Die 
Deputirten:beichloffen am 7. Janmar, dem Herzog in einer 
Adreife ihren Entfchluß auszudrüden und ihn zu bitten, 
unter diefen Umständen den Landtag zu jchließen, ı damit 
dem Lande: feine unnöthigen Koften verurfacht würden. 

Die Feſteſſen blieben auch in Naſſau nicht aus. Die 
Bürger von Miesbaden gaben den Deputirten, um ſich 
für ihre Sreimüthigfeit und Beharrlichfeit dankbar zu be- 
zeugen, in dem Gafthofe zu den vier Jahreszeiten ein 
großes Gaftmahl, bei dem ed an anfenernden Trinffprüchen 
nicht mrangelte. 

Die Adrefle, deren Anfertigung dem Deputirten Eber- 
hard übertragen war, fonnte dem Herzog nicht mehr über- 
reicht werden. Ald nämlich) am 19. Januar Herr Mag— 
deburg der Kammer die Anzeige machte, daß nunmehr bie 
Unterfuchung und Prüfung der Rafentrennung von Seiten 
der Herrenbank beendigt fei, Daß die Herrenbanf jene 
Kaffentrennung ald rechtmäßig vollzogen, den Bezug ber 
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140,000 Fl. ald Entfchädigungsrente für die Domainenfaffe 
ald mit Recht in Anfpruch genommen anerfannt habe, be- 
merfte der Herr Präfident Herber, die Kammer habe ja 
fchon den Beſchluß gefaßt, Feine Mittheilungo wontıber 
Herrenbanf entgegenzunehmen, und ed ward‘ per:majora 
der Befchluß gefaßt, „daß die dermalige Depitirten- 
verfammlung, weil fie das der Kaſſentrennung zum 
Grunde liegende Prinzip überhaupt beſtritten und gegen 
die» Herrenbanf in ihrer dermaligen Zuſammenſetzung pro— 
teftirt habe, fih auf die Unterjuchung der Kaſſentrennung 
vom Jahr 1816 nicht einlaffen könne und wolledo Herr 
Magdeburg drüdte über ſolchen Befchlug ſein Bedauern 
ans, hinzufügend, daß, wenn die Deputirtenverſammlung 
zu nichts mehr mitwirfen: wolle, wobei dauch nein Theil» 
nahme der Herrenbanf ftattjinde, ſie eigentlich am Enbe 
ihrer: Gefchäfte ſtehe. Dies: wurde) von vielen Seifen zu— 
gegeben, werauf der Regierungs » Bicepräftdent Möller er⸗ 
klärte, daß für dieſen Fall’ die Commiſſarien den Befehl 
erhalten hätten, den Landtag zur ſchließen, was derſelbe 
dann durch Borlefung und Abgabe eines höchſten Re— 
ſeripts that. 

Auch Stuttgart ſah im: Jannar 1832 oppoſitionelle 
Volksfreuden. Hier handelte es ſich darum, ob Uhland 
oder der miniſterielle Candidat Feuerlein zum nachſten 
Landtage gewählt werden ſolle. Am 3. und 4. Januar 
fanden die Wahlſchlachten ſtatt. „Mit dem Beginne des 
Tages“, erzählte der Hochwächter, „hatten ſich Bürger in 
großer Anzahl in der Nähe des Rathhauſes verfammelt; 
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die drei Gaſthöfe am Marfte, der Adler, die Sonne ımd 
der Schwan, waren den ganzen Tag über voll von Men- 
ſchen. Schon in den erften Stunden ftellte fich die Stim- 
mung entſchieden für Ubland heraus, Kamen auch einmal 
3, 6, bie für Seuerlein ftimmten, fo drang ihnen alsbald 
wieder ein Haufe von 15 bis 20 für Uhland nach. Als 
mit dem Einbruche der Dumfelheit die Wahl entichieden 
war, fdimmerte ein transparenter Schild am Schwan 
mit den Worten: „Heil Ludwig Uhland, dem Abgeordneten 
von Stuttgart!" 


Bor Allem aber waren ed in diefem Jahr die Polen, 
in deren Aufnahme ſich das Deutſche Gemüth offenbarte. 
Am 8. Januar famen in Leipzig die erften Polen an. Der 
Polenverein hatte ihnen Chaifen entgegen gefchict, während 
fie durch Preußen auf Bauerwagen transportirt waren; 
Buchhändler Fr. Brodhaus, ald Mitglied des Volenvereing, 
ritt ihnen in feiner Uniform des Bicefommandanten der 
Communalgarde entgegen und beforgte den Empfang. Der 
Einzug erfolgte unter Hurrahgefchrei der Leipziger, welche 
ihre Säfte triumpbirend von den Wagen hoben. — Die 
Cafjelfche Zeitung berichtete aus Hersfeld, die Regierung 
habe zur. Beföftigung der dort durchziehenden Polen 600 
Thaler bewilligt; Niemand aber wolle für die Bewirthung 
„diefer intereffanten Gäſte“ Geld nehmen, der ausgezahlte 
Betrag werde vielmehr fogleich unter die angefommenen 
Dolen vertheilt. Man fähe die Volen in allen Kramläden 
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umbergehen, um die vorräthigen Heſſiſchen Gocarden zu 
faufen, die fie zum Antenfen an den Empfang in Hers— 
feld tragen wollten. Die, welche feine mehr befommen 
fönnten, nehmen fie ihren Wirthen von den Hüten und 
Müten und hefteten fie auf die ihrigen: 

Als man in Mainz erfuhr, daß die erſte Eolonne 
durchziehender Polen b.i Oppenheim über den Rhein gehen 
folle, wanderten die Mainzer Polenfreunde ſchaarenweis 
nad) diefer Stadt. Ein Fonds wurde zuſammengebracht, 
um Schuhe, Stiefel, Strümpfe, Wäfche+-amwichaffen. 
Abende 6 Uhr, mährend die eriten Polen über den Fluß 
gingen, verſammelten fich jene: Freunde der Freiheit, Pech⸗ 
fadeln. in den Händen,nauf dem jenfeitigen Ufer und ſau⸗ 
gen: Noch ift Polen nicht verloren; die Polen aber, mitten 
auf dem Rheinftrone, antworteten in der Mriginalſprache 
Am nächſten Lage gab. ſich der Deutſche noch mehr Mühe, 
um den Polen zu beweiſen, daß ſein Vaterland noch nicht 
verloren ſei. Auf den Rebhügeln: amjenfeitigen Ufer hätte 
man euer angezündet, ein fchönes -allegorifches Transpa- 
rent angebracht, und zur Abwechſelung laspman Diesmal 
in. Belnifcher Sprache in demſelben? Noch »iſt Polen 
nicht ; verloren ”, 

Die Bürger von Gießen illuminirten ihre Stadt den 
Polen zu Ehren. Die Deutſche Tribünen berichtete "aus 
dieſer Stadt, Der. Zug der Polen ſei ein wahrer Triumph 
zug. der Freiheit, am: welchen: fich die Deutichen Herzen er—⸗ 
wärmten und ber fie veranlaffe, einen Bund der Freund- 
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fchaft und Freiheit auf Tod und Leben zu fchließen. Die 
Polens Feierlichkeiten waren in ber That Gelegenheit, um 
bie Heichgefinnten einander näher zu bringen: im Groß- 
herzogthum Heſſen waren es befonders die Studenten von 
Gießen: und die Bürger von Butzbach, melche bei dieſem 
Anlaß ihre Geſinnungen anstaufchten. In Butzbach Tebte 
damals als Rector der Dr. Friedrich Ludwig Weidig, ein 
beſchauliches, liebendes Gemüth und ein glühender Geiſt, 
eine. offene: Seele und ein wohlberechnender Verſtand. 
Schon durch feine Theilnahme an einer „Deutichen Gefell- 
fchaft,“  derentwegen er in den Jahren 1832 in linterfu- 
Hung gezogen war, mit der Idee eines freien und einigen 
Deutfchlands vertraut geworden, hatte er nie aufgehört, 
Partheimann zu fein, und fuchte durch feine Art zu unter- 
richten ſchon den Buben eine freie politische Geſinnung, 
die. er: für die ded Manned wiürdigfte hielt, einzuflößen; 
die Jungens hatten, wie fein Schüler Carl Zeuner fagte, 
ſchon deshalb vor. ihm Reſpect, weil er einmal in politi- 
fcher Unterſuchung geweſen ſei. Dabei liebten fie ihn. 
Jehannes Grüninger von Butzbach erzählte, er fei über» 
glücklich geweien, wenn er feinem Lehrer Morgens das 
Waſchwaſſer bringen durfte. Weidig machte mit den be— 
ften feiner Schüler Heine Ausflüge auf den Feldberg, wo— 
bei er die Koften beftritt, den Sungend von Herrmann dem 
Sherusfersund Kaiſer Rothbart erzählte und ‚gegen Goethe 
los zog. Er übte fie im Fechten, Schießen und Turnen 
und im Singen von Freiheitöliedern. Als die Julirevolu— 
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tion und die Polnifche ausbrachen, wurde er in feinem Un- 
terricht kühner und fpecieller, jest erzählte er von den Hel⸗ 
denthaten der Polen, jetzt ließ er die Marfeillaife fingen 
und unter feine erwachfenen Schüler vertheilte er die 
Deutfche Tribüne, die Hanauer Zeitung und andere frei= 
finnige Blätter. Er wurde ferner Director des Butzbacher 
Polenvereind und veranftaltete Aufzüge zu Ehren des „„Hel- 
denvolfes.” AU fein baared Geld — was er nur in Ber- 
mögen hatte — vertheilte er an die Polen. Seinen Schü— 
fern war dies Anlaß genug, fi) unter ihres Lehrers Auto- 
rität zu begeiftern: dem zwanzigjährigen Carl Zeuner ver— 
ehrte ein Polnifcher Major einen mit Ruffenblut gefärbten 
Säbel. 


In Landſtuhl waren die Einwohner ſo eiferſüchtig 
darauf, Polengäfte bei ſich zu fehen, daß einzelne ſchon vor 
der Stadt die Wagen anbielten, ſich darauf ſchwangen und 
im Triumph mit ihrer Beute in die Stadt einzogen. Der 
Donner der auf dem Schloßberge aufgeitellten Böller em- 
pfing die „heldenmüthigen“ Gaͤſte. Die Homburger gaben 
ihren „scheidenden Lieblingen‘ auf dem Rathhauſe ein Feit, 
um ihnen zu beweifen, daß Polen nicht mit ihrer Zuftim- 
mung. eine Ruffiiche Provinz geworden. 


Bei diefen verſchiedenen Anläffen zur. Aufregung ar⸗ 
beitete die Preffe in Nheinbayern mit ungemeinem Eifer, 
Die) Deutſche Tribüne ließ gleich, in; ihrer erften Nummer 
ihren anderen Titel ‚ein conftitutionelleds Tagblatt‘ weg, 
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mit Nummer 18 nahm fie dafür den Zufag „zur Wieder- 
geburt ded Vaterlandes“ an. 

„Am lichten Rheine wird ed nimmer Nacht,” fagte 
Wirth in Nr. 1, „die Preifen, welche das Volk ſich bat, 
werdet. ihr nimmer zum Schweigen bringen; aber die Bref- 
fen, die ihr fo ſehr fürchtet, werden nie zur Anwendung 
rober Gewalt auffordern, noch fonft die Anarchie proflas 
miren; fie werden vielmehr die Bürger befchwören, dem 
Geſetze unter allen Berhältniffen gehorſam zu fein; aber fie 
werden auch der Willfür und der abfoluten Gewalt mit 
Muth und Kraft entgegentreten, für Aufrechthaltung der 
volfethümlichen Iuftitutionen, für politifche Wiedergeburt 
unſeres Deutfchen VBaterlanded mit Wärme fänpfen. Le— 
bet und fterbet, meine Deutſchen Mitbrüder, für die Frei- 
beit, und fdweibt vor allem den Sat: chne vollftändige 
Durchführung des conftitutionelen Principe und ohne po—⸗ 
litiſche Einheit fein Heil für Deutichland, mit Slammen« 
zügen in euer Herz.‘ 

Gleich in Nr. 3 beginnt Wirth fpeciell feinen Kampf 
mit dem. Deutfchen Bund, weil derjelbe, wenn er feinem 
Kamen entiprechen wollte, nothwendig eine organisch con— 
ftituirte Regierung und gleichmäßige Verfaffungen hätte 
einführen müſſen. Ju der Gonferenz der Europäifchen 
Großmächte wife man von einem Miniſter des Deutfchen 
Bundes Nicdyte. 

In Nr. 5 Schlägt Wirth vor, flatt des bisherigen 
Bundes: der Fürften einen Bund ber Bölfer zu errichten. 
Den Grund, daß die Nationen felber ſich bisher noch feind» 
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lich gegenüberftehen, findet er in den Intereſſen und Vor- 
urtheilen ihrer Lenker. Die Völfer dürfen, meint er, nicht 
mehr blos durch die Waffen, durch Zölle, mit denen das 
eine die Erzeugniffe ded andern von fid) abwehren wolle, 
mit einander in Beziehung ftehen. Sie müſſen fich alle 
auf das Feld „freier Concurrenz der geiftigen und fittlichen 
Kräfte begeben.” Nur fo könne von einer wirklichen Ach- 
tung der gegenfeitigen Rechte die Rede fein. „Wollen die 
Bölfer frei werden, fo jchlieft Wirth feinen Aufſatz, „ſo 
müffen fie den Bund der Freiheit unter ſich abſchließen, 
jedoch das Bündniß der reinen gegenfeitigen Freiheit: — 
Mettfampf der geiftigen und fittlichen Kräfte: in freier 
Goncurrenz aller Völker!“ 

Die Freiheit, fo definirte Wirth in Nr. 9 weiter, ift 
die Grundlage der geiftigen wie: der materiellen Interefjen; 
gleichwie die fittliche und intellectuelle Bildung nicht gebei- 
ben kann ohne Freiheit des Gewiffens, der Meinungen und 
des Unterrichts, jo kann aud) der materielle Wohlftand 
eined Volkes und aller Bölfer nicht gedeihen ohne Freiheit 
des Eigenthums, ded Handeld und der Gewerbe. Erit 
fäen und dann erndten. Die Saat iſt die Freiheit, iſt 
dieſe errungen, fo wird die Erndte nicht ausbleiben. 

Bon dem ‚Inbegriff Diefer Freiheit, den er „die Deut- 
ſche Reformbill‘ nennen will, von der Freiheit ded Bodens 
u. f. w., von der Volfövertretung, der Minifterverantwont- 
lichkeit, verfpricht Wirth; — Nr. 13 — fo: lange zu fpre- 
chen, bis auch der Gemeinfte im:Bolfe »denfelben inne habe 
und von der Nothiwendigfeit dev Reform durchdrungen ſei. 
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So fand man denn audy in den folgenden Blättern den- 
jelben Hauptinhalt varürt. „Deutſchlands Demüthigung,“ 
jo überfchreibt: Wirth einen Aufſatz (Rr. 18), in welchem 
er einen Vergleich zwiſchen Amerifa und feinem Baterlande 
anftellt, Nachdem er darin die Schuld ded „Demütbigen- 
den“ Zuftandes, der Geflunung, der Geiſtesverſaſſung des 
Deutſchen Boifes felber zugeichrieben, fährt er fort: Glaubt 
hr, ich haſſe die Deutjchen, weil ich dieſes ſchreibe? O, 
ich - umfaſſe mein. Baterland mit glühender Liebe, abe» 
aber eben darum Deute ich auf die Wunde, an, der. ed zu 
fterben Drobet ». . Nicht zur Gewaltthätigfeit, ſendern nur 
zur. Selbſterkenntuiß will ich Euch. aufzumuntern, ſuchen, 
damit Ihr in Euch die Feinde ber Freiheit erblickt.“ — 
In dem, Auffaße- der, nächiten Nummer: „das Syſtem ber 
fogenaunten Maͤßigung“ gelangt Wirth, zu der Moral: 
„Weg mit der Maͤßigung!“ Doch bleibt. er dabei, daß. er 
das; gefestwibrige Handeln nicht wolle, er wiederholt in 
Nr. 20 das Voll folle fich erheben — nicht zu Gemalt- 
thätigfeiten, «denn ihrer bedürfe es nicht, ihrer folle es nie 
bedürfen zu Deutſchlands Wiedergeburt," — ſondern zur 
moraliichen Kraft. und politifchen Münbdigfeit. 


Für den 29. Sanıtar war ein neues Felt zu Ehren 
Schülers angefagt. Eine Deputation von Bürgern gelei« 
tete Schuͤlern an den Ort des Feſtes — Bubenbhaufen bei 
Zweibrücken; 120 Scüffe aus Mörfern falutirten. den 


Bug. Der Saal 'u Bubenhaufen, mit ben anftoßenden 
I. 10 
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Sälen, war zu Flein, um die Maffe der zuftrömenden Gäfte 
zu faffen, 350 Gedecke reichten nicht hin für alle die, 
welche zu Ehren Schülers effen wollten. Ein Muſikcorps 
eröffnete dad Feſt mit der Duverture aus Fiorella. ‚Der 
Mann des Feltes, erzählt die Tribüne, „wartete nicht, 
bis die Anerfennung feiner Berdienfte in einem Toafte aug- 
gefprochen wurde, fondern er nahm zuerft das Wort, um 
der Berfammlung die Gründe auseinanderzufegen, warum 
auch die jüngfte Sitzung der Bayrifchen Stände erfolglos 
fein mußte und warum überhaupt die Berbefjerung des 
gefellfchaftlihen Zuftandes und die Befriedigung der ge- 
gründetiten Forderungen der Nation auf parlamentarifchem 
Wege nie zu erreichen ſei.“ 

Schüler gab in feiner Rede eine Kritif der conſtitu— 
tionellen Berfaffung Bayerns. Er fprad) von der Zufam- 
menfegung und den Intereffen der Kammer der Reichs— 
räthe, erwähnte, daß Fein Antrag, Fein Gefeßvorfchlag, Fein 
Wunſch von Seiten der Kammer der Abgeordneten an die 
Regierung gelangen Fönne, wenn ihnen nicht die Kammer 
der Reichsräthe beigetreten; und zeigte, daß die Abgeorb- 
neten alfo weit entfernt feien, als ſelbſtſtändige Macht auf- 
treten zu fünnen. Das könnten fie höchſtens bei der alle 
ſechs Jahre zu ertheilenden Steuerverwilligung; aber nun 
zeige die Kammer der Abgeorbneten felber, daß fie auch in 
fid) eine Kammer der Reichsräthe beherberge. Der Adel 
und die Geiftlichfeit ftellen jedes für die Volfsfammer ein 
Achttheil der Mitglieder, die Verfaffung erfenne alfo bie 
Interefjen diefer beiden Stände ald von dem allgemeinen 
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Volkswohl verfchieden an. Ein zweites Biertheil der Bolfe- 
fammer ermwählen die Städte: in ben älteren Xheilen 
Bayerns ſeien aber Adlige und Königliche Beamte die ein. 
fingreichern "Stäbtebemohner; fo fei alſo das zweite Bier 
theil faſt wie das erfie zuſammengeſetzt; an Die’ ſo gebil- 
dete Hälfte ſchlöſſen ſich die drei Abgeordneten der Univer⸗ 
ſitäten an; die noch übrige Zahl ſende zwar bie Klaſſe der 
Landeigenthümer ; mancher ehrenmwerthe Landmann 'erfcheine 
hierzu aberi»dası befcheidene Mißtrauen im feine eigene: Ein⸗ 
ficht, die echt Deutſche“ Deferenz für den Vornehmeren 
werde ihm die Meinung. des Herrn Grafen, des Herrn 
Präfldenten, des Herrn Direktors viel beſſer ſcheinen laſſen 
als feine eigene ſo oft der Herr "Graf: ıc. ſich die Mühe 
geben wollen ſie ihm perſönlich einleuchtend zu machen. 
So ſtelle die Verfaſſung der Bildung einer oppoſitionellen 
Mehrheit zur Ausübung des Steuerverweigerungsrechtes faſt 
unüberfteigbare Hinderniſſe entgegen; doch ſei auch. ber 
bisherigen Gleichgiltigkeit und Unvorfichtigfeit der Wähler 
ein großer’ Theil der Schuld zuzufchreiden. — Wenn mm, 
fuhr der Redner fort, die Abgeordneten auch nicht Fräftig 
auf die Regierung einwirken fönnen, fo Tiege es vielleicht 
in der’ Natur neiner vernunftgemäßen Regierung, Anträgen 
der. Vollskammer, die dad Refultat 'reiflicher Erwägung, 
ſachkundiger Berathung feien, auch ohne: äußere Nöthigung 
Folge zu geben: Hiergegen citirte Schüler den lebten 
KReichsabfchied, wie die von den Abgeordneten gegen gewiſſe 
Ausgaben erhobenen‘ Anftände nicht anerfannt, das Miliz 


tärburdget nur bedingungsmweife angenommen, das Preßge- 
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feß aufgegeben, die Anträge mit einem „man wolle in reife 
Erwägung ziehen“ abgefunden feien, wie der Landtagsab- 
ſchied gar zur belohnenden Anerfennung grünblicher Bera- 
thungen mit den Worten jchließe: „Wir bemerfen noch, daß 
ſich die vielfache Einmifchung in Gegenftände ded Staate- 
organidmud und der Verwaltung zum Wirfungsfreife der 
Stände nicht eignet. — So fam denn: der Nebner zu 
dem Schluſſe, daß die Bürger fortan auf fich felber, auf 
die in ihrer eigenen Einficht Tiegenden Hilfsmittel angewie⸗ 
fen feien; belehrt aber. würden bie Bürger durch die freie 
Dreffe. Daher „der erleuchteten Tribüne, dem patriotifchen 
MWeftboten ein feierliches Lebehoch.“ 

Nach Beendigung der Rede überreichte ein Mädchen 
in Begleitung einer Bürgerdeputätion Herrn "Schüler die 
Bürgerfrone, mit der Anrede: „Gerührt blickt heute der 
Genius des Baterlandesd auf den verbienftvollften feiner 
Bürger, auf den ımbefledten Volfövertreter 10. 

Faft alle Städte Rheinbayernd hatten Vertreter zum 
Scyüler-Fefte gefandt, und jede Deputation war nun daran, 
ihre Adreffe zu überreichen, ihren Toaſt auszubringen. Hr. 
Faber aus Zweibrüden wünfchte, daß alle Eblen, die es 
mit der guten Sache halten, zum unvergänglichen Anden- 
fen an Friedrich Schüler, den im Monat März geborenen 
Kindern den Namen Friedrich oder Friederika beilegen 
möchten. Pfarrer Hochdorfer ließ die Volksſouveränetät 
hochleben. Mit „ergreifender Sympathie‘ wurde dann ein 
von Chriftian Scharpff gedichtetes Lied nad) der Melodie 
des Landesvaters gefungen: 
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Schüler lebe, 

Es erhebe | 
3u den Sternen fih das Hoc! 
Daß ber Emige es malte, J 
Dieſen Edlen uns erhalte 

Lange, lange, lange noch. 


Nachts wurde Schüler unter dem donnernden Jubel—⸗ 
rufe der Bürger : mit einem. Fackelzuge nach Haufe "ber 
gleitet. 


Diefed Feſt follte von großer Nachwirkung ſein. Es 
ward auf demfelben die Bildung ‚eines Vereines zur Unter: 
ſtützung ber) freien Preſſe befprochen, und: drei Tage nach⸗ 
her verfandte Wirth einen Auffag, „Deutfchlands Bflichten, 
in welchem er zum Beitritt zu dieſem Vereine Saufforderte. 
Das Deuitfche Volk müffe die: Preffe, : die noch. in einem 
Winkel Deutſchlands frei ſei, unterftügen ; die. beften Söhne 
des Deutſchen Baterlandes: müſſen ihre Kraft den Jour⸗ 
nalen des Volkes widmen; das Deutſche Voll müffe für 
die: Subſiſtenz ſeiner Vertheidiger und, wenn: biefe im Ge⸗ 
faͤngniß fügen, > für. ihre Familien ſorgen. Es folle: daher 
ein Verein geſchloſſen werben; deſſen Mitglieder: freiwillig 
die Verbindlichkeit übernehmen, 1) nach Maßgabe ihres 
Einkommens und: Vermögens einen regelmaͤßigen monatli- 
chen Gelbbeitrag zu leiſten, 2) zur Verbreitung der Jour⸗ 
nale des Vereins aus allen Kräften mitzuwirten, 3) ſo 
weit ed in ihrem Vermögen liege, beizutragen, daß öffent⸗ 
liche Anzeigen, und Bekanntmachungen von Privaten und 
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Behörden in den Journalen des Vereins eingerückt werden 
4) diefe Journale, fo weit es Zeit und Fähigkeit erlauben, 
durch Aufſätze und, Gorrefpondenzartifel. zu unterflüßen amd 
5) zur Spebition der Blätter ded Volks durch 
Boten aus allen Kräften mitzuwirken. 

Schüler und Savoye hatten: fürs erſte die Leitung 
des Vereins übernommen. Der: Teßtere ließ damals gerade 
eine Schrift erfcheinen, in welcher er bewies, daß für je—⸗ 
nen „Winkel“ Deutfchlande, für NRheinbayern, die freie 
Preſſe durch feine Yuftitutionen vollitänbig igarantietfei*). 
Savoye berief: fich auf die Bayriſche Verfaffung; weiches in 
ihren. Anordnungen‘ für, die; Preſſe weſentlich repreſſiv fer; 
präventiver Natur ſei ſie nur in zwei: Faͤllen, in Betreff 
ber Eenſur der politiſchen Zeitungen und Zeitſchriften und 
des Verbotes für Staatsdiener, Arbeiten und Notizen ihres 
Geſchaftskreiſes der Oeffentlichkeit zu übergeben Da nun 
durch die Verfaſſung die früheren despotiſchen Verordnun⸗ 
gen Napoleons außer Wirkſamkeit geſetzt jeien, der Bundesbe⸗ 
ſchluß vom Jahre 19 in Bezug auf dien Preſſe nur had) 
der Verfaſſung und den! im Königreich beſtehenden Geſetzen 
gelte, da es ferner zur Preßfreiheit, wie ſie durch die Ver⸗ 
faſſung garantirt ſei, gehöre, daß ein Autor ſeine Schriften 
auf eigener Preſſe drucke, wodurch er ja noch gar nicht 
das Gendie eines Druckers — da, ferner, die unab⸗ 

ii See. rin 
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*) „Garantieen ber freien Preffe im Bayerifchen Rheinkreife, 
von. 3. Savoye, Abvofaten am Appellbofe in Zweißeliden”. — 


Gedruckt bei Georg Ritter in Zweibrücken. p. 87. 
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bängigen Gerichte Rpeinbayerns befähigt und berechtigt 
jeien, den Schriftfieller gegen Gewaltmafregelu der Regie- 
rung zu jehägen, jo fei für Rheinbayern die Preffreiheit 
geſetzlich geſichert. 

Subſcriptionen für den „Baterlandd-Verein zur Un⸗ 
terkügung der freien Preſſe“ liefen bald in Menge. aus 
den Städten Rheinbayernsd, aus Gießen, Busbad), Mainz, 
Tübingen, Stuttgart, Heidelberg ıc. ein. 

Und der Bundestag: die allgemeine Zeitung erzählte 
damald in einem Gorrefpondenzartifel aus Wien, daß 
der Bundestag ſich vorgenommen habe, die Gefammtkraft 
und das Anfehen der Deutfchen Nation durch die Achtung, 
die er feinen Bejchlüffen verfchaffen werde, herzuſtellen und 
zu erhalten. „Von den: inneren Einrichtungen Deutſch- 
lande,* ſagte jene Zeitung, „von der den Bundesbeſchlüſſen 
gebührenden: Achtung und genauen Bollziehung dürfte die 
nützliche Ausbildung aller für das Wohl der Deutjchen 
Staaten getroffenen Verfügungen abhängen, fo wie andrer- 
feitd die Gefammtfraft und das Anjehen der durch den 
Bund vereinigten Deutichen Nation zur Erhaltung des 
Europäifchen Gleichgewichts und zur Beförderung der all- 
gemeinen. Givilifation: wefentlic) iſt. Die nächſten Bera- 
thungen des Bundestages: dürften: hauptfächlicy die Errei⸗ 
dung dieſes Zweckes zum Gegenftande haben.“ — Man 
erzählte, ſich in den Zeitungen, der Bundestag gehe wirklich) 
damit um, Uber ein. für ganz Deutſchland gültiges Preßge⸗ 
ſetz zu berathen, er habe) deshalb die Badiſche Regierung 
aufgefordert, die Ausführung ihres Preßgeſetzes fo lange 
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zu verfchteben, bis die Bundesverfammlung ſich über gleich- 
mäßige Preßfreiheitd Verfügungen geeinigt haben "werde: 
jene Regierung habe aber geantwortet, das mit den Stän- 
den des Landes berathene Preßgeſetz ftehe mit dem Inhalt 
der Carlsbader Beichlüffe vollfommen in Hebereinftimmung, 
fie fehe daher Fein Hindernig, warum daffelbe nicht mit 
dem erften März ind Leben treten folle. 


Am 26. Sanuar entwicdelte Herr Jordan in der. Kur— 
heffiichen Ständeverfammlung feinen durch das Verbot der 
Scyuurrbärte hervorgerufenen Antrag, die Staatsregierung 
um die Mittheilung derjenigen Normen gu serfuchen, welche 
ſich auf die Dienftfleidung und das Decorum der Stante- 
Diener des Civil- und Militärftanded beziehen, und wenn 
es: an ſolchen Normen fehlen. ſollte, die Staatsregierung 
um Aufklärung darüber anzugehen, von wem und nach 
weichen Grundſätzen jene Dienſtkleidung und jeues Deco⸗ 
rum ‚bisher: beſtimmt worden ſeir Es werde ſcheinen, 
meinte Jordan, als mißbrauche er die koſtbare Zeit, als 
unterſcheide er nicht Wichtiges von Gleichgiltigem Vieles 
aber erſchiene klein und unbedeutend in ſeinem Beginnen“ 
was ſich in der Fortbildung und: Vollendung als groß und 
einflußreich darſtellen werde Auf dem Gebiete der Polis 
til dürfe auch das dem Anſcheine nach Geringfügigſte nicht 
unbeachtet bleiben/ weil Alles nach ſeiner urſprünglichen oft 
verborgenen Beſchaffenheit und Richtung entweder zum Gu⸗ 
ten oder zum Schlechten ſich eutfalte Darum werde der 
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weife Staatsmann bei Allem, was im Staatsleben vor- 
falle ‚die ' eigenthümliche Berchaffenheit und Richtung des 
im Hintergrunde thätigen Princips "gu erforfchen ſuchen, 
um zur rechten Zeit hemmend oder fürdernd’ einwirfen zu 
können, ohne fi da, wo Mafregeln in der Char nöthig 
erſcheinen/ durch irgend etwas, am wenigften durch dad 
Sefchrei des Farzfichtigen heben oder niedern Pöbels, der 
nur begreife, was er betaften, ſchmecken oder riechen fünne, 
abhalten zu laſſen/ einem drohenden Uebel bei Zeiten zu 
ftenerm\NE8 bebürfe wohl keines Beweiſes, daß dad Be- 
ftreben' der Stände hanptfächlich dahin ‚gerichtet fein müſſe, 
ber Berfaffungsurfunde in allen’ ihren Theilen und Beſtim⸗ 
mungen Wirkfamfeit: und Kraft zu verſchaffen, ſie in ihrem 
ganzen Umfange in das Leben zu übertragen, Alles zu ver- 
hindern, was ihre’ Kraft Tähmen, oder gar ihr Lebensprin- 
eip angreifen Föntie) Die Verfaffung babe aber -Feinen 
Feind mehr" zu’ fürchten, als die Willkürherrſchaft, die ſtets 
unter tanfend Geftälten in dad Staatsleben einzuſchleichen 
ſtrebe, erſt an Meinlichen Dingen ſich verſuche, ſtets weiter 
um ſich greife, bis fie erſtarkt und in ihrer vollendeten 
Groͤße erſcheine und Land und Volk mit furchtbaren Kral- 
fer? umtlammere. Man folle der Willfürberrfchaft' auch 
nur den? Heinften Ritz offen laſſen, bald werde fie ſich ein 
koch gewüuhlt haben! und alsdanın einen) Grundftein nad) 
dem andern'unteigraben und nicht vuhen, bis fie das ganze 
Gebäude zerftört haben werde. Dabei’ fen ed ein Haupt⸗ 
Fimfkgriff, die Reaction an folchen Gegenſtaͤnden verſuchend 
zu beginnen, welche" anſich kleinlich oder gar laͤcher⸗ 
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lich erfcheinen, weil man hoffen dürfe, daß auf foldje 
Dinge nicht werde geadjtet werben, und wenn aud) Je— 
mand, die Pläne der Willfür durchſchauend, es wagen 
follte, gegen fie anzufämpfen, ein folder leicht zu beflegen 
fei, indem er vor der Maſſe des Bolfes, welche nur. Die 
Außenfeite fehe, ald ein Don Duirote im Kampfe mit 
Windmühlen erfcheinen werde. — Die Hauptitüßen: ‚der 
Willfür feien nun eine blind ergebene Soldateska und fer- 
vile Beamten; beide Stügen habe die Kurheſſiſche Berfaf- 
fung dadurch zu entfräften gefucht, daß ſie bie Dfftziere in 
Staatsbeamte umgefhaffen und. diefen ‚eine. jelbiiitäudige, 
von der Willfür unabhängige Stellung, gewährt: und ver⸗ 
bürgt habe. Die perfönliche Freiheit ‚der Staatsdiener ſolle 
binfüro feiner anderen Beſchränkung unterliegen, als der, 
welche Geſetze und Recht beitimmen; ihre Dienitkleidung 
fei jeit dem Beſtande der Verfaffungsurfunde, als Staats- 
kleidung zu betrachten, deren Beſtimmung und Beränberung 
eben jo wenig willfürlich gefchehen dürfe, -ald die ‚Beitim- 
mung ihred Außern Decorums, welches fidy allein) nach den 
beftehenden Polizeigefeßen zu richten habe. An der freien 
und felbititändigen, durch die. Geſetze allein zu regelnden 
Stellung der Staatödiener müffe Alled gelegen ſein, denn 
nur dann, wenn dieſe von einem ächteonftitutionellen, Geiſte 
durchdrungen ſeien, laſſe ſich erwarten, daß die Verfaſſung 
feſte Wurzel faſſen und gedeihen, werde. Dieſer Geiſt 
aber. kehre da ‚nicht ein, wo Knechtſinn ſich eingeniſtet habe, 
und Knechtſinn ſei Die natürliche Frucht der herriſchen 
Willkür. Wenn auch die Mehrzahl der Staatsbdiener 
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Muth und Kraft: genug. befite, ſich einer willfürlichen Be- 
handlung zu wiberfegen,: jo würden Mittel genug ange» 
wandt werben können, die Widerfpenftigen durch langwie— 
rige: Berfölgung, Zurüdjegung und fo‘ weiter mürbe zu 
machen. Darum jei ed notbwendig, die Staatsdiener 
durch gefegliche Normen gegen Willfür aller Art ficher zu 
ſtellen und dadurd) ihren conftitutionellen Sinn, die Haupt- 
ſtütze der Verfaſſung, für Die Dauer zu: verbürgen. 

Der Landtagskommiſſär beftritt die Behauptung, daß 
bie Dienfiffeidung: der Staatsdiener gefeßlicy feitftehe. Die 
Dienftfleidung)'sfagte er, hängt immer mit der Mode zu- 
ſammen. And es kann doch wirklich nicht angemeffen 
erachtet: werben, wenn ein Richter mit einem Knebelbart 
oder, mit: dem Haargeſtrüpp eined Ruſſiſchen Altgläubigen, 
vielleicht: gar im Schlafrock — weil letzterer ſich einiger- 
maßen der Römijchen Toga nähert — zu. Gerichte fiten 
und Eide abnehmen, oder wenn ein Geiftlicher in dem 
Koſtüm ded Zachariä'ſchen NRenomiften die Kanzel beftei- 
gen: wollte: » Die -Beftimmungen über Dienftfleidung find 
von jeher und überall vom Landesherrn ausgegangen. Der 
Vortrag ſcheint nur: zur Erheiterung und. beiläufigen: Beleh— 
rung gehalten zw, fein und der Gegenftand zu einer land» 
ſtändiſchen Berathung durchaus ungeeignet. Die Berfafs 
ſungsurkunde giebt genug Garantieen gegen ſchädliche Willkür, 
mehr brauchen wir nicht. 

Herr, Jordan: Es gelte hier das Prinzip; in ber 
Folge; konnte ſonſt vielleicht gerade umgekehrt befohlen wer⸗ 
den, daß der Richter Schnurrbart und Schlafrod trage. 


156 


Die Verfammlung beſchloß, auf Herrn Jordaus Au- 
trag einzugehen und denfelben einem Ausfchuffe zu über- 
weifen. | 

Zwei Tage darauf befchäftigte fi ‚die ‚Ständever- 
fammlung mit einem Gegenftande, der die Regierung: mehr 
afficirte. Am 22. Jauuar Abends. war beider Kammer 
ein von etwa 500 Derfonen unterfchriebened Geſuch ein- 
gegangen, die Stände möchten den: Polizeidirector Giesler 
und die bei den Gewaltthaten bed 7. December betheiligten 
Militärs in Anklageſtand verfegen. Aus einen, Bericht, 
welchen Herr Pfeiffer am 28. Januar erſtattete ſah man, 
daß troß bed Verſprechens der Regierung, über die; Bor- 
fälle jenes Abends die: firengite Umnterfuchung anſtellen laſſen 
zu wollen, fieben Wochen ohne alled Reſultat vergangen 
feien und daß noch gar. feine‘. directe Unterſuchung gegen 
die. angeſchuldigten Staatsdiener eingeleitet ſei —Die 
Stände beſchloſſen, die, Staatsregierung: um Auskunft über 
dieſe Dunfte anzugehen, 

Die Mikttärparthei, an ihrer Spite Herr wi Bergür; 
DOberftlieutenantv. Eſchwege Commandeur der Gardedücorps 
Oberſtlieutenant v. Altenbofum Commandeur der Fußgarde, 
und Herr v. Heßberg, wurde ſehr protegirt. Selbſt Kar 
pitains und Lieutenants wurden, was unter dem Kurfür⸗ 
ſten nie paſſirt war, der Ehre theilhaftig, an der Tafel 
des Regenten zu ſpeiſen. Der Kurpring: gab ſplendide 
Gaſtmaͤhler und häufige Hofbälle, bei welchen die Offiziere 
die Hauptrolle ſpielten, ja es ſogar wagten, dem Regenten 
über ihre Privilegien Belehrung zu geben. Als auf einem 
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Hofballe der Affeffor v. Hanftein, der ald guter Tänzer 
befannt war, auf höchſten Befehl den Vortänzer machte, 
tanzte ihm feiner nach. Der Prinz, der fich hierüber wun- 
berte; wurde von einem anmwefenden General darauf aufe 
merffam gemacht, daß es die Offiziere für eine Zurückſetzung 
anfehen, wenn ein Givilift vortanze; nun wurde ein jun 
ger Dffigier zum Bortärzer auserfehen, und der Tanz ging 
von ftatten. 

Dieſer Parthei des Linienmilitäre war befonderd ber 
ſchlechte Erfolg des: Bürgergardengejeges  zuzufchreiben. 
Anfang Februars wurde, daſſelbe den "Ständen in einer 
neuen Redaction mitgetheilt. Es follte nur Die Bürger- 
garden innden: Städten betreffen, mit dem Vermerk, daß 
ein allgemeines Geſetz für die gefammten: Bürgergarden erſt 
dem naͤchſten Landtage vergelegt werden folfe. Bei Städten 
unter 6000 Einwohner follte die Stärfe der Bürgergarbe 
nicht fünf vom _ Hundert, bei Städten über 6000 Einwoh— 
ner: micht vier vom Hundert: der Bevölferung überſteigen. 
Die mwefenitliche Bewaffnung Der Bürgergarde zu Fuß follte 
von den Gemeinden angefchafft und blog zum Gebraud; 
im Dienſt verabreicht werden. Es ließ fich vorausſehen, 
daß die Abgeorbüeten, glei der Regierung, das Recht, 
Modiſficationen anzubringen, anwenden würden. 

Der: Gaffelerh ,, Berfaifungsfreund” kündigte an, er 
werberfünftig eine befondere ‚, Wochenfchrift über Deutfche 
Volksbewaffnung“ : beifegen. „Die Volksbewaffnung“, fagte 
ernimder Ankündigung, „it eine Hauptitüge unferer ver— 
faffungsmägigen Freiheit. : Wenn ſich and) unfer politifcher 
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Horizont in biefer Hinficht etwas getrübt hat, fo darf ung 
das weiter nicht irre: machen; die Bürgerbewaffnung in 
Heffen wird vollzogen werden in Stadt« und Landgemein- 
den, wie wir das befchworen haben am 8. Sanuar 1831; 
und wehe dem, ber feinen Eid nicht hält!“ 


Das Kefteffen in den vier Jahreszeiten zu Wiesbaden 
hatte in den höheren Kreifen großes Mißfallen erregt, ein 
Mipfalten, welches noch durch die Nachricht vonder Auf- 
nahme der heimfehrenden Deputirten in ihrer Heimath erhöht 
wurde. Zur Strafe für den oppofitionellen Geiftı der Wies⸗ 
badener follte das Hochgericht nach Ufingen: verlegt wer⸗ 
den, zugleicd, gingen im Beamtenftand Abfeungenvor»fich; 
fo wurde Appellationsrath Fer feiner Stelle entſetzt amd; 
um wenigftend zu fchreden, eine Lifte liberaler Beamten, 
denen ein gleiches Schickſal bevorſtehe, in Umlauf geſetzt 
Biel Auffehen machte die Verhaftung des Defonomen Haß⸗ 
(sch in Adamsthal, der fih in den vier Jahreszeiten Durch 
feine freifinnigen Toafte ausgezeichnet hatte und im dem 
die Regierung den DVerfaffer eines im: 4; WBeflboten" er— 
fchienenen Auffages über die Domänen’ Angelegenheitver- 
muthete. Am: 8. Februar Abende Iangte Stadtrath Böppler 
mit 17 Soldaten und Polizei in Adamsthal an, um Herrn 
Haßloch zu arretiren. Man erzählte fidy bei dieſer Gele⸗ 
genheit - viel von der Erbitterung und dem Muthe der 
Adamsthaler: Diefe „seien nahe daram'gemwefen,fich kör⸗ 
perlich an Heren Boͤppler und ſeinen Begleitern zu verge⸗ 
ben. Am V. Februar war Auflauf im Wiesbaden, der 
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durch die Mafßregeln der Regierung dagegen an Bedeutung 
gewann. Man erzählte ſich nämlich, Herr Herber fei 
verhaftet: ed entſtand eine Zufammenrottung vor dem 
Haufe des Minifterd Marſchall, und man war wieder 
nahe "daran, durch Steinwürfe gegen die Fenfter diefes 
Hauſes Liberalismus zu befunden. Nun wurde das Mi⸗ 
litaͤr aufgeboten, Kanonen aufgefähren und durch zahlreiche 
Patrouillen/ welche die Straßen durchzogen, erhielt die 
Stadt das Anfehen eines umter das Martial- Gefeis' geftell- 
ten Platzes. In Frankfurt erzählte ntan- fih am wächlten 
Tage, das Palais‘ des Miniſters v. Marfchall fei demolirt, 
SrErcellenz felber ſeien nad) Biberich geflohen. 
Gleichzeitige Vorfälle in beiden Heſſen zeigten, daß 
vie Bande der Ordnung und der Subordination in der 
Geſinnung der Bewohner gelockert waren. Am 9. Februar 
ſollten die Truppen in Hanau einen neuen Faähneneid 
ſchwoͤren ſie wollten das nicht eher, als bis ihnen bie 
Berficherung’gegeben würde: daß die durch die Verfaſſung 
eirigefühtte Befchränfung der Dienfizeit auf fünf: Jahre 
eingehalten werden würde; als man ihnen nicht fogfeich 
Genuge leiſtete, ergoſſen fich einige aufrührerifche Truppe 
mit dem RUF lebe die Freiheit, es leben die Polen! 
durch die Straßen "Hanauer Volk ſchloß fich ihnen am, 
ſtimmte in jene Rufe ein und brachte dem Regiment, zu 
dem bie Soldaten gehörten, ein Lebehoch. Die Unzufrie- 
benheit "drohte allgemein zu werden, einzelne Soldaten, 
auch won anderem Abtheilungen, zerſchlugen ihre Gewehre, 
und" nur Sdurch ſehr ’energifche Mapregeln, nad) "einem 
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Aufgebot der Bürgergarbe fonnten Die Ruhe wieberhergeftellt, 
die Meuterer verhaftet werden. 

Im Heffendarmftädtifchen fanden am 6. und 7. Fe- 
bruar tummltuarifche Auftritte in Vilbel und Großfarben 
ftatt. Ein Bädermeifter, dem eine Dienftpatrouille in der 
Nähe von Großfarben begegnete und der von dieſer auf- 
gefordert wurde, einmal zu zeigen, ob Das, was er unter 
dem Mantel trage, etwa zollpflichtig ſei, wiederſetzte ſich, 
griff den Brigadier mit feinem Knotenftode an und wollte 
demfelben auch die Flinte, die diefer auf dem Rüden trug, 
entreißen. Im Kampfe entlud ſich diefelbe und der Bäder- 
meifter erhielt einen Schuß durd) die Bruſt. Der, Briga- 
dier aber gab ihm noch einen Schuß im die Beine. Jetzt 
verfammelten fich Einwohner ‚aus Großfarben am Drte 
der That; fie fanden dort zwar nicht: mehr den Brigabier, 
wohl aber drei Grenzaufjeher, die fie mißhandelten und die 
nur dadurch, daß fie nad) Großfarben ind, Gefängniß ge- 
bracht wurden, vom Tode gerettet werben ‚konnten. Als 
am nächſten Tage auch jener Brigadier ind Gefängniß ge- 
bracht werden follte, faßte ihn die Menge und mißhandelte 
ihn fait zum. Tode. Darauf zug das Bolf in den nahen 
Wald, machte Jagd auf Grenzauffeher, ſchlug zwei beinahe 
todt und einem anderen den Arm entzwei. ‚Militär, wel- 
ches der Laudrath von Vilbel requirirte, ftellte die Ord⸗ 
nung, wieder her. | 


| ‚Gegen die Literaten, gegen die Vereine, die ih auf 
Wirths Aufforderung bildeten, gegen die Tumultuanten 
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batten die Deutfchen Regierungen nun Mafregeln zu er- 
greifen. 

Dr: Große. hatte fi, troß wiederholter Weifungen, 
noch nicht aus München entfernt. Da wurde er am 25. 
Januar verhaftet, weil man in einer Schrift, bie er zu 
Neujahr herausgegeben hatte: „des kranken Dichters; Ab» 
ſchied von Bayern“, Majeſtätsbeleidigung fand. Seiner 
Familie mit Gewalt entriſſen, wurde er auf die Frohnveſte 
geführt; «Kaum erfuhr man. dies in Zweibrücken, als 
Schüler und Savoye im Namen des Deutſchen Bater- 
laudsvereines ein Cautiond= Document - über: 500 Fl. mach 
München; fandten und zur Berpflegung der Frau, und Kin- 
ber. Ddes Verhafteten monatlich. 50, Fl. ausſetzten. Das 
Münchener Stadtgericht . weigerte fich, Die, Caution -anzıt- 
nehmen, weil, eine, folche nur von im Lande, :anfäßigen 
Buͤrgern geſtellt werden könne. 

Die Nummer der Deutſchen Tribüne, welche den Auf- 
ruf zur Bildung des Vaterlandsvereines enthielt, ward in 
München ſogleich nach ihrer Ankunft confiscirt, bald ge- 
ſchah das Gleiche mit jeder Nummer dieſes Blattes. Alle 
Journale, welche den: Aufruf abdruckten, wurden mit Be— 
ſchlag belegt. Die Kreisintelligenzblätter enthielten gegen 
die, Mitte des Februar Verbote jenes Vereins. Der Auf— 
ruf zur Bildung dieſes Vereins, hieß es in denſelben, zielt 
auf die Aufhebung der Selbſtſtändigkeit der einzelnen Bun— 
desſtaaten und die Umwälzung. ihrer dermaligen, mit, Aus⸗ 
nahme der freiem Städte, auf das monarchiſche Prinzip 


gebauten Verfaſſungen; er erſcheint ſonach als directer 
II. 11 
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Angriff auf die Bayerifche von König und Bolt feierlich be- 
ſchworne Verfaffung. Die Verbindung, die ſich auf Anlag 
deſſelben bilden ſoll/ iſt alſo eine 'hochverrätherifche, kann 
nicht geduldet werden, und die Regierung beſindet ſich in 
dem: Falle, gegen die ſchweren Folgen unbedachter und 
leichtſimmiger Einlaffung in ſolche Verbindung zu warnen. 
Auch werden die Staatödiener  befonderd auf die Verord⸗ 
nung vom 13. September 1814 hingewieſen, wonach 
ſaͤmmtliche in öffentlichen Dienſten oder Pflichten ſtehende 
Individuen bei Verluſt ihrer Stellen‘ ſich der Theilnahme 
an Verbindungen dieſer Art zu enthalten haben Die Po⸗ 
figeibehörben werden aufgefordert, der: Bildung und Aus- 
breitung gedachten Vereines durch bie geeigneten" Mittel 
etitgegen zu arbeiten, vorzüglich durch Belehrung ihr vor⸗ 
beugend zu begegnen, und wenn deſſenungeachtet wider 
Erwarten ihre Mittel erfolglos ſein ſollten die Einſchrei⸗ 
tung der Gerichte zu Hilfe zu rufen und der Regierung 
von jedem folchen Falle Anzeige zumachen: 

Da man nun aber vorausſah, daß ein Verbot der 
Rheinbayeriſchen Regierung nicht hinreichend ſein werde, 
um die Preßvereine in der Bayeriſchen Rheinprovinz zu 
unterdrücken, ſo wurden aus Altbayern Truppen dorthin 
geſchickt. Der Nürnberger Kriege- und Friedenscourier 
erzählte: „Die bier garnifonirenden zwei Escadrons des 
ſechsten Chevaurleger- Regiments haben in Folge der auf- 
geregten Stimmung im Rheinkreiſe Ordre erhalten, zum 
ungefänmten Aufbruch dahin bereit zu fein. Eine Esca- 
dron diefed Regiments Tiegt befannilich ſchon daſelbſt und 
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dahin ab“. Zugleich wurde in dem Baron v. Adrian 
Werburg der Rheinbayerifchen — ein neuer — 
Sommifjär geſtellt. 

In Würtemberg fürchtete die gleichfals Ver⸗ 
folgungen. Das Miniſterium der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten erließ dort folgende Bekanntmachung: Wegen un⸗ 
terbliebener Entfernung verſchiedener mit den  beftehenden 
CEenſurvorſchriften unvereinbarer Stellen des unter Nr: 31, 
erſchienenen Blattes der Donau- und Neckarzeitung vom 
31. Zanuar iſt dem Eenſor dieſes Blattes,’ Geheimen Le⸗ 
gationsrath v. Bilfinger, eine Zurechtweiſung ertheilt wor⸗ 
den, was hiermit dem ergangenen höchſten Befehl vom 
5. Februar gemäß zur öffentlichen. Keuntniß gebracht wird. 
Stuttgartiden 8, | Februar. 1832. Beroldingen.“ 

Der Hochwächter ſchrieb einige Tage darauf: „Seit 
einigen Tagenıgeht das: Gerücht, daß der Bundestag der 
Wurtembergiſchen Regierung Beſchlüſſe in Betreff der va» 
terländifchen Prefie zugeſchickt habe. Es heißt, fie feien 
gegeben Hodywächter,; die. Deutfche allgemeine Zeitung 
und die Donau⸗ und Nedarzeitung gerichtet... Die Einen 
forechen von .einer bloßen Warnung. an bie:. betreffenden 
Rebactionen;. die Anderen von einer ‚gänglichen Aufhebung 
diefer Blaͤtter. Das Gerücht hätte biäher::fchmerlich einen 
andern Gewährdmam > als natürliche Befürchtungen. von 
irgend: einen vom Bundestage über kurz ober lang zu. er» 
wartenben. Preßmaßregel“. — Stuttgart :fah damals die 


Ausweifung eines. Deutſchen Schriftftellerd. Wilhelm 
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Schulz war nad) Würtemberg gelommen, um den im 
Gotta’fchen Verlage erfcheinenden „Hesperus“ zu redigiren. 
Er überwarf ſich aber mit ‚Herrn v. Cotta, weil biefer 
alle Politif aud dem Blatte audgefchloffen wiſſen wollte. 
Der Gontract wurde aufgehoben, Wühelm Schulz ſtand 
als ein Gefchäftdlofer da und die Polizei — ihm 
den Aufenthalt in der Stadt. 

Auch in Würtemberg fand dad Vereinsweſen einen 
günftigen Boden. Hier hatten ſich ſchon im vorigen Jahre 
bei Gelegenheit der Wahlen Elubbs gebildet, um die Wah- 
fen im Sinne der Volksfreiheit zu leiten. Polenvereine be 
ftanden. In Stuttgart hatte man die Polen feierlich empfan- 
gen; in Ludwigsburg bereitete fic) damals ſchon eine Ber- 
fchwörung vor; bier fand nämlich ein Dberlieutenant, 
Ernft Ludwig Koferig, welcher im Jahre 1825: durd) feinen 
Umgang mit den beiden Redytsconfulenten Rödinger und 
Tafel, die ald Theilnehmer am Jünglingsbunde auf Hohen- 
Afperg Feftungsftrafe erftanden, in die revolutionäre Be⸗ 
griffswelt eingeführt war. Mit Rudolph Lohbaner, dem 
Redacteur ded Hochwächters, wurde Koferig  fpäten be— 
freundet. Er machte es fich zur Aufgabe, in das Militär 
und die Bürgerfchaft von Ludwigsburg einen Geift der 
Unzufriedenheit und des Aufruhre zu verpflangen ;' Feld⸗ 
webel Lehr, fein treuer. Gehilfe,; gewann eine) Anzahl: ge 
dienter Unteroffiziere, ‚die ihm verſprachen, bei seinem 
Volksaufſtande, den man ftetd vor der Thür glaubte, fich 
der Volksparthei anzuſchließen. Durdy den Gürtler Ehri- 
ftian Wilhelm Dorn, einen begeifterten Polenfreund, ftiftete 
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Koferig in dem Haufe des Metzgers Häusler eine Bürger- 
gefellfchaft, deren erfter Zweck war, die Polen zu unter- 
ſtützen, die aber zugleich ald Bereinigungspunft von Bür- 
gern und Dffizierem zum gegenfeitigen Austaufd) der poli- 
tiſchen Anfüchten- diente. 

Weber: ganz Würtemberg waren Vereine verbreitet, 
deren: äußerer Zwed die Befprechung. landftändifcher: Anger 
legenheiten war, König Wilhelm trat ihnen durch eine 
Verordnung ivom 21. Februar. entgegen: „Da bie ben 
Staatsangehörigen verfaffungsmäßig zufommende Befugnif, 
bei allgemeinen Landesangelegenheiten mitzumwirfen, wefent- 
lich im dem Wahlrechte liegt, und mit Beendigung der 
Wahlen: erfchöpft iſt, übrigens aber die Organe für bie 
Ausübiing der politischen Rechte der Staatsbürger durd) 
bier Berfaffungsurfunde beftimmt find: fo kann ohne Ber- 
legung der gefellinaftlichen Ordnung und ohne Gefährdung 
der verfaſſungsmäßigen Unabhängigfeit der Stände ein 
need Glied in den durch dad Staatdgrundgefeg feilgeftell- 
ten Organismus nicht eingefchaltet werden. Diefemnad) 
verordnen Wir nad) Anhörung Unferes Geheimen Raths: die 
Eonftitiiirung: von Bereinen, welche die Berathung land⸗ 
ftänbifcher Angelegenheiten, fo wie die Belehrung der Ab- 
geordneten oder Rückſprache mit. denfelben zum Zwecke 
haben, iſt verboten. Den Polizeibehörden wird aufgegeben, 
dieſes Verbot zu handhaben und gegen Vereine der genann⸗— 
ten Artwo dergleichen zu bilden verfucht werben follte, 
ungeſaͤumt einzuſchreiten“ 

Der Herzog von Naſſau wandte ein anderes Mittel 
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an; um "die aufgeregten Gemüther feier Unterthanen zur 
Bedächtigkeit zurückzubringen. Samſtag, den 18) Februar 
1832 ;: fahen die Naffauer mit einem: Male 6000 Deftrei- 
cher aus der Bundesfeſtung in ihrem ı Gebiete und ein 
militaͤriſches Schauſpiel entwickelte ſich vor ihren Augen. 
Hier wurde ein: Dorf unter fürchterlichen Kansnendoriner 
eingenommen, dort ein Gehölz von Feinden gefäubert : aber 
alles mit den freunblichiten Geftchtern: die Defterreicher 
machten ein kleines Wintermanöver, aber "dien Raffauer 
hatten doch auch geſehen, welche Waffenmacht in ihrer 
Nähe ſei. * 

In Kurheſſen begnügte ſich der Regent damit, nach 
Hanau zu reiſen und hier am 15. Februar eine große 
Mufterung über die Truppen zwohalten,‘ Die Meuterer 
wurden in firenger Haft gehalten und ihnen ſtand lang⸗ 
jährige Eiſenſtrafe bevor. 


Unterdeſſen arbeiteten Wirth und Siebenpfeiffer ruſtig 
an ihrem Werke, der Theorie der Unzufriedenheit, "ber 
Wiedergeburt Worte zu geben, fort In Nre34 ber 
Deutfchen Tribüne entwickelte Wirth feine Anficht "von einer 
Reform des Tandftändifchen -WBefend. Das Inſtitut ſelbſt 
fei nicht zu verwerfen, ihm keine Schuld Aaufzubärben; 
aber die Wahlfreiheit müſſe im reinſten Sinne hergeſtellt 
werden, ſo daß jeder Staatsbürger das Wahlrecht und die 
Erwählungsfähigkeit beſitze, ohne an einen Ort, Bezirk 
oder Stand gebunden zu fein; die Standeskammern müß- 
ten abgefchafft und bie Bolfdfammern bei jeder Sefiton 
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neu gewählt werden; die Gewählten feien verbindlich zu 
machen;'bie von. den Wählern empfangenen Snftructionen 
zu ‚befolgen, und ber Regierung fei die Verpflichtung auf⸗ 
zulegen ‚;älle, Anträge, Vorſchläge und, Gefegentwürfe, bie 
fie an die. Kammer bringen wolle, einige Monate vor 
Einberufung der Legislatur durch - die Preffe zu publi— 
ciren, damit die öffentliche Meinung ſich ausfprechen 
könne. Die Preſſe müſſe aber vor Allem vollſtändig frei 
gemacht werden, d.h. Fein Preßgeſetz dürfe fie beſchränken, 
vielmehr můſſe Grundſatz fein, daß dem Mißbrauch ber 
Preſſe kein anderes Mittel wirkſamer als die öffentliche 
Meinung; die. Preſſe ſelber gegenübergeſtellt werde. 

Nr. 36., 10. Februar, und die folgenden Nummern 
führten: die, Anterfchrift: „Gedrudt auf der Preffe des 
Bolfes“; am 19. Februar wurde die Druderei der Tri» 
bünev,mwiederum nad) Homburg verlegt. Und auc im 
„Weſtboten“ im Blatt vom 12. Februar las man: „Wir 
werden nun nochmals, nicht geheim, fondern offen, wie 
al unſer Chun, den Weſtboten in Oggersheim drucken 
laſſen; wir; werden gegen eine nochmalige Beflegelung mit 
allen ‚und: geſetzlich zuftehenden Mitteln und vertheidigen, 
die Druderei verbarrifadiren und verfchangen, und nur ber 
Gewalt unſer Eigenthum preidgeben. Wir fegen die Lefer 
fogleich hiervon in Kenntniß und bitten um Nachficht für 
den Fall, daß ein Blatt durdy folche Gemwaltfchritte wicht 
erſcheinen ſollte.“ Und in der Nummer vom 24. Februar 
verfünbetnSiebenpfeiffer, es ſei ihm auf feine neuliche 
Erklärung von allen Seiten dies- und jenfeitd des Rheins 
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die beftimmtefte Zuficherung geworden, daß taufend und 
taufend Arme zu feinem Schuß bereit feien: er feßte jedoch 
hinzu, der MWeftbote gehe feinen gefeglichen Weg und erſt 
wenn die Regierung bdenfelben verlaffe, fei es Pflicht ber 
Bürger, ſich zum Schuß der Gefete zu erheben. 

Diefen guten Muth, den Verboten gegemüber, Hatte 
auch Wirth. In einem Auffag der Nummer vom 15. 
Februar machte er ſich zum Propheten und zeigte, was 
für "Folgen ein Verbot der Tribüne haben werde: bas 
Verbot werde num in öffentlichen Blättern erfcheinen, „alle 
Philiſter Deutfchlands werden es Tefen, die Zeitung gelaf- 
fen auf den Tifch legen, bebächtig eine Prife nehmen: und 
zu ihren Nachbarn jagen: „Schade um das Blatt; allein 
warum auch fo heftig und Teidenfchaftlich? Ich habe ihm 
feinen Untergang vorgeſagt.“ Die Deutjche Tribüne werde 
aber doc) nicht ‚untergehen. Denn es müſſe doch die 
Bayriſche Regierung, wolle fie dem Berbote Gefegeöfraft 
geben, daffelbe in einem Regierungsblatt mit dev Contra- 
fignatur eines Mintfters abdruden. Wirth fragte, ob der 
Name Polignac fchon vergeffen fei. Allein geſetzt auch), 
fuhr er fort, es wäre ein Minifter „verwegen‘ genug, 
das Verbot im Regierungsblatt mit feiner Namendunter- 
fehrift zu verfehen, fo werde er, Wirth, mit „chlagenden 
Gründen beweifen,” die VBerfaffung fei verlegt, das Verbot 
nichtig, der contrafignirende Minifter in Anklageſtand zu 
verfeßen. Da die Regierung vorausſehen müſſe, daß bie 
Rhein-Bayerifchen Gerichte, wenn die Tribüne belangt 
werde, nicht gegen Geſetz und Verfaffung ſprechen werden, 
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fo werde fle nun vielleicht der Poft befehlen, die Tribüne 
nicht mehr zu verfenden. Er, Wirth, werde dann die Poft 
verflagen, vor Allem aber fei ja der Deutiche Baterlande- 
verein gegründet; vom Deutfchen Bolfe belohnte Boten 
und : Eftafetten würden die Rribüne durch alle Gaue 
Deutfchlands verbreiten. Gebe nun die Regierung dem 
bisherigen gefeglichen Benehmen gegenüber nicht nach, fo 
fei fie. auf die. Gewalt angemwiefen; fie werde dem Militär 
im Rheinfreife den Befehl ertheilen müffen, mit dem Ba- 
jonet in: die Druderei der Deutichen Tribüne einzudringen, 
die Preſſe zu zerfchlagen und die Theilnehmer des Blatts 
als Hochverräther zu verbaften. Nun aber fchaute Wirth, 
wie der Bürger zum Schutz der verfaffungsmäßigen Pref- 
freiheit sanfltehen, die Druderei der Xribüne umgeben und 
befegen werde: ‚brauche das Militär Gewalt, fo fei der 
Bürgerkrieg entzündet. Wirth ſchaute weiter, wie bie 
Bayrische Armee des „Hochherzigen Rhein-Bayerns“ nicht 
werde, Herr werden fünnen, wie Defterreichifche und Preu- 
ifche Truppen berbeigezogen werden müffen, wie nun aber 
auch: ber, Franzoſe zum Schutz eines Princips herbeieilen 
werde, für welches er felber geftritten und gebiutet habe; 
wie. auch die Polen fid) des brüderlichen Empfangs erin- 
nern werden, der ihnen in Rhein-Bayern geworben. Kurz 
Wirth ſah durch die Unterdrüdung feines Blattes einen 
Eurspäifchen Krieg herbeigeführt. 

In denſelben Tagen erhielt Wirth aber auch einen 
faktiſchen Beleg, wie weit die Rheins Bayerifchen Gerichte 
bie eonflitutionellen Rechte der Bürger zu fchügen gefonnen 
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feien. Als der Prozeß der Deutfchen Tribüne wider bie 
Bayerifche Regierung wegen Verlegung conftitutioneller 
Rechte verhandelt wurde, begründete der Staatsprocurator 
die Rechtmäßigkeit des Verfahrens der Regierung durch 
den Satz: „die Regierung könne nicht blos die Preffen, 
fondern aud) die Badöfen verfiegeln laffen, ohne daß ber 
Betheiligte gegen eine ſolche Maßregel bei Gericht Schug 
fuchen könne.“ Am zwanzigften Februar erflärte fich das 
Bezirfögericht in Bweibrüden für incompetent: in diefer 
Sache. Ein Troſt für die Literaten Rheinbayernd war 
aber ein Prozeß, den die Speierer Zeitung fo eben ge- 
gewonnen hatte. Der Herausgeber diefer Zeitung war 
nämlich, weil er die Regierung der Verſchleuder ung frem- 
den Eigenthums angeflagt hatte, belangt worden: die 
Sranfenthaler Berathſchlagungskammer hätte die Klage des 
Staatdanwaltes abgelehnt, die Staatsbehörde hatte bei 
dem Königlichen Appellationggericht Oppofition gegen dieſes 
Urtheil eingelegt, aber audy hier eine ungünftige Entjchei- 
dung erhalten. 

Meldungen: zum Deutfchen Vaterlandsverein liefen 
unterdeffen in großen Maffen bei der Redaktion der Deut» 
ſchen Tribüne ein, ' Aus St Wendel im benachbarten 
Coburgſchen Fürftenthum Lichtenberg erfuhr man, daß in 
kurzer Zeit 400 Fl. jährlich zur Unterftägung ‘ber Preffe 
jubferibirt feien. In diefer Stade" nämlich war ed ber 
Pfarrer Judy, welcher die Kanzel zur Verbreitung des 
Ariftofratenhaffes und des Deutfchen Einheitögeiftes benußte. 
In einer Predigt, welche Juch am Weihnachtöfefte des 
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Jahres 1831 hielt,“) bewied er, daß das Chriftenthum 
die Religion der Freiheit fei, daß Chriftus Wahrheit, Tu- 
gend; Recht dieſe Himmelstöchter,, dieſe Fremdliuge auf 
Erden⸗hier habe heimiſch machen: wollensı Aber die Wahr⸗ 
beit ſei durdy Prieitertrug und Eyrannei, durch Habfucht 
und Herrſchſucht verdunkelt bei⸗· dieſer Gelegenheit prebigte 
Juch gegen die Cenſur und ſprach von; Revolutionen als 
einem oft nothwendigen aber ſchrecklichem Uebel. Er be- 
wies ferner/ daß Habſucht und Herrſchſucht Die, Tugend, 
das Recht nicht zur Herrſchaft kommen laſſen und bevorrech⸗ 
tete Staͤnde ſchaffen. Wir müſſen, fo. ſchloß er, das Recht, 
welches uns Natur, Vernunft und Gott giebt, fortdern ; wir 
müffenı Geſetze, Berfaffungen fordern; und’ noch einmal 
ſprach er den Wunſch aus, daß feine Empörung: nöthig 
werden möge. — Im einer anderen: Predigt**) definirte er 
bie Wahrheit gang‘ ald politifche, als. „Erkenntniß der 
Menſchenrechte,“ die durch „Frankreichs Lichtgeiſter“ won 
neuem gefunden fei, als eine folche, welche die Golditan- 
gender Meichen fchmelze, weldye eine: Feindin der Genfur 
und Herrſchſucht ſei. Such forderte: von: der Kanzel aus 
zur Verbreitung freilinniger Soutnale auf. 

In St. Wendel herrfchte wirflic ein jacobinifches 
Weſen Die Regierung hatte einige Reibungen der Ein- 


— 





— 


) „Wahrheit, Tugend, Recht! Eine Predigt gehalten am Weib: 
nahtsfefte des Jahres 1831 von Karl Zub, evangelifhen Prediger 
zu St Wenden Aweibrüden 1832. ; Gedruckt bei Georg Ritter,’ 
20 ©. 

*) Streben nad Wahrheit. Eine Predigt, gehalten am 25, Fe— 
bruar 1832 von Karl Zuch x. 
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wohner mit Preußifchen Grenzwächtern zum Anlaß genom- 
men, um mit dem Einrücken Prengifcher Mannfchaften zu 
drohen. Hiergegen reichte die Bürgerfchaft eine Proteftation 
ein, die vom Berfinfterungsgeift der Hohen, von despotiſcher 
Willfür, von gerechter Entrüftung fprad) und bei vorfom- 
mendem Gewaltfchritt die Beranlaffer mit ihrer Perfon 
und ihrem Vermögen für die Kolgen verantwortlich machte. 

Die Hanauer Zeitung berichtete „heilloſe“ Dinge, wie 
fie fagte, aus St. Wendel. Hier fei jede Woche wenig» 
ftend einmal bei dem Bierwirth Keller große Berfammlung, 
„Markt genannt. Jeder, der diefelbe befuche, trage eine 
rothe Müge; aud) die Fremden müßten eine rothe Müte 
faufen, wenn fie der Berfammlung beimohnen wollten. 
Was nicht in die Stube gehe, ftehe im Gange, fogar auf 
der Straße, Thür und Fenfter würden aufgemacht, und 
ber Zulauf fei fehr ftarf, da fogar die Bauern aus der 
Umgegend ſich einzufinden pflegen. Seien nun recht viel 
beifammen, fo werde Stille geboten, der Rector bed Gym⸗ 
naſiums ftelle ſich auf eine Erhöhung und leſe die Tribüne 
vor. Jeder Artifel werde dann weitläuftig verhandelt und 
erflärt, wobei Pfarrer Juch ein Orakel fe. Am Ende 
werde nochmals gefragt, ob Jeder alles verfiauden habe, 
und wenn Jemand nein fage, fo werde nochmals Alles durch⸗ 
gegangen. Wenn die Berfammlung aufgehoben werden folle, 
ftehe der Organift von der Katholifchen Kirche auf und 
verfünde, an welchem Tage wiederum Markt fein werde. 

Von München erhielt der Vaterlandöverein eine Zu- 
ſchickung vom 7. Februar, welche Subferiptionen ‚mit lau» 
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ter republifanifchen und kampfesmuthigen Mottos enthielt. 
Heidelberger Studenten melden an demfelben Tage ihren 
Beitritt mit der Berficherung, daß fie „für den heiligen 
Glauben der Zeit freudig Gut und Leben laſſen wollen. ” 
Aus Fübingen-erfährt der Boritand des. Preßvereins, daß 
dort ſchon 120 Studirende zufammengetreten  feien- und 
ſich verpflichtet haben, jährlich 288 FI. zu liefern Ein 
Mainzer Zuͤngling verſichert unterm 8, Februar: „Ba, ich 
will handeln und mit. allen mir zu Gebote. ftehenden Mita 
ten und Kraͤften mic nach Ihnen und Ihren Herren 
Collegen richten.“ Widmanns Vollkstribun in Würzburg 
erließ einen feierlichen Aufruf an das Volk, jetzt, wo man 
nur noch auf ſich ſelber rechnen könne, dem Verein beizu— 
treten und Subſcriptionen zu ſammeln: von Muͤnchen aus 
erging ein ähnlicher Aufruf. 

Dies Alles erfüllte Wirth mit neuem Muthe: „die 
Beſten im Volke müßten ſich nur erſt kennen lernen, ihre 
Zahl ſei rieſengroß; noch eine Nationalfränfung und viel⸗ 
leicht konſolidire ſich das Zerſtreute in entſcheidender Kraft“ 
„Euer Wort,“ ſo ſchreibt man ihm aus Frankfurt, „rollt 
über Deutſchlands Gaue hin, wächſt an, wie eine Kamine, 
reißt jeden Widerſtand nieder und wird gewaltiger werben 
von Tag zu Tag.” 

Auch in Paris: liefen: die ‚Arbeiter - Wolfrum, Leif 
beimer, Kargl, Zulidecorirte, in der Tribüne und im National 
einen Aufruf zur Bildung eined Preßvereind druden und 
erfreuten fich eines ſolchen Erfolges, daß fie ſchon Anfangs 
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März einen erften Geldtrandport nach Zweibrücken fenden 
fonnten. | 
u bir 

In den Nummern 55 bis 58 gab die Deutfihe Tri- 
bune die Mittel zur ‚Wiedergeburt des Vaterlandes“ an. 
Nationalwohlſtand reiche zum Glück eines Volfes nicht aus ; 
durch das Emporblühen des Nationalwohlftandes entſtehe 
vielmehr die Geldariftsfratie. "England gebe ein Beifpiel 
für das Nachtheilige, Verderbliche einer ſolchen Ariftofratie. 
Um diefe auf natürlichem Wege aufzuheben, gebe es eine 
großartige und gigantifche Maßregel, welche alle Bölfer und 
Länder neu geftalten und die Givilifation anf eine Höhe 
ftellen werde, von der man zur Zeit noch Feine Ahnung 
habe: die Bildung vom Affociationen. Es müſſe eine Affo- 
ciation gegründet werden, welche die Rinder der" Armen 
erziehen und nad) Maßgabe der individuellen Anlagen und 
Neigungen zu einem frei gewählten Lebensberufe ausbilden 
laffe. Wer auf Koften des Vereins: zu einem Gelehrten, 
Staatsmann, Fabrifinhaber, Kaufmann, Gewerbsmann 
ausgebildet fei, müffe aus feinem Einfommen das auf feine 
Erziehung und Ausbildung‘ verwendete Kapital mit den 
Zinfen und einer Prämie zurückzahlen. Zweitens ſollen 
die Landwirthe, Gewerbtreibenden und Handelsleute nicht 
mehr von der Macht des Privatreichthums abhangen; jeder 
Bürger Tolle aus einer Nationalkaſſe zur Errichtung oder 
Berreibung eines Geſchaͤfts darlehensweiſe Geld, ſo vieler 
brauche, erhalten: Der Grund und Boden ſei noch einer 
großen Cultur fähig, größere Unabhängigkeit des Grund⸗ 
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eigenthumsd werde zur größeren Ausbeutung bed Bodens 
beitragen. Deutfchland könne ferner durch Ausführung von 
KRanal- und Eifenbahnbauten zum Mittelpunft ded Welt- 
handels gemacht werben. 

Die. Nummer 68. der Deutſchen Tribüne enthielt 
einen Aufruf an Deutſchlands Hochſchulen. Nicht durch 
geheimes Bündlerweſen, ſondern durch eine offene Theil⸗ 
nahme an ben JIntereſſen des Vaterlandes könne die 
Deutſche Zugend ſich demſelben nutzlich machen. 


Am erſten Maͤrz ſollte die neue Badiſche Preßfreiheit 
ins Leben treten. Die Regierung ernannte im Februar 
vier Hofgerichtsräthe zu Staatsanwalten in Preßſachen. 
Hofrath Welcker kündigte an, daß vom 1. Maͤrz an unter 
Duitlingers, v Rottecks und feiner Leitung eine neue Zei— 
tung, der Freiſinnige, Freiburger politiſche Blätter’ er⸗ 
ſcheinen werde Das neue Blatt werde zeigen, daß Baden 
werth ſei, dad unſchätzbare Gut der Preßfreiheit zu genies 
ßen und daß es die freie Preſſe zur Wahrung feiner Ber- 
faſſungsrechte, zum Schutze und: zur Ehre Deutfchlande zu 
gebrauchen wiſſe. Der: Freifinnige- werde es ſich daher 
zur Pflicht machen, an der) Begründung, Erhaltung und 
Fortbildung dernconftitutionellen Grundſätze, der Staatdbür- 
gerlichen und firchlichen Freiheiten im gefammten Deutichen 
Baterlande: und -indbefondere im Großherzogthum Baden 
auf das Kraͤftigſte mitzuwirken. Der Freiſinnige verſprach 
Anſtand und Würde zu beobachten. 

„Die: erſte Stunde des Monat März, meldete er am 
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2. März, wurde geftern bier — in Freiburg — mit Jubel 
begrüßt. Schon geraume Zeit vor Mitternacht warb es 
auf den Straßen lebendig, ed ertönten zahlreiche Vivats 
und patriotifche Gefänge, und das wiederholte Schießen in 
faft allen Theilen der Stadt verfegte und in die Neujahre- 
nacht. Es begimmt ja auch mit dem geftrigen Tage in 
politifcher Hinficht ein neues Jahr, die neue Epoche der 
wahren bürgerlichen Freiheit für Baden, wir hoffen für 
Deutfchland. Nach 12 Uhr zogen die Bürger und Stu- 
denten mit Fadeln vor die Wohnungen der Deputirten 
MWelder, v. Rotteck und Duttlinger, um ihnen-eine Sere⸗ 
nade zu bringen und ein begeiftertes Lebehoch zuzurufen. 
Zu gleicher Zeit flammte auf dem nahen Schloßberg ein 
Holzftoß, deffen Licht jedoch nur ſpärlich durch einen dich- 
ten Nebel drang. Das freie Wort aber wird heil Leuchten 
und die Nebel zerfireuen. Mittags war ein patriotifches 
Bankett, deffen zahlreiche Xoafte den Charakter — 
kräftigen conſtitutionellen Lebens trugen, | 

In Riegel im Breisgau war am 1. März an 
Patriotenfeft, ein Mittagsmahl mit gediegenen Reden, mit 
Toaften auf Badend Volksvertreter und Deutfche Einheit, 
Geſang des Polenlieded mit dem Refrains 

Hoch leb des freien Mannes freies Land, Win. 1 
Dod) lebe Polen, hoch das Vaterland 

und. ein Toaſt auf Polens Wiedergeburt. ERTARı RT 

Ju Pforzheim ward am 29, Februar kurz vor Mit- 
ternacht der Preßzwang unter Trauermuſik zu Grabe ge— 
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leitet; nach 12 Uhr wurde unter Freudenmirfif: die — 
bung der Preßfreiheit verkündet. 


Derſelbe — Marz beache — das fürmliche 
Berbot des Vaterlandsvereins für das ganze Königreich. 
Die Bayeriſche Staatszeltung enthielt eine Verordnung von 
dieſem Datum, welche, nach dem Muſter jener Würtem— 
bergifchen, , erflärte, : daß die. Berfaflung des Meiches und 
die inderen Folge erlaffenen Geſetze fi) genau. über die 
Organe ausfprechen, durch melde die Mitwirkung der 
Stantsangehörigen. zu den öffentlichen Angelegenheiten und 
die Gewähr neenftitutioneller Rechte ftattfinden “Toller Mir 
betrachten;‘‘ fo verficherte Rönig Ludwig, das Grundgefeß 
des Bayerischen Staates als ein heiliges Unterpfand werte 
ſelſeitiger Liebe und wechſelſeitigen Vertraueus zwiſchen 
Thron und Bolf Wir werben daſſelbe ſtets gewiſſenhäft 
sellzieben;, und die in ihm begründeten: öffentlichen Frei⸗ 
heiten treu und unverfälicht auf Unfre' Rachkommen über⸗ 
tragen Deſſen iſt Unſere Denfungsweife, deſſen iſt Ans 
beſondere der Eid Bürge, den Wir beim Autritt Unſrer 
Regierung feierlich abgelegt haben.” Eben deshalb "aber 
koönne nicht geftattet werden, daß die nur den’ gefeglichen 
Organender WVerwalteten in ihren geſetzlichen Schranfen 
zukommenden Befugniſſe und Rechte durch willkürliche dem 
Geſetz fremde Verbindungen; in Anſpruch genommen und 
gekraänkt werden. Die Bayeriſche Berfaffing Träumer den 
Staats burgern nirgends das Recht ein, politiſche Aſſocia⸗ 


tionen in willkürlicher Weiſe einzugehen, und neben ben 
I. 12 
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beftehenden Behörden und Repräfentativförpern einen ge- 
gliederten Organismus für politifche Zwecke mit förmlichen 
Beiträgen und leitenden Comited über die Monarchie zu 
verbreiten, vielmehr fei nad) wie vor dem Erfcheirien der 
Berfaffung die Bildung jeded Vereines) von vorgängiger 
Meberreichung der Statuten und Genehmigung der Staats- 
vegierung abhängig geblieben. — Somit: ſei die Bildung 
von Baterlandsvereinen unterfagt, und werde, wo ſolche 
dennoch verfucht werden follte, mit den gefeßlichen Mitteln 
eingefchritten werden. 

Zugleich) meldete der Nürnberger Courier aus Würz- 
burg vom 27. Februar: „Zwei Batterien von dem dahier 
garnifonirenden f. 2. Artillerie find nad) fo eben eingegan- 
gener Ordre marfchfertig gemacht worden und werden unter 
dem Kommando: des Oberftlieutenants v. Halder nach dem 
Rheinfreife abgehen. Diefelbe Zeitung meldete, daß ein 
Pulvertrandport mit 60 Pferdezügen am 26. Februar von 
München nad Landau abgegangen fei, und’ daß das zweite 
und dritte in Anſpach und Bamberg garnifonirende Che- 
vaurlegerö-Regiment Ordre erhalten haben, nad) dem Rhein- 
freife zu marfchiren. palspäh (bist een 

1, Schon am 25. Februar, war der Bürgermeifter von 
Homburg in: der Druckerei der Tribüne: erfchienen, um die 
Preſſen zu verfiegeln. Wirth aber‘ hatte die Thüͤren ver⸗ 
ſchließen laffen, verweigerte: dem Heren: Bürgermeifter den 
Eintritt und ‚erflärte ihm ſo lange wicht. ein richterlicher 
Befehl vorgezeigt werden könne, würden dien Thüren nicht 
geöffnet werden; der Bürgermeiſter entfernte ſich unver⸗ 
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rihteter Sache. Am 5. März erfchten er wieber und er- 
öffnete Herrn Wirth im Auftrage der Kreisregierung, er 
babe ſich bei Vermeidung der Verſiegelung der Preſſen alles 
Druceng zu enthalten. 

Durch Beſchluß vom 2. März verbot die Bundes⸗ 
verſammlung die Deutſche Tribüne, den: Weſtboten und die 
Neuen Zeitſchwingen, weil dieſe Blätter die Würde und 
Sicherheit des Bundes und einzelner Bundesſtaaten ver⸗ 
legen, den Frieden und die Ruhe Deutſchlands gefährden, 
die Baude des Vertrauens und der Anhänglichkeit zwiſchen 
Regenten und Volk aufzulöſen ſich beitreben; die Autorität 
der Regierungen zu vernichten trachten, die Unverletzlichkeit 
der Fürſten angreifen, eine politiſche Umgeſtaltung Deutſch⸗ 
lands und Anarchie herbeizuführen, und ſtaatsgefährliche 
Vereine zu bilden und zu verbreiten ſuchen, 

Am 8. März: wurden Wirths Preſſen verſiegelt. 
Wirth erließ am Tage vorher an die Bürger. von Homburg 
folgende) Yufforderung: „Die Regierung: hat beſchloſſen, 
wiber unſere Preſſen Gewalt zu brauchen. ; Man wirb 
alfo die Thüren unfren Wohnung erbrechen, um die Pref- 
fen, zus verſiegeln. Diefe Handlung wird: mit: Hilfe bes 
Militaͤrs morgen vor ſich gehen. : Wir, haben. zur Zeit nicht 
die Abſicht, die widerrechtliche Gewalt mit. Gewalt. zu ver» 
treiben, ſondern wir wollen die Thüren erbrechen laſſen, 
um zu beweiſen, daß es auch in Rheinbayern keinen 
Rechtszuſtand gebe Dann werden win die Staatsbehörde 
auffordern, ihre Pflicht zu erfüllen, und den Beamten, 


welcher zur Erbrechung der Wohnung Befehl ertheilt hat, 
12 * 
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im den Anklageſtand fegen zu laſſen. Iſt auch auf dieſem 
Wege kein Recht zu ‚erlangen, ſo werden bier Umſtände 
das weitere zweckmäßige Verfahren an die" Hand geben 
Damit aber durch voreilige Handlungen nicht der Zweck 
geſtört werde, bitten wir alle-Bürger Homburgs und. vor- 
zugsweiſe die Jugend, morgen bei der gewaltthätigen Er- 
brechung der Thüren unſerer Wohnung ſich ganz ruhig zu 
verhalten und jede Gewaltthätigkelt zu vermeiden! 

Bor dieſer ſelben Homburger Jugend erzäͤhlte die 
Mannheimer Zeitung: „die Wirkungen der Deutſchen Tri⸗ 
büme- zu Homburg bringen ihre Früchte: ein von dort ge⸗ 
kommener glaubwürdiger Augenzeuge erzählt ung; daß man 
einen Freiheits baum errichtete, um: denſelben in Carmag⸗ 
nole⸗Sprüngen raſte, einem Hund eine Krone aufſetzte 
und den Gekrönten unter ſchändlichen Anſpielungen zur 
Freude der Tollen todt ſchlug. Eingerücktes Militär ver⸗ 
ſcheuchte den ferneren Unfug.“ 2 

Am 8. März Morgens um halb neun Uhr Pr die 
Homburger zwei Escadrons der kuͤrzlich nach Rheinbayern 
geſandten Chevauxlegers in ihre Stadt einrücken und ſich 
der Druckerrider Tribüune gegenüber aufſtellen. Der grö⸗ 
ßere Theil der Einwohner Homburgs ſowie viele Fremde 
aus nahegelegenen Städten empfingen die Truppen ſchon 
beim Eingange der Stadt und begleiteten ſie zu Wirths 
Haufe. Der Redacteur der. Tribüne fah zu seinem ber 
unteren Fenfter heraus. :Dev Landcommiſſair in: Begleitung 
von zwoͤlf Gensdarmen, einigen Polizeidienern amd; drei 
Tagelöhnern näherte ſich dieſem Fenſter “und: fordert 
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Herrn Wirth im Namen der Regierung auf, die Thür bes 
Haufes zu Öffnen. Herr Wirth ſchlug das Strafgefeubud) 
auf und wollte dem Lanbeommiffair den Artifel beffelben 
vorlefen, wonad) ein Beamter, der ohne richterlichen Be- 
fehl eine Thür erbricht, Eriminell behandelt würde; doc 
jener unterbrach ihn mit den Worten, er werde nur im 
Haufe eine Erklärung entgegennehmen. Da Wirth fid) 
nicht anfchickte, die Thür zu öffnen, forderte. der Land⸗ 
commifair fämmtliche andere Bewohner des Hauſes im 
Namen ded Gefeged zur Deffnung ded Haufes auf. Dieſe 
Aufforderung blieb ohne Erfolg. Und nachdem der Land» 
commiffair die Zufchauer zur Ruhe ermahnt, befahl er den 
drei Tagelöhnern, die Thür gewaltfam zu erbrechen. Dies 
thaten diefe mit ihren Werten und Hammern, während die 
zwölf Gensdarmen fie, im Kreis aufgeftellt, ſchützten. Nach 
Einbruch der Hausthür begab fich der Landcommiſſair in 
bas Zimmer ded Herrn Wirth, eröffnete ihm, daß er ge⸗ 
fommen ſei, die Preffen zu verfiegeln: und forderte ihn auf, 
diefem Acte beizuwohnen; was Wirth ablehnte. Die Thür 
der Druderei fand man ebenfalld ftarf verrammelt, auch 
fie wurde von den Tagelöhnern erbrochen, worauf der Act 
der Berfiegelung vor fich ging. — Nachdem die Chevaur- 
legers nod) einige Zeit vor dem Hanfe aufgeftellt geblieben, 
verließen fie in allem Frieden die Stadt. Gegen 10 Uhr 
Abends richteten einige junge Leite Steinwürfe gegen das 
Haus des Königl. Landeommiffaird, wurden aber durd) 
einige Gensbarmen vertrieben. Am nächiten Morgen fand 
man auf dem. Marktplak neben einer bereits fertigen Grube 
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einen großen Fichtenbaum. Die RR — — 
zeichens war unterblieben. 

Auch Siebenpfeiffers Preſſen in Oggersheim waren Au⸗ 
fangs März verſiegelt worden, er hatte die Siegel abgeriſſen, 
am 7, März nahm der Bürgermeifter die Verſtegelung von 
neuem vor und ftellte zwei Mann! Genddarmen dabei, um 
eine fernere Benugung der Preffen zu verhindern. Sieben- 
pfeiffer gab gleichzeitig mit dem Weſtboten eine Zeitfchrift 
in Heften „Deutſchland,“ als Fortfegung von „Rhein- 
bayern" heraus. An dieſer Zeitfchrift arbeitete er emſig 
weiter. 

Die Deutfhe Tribüne erlitt nur eine Unterbredyung 
von wenigen Tagen. Am 13. März erfchien fie von 
Neuem, in Zweibrüden bei Ritter gebrudt: „Bon jest 
an, verfündete fie, foll die Verſendung durch Boten ein» 
treten." In den Nummern vom 14. und 15. März for- 
dert Wirth die Deutfchen Männer zur Begeifterung, zur 
Thatfraft auf, am 16. März beflagt er „Deutſchlands 
Unglüd," welches darin beftehe, daß der Deutſche nicht 
„handeln“ Fönne, an bemfelben Tage wurde er in Ziwei- 
brücken verhaftet. Die Regierung befchuldigte ihn des 
Hochverrathe. 

Ihm wurde am 16. März, ald er eben bei Tifche 
faß, durch zwei Gensdarmen ein VBorlabungsbefehl infinuirt 
mit dem Bedeuten, demfelben fofort zu folgen. Der Unter- 
fuchungsrichter ftellte nur wenige Fragen an ihn, zeigte 
ihm fodann einen Verhaftbefehl und ließ Herrn Wirth 
gerades Weges ind Gefaͤngniß führen. Die Nachricht 
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hiervon brachte unter den Zweibrädnern große Aufregung 
hervor, welche nur noch) mehr wuchs, ald man fich erzählte, 
Wirth folle nad) Altbayern gefchafft, andere fagten gar, 
er ſolle an Preußen ausgeliefert: werben. Die Straßen 
füllten fi, auch aus den benachbarten Ortfchaften ſtrömte 
man herbei. Von acht: Uhr Abends‘ durchzogen zahlreiche 
Haufen: ſingend und drohend die. Straßen. - Die‘. ganze 
Chevanrlegeröd- Wache ſtand unter den: Waffen und in der 
Kaferne mußten die Pferde: gefattelt gehalten : werben; 
Nachts um zwei Uhr ſammelte es ſich um das Gefängnig, 
man wollte in daſſelbe einbrechen, ein Fenſterladen war 
ſchon abgeriſſen, da gelang es einigen Bürgern, durch Zus 
reden die Ordnung wiederherzuſtellen. Am naͤchſten Tage 
beſchloß der Gemeinderath von Zweibrücken, eine Buͤrger⸗ 
garde zu bilden, auch ſchickte er an den Generalprocurator 
eine Deputation, um denſelben um Auskunft über jene 
beunruhigenden Gerüchte zu bitten. Der Generalprocurator 
erflärte, Wirth: werde weder nach Altbayern geführt, noch 
an die Preußische Regierung : ausgeliefert werden: beides 
würde» ungefeglich fein, er für feine Perfon werde nicht 
die geringſte Abweichung vom Gefege zugeben; Wirths 
Sache ſolle ſo viel: ald möglich befchleunigt werden. — 
Einige Tage darauf verbreitete fich das Gericht, auch Herr 
Schuͤler ſolle verhaftet werden: neue Beftürzung, neuer 
Zufammenlaufzseine Adreffe ded Inhalts, daß, wenn gegen 
Herrn Schüler Unterfuchung eingeleitet werde, ein Verhafts⸗ 
befehl. erſt dann erlaffen werde möge, wenn: wirkliche An⸗ 
tlage gegen den Beſchuldigten erkannt fei, erhielt in Aller 
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Eile Biele Unterſchriften — Der Staatsprocurator 
ſtellte an das Gericht den Autrag, den Dr. Wirth wegen 
der zaufgeregten Stimmung in Zweibrücken wenigſtens nach 
Laudau bringen zu laſſen, doch ‚wardier dom. Gerichte 
zurückgewieſen. 

Der bisherige Mitredakteur der Tribüne, Herr Georg 
Fein aus. Braunſchweig, verſuchte es noch seinige Tage, 
das Blatt erſcheinen zu laſſen; am 21: März aber verhielt 
Herr Georg Ritter ; einen Negierungsbefehl; worin ihm bei 
Androhung fchwerer Verantwortlichfeit das Weiterdrucken 
der: Tribüne: unterfagt. wurde; Herrn Fein befahl "bie 
Berwaltungsbehörde, als Ausländer: ſich unverzüglich Haus 
Bayern zw entfernen. : Da Herr Fein nicht augenblicklich 
Folge: Teiftete,. ſich darauf berufend, . daß er ald Bürger 
eined Bundesſtaates wohl zum Aufenthalt in» jedem; Deut⸗ 
fchen Staate berechtigt, daß er rückſichtlich „feiner Privat⸗ 
verhältniffe  unbefcholten .fei und: mit ‚einer Buchhandlung 
in Zweibrücken wegen Herausgabe  eitiedsigrößern Werkes 
im Bertragsverhältniffen ftehe, ſo warb er) eines Morgens 
von Genddarmen aus feiner Wohnung geholt, die ihm ſo 
wenig Zeit: ließen, daß er nicht einmal die nöthige Wäſche 
einpaden, noch Geld zu fich ſtecken fomite. > Erfollte aus 
der. Provinz trandportirt werden. Auf der erſten Station; 
Homburg, angelangt, ward Herr: Fein in dent Arreithaufe 
verwahrt, ı Die Bürger, denen er: durch läugeren Umgang 
wohlJbefannt war, verfuchten, zu feinen Gunſten Einfpruch 
eiriäulegen, einige: der achtbarſten erboten ſich, Herrn Bein 
perſönlich üher die Grenze zu geleiten, konnten aber um 
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fo viel durchſetzen, daß er fortan in einer Chaiſe transpor- 
tirt werben follte. So wurde Herr Fein von Canton zu 
Santon gebracht, bis man am 26. März in Winnweiler an- 
langte. Der dovtige Friedensrichter, Herr Klein, durch die 
öffentliche Stimme auf das, was vorging, aufmerffan ge⸗ 
macht begab ſich alsbald in das Arrefthaus, wo er — 
nach Einſicht des Verhaftbefehls, woraus hervorging, daß 
Herr Fein bei Kirchheimbolanden über die Grenze bed 
Bayeriſchen Gebiets gebracht werden ſollte, ohne daß in 
dieſer Requiſition irgend eine Beſchuldigung noch ein Ge⸗ 
ſetz angeführt war, in Folge deſſen bie Arreſtation erlaubt 
geweſen: nach Auſicht und gehöriger Prüfungber Art. 77. 
78 und 81 des Geſetzes vom 24. Frimäre des Jahres 
VIII. u . wi, aus denen hervorging, daß jedesmal eine 
willkürliche Verhaftung vorhanden: ſei, wenn: im Verhaft⸗ 
befehle jener Angaben fehlen, daß der Friedensrichter ſelber 
als Mitſchuldiger von einer willkürlichen Verhaftung vor 
Gericht gezogen werden ſolle, wenn er eine ungeſetzlich 
verhaftete Perſon nicht unverzüglich entlaſſe, und daß eine 
Regierung nur dann dad Recht habe, einen Ausländer 
über die Grenze bringen zu laffen, wenn derfelbe durch 
ein Urtheil als Landftreicher erklärt worden fei, — bie 
gegen Georg ‘Fein vollzogene Verhaftung für ungefeßlich 
erflärte und dem Berwalter bed Arrefthaufes befahl, jenen 
unverzüglich aus demfelben zu entlaffen. 

Herr Georg. Fein reifte.nun nad) Zweibrüden zuräd, 
nahm unterwegs noch ein Feftmahl mit, das ihm zu Ehren 


in Kaiferdlautern gegeben wurde und das wenigftend fo 
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viel zu Stande brachte, daß einem neuen Berhaftbefehl, 
den der Landkommiſſär in Kaiferslantern gegen ihn erließ, 
die vollziehenden Hände fehlten, brachte. in Bweibrüden 
feine Angelegenheiten in Ordnung, und begab ſich freiwillig 
auf die Reife aus Bayern. In Kaiferslautern wurde er 
jedody aufs Neue verhaftet und. nad) Kirchheimbolanden 
trangportirt, wo aber ein ſolcher Bolfsauflauf entftand, 
dag Herr Fein ftatt im Arrefthaufe im: Gafthaufe, abgefegt 
werben mußte. , In der Nacht wurde er von Gensdarmerie 
aufgehoben und nad) Philippsburg in Baden gefchafft, wo er 
in enge Gefängnißhaft gebracht wurde. Auf die Nachricht 
hiervon begab fich eine Deputation von Bürgern aus Neu- 
ftadt an der Hardt nad) Philippsburg, beförderte eirie 
Borftellung an das Badiſche Minifterium, und nad) einer 
viertägigen Haft wurde Herr Fein endlich. entlaſſen. — 
Der Friedensrichter Klein in Winnweiler erhielt einen 
Verweis. 

In München wurde der Literat Dr. Piſtor aus Rhein- 
bayern verhaftet. Er ließ in dieſen Tagen eine Sub- 
feriptiondanzeige auf einen von: ihm herauszugebenden 
Bürgerfatechismus für Deutfchland eiveuliren, Unten feinen 
Papieren, die man mit Befchlag belegte, hatte man eine 
Subferiptionglifte für den Preßverein mit 13 Unterfchriften, 
unter denen auch fein Name ſich befand, gefunden. Er 
wurde des Hochverraths angeflagt. Zwei andere, Sub- 
feribenten, Dr. Kraufe aus Leipzig und Herr Kießling aus 
Augsburg, wurden, der erftere bed Landes, der andere 
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der Stadt verwiefen; doch appellirten fie gegen diefen 
Befehl. 42 


Nun fingen auch die anderen Regierungen an, ben 
Baterländsverein unter Berbot zu ſtellen. Eine Großher⸗ 
zoglich Heſſiſche Verordnung vom 12. März und eine Frank» 
furtifche vom 23, März appellirten: an’ den gefunden Sinn 
der Deutſchen Unterthanen. 

Die conſtitutionellen Badener, der „Freiſinnige“ in 
Freiburg woran, behaupteten, die Badiſche Regierung koͤnne 
umd werde den letzten Bundesbeſchluß nicht publizivem, weil 
das Preßgefet ausdrücklich gebiete, daß auch ausmärtige 
Zeitſchriften im Ausland gedruckte Bücher nur in Folge 
eines Richterſpruches verboten werben: fünnen Man kenne 
die Badiſche Regierung genug, um zu wiſſen, daß ſie nicht 
wider Geſetz und Berfaffung verfahren werde. "Solcdhem 
Raiſonnement antwortete die Regierung durch die. That. 
In dem Regierungsblatte vom 26. März veröffentlichte 
fie den -Bimdestagsbefchluß vom 2. März, Minifter von 
Tuͤrckheim unterzeichnete diefe Publikation. - Zugleich ver- 
fügte das Minifterium, daß neben dem Badiſchen Preßge- 
ſetze die Bundestagd- Prefgefebgebung vom Sahre 1818 
noch in voller Kraft beftehe. Der Freifinnige debucirte, 
daß die Verfaſſung durch diefe Minifterialverfügung einen 
harten Stoß erleide; denn nach $. 65. ‚der Badiſchen Ber» 
faſſung ſtehe der Regierung nicht die Befugniß zu, ein die 
Freiheit der Perſonen und das Eigenthum betreffendes 
Geſetz einſeitig authentiſch zu erflären. — Gleich in den 
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erften Wochen feiner Eriftenz hatte übrigens ber Freifin- 
nige mehrfache Sonfiscationen zu beftehen; Preußen verbot 
ihn von vornherein, weil ed nicht mit feinem Syftem über- 
einftimme, eine ohne Genfur gedruckte Deutfche Zeitfchrift 
von Preußifchen Unterthanen gelefen zu wiſſen; Braun⸗ 
ſchweig verbot ihn aus demfelben Grunde, Naffau, Heffen 
und Bayern brachten gegen das Blatt Klagen bei der Ba- 
difchen Negierung ein. Die Gefandten der großen Höfe 
machten dem Großherzoge Borftellungen, er möge fein Land 
nicht der Gefahr ausfegen, daß die traurigen Aufregungen, 
welche: die revolutionäre Propaganda in Rheinbayern her- 
vorgerufen, ſich nad) Baden verbreiten und, dort unter- 
drückt, hier erneuern, Dazu hatte Herr von Blitterddorff, 
von; dem man wohl wußte, was er von der Preffreiheit, 
von volksthümlichen Inftitutionen überhaupt hielt, damals 
in Frankfurt die Badische Preßgefeßgebung gegen die Vor- 
ftellungen der Gefandten der Großen: Höfe, die Erzeugniffe 
der Babdifchen Zeitungs Literatur gegen das »Bundedtags- 
Comite zur Beaufſichtigung der Breffe zu vertreten. 

So: viel an ihr Tag, fuchte dieſe Literatur Raum und 
Bedeutung zu gewinnen. Freiburg 3. B. hatte ſeit dem eriten 
März vier Zeitblätter, junge und alte, den Breifinnigen, un— 
ter, Berantwortlichfeit von Wagner redigirt, die Freiburger 
Zeitung, von Weick redigirt, das Badifche Volksblatt, unter 
Berantwortlichkeit von A. Huggle herausgegeben, und den 
Schwarzwälder, redigirt von Zimmermann; Pforzheim be> 
kam ‚feinen „Beobachter“; Stromeyer begründete bald: in 
Mannheim den Wächter am Rhein, 1 eu 


Digitized by GG 
u 


189 


Trotz, oder vielmehr wegen der Befürchtungen, welche 
fich gleich beim Beginn der Preßfreiheit in Baden über 
den Beftand derfelben verbreiteten, legte man immer noch 
feine Anhänglichfeit für diefelbe durch Feite dar. In dem 
ebemaligemuKtarmeliterflofter zu Weinheim an der Berg⸗ 
ſtraße fanden ſich am 1: April einige hundert Gäfte vor nah 
und fern, aus Baden und Heflen, aus Frankfurt ımd Rhein⸗ 
bayern) Polen und Griechenzufanmen, um ber freien Preffe 
su Ehren zu eſſen, zu trinfen, Reden zu halten und Toaſte 
auszubringen) Mittermaier ſprach über die Gerichte, welche 
zum Schutz und zur ftrengen Handhabung des Preßgeſetzes, 
„ohnerRüdfihtrauf authentifche Snterpretationen*, berufen 
ſeien, und brachte auf die. Unabhängigfeit und Selbitftän- 
digfeit derſelben ein Hoch aus, welches donnernden An- 
klang) fand. Als ein Anderer von der Jugend redete, die 
durdyibremnEnthuflagmus ein großes Gewicht in die Schaäfe 
der Vollsfreiheit Tegen müfje, erhob fich Herr Brüggemann, 
Student aus Heidelberg, um den Männern, den „befon- 
nenen, unbengfamen Männern, wie. die. der Badifchen 
Volkskammer“ das Wort zu reden; die Jugend kenne 
zwar die Begeiſterung für Volklswürde und Volksfreiheit, 
doch ſei ſie nicht ausdauernd, nicht praktiſch. Deutſchland 
bedürfe Ränner welche das Volk vetten, "indem ſie ihm 
Recht verfchaffen ‚und ſo dem revolutionären Geiſte die 
Wafferentreigen, „Männer, "welche die Regierung vetteit, 
indem ſie dieſelbe weiſe erlenchten‘‘, ‚Es war” in jebein 
Sinne ein Deutſches Feſt“, ſchrieb Die Neckarzeitung, 
Imöchten ſolche Feſte gleich Hochfenern durch Das gange 
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Baterland ſich hinziehen, damit Hände ſich an Hände 
reihen, bis ein mächtiger Gemeinfinn und eine Bürgjchaft 
für das Glück ded Einen Baterlandesd reicht.‘ 


Der Titel „Erlaucht“, welchen: der Kurprinz von 
Heffen der Gräfin Schaumburg gegeben hatte, da er doch, 
der Bundesgefeßgebung gemäß, nur mediatifirten Reiche» 
grafen zufam, ward Veranlaflung zu einer weitläufigen 
Unterhandlung mit Hrubp- Gelenyi, Defterreichifchen Ge⸗ 
fandten am Kurbeffiichen Hofe. Letzterer ftellte dem Kur- 
prinzen vor, daß, wenn auch fein Herr und Kaifer geneigt 
fein möchte, zu Gunften feiner Einigfeit mit einem Deut- 
fchen Regenten in eine Abweichung von den Deutfchen 
Bundesgefegen zu willigen, er doch auf der andern ‚Seite 
fehe, daß die Kurheſſiſche Regierung, indem fie dem Stän- 
den ein Preßgeſetz vorlegte, bevor der Bundestag fich über 
eine allgemeine Deutſche Preßgefeßgebung geeinigt habe, 
nicht. diefelbe Geneigtheit zeige, im Antereffe der Deutfchen 
Einigkeit zu warten. 

Die Regierung machte noch im Februar den Standen 
eine Eröffnung des weſentlichen Inhaltes, „daß, wiewohl 
in neuerer Zeit vielfach die fernere Anwendbarkeit der die 
Preßfreiheit beſchränkenden Vorſchriften des Deutſchen Bun- 
des beſtritten worden ſei, die Regierung mit dieſer Anſicht 
auf feine Weiſe übereinſtimmen könne. . Wohl könne 
und werde, die Staatsregierung bei dem Bundestage auf 
Vollziehung des Art. 18. der Bundesaecte nach Moͤglichkeit 
hinwirken. So lange jedoch eine Abänderung nicht erfolgt 
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fei, dürfe nichts angeorbnet werden, was mit jenen Bun- 
dedgefeßen in offenbarem Widerfpruch ftehe. Wollte die 
Staatsregierung von biefem Grundſatze abweichen, fo 
würde ſie die Pflichten, welche ihr die Bundesverhaͤltniſſe 
auflegen, verlegen, und dadurdy das: Band Iöfen, welches, 
wie bie, Ständeverfammlung‘ ſelbſt öfter ausgefprochen 
babez.ndie Einheit und Kraft des gefammten Deutfchen 
Baterlandes, deren Begründung als das Ziel der gemein- 
ſamen Beftrebungen aller Bundesitaaten erfcheine, erhalten 
und fehermmüfe... Wie und auf welche Weiſe ein 
jeder Bundesſtaat die nöthig erachteten vorbeirgenden Maß⸗ 
regeln: "gegen: Mißbrauch der Preſſe zur Vollziehung zu 
bringen ';gebenfe, das fei ihm lediglich überlaffen, und wenn 
gleich die Cenſur eine Diefer vorbeugenden Mafregeln fein 
koͤnne ſo erfcheine ſie keineswegs ald notbwendig, ſobald 
ber Zweck durch andre präventive Mittel erreicht werden 
fonme,7 Daß dieſes allerdings gefchehen könne, werde im 
Berfolge näher auegeführt werden, ed bleibe bier nur gu 
bemerfen übrig, daß die von den andern Regierungen in 
den neueſten Gefetentwürfen zum Grunde gelegte getheifte 
Cenſur, wongach dieſelbe fih auf Die das Ausland betrefs 
fenden Artikel beſchränken, Dagegen bei allen inneren Lan— 
besangelegenheiten :volle Preßfreiheit beftehen folle, von ber 
einen Seite dem ’allgemeinen Drange nach vollfommtener 
Preßfreiheit entgegenftehe, von der andern „Seite zur Ber« 
hutung der’ Preßmißbraäuche durchaus ungenügend erfcheine, 
und daher dem Bundesgeſetze felber nicht entſpreche. Ab⸗ 
gefehen davon, daß es gany unthumlich ſei, die inneren 
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Angelegenheiten von den auswärtigen. firenge zu fcheiden 
und es höchſt auffallend fein würde, wenn den auswärti- 
gen Öffentlichen und Privatperfonen ein vermeintlich größerer 
Schutz gewährt werden follte, als, der eigenen Staatäre- 
gierung und den eigenen Staatdunterthanen, ſo fei es auch 
außer Zweifel, daß der eigene Staat ebenfowohl ein Bun- 
desftaat und dadurch ein integrirender Theil des ganzen 
Bundes fei, wie jeder andere Staat und daß jede Gefahr, 
die ihm droht, zugleich für dem ganzen Bund drohend er- 
fchjeine, fo wie, daß jedes Gift, das unter der Form in- 
ländifcher Rügen u. ſ. w. verbreitet werbe, eben fo gut 
das Ganze ald das Einzelne gefährde, und wenn alle ein- 
zelne Staaten in ihrem Innern unbewacht feien, aud) das 
Ganze unbewacht erfcheine. Nur foldye Maßregeln, die 
nicht bloß für die auswärtigen Staaten, fondern aud) für 
den betreffenden Staat felbft den Mißbrauch der Preffe 
verhüten, können als ausreichend, und fowohl der verfaf- 
fungsmäßigen als der bundesgeſetzlichen Vorſchrift entfpre- 
end angefehen werden.‘ 

In einer fpäteren Sitzung hielt der Landtage-KRom- 
miffär um Befchleunigung des Preßgeſetzes, deſſen Berathung 
nad) der obigen Eröffnung freilich ſehr schwer) geworden 
war, an: „der mit der Genfur der Caſſelſchen Zeitfchriften 
beauftragte Staatsbeamte begehre, wegen vielfacher Ber- 
drieflichfeiten, fo wie-wegen der Unverträglichfeit mit dem 
Togewerfe feines hauptfächlichen Berufes von dem Cenſur⸗ 
gefchäfte entbunden zu werden. Bon Seiten des Minifte- 
riums habe man ſich alle erfinnliche Mühe gegeben, ur 
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Uebernahme des fraglichen Ehrenamtes eined Cenſors, wo⸗ 
mit fein Gehalt verbunden fei, geeignete Staatsdiener zu 
vermögen, jedoch ohne Erfolg. Der Eine entfchuldige fich 
mit dem. Mangel am der nöthigen Geiftesfchärfe, um bie 
oft verdeckte Bebentung und Tendenz eines jeden Aufſatzes 
fogleich zu durchichauen, der Antere bezweifle feine allge 
meine gelehrte Ausbildung; der Dritte wolle wenigitend 
von den heutigen MWeltläufen, politifchen Geftaltungen und 
Ideenumſchwüngen in» und außerhalb Deutjchlands die 
wegen deshalbiger Anfpielungen erforderliche Kenntnig nicht 
befigen. Andere verficherten eine unbeflegbare Zaghaftigfeit, 
wegen deren ed ihnen nimmer gelingen wolle, ‚im Fluge 
über bie. glänzenden Erzeugniſſe des Genius. und die oft 
fehr aus: der Tiefe empor geförderte Ausbeute angeftreng- 
ten Nachdenkens Gericht zu balten und den Stab zu bre- 
chen. Einige bezögen fich auf ihre amtliche und bürgerliche 
Wirkſamkeit, welcher wefentlicher Eintrag drehe aus ber 
heutzutage allgemeinen Anfeindung des Cenſors von Seiten 
der demokratiſch ſowohl als der heraflitifch gefinnten Leſer, 
die nach Sticheleien fifchen und eine Gemüthserfchätterung 
durch unerhoörte und graufenhafte Begebniffe juchen, wozu 
noch manche gewerbtreibende und einige den. Calumnien- 
markt beſonders belebende vermummte _Schriftiteller mit 
den ſpitzen Federn und der tief freſſenden Dinte fommen. 
Biele endlich wiefen. nach, wie. es ihnen. an Zeit. gebreche, 
um die Aliterariſche Spreu zu vüttelm ‚und die ſchädlichen 
Korner genau heraus zuſichten. Kurz, Riemand wolle Cen⸗ 


for feine! Ohne Cenſur aber dürfe, bi. zu einer anderwei⸗ 
II. 13 
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ten Einrichtung wegen der bundeögefeßlichen Verpflichtungen 
und nach den noch beftehenden Gefegen Feine Schrift er- 
fheinen. Das Minifterium des Innern werde ed unend- 
lich beffagen, wenn hiernad) diejenigen Blätter, für welche 
fein Genfor zu befchaffen fei, bis zum Erfcheinen des Preß— 
gefeßes aufbewahrt bleiben müßten, * 

Die herrfchende Militärparthei zeigte ihre Gefinnung 
gegen die Bürgerfchaft immer offener. Anfang März be- 
merfte man, daß die Offiziere die Furbefftfche Nationalko- 
farbe nicht mehr trugen: fie wollten mit dem bürgerlichen 
Militär nicht ein und daſſelbe Abzeichen haben: und da 
beim Militär die geringfte Beränderung in den Uniformen 
nicht ohne befondern höchiten Befehl vorgenommen werden 
dürfe, fo fprach man die Vermuthung aus, daß der Kur- 
prinz felber das Weglafjen der Kofarde billige. Der „Ver— 
faffungsfreund“ brachte mehrere Artifel über die Stellung, 
welche fid) das Militär, das Offiziercorps feit dem 7. De— 
zember gegen dad Bolf gebe; alsbald famen die Offiziere 
bei dem Minifterium um Schuß gegen die Angriffe in öf— 
fentlichen Blättern ein, mit der Erflärung, daß fie, falls 
nicht Abhilfe würde, es ihrer Ehre ſchuldig ſeien, ſich 
an den Redaktoren und Schriftitellern  felbft Genugthuung 
zu verfchaffen. Der Kurprinz, der biöher Abonnent des 
Berfaffungsfreundes gewefen war, ließ der Redaktion 
ausdrücklich anfündigen, daß er fein Abonnement auf- 
gebe, Zu derfelben Zeit ſah man zu verſchiedenen 
Malen, wie an eine Anzahl Unteroffiziere und: Soldaten 
in Gegenwart der verfammelten Corps filberne Verdienſt⸗ 
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mebaillen audgetheilt wurden. In der Nummer bed Ber- 
faffungsfreundes vom 13. März erzählte Herr Feldmann, 
ed feien ‚ihm in biefen Tagen mehrere Offiziere auf die 
Stube gerückt und hätten ihm Namens ded Offiziercorps 
unumwunden erflärt, daß die hefftichen Offiziere jede Be- 
leidigung ‚ihres Standes und jede über fie durch den Drud 
verbreitete Unmwahrheit Fünftig mit dem Degen zu abnden 
entichloffen feten. Herr Feldmann befchwerte ſich bei der 
Ständeverfammlung. 

Das Bürgergardengefeß, von den Ständen zum zweis 
tenmal amendirt, ward aud) von der Regierung zum zwei— 
tenmal modifcirt. Nun fündigte man Deputationen von 
ſammtlichen Bürgergardecorps des Landes, von vielen Stadt- 
und Landgemeinde» Behörden an, welche Ende März in 
Caſſel eintreffen und den NRegenten um fchleunige Promul- 
gation des Bürgergardengefeßed, fowie daffelbe von der 
Ständeverfammlung bearbeitet fei, bitten würden. Zugleich 
erzäblte man ſich aber, daß der Kurprinz in wenigen Tagen 
der Gräfin Schaumburg, welche zu ihrer franfen Mutter 
an. den Rhein gereift fei, nachfolgen werde, fo daß bie 
Deputationen ihn wohl verfehlen würden. 

ech: ehe der Kurprinz abreifte, langten Deputationen 
von 37 Gemeinden in Gaffel an. In einer Audienz beim 
Regenten erflärte.:diefer, die Bekanntmachung ded Bürger» 
gardengeſetzes, welches den Landſtaͤnden bereits wieder vor- 
liege, (werde nach definitiver Berathung und Genehntigung 
defielben ‚erfolgen. ; 


Der Ausſchuß ‚zur Vorberathung des neumodificirten 
13 * 
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Bürgergarbengefeged trug darauf an, wiederum Abände- 
rungen an bemfelben anzubringen; in der Debatte vom 
27. April fielen mannichfache Anfpielungen auf den böfen 
Millen der Staatsregierung, welche das einen integrirenden 
Theil der Berfaffung ausmachende Bürgergarden- Znftitut 
paralyfiren wolle, der es vielleicht gar lieb fel, wenn das 
Geſetz durch die Unmöglichkeit, ſich zu einigen, gar nicht 
zu Stande fomme. Der Landtagscommifjair läugnete die 
Dringlichfeit des vorliegenden Gefeges, ed könnten zu feiner 
Sanction wohl nod) einige Wochen verftreichen. Bei die- 
fer Aeußerung entitand im Publifum, das ſich in großer 
Zahl eingefunden hatte, laute Gemurr; der Präfident ge» 
bot Ruhe. Am 29. März ward das Gefeg ntit den vom 
Ausſchuß vorgefchlagenen Modifticationen von den Abgeord- 
neten angenommen. 

Ein Jahr war verfloffen, feitdem der Kurfürſt, der 
Reibereien mit dem Caſſeler Sonftitutionalismus überdrüfftg, 
nad) Hanau gezogen war. Set cirfulirten im ganzen 
Kurhefliichen Lande unterthänigfte Vorftellungen an den 
Kurfürften, fich doc) wieder an die Spige der Regierung 
ftellen zu wollen, und fanden höchft zahlreiche Unterfchriften. 

Nad) der Verhaftung Wirthe, der Berweifung Feing, 
der Unterdrüdung der Tribüne und: ded Weftboten, dem 
Berbot ded Baterlandsvereind glaubte man in München 
die Bewegung im Rheinfreiferbeendigt. „Es kann, ſagte 
die Bayerifche Staatgzeitung, „in Webereinftimmung mit 
jedem unbefangenen Beobachter behauptet werden, daß die 
ganze Revolntion im Rheinfreife ſich auf das thörichte 
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Geſchrei befchränkte, das ein Paar Sournaliften erhoben, 
deren Bermeffenheit zwar beifpiellos in den Jahrbüchern 
der Deutſchen politiichen Literatur ift, welche ifolirte, ephe— 
mere Erfcheinung indeß noch Feine Revolution in der 
Denfungsart des Deutichen Volks beurfundet und noch 
weniger Grund giebt, an die Nähe wirklicher Empörung 
zu glauben. Darum hat auch die Bayertifche Regierung 
die Verirrungen einiger überfpannten Köpfe mit einer Rube 
angefehen; die ihr vielleicht von Leuten, die mit den Ver— 
hältniffen nicht befanunt waren, ald eine fchwer zu verant⸗ 
wortende Nachficht ausgelegt wurde. Die Regierung hatte 
ed jedoch an Feiner ernitlichen und firengen Warnung feh— 
fen laſſen, um die Berirrten zur Befonnenheit zurüdzufüh- 
ren; allein dieſe ließen ſich nicht warnen, fondern fteigerten 
ihre Anfeindung der beitehenden Ordnung und ihre Ver— 
fpotfüng der Gefee bis zu einem Grade, der in feinem 
Staate geduldet werden kann.“ — Am vierten April reifte 
König Ludwig in die Bäder von Iſchia ab, indem er dem 
Staatsrat von Grandauer die Leitung der Cabinetd- Ge- 
fchäfte übergab. 

Wenige Tage nachher wurde auch gegen die Redak— 
teurs des Volksblattes und des Bolfdtribung in Würzburg 
verfahren. Die Fränkiſch-Bayreuthiſchen Provinzen nämlich, 
und vor allem die Stadt Würzburg hatten ſich offen für 
ben Auſchluß an die Vreßfreiheitsbewegung im Rheinfreife 
erflärt. "Subferidtionsliften für den Baterlandöverein waren 
hier ungeſcheut gedruckt worden, der Bolfötribun hatte 
dringend zum Anfchlug an denfelben aufgefordert, die Stadt 
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Würzburg hatte in einer Eingabe an den König erklärt, 
daß fie in der Bildung eines folchen Vereines nichts Wi— 
dergeſetzliches ſehen könne. — Durch ein Refeript der 
Regierung des Untermainkreiſes vom 30. März wurden 
die Redakteurs des Volfdblattes und des Volfdtribung be- 
ſchuldigt, politifche uncenfirte Artifel aufgenommen zu haben 
und ihnen angedrobt, daß, wenn noch ein folcher Artifel 
erfcheinen würde, fünftig alle Blätter ohne Unterfchied, ob 
politifchen Inhaltd oder nicht, der Genfur vorgelegt werden 
müßten, anfonft ein förmliched Verbot der Blätter erfolgen 
würde. Man fah hierin eine Verlegung der Berfaffung, 
weil der Begriff eines politifchen Artifeld auch auf die 
inneren Berhältniffe der Staaten ausgedehnt und ferner 
eine Strafe der Genfurumgehung gefchaffen fei, die durch 
fein Geſetz ausgefprochen wäre; jene Literaten glaubten 
aljo auf das Reſcript, ald ein gefeßwidriged, Feine Rück- 
ficht nehmen zu dürfen. Da wurde am 10. April das 
Erfcheinen ded Bolfstribunen verboten und den Buchdruf- 
fern bei Vermeidung der Suspenfion oder Entziehung der 
Gonceffion unterfagt, dieſes Blatt zu drucken. Der Druder 
des Volföblatted ward gezwungen, jedes Blatt, ehe an den 
Redafteur oder fonft Iemand ein Eremplar verabfolgt 
werde, dem Stadtcommiffair vorzulegen, der nun über das 
Erfcheinen oder die Unterdrüdung des Blatted zu beftim- 
men hatte. — Durd) Regierungsentfchließung vom 9. April 
wurde dem Vorſtande des Landgerichtd Würzburg aufge- 
geben, den Rechtspraftifanten Widmann aus feinem Ges 
fchäftslofale zu entfernen; fo wurde Widmann durch die 
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Entfernung von der gerichtlichen Praxis, welche ihm bie 
Bedingung einer Fünftigen Anftellung war, im voraus einer 
ſolchen für unfähig erklärt. 

Ein Beſchluß des Königlichen Apellationsgerichts vom 
19, April ordnete ferner gegen ihn wegen einiger des Hoch 
verraths, der Majeltätöbeleidigung und der verlegten Amte- 
ehre angefchuldigter Artifel ſeines Blattes die Spezialinqui— 
fition an. — Eine Nummer des Augsburger Tagblattes 
wurde um biefelbe Zeit confiscirt, weil in derſelben durch 
Hervorhebung ded Werthes der Einheit Deutfchlande die 
beitehende Berfaflung angetaſtet ſei. Dem Redacteur des 
Blattes, Herrn Deftreicher, wurde der Prozeß gemacht. 
Auch Herr Dr. Kurz, Nedafteur der „Zeit”, erhielt wegen 
eines Aufrufes zu Bildung eines füdbayerifchen Preßvereind 
einen Prozeß. 


Der proviforifche Vorſtand des Baterdlandsvereineg, 
Schüler, Savoye, Geib, edirte bei Ritter in Zweibrüden 
eine in Heften erfcheinende Gontinuation der Tribüne. 
Sechs folcher Hefte, mit dem einfachen Titel: „Flugſchrift“, 
find erfchienen. Aus einem Aufſatze des erften Heftes 
ging hervor, Daß der Deutjche Preßverein, weit entfernt, 
unterdrückt zu fein, bereits auf ein jährliches Einfommen 
von 10,000 Fl. ficher rechnen Fünne. Zwar fei hiermit 
der Zweck des Vereins — den Hinderniffen nämlich zu 
begegnem;. welche von Seiten der Regierungen dem Druden 
und Berfenden der durch fie verfolgten Journale enigegen- 
geſetzt werden — noch nicht vollftändig zu erreichen, doc) 
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könne man immerhin für’d erfte Brofchüren und Flugblät- 
ter erfcheinen laſſen, in ganz Deutſchland verbreiten und 
fo für die Sache des Volkes Fräftigft wirfen. Die zweite 
Flugfchrift theilte es als ein höchſt glückliches Ereignig 
mit, daß der Graf Ernft v. Benzel-Sternau in Emeriche- 
hofen durch ein höchſt verbindliches Schreiben vom 5. April 
feinen Beitritt zum Preßverein erflärt und 50 Gulden als 
erftjährigen Beitrag gefchict habe. Die Rheinbayerifchen 
Mitglieder des Baterlandsvereined Tiefen ihre Namen 
ganz offen in den „Flugfchriften druden, Stabtvorftände 
erflärten fich für den Verein, der Berein in Neuftadt an 
der Hardt erflärte auf die Aufforderung ſich aufzulöfen 
geradezu, daß er nicht gehorchen werde, weil. er ſich Feiner 
Ungefeglichkeit bewußt fet. | 

Auch die Gerichte gingen nicht alle auf die Intentio— 
nen der Regierung ein. Die Doctoren Piftor und Große 
wurden auf Beſchluß des Appellationdgerichtes in Lande- 
hut freigelaffen. Durch Urtheil ‚der Anflagefammer in 
Zweibrüden vom 14. April wurde die Auflage gegen Dr. 
Wirth ald unbegründet zurückgewieſen. „Nur durch den 
Gedanfen, meinte das Urtheil, nur auf bie geiftigen Fähig- 
feiten wolle der Angefchuldigte wirfen, durch. die Preffe 
wolle er wiederum auf feine Gedanfen, auf fein Urtheil 
einwirfen laffen. Die Preßfreiheit fei der nächſte Zweck 
des von ihm vorgefchlagenen Prefvereind, und diefer nächſte 


Zwed folle fein das Mittel für den weitern Zweck, näm- 


lich für Aufklärung durch Wechfelwirfung der Geifter, um 
zum klaren Bewußtfein und zur durchdringenden Erfenntnig 
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Aller zu erheben dad Wahre, Rechte, Nübliche und Be- 
friedigende für die geiellfchaftliche Drdnung des Deutfchen 
Gefammtvolfes, für das Staate= und Weltbürgerleben, 
damit ‘der: auszubildende Stoff durch fein inneres organi— 
ſches Weſen fich felbft die natur= und zeitgemäßen Formen 
und Reformen aneigne, auf dem Wege des Friedens, der 
Gefetgmäffigfeit, ohne Gewaltthat, ohne Schwertftreich, ohne 
Blutvergießen, alfo auf dem ruhigen und fleten Gange der 
Gultur, damit der in die ferne Aufunft geftellte, den künf— 
tigen Generationen überlaffene Endzweck, ald die Orga— 
nifation eines Deutichen Reiches mit demofratifcher Ber- 
faffung, und eine europäische Staatengefellichaft durch 
treues Bündniß hervorgehe aus der Gefittung, der Erfennt- 
niß und dem harmonischen Willen Aller. Seiner der in» 
criminirten Artikel enthalte eine direfte» Aufreizung ober 
einen Borfchlag zu der Thathandlung oder zu dem Ab: 
ſchluſſe einer Verſchwörung, um die in dem Sönigreiche 
Bayern beitehende Staatsregierung umzuftoßen oder zu 
verändern: Wenn der Angefchuldigte in Nr. 33. auf die 
KRordamerifanifchen Freiltaaten binweife, fo ftelle er auch 
wiederum den Deutichen Bund in feiner Vervollkommung 
mit bemofratifcher Berfaffung als ein ſchönes begeifterndes 
Bild. der Einheit und Kraft dar, von deſſen Verwirklichung 
die Fürftemfelbft die Schöpfer werden follen; das König- 
reich Bayern ſelbſt, fowie noch andere Bundesftaaten feien 
ja Monarchieen mit demofratifcher Verſaſſung, d. h. mit 
Volksvertretung und der Birndesvertrag habe landſtändiſche 
Verfaſſungen zugefichert. Das Schwanfen ded Angefchul- 
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digten in feinen Anfichten beweife, daß biefer fich ſelbſt 
noch nichts zum feften Vorbild aufgeftelt habe umd nicht 
einmal bereit wäre, für eine Berfaffungsabänderung einen 
Plan zur Vereinbarung vorzulegen. Der Aufſatz in Nr. 
Al. „der Kampf des deutfchen Bundes mit der Deutfchen 
Tribüne” enthalte weiter nichts ald einen Wunſch des 
Angefchuldigten zum Schuß feiner eigenen Preffe, oder nur 
eine leere Viſion, wie die Folge gezeigt, Feine Provocation 
zur Unterftügung feines Interefje. “ 

Am 15. April wurde Wirth in Freiheit geſetzt. Pa— 
triotifche Bürger von Zweibrüden begaben ſich in feierli- 
chem Zuge in das Gefängnif. Hier hielt Dr. Wirth fo- 
gleich eine Anrede, worin er verficherte, Feine Drohung, 
feine Strafe werde ihn von feinem einzigen und höchſten 
Streben für dad Wohl des Volkes abbringen. Darauf 
nahmen ihn zwei Bürger in die Mitte, der Zug verließ 
dad Gefängnig und begab ſich unter dem lauten Jubel 
und Bivatrufen der Einwohner, während die Frauen umd 
Jungfrauen weiße Tücher aus den Fenftern fchwengten, 
durch die Hauptitraßge nad) der Wohnung Schülers. Hier 
fand man auc die Herren Savoye und Geib; Schüler 
hielt eine Anrede. Nun ein neuer Zug von Zweibrüden 
nad) Bubenhaufen, Mufif, Gefang und Freudenfelt. 


Zum 30. März war ein neuer Landtag im Herzog. 


thum Naffau berufen. In dem Wahlausfchreiben hatte 
Herzog Wilhelm mit vollem Vertrauen die Erwartung aud- 


gefprochen, „daß diejenigen, welche zur Theilnahme an den 
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Wahlen berechtigt feien, ficy ed zu einem vorzüglichen An- 
liegen machen werden, ihre Stimmen foldyen zu geben, 
deren befannte Gefinnungen und Einfichten zu der Voraus— 
ſetzung berechtigen, daß ihr Beſtreben dahin gerichtet fein 
werde, Die feit vierzehn Jahren zum wahren Vortheil des 
Landes beſtehende Berfaflung aufrecht zu erhalten, und 
indbefondere alle Berfuche zurückzuweiſen, die den Lands 
ftänden verliehenen Rechte dazu zu mißbraudhen, deren 
Umfang verfaffungswidrig, dem beitehenden Herfommen 
entgegen zu erweitern und auf diefem Wege Berlebungen 
derjenigen Einrichtungen herbeizuführen, von deren Aufrecht- 
haltung die Ruhe, die Zufriedenheit und der Wohlitand 
fämmtlicher Bewohner abhänge.” Der Herzog ſprach den 
feſten Entfchluß aus, bie beftehende Verfaſſung auch ferner 
gegen alle Anfechtungen aufrechtzuerhalten. In der Eröff- 
nungsrede verſicherte er dafielbe mit dem Zufaß, daß er 
ed: ſtets zu feinen heiligiten Pflichten rechne, die Geſetze 
bed Bundes überall treulich zu erfüllen; zu dem ftreitigen 
Punkte übergehend, erklärte er: „Nach den Haudgefehen 
find. ber Befig der Domänen und das Regierungsrecht von 
einander unzertrennlich. Durch mein Haus find die Do— 
mänen mit dem Lande verbimden. Zu feiner Zeit in 
einem andern ald in dem Befige meiner Vorfahren ift ihre 
rechtliche Natur durch die Verfaſſung unverändert geblie- 
ben. Diet Pflicht gegen mein Haus und mein Land er- 
fordert, daß ich ſie unangetaftet erhalte. Eine Conceffion 
von meiner Seite hätte Die Regierung gelähmt und die 
beſtehende Verfaſſung vernichtet. Meinen Dienern wird 
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die ftrengfte Gontrole erwünfcht fein, aber muthen Sie 
ihnen nichts zu, was mit ihrer erften Pflicht, der des Ge- 
horfamd gegen den Regenten in Widerfpruch geratben 
fönnte. * — Am 3. April überreichte Seiner Ercellenz 
der außerordentliche Abgefandte und bevollmächtigte Mi- 
nifter Seiner Majeftät ded Kaifers aller Reuſſen bei der 
hohen Deutichen Bundesverfammlung, Freiherr von Anftett, 
zu Biberich Sr. Durchlaucht dem Herzoge von Naffau die 
Infignien ruffiiher Orden, welche S. Maj. der Kaifer 
diefem Fürften verliehen hatte. 

Der oppofitionelle Geift auch der nenen Berfammlung 
ging aus ihrer Präfldentenwahl hervor: die drei Stimm- 
führer der vorigen Berfammlung, Herber und die beiden 
Eberhards wurden dem Herzoge vorgefchlagen, die Wahl 
ded Hauptmann Eberhard hödyiten Orts angenommen. 
In der erften öffentlichen Sitzung am 10. April war- die 
Prüfung der Wahlen Hauptgegenftand der Discuſſion; die 
von der Geiftlichfeit beider Gonfeffionen und den Lehran— 
ftalten getroffenen Wahlen wurden wegen Verletzung der 
Wahlform und Befchränfung der Wahlfreiheit für nichtig 
erklärt. Nun feien, fagten die landesherrlichen Commiſſa⸗ 
rien, der geiltliche und gelehrte Stand ohne Vertreter, die 
Sitzung müffe alfo aufgehoben werden. Man antwortete 
ifmen, daß die übrigbleibenden 15 Mitglieder zur »giltigen 
Beſchlußnahme hinreichten. Die Commiſſarien blieben bei 
ihrer Behauptung und griffen endlich zu dem Mittel, den 
Saal zu verlaffen. Die Verhandlungen "müßten nun jeden⸗ 
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falls aufhören, da verfaffungsmäßig Feine Berathung in 
ihrer Abwefenheit vorgenommen werben fünne. 

Diefe erfte öffentliche Sigung war zugleich die einzige. 
Am 18. April unterzeichneten funfzehn Abgeordnete folgende 
Erklärung: „An die landegherrlichen H. H. Landtagscom— 
miffarien. Dem Rufe in dem abgewidyenen Monate März 
zu dem alljährlich in Wiesbaden abzuhaltenden Landtage 
haben die unterzeichneten Deputirten Folge geleiftet, in der 
Erwartung, daß nac den Anträgen der früheren Berfamm- 
lung die der Ausübung ihrer Tandftandifchen Rechte ent» 
gegenftehenden Hindernifje befeitigt jeien. In dieſer Er» 
wartung fahen fie fich getäufcht. Sie fanden eine Kammer 
ſich gegenüber, nicht gegründet im Berfaffungsgefege vom 
3 November 1815. Es war diefelbe erfte Kammer, neu 
gebildet im Dftober v. J., einzig zu dem Zwece, um die 
Wirkſamkeit der. Deputirten zu lühmen und in diefen zu— 
gleich die Gefammtheit unferer Mitbürger gerade in ber 
wichtigſten durch die Berfaflung ihnen verliehenen Befug— 
niß, dem Steuerbewilligungsrecht, nicht ſowohl zu beein» 
trächtigen als vielmehr defjelben für immer zu verluftigen, 
Die Deputirten wollten diefen Gegenfland in einer öffent— 
lien -Situng in der Art zur Sprache bringen, wie ihnen 
diefes in der ſchon 14 Jahre zur Uebung gebrachten und 
landesherrlich beftätigten Gefchäftsorbnung bisher geftattet 
war; allein Die Regierung verweigerte ung: diefe öffentliche 
Sitzung, und giebt. dadurch unmiderfprechlich zu erfennen, 
feine der erſten und allgemeinen Befchwerben des Landes 
heilen zu wollen. In Diefer wahrhaft peinlichen und trau— 
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rigen Lage, welche ihre Thätigfeit für jetzt unmöglich macht, 
wird die Erflärung denfelben zur heiligen Pflicht, daß fie 
die Hebung ihrer ftändifchen Gerechtfame fo lange fuspen- 
diren müffen, bie fie folcyes mit ihren eidlich übernomme- 
nen Pflichten zu vereinigen im Stande fein werben.” Am 
folgenden Tage verließen die Unterzeichner dieſes Schrei- 
bens in der Frühe Wiesbaden. 


Am 14. April begann in Gaffel die Discuffion des 
Prefgefeged. Gleich ald ob man weder den Erfolg des 
Bayeriſchen Preßgeſetzes noch die Stimmung ded Bunbes- 
tages gegen das Badiſche kenne, wurde mit größtem Eifer 
darüber geftritten, welches Syſtem vorzüglicher ſei: ob 
feſtgeſetzt werden ſolle, daß von politiſchen Zeitungen vor 
der Verſendung ein Reindruck bei der Polizeibehörde nieder- 
gelegt werde, daß Artifel, weldye den Deutfchen Bund und 
Deutſche Staaten, außer Kurheffen, betreffen, nur mit 
Borwiffen und auf vorgängige Genehmigung der Bolizei- 
behörde zum Druck befördert werden, und die Umgehung 
diefer Beftimmungen nur dann beftraft werden folle, wenn 
der Inhalt der Schrift in Folge einer Beſchwerde für 
ftrafbar gefunden fei: oder ob beftimmt werben folle, daß 
von jeder Zeitung und Schrift unter 20 Bogen vor ber 
Ausgabe ein Reindrud bei der Polizeibehörde einzuliefern 
fei, widrigenfalld® eine Geldftrafe von fünf bis hundert 
Thalern gezahlt werden müffe: und endlich entſchied fich 
die Kammer für Ießtere Beftimmungen. In der Sitzung 
bes 17. April kam der vierte Abfchnitt bed Preßgeſetzes, 
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die Preßvergehen betreffend, zur Verhandlung: der Aus- 
fhußbericht, von Herrn Jordan ausgearbeitet, hatte auf 
mündliched und öffentliched Gerichtöverfahren mit Hinden- 
tung auf Gefchwornengerichte angetragen; der Landtage- 
Sommiffair drang auf eine Berwerfung des Antrages, weil 
er den Fünftigen Verhandlungen über eine neue Strafpros 
zeßordnung vorgreife, und die Berfammlung gab ihm we— 
nigftend zum Theil nach), indem fie mit 25 gegen 15 Stim- 
men ſich dahin entichied, daß erit bei einer vom nächiten 
Landtage vorzunehmenden Reviſion des Gefeges über Def 
fentlichfeit, Münbdlichfeit und Gefchwornengerichte beftimmt 
werbem: folle. „Das ganze Preßgefeg it nun feinen Kreu— 
zer werth,“ rief Herr Jordan aus. Der Ausjchuß wurde 
mit: einer :nochmaligen Bearbeitung des vierten Abſchnittes 
beauftragt; um denfelben mehr mit den Anfichten der 
Staatöregierung, welche, wie der Landtagscommiſſair er- 
klärte, mie in eine iſolirte Gerichtsöffentlichfeit willigen 
werde, in Hebereinftimmung zu feßen. 

In der Nacht wurde dem Abgeordneten Wys, Dir 
rector des Gymnaſiums zu Rinteln, der fid) befonderd 
laut gegen die Deffentlichfeit auegefprochen hatte, von 
einem zahlreichen Haufen Gaffeler Einwohner eine furcht« 
bare Katenmufif gebradyt. Der erfte Auffab eines öffent- 
lichen Blattes, welches am nächiten Rage andgegeben 
wide, führte: die Weberfchrift: Dies nefastus und das 
Motto: 
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Jetzt wahret, Männer, Eure Würde, 
Steht auf zu männlihem Entſcheid, 
Damit Ihr nit dem Land zur Bürbe, 
Dem Ausland zum Gelächter feid. 
(uhland.) 

Vom Profeſſor Jordan erzählte man ſich, daß er, an 
dem guten Erfolge der Kurheſſiſchen Reform verzweifelnd, 
vom Landtage abtreten, vielleicht gar ganz ind Ausland 
gehen wolle. Alsbald wurde ihm eine Adrefle, daß er ja 
bleiben möge, mit vielen hundert Unterfchriften überreicht. 
Auch den Landtagskommiſſär, Herrn Eggena, war man 
angegangen zu unterfchreiben, diefer aber hatte erflärt, 
gerade Jordans Anwefenheit in der Ständeverfammlung 
müſſe ald dad Hinderniß des Einverftändniffed der Abge- 
ordneten mit der Staatsregierung angefehen werden. Unter 
den Bürgern von Gaffel zeigte ſich eine fehr gereizte Stim- 
mung: taͤglich wurben große Zufammenfünfte gehalten; am 
20. April begab ſich eine Bürgerdeputation nad) Wilhelms- 
höhe, um dem Kurpringen- Mitregenten auf dem Wege ber 
Petition eine Abänderung bed Minifteriumd dringend zu 
empfehlen, wurde aber nicht vorgelaflen. Am 21. April 
überfandten die Bürger. von Caffel den Landftänden eine 
Petition, fie hätten mit Beftürzung die Nachricht von jener 
Abftimmung vernommen, da fie überzeugt feien, daß ohne 
Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit der Gerichte das hehe 
Gut der Preßfreiheit nur dem Namen, nicht der Wirklich“ 
feit nach eriftire; fie felen ferner überzeugt, daß ber bei 
weiten größere Theil der Ständemitglieder ganz berfelben 
Meinung und daß der Erfolg der Abftimmung nur durch 
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die Rückſicht auf: andere VBerhältniffe hervorgebracht fei, 
„Wir fordern daher die, hohe Ständeverfammlung auf, 
ſtandhaft und muthig, wie ed Männern geziemt, ‚für das 
Wohl. des: Baterlandes zu wirfen und fich durch Feinerlei 
Einflüfterungen oder Beforgniffe. bewegen zu Jaffen, die 
Sache des , Volkes. dem Willen Einzelner aufzuopfern. 
Lieber Fein Geſetz, als ein fchlechted und verſtümmeltes! 
Denm es würde fchwierig fein, ein ſolches Geſetz wieder 
abzufchaften, aber bei einem feften Willen der: Ständever- 
fammlung würde aud) das gute Gefeß nicht verweigert 
werben: Tonnen.” Die Bürger von Caffel verficherten,: daß 
fies ſich hämen würden, Bertreter zu haben, die minder 
freiffunig ſeien als die Badifchen, und baten, die Sache: der 
Deffentlichkeit noch einmal in Erwägung gu ziehen. +—: Die 
großen: Vorzüge Öffentlicher Verhandlung in Prefaugelegen- 
heiten ; meinten .die Danauer ebenfalld; in einer: Adreffe, 
ſeien laͤngſt eutſchieden bewiefen: der: Beſchluß der Stände 
widerftrebeh der: öffentlichen Meinung, der Stimme‘; aller 
Einſichtsfaͤhigen im In» und Auslande, Kurbeffeng Bürger; 
welche» Horzugsweife zu der. Heffuung auf: baldige, Berwirk- 
lichung verfaſſungsmäßiger Garantieen: bevechtigt ſchienen, 
müßten in demſelben mit Bedauern einen Rückſchritt auf 
der Bahn wahrer bürgerlicher Freiheit erblicken. Preßfrei⸗ 
heit - ohne: Deffentlichfeit des Gerichtöverfahreng ſei nur 
einem Schatteribilbei vergleichbar; „einem Körper ohne Le⸗ 
ben. — Auch die Marburger fchickten am 21: April eine 
Adreſſe: „Wie der ſorgliche Landmann erbebt, wenn sein 


Wetterſtrahl aus wenig bewölktem Himmel: niederfährt und 
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die Früchte feiner Anfrengung zur Erntezeit zerftört, fo 
ergriff und, ja gewiß auch den befferen Theil ber gefamm- 
ten Bewohner; Heffend die Kunde von dem Ergebniſſe der 
Discuſſion über das Preßgeſetz in der Sitzung am 17. April 
d. J. Die Gefilde geiſtiger bürgerlicher: Freiheit, welche 
unſeren gerechten Hoffnungen vorſchwebten, verkehrte dieſe 
Kunde in fibirifche Wuüſten. Iſt das Beiſpiel des Mi 
brauchs geheimer Juſtiz im Nachbarlande nicht meu genug, 
um ſelbſt Die leiſeſte Idee ſolcher Inquiſitionsgerichte zu 
verbannen? Was öffentlich geſchah, muß öffentlich gerich⸗ 
tet werden. Ohne‘ öffentliche  StrafrechtöpflegerbeinPreß«s 
vergehen lebt keine Preßfreiheit. Ohne diefe iſt unſere 
Verfaſſung ein taubſtumm geborenes, ſchön geformtes Kind, 
deſſen koſtbare Pflege das Vermögen der Mutter aufzehrt 
und endlich dieſer wie ſich ſelbſt nur zur Laſt und in 
Nichts zum Nutzen iſt. Und warum will man die Ber» 
faſſung fo höhnen? Welcher Brave’ fchentet indie laute öſ⸗ 
fentliche Wahrheit? Oder⸗ſind die Heſſen nicht würdig, 
frei zu fein? Wer ‚hat wahre Freiheit: zu fürchten ? Kein 
Gerechter, nur der, welcher die Würde des Menſchen 
in Feſſeln ſchlagen möchte, am nach thieriſchen Neigungen 
zu herrſchen Bor dem freien Manne erzittert wicht, por 
dem Sclaven, wenn en die Kette bricht! "Retten Sie, er— 
wählte Volksvertreter, die Hoffnung des Vaterlandes; ret⸗ 
ten Sie Ihnen felbft das Vertrauen deſſelben, damit es 
nie zur Streitfrage werde, wer — über Heſ⸗ 
ſens bürgerliche Freiheit gebracht habe. “ tie... 
Am 26. April verlas Herr — Eden Zr 
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bericht über den von neuem bearbeiteten vierten Abfchnitt 
des Preßgeſetzes. Die fo. fehr beklagte Nachgiebigkeit der 
Ständeverfammlung gegen die Staatsregierung ſolle wenige 
ſtens nur auf diejenigen Beſtimmungen beſchränkt werden; 
die‘ weſentlich durch den Gruudſatz der Oeffentlichkeit bes 
dingt fein: Ferner ſolle dieſe, ſo wie die Mundlichkeit, 
nebſt den Geſchwornengerichten ausdrücklich nur für dieſen 
Landtag beiſeit gelaſſen werden. Der Ausſchußentwurf wollte 
im Allgemeinen die Form des Anklageprozeſſes beibehalten 
und die Wirkſamkeit der Untergerichte bloß auf eine yrä- 
paratoriſche Vorunterſuchung beſchräuken, er wollte die 
Hauptunterſuchung in die Sitzung der- Obergerichte bei 
vereinten Senaten ‚verlegen, auch Die<bei ‚den: Obergerich⸗ 
ten augeſtellten Anwaälte, nebit einigen Angehörigen: der 
Betheiligten zulaſſen. Der Ausſchuß erwartete die alsbal⸗ 
dige Sanction des Geſetzentwurfes durch Die Staatéregie— 
rung, wenn anders nicht das feierlich gegebene: Fürftenwort 
nur als eine leere Form, der wiederholte Schwur der 
Miniſter nur als leeres Gaukelſpiel mit zerbrechlichen Eiden 
erſcheinen und unſere ganze Verfaſſung nichts mehr als 
ein leerer Traum ſein ſoll.“ Der Landtagskommiſſär ver⸗ 
langte, daß die Ständeverſammlung Die, letzten Worte 
mißbillige ¶ was nicht, geſchah. Als am 28. April „der 
Tagesordnung gemäß, über dieſen Ausſchußbericht berathen 
werden ſollte, machte der Präſident die Verſammlung mit 
einem Schreiben des eben abweſenden Herrn Jordan be—⸗ 
kannt, welches er dieſen Morgen per Eſtafette ‚erhalten 


habe und worin„Hert Jordan den Wunſch ausdrücke, daß 
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die Diskuſſion bis nach feiner Rückkehr verſchoben werden 
möge, für ben Fall, daß diefem Wunfche nicht genügt 
werde, eine feierliihe Proteftation gegen alle Befchlüffe, die 
heut gefaßt werden würden, einlegend. Nach feiner Rüd- 
fehr am erften Mai ftellte Profeffor Iordan wiederum den 
Antrag, daß der Grundfag der Deffentlichfeit und Münd- 
lichfeit ded Verfahrens in das Preßgefeß aufgenommen 
werde: 24 gegen 18 Stimmen wiefen die Motion zurüd. 


In Frankfurt cireulirte im April und Mai 1832 eine 
„Proteftation Deutfcher Bürger für Preßfreiheit in Deutfch- 
land," vom Dr. Reinganım verfaßt. Sie berief fi) auf 
die Berfprecdjungen der Deutfchen Bundesacte und der ein- 
zelnen Deutfchen Berfaffungen, beflagte, daß das Deutfche 
Volk noch nicht des hohen Gutes der Preffreiheit würdig 
gefunden fei, mahnte aber von gemwaltthätigem Widerftand 
gegen Ausnahmsgeſetze, die man freilich als unverbindlich 
erachten müffe, ab: „Deutſchen Bürgerm, welche von ber 
Ueberzeugung durchdrungen find, daß materieller Widerftand 
gegen materielle Gewalt ein unberechenbared Unglüc über 
das Vaterland herbeiführen, NRegenten, Bürger, den heimi» 
ſchen Heerd und die Freiheit ſelbſt zerſtören würde, Deut- 
ſchen Bürgern, welche die Gefege, wie die Freiheit, ehren 
und im Einflang beider die alleinige Rettung: für das 
Baterland fehen, Deutfchen Bürgern bleibt. nichts übrig, 
ald die Verwahrung... Wir verwahren und für un 
und alle Gleichgefinnte, daß die öffentliche Ruhe, welche 
die Deutfchen Bürger bewahren, ſo Tange ein wahres 
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Opfer iſt, ald man bie Preffreiheit ihnen entzieht, ein 
Opfer aus freiem Willen dargebracht der Ueberzengung, 
daß des Baterlanded Ehr' und Heil die Ruhe fordert.” 


Wirth war nicht mit einer Prozeffion der Bürger: in 
fein Gefängniß, nicht mit. einem Bubenhäufer Feſte, nicht 
mit einigen dem Baterlandöverein zugeſchickten Kreuzern 
zufrieden: fein entfchiedener und durchdringender Geiſt 
konnte den Widerfpruch zwiſchen einer Gefinnung, die ſich 
täglich mit großen Worten breit machte, und einem. Zu- 
ftande, wie er ſich feinem Urtheile darbot, nicht ertragen: 
Die proviforifchen Vorfteher ded Baterlandsvereined waren 
ihm zu abdvofatenmäßig praftifch, ihr Gefichtöfreis war 
ihm zu eng; er traute ihnen Feine begeifterte Stimmung 
zu; er mußte, daß fie mit Sranzöfifchen Republifanern 
unterhandelten, daß fie auf Franfreich faft mehr hielten, 
als auf Dentfchland; ja, daß fie auf eine Unterftügung 
Frankreichs rechneten: dies Alles mußte ihn im Namen 
Deutfcher Ehre, Deutſcher Selbftftändigfeit, Deutfcher In 
tegrität Fränfen. Am 21. April 1832 erließ er von Homs 
burg aus einen „Aufruf an die Bolfsfreude in Deutſch⸗ 
land,“ worin er dem Baterlandsverein feinen wahrhaften 
Beruf anzumeifen trachtete. Man fonnte ed biefem Auf⸗ 
ruf anfehen, daß er von einem Geiſte  gefchrieben- war, 
der fchon im Bewußtſein der  Unzulänglichfeit der; Mittel 
des Volles, mit dem er agiren wollte, ſich einen befto 
größeren Zweck ſchuf, durch die Größe des Zweckes ſich 
zu tröſten, ja ſich zu täuſchen und die Kleinheit der Mittel 
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zu verdecken ſuchte. „Vaterland, Vaterland, o Gett, 
Deutſches Vaterland, wo biſt du?“ ſo rief Wirth aus, 
indem ihn nun die Erregtheit ſeines Gefühls, das Bewußt⸗ 
ſein, daß er es mit dem Volke ſo gut meine, die Liebe 
dazu trieb, ſein Volk mit’den Ausdrücken des Haſſes zu 
züchtigen, es ein entartetes Kind zu nennen, welches ohne 
Murren, ohne Mitgefühl der Todespein feiner Mutter, des 
Baterlandes, zufchaue. Gegen die Freiheit der Nordame- 
rifaner, der Franzofen, der Italiener habe ſich das Dent: 
ſche Volk führen laffen.ı Als die Polen ſich erhoben, da 
habe das Deutfche Volk diefelben ruhig in den Tod gehen 
fehen. Nur Phrafenwefen, nur Schein nennt Wirth jene 
Demonftrationen, die bei Gelegenheit der Polendurch⸗ 
züge in Deutfchland wer weiß wie viel Geſchrei gemacht 
hätten. Wirth giebt den Deutfchen Herrſchern in’ ihren 
Schritten und Maßregeln gegen die Bewegungen in Deutſch⸗ 
land Recht; in Rücficht auf die Befchaffenheit ded Deutfchen 
Volkes feien jene Maßregeln vollfommen’ angemeſſen gewe- 
fen. Sodann bemüht er fi), die Tiberalen Beſtrebungen 
der Badener und ihrer Vertreter. als innerlich hohl darzu⸗ 
ftellen. Die legte Kammer nennt er eine Phrafenfammer, 
die „nachdem fie das Wort Genfur im) Genehmhaltung 
überfegt, dem Volke erzählt habe, daß die Preſſe da frei 
fei, wo der Polizei das Recht der Befchlagnahme von 
Druckſchriften und dem Gerichte das Recht der Beſtrafung 
einer Genfurumgehung, wenigſtens in gewiſſen Fälleti, ger 
geben ſeiz“ das Badiſche Volk erſchöpfe ſich in Liebfofun- 
gen gegen den Vater dieſes Wunderkindes von Preßfreiheit, 
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und finde ſich durch Conceſſionen überglüdlih, — Nach 
diefer Befprechung des Badifchen Mufterliberalismus: zeigt 
Wirth, daß auch die Rheinbayern, „auf welche die Blicke 
der beſſeren Deutſchen eine, Zeitlang mit freudiger: Erwar⸗ 
tung: gerichtet (waren;“ „ächte Deutiche‘ ſeien. Das Bolf 
von Rheinbayern habe gewaltſamer Berfaffungsverlegung 
ruhig zugeſehen. Wer hört seine «Klagepi wer ſieht eine 
Verwahrung, Beſchwerde oder Proteſtation?“ Nachdem 
Wirth auch den materiellen Zuſtand des Deutſchen Vater⸗ 
landes als gedruͤckt geſchildert, das arme hungerleidende 
Volk erwähnt, nachdem er gezeigt, daß gerade der gebildete 
Mittelſtand der Nation einer durchgreifenden Reform mit 
entſchiedener Feindſeligkeit ſich widerſetze, weil Ader Eine 
für ſeinen Dieuſt, der Zweite für ſeine Privilegien, der 
Dritter für ſein Eigenthum beſorgt ſei, nachdem: er ferner 
durchgeführt, daß die eigentliche Volksmaſſe ſich neutral 
verhalte weil fie den Gegenſtand des Kampfes nicht be⸗ 
greife auch durch ihre nächſten Bedürfniſſe zu ſehr im Ans 
ſpruch genommen ſei, kommt er; zu dem Reſultat, daß 
man dieſe Maſſe durch Die Preſſe aufklären, daßß man ihr 
aber auch einen faßbaren, einen eutſchiedenen Inhalt geben 
müſſe: und er schlägt: num: vor, daß der Vaterlandsverein 
ſich über politiſche Dogmen, die er unter die Maſſe zu 
bringen habe, einigen mge. Folgendes iſt der weſentliche 
Inhalt des Glaubensbekenntniſſes, das Wirth in Antrag 
bringt amd) (eine durchgreifende politische: Form iſt nöthig, 
2) Hauptzwed diefer Reform iſt die Einheit Deutſchlands 
und Durchführung der Volksſouveränetät, 3) unter der 
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politifchen Einheit ift eine Gonföderation ber Bruderftämme 
mit gemeinfchaftlicher Repräfentativregierung zu verftehen, 
4) ‚Freiheit ded Handeld, der Gewerbe, bed Gewiffeng, 
der Meinungen, Sicdjerheit der Perfon und bed Eigen- 
thums find gemeinfame und unverlegliche Intereffen aller 
Stämme. 6) Aufhebung des Unterfuchungsarreftes — 
Gefchjwornengerichte, 7) gemeinfame Gefeßgebung, Deffent- 
lichkeit ded Gerichtöverfahrend. 9) Es giebt feinen Bor- 
zug der Geburt, Feine Privilegien, alle Religionen haben 
gleiche Rechte. 10) Die Deutſche Reichsregierung befteht 
aus einem Reichspräſidenten und einem Minifterrath, der 
Präfident wird für einen Zeitraum von zwei Jahren von 
der Kammer gewählt. 11) Die Deutfche Nationalfammer, 
welche die Souveränetät ded Deutfchen Bolfed varftellt, 
befteht aus den Bolfödeputirten; auf 10,000 Familien 
wird ein Deputirter gerechnet; jeder volljährige Deutſche 
kann wählen und ift wählbar. 14) Die Reichsregierung 
ift, einfchließlic) ded Präfldenten, der Nationalfammer ver» 
antwortlicd; und unbedingt unterworfen. 17) Nationalbe- 
waffnung, Bundesheer: jeder Deutfche muß ſich in den 
Maffen üben und zu dieſem Zwecke in einem National» 
_ Iinienregimente ein Jahr lang dienen: Bürgergarde. 18) 
Jede Deutfche Provinz hat das Recht, fich für einen felbft- 
ftändigen Bundesftaat zu erflären, mit "conftitutioneller 
oder republifanifcher Verfaffung, über deren Feſtſetzung in 
Primärverfammlungen abgeftimmt wird. 20) Adel und 
Lehnsweſen find aufgehoben; alles Grundeigenthum iſt frei; 
die Lehnsherren erhalten durch Staatseffeften Entſchädigung. 
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21) Bermögen- und Einfommenfteuer. — Bon einer fol» 
Ken Reform verfprad) Wirth in dem „Aufruf“ alles 
Stat für Deutſchland; die Befreiung ded Hanbeld und 
ded Grundeigenthums werde die natürlichen Erwerbsquellen 
wieder öffnen, dad Gewerbe heben, allen Armen Befchäf- 
tigung geben und dadurch der Hungersnoth endlich bleibende 
Scranfen' ſetzen; Deutfcdhland werbe ſich wieder zur 
alten? Größe aufſchwingen: mehrere Generationen Fönnten 
vielleicht noch vorübergehen, aber endlich werde die. Ber 
nunft den Sieg erlangen. Wirth forderte nun eine ganz 
neue Organiſation des Baterlandsvereined; es folle nur 
Ein Bräftdent gewählt werden, der am Iiebften in Rhein» 
bayern lebe, und der von den oben entwidelten Brinzivien 
fo durchdrungen fei, daß er fie überall zu vertreten wilfe. 

Diefer Aufruf wurde von dem proviſoriſchen Vor— 
ftande des WBaterlandsvereined desavouirt. Wirth ftand 
damals ſchon allein, er hatte aber aud) die meifte Denf- 
fraft, Prinzipienfraft und Begeifterung. 

In diefen Tagen circulirte eine von einem Neuftädter 
Bürger verfaßte Aufforderung, es jolle am 26. Mai das 
Felt der Bayeriſchen Genftitution auf dem Hambacher 
Schloſſe gefeiert werden. Hiergegen verfertigte Sieben— 
pfeiffer folgende Einladung: „Der Deutfchen Mai. Bölfer 
bereiten Hefte: des Danfed und der Freude beim Eintritt 
heilvoller großen Ereigniffe. : Darauf mußte dad Deutfche 
Volk ſeit Jahrhunderten verzichten. Zu ſolcher Feier tft 
auch jetzt kein Anlaß vorhanden, für den Deutſchen liegen 
die großen Ereigniſſe noch im Keime; will er ein Feſt be— 
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gehen: fo iſt es ein Feſt der Hoffnung, nicht gilt es dem 
Errungenen, fondern dem zu Erringenden, nicht dem ruhm- 
vollen Sieg, fondern dem mannhaften Kampf, dem Kampfe 
für Abſchüttelung innerer und äußerer Gewalt, für Erſtre⸗ 
bung geſetzlicher Freiheit, und Deutſcher Nationalwürde 
Alle Deutſchen Staͤmme, als an dieſem heiligen Kampfe 
theilnehmend, werben zum Samſtag,/ 27. Mai zu dem 
großen: Bürgerverein auf dem Schloſſe zu Hambach einge⸗ 
laden. „Auf, ihr deutſchen Mäuner und Jünglinge, ſtrö⸗ 
met. herbei, Deutſche Frauen und Zungfrauen, deren po⸗ 
litiſche Mißachtung in der Europäiſchen Ordnung „ein 
Flecken iſt, ſchmücket und belebet die a PB 
Eure Gegenwart.” 


Es mußte der Bayerifchen Regierung daran liegen, 
daß. ihr bei ihren gerichtlichen Maßregeln gegen die Litera- 
ten nicht noch einmal ein Erfolg bereitet werbe, wie ihr 
von Seiten ded Landshuter Appellationdgerichted durch die 
Sreilaffung Großed und Piftord ‘geworben war. Mehrere 
Käthe biefed Gerichtähofed wurden verfegt, vor Allem traf 
den Präfidenten von Molitor dieſes Schidfal, auch einige 
Stadtgerichtöräthe von München wurden verjeßt: Neue 
Mittel, ‚die Fiberale Preſſe zum Schweigen zu bringen, 
wurden in Anwendung gebracht in Regierungsrefeript 
machte ed den Polizeibehörden zur Pflicht, die Buchdruk⸗ 
fereien zu befuchen, um ſich zu überzeugen, daß nichts 
Cenſurwidriges gebrudt werde. Herr Widmann wollte 
feinen Tribun als. nicht periodiſches, daher verfaflungsd- 
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mäßig’ bern Cenſur nicht: unterworfenes Blatt fortfeßen, 
warb aber vaugenbliclich: "durch. sein: Berbotrgeftört, und 
fämmtlichen Würzburger: Druckern wurde: durch ‚den Könige 
lichen Stadt «Kommiffär zu Protokoll teröffnet, daß fie bei 
ſchwerer  Geldftrafe und etmaniger Entziehung der Drucder» 
conceſſion Nidyts, was von Herrn .G. Widmann . heraus 
gegeben werden wollte, drucken Bürftenn 1, Herr Kohlhepp, 
Buchdrucker zu Kaiferslautern, drudte als Beilage: zum 
Rheinbayeriſchen Anzeiger ein: Blatt, das die Volksintereſ⸗ 
ſen beſprach und mehrfacher Gebote, der Verwaltung uns 
geachtet ſich der Genfur nicht fügte. Nun wurde das: Haus 
des Drückers mit. Gensdarmen befeßt, die, die Weiſung 
hatten, Tag und. Nacht in demfelben zu ‚verweilen und zu 
verhindern, daß das Blatt nicht gedruckt werde. Kohlhepp, 
feine Mitbürger, der: Stadtrath von Kaiſerslautern prote- 
flirten. gegen das Verfahren, und die Regierung ließ eine 
Truppenabtheilung nach Kaiferslautern marſchieren. Der 
Druder;smit: einer Befchwerde an die Staatdbehörde, welche 
ihm entgegnete, daß fte zum Beurtheilung dev: von ber Ver- 
waltungsauggehenden Handlungen nicht competent. ſei, zu⸗ 
rückgewiefen, drohte mit Selbſthilfe; dad möge er nur 
bleiben laffen, erhält er zur Antwort, die Gerichte würden 
fonft fofort gegen ihn einfchreiten. 

Görres ließ damals eine Schrift drucden: „Meintite- 
rium and Staatszeitung; rechte und. unrechte Mitte,’ in 
welcher er⸗ die Verwaltung Bayerns einer: ſchädlichen Mä- 
ßigung beichuldigte. 
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Die Babifchen Blätter genoffen von vornherein mit 
Berficherungen, daß ed nicht anders fein und werben bürfe, 
daß fie fich Feiner Abänderung fügen würden, ihrer Preß⸗ 
freiheit. Die Nr. 3. ded Wächterd am Rhein proteftirte 
feierlich gegen die Promulgation des Bundesbefchluffes vom 
- 2. März in Baden und forderte den Minijter v. Türckheim 
vor die Schranfen ber öffentlichen Meinung. Der Pforz- 
heimer Beobachter betheuerte, daß er „unter allen Berhält- 
niffen den von ihm betretenen Pfad nicht verlaffen werde". 
Dabei wurde der conftitutionelle Lefeverein, zu welchem 
eine Anzahl von Freiburger Studenten zufammengetreten 
war, durch Guratelerlaß aufgelöft. Anfangs Mai er- 
zählte der Wächter am Rhein: „Herr v. Buol-Schauen- 
ftein hat eine Note feined Hofes überreicht, worin bie 
augenblikliche Zurüdnahme des Preßgeſetzes gefordert und 
im Weigerungsfalle die Zurüdnahme der von Defterreich 
übernommenen Garantie der Integrität ded Babifchen 
Staated gedroht wird. In dem Staatsminiſterium foll 
fi) eine Meinungsverfchiedenheit über die in Folge diefer 
Mittheilungen zu ergreifenden Mafregeln, ja fogar eine 
entfchiedene Spaltung gezeigt haben. Während nämlich 
einige Mitglieder der oberften Regierungsbehörbe ſich für 
die unbedingte Folgeleiftung ausfprachen, ſollen andere 
Stimmen fid) für die Aufrechterhaltung der Rechte bes 
Throned erhoben haben. Man fpricht allgemein von ber 
Zufammenberufung eined außerordentlicdien Landtages.‘ 
Der Pforzheimer Beobachter enthielt einen Aufruf am bie 
Mannesfraft des Badiſchen Volkes: „Drohende Gewitter- 
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wolfen fammeln fich über unferen Häuptern. Betrübende 
Gerüchte fagen, wie man von außen beabfichtige, dem be- 
ften Fürften eine Regierung. zu verfümmern, die ſich auf 
Wunſch und Liebe: ded Bolfed gründet, wie man seinem 
männlichen Volle das heilige Recht des freien Wortes zu 
entreißenfuchei) Die: Kraft. des Bolfed muß das, ficherfte 
Bollwerk des Thrones fein, Die ficherfte Garantie in der 
Erhaltung errungener Freiheiten... Wir: müffen: uns rüften; 
um bei dem erſten Rufe des Fürſten in: den Waffen 
Fampffertig dazuſtehen. Hebungen in. den Waffen ſind ein 
unumgängliches Erforderniß der: Zeit: ; Den: Pforzheimer 
Mitbürgern eröffnen wir, daß ſich bereitd mehrere junge 
Männer zu berartigen Uebungen vereinigt habem und laden 
im Namen derſelben ein alle, welche ihre Kraft der: heiligen 
Sache des Fürſten und ded Baterlandes weihen wollen; 
an dieſen Uebungen Theil: zu: nehmen. 


Fünf Naſſauiſche Deputirte, die in Wiesbaden zurück⸗ 
geblieben; waren, und zwar gerade diejenigen; deren: Wahl 
vonder Majorität für ungiltig erklärt worden war, die 
Biſchoͤſe Muͤller und: Brand, Kirchenrath Ammann, Pros 
feſſor Friedemaun, Oekonom Schott, beſchloſſen in einer 
am dritten Mai in Gegenwart» zweier landesherrlicher 
Kommiſſarien gehaltenen Sitzung, daß ſie zur Fortſetzung 
der landſtandiſchen Geſchäfte competent ſeien, conſtituirten 
ſich als Naſſauiſche Deputirtenverſammlung vom Jahre 
1832), deren Sitzungen aber für diesmal geheim gehalten 
werden ſollten. Sie machten den: Biſchof Müller: zu ihrem 
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Präfldenten, und gaben ſich das Wort, Erfparungen im 
Staatshaushalt einführen zu wollen. Am 5: Mai fandten 
zehn Abgeordnete, Geheimerath Herber an der Spige, dem 
Landtagsfommiffär. einen‘ Proteft hiergegen ein (Schon 
am 12, Mai wurde ber Landtag geſchloſſen, nachdem 
beide Kammern von dem Finanzetat: 20,000 Gulden ge⸗ 
ftrichen hatten, ein Defteit, welches der Herzog augenblich- 
lich aus feiner Privatkaſſe dedite, Die Deputirtenfammer 
behielt fich die Prüfimg der Zufammenfegungder Herren» 
banf vor und verſchob die Unterfuchung der ——— — 
bis zum naͤchſten Landtag. 

Während dieſer kurzen Seſſion ftelen in Wiesbaden 
Unordnungen vor. Die: beiden Patrioten Pape und Tha⸗ 
merus, erfterer feines Gewerfed ein Schuhmacher, letzterer 
Blechſchmied, beleidigten den Deputirten Schott: an einem 
öffentlichen Orte, und die Polizei ſteckte ſie ins Gefängniß. 
Am 11. Mai, Abends nad) zehn Uhr, fammelte ſich ein 
Haufe Volks vor dem Gefängniß und machte unter Ge— 
fchrei und: beleidigenden Rufen Miene, daſſelbe zus erbre» 
chen. Auch vor der Wohnung Schottd, in den benach⸗ 
barten Straßen bildeten ſich Aufläufe Militär wurde 
aufgeboten, "dad Haus des Minifterd Marfchall durch ein 
ſtarkes Militärfommando gefhügt, auch die Zugänge zu 
den Thürmen beſetzt, weil man hörte, daß zur Herbeiru⸗ 
fung des Landvolkes Sturm geläutet werden folle.i"Gene- 
ralmajor vr Kruſe redete die auf dem Marktplatz verſam⸗ 
melte Menge am und‘ gab ihr gute Worte, er wurde 
verhoͤhnt und ausgeziſcht: ein: Dffizier, der an! öffentlichen 
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Orten von Bürgerfanaille gefprochen hatte, nebft einem 
adligen Polizeiaffeffor und einigen Unterpolizeibeamten wur⸗ 
den thatlich gemißhandelt. "Die ganze Garniſon von Wies⸗ 
baden wurde unter die Waffen gerufen, es wurben nun 
Bajenettangriffe auf die Haufen gemacht und diefelben 
aus einandergeſprengt. Die ganze Nadıt hindurch zogen 
zahlreiche Militärpatrouillen durch die Stadt und nur mit 
ihrer Hilfe gelang es der Polizei, die Wirthöftuben ven 
den zahlreich verfammelten Gäften zu ſäubern. Am fol—⸗ 
genden Tage entſtanden wiederum Zuſammenrottungen, 
man regte. ſich durch die Erzählung: von den geſtrigen Er⸗ 
eigniffen auf. Das Militär fei in trunkenem Zuſtande 
geweſen: Bürgersleute,, Die ruhig ihres Weges‘. gingen, 
ſeien von den ihnen“ begeguenden Patrouillen auf brutale 
Weiſe imißhandelt worden; -eine ehrbare Dame habe in 
Folge von geſtern erhaltenen Mißhandlungen ſchon - den 
Tod gefunden, eine andere liege lebensgefährlich. darnieder, 
gegen noch andere harmloſe Rrauenzimmer habe das Mis 
litär die blanfe Waffe angewandt. ı Verhaftungen“ ganz 
unſchuldiger Perſonen hätten ſtattgefunden und fanden noch 
ftattı Man ſei doch weit entferntngeſährliche Pläne zu 
ſchmieden/ ober gar eine‘ Revolution: Jul intendiren, man 
wolle jan mar feine Ruhe haben’ und doch feines! notorifch, 
daß nach Mainz geſchickt und um ein’ Hilfscorps Defter- 
reichiſcher Truppen angehalten worden“ fell — Inder 
That gingen Rapporte von’ Wiesbaden nad Mainz, von 
Mainz nach Wiesbaden, ein’ General der Defterreichifchen 
Gamifon) Graf Leiningen, af am 13. Mai in Wiesba⸗ 
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den ein, um ſich von dem Zuſtande dieſer Stadt zu über- 
zeugen. Der Herzog befahl fürs erfte nur, daß Abends 
nach neun Uhr fi) Niemand auf der Straße oder in einem 
Gaſthauſe aufhalten ſolle. 


In Caſſel betrachtete man es Aufangs Mai als ein 
ungünftiged Zeichen für dad Preßgeſetz und für eine end- 
liche Vereinbarung wegen des Bürgergarbengefebes, als der 
Freiherr Hruby Gelenyi feine intimften Verbingungen mit 
dem Hofe wieder herftellte, aud) bald der Gräfin Schaum- 
burg feinen Befuch abflattete, woraus man auf eine 4 
digung der Erlaucht⸗ Frage ſchloß. 

Das Miniſterium, welches in der Art ———— 
wurde, daß der bisherige Vorſtand des Juſtizminiſteriums 
v. Trott an der Stelle des Staatsminiſters v. Kopp zum 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten gemacht, der 
Miniſterialrath Haſſenpflug zum Geheimenrathe und pro» 
viſoriſchen Vorſtande des Juſtizminiſteriums befördert wurde, 
dad Miniſterium ließ ſich nicht danach an, als ob es Die 
ſo lange vergeblich erwartete Promulgation der von den 
Landſtaͤnden berathenen Geſetze ſo bald ins Werk ſetzen 
werde. Und doch bewies man ſich im Lande und in der 
Staͤndeverſammlung, daß die Landſtände nicht verabſchiedet 
werden könnten ohne Publikation der Geſetze über Bürger- 
bewaffnung, über Rekrutirung, über bie Rechte und Pflich- 
ten der Gemeinden und über die. Freiheit ber Preffe. Alle 
diefe Geſetze müßten nady einer ausdrädlicdhen Beftinmung 
ber Verfaſſungsurkunde alsbald gegeben werben, der Land 
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tagsabfchied vom 9. März 1831 fordere, daß fie noch auf 
diefem Landtage ihre Erledigung finden follen. Das Mi- 
nifterium fenne doch nun binlänglich die Gefinnung der 
Landftände, warum es denn immer neue Mobiftfatienen 
und: Borfchläge bringe, von denen es vorausſehen fünne, 
daß ſie von jenen nicht genehmigt werden würden Man 
ſprach davon, daß die Stände, wenn man fie ohne vor— 
herige Dublifation jener Geſetze entlaffe, wohl eine Anklage 
der Minister“ befchließen würden. Man erzählte fich ferner, 
daß der neulich nach Marburg berufene-Brofeffor Bod zu 
einer jeſuitiſch⸗ abfohrtiftifchen Propaganda gehöre, die ſich 
durch ganz. Deuticdhland zu verzweigen und auch in Kur» 
heſſen einzuniſten trachte. Wahrfcheinlich werde er „gar 
nicht in Marburg gelaffen, fondern, da man unter ben 
Eingebornen feinen paflenden Genfor mehr finde, nad) 
SaffelszwBerrichtung dieſes Amtes berufen werden. Schon 
ſel feine Richtung unter den Studirenden Marburgs bin» 
laͤnglich befamnt, daß ein Verruf gegen alle ausgefprschen 
fei, die ſeine Sollegien — über alte Geſchichte — befuchen 
würden. 

Der Kurfürſt, der im Mai einmal wieder feine Staa- 
teri beſuchte und in Hanau der Einweihung einer neuen 
Brücdenbeiwohnte, wurde mit: Subel und größten Ergeben⸗ 
heitöbezeugungen empfangen: man freute ſich, die Gräfin 
Reichenbacdy; mit dem Kurfürften in Einem Wagen fahren 
zu fehen, "und man verficherte, auch die Enffeler würden 
jetzt froh darüber ihren -alten Bürften wieder zu: haben, 
zufeben. 

H. 15 
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Am 18. Mai war großes Feſt auf Wilhelmshöhe; 
es war der Geburtstag der Gräfin Schaumburg: die An— 
erkennung ihres Titels von Seiten des öſterreichiſchen 
Hofes hatte dieſe zur Staatsperſon gemacht. Sämmtliche 
bei Hofe angeſtellte Herren begaben ſich am Vormittag 
jenes Tages nad) Wilhelmshöhe, um der Gräſin ihren 
Glückwunſch abzuſtatten; der Eifer vieler Herrn von Adel, 
der Gräfin ihre ergebenſten Huldigungen darzubringen, be- 
wies, wie fehr diefe Herren überzeugt waren, daß die Grä- 
fin jest in den Staatsorganismus eingetreten fei. 

In der Sitzung des 19. Mai zeigte der Landtage- 
commiffair Eggena an, er werde in wenigen Tagen neue 
Propofitionen von Geiten der Staatsregierung über das 
Bürgergardengefeg vorlegen. Mehrere Deputirte wollten 
diefelben von vorn herein abgewiefen fehen, weil ed num 
endlich einmal an der Zeit fei, die Berhandlungen über 
jenen Gegenftand zu fchließen: andere ftellten an den Land- 
tagscommiffair die Frage, ob die angekündigten Propofi- 
tionen die legten fein würden, worauf Herr v. Eggena er- 
wiederte, fle würden wenigſtens das legte fein, was man 
von ihm höre. Am 22. Mai beſchloß die Ständeverfamm- 
lung mit einer Majorität von 39 gegen 4 Stimmen, daf 
den neu vorgelegten Mobdiftfationen nicht beizutreten, viel- 
mehr bei dem in der Sikung vom 29. März angenomme- 
nen Entwurfe zu beharren fei. In Folge deffen trat Herr 
v. Eggena, bieheriger proviſoriſcher Vorſtand des Minifte- 
riumsd ded Innern, aus feiner Stellung, und dem Gehei- 
menrathe Haffenpflug wurde auch die Verweſung dieſes 
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Departements übertragen. Nun war Herr v. Eggena 

Volksmann, am 25. Mai Abende wurde von Gaffeler Bür- 

gern unter großem Zulauf des Bolfd vor feiner Wohnung 

eine Mufif aufgeführt und ein wiederholtes Lebehoch aus- 

gebracht. Herr v. Eggena hatte ſich der Ehre, ald Oppo— 

fitiondmittel gebraucht zu werden, durch eine Landparthie 
entzogen. 


Die Reinganum’fche Proteftation in Frankfurt wurde 
für den Bundestag Gegenftand der Aufmerffamfeit und 
einer Aufforderung an den Senat der freien Stadt, 
Berfertiger und Unterzeichner zur Unterfuchung zu ziehen. 
Alsbald hielt der Senat am 19. Mai eine außerordent- 
liche Ratheverfammlung, er faßte den Beſchluß, jeden ein- 
zelnen Unterzeichner polizeilich vorzuladen, damit er fich in 
Gegenwart des jüngeren Herrn Bürgermeifters fchriftlich 
über feine Tendenz bei Unterzeichnung der Proteftation er 
fläre. Fernere firenge Maaßregeln wurden ergriffen; der 
Elubb zur Unterftügung der freien Preſſe wurde aufgefor- 
dert auseinanderzugehen — ohne daß er aber Felge leiftete: 
nun fprach man von Anwendung von Waffengewalt. Am 
21.Mai wurden Siebenpfeifferd „Hausfreund“ und „Deutfch- 
land“ verboten, am 24. der von Funk herausgegebene 
„Sulenfpiegel”. Die Augsburger Allgemeine Zeitung mel- 
bete es ald ein Zeichen, wie fehr auch die gute Stadt 
Frankfurt an den traurigen Folgen der allgemeinen poli— 
tischen Aufregung leide, „daß Lie Frankfurter, die fonft 
friedlich beim. Glafe Wein Abends zufammenfommen, ſich 
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jest an öffentlihen Orten leidenfchaftlih über politiſche 
Gombinationen zanfen. Ein achtbarer Bürger fei in einem 
Wirthshauſe blutig gefchlagen und vor die Thür geworfen, 
weil er einem Handwerfer darüber Vorwürfe gemacht, daß 
er die Reinganum’fche Proteftation unterzeichnet.” — Aber, 
meldete die Afchaffenburger Zeitung, „es werden ſchon 
beim Bundestage ernfte Vorkehrungen gegen die einzelnen 
Perfonen berathen, welche hier und da Landesverrath pre- 
digen und zum Leidwefen der wahrhaft patriotifchen Män- 
ner dem Fortfchreiten des Guten im Mege der Ordnung 
und Gefeglichfeit nur Schaden bereiten; namentlich fol 
die Regierung der freien Stadt Franffurt einige die Ruhe 
ihrer Bürger und den Ruf der Stadt flörende Eraltirte, 
welche offenbar nicht nach gefetslicher Abgränzung der Rechte 
der Regierten und der Regierenden, fondern nad) Auflöfung 
aller Staatöbande trachten, oder im Geiftedgewirre phan- 
tafirend willenlos Böfes thun, zurechtzumeifen gefonnen fein.‘ 


Am 6. Mai 1852 fah der NRheinfreid ein neues 
Scyülerfeft. Die Bürger von Zweibrüden überreichten Herrn 
Schüler einen Ehrenbedyer bei einem Feſtmahle, an dem 
diedmal auch die Armen theilnehmen fellten: man hatte 
nämlich durch Subfeription eine Summe von 225 FI. zu- 
fammengebracht und vertheilte dafür allerlei Lebensmittel 
unter die Armen der Stadt. — Im Garten des Tivoli, 
eined Beluftigungsortes naͤchſt der Stadt, war ein großes 
Zelt aufgeſchlagen, unter welchem Plätze für 563 Perſonen 
hergerichtet waren. Der „ Gefeierte“ wurde unter Jubel 
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und Böllerfchäffen von einer Bürgerdeputation zu Wagen 
aus feiner Wohnung geleitet. Beim Nachtiſch wurde der 
Becher überreicht und Herr Schüler hielt eine Rebe, in 
welcher er, von der Verwendung ber Staatögelder, von ber 
. Roth, des, Bolfes ſprach und das Geſetz leben ließ. Dann 
rebeten wieder Deputationen von verfchiedenen Rheinbaye- 
rifchen: Städten, auch die Herren Piſtor und Groffe, von 
denen letzterer befonders fich in einem in Verſe gebrachten 
Lobe Schülers erging. Auch wurde nad) der Melodie der 
Marfeillaife ein Lied gefungen — „auf, auf zum Kampfe 
Deutſche Brüder’; — da fihaute man den Sturz ber 
„Tyrannei“ durch „Männermuth“ ald ein Ereigniß,. das 
nothwendig bald eintreten werde. 

Dem Efien folgte eine Tanzbeluftigung, die bis gegen 
Morgen, dauerte: und die Bürger hatten einmal wieber 
bewiefen, dag Anftand und Drdnung mit freifinnigen Grund» 
ſätzen Hand in Hand gehen. 

Auf eine weniger ordnungsmäßige Weile wurde ber 
ſechste Mai in Aunweiler gefeiert. Hier brachte am Abend 
eine Prozeſſion junger Leute, Freiheitslieder fingend, einen 
Freiheitsbaum, in die Stabt und yrlanzte ihn an dem 
Marftbrummenftocde auf. Der Stadtrat) wurde. zufammen- 
berufen. und; ‚beichloß, „man. möge. die jungen Leute nur 
austoben laſſen, da Gewalt, amumenden in dieſem Moment 
nicht. rathſam ſei.“ Ein Kaminfeger, ein Altbayer, erzählte 
dierSpeperer Zeitung, ‚welcher von Unwillen , erfüllt, ‚eine 
Art. ergriff „unter, den, „Haufen ftürmte, ‚und den Baum 
umfchlug, wurde, alöbald ergriffen und; hunderte von: Fau⸗ 


230 


ften fpielten ein Allegro auf feinem Körper. Ein anderer 
Haufe ging auf dad Stadthaus und holte die alte drei- 
farbige Fahne. Unter dem Gefchrei, es lebe die Freiheit, 
es lebe Schüler, wurde noch ein anderer höherer Baum 
berbeigeheolt und auf dem Plage, wo zur Frangofenzeit der - 
Freiheitsbaum geftanden hatte, eingepflanzt. Auch am 7. 
und 8. Mai war großer Jubel in Annweiler, die Wirthe- 
häufer wurden nicht Teer, der Gefang nahm Fein Ende, 
man freute ſich gar zu fehr, einen Freiheitsbaum in der 
Stadt zu haben. Endlidy gelang ed dem Bürgermeifter, 
durch Berfprechungen und Drohungen einen ber Burfchen 
dahin zu bringen, daß er den Baum umriß, aber am 8. 
Abends zogen twieder über hundert junge Leute, jeder mit 
einem Knüttel in der Hand, mit einem hohen Freiheitsbaum 
und von der jubelnden Bolfdmaffe begleitet in die Stadt, 
und pflanzten den Baum troß des Zuredens ded Pfarrers 
und Bürgermeifterd auf. Der Landcommiffair von Berg- 
zabern, der jeden Tag nad) Annweiler fam, forderte num 
die Bürger auf, ihre Befchwerden ihm zu nennen. Dem- 
nach verfammelten fic) die Bürger am nächſten Morgen 
vor dem Rathhaufe, wurden zu ſechs vorgelaffen und 
gaben ihre Gravamina, die befonders auf eine Unzufrieden- 
heit mit VBürgermeifter und Förfter Hinausliefen, zu Pro- 
tofolf. Aber der Freiheitsbaum blieb trotz Aller Vorſtel⸗ 
lungen, welche der Landeomntiffair den Bürgern "machte, 
ftehen. ' Da vernahm man am 10. Morgens, daß Solda- 
ten’ anrückten und daß Mehrere von den Unruhſtiftern ber- 
haftet werden follfen! "Die Truppen’ wurden von einer 
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brüllenden Bolldmenge empfangen und vor dad Haus bed 
Bürgermeifterd, wo fie ſich mit geladenen Gewehren auf- 
ftellten, begleitet. Der Bürgermeifter dankte ab. Nun 
wurden bie Soldaten mit Effen und Wein traftirt und als 
fie Nachmittags wieder ausrückten, von jubelnden jungen 
Bürgern und Burfchen eine Stunde Weges vor die Stadt 
begleitet. 

In einem Erlaß vom 8. Mai erklärte der Freiherr 
von Andrian Werburg, Generalcommiffair und Regierunges 
Präfident von Rheinbayern, dad für den 27. Mai: bei 
Neuſtadt an der Hardt auf der Hambacer Schlefruine 
angefagte Felt für feditiöfen Tumult und Zufammenrottung 
und gebot, daß an diefem Tage feinem Fremden der. Zu— 
tritt oder Aufenthalt in Neuftadt und den umliegenden 
Gemeinden geftattet, die Polizeiftunde an diefem Tage und 
an diefen Orten auf 8 Uhr Abends feftgefeßt und alle 
öffentlichen Berfammlungen und Reden unterfagt fein follen. 
Der Stadtrat von Neuftadt legte gegen diefe Verordnung 
Proteſt ein, feinem Beifpiel folgten die Stadträthe von 
Frankenthal, Speyer, Landau und Zweibrüden. Die Ein- 
labung zum Kefte wurde erneuert. ‚Der Yandrath ber 
Provinz erklärte das Verbot des Feſtes für ein gefeß- 
widriges. Die: Regierung wollte das Schloß Hambach 
mit einer Militairmacht von. 2500 Mann. befeten: und. bot 
die Lieferung ‚der Lebensmittel) an den. Wenigſtbietenden 
aus; doch kein einziger Bürger konnte zur, Uebernahme des 
Geſchaͤftes bewogen werden, obgleich bei. ben Mangelan 
Concurrenten ein großer Gewinn ſicher war; Eudlich nahm 
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die Bayerifche Regierung das Verbot des Fefted zurück, 
weil ed wohl erlaubt fei, den Tag, an weldyem die BVer- 
faffung ertheilt ward, feſtlich zu begehen. 


Bei der Berlegenheit, welche dad Preßgefet der Re- 
gierung und dem Bolfe von Baden bereitete, glaubten die 
Badener, ed fomme vor Allem nur darauf an, dem Für- 
ften den guten Willen ded Volkes zu zeigen und ihn zu 
verfichern, daß man ihm gegen jedes Machtgebot von Außen 
treu zur Seite ftehen werde. Aller Orten wurben Ber- 
fammlungen gehalten und Adreffen in diefem Sinne an 
den Großherzog berathen. Auch traten allenthalben Frei— 
willige zufammen und übten fih in ben Waffen In 
Mannheim fteilten fie ſich unter den Befehl des penſionir⸗ 
ten Major v. Haifch; bald aber fam von Seiten des 
Generalcommandos die firengfte Ordre, die Waffenübungen 
augenblicklich einzuftelen. Am 13. Mai fand in diefer 
Stadt eine Berfammlung ftatt, welche von Seftein leitete 
und die auf den Antrag beflelben eine Adreſſe an den 
Fürften befchloß. Zuerſt wollte man um allgemeine Lan- 
deöbewaffnung bitten; bald aber begnügte man fid) damit, 
dem Großherzog bie Anhänglichfeit an ihn, an den befte- 
henden Zuftand und an die Preffreiheit, die man mit ihm 
gegen jeden Feind fchügen wolle, audzubrüden. Die Adreffe 
erhielt in. der Kürze 1200 Unterfchrifter. Da erfchien 
auf wminittelbäten Auftrag des Minifteriums der Poligei- 
commiſſair Hofmann im. großen Kaffeehanfe, mo bie: Adrefie 
auflag, um fie zu confisciren. Er fand fie. aber nicht 
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mehr seine Deputation von drei Bürgern reifte nad) Garle- 
rube ab, um fie dem Großherzog perfönlich zu überreichen. 

Mittlerweile erfchien im Staats⸗ und NRegierungsblatt 
eine. Berordnung, worin die Unterfchriftenfammlungen für 
ſolche Adreffen gemißbilligt wurden. Der Landesherr wolle 
zwar im biefen Schritten weder von Seiten ihrer Urheber 
noch der übrigen Theilnehmer eine andere als eine gutge- 
meinte Abficht erfennen, doch ſei die Beratbung allgemeiner 
Landedangelegenheiten auf dad Betreiben einzelner Staate- 
bürger, die ſich dazu berufen glauben, fo wie das Unter— 
Schriftenfammeln zur Anerfennung ihrer Meinung über 
diefelben mit den längit beitehenden Gefeßen unvereinbar 
lich, wie ed benn auch feinem der getreuen Unterthanen 
entgehen werde, daß dergleichen Verfammlungen und ihr 
Streben mur erfolglos fein und auf die Leitung der öffent» 
lichen Angelegenheiten jtörend einwirfen müſſen. Der Lau— 
deöherr ‚verfichert, daß er feine Rechte und Pflichten fenne, 
daß er die erfteren mit Kraft aufrecht erhalten, die letzte— 
ren mit Treue erfüllen werde, daß er aber hiezu fo wenig 
einer Aufforderung bedürfe, ald er eine Veranlaſſung habe, 
die Staatsbürger zum Feſthalten an ihren bejchworenen 
Untertbanenpflichten zu ermahnen. Zum Schluß warnt er 
gegen; die Nachtheile, womit jede politische Aufregung die 
Eintracht: Ders Familien, die Ruhe in. den. Gemeinden, den 
Frieden und die Wohlfahrt des Landes bedrohe. 

A221; Mai kehrte die Mannheimer Adreſſe⸗Depu⸗ 
tation ‚Mmiedergeichlagen, weil: unverrichteter Sache, ‚aus 
Karlsruhe zurück. Bei dem Großherzog. hatte: fie auf. wie- 
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‚berholtes Anfuchen feine Audienz erhalten; fie war an den 
Minifterialchef, Herrn Winter, gewiefen worden. Diefer 
hatte fie zwar recht freundlich aufgenommen, nachdem er 
jedo.h von der Adreffe Einfiht genommen und die Behaup- 
tung, daß fid) der Deutfche Bund nicht in die Verfaſſungs⸗ 
angelegenheiten des Babifchen Landes einmifchen dürfe, in 
derfelben gefunden, hatte er der Deputation zu verftehen 
gegeben, daß man unter jegigen Umftänden leiſe auftreten 
müffe, Baden ftehe fo fchon bei den andern Bunbesftaaten 
in einem üblen, ja zweideutigen Lichte, die freie Preſſe 
habe durch ihre Ertravaganzen bereits fehr viel verborben, 
furz man müſſe Rücdfichten nehmen und die Adreffe könne 
dem Großherzoge nicht unmittelbar eingereicht werden. 
Trotz der deutlich genug ausgefprochenen Willendmei- 
nung des Großherzogs glaubten die liberalen Badener immer 
noch die ihrige nicht anders Fund geben zu können, als 
indem fie den Ausdruck derfelben an denfelben Großherzog 
richteten, der fie nicht hören wollte. Freilich wurde in 
Heidelberg eine Adreffe, zu der fchon 250 Unterfchriften 
gefammelt waren, im Kaffeehaufe zum Prinzen Mar heim- 
lich weggenommen. Dafür traten die Freiburger Bürger 
zu einer Adreſſe zufammen. „Die Bewohner Freiburgs, 
erzählte der Freifinnige vom: 22. Mai, bauten zwar feit 
auf die Rechtsachtung ihres verfaſſungstreuen Fürften und 
feßten aud) im’ die Regierung das wohlbegründete Vertrauen, 
daß Feine Drohungen fie bewegen Können, die Bahn des 
Geſetzes zu verlaſſen Demungeachtet vaber hielten fie einen 
lauten, entſchiedenen Ausfpruch der Öffentlichen Meinung 
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in Diefer hochwichtigen Sache für notwendig, überzeugt, 
dag die Minifter die verfafjungsmwidrigen Zumuthungen 
des Abfolutismus nur um fo Fräftiger zurückzuweiſen im 
Stande find, wenn fie auch feft auf die Energie des Vol- 
fed bauen dürfen .... Montage den 21. Mai, Abends 
fieben Uhr, ward eine VBerfammlung im Saale des Gaft- 
hofes zum Pfau in der Nähe der Stadt gehalten und troß 
der ſehr umgünftigen Witterung von den hiefigen Einwoh- 
nern aller Stände fo zahlreich befucht, daß der Raum des 
Saales die Hunderte der Zuftrömenden nicht faffen Fonnte. 
Als erfter Redner trat Hofrat) v. Rotteck auf und hielt 
eine entjprechende Rede, in welcher es zu Anfang heißt: 
„„Alle verftändigen Bürger und welche nicht zurücgeblie- 
ben find hinter dem Geifte unfrer großen Zeit, anerfennen 
den umendlicdyen ganz unfchäsbaren Werth der Preffreiheit 
und find bereit, zur Eroberung derfelben, und noch mehr, 
wenn fie bereits errungen ward, zur Bertheidigung derfel- 
ben mit allen ihren Mitteln und Kräften entfchloffen, um- 
erfchütterlich, Fein Opfer und feine Gefahr feheuend, fowie 
für Ehre und Leben felbft, den Kampf zu wagen.” Und 
am Schluſſe: „„Ich lade Sie ein, meine Herren, zur 
Unterfchrift? der vorliegenden und Ihnen vorzulefenden, 
unfre Hergenshuldigung für den beften Fürften, unfer Ver— 
trauen auf fein beharrliches Fefthalten am heiligften Volks⸗ 
rechte, unfern Eifer zur Vertheidigung feiner Souveränetät 
gegenüber ( dem Auslande, überhaupt‘ aller; Rechte feiner 
Derfon- und feines Hauſes, unſre fefte Entſchloſſenheit zur 
Abwehr aller gegen unſer koſtbarſtes Palladium gerichteten 
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Angriffe ausfprechenden Adreſſe.““ (Allgemeines ſchallendes 
Bravo.) Hierauf verlas Adminiftrator Schinzinger die 
Adreffe. Die ganze VBerfammlung ftimmte in die Gefühle 
und Gefinnungen derfelben ein durch ein dem hochverehrten 
Großherzoge Leopold ausgebrachtes Lebehoch.“ 

Die Badiſche Regierung ſchickte den Freiherrn von 
Falfenftein an den Wiener Hof, wie man fid) erzählte, mit 
dem Auftrage, dem Wiener Kabinet die Uebergeugung bei- 
zubringen, daß nirgends der Zuftand der Ruhe und Gejet- 
lichkeit ungeftörter, die wechfelfeitige Liebe zwifchen Fürft 
und Bolt inniger und ungetrübter fein fönnten, als in 
Baden unter der Herrfchaft der freien Preffe und daß 
vielleicht gerade die Aufhebung ded wichtigften Rechtes ber 
öffentlichen Ruhe gefährlich werden könne. Ed war aber 
wohl von deim Badifchen Minifterium anzunehmen, Daß es 
wiffe, wie ſolche Ausdrüde der  Gemüthlichfeit zwar 
in öffentlichen Evlaffen, bei einer Anſprache der Fürften 
an die Völfer angemefjen feien, nicht aber in das biplo- 
matifche Lericon gehörten. Das Badiſche Minifterium 
wußte gewiß, daß es dem Defterreichifchen Kabinet auf 
das Prinzip ankam, daß dafjelbe das böfe Beiſpiel ver- 
mieden wiffen und nicht zugeben-wollte, daß ein fübbeut- 
ſcher Staat durch Conceſſionen an die Theorie des Tibera- 
lismus fich in eine Art felbftftändiger. Stellung begebe. 


‚Nürnberg erlebte im Mai 1832 einen durch Die Preſſe 
und ‚die. Angelegenheiten ‚eines Literaten hervorgebrachten 
Zumult, welcher Menfchenleben koſtete. Dr. V. A. Core 
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mans hatte in Nürnberg an feinen Flugblättern und Zeit- 
ſchriften eifrig fortgearbeitet, er hatte eine große Partbet, 
deren Mitglieder fich die Coremanianer nannten, für fi, 
aber die Häupter von Nürnberg, das Gemeindebevollmäch- 
tigten» Collegium, an weldyes er eine Adreſſe der Bürger 
um Rechnungsablage und Deffentlichfeit zu Stande ges 
bracht hatte, gegen fih. Nun brachte er in feinem „Zus 
fchauer an der Pegnig” einen Artifel, in welchem das 
Berfeben ded Kupferftecherd und Gemeindebevollmächtigten 
Fleiſchmann, der auf einem Bildchen Polen mit dem Säbel 
an der rechten Hüfte erfcheinen ließ, gerügt war. Herrn 
Fleiſchmanus Rünftlerftolz fühlte fich gereist und begeifterte 
denfelben zu den ausgelaffenften Carricaturen gegen ben 
Krititud. Dad Portal des an der Pegnitz gelegenen Nürn- 
berger Schlachthaufes war mit einem Ochſen geziert, der 
beſchaulich und majeftätifch auf die zu feinen Füßen dahin» 
fliegende Pegnis niederblicdte, und von deffen Haupte da— 
mald gerade ein Horn abgefallen war: Herr Fleifchmann 
veröffentlichte eine Sarricatur, auf welcher ein- einhörniger 
Ochſenkopf dargeftellt war, mit der Unterfchrift: „der Zus 
fhaner am der Pegnitz“. Geitdem hieß Dr. Coremans 
bei feinen Gegnern der Ochſenkopf. Am 17. Mai ftellten 
diefelben eine celofjale Bülte, einen Ochfenfopf, ven dem 
fie prieſen, daß er Herrn Coremand auffallend ähnlich febe, 
efrentfich aus: die Soremanianer zeigten fich jeboch fo er- 
bittert, daß die Polizei die Büfte megnehmen mußte. 
Man wollte: der Sache dadurch ein Ende machen, daß 
man Herrn Goremand Schweigen auferlegte: feine „freie 
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Preffe” und fein „Zuſchauer“ wurden unter Genfur ge— 
ftellt, Coremans aber erflärte, daß er zu verfaſſungsmäßig 
gefinnt, zu eideögetreu fei, um ſich einer Wiedereinführung 
der Preßordonnanz zu fügen; die „freie Preffe” erfchien 
am 19. Mai uncenfirt und flatt des „Zuſchauers“ eine 
Slugfchrift, Eidestreue betitelt. In der letzteren lad man 
die Anfündigung, „heute Abend am 21. im Ochfenmond Punkt 
halb zehn Uhr werde dem edlen Gemeindebevollmächtigten, 
Colporteur und Kupferftecher Ochsmannius eine große Dri- 
ginal-Kagenmuflf dargebracht. Man verfammle. fi) vor 
dem Dchfenftall. Jeder, der daran Theil nehmen wolle, 
fei dazu eingeladen, doch müſſe er feine Suftrumente, 
Pfannen, Pfeifen, Stürzen, Ratfchen felbft mitbringen. * 
Punkt halb zehn Uhr fanden ſich mehr als 1200 Virtuofen 
vor dem Kleifhmannfchen Haufe ein, umd trieben eine 
halbe Stunde lang ihr Wefen ungeftört. Endlich verfuch- 
ten es ſechs Polizeidiener, die Muflfer auseinanderzufpren- 
gen, wurden aber geprügelt und zerſtreut. Diefer Sieg 
machte die Menge fühn, die Fenfter des Fleifchmannfchen 
Haufes wurden zertrümmert, man ſchrie Freiheit und Ein- 
heit, Freiheit und Goremans und wollte das Haus ftürmen. 
Der Offizier der Soldaten, welche zum Schuß defjelben 
auf der Stiege ſich aufgeftellt hatten, drohte der Menge, 
wenn fie weiter vordringe, feuern zu laffen, dad Volk Tief 
ſich nicht fchreden, das Militair ſchoß, Einer aus der Menge 
ſtürzte todt zu Boden, und der Haufe wid) zurüd. Bald 
darauf wurde auch das Rathhaus angegriffen, bie Fenfter 
eingeworfen, die. Polizeifoldaten beſchimpft; vierzehn der- 
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felben machten einen Ausfall, tödteten einen Menfchen und 
verwundeten fünf Perfonen, die friedlich zugefehen. Big 
vier Uhr Morgend dauerte dad Gefchrei. auf den Straßen, 
ums sechs Uhr, wurde Goremans verhaftet, und ba das Volk 
Miene machte, ihn zu befreien, warb er am 25. nad) der 
Feſte Rottenberg abgeführt. 

In Hanau war am. 19. Mai Bollsauflauf, Ein 
Trupp Soldaten; Zumultuanten vom 9: Februar, welche 
ſeit dieſem Tage in einem auf den Plab hinausgehenden 
Sefängniffe hinter einer Blende gefeffen und fo eben ihr 
Urtheil welches fie zu langjähriger Eifenftrafe verdammte; 
vernommen-hatten, Tiefen an diefem Tage unter Gehen 
und Wehklagen die Blende auf und baten ihre Kameraden 
und die Borübergehenden, fle entweder zu tödten oder aus 
ihrer Pein zu ‚befreien. Nachdem die Hanauer die Ver— 
zweifelnden eine Zeit lang angeftaunt, auch Militair- und 
Bürgergarde zum Schub des Gefeßes, welches jenen Men 
schen die Entfernung von Luft und Licht auferlegte, aus— 
gerückt wären, verzog fidy der Auflauf in aller Ruhe. 


Der 27: und 28; Mai waren die Tage: der Volfes 
Verſammlungen und: der öffentlichen Neden an allen Orten; 
wo Liberale waren; die nicht nach Neuftadt an der Hardt 
ziehen konnten. Marburg hatte feine Berfammlung, Gaffel 
ſeine Volksreden. In  leßterer Stadt verfammelten ſich 
am 28 Mai die freiſinnigen Einwohner: im Gartenlokal 
des Herrn Oeſterreich, um bei herannahendem Schluß des 
kLandtages welcher die Nichterſcheinung der von den Stän- 
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den berathenen, zur Entwidelung der Verfaſſung nothwen⸗ 
digen organifchen Gefege beforgen laffe, die zu ergreifenden 
Mafregeln in Erwägung zur ziehen. Es waren ein Paar 
Taufend Bürger gegenwärtig und man befchloß, der Stände» 
verfammlung eine Adrefje einzureichen, welche mit Hinden- 
tung auf getäufchte Hoffnungen, auf die Erfolgloſigkeit einer 
vierzehn Monate hindurch zwifchen Ständen und Regierung 
gepflogenen Berathung, auf den Widerftand der Minifter 
gegen die Forderungen der öffentlichen Meinung, auf ihre 
Mifachtung der moralifchen Kraft eines Gefeg und Ord⸗ 
nung Tiebenden, aber nad) bürgerlicher Freiheit dürftenden 
Bolfed, auf die Gefahr, weldye den Gefeßen drohe, wenn 
der gefeglihe Weg der Reform als ein erfolglofer und 
unmöglicher befunden werde — die Bitte ausfprach, es 
wolle den Ständen, damit die gefellige Ordnung nicht auf- 
gelöft werde, gefallen, fowohl die zur Abfchliefung des 
Staatögrundetatd noch erforderlichen Fonds als auch Die 
Erhebung der vorläufig zu erhebenden Steuern über Die 
Dauer ded Fandtaged fo lange zu verweigern, bis fämmt- 
liche von den Ständen und der Staatsregierung bereits 
berathenen organifchen Gefege die Sanction erhalten, auch 
in Gemäßheit der im $. 100. d. B. ausgefprochnen ftändifchen 
Verpflichtung die verantwortlichen Minifterial-Borftände 
wegen Verlegung ihrer amtlichen Verpflichtungen in den 
Anflageftand zu verfeßen und die in beiderlei Hinficht zu 
faffenden Befchlüffe alsbald zur allgemeinen Kunde zu 
bringen. du ur 


Adreffen mit ähnlichen Anträgen, nur in ſtärkeren 
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Ausdrüden abgefaßt, liefen täglich aus den Provinzen ein, 
und man war allgemein überzeugt, daß für die nächſten 
Tage „ein entfcheidender Schritt‘ der Landſtaͤnde zu er- 
warten fei. 

In Frankfurt waren täglicy polizeiamtliche Verhöre 
wegen der Reinganum’fchen Proteftation. Mehr denn zwei- 
hundert Unterzeichner mußten vernommen werden, und in 
Gegenwart ded jüngeren Bürgermeifters ihre Anfichten des 
MWeitläufigern auseinanderfegen. Nur funfzehn, unter die- 
fen ein Paar Kandidaten der Theologie und zwei Gym- 
naflalprofefforen, denen man zu verfiehen gegeben, daß fie 
wohl ihre Stellen verlieren Fönnten — und bie Herren 
waren verheiratet und hatten Kinder — überreichten 
fchriftliche Erflärungen, worin fie ihren Beitritt gu der 
Proteftation ald auf irrigen Anfichten von dem Weſen 
berfelben beruhend widerriefen und. ihre Abneigung gegen 
alles Parteiunwefen verfiherten. Die andern erflärten, fie 
hätten ed nicht für flaatögefährlich gehalten, den Wunſch 
nach Preßfreieit auszudrücken. Nun erzählte man fich, 
einige ber. Bundestagdgefandten hätten an ihre Höfe be- 
richtet, wie höchft gefährlich der Geift der Bewohner Franf- 
furtd fei: ſchon ‚bei Gelegenheit der Polendurchzüge habe 
ſich derfelbe offenbart und fie hätten damals nicht erman- 
gelt, den Senat auf die höchſt nerwerflichen Toaſte, die 
bei den BPolenfeften audgebradjt wurden, aufmerffam zu 
machen; jetzt ſei ed faft nöthig geworden, Truppen an den 
Sit bed Bundestages zu verlegen, damit einer zu bes 


fürchtenden Erplofion vorgebeugt werde. 
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Die Frankfurter Patrioten feierten ihren 27. Mai 
auf dem Sandhofe, einem auf der linken Mainfeite bele- 
genen, etwa eine halbe Stunde Weged von ber Stadt 
entfernten Vergnügungsorte. Nachmittags jah man Dort 
mehrere Taufend Franffurter aus allen Ständen und viele 
Säfte aus benachbarten Kurheſſiſchen, Darmftädtifchen und 
Naffauifchen Ortfchaften verfammelt, Viele der Auweſen⸗ 
den paradirten mit fchwarz-roth-goldnen Bändern, was 
gleich am nächſten Tage Beranlaffung zu polizeilichen 
Bernehmungen in der freien Stadt Sranffurt gab, wobei 
aber die Betroffenen erklärten, es könne nichts Berbreche- 
riſches fein, mit jenen Farben auf die ‚Einheit, Deutjch- 
lands binzuzielen, da ja die Bundes inſtitutionen ſelbſt jene 
Einheit herzuftellen bezweckten. Nachmittags fünf Uhr 
ward von einem Fenfter ded Hauptgebäubes des GSanb- 
hofed ein von Blafe-Inftrumenten begleiteted „Hoch dem 
großen Deutfchen Baterlande‘ und ein. „Unfere gleichge⸗ 
finnten Freunde in Hambach follen leben“ ausgebracht. 

Das Militär» Gouvernement in Mainz, welches ver- 
möge der beftehenden Verträge bie, hohe Polizei im Gebiete 
der Bundesfeftung ausübte, richtete an die Großherzoglich 
Heſſiſche Regierung die Anzeige, daß „die revolutionäre 
Parthei Socarden von Schwarz, Roth, Gold verfertigen: Laffe 
und daß das Tragen ded erwähnten Abzeichend im Rayon 
der Feftung nicht geduldet werden würde”. . Man ſprach 
davon, daß in der That über 16000, folcher Cocarden, fo 
wie auch unzählige dreifarbige Bänder in Mainz verfertigt 
worden feien, daß ferner politifche Katechismen in. Frage 
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und Antwort, „Despotismus und Liberalismus‘ betitelt, 
unter bie Soldaten vertheilt würben. Am 26. Mat zogen 
gegen Tanfend patriotiſche Hambachpilger durch Mainz, 
und Hunderte von Bürgern der Stadt fehloffen ſich ihnen 
au. Mehrere Taufend Mainzer hatten ſich ſchon in aller 
Frühe. vor dem Stadtthor auf der Straße nach Hambach 
verjammelt, um bie Pilger zu fehen und zu begrüßen: das 
Militärgouvernement hatte die Wachen verdoppelt und 
zablreidje. Pikets ausgeftellt. Nachdem die Pilger : bie 
Straßen der Stadt mit Gefang und Jubel erfüllt, verfuch- 
ten ed. einige, die fchwarz-roth=goldene Fahne - auf‘ dem 
Feftungsrayon aufzupflanzen, doch wurde ihnen die Fahne 
durch einen: Lancier mit Gewalt entriffen. :Erft in: geh» 
riger Entfernung von den Feftungswerken machte der. Haufe 
ſeiner Oppofition gegen dieſe Maßregel durch Lärm und 
Gebrüll Luft: 

In Würzburg, Nürnberg wurde ber 27. Mai. mit 
öffentlichen Aufzügen der Bürgerfchaft, Feſtmuſiken, Reden, 
Toaftenu gefeiert. Die Würzburger vertheilten: am dieſem 
Tage: eine ; Aufforderung“ folgenden : Inhalts: auf ifre 
Einladung zur Theilnahme am heutigen: Feſte, hätten ſie 
von Manchen — und es ſeien gutgefinnte: Männer. dar⸗ 
unters Yengerungen hören: müffen, wie „Wollen «wir 
und ald Freunde der Berfaflung: oder als Freunde ‚ber 
Satyre zeigen? Sollen wir ein Poflenfpiel begehen und 
eine Verfaſſung feiern, :diesmur ein Scheinleben hat? Sol— 
len wir und freuen, während 28 anftändiger: wäre, Trauer 


flor umzuhängen? Sollen wir Toaftd der Verfaſſung brin- 
16 * 
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gen, welche gegenwärtig nur ein leerer Klang ift, den wir 
felbft aus dem Munde Jener hören, die ben Despotismus 
im Herzen tragen und durch ihre Werke ihm huldigen?“ 
Es fei fchmerzlich, befennen zu müfen, daß der Vorwurf 
der Hypochondrie gegen die Männer, die auf dieſe Weiſe 
ihre Empfindungen ausſprechen, ein ungerechter fein würde. 
Ob man denn aber die Anhänglichfeit an bie Berfaffung 
verlieren folle, weil fie verlegt werde? Wenn Freiheit und 
Sicherheit der Perſon nicht geachtet, wenn die freie Preſſe 
gewaltfant unterdrückt werde, fo fei die Schuld davon nicht 
der Berfaffung aufzubürden. Ja, nicht einmal ben: Ge- 
walthabern fei es als ein befremdended, unnatürliches 
Beftreben anzurechnen, wenn fie ihre Gewalt zu vergrößern 
fuchten. Unnatürlih und befremdend aber würde es fein, 
wenn das Volk felbft feine Anhänglichfeit an die Berfaffung 
nicht laut werden ließe. Nicht die Verfaſſung folle man 
anflagen, nicht die Staatöbeamten, fondern ſich felbft, fein 
eigenes Pflegma, feinen eigenen Egoismus; fo lange nicht 
der Gemeingeift, die laut ausgefprochene Volksſtimme an 
die Stelle deffelben trete, fo lange: werde feine beſſere Zu- 
kunft tagen, fo lange würden die Gewalthaber faft mit 
Recht fagen können: „Blos das Intereffe der Journaliſten 
wird verlegt, blos einige unruhige Köpfe —— über eine 
Verlegung der Berfaflung‘. in 19 3 wrmmin 
In Augsburg, wo ein Paar — — 
ihren Sig hatten, wo man unter dem’ Handelsſtande eine 
vr un bemerlen oz wurde das Felt der 
ld Suspenbdisnun oh 
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Berfaffungsertheilung, welches damals nur ein Oppofitiond- 
feft war, gleichfalld begangen. 

Zu München wurde auf einer Höhe im englifchen 
Garten iin der Nacht vom 26. zum 27. Mai eine drei« 
farbige Fahne mit der Auffchrift: „Freiheit aufgepflanzt. 
Ein Paar Grenabiere reichten am Tage darauf. hin, um 
die verfängliche „Freiheit“ aus der freien Luft zu ver- 
weifen und die Refidenz von biefem Worte zu befreien. 

Die. Badifchen Blätter brachten Ende Mai nur Aus- 
drüde der Befürchtung über Mafregeln, welche von Seiten 
Defterreichs drohen follten. „Bon mehreren Zeitungen‘ 
fagte der Freifinnige, „welche unbezweifelt unter dem Ein- 
fluffe von gewiſſen Cabineten ftehen, wird feit einiger Zeit 
das Gerücht mitgetheilt, daß in der Nähe von Hüningen 
und weiter hinab am Rheine eine beträchtliche franzöftjche 
Truppenmacht ſich concentrire, mit welcher noch) dazu von 
Deutfcher Seite Communication gepflogen werde. Man 
fest Hinzu, daß es bei fo bewandten Umſtänden nöthig 
erfcheine, in die bedrohten Gegenden von Seiten des Deut» 
fchen Bundes eine bedeutende Truppenmacht zu legen, um 
Deutſchland vor etwanigen Anfechtungen binlänglich zu 
fügen. "Wir wollen nicht auf eine Unterfuchung der 
jedenfall trüben Quelle eingehen, aus welcher diefe ber 
unrubigenden Gerüchte fließen, wollen auch nicht von ber 
Abſicht reden, die ihnen allenfalls zum Grunde liegt, ſon— 
bern glauben nur als Refultat deshalb eingezogener, zu—⸗ 
verläffiger Erkundigungen mitteilen zu müflen, daß von 
einer Zufammenziehung franzöftfcher Truppen am Rhein 
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auch nicht die geringfte Spur vorhanden if. In der 
Nähe der Deutfchen Grenze am Oberrhein ftehen Feine 
anderen franzöfifchen Truppen ald die gewöhnlichen nur 
unbedeutenden Garnifonen in den Städten, die nicht ver- 
ftärft worden find: von einer Bedrohung der Babifchen 
Grenze, wenigftend von Seiten Franfreiche, kann demnach 
feine Rede fein.” 

Die Deutfche allgemeine Zeitung meldete aus Karle- 
ruhe: „So eben verbreitet fich die Nachricht, und veran- 
laßt ungemeine Bewegung in den Gemüthern, daß in 
Kurzem das achte Deutfche Bundes» Armee-Eorps ins 
Badenfche einrücken und in und um Freiburg Tiegen blei- 
ben werde, ein Defterreichifched Armeecorps fol in bie 
Pfalz rücken und Mannheim befegen und ein preußifches 
Armeecorps in Franffurt a. M. und der Umgegend liegen 
bleiben, Man will behaupten, dies gefchehe nur, weil 
aud) die Franzofen Truppenbewegungen jenfeitd im derfel- 
ben Richtung machen, wovon aber hier Niemandem etwas 
befannt iſt. Man zweifelt daher, daß die Badenſche Ne» 
gierung eine folche Befegung zugeben werde, da fie die 
Stimmung ded ganzen Landes Kennt, welches, man kann 
fagen allgemein, feine Entrüftung dagegen ftündlich mehr 
fund giebt.“ 


Am 26. Mai bot Neuftadt an der Hardt ein über- 
rafchendes und belebtes Bild dar. Auf den von allen 
Seiten zuführenden Chauffeen fah man, unzählige Züge von 
Männerfchaaren auf offenen mit Eichenlaub bekränzten 
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Wagen mit entfalteter Deutfcher Fahne der Stabt ſich 
nähern. Jeder Zug wurde mit freudbigem Jubel begrüßt. 
Der Schloßberg war mit Menfchen bedeckt. Man fah die 
Ruine. ded alten Schloffes ringsum mit frifchen Eichen- 
kraͤnzen behaugen, den ganzen Berg mit Zelten und Trink 
gelagen: beitellt. Abends verfammelte fich ein großer Theil 
der angefommenen Gäfte auf dem Schießhaufe bei Neu— 
ftadt. „Man bemerkte hier”, erzählt Wirth *), „die Re 
präfentanten faft aller Deutfchen Stämme, und unter ihnen 
Die im Deutfchland am höchften flehenden Namen. Es 
war ein großer, fchöner Moment, wo alte Freunde ein⸗ 
ander "wieberfahen, wo neue Freundſchaften gefchloffen 
wurden, und wo vor allem bie Bruberflämme der Deut- 
fchen mit hoffendem und freudigem Bertrauen fich näherten, 
mit Begeifterung umfchlangen und die großen Intereſſen 
bed gemeinfamen Baterlandes mit tiefer Sachkenntniß und 
durchdringendem Scharffinn Tebhaft verhandelten.“ 

Glocdengeläut und mehrftündiges Abfenern von Ge— 
fchüt werfündete an demfelben Abend die Eröffnung des 
Feftes, von den höchften Punkten des Hardtgebirgesd leucy- 
teten Freudenfener. Bid fpät in die Nacht erfchollen in 
den Straßen Nationalgefänge. 

Früh am 27ften nad) Tagesanbruch ertönte wieder 
Glockengeläut und der Donner bed Gefchüged. Um 8 Uhr 


*) In der Schrift: Das Nationalfeft der Deutfhen zu Ham⸗ 
bad. Unter Mitwirkung eines Redactionsausfhuffes befhrieben 
von 3. G. A. Wirth. Neuftabt a. d. H. 1832, In Commifſion 
bei Philipp Chriftmann., Zwei Defte. 
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verfammelten fich die Theilnehmer am Feſte auf dem 
Marftplag zu Neuftadt. Der Zug warb georbnet. Boran 
fchritt eine Abtheilung Bürgergarde mit Muſik, dann folg- 
ten Frauen und Jungfrauen, denen voran: ein mit weiß⸗ 
rother Schärpe geſchmückter Fähnrich die Polniſche Fahne 
trug, dann ſchritt der Landrath Rheinbayerns daher, vor 
und hinter ſich eine Abtheilung der Feſtordner, deren jeder 
mit. einer ſchwarz⸗ roth⸗ goldenen Schärpe geſchmückt war 
und die in ihrer Mitte die Deutſche Fahne mit der In— 
ſchrift „Deutſchlands Wiedergeburt” trugen. Ihnen ſchloſſen 
ſich die Deputationen aus Deutſchlands Gauen aus 
Rheinpreußen, Baden, Heſſen, Würtemberg, Franken, 
Bayern, Sachſen, Hannnover, Weſtphalen, Naſſau, Co⸗ 
burg, ‚Lichtenberg, Frankfurt an, und dann kamen die 
andern Feſtbeſucher nach Stämmen: geordnet, alle Züge 
mit Deutſchen Fahnen. 

„Nachdem der Zug ſich in Bewegung geſetzt hatte, 
wurde mit. feierlichem Ernſt das bedeutungsvolle Lied an⸗ 
geſtimmt: Was iſt des Deutſchen Vaterland Welche 
Feder vermöchte ben ergreifenden Aublick zu ſchildern den 
dieſer Theil der Feſtlichkeit darbot? Die Deutſchen waren 
zum erſten Mal wieder brüderlich vereiniget und zogen 
unter der Fahne ihres Vaterlandes ernſt und feierlich da⸗ 
hin: Da war kein Auge thränenleer; ba hob ſich der 
Buſen voll von ſeliger Wolluſt, und von Mund zu Mund 
tönte der Ausruf: Heil, Heil dem Tage, wo Deutſchlands 
Fahne Männer aus allen Gauen des Landes zu brüderli⸗ 
cher Eintracht vereinigt. — Mit ſtürmiſchem Enthuſiasmus 
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wurde hierauf folgendes, von Siebenpfeiffer für 300 Hands⸗ 
werföburfche gedichteted Lied abgefungen: 
Hinauf Patrioten, zum Schloß, zum Schloß, - 
Hoch flattern die Deutfhen Farben: 
Es keimet die Saat und die Hoffnung ift groß, 
Schon binden im Geifte wir Garben: 


Es reifet die Aehr mit golbenem Ranb 
Und die goldne Erndt' ift — das Vaterland!’ u.f.w. 


Als die Spike ded Zuges oben angelangt war, wurde bie 
Polniſche und auf den höchiten Zinnen der Ruine bie 
Deutfche Fahne aufgepflanzt. „Weithin über die gefegne- 
ten Auen wehte nun das folge Banner unfered Vaterlan— 
des, ein Anblid, der die Freude aller Anweſenden zur 
Degeifterung fteigerte.” Bon dem Berge aus bie Menge 
überfehend, gewahrte man, daß mindeftens 30,000 Derjo- 
nen verfammelt feien. Die bedeutendften Städte Deutfch- 
lands waren vertreten, und Adreſſen aus NRheinpreußen, 
aus Conftanz, aus Frankfurt, Marburg verficherten, daß 
man überall, wenigftend im Herzen, der Wiedergeburt des 
Baterlandes zuftrebe. Der Graf Benzel-Sternau hatte ein 
Paar Lieder eingefchict. Das eine hieß „Hiſtoriſch Lied 
dem December der Teutſchen:“ 

Was fiehft Du, grauer Alter, 

Zrüb nad der Ferne aus? 


„Ss ftellt mid mein Verwalter 
Als Wade vor mein Haus.’ 


Chor. 


Ei! eil gebult’ger Greis! 
Ei! ei! So grau als weiß! 
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Dich ſchnaubt herb' an ber Winter, 
Wo blieb Dein warmer Klaus? 
„Berwalt’rin für die Kinder 
Macht uUnterröckchen draus,’ 


Kein Tröopflein haft im Becher, 
Verrammelt Bachusklauß'! 

„Der Kellner 309 ala Becher 

Hinein mit Saus und Braus.’’ u. f. w. 

Etwa ſechszehn lange Tafeln, an denen wohl 1400 
Perfonen Plat nehmen fonnten, und bie mit Speifen und 
Wein reichlich befegt waren, zogen ſich auf der Welt- und 
Nordſeite an den Mauern Iängs des Schloffes hin; auf 
erhabenem Punfte vor denfelben war die Rednerbühne an- 
gebracht. Dr. Hepp aus Neuftadt beftieg fie zuerft, um 
die Anmwefenden im Namen der Feſtordner zu begrüßen. 
Er danfte dafür, daß fo viele den wahren Sinn ded Auf- 
rufed fo ſchnell erfannt und fich zu diefer für dad Vater- 
land fo wichtigen VBerfammlung eingefunden. Im Angeficht 
„der Trümmer einer traurigen Vorzeit, in der dad Deutfche 
Bolf, niedergetreten von übermüthigen Zwingherren, das 
Bild innerer Zerrüttung und eined unwürdigen felavifchen 
Zuftandes darbot,” ließ Herr Dr. Hepp Deutfchlande Ein- 
heit und Wiedergeburt hoch leben, indem er nicht erman- 
gelte, dem Deutichen Volfe wegen feined fchwanfenden, 
grübelnden, gelehrten und gemüthlichen Wefend eine Lection 
zu geben, und es zu heiliger Begeifterung, feſten Grund- 
fügen und männlicher Thatkraft aufzufordern. 

Ihm folgte Siebenpfeiffer auf der Rednerbühne. Auch 
der Bölfer Leben habe feine Maitage: frifch wolle jet der 
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Deutfche Volksbaum blühen und mit reicher Frucht fich beladen. 
„Aber noch fliehen wir finnend und zaudernd; noch {ft ihm 
nicht Aller Liebe geweiht, Aller pflegende Sorgfalt! noch 
ſchmachten die Wurzeln auf dürrem Geftein, dürftig benegt 
von den Thränen der Märtyrer, die in Verbannung leben, 
in Kerfern feufjen oder dem Baterlande den legten Gruß 
zumwinften von dem Schaffot.“ Siebenpfeiffer überblicte 
dad Baterland, er fah ein Bolf, „das fein Leben der Wif- 
fenfchaft und der Kunft widme, dad die Sterne meſſe, 
Mond und Sonne prüfe, Gott und Menfh, Hol’ und 
Himmelhl in poetiſchen Bildern darftelle, die Körper» und 
Geifterwelt durchwühle, aber dem die Regungen der Ba- 
terlandöliebe umbefannt, die Erforfchung deffen, was dem 
Baterland noth thue, Hochverratb, felbit der leiſe Wunſch, 
nur erft wieder ein Baterland, eine freimenfchliche Heimath 
zu erlangen, Berbredien ſei.“ Er fah ein Volk, das 
Schaufpielhäufer und Tanzfäle, Kafernen und Zwingbur— 
gen, Brunffchlöffer und Bildergallerien erbaue, aber Fein 
Nationaldenfmal, feine Nationalhalle, er fah 34 Refiden- 
zen, die mit böftfchen und felbftfüchtigen Bürgern angefüllt 
feien. „Da, Shr zürnet, Deutſche Männer und Frauen; 
wohl Euch,‘ dag Ihr zürnetz; in diefem Zorne liegt die 
Bürgfchaft einer befferen Zukunft.” Der Redner ſah auch 
dieſe Zukunft erftehen; er fah, wie jet fchon das politifche 
Bewußtſein rege werde in den Baterlandsvereinen, er fah 
den Tag „des edeliten Siegesftolzes" kommen, „wo ber 
Bruder‘ vom Rhein den Bruder von der Donan und der 
Elbe umarme, we die Gonititutiönchen verfchwunden 


252 


feien, wo ben Beamten die Bolföbinde ſchmücke, mo bie 
Deutfche Flagge die Erzeugniffe Deutſchen Gewerbfleißes 
in die fernften Welttheile trage, wo dad Deutfche Weib 
nicht mehr die dienftpflichtige Magd des herrfchenden Man- 
ned, fondern die freie Genoffin ded freien Bürgers, den 
Söhnen und Töchtern ſchon als ftammelnden Säuglingen 
die Freiheit einflöße und im Samen bes erziehenden Wor- 
ted den Sinn ächten Bürgerthums nähre; wo die Deutfche 
Zungfrau den Jüngling ald den würbdigften erkenne, der 
am reinften für dad Baterland erglühe, wo die Wiffen- 
fchaft das Nationalleben befruchte.” Das Streben nad) 
diefem Tage glühend in der Bruft zu erwecken, daß ihn 
die jeßige Generation noch fehe, das fei der Gedanfe des 
heutigen Feſtes. Zum Schluß feiner. Rebe ließ Sieben- 
pfeiffer das freie einige Deutfchland, die Polen,‘ die Fran 
fen „der Deutfchen Brüder” Teben; hoch folle auch jedes 
Volk leben, das feine Ketten breche und mit dem Deut- 
fchen den Bund der Freiheit ſchwöre, hoch Vaterland, 
Bolfäfreiheit und Völkerbund. 

Jetzt Sprach Wirth. Indem er auch hier wieder den 
beftimmteften Ausdrucd wählte und über den guten Willen 
hinaus auch ein ganz beftimmtes Ziel dem Willen zu fegen, 
die Verhältniffe näher zu betradyten, die Einheitdgebanfen 
ſcharf auszuprägen fuchte, ftieß er auf allen Seiten an. 
Es waren auf dem Feſte viele Deutfche, denen die Oppo— 
fition der Badischen, der Naffauifchen Deputirtenfammern 
die höchfte Begeifterung einflößte und die in der Phrafes- 
logie dieſer Oppofition die wahre Sprache der Freiheit 
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ſahen; v. Itzſtein, einige Naffauifche Volksvertreter waren 
perfönlich gegenwärtig. Alle diefe mußten fich entfeßt, zu- 
rücgeftoßen fühlen, ald Wirth die Könige Hochverräther 
nannte: ‚ihnen war durch ſolche Sprechweiſe des Redners, 
in dem man bisher den Hauptfämpfer für die Freiheit 
Deutſchlands erblidt, der Boden unter den Füßen wegge⸗ 
zogen, ſie wußten nicht mehr, was fie auf Diefem Feſte 
ſollten. — Es waren ferner viele. Franzofen nach dem 
Hambacher Schloſſe gewallfahrt: die Geſellſchaft der Amis 
du peuple in Straßburg hatte an die Volkefreunde in 
Hambach seine Adreſſe geſandt, worin fie verſicherte, daß 
der Cultus der Freiheit allen gebildeten Voölkern gemein, bie 
Religion ber Männer, und. daß ihr Beiftand, ihre Sympathie 
beim Deutfchen gewiß: ſei. Wirth. zeigte, daß die Deutfchen 
Patrioten nicht auf Frankreich rechnen dürften.“ : „Die ge⸗ 
genwärtig dort herrſchende Parthei, geſtützt auf die Maſſe 
der Reichen und Wohlhabenden, will um jeden Preis den 
Frieden erhalten: ihr iſt es nur um kleinliche materielle 
Intereſſen zu thun, fie begreift das wahre Bedürfniß Eur 
ropas ſo wenig ald die Aufgabe des Jahrhunderts: ſie iſt 
ins beſondere völlig unfähig, ſich zu der’ Idee zu erheben, 
daß Franfreidy die, Neform Deutſchlands aus höherem: po- 
litiſchen Ruͤckſichten völlig uneigennützig unterftügen müſſer“ 
Dieſe Parthei ſtrebe nad) dem linken Rheinufer, der Beſitz 
deſſelben ſei aber auch der Wunſch der großen Mehrzahl 
des Volkes, ſo daß ſelbſt die Patrioten wenns ſie an die 
Spitze der Regierung und es zu einem Kriege käme, dieſem 
Wunſch des Volkes nicht würden widerſtehen können. 
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Man folle daher nichts von einer Unterftügung Sranfreiche 
hoffen. Durch diefe Behauptung beleidigte Wirth nicht 
nur die anmwefenden Frangofen, die auf ihren freiheitlichen 
Bolfscharafter fo ftolz waren, fondern auch «alle Diejenigen 
Deutfchen, deren weiches Gemüth ed nicht dulden; wollte, 
daß man den fremden Feftbefuchern, wern auch als echter 
Deutfcher Patriot, die Wahrheit ind Geficht ſagte. Wie— 
derum hatte Wirth in die Gedanken einer;großen Menge 
Feſtbeſucher eine Spaltung gebradıt, welche die gemüths⸗ 
felige Heiterkeit ſtörte. — Drittens wandte ſich Wirths 
Rede gegen die Leiter des Vaterlandsvereines; Ser hatte 
fie ſchon durch feinen Angriff auf Frankreich getroffen? nun 
entwickelte er: Wie fid) der Verein geftaltet habe, könite 
er ben großen: Zwed der Wiedergeburt des Vaterlandes 
nicht: mehr erreichen, weil die Mitglieder deſſelben und 
namentlich die Vorſteher den Zweck einer Far erkaunten 
bis in. die Detaild genau beſtimmten und conſequent zu 
verfolgenden Reform Deutſchlands entſchieden abläugnen 
und dem Verein dafür ‚den vagen und unbeſtimmten Zweck 
unterfchieben, für die freieſte Entwidelung>pattiotifcher 
Gedanken über die Mittel 'gur. Förderung des Wohls der 
Deutſchen Völker die. Unterſtützung der ganzen Nation in Ar 
ſpruch zu nehmen „u... : Die Sehnſucht nach einem beſ⸗ 
ſeren Zuſtande ſei allgemein; allein gerade über die Haupt⸗ 
ſache, d. h. worin‘ das Beſſere beſtehe, darüber ſei noch 
Niemand einig, nicht einmal die Häupter der Oppoſition: 
ſo ſei die: Oppoſition ſelbſt planlos und werde zu nichts 
kommen, bis ihre Häupter über die Art und Weiſe der 
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nothwendigen Reform Deutſchlands bis in die Details ſich 
verftändigt haben und nun nach einem feften Plan und unter 
fiherer Leitung gemeinfam dahin wirfen, für die Reform die 
öffentliche Meinung aller Deutfchen Volksſtämme zu gewinnen, 
Wirth trug daher für Die Leitung des Vaterlandsvereines auf 
die Wahl, von Männern an, „die durch Geift, Feuereifer 
und Charakter berufen feien, das große Werk der Deutfchen 
Reform zu beginnen.” As er nun zum Schluß feiner 
Rede ein Hoc) auf bie vereinigten Freiltaaten Deutfchlandg, 
ein Hoch auf das conföderirte republifanifche Europa auge 
brachte, da hatte er alle die, und das war die. große Mehr- 
zahl der. Anmwefenden, gegen fi, denen folche beftimmte 
Worte eine. brücdende Bürde waren. 

Nachdem Herr Wirth feine. Rede beendigt hatte, 
wurde. ihm vom Literatus Fr. Bund aus Frankfurt im 
Namen mehrerer dortiger Patrioten ein Deutiches Schwert 
als Ehrengefchenf überreicht. 

Rum feßte man ſich zur Tafel, brachte Toafte aus — 
Herr Hepp auf den würdigen Landrath Rheinbayernd — 
bieft Reben für Feine Kreije, und fang patriotifche Lieber, 

Nach Beendigung des Mittagsmahles betraten noch) 
mehrere Redner die Bühne. Herr Fit, Bürger von Dürde 
beim, tadelte die Deutjchen, daß fle big jetzt nur Mitleid, 
nur Klagen; und Wünfche für das edle Volk der. Polen 
gehabt, man möge jest auch einmal handeln; man möge 
in, allem Deutschen Ländern Unterſchriften ſammeln ‚von 
Männern,welche..bereit feien, Gut und Blut, für Die Be— 
freiung, Polens zu opfern, und wenn ihre Zahl groß, genug 
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geworden, "dann einen der Deutſchen Fuͤrſten bitten, ſich 
an die Spitze dieſes Heeres zu ſtellen. 

Herr Barth aus Rheinbayern ſprach im Namen der 
zürnenden Menfchheit, Herr Brüggemann im Namen der 
Jugend, der „unſterblich ſich fortbildenden Menſchheit“ 
und der Selbſthilfe, Herr Deidesheimer aus Neuſtadt im 
Namen der Ordnung, endlich redeten noch die Lileraten 
Piſtor, Große, Lohbauer, Widmann, Stromeyer, Cornelius, 
der Pfarrer Hochdörfer. Herr Schopmann, Vollsvertreter, 
der ‚Senior unter den Feſtordnern, ſchloß Die Feier, waͤh⸗ 
rend ihm das Deutfche und Polnifcye Bantier überreicht 
wurden, mit der Verficheruing, daß nun alſo das Hambacher 
Felt, welches bei mandyem Schwachen große" Beforguig 
erregte, in würdiger Weife beendigt ſei⸗ zur Beſchaͤmung 
aller derer/ Die demſelben unreine Zwecke unterlegen woll⸗ 
ten: er wünfchte, „daß der Glanze des Deutſchen Banmners 
von nun an die Herzen aller Deutſchen erleuchten und in 
allen Gauen Deutſchlands als Sonne aufgehen möge,” 

Die ganze Nacht‘ hindurch war Neuſtadt belebt. 
Börne, der aus Paris herbeigekommen war, erhielt son, 
den Studenten "eine Nachtmuſik; Baͤlle waren in: —— 
Häufern der Stadt. : iR 

Für den nächſten Morgen war eine nene — 
fung auf dem Schießhauſe angeſagt. Hier erließ Sieben⸗ 
pfeiffer die Aufforderung, die Berfammelten möchten nach 
Bauen zufammentreten, und Männer ihres Berranens 
wählen, der Vaterlandsverein ſolle feinem: Zwecke beſſer 
entſprechend organiſirt werden. Deputirte, welche gewaͤhlt 
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waren, hielten im Saal bed Schopmannfchen Haufes eine 
Berjammlung; und hier ward der Vorfchlag gemacht, ſich 
fogleich, dem Bundestage gegenüber, als prodiforifche Re⸗ 
gierung des freien Deutfchlands zu conftituiven, es herrſche 
Mißſtimmung genug im Volke und dies erwarte etwas 
mehr, als bloße Reden. Nach heftigen Debatten ging 
man von dieſem Vorſchlage ab. Eine proviſoriſche Regie⸗ 
rung ſei doch wohl noch zu voreilig, auch ſei an ja zu 
Errichtung einer ſolchen von den Gommittenten nicht bes 
auftragt. 


Der ganze Rheinfreis war in Aufregung. Man er- 
zählte ſich, daß felbft in den kleinſten Dörfern Freiheits⸗ 
bäume, theils mit Franzöſiſchen, theild mit Deutfchen 
Fahnen und Bändern geziert, aufgeftellt feien. An man- 
hen Orten feien die Bürgermeifter abgefegt worden. Die 
Allgemeine Zeitung berichtete, daß ſelbſt gemeine Soldaten 
und Unteroffiziere an der allgemeinen Bewegung Theil ge» 
nommen: Die wegen der Exceffe in Annweiler befohlenen 
DBerhaftungen hätten noch nicht in Ausführung gebracht 
werben Tonnen. In Grävenhaufen, unweit Annweiler, habe 
ein Altbayer, der einen Freiheitsbaum umbieb, mit feinem 
Leben büßen müffen. In Azheim fei bei gleicher Gelegen- 
heit Einem die Hand abgehauen. Mehrere Gemeinden 
wollten Feine Steuern mehr zahlen und Steuerboten feien 
zu Krüppeln gefchlagen worden. Ein Feldſchütz, der arme 
Leute auf einem ihnen nicht gehörigen Acer Klee abmähen 
ſah, Habe fie zurechtgewiefen und gefragt, ob fie nicht 
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wüßten, wen bad Feld gehöre; fie. aber hätten geantwor- 
tet: „Wer fagt das, daß der Ader Dem gehört? Der 
wird ihn doch nicht für ſich allein haben wollen. Freiheit 
und Gleichheit, und wer's nicht glauben will, gehe auf's 
Hambacher Schloß.“ 

Auch in Paris fand am 27. Mai eine , pafriotifeße 
Feier der Deutfchen ftatt. General Lafayette führte den 
Borfig und brachte die erfie Gefundheit auf bie heilige 
Allianz der Bölfer aus. Die Deputirten de Corcelles, 
Audry de Puyraveau, Georg Lafayette, der Rebacteur des 
National Armand Garrel waren anmwefend. Auch fah man 
Patrioten von allen Nationen, den Portugieſen Saldanha, 
ben Spanier Pinto, die Polen Chodzko, Lelewel, den 
Stalienevr Sereognani, Beim Herausgehen fügte ſich La— 
fayette auf den Arm eines Deutfchen Studenten und eines 
Zöglings der polytechniſchen Schule. ee 

Die Stuttgarter offizielle Zeitung fagte über das 
Hambacher Feft: „Wir heben befonders den Umſtand her- 
vor, daß die Reden Siebenpfeifferd, Wirth, Hallauers 
Alles übertreffen, was man feither in irgend einem ber 
revolutionärften Länder auf der Tribüne, in Clubbs und 
in, Journalen vernommen, Bor fämmtlicdyen aber zeichnete 
ſich Dr: Wirth aus, welcher Marat an fchamlofer Frech⸗ 
beit, in Geſinnung, Deflamation und Xendenz nicht nur 
erreicht, ſondern übertroffen zu haben fcheint, fo daß er 
ſelbſt feine Kollegen ermüdete und in die allgemeine Deut- 
ſche Committee nicht mitgewählt wurde, welche man wäh- 
rend des Feſtes zur Leitung der auf bemfelben befchloffenen 
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Mafregeln gebildet hat und zu weldjer jede der. Deputa- 
tionen aus dem einzelnen couftitutionellen Staaten eines 
ober. ‚mehrerer, Mitglieder lieferte, ‚Dr. Wirth ſchwang 
mehrmals feinen erhaltenen Ehrenfäbel: in der Luft und, rief 
„Breiheit und Gleichheit" aus. Er nannte ſämmtliche 
Deutſche Fürſten Hochverräther an ihren Völkern und. Flagte 
fie förmlich vor. diefen an. Beraufchte Rotten fchrieen ihm 
wilden: Beifall zu, alle Rechtlichgeftunten. entfärbten ſich 
ob. diefer Scene, Reden, Trinkſprüche, Geſänge und 
Quodlibets in ähnlichem Geifte ertönten an dev Tafel, wo 
Wirth und feine Sinnverwandten faßen; felbft Börne ‚wagte 
ed: nicht, mit einzuftimmen, v. Itzſtein mit ‚mehreren Ba- 
diſchen Deputirten. hielt fi) ganz paſſiv und mißbilligte 
Mehreres von dem, was er hier fehen mußte, im höchſten 
Grade; “aber, aud) Bayerische Deputirte von der Oppoſi— 
tion. äußerten unverholen ihre Unzufriedenheit. - Viele ‚der 
exaltirteften Liberalen ſchaudern noch feit ihrer Nückkehr 
vor. der Sprache der bezeichneten Tagsredner, und andere 
wuͤnſchen ſich Glück, nicht zu ‚dem Feſte gezogen ‚zu 
fein, auf welchem der. Aufruhr und Bürgerkrieg von 
einer Abtheilung der Beiwohnenden, gewiß nicht der ‚zahl« 
reichſten, als Leichte. und erfprießlihe Dinge angefehen 
worden find.” 


In Wormd waren die rüdfehrenden Hambachpilger 
am 28. Mai; Zeuge eines Aufruhrs, Der bon der unbe— 
mittelten  Bolköflaffe ausging. Diefe, durch die ‚bisher 
berrfchende Theurung schon: aufgeregt, wurde am: 28, Mai 
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noch mehr erbittert, ald der Preis des fünfpfundigen Lai- 
bed Brot von 22 auf 24 Kreuzer erhöht ward. Der An- 
blick der patriotifchen Wallfahrer, welche auf Dichtbefegten, 
bekraͤnzten Wagen fhwarz-rothgoldene Fahnen entfalteten, 
auch der Freiheit manches Lebehoch ausbrachten, wirkte 
auf die Menge. „Schmwarzbrot und. Freiheit“ rierifie: 
„ihr habt Feind von Beiden” fchrie man’ ihrsald Antwort 
zu. Der immer wachſende Bolföhaufe tobte über Wucher 
und beklagte ſich, daß der Gemeinderath ohne Thaͤtigkeit 
und Vorſorge ſei. Einige mit Getreide beladene Wagen 
des Hauptkornhändlers Renz, welche ſo eben die Stadt 
verlaſſen ſollten, wurden angehalten, abgeladen und ihr 
Inhalt auf dem Mauthbüreau niedergelegt. Ein demſelben 
Kornhändfer gehöriges Schiff, welches auf dem Rheinſtrom 
vor Anker Tag und mit vielen Maltern Getreide befrachtet 
war, wurde gleichfalls unter dem Jubel der am Rhein⸗ 
firom hin⸗ und herwogenden Menge feiner Fracht entledigt. 
Handfefte Männer aus der Klaſſe der Arbeiter. leiteten 
das Ganze und handhabten die Polizei des Aufruhrs Am 
Abend, während ganz Worms auf den Beinen zu „fein 
ſchien, wurde unter enthuftaftifchem Beifall vor der Woh⸗ 
nung des Bürgermeiſters Falkenberg ein Freiheitsbaum 
aufgepflanzt. Dem Gemeinderathe und Bäckermeiſter Ban⸗ 
del, fo wie dem Kornhändler Renz wurden die Fenſter 
eingeworfen. Männer, mit Aertem und Hebebaͤumen be⸗ 
waffnet, begaben ſich darauf vor das Haus des Wechslers 
Lebt und ſtürmten daffelbe. Jetzt erſchien eine Patronille 
von 60 Mann, wurde: aber mit Steinwürfen von vorn 
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und von oben empfangen. Nachdem ed auf beiden Seiten 
bedeutende Wunden gegeben, zerftreuten fich die Tumul- 
tuanten. Einige von ihnen, welche verhaftet waren, muß— 
ten am nächften Tage auf die ungeftüme Forderung des 
vor der Mairie ſich fammelnden Volkes in Freiheit gefebt 
werden, wurden aber bald wieder eingefangen und nad) 
Mainz gefhafft. 

In Mainz fielen einige Tumulte vor, ald mehrere 
Perſonen fi) die Freiheit nahnten, im Rayon der Feftung 
Deutiche Eocarden zu tragen, und auf Befehl des Militär- 
Gouvernements verhaftet wurden. Der Bürgermeifter erließ 
ein  PBublifandum, in welchem er auf den Artifel IX. eines 
Geſetzes vom 27. Germinal des Sahres IV.  aufmerkffam 
machte, wonach das Tragen aller vom Staate nicht author 
rifirten Bereinigungszeichen bei einer Gefängnißitrafe von ein 
bis zwei Jahren verpont war. Auch appellirte er an die 
Einſicht aller rechtlichen Bürger, welche wohl begreifen 
würden, daß in dieſer fihmwierigen Zeit alles vermieden 
werden müffe, was nur irgend die. Ordnung flören oder 
Beranlaffung zu Mifhelligfeiten geben könne, die dem wohl⸗ 
verftandenen SIntereffe und dem guten Rufe der Stadt 
Mainz nachtheilig fein würden. 

Die St. Mendeler waren am 27. Mai durch Pfar- 
rer Sud) begeiftert worden. Auf einer Anhöhe, eine halbe 
Stunde vor der Stadt, hatte man unter außerordentlichem 
Zulauf von Menfchen einen Freibeitsbaum gepflanzt, und 
Pfarrer Juch hatte die patriotiſche Gärtnerei mit einer 
Rede geweiht. Am Abend wurde der Baum in die Stadt 
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getragen, im Prozeſſion umhergeführt umd endlich mitten im 
der Stadt aufgeftellt. Am 29. Mai fahen die St. Wen- 
beler 250 Preußen einrüden, indem fie zugleich vernahmen, 
daß noch. 2000 folcher Drdnungsfreumde ander Gränge 
ftänden. 

In Meifenheim, Landgraffchaft Heſſen Homburg, tru⸗ 
gen die Einwohner Anfang Juni einen großen Freiheits⸗ 
baum durch die Straßen: und bombardirten bei Nachtzeit 
das Zollhaus und. das herrſchaftliche Salzmagazin durch 
einen Steinhagel. "Die Heffen Homburger‘ ' wollten Tanib- 
ſtäändlich vertreten fein. 

Auch im Naſſauiſchen waren Volksverſammlungen: in 
dieſem Lande wurden lithographirte Anfforderungen vertbeilt, 
die verfaſſungswidrig votirten Steuerſimplen,“ wenn fie 
demnächſt eingeſammelt werden follten, nicht zu entrichten: 


Ein ſtarker Courierwechſel, der zwiſchen Munchen, 
Wien und Berlin ſtattfand, regte die Vermuthungen über 
bad, was nun kommen werde, an Man erzählte ſich 
König Ludwig habe vor feiner Abreiſe geäußert, er werde 
bald energiſch verfahren muͤſſen — und da man ſeine 
Regierungsbeamten damals ſchon Maßregeln genug ergrei- 
fen ſah, fo deutete man jenen Ausſpruch auf eine mögli— 
cherweiſe eintretende Suspenſion der Berfaffung. Man 
erzählte ſich Ferner, daß Oeſterreich in der That große. 
Truppenmaſſen gegen Braunau und Tyrol zu concentrire, 
daß: zwei Regimenter Ungariſcher Infanterie: lauf dem 
Marſche nach Mainz feien, daß das vierte Preußiſche 
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Armeecorpd, welches auf feinem Rüchmarfche vom Rhein 
nad) den frühern Standquartieren ſchon in ber Gegend 
von Paderborn angefommen, plößlicy Gegenbefehl. erhalten 
babe, in Folge defien ed wieder nach ben Rheingegenden 
zurückmarfchieren werde, daß an einen Theil der Mainzer 
Befagung die Drdre ergangen, fi) zum Aufbruch auf den 
erſten Winf bereit zu halten, daß der Rheinfreis im Be- 
lagerungszuftand erflärt und noch größere Truppenmaffen 
aus Altbayern nach demfelben gefchieft werden würden, daß 
die Fürften von Wrede und von MWallerftein durch Sta— 
fetten nach München berufen feien und daß dort Tag für 
Tag Minifterfigungen ftattfinden: jene Truppenbewegungen 
feiew. fowohl gegen die aufgeregten Bewohner der Rhein- 
gegenden ‚gerichtet, als auch Demonftrationen gegen Frank 
reich, Das ſich in feßterer Zeit herausgenommen habe, ſich 
mahnend in die Deutfchen Angelegenheiten einzumifchen. 
„Es ſcheint“, schrieb die allgemeine Zeitung aus 
Preufen vom Ende Mai, „daß das franzöfliche Kabinet, 
feit die Fräftige Hand des Herren Caſimir Perier ihm ent- 
zogen wurde, mit ſich in Widerſpruch gerät und Das 
Syftem:verfennt, von deſſen Befolgung die innere Ruhe 
Franfreichd und die Ruhe Europas abhängt. Ed hat bes 
ſonders in der äußern Politik Mißgriffe gemacht, Die fehr 
nachtheilig auf Frankreich zurückwirken fünnen, wenn nicht 
der bedächtige Sinn, der Die europäifche Politik jeither 
leitete, ihm zu Hilfe kommt und ed vor Gefahren zu be 
wahren fucht, denen es fchnurgerade entgegenzugehen jcheint. 
Ein gewiffer anmaßender Ton, der jonft mit großer Sorg— 
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falt vermieben wurbe, fol jegt bei allen Verhandlungen, 
die mit dem Parifer Kabinet oder deſſen Agenten gepflo- 
gen werben, fidy fund geben, und das Beitreben, in frembe 
Angelegenheiten ſich zu mifchen, überall die Hand im Spiele 
haben zu wollen, foll fo grell hervortreten, daß die Ber- 
ehrer des Nichtinterventions ſyſtems darüber befremdet fein 
müffen. Sogar die Deutfhen Bundesverhältniffe follen in 
Paris in Frage geftellt fein und zu mancherlei Erörterun- 
gen Anlaß geben. Dies ift nun eine Familienangelegenheit 
ber Deutfchen Nation, welche die Deutfchen Regierungen 
allein betrifft, jede fremde Einmifchung verbietet und ihrer 
Natur nad) fo delifater Art ift, daß ed von den traurig- 
ften Folgen fein würde, wollte man ſich unberufen darein 
mengen, und wir fehen in ber That nicht ein, wie ed nad) 
den gemachten Erfahrungen einer. Deutjchen Regierung, 
einem Deutfchen Bolfeftamme beifallen könne, das Auge 
nad) dem Auslande zu wenden. Noch weniger iſt einzu— 
fehen, wie ohne eine directe Aufforderung irgend eine 
fremde Macht ſich anmafen fünne, auf die ven den Bun- 
deögliedern für zweckmäßig anerfannten Borfehrungen auch 
nur den leifeften Einfluß üben zu wollen. Dennoch ſoll 
dies von franzöfifcher Seite gefchehen fein, wogegen, wie 
fid) von felbft verfteht, Fräftig proteftirt wurde“. 

Al in Gaffel am 6. Juni die Staböoffiziere und 
Regimentecommandeurd zu einer Minifterialconferenz in 
Gegenwart ded Kurprinzen entboten wurden, behauptete 
man fogleich, ed handele fih von Mobilmachung eines 
Furheffifchen Armeeforps, welches auf Requifition der Bun 
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beöverfammlung erforderlichen Bald in die Rheinprovinzen 
einrücken folle. Hiermit ftehe auch die am +5... erfolgte 
Ankunft des Kurheſſiſchen Bevollmächtigten: ‚bei, der Mili— 
taͤrcommiſſion in-Franffurt a. M., Generalmajord 1:OchE, 
in Zufammenbang. 

Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frauffurt 
fügten durch Verordnung vom 5. Juni zu wiſſen, daß, 
wenn ſchon in, einem jeden wohlgeorbneten Staat: ;politifche 
Verbindungen, . Vereine, - Zufammenfünfte außerhalb: ber 
verfaſſungsmaͤßigen Corporationen an fi, ald dem Zwecke 
des Staats zumider, unerlaubt feien, beſonders in gegen⸗ 
mwärtigen -Zeitumftänden löbliche Bürger = und. Einwohner- 
ſchaft ermahnt werde, fich der Theilnahme an: ſolchen Ver⸗ 
bindungen zu ‚enthalten; - Die ernite Zeit mache: es jedem 
Bürger, zur Pflicht, dahin mitzuwirfen,., daß an. dem Bes 
ftehenden Nichts geändert werde, : und zu bedenken, wie 
weiſe die Frankfurter Berfaffung ſchon vor Jahrhunderten 
beabſichtigt habe, die aus Vereinen entſtehende Gefahr von 
der Stadt abzuwenden. Auch ſei jedes Ab⸗ und: Erfen- 
nungszeichen verboten. Jeder Hausvater, Vorſteher eines 
Gefchäfts, die öffentlichen und Privatlehrer werden aufgefor⸗ 
bert, dahin mitzuwirken, daß fid) ihre Kinder, Pflegbefohlene, 
Angehörigen, Gefchäftsuntergebenen und Schüler von ber 
Theilnahme, an jenen Vereinen und von dem Tragen, der 
Farben ſchwarz⸗roth⸗gold fern halten. 

Das Großherzoglich Badenſche Staatd- und, Regie- 
rungsblatt„enthielt „gleichfalls eine Verordnung vom 5. Juni, 
in deren Eingang ed: ‚hieß, daß den - Staatdangehörigen 
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zwar die Befugniß zuſtehe, unter fich befondere Vereine 
zur Beförderung geiftiger oder materieller - Intereffen zu 
gründen und einzurichten, jedoch nur unter der. Bedingung, 
daß der ältere und wichtigſte Berein, nämlich der 
Staat felbft, die Statuten folder Vereine eingefehen und 
genehmigt babe. — Nach $. 66. der Berfaffung wurde 
verordnet, daß fich jeder bereits errichtete Verein augenblick⸗ 
lich aufzulöfen oder die Genehmigung bei der nächſten Be— 
zirks-Polizeibehörde machzufuchen habe bei einer Strafe 
von 15 bid 25 Fl. oder vierzehntägigem bis vierwöchent⸗ 
lihem Gefängniß für die Errichter, Anfündiger und! Theil- 
nehmer folcher Vereine, und daß jeder, welcher an aus: 
wärtigen, nicht genehmigten Vereinen Theil nehme, in eine 
gleiche Strafe verfalle, daß endlich jeder, der ein anderes 
Abzeichen, als das erlaubte feines Landes trage, eine 
Strafe von 5 Gulden verwirft babe, 

Der Freifinnige vom 9. uni, welcher einen Artikel 
über das Verbot der Regierung gegen Verſammlungen ent- 
hielt, bei der Gelegenheit in jene befannte Apoſtrophe, 
welche das Sournal des Debats kurz vor der Julirevolu— 
tion brauchte, „unglückſeliger Fürft! unglücfeliges Laud!“ 
ausbrach und der Regierung Bruch der Verfaſſung, Belei- 
digung des Volkes vorwarf, wurde ſofort mit Befchlag 
belegt und mit einem Prozeſſe bedroht. 

Auch der verantwortliche Herausgeber des Wächters 
am Rhein, Franz Schlund, wurde. wegen eines in Mr. 65. 
diefes Blattes enthaltenen Aufſatzes, in welchem von der 
Getheiltheit des Deutſchen Laudes geſprochen und das Bolf 
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auf feine eigene Kraft, feine eigenen Hilfsmittel hingewie- 
fen war, bed. Verſuchs zum‘ Hochverrathe durch Umſturz 
der beftehenden Staatsregierung und Staateverfaffung be— 
fchuldigt. | 

Das Würzburger Intelligenzblatt vom 12. Juni ent 
bieft ‘ein Verbot der dreifarbigen Kofarde. Das Würtem⸗ 
bergifche Regierungsblatt vom 15. Juni brachte ein Verbot 
öffentlicher Berfammlungen zu Beiprechung öffentlicher Ans 
gelegenheiten ‘oder Feier politifcher Creigniffe, wenn: für 
folche Berfammlungen nicht eine Erlaubniß der Bezirfe- 
Polizeiſtelle erwirft fei. 

Die Mehrheit des Deutfchen Bolfes war nur nes 
gierig auf das, was kommen werde, ja fie war faſt auf 
gebracht, daß ſie durch diefe anfpannende Neugier aus dem 
gewöhnlichen Seleife des Lebens hinausgezwungen fei.. Ge— 
rüchte‘, die fid) bald nad) dem Hambacher Feite über dag 
Schickſal Wirths verbreiteten, beiwiefen, welches Ende die 
Volksſtimme ſolchen Revolutionärs zutraute, bewiejen, daß 
man das Hambacher Feft für einen Jubel anfah, der, 
nachdem man fich auf dem Hambacher Berge gegenfeitig 
über feine Meinung ausgeiprodyen, nachdem man bei Wein 
und Gefang der Freiheit der Völker ein Lebehoch gebracht, 
ohne Feine andere als ungünftige Folgen für die Veranitalter 
und Redner bleiben werde. Die Einen erzählten fich, Wirth 
fei nach Frankreich entflohen, die Anderen ftellten gar ihre 
eigene Muth» und Negumgslofigkeit durch den Tod: dar, 
den fie ihm amdichteten: „er fei in einem Walde unweit 
Homburg an einem Eihbaum erhenft gefunden worden.” 
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Wirth ließ eine Erflärung v. 14. Juni in die Syeierer 
Zeitung rüden: „Herr NRedacteur, Sie haben durch Ihr 
Blatt die Nachricht verbreitet, daß ich nach Franfreich 
entflohen fei, um einer neuen Verhaftung zu entgehen. Da 
ich ed für fehr unmürdig halte, wenn ein Oppoſitionsmit- 
glied nicht den Muth hat, feine Handlungen vor jedem 
Richter zu verantworten, fo erfuche ic) Sie, jene Nachricht 
zu widerrufen. Um dem Publiftum die Ueberzeugung zu 
geben, daß jenes Gerücht völlig grundlos war, wollen Gie 
gefälligft nocd) bemerfen, daß ich über einen gegen «mich 
ergangenen neuen Berhaftöbefehl geitern Nachricht erhalten 
babe und heute deshalb nach Zweibrüden abgereift bin, 
um jenen Befehl vollitreden zu Taffen.” Am 15. Suni 
wurde Wirth), am 18. Juni Siebenpfeiffer wegen Hoch» 
verraths belangt und verhaftet. 

Fürft Metternich hatte, ald er die Nachricht vom 
Hambacher Feſte erhalten, geäußert, dafjelbe Fönne, richtig 
angewandt, zu günftigen Erfolgen führen. Die Allgemeine 
Zeitung vom 14. Juni enthielt folgenden Artikel: „Deutfch- 
lands Verhältniffe nähern fic) immer mehr einem Zuftande, 
der mit der Ruhe und gefeglichen Ordnung umverträglich, 
den beiden Großmächten Deutfchlande aber gefahrdrohend 
erfcheint, und befchäftigen deshalb deren Aufmerffamfeit 
in befonderd hohem Grade. Namentlich berathet man, wie 
es heißt, in Defterreichd Hauptftadt Vorfehrungen, die der 
gefeglichen Ordnung in den Staaten, wo diefelbe am mei- 
ften gefährdet fcheint, und die wir hier nicht näher zu be— 
zeichnen brauchen, eine fräftige Stüße geben follen. Der 
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Präfidialgefandte am Bundestage, Graf Münch ⸗ Belling⸗ 
haufen,‘ defjen Abreife ven Wien nad) Franffurt nahe 
bevorfteht, fell der Bundesverfammlung in diefer Beziehung 
Entwürfe ‚überbringen, welchen im höchſtwahrſcheinlichen 
Fall: ihrer Genehmigung vom Bundestage, die geſetzliche 
Kraft: in allen betreffenden Staaten mit aller-Energie ver— 
fchafft werden wird. Das Zufammenziehen einer ftarfen 
Truppenmafle in Tyrol möchte fogar auf die Möglichkeit 
- eined. militärischen Einjchreitens hindeuten, falls Die durch 
wenige eraltirte Köpfe mehr und mehr aufgeregte Bevöl- 
ferung einzelner Staaten den von ihren Regierungen und 
der Bundesverfammlung für zweckmäßig erachteten Vorkeh— 
rungen Widerftand entgegenfegen follte. Indeſſen find, wie 
man hört, Die dahin gehenden Entwürfe von einem libera- 
len Geſichtspunkte ausgegangen, und fomit it große Hoff« 
nung gegeben, daß ernſtlichen Maßregeln, welche felbft ganz 
Europas Ruhe gefährden könnten, fo viel möglich vorge: 
beugt it”, 

Am 18, Juni Fehrte König Ludwig nach München 
zurück. Wegen der Empfanggfeierlichfeit hatte ein Bürger» 
ausichuß, den Bürgermeifter an der Spitze, fchon ſeit drei 
Wochen Einladungen: zur Theilnahme bei fämmtlichen Bürs 
gern eirculiren laſſen. Die Unterfchriften follen unzählbar 
geweſen ſein. Der Magiſtrat der Reſidenz fuhr Sr. Ma— 
jeſtät bis nach Wolfrathshauſen entgegen. Ein Theil der 
Buͤrgerſchaft erwartete die Ankunft des Königs bei Bater- 
brunn, ein anderer Theil auf laubbekränzten Wagen und 
mit drei Fahnen, welche die Infchriften trugen: „Es lebe 
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der. König", „die Berfaffung, deren Geber und Erhalter”, 
„Bayerns Treue” in Sendlingen, und die Geſellſchaft des 
Frohftunes bewillfommnete ©. Majeftät im Icking. Als die 
Nacht. hereinbrady, wurde der König ‚beim: Scheine: 3abllofer 
Fackeln unter dem Jubel der Bolfömenge und während die 
Gefellichaft des Liederfranges ihn fingend bewillkommnete, 
in feine Stadt. geleitet. 


Eine am Abend ded 22. Juni aus München: ;abgefer- 
tigte Eftafette überbrachte ‚der Regierung. des Rheinkreiſes 
eine Allerhöchſte Entſchließung folgenden Inhaltss König 
Ludwig habe mit um fo ‚gerechterem Schmerze: die feit Kurs 
zem eingetretenen. Störungen der: gefeglichen Ordnung im 
Rheinkreiſe wahrnehmen müflen, je: angelegener ftetd Seinem 
Herzen die Sorge gewefen, dad Wohl der Bewohner jenes 
Kreifed zu fördern. Sp wenig Er: der. Geſammtheit der 
Bewohner zumeffe, was nur von einzelnen: Hebelgefinnten 
auf eine Anzahl Srregeleiteter überging, fo lebhaft fühle 
Er ſich durch Seine. Regentenpflichten aufgeforbert, Die 
ganze Kraft der Geſetze gegen einen Zuſtand zu entwickeln, 
der die. heiligiten Intereffen. des Staates, die Verhäͤltniſſe 
Bayernd nad): Außen und die den ruhigen Bürgern ver— 
faffungemäßig garantirte Sicherheit der. Perfonemin gleichem 
Maße. gefährdet. ...Er ordne daher Seinen Staatsminiſter, 
Feldmarſchall Fürften v. Wrede, als außerordentlichen 
Hofkommiſſär mit Vollmachten ab, deren Umfang Seinem 
Vertrauen auf die. ſchon fo vielfach! bewaͤhrte Einſicht und 
Treue dieſes Staatsbeamten entfprecher Um den Anord⸗ 
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mungen, welche berfelbe zu Handhabung ber Geſetze treffen 
werbe,.für jeden Fall die erforderlichen, Vollzugsmittel bar- 
zubieten,. habe Er. eine angemeſſene Truppenzahl zu feiner 
Berfügung geftellt. Er überlaffe ‚fi der Erwartung, die 
Stimme,ded Hoffemmiffärd vernommen - und; die - gefeßliche 
Ordnung in alle Gemeinden alsbald zurückgeführt zu ſehen. 
Ebenſo könnten auch die Rheinkreisbewohner ihrerſeits zu 
Seiner väterlichen Sorgfalt vertrauen, daß jedes im ge— 
ſetzlichen Wege zu Seiner Kenntniß gelangende Verwal— 
tungsgebrechen mit demſelben Wohlwollen werde unterſucht 
und beſeitigt werden, mit welchem die Inſtitutionen Rhein⸗ 
bayerns bei deſſen Bereinigung mit dem Geſammtſtaat in 
ihrer Kraft belaſſen und ſeitdem neben den Wohlthaten 
der Berfaffung aufrecht erworden ſeien. Zum Schluß er⸗ 
Härte. der König, Er würde ed als einen, der trübſten 
Augenblicke Seiner Regierung erfennen, wenn. Gewalt ge— 
brauchtnwerden müßte. 

Amı 26. uni langte Fürſt Wrede in Speier an, zu 
gleicher. Zeit ein neuer Generalfommiffär des Rheinkreiſes, 
Freiherr von Stengel. Gleih am 27, Juni ward über 
die nach dem Rheinfreife neu gefemmenen ‚Truppen, große 
Mufterung gehalten: ihr: Oberfommmandant, : General» kieu- 
tenant v. Lamotte, und der neue General» Kommiffär, wur- 
den am.28ften feierlich inftallivt; Fürft Wrede hielt an 
die: verfammelten Beamten eine Anrede, worin er erklärte: 
„ich wollte heute noch mit meinen: weißen Haaren unter 
freiem: Himmel. einen Förperlichen Eid: ſchwören, wenn: noch 
einersnöthig. wäre, daß ich für die Conſtitution lebe und 
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fterbe und daß mit meinem Wiffen von der Regierung nie 
etwas beabficht worden gegen die Gonflitution oder gegen 
die Inftitutionen des Rheinfreifed.” Er ſprach feinen Ab- 
ſcheu gegen die Republif aus, Täugnete aber auch nicht 
die Mängel der Conftitution: ich war ſelbſt beauftragt 
mitzuarbeiten an derfelben, aber ich’ geſtehe recht ger, daß 
ih damals die Einficht und Erfahrung noch nicht gehabt 
habe, die ich unter der Gonititution gemacht Es haben 
noch andere Männer außer mir mit viel mehr Weisheit 
and Sachkenntniß, als ich, daramgearbeiter, und haben 
es auch nicht beffer machen, auch nicht alle Maͤngel ver⸗ 
meiden fönnen. Der Weg, diefemabzuhelfen, iſt Borges 
zeichnet: die Kanımer ‚macht Anträge und der König geneh⸗ 
migt.“ Un demjelben Tage erließ der Hofkommiſſär eine 
aus 16 $$. beftehende, die öffentliche Ruhe und Ordnung 
betreffende Bekanntmachung, welche gänzlich auf die be⸗ 
ſtehenden Geſetze baſirt ſei, da es nur einer entſchloſſenen 
Handhabung derſelben beduͤrfe, um ihnen gebührende Ehr- 
furcht und Gehorſam zu ſichern. In den Prozeſſen gegen 
Wirth, Siebenpfeiffer, Pfarrer Hochdörfer, Dr. Große, 
Piſtor, Schüler, Savoye, Geib, Buchdrucker Roſt und 
Kohlhepp, Chriſtian Scharpff ſollten fie ihre Kraft er- 
proben. 


Gegen die ſechszehn Naſſauiſchen Abgeordneten (den 
funfzehn erſten war mittlerweile der bisher kranke Herr 
Baldus beigetreten), welche ſich in verſchiedenen Erflärum- 
gen gegen bie Gonftituirung der Künfmänner ald Bolföver- 
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tretung gegen die fheuerbewilligenben. Befchläffe berfelben 
verwahrt hatten, wurde ber Prozeß eingeleitet: fie hätten 
verbotene Zufammenfünfte zu: verbotenen Collectivvorſtel⸗ 
lungen. veranftaltet, auch hätten fie es fich herausgenommen, 
die Loyalität der Steververwilligung öffentlich zu verdäch— 
tigen und hierdurch zu Widerfeglichfeit gegen Die Regierung 
angereist. Zugleich wurde die Ausichliegung jener ſechszehn 
Dpponenten vonder neuen Wahl auf Antrag: der Fünf- 
männer höchiten Orts ausgefprochen. Mitte Sunt wurden 
fie alle an Einem ‚Tage, zu Einer Stunde in ihren Be- 
ziefen vernommen und gaben insgefammt Die gleichlau- 
tende. Antwort, daß fie feinem Gerichte über ihre land- 
ſtaͤndiſchen Handlungen Rechenſchaft abzulegen ſchuldig 
fl... es ah re er. 
Als in Kurheſſen nach: der Entlaffing: v. Eggena’s 
der bisherige Zoll⸗ und. Steuerdireltor Meiſterlin zum 
Landtagslommiſſär ernannt: wurde, waren neue Hoffnungen, 
daß Regierung und Stände: ſich einigen, daß die laͤngſt 
erwarteten Geſetze ins Leben treten wuͤrden, rege: man 
erzäͤhlte ſich jener habe nur unter der Bedingung, daß die 
Staatsregierung ſich gegen die Wunſche und Anſichten der 
Volksvertretung nachgiebiger zeige, die Stelle angenommen; 
am 2. Juni, wo Meiſterlin zum erſten Mal als Landtags⸗ 
kommiſſaͤr fungirte, gab er den Staͤnden die Verſicherung, 
nicht böſer Wille von Seiten der Regierung, ſondern nur 
Mißverſtaͤndniſſe ſeien es bieher geweſen, welche den ‘Lauf 
der. Gefchäfte verzögert hätten. Wie weit der gute’ Wille’ 
II. 18 
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der Regierung gehe, zeigte fidy gleichzeitig, ald dad Re— 
frutirungdgefeß, welches von den Ständen im Februar 
amendirt worden war, ſtark verändert: anıbiefelben zurüd- 
gelangte: und ald die neue Redaction des Ablöfungsgefebes, 
welche ‚ebenfalld den Ständen: übergeben wurde, fidy als 
eine. folche auswies, welche nur der befigenden Ariftofratie 
günftig ſei und in diefer Form —** von den Volks⸗ 
vertretern angenommen werden könne 
Schon am 7. Juuni verbreitete Fre denn — ‚das 
Gerücht, Meifterlin wolle: wieder abtreten. ⸗Nachdem 
die, Stände ; in der Sitzung des 9a Juni bei Beratung 
des Militäretat beſchloſſen hatten, die Staatsregierung zu 
erſuchen, daß ſie in dieſer Hinſicht jede mu mögliche Er⸗ 
ſparniß eintreten laſſen möge, legte Herr Meiſterlin am 
14. Juni ein neuredigirtes Bürgergardengeſetz vor, die 
Verſicherung wiederholend, daß die Regierung, feſt entfchlof- 
fen ſei, die Verfaſſung durchgängig ins Leben; einzuführen, 
daß ſie aber auch auf eintraͤchtiges Mitwirken der Stände 
hoffe. Da erhob, ſich Jordan: en wiſſe gar micht, wozu 
noch immer ſolche Verſicherungen dienen ſollten: man 
habe; ſchon ſoviel dergleichen gehört „daß man wirklich gar 
nicht mehr wiſſe, was man von ihnen halten ſolle Tha⸗ 
ten möchten endlich folgen; wenn bei der Berathung von 
Geſetzen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Staͤnden und 
Regierung „obwalteten, ſo müßte entweder die Kammer 
aufgelöft-eder die Minifter entlaſſen werden Mayer 
ſprach von „an der Nafe herumführen“. Und der Vice-⸗ 
Präfident ‚fügte hinzu, fo weit. ſei es nun zum innigen 
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Schmerze des Baterlandsfreundes gefommen, dag mar bas 
Vertrauen zu dem anfrichtigen und gitten Willen der Res 
gierung zu verlieren, ja an der Wirkſamkeit der Verfaſſung 
felbit zu zweifeln anfange; es fei hohe’ Zeit, daß die Ne 
gierung Zeugniß für die. Verfaſſungsmäßigkeit ihres. Wils 
lens ablege. 

Am 16, Zuni⸗ wurde das Bürgergardengefeg nach 
erledigender Discuſſion der einzelnen noch ftreitigen: Punkte 
von ven Ständen angenommen; am 23. Juni erhielt es 
bie Inmdesherrliche Sanction; doch betrachtete man es ale 
ein ungünſtiges Zeichen, daß gerade an dieſem Tage! der 
Kriegsminifter v. Heßberg auf ein in der) Nähe! gelegenes 
Gut verreift war, ſo daß der Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, von Trott, für ihn die Sontrafignatin des 
Gefehed übernahm. Jordan brachte dieſen Punkt am 26: 
Juni zur Sprache; es handle ſich hier um die’ Frage, in 
wie fern zunächſt em Minifter an die Stelle eined andren 
treten könne. Go viel er gehört, fei der. Mimifter ve Heß⸗ 
berg nicht in Gefchäften oder mit Urlaub abweſend -gewe- 
fen, fondern nur auf. feinem Gute, er ſei vorgeftern Abend 
fchon wieder zurücdgefommen; es fiheine alfo, "ald habe man 
der Unterzeichnung ausweichen wollen, fonft hätte man das 
Geſetz einen Tag vorher oder nachher unterzeichnen oder 
von dem gar wicht entlegenen Gute hereinkommen fünnen: 
ein Miniſter, welcher: die Geſetze zu chhandhaben berufen 
ſei⸗ müſſe auch die Principien als die ſeinigen erkennen, auf 
die ein Geſetz baſirt ſei⸗ wo nicht, ſo müffe er feine Entlaſ⸗ 


fung nehmen. © Der Laudtagscommiſſär wies Dagegen nach, 
18 * 
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dag hier in formeller Hinficht alled in Ordnung, daß der 
Kriegsminiſter mit höchlter Bewilligung verreift und fein 
Portefeuille für die Zeit feiner Abwefenheit dem Minifter 
v. Trott übergeben: worden ſeiz ser finder es alſo 
unangemeſſen, bei einer Sache, die jo in Richtigfeit wäre, 
noch unbegründete Suppofitionen anzubringen. Der Ab⸗ 
geordnete Bach bemerfte, ed heiße san der militärifchen Ehre 
des Kriegsminifters zweifeln, wenn man annehme, er habe, 
um fein: Minifterium zu retten, die Contraſignatur umgan⸗ 
gen. Die Verfammlung befchloß, die Staatsregierung um 
Ausfunft über die bei der vorliegenden Sache an 
Berhältniffe zu bitten, 

Zu derfelben Sigung fragte Herr re ‚att, 
weshalb das Preßgeſetz noch nicht die Sanctionı erhalten 
habe. Und der Kantagscommifjär antwortete, dad: Ober⸗ 
Apellationsgericht fei zu einem Gutachten » aufgefordert 
worden über die Frage, ob das Prefgefe den: Bundesbe⸗ 
ſchlüſſen gemäß fei. 

Eine neue, aber verminderte Auflage, des — 
Feſtes fand am 22. Juni in dem eine halbe Stunde von 
Hanau entfernten Wilhelmsbade ſtatt. Im großen Saale 
war eine Tafel, an der über. 400 Perſonen ſpeiſen konn⸗ 
ten, zugerichtet. Dr. Schulz aus Darmſtadt ſprach im 
Saale, andre Redner, Pfarrer März aus Hanau, Dr. 
Fein, Herr Brüggemann, ſtets redefertiger, Ingendbegeifte- 
ftrung verkündender Repräfentant der Heidelberger Studen- 
ten, sprachen von dem zu beiden Seiten mit Fahnen ge- 
ſchmückten Balfon herab. Die Volksmenge fang) im Garten 
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eigens fürs Feſt gedichtete umd gedruckte Lieder: am Abend 
wurde fie durch einen ſtarken Regen zerfireut. 

Georg Fein, der fich bisher in Hanau aufgehalten 
hatte, erhielt am.26. Juni auf Anweifung des Furfürft- 
lichen Minifteriumd des Innern durch. Die Polizei- Direction 
den Befehl, ſich binnen, 24 Stunden aus der Stadt zu 
entfernen. ;, Er: remonftrirte : der. Schreinermeilter Weisbart 
gab beim Landgerichte zu Protofoll, er adoptire Fein als 
Sehn, en gebe, ihm 4500 Gulden, fo. wie ein Haus von 
4000 Gulden an Werth. Die Polizei-Divection. fragte 
im Kaffel an, von: wo am 4. Juli der Befehl anlangte, 
Fein müffe bis morgen früh: fünf Uhr: die Stadt Hanau 
verlaffen haben. Dieſer Befehl: wurde Herrn Fein: am 
Abendades vierten eröffnet und gleich. unter den Einmwoh- 
nerm bekannt, fo: Daß der Berbannte noch in einigen Lebe- 
hochs, die. ihm anf einem Gange durch die Stadt zu Theil 
wurden; ‚die oppofitionelle Sympathie der Hanauer fennen 
lernte. Bon 9— 14 Uhr Abende. jtand das: Linienmilitär 
in Hanau unter den Waffen, und ber Aufenthalt Fein's 
in. der Stadt wurde durch die ‚Polizei noch um. einige 
Stunden abgekürzt, fo, daß der Mitrebactenr der. Tribüne 
auch von hier, wie von Zweibrücen, ohne Weißzeug und 
ohne Geld Abſchied nehmen -mußte. 


Die Marburger haben Mitte Juni eine conſtitutionelle 
Kritik des Anticonſtitutionalismus geübt. Vor Kurzem 
war nämlich des ‚Marburger Profeſſors Vollgraf Buch 
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„die Täuſchungen des Repräſentativſyſtems“ erfchienen, in 
welchem die nach Repräfentativverfaffungen firebenden Völ⸗ 
fer mit den Eſel verglichen: waren, der gern ein Roß 
werben möchte, ed aber höchſtens bis zum Mauleſel bringe. 
Am 12. Juni Abende: Hab man: auftwffenem Marfte 
um Angeficht der ins Gewehr getretenen Hauptwacdhe ein 
Sremplar jenes Buches umter Perents und Marfetllaifes 
fingen von den Bürgern Marburgs verbrannut werdem 
Lohbauer in Stuttgart erfuhr, nr in anderem: Sinne 
eine ähnlicher Volkskritik. Als ersam 258mm? Abends 
nach: Haufe zurückkehrend eben im Begriff v warpimit dem 
Hausfchläffel die Thür zu öffnen, ward er von der wohl⸗ 
meinenden Kritik in Geſtalt dreier: mit armsdicken Knuttelun 
bewaffneter Bauerburſchen angefallen/ waͤhrend er nur die 
Waffe: eines leichten Schirmes ſolchem Angriff entgegen⸗ 
ſetzen fomtte,. Sein ſchlechtbewaffneter Liberalismus hin⸗ 
derte ihn aber nicht, mit dem Rufe: „fort ihr gedungenen 
Schurken“ gegen das Volk zu fechten, einen: Ausfall zu 
machen und die Burſche, deren terroriſtiſch⸗conſervative 
Ueberzeugung er durch jenen Ruf verdaͤchtigte, vor ſich her 
zu jagen. — Am 30. Juni warb durch eine Botin vom 
Lande in der Redaction des Hochwächters folgender Brief 
niedergelegt: „Vom Land... Bu meinem großen Berdruß 
habe ich heute erfahren, daß die drei Burſche, welche Sie 
am 25. Nachts 11 Uhr angegriffen haben, ihre Schuldig- 
keit nicht nad) ‚Berfprechen vollzogen; :; fo: wird. jegt. vom 
Lande aus dafür. beffer geforgt werden, baß Sie ben Lohn 
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für Ihre Verläumdungen -aller Art erhalten, ſo daß Ihr 
halbweißes Blatt ganz todesblaß erfcheinen wird.“ 


Aus; einer Maßregel der Heffendarmftädtifchen Regie 
rung am: 16. Juni wollten die Freunde der. conftitutionellen 
Kreibheitrerfehen, daß: diefe auch im Großherzogthum Heſſen 
der Gefahr der Berfümmerung. ausgeſetzt ſei. Die legte 
Ständeverfammlung hatte nämlich auf eine Reorganiſation 
der Verwaltung angetragen, um ‚den. Koſtenaufwand zu 
vermindern amd: im Landtagsabſchied war. verſprochen, 
jenem; Antrage zu willfahren. Die: Regierung hatte fich 
auch gleich an die Arbeit geniacht, ‘deren Reſultat ein Ver⸗ 
waltungsplan war, nad) welchem: Die Provinzialregierungen 
abgeſchafft, eine größere Ceutraliſation eingeführt und an 
die Stelle der collegialiſchen die bureaukratiſche Form | der 
Adminiſtration geſetzt werden ſollte. Dieſer Plan hatte die 
großherzegliche Genehmigung erhalten und war bereits der 
Regierungsdruckerei übergeben, um Demmächft ; durch das 
Amtsblatt promulgirt zn werden; plötzlich am 16. Juni, 
da der Druck ſchon ziemlich weit vorgerückt war, kam der 
Befehl, mit dem Drucken einzuhalten. — Nach einer, Ber- 
ordnung, welche das Großherzoglich Heſſiſche Regierungs⸗ 
blattowom 26. Juni brachte, wurden Bolfsverfammlungen 
und Dad, Tragen von dreifarbigen Kokarden verboten. 

Auch die Behörden, der Frankfurtiſchen Republik be— 
ſchaͤftigten ſich Ende Juni noch mit den Volksverſammlungen 
und Vereinen. Am 20. Sımi- wurbe dem, außerordentlicher 
Weiſe verſammelten, geſetzgebenden Körper der freien Stadt 
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Frankfurt von Seiten ded Senats ein Gefeßentwurf vor- 
gelegt, wonach alle Öffentlichen Vereine, Zufammenfünfte, 
Bolfsverfammlungen verboten werden follten. Der Entwurf 
ward einer Commiſſion von fieben Mitgliedern zur. Begut- 
achtung übergeben. Diefe fchärfte einzelne Bunfte, und 
am 27. Juni ward das Geſetz, trotz des Widerſpruchs der 
Dr. Reinganum und, Stiebel mit großer Stimmenniehrheit 
angenommen. Es richtet: fich vor Allen gegen diejenigen 
„Gefellfchaften, Vereine, Verbindungen und Zufammenfünfte 
zu politifchen: Zwecken, im.denen Borfteher oder Leiter 
der Gefellichaftsangelegenheiten erwählt "oden Geldbeiträge 
erhoben: ober: votirt, oder. Unterfchriftem zur Möreffen und 
öffentlichen Exlaffen u. dgl. vereinbart :oder geſammelt, oder 
Berabredungen hierüber ‘getroffen, oder Zeit-und Ort aber- 
maliger: Berfamminngen  feftgefegt ober. Statuten errichtet 
werden.” ee 66 —— i 2 

Der Frankfurter Preßverein hielt am 28. Juni eine 
ungemein zahlreich beſuchte Sitzung. Man’ zählte nahe an 
500. Männer, Es handelte: ſich darum, ob ſich der Ver⸗ 
ein nun auflöſen ſolle oder nicht. Einſtimmig beſchloß 
man, daß die Ehre der Geſellſchaft und jedes Einzelnen, 
der an ihr Theil genommen, es erfordere, nicht eher aus 
einander: zu gehen, bie ber Zwed ihres Daſeins, die Preß⸗ 
freiheit, errungen fei, Rum forderte die Minderzahl, dag 
man in Frankfurt ſelber in dem bisherigen Lokal die Ber- 
ſammlungen fortfege- und nur der Gewalt der Bajonette 
weiche. Andere machten darauf aufmerffam, baß das ge- 
ftern decretirte Verbot ſich nicht auf den Beſuch politifcher 
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Zufammenfünfte in denjenigen Ländern beziehe, wo foldye 
erlaubt feien, der Berein brauche daher nur feine Sigun- 
gen in dag Kurheſſiſche Bodenheim zu verlegen, wo Ver— 
eine zu politifchen Befprechungen verfaffungsmäßig geftattet 
feien, man brauche ſich nur an die in Bockenheim fich bil— 
dende politifche Gejellichaft anzufchliegen, um ungeftört 
fortbefteben zu können. Diefem gemäß wurde der Beichluß 
gefaßt, ſich das nächte Mal in Bodenheim vwiederzufehn, 
Den funfzehn Männern, weldye im gefeßgebenden Körper 
gegen dad Geſetz gewefen waren, wurde eine Danfabreffe, 
ein Feſtmahl nebft Ueberreichung von Bürgerfronen decretirt. 

Der Graf von Münd) - Bellinghaufen, bieber in Wien, 
reifte Mitte Juni über München, wo er am 19. Juni 
eintraf, nad) Sranffurt. Kaum war er dort angefommen, 
am Sonntag dem 2: Juni, ald die Politifer Frankfurts 
aus der Thätigfeit, in welche die Andreäifche Offizin ver- 
jetzt wurde und aus dem Umſtande, dag Tie Geber und 
Drucder, auf die ſtrengſte Berfchwiegenbeit vereidet, bei 
verfchloffenen Thüren arbeiteten, auf eine bald erfolgende 
wichtige Bundes -Publifation jchloffen. Am 28. Juni 
wurde feit des Grafen Anfınft die erfte Sisung der Deut- 
fchen Bundesverſammlung gebalten. 
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Das Prafidium eröffnete die Sigung mit folgendem 
Bortrage: Durch Zeitumftände und Berhältniffe, welche 
zum Theil außer der Einwirfung der Deutfchen Regierun- 
gen gelegen hätten, fei dermalen ein Zuftand der Dinge 
in Deutfchland herbeigeführt, welcher die Aufmerffamfeit 
Sr. Majeftät des Kaiferd um fo lebhafter hätte in An- 
fpruc nehmen müflen, je wohlmollender und aufrichtiger 
die Theilmahme fei, mit welcher das Schickſal ſämmtlicher 
im Bunde vereinten Staaten zu umfaffen, ©. Maj. Sich 
zur theuerften Aufgabe machen. So lange fich die Stim- 
mung der Gemüther auf jene aus der Natur der Dinge 
bervorgehende Aufregung befchränfte, welche große und un- 
erwartete Ereigniffe in den Nachbarftaaten ftetd zur unmit- 
telbaren Folge haben, fo lange habe S. Maj. Sidy mit 
Vertrauen der Hoffnung hingeben zu Fünnen geglaubt, daf 
der franfhafte Zuftand ber öffentlichen Meinung dem Ein- 
fluffe weichen werde, welchen die Erfahrungen der Zeit 
und das Uebergewicht der ruhigen und wohlgefinnten Mehr- 
heit auf eine Nation auszuüben berufen feten, welche durch 
edlen Charakter und tiefen Sinn wie durch Achtung für 
gejegliche Ordnung und Anhänglichfeit an ihre Fürften in 
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den entfcheidendften Momenten der vollen Berwunderung 
Europas würdig geblieben fei. Als fich aber in mehreren 
Gegenden Deutfchlands die Gährung bis zu einem Grabe 
fteigerte, welcher nicht bloß die innere Ruhe und Sicher- 
beit der einzelnen Staaten, fondern die Eriftenz des gan- 
zen Bundes bedrohte, da habe bei der unvermeidlichen 
permanenten Berührung dev Deutichem Staaten unter ein- 
ander, bei der über ganz Deutſchland gegoſſenen Fluth 
revolutionärer Zeit= und fonftiger Schriften, bei dem jelbft 
in den ftändifchen Kammern laut gewordenen, Mißbrauch 
der Rede, bei der täglichen-Bearbeitung, einer enge, gefchlof- 
fenen, am hellen Lichte ungefchent wirfenbden. Propaganda 
und bei den täglichen Beweifen fruchtloſen Einwirkens 
einzelner Regierungen, ©. Kai. Maj. bald zu ver beirü- 
benden Veberzeugung gelangen müffen, daß die Revolution 
in Deutfchland mit ftarfen Schritten ihrer Reife entgegen- 
gehe und daß ed nur noch der ferneren Duldung des Uebels 
von Seiten ded Bundes bedürfe, um fie zum thätlichen 
Ausbruche zu bringen. Sobald diefer Stand der Dinge 
Sr. Majeftät Mar vor Augen gelegen, feien Allerhöchit- 
diefelben auch Feinen Augenblid über das fchwanfend ge- 
wefen, was die durch die Bundesacte fanctionirte Stellung 
des Kaiferhofed im Deutfchen Bunde bemfelben ald drin- 
gende Pflicht darftellte. Der Kaifer habe Sich vor Allem 
vertrauendvoll an S. Maj. den König von Preußen ge- 
wandt, um zuerft mit diefem erhabenen Bundesgenoffen und 
erleuchteten Freunde den Zuftand Deutfchlande in Ermwä- 
gung zu ziehen, und fodann im Vereine mit Sr. Königl. 
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Maj. und mit den übrigen Deutſchen Regierungen die 
Mittel gruͤndlich zu berathen, deren Anwendung die Ereig- 
niſſe der Zeit gebieteriſch erheiſchen. In Folge dieſer vor— 
hergegangenen, vom Geiſte der Erhaltung des geſetzlich 
und völkerrechtlich Beſtehenden und vom pflichtmäßigen 
Gefühl der Fürſorge für das Wohl der Ihnen anvertrau— 
ten Völferfchaften ‚geleiteten, wechfelfeitigen, freimüthigen 
Ruͤckſprache fämmtlicher Bundesglieder, fänden ſich Die 
Gefandten von Defterreich und Preußen zu folgender Er- 
Öffnung beauftragt: 

Beide Höfe feyen zu der Meberzeugung gelangt, daß 
bie Befämpfung jenes nur allzu notorifchen Uebels und 
die davon abhängende Herftellung der Ruhe in Deutjchland 
nur durch fefte und Fräftige Anwendung ber Mittel, welche 
bie Verfaſſung des Deutfchen Bundes dafür gewähre, von 
den Deutfchen Fürften zu bewirken fei. Der Deutjche 
Bund fey zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit 
Deutſchlands gegründet. Habe derfelbe den einen feiner 
Zwede, Erhaltung der innern Sicherheit nad) der biöheri- 
gen Erfahrung fo weit verfehlt, daß die vormwaltende Auf- 
regung- der Gemüther und der franfhafte Zuftand ber 
öffentlichen Meinung eine fo drohende Geftalt, "wie bie 
GegenwartVfie zeige, anzunehmen vermochten, fo Fönnten 
die Mängel und Unvollfommenheiten,: denen folched zugu- 
fchreiben fei, entweder in der Gefeßgebung ded Bundes 
oder in deren Anwendung und Ausführung gefucht werbem 

Die Wiener Schlußacte enthalte für die Erhaltung 
der Innern Sicherheit Verabredungen, die,-foweit ed auf 
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Grundfäge anfomme, aud) für das jegige VBebürfnig noch 
ald angemeflen und ausreichend angefehen werben müßten. 
Während die Schlußacte einerfeitd die Ausführung des 
13. Artifeld der Bundesacte nad) einer angemeffenen und 
beruhigenden Auslegung: fihere und durch Zulaſſung son 
Befchwerben über verweigerte Rechtöhilfe (Art 29) dem 
Mißbrauche der Gewalt der Regierungen. nach Möglichkeit 
vorbeuge, trete fie auf der andern Seite allen demokrati⸗ 
ſchen Anmaßungen gegen dieſe Gewalt entſchieden entgegen. 
Der Schutz, den der Bund der Wiener Schlußacte gemäß 
jedem einzelnen feiner Mitglieder, aufgefordert: oder unauf⸗ 
gefordert, zu leiften verpflichtet ſei werde durch den am 
21. October 1830  gefaßten Beſchluß noch mehr, gefichert, 
wonach bei dringender Gefahr auf bloße Requiſition der 
einen Bundesregierung an die andre, ohne vorgängige Au— 
zeige, Berathung und Beſchlußnahme bei der Bundesver⸗ 
fammlung die militärifche Hüfsleiftung gewährt werben 
fol. Hiernach fei das zur Erhaltung der innern Sicher- 
beit Deutſchlands geftiftete Föderativband der Deutfchen 
Staaten den Grundgefegen des Bundes nad) enger und 
fefter, ald es vielleicht in irgend einem Staatenbunde noch 
eriftirt habe. Diefe Thatfache mache auch bei dem jetzt 
einbrechenden Berberben jede Verabredung neuer Grund- 
fäge oder neuer bundedgefeglicher Beftimmungen eben fo 
wenig nöthig, ald von einer Veränderung der Grundver- 
faffung ded Bundes und feiner Gefeßgebung die Rede fein 
könne. 

Beide Höfe feien der Anſicht, daß, wie zweckmäßig 
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und heilſam ſich auch eine angemeffene Wirffamfeit: der 
Landftände in den Deutfchen Bundesftaaten daritelle, doch 
die Richtung des Geiltes, welche man in neuelter Zeit 
dem Bnfkitut derfelben zu geben verfucht babe, unverfenn- 
bar eine höchit bedanerliche Erfcheinung fei. Diefelbe babe 
ſich auf zwiefache Weife zu erkennen gegeben, je nachdem 
das Berhältnig der Stände ihren Fürften gegenüber und 
das Berhältniß: dem Bunde und der Bundesverfammlung 
gegenüber in Betrachtung gefommen. Den Fürften gegen- 
über feien neue mit dem monarchifchen Prinzip und mit 
Erhaltung der öffentlichen Ordnung unvereinbare Zuge- 
ftändniffe in Anſpruch genommen und wohl auch für den 
Fall, daß diefe Zugeftändniffe nicht erfolgen, die Verwer— 
fung bes Budgets in Ausficht geftellt worden. Dem Bunde 
und ber Bundesverfammlung gegenüber habe ſich nicht 
allein eine Neigung, ſich über die Bundesgejeßgebung bin- 
wegzufeßen, gezeigt, fondern es feien fogar in den ſtändi— 
fchen Berfammlungen offene Angriffe auf den Bund und 
die Bundesverſammlung laut geworben. 

Run brauche wohl faum daran erinnert zu werben, 
daß den Deutfchen Fürften in Beziehung auf Gefeßgebung 
nach allen. Deutfchen Berfaffungen. die Initiative zuftehe 
— daß daher von den Ständen neue Geſetze nicht anders 
als in Form von Petitionen in Antrag gebracht werden 
fönnen, wobei ed den Fürften unbenommen bleibe, frei zu 
prüfen, ob fie ed ihrem Sntereffe und: dem innig damit 
verbundenen Intereſſe des Landes, fo wie ihren Berpflich- 
tungen gegen den Bund für gemäß halten, die Petition zu 
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gewähren, im entgegengefeßten Falle aber diefelbe zu ver- 
werfen. Ein vollgültiger Grund einer von den Ständen 
angebrachten Petition würde darin liegen, wenn ber Fürft 
dad darin begehrte Zugeftändniß in Folge jener Prüfüng 
dem Grundfate des Art. 57. der Wiener Schlufacte zu- 
widerlaufend fände. Je beftimmter deſſen Worte dahin 
lauten, daß die gefammte Staatögewalt in dem Ober- 
haupte ded Staates vereinigt bleiben müffe, und daß der 
Sopuverän nur in der Ausübung beftimmter Rechte an 
die Mitwirkung der Stände gebunden werben könne, 
um fo gewiffer fei ein Deutfcher Bundesfouverän zur Ver— 
werfung einer hiermit in Widerfpruch ftehenden Petition 
nicht nur berechtigt, fondern im Gefammtintereffe des Bun- 
bed auch verpflichtet. Bon der Benugung dieſes Rech— 
tes und der Erfüllung der zugleich damit verbundenen 
Pflicht werde fein Deutfcher Fürft bei dem Bewußtfein 
feiner Würde und feines hohen Berufes, durd) eine Dro- 
hung mit der Verweigerung ded Budgets ſich zurüdhalten 
laffen, da der Sat, daß dem Souverän durch die Land- 
fände die zur Führung einer zwedmäßig geordneten Re- 
gierung erforderlichen Mittel nie verweigert werben Dürfen, 
in dem Sinn der Art. 57 und 58. der Schlufacte liege. 
Sollten demnach ftändifche Verfammlungen ihre Stellung 
fo weit verfennen, daß fie an die Bewilligung der zur 
Führung einer wohlgeordneten Regierung erforderlichen 
Steuern auf eine direfte oder indirefte Weife die Durd)- 
feßung andermweiter Wünfche und Anträge anfnüpfen woll- 
ten, fo würden folche Fälle zu denjenigen zu zählen fein, 
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auf welche die Art. 25 und 26. der Wiener Schlußacte 
in Anwendung gebracht werben müßten. 

(Art. 25. Die Aufrechterbaltung der innern Rube 
und Drdnung in den Bundesftaaten fteht den Regie— 
rungen allein zu. Als Ausnahme kann jedoch, in 
Rückſicht auf die innere Sicherheit des gefammten 
Bundes und in Folge der Verpflichtung der Bundes- 
glieder zu gegenfeitiger Hilfsleitung die Mitwirkung 
der Geſammtheit zur Erhaltung oder Wiederherftellung 
der Ruhe im Falle einer MWiderfelichfeit der Unter- 
thanen gegen die Regierung, eines offenen Aufruhrs 
oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundes- 
ftaaten flattfinden. 

Ark. 26, fett feit, wie in den eben angeführten Fällen 
der Beiltand ded Bundes, angerufen und nicht ange» 
rufen, geleiftet werden fell.) 

Was das Verhälmmiß der inneren Gefeßgebung eines Landes 
zur Bundeögefeßgebung betreffe, fo feien die auf den be= 
reits beftehenden Befchlüffen ded Bundes beruhenden An— 
fichten des Defterreichifchen und Preußifchen Hofes in fol- 
gende Sätze zufammenzufaflen: 

1) Die- innere Gefeßgebung der Deutfchen Bundes- 
ftaaten darf weder dem Zwecke ded Bundes, wie folcher 
in der Bundesacte Art. 2. und in der Wiener Schlußacte 
Art. 1. ausgefprochen ift, noch den zur Erreichung defjelben 
verabredeten organifchen Einrichtungen Art. 13. der Wie⸗ 
ner Schlußacte Nr. 2.), noch auch den zur Entwidelung 
und Ausbildung der Bundesacte im Geifte der leßteren 
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gefaßten oder noch zu faffenden Befchlüffen (Art. 4. ber 
Wiener Scylußacte) irgend einen Eintrag thun. 

2) Ebenfowenig darf fie der Erfüllung fonftiger bun- 
desverfaffungsmäßiger Verbindlichkeiten gegen den Bund, 
namentlich der dahin gehörigen Leiftung von Gelbbeiträgen, 
hinderfich werden (Art. 52 und 58. der Wiener Schluß- 
acte). 

3) Nicht den bei der inneren Gefeßgebung eines 
Landes concurrirenden Behörden, namentlich nicht den ftän- 
diſchen Berfammlungen, gebührt ed, über den Sinn der 
Bundedacte, fo wie der darin enthaltenen Beftimmungen, 
wenn Zweifel darüber obwalten, eine Auslegung zu geben. 
Hierzu berechtigt und berufen ift allein der Deutfche Bund 
felbft, welcher diefed Recht durch fein Organ, die Bundeg- 
verfammlung ausübt (Art. 17. der Wiener Schlußacte). 

4) Damit diefe Geredjtfame ded Bundes gegen die 
Eingriffe der ftändifchen Kammern nicht allein von ben 
eigenen Regierungen berfelben, fondern auch direkt von 
Seiten des Bundes gewahrt und gefchügt werden mögen, 
wäre von ber Bundesverfammlung eigens für dieſen Zweck 
eine Commiſſion niederzufegen, welche ſich vereinigt und in 
Thätigfeit tritt, fo oft in einem Bundesſtaate eine Ber- 
fammlung der Stände flattfindet, um den Verhandlungen 
der legteren aus obgedachtem Gefichtspunfte eine fortgefegte 
Aufmerffamfeit zu widmen, und, wo fie einen Verſuch zur 
Ueberfchreitung der Bundesgefeßgehung wahrnimmt, der 
Bundesverfammlung Davon zur weitern der Lage der Um— 
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fände und der Stellung des Bundes. angemeſſenen Beran- 
laflung ‚Anzeige zu machen. 


Was die Angriffe auf den Bund und die Bundes- 
verſammlung betrifft, fo fprachen die Bevollmächtigten von 
Defterreich und Preußen die Ueberzeugung aus, ed würden 
diefelben nicht wieder vorfommen, wenn die Deutfchen 
Staaten, wie fle ed ihrem Bundesverhältniffe fchuldig feien, 
fich gegen einander anheifchig machten, folche nicht zu dul» 
den und zur Öteuerung berfelben, jeder nad) Maßgabe 
feiner innern Landesverfaffung, die angemeffenen Anorb- 
nungen zu erlaffen, wobei die Analogie von der Behand- 
fung ähnlicher Ausfälle gegen den Landesherrn felbft oder 
die Tandesherrliche Regierung und im Ganzen ähnlicher 
Berunglimpfungen ded einen oder ded andern zu Grunde 
gelegt werden Fünnten. Eine Verpflichtung hierzu folge 
zum Theil fchon daraus, daß, nad Art. 59. der Wiener 
Scylufacte da, wo Deffentlichfeit der Tanditändifchen Ver— 
bandlungen durd) die Berfaflung geftattet fei, Die Grenzen 
der freien Aeußerung weder bei den Berhandlungen felbft 
noch „bei deren Bekanntmachung durch den Druck, auf eine 
die Ruhe, des einzelnen Bundesftaates oder des. gefammten 
Deutfchlands gefährdende Weile überfchritten und dafür 
durch Die Gefchäftsordnung geforgt werden folle. Auch in 
Hinficht folcher Angriffe auf den Bund könnte die in Vor— 
fchlag gebrachte Sommiffion mit einer Controle beauftragt 
werden. 

Diefe Vorfchläge, in Verbindung mit dem Anſpruche 
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auf gewiffenhafte, einſichtsvolle und Kräftige Erfüllung der 
Berpflichtungen gegen den Bund, feien die Grundlage ber 
Anfichten, welche die Höfe von Defterreih und Preußen 
zur Befämpfung der bedenklichen Erſcheinungen in ben 
ftändifchen Kammern ihren Mitverbindeten and Herz legen. 


Die Gefandten von Defterreich und Preußen trugen 
darauf an, ſechs Artifel, in welche jene Borfchläge ge— 
bracht waren, zu einem Bundesbefchluß zu erheben. 

Art. I. wahrte die Souveränetät der Staatdober- 
häupter und ſprach von ihrem Rechte und ihrer Pflicht, 
eine Petition der Stände, welche mit jener Souveränetät 
in Widerfpruch ftehe, zu verwerfen. Er berief ſich auf 
Art. 57. der W. Schl.A. 

Art. II. erflärte, mit Bezug auf Art. 57 und 58. 
der Sch!.-A., daß eine an Bedingungen gefnüpfte Steuer- 
bewilligung, um auf mittelbare oder unmittelbare Weife 
anderweitige Wünfehe und Anträge burchzufeßen, unter die 
Fälle zu zählen fei, auf weldye die Art. 25 und 26. der 
Sch!.-A. in Anwendung gebracht werden müßten. 

Art. IH. orbnete die innere Gefetsgebung der Bundes⸗ 
ftaaten dem Zwecke ded Bundes und der Erfüllung fon- 
ftiger bundesverfaffungsmäßiger Verbindlichkeiten unter. 

Art. IV. ordnete die Niederfegung einer Bundestags- 
fommiffion zur Beauffichtigung der Tandftändifchen Ber- 
handlungen an. 

Art. V. vrrpflichtete die Bundesregierungen mit Hin- 
weifung auf Art. 59. der Schl.-A., in Betreff der Grenzen 
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der freien Yeußerung in den landftändifchen Verhandlungen, 
daß fie zu Verhütung ftändifcher Angriffe auf den Bund 
und zur Steuerung derfelben nad) Maßgabe ihrer innern 
Landesverfaffung die angemefjenen Anordnungen erlaffen 
und handhaben jollen. 

Art. VI. vindicirte der Bundesverfammlung ausfchließ- 
lich das Recht der authentifchen Interpretation der Bun— 
desgeſetze. 

Nach Stellung dieſes Antrages gingen die Eröffnun- 
gen bed Defterreichifchen und Preußifchen Gefandten dahin, 
dag in Beziehung auf die beifpiellofen Mißbraͤuche der pe— 
riodifch=-politifchen Preſſe die Bundesverfammlung ſaͤmmt⸗ 
liche Regierungen bereitd mit Beſchluß vom 10. Mai auf 
die Gefahren aufmerffam gemacht habe, welche der Ge- 
fammtheit drohen, wenn den Bundesbeſchlüſſen in Preß— 
angelegenheiten nicht der gemauefte Vollzug von Seiten der 
Regierungen zu Theil werde; es habe diefelbe ferner un— 
term 26. April eine Kommiſſion aus ihrer Mitte gewählt, 
welche fi) mit der im Art. 18. der Bundesdacte wegen 
gleichförmiger Verfügungen hinfichtlih der Preffe enthalte- 
nen Verabredung unverzüglich bejchäftige; und es fei von 
dem thätigen und einfichtövollen Eifer diefer Kommiſſion 
zu erwarten, baß biefelbe die ihr aufgetragene Aufgabe 
auf eine Art Iöfen werde, weldye — ohne die Thätigfeit 
nüßglidher und achtungswerther Schriftfteller zu hemmen, 
oder dem natürlichen Fortfchritt des menfchlichen Geiftes 
Seffeln anzulegen — bie wilden Ausfchweifungen einer 
alle Begriffe verwirrenden, nur auf Erfchütterung und 
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Umwaͤlzung des Beftehenden gerichteten und das Höchfte 
wie das Heiligfte läfternden Preßfrechheit in die gehörigen 
Schranfen zu weiſen geeignet fei. 

Daß bid zu dem Zeitpunfte, in welchem ſich die Re— 
gierungen durch einen bundesverfaffungsmäßigen Beſchluß 
hierüber geeinigt haben werden, dad proviforiiche Geſetz 
vom 20. September 1819 für den gefammten Bund ver- 
bindlich fei und daß fonad) deſſen Beltimmungen im In— 
tereffe der öffentlichen Ruhe und im Sinne der wechfelfeitig 
übernommenen Berpflihtung von allen Regierungen und 
vom Bunde geibiffenhaft zu handhaben feien, dies fei eine 
Ueberzeugung, welche die Höfe von Oefterreih und Preußen 
nicht nur wiederholt auszufprechen fi) veranlaßt finden 
müffen, fondern es würden fich diefelben auch verpflichtet 
halten, foweit ed in ihren Kräften ftehe, gemeinfchaftlich 
mit ihren Bundesgenoffen, auf deren übereinftimmende 
Gefinnung fie eben fo viel Werth legen, ald fie zuverficht- 
lich diefelbe vorandfegen, dahin einzumirfen, daß biefem 
Gefeße allenthalben, und ohne irgend eine Ausnahme, Be- 
folgung zu Theil werde. 

Sei nun hiernach die Bundesverfammlung in den 
Stand gefeßt, die Gerechtfame ded Bundes gegen die Ein- 
griffe der ftändifchen Kammern und gegen den Mißbrauch 
der Preffe zu handhaben; üben fie diefe Handhabung, wie 
es ſich gebühre, und würden die Befchlüffe mit Ernſt und 
Nachdruck vollzogen; gelänge ed endlich den vereinten Be— 
mühungen der Fürften, bei der Bundesverfammlung gemein- 
nüßige, ganz Deutfchland intereffirende Anordnungen, fo 
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weit ſie fi) ‚dafür eignen, mit Erfolg in: Berathung zu 
ziehen; wozu. die Höfe von Deiterreich und: Preußen ‚ind 
befondere durch ihre Gefandtichaften am Bundestage wirfen 
zu. wollen, ſich feierlichit verpflichten; jo dürfe man ſich 
der Erwartung bingeben, daß die in das allgemeine- Wohl 
thätig . eingreifende Wirffamfeit ded Bundes und deſſen 
Autorität erfannt und geachtet werden und daß die üffent- 
liche Meinung aus ihrer jegigen Befangenheit in fophifti- 
fchen Irriehren zu einem für Wahrheit, Recht und Ordnung 
empfänglichen Sinne wieder zurücfehren werde. 

Sollte, aber diefe Erwartung nicht in Erfüllung: gehen; 
follte Die innere Ruhe und Ordnung in Deutfchland fortan 
gefährdet erfcheinen, und die Autorität der zum, Schuße 
diefer höchſten Güter gefaßten bundesverfaffungsmäßigen 
Befchlüffe verfannt werden: fo feien Ihre Majeftäten der 
Kaiſer von Defterreihh und der König von Preußen — 
im »Gefühle der. von eigener Erhaltung ungertrennlichen 
Sorge für das Schickſal der im Bunde vereinten Staaten, 
in ‚gerechter Würdigung der Gefahr, dad ganze gefellfchaft- 
liche Syſtem von Europa durch gefeßlofe Willfür zertrüm- 
mert zu fehen, und in getreuer Erfüllung. der Ihnen ob⸗ 
kiegenden Verpflichtung gegen den Bund und deſſen Glieder 
— feſt entſchloſſen, zur Aufrechterhaltung und. Durchfüh- 
rung der Bundesverfaſſung, ihrer wichtigen Zwecke und 
der darauf gegründeten oder noch zu gründenden Beſchlüſſe 
der Bundesverſammlung, endlich zur. Zurückweiſung der 
Angriffe auf den Bund und deſſen Glieder, von welcher 
Seite ſie auch kommen mögen, auf jedesmaliges Anrufen 
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der Gefammtheit ober eined Bundesgliedes, von allen 
Ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln Gebrauch zu machen, 
damit den Befchlüffen ded Bundes diejenige pünktliche und 
genaue Befolgung gefichert fei, welche allein für die Rube 
bed gemeinfamen Vaterlandes Bürgfchaft zu bieten vermöge. 
Bon diefer Beftrebung geleitet, hätten beide Höfe zugleich 
diejenigen militärifchen Maßregeln bereits getroffen, und 
an ihre beiderfeitigen Gefandten am Bundestage diejenigen 
ausgedehnten Vollmachten ertheilt, welche dazu geeignet 
feien, dem Bundestage zu verbürgen, daß auf Die erite 
Aufforderung defjelben die militärifche Hilfe zur Aufrecht- 
erhaltung feines Anſehens und zur Durdführung feiner 
Beichlüffe mit möglichiter Befchleunigung zur Stelle gejchafft 


werde. 


Nach Beendigung biefed Bortrages ſprachen die Ge- 
fandten der Deutfchen Höfe ihren Beitritt zu den Defter- 
reichifch- Preußifchen Propofitionen aus: Bayern berief fich 
auf die Nothwendigkeit eined Fräftigen und vertrauensvollen 
Zufammenwirfend der Bundesglieder; Sachfen erfannte bie 
in dem Präfidial-Bortrage ausgefprochenen echt föberativen 
Abfihten an und fand, daß durch die vorgefchlagenen 
ſechs Propofitionen weder bie beftehenden Bundesgeſetze, 
noch die verfaffungsmäßigen Rechte der Stände alterirt 
feien; Hanover fprad) feinen Danf aus für die Sorgfalt 
und Aufmerffamfeit, welche der Defterreichifche und Preu⸗ 
ßiſche Hof auf die Bundesangelegenheiten verwenden; 
MWürtemberg trat den ſechs Artifeln mit der Bemerkung bei, 
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daß zwar nach der Wuͤrtembergiſchen Verfaffung in An- 
fehung der Wahl der Mittel zur Erfüllung bundesverfaf- 
fungsmäßiger Verbinblichfeiten eine Mitwirfung der Stände 
eintrete, ‚bierdurd aber die Erfüllung felbit nicht gehindert 
werde; Kurbeffen ſchlug vor, in dem IV. Artikel ftatt des 
dort vorkommenden Wörtchend „Davon“ eine Umfchreibung 
zur größeren: Deutlichfeit eintreten zu laffen; Großherzog— 
thum Heſſen danfte für Aufmerffamfeit; Dänemark fprach 
von vermeffenen Angriffen auf das Beltehende und. von 
der Unerfchütterlicyfeit der: auf Gerechtigkeit und Wohl« 
wollen geftügten. Throne; Niederlande pries die Fürforge 
Defterreichd und Preußens-und ſprach von demofratifchem 
Schwindel; die Großhergoglich und Herzoglich Sächfifchen 
Häufer, Braunfchweig und Nafau, Medlenburg und :fo 
weiter bis: zu den freien Städten, alle fpracdhen ihren Bei» 
tritt und: ihren Danf aus, die ſechs Propofitionen wurden 
zum: Bundesbeichluß. erhoben mit der einzigen von Bayern 
vorgefchlagenen Redactionsveränderung, daß die Kommiffion 
zur Benuffichtigung der Tandftändifchen Verhandlungen vor 
der Hand auf fechd Jahre gewählt werben folle, und mit 
folgendem  Eingange: „Unter danfbarer. Anerfenuung ber 
von I MM. dem Kaifer von Defterreich: und: dem 
Könige. von; Preußen wiederholt: bewährten -Fürforge für 
das gemeinſame Beſte ded Deutfchen Baterlandes; vereini- 
gem fidy. ſämmtliche Bundesregierungen: zu folgenden Be— 
ſtimmungen.“ 

Ein Beſchluß Hoher Bundesverſammlung vom 5. Juli 


1832 ſetzte feſt: „Keine in einem nicht zum Deutſchen 
MT, 2 
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Bunde gehörigen Staate in Deutſcher Sprache im Drud 
erfcheinende Zeit- oder nicht über zwanzig Bogen beira- 
gende fonftige Drudchrift politifchen Inhalt darf in einem 
Bundesſtaate ohne vorgängige Genehmhaltung der Regie- 
rung befjelben zugelaffen und ausgegeben werben. Alle 
Bereine, welche politifche Zwede haben oder unter andern 
Ramen zu politifchen Zwecken benugt werden, find in 
fänmtlihen Bundesftaaten zu verbieten, und ift gegen 
deren lirheber und die Xheilnehmer an denfelben mit an⸗ 
gemeffener Strafe vorzufchreiten. Außerordentliche Bolfd- 
verfammlungen und Bolföfefte, nämlich folche, welche bisher 
hinfichtlic) der Zeit und des Ortes weder üblich noch ge⸗ 
ftattet waren, dürfen, unter welchem Ramen und zu wel- 
chem Zwede ed aud immer fei, in Feinem Bunbesftaate 
ohne vorausgegangene Genehmigung der Fompetenten Be- 
hörde ftattfinden. Auch bei erlaubten Bolldverfammlungen 
und Bolföfeften ift ed nicht zu dulden, daß öffentliche 
Reden politischen Inhalts gehalten werben; diejenigen, 
welche ſich died zu Schulden kommen laſſen, find nach⸗ 
drüdlich zu beftrafen, und wer irgend eine Bolfdverfamm- 
fung dazu mißbraucht, Adrefjen oder Befchlüffe in Vorſchlag 
zu bringen und durch Unterfchrift oder mündliche Beiſtim⸗ 
mung genehmigen zu laffen, tft mit gefchärfter Ahndung 
zu belegen. Das öffentliche Tragen von Abzeichen in 
Bändern, Kofarden oder dergleichen, fei ed von In⸗ oder 
Ausländern in anderen Farben ald jenen ded Landes, dem 
der, welcher foldye trägt, ald Unterthan angehört, das 
nicht authorifirte Auffteden von Fahnen und: Flaggen, das 
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Errichten von Freiheitdbäumen und dergleichen Aufrubr- 
zeichen: ift. unnachfichtlich zu beftrafen. Der am 20. Sep- 
tember 1819 gefaßte, gemäß weiteren Befchluffes vom 
12. Auguft: 1824 foribeftehende proviforiihe Beſchluß über 
die in Anfehung: der Univerfitäten zu ergreifenden Maß— 
regeln wird ſowohl im Allgemeinen ald insbefondere hin— 
fichtlich der in den: $$. 2 und 3, deſſelben enthaltenen 
Beſtimmungen in den geeigneten Fällen, infoweit es noch 
nicht geicheben, unfehlbar zur Anwendung gebracht werben.” 
68. 2. verpflichtete die Bumdesregierungen, Unis 
verſitäts⸗ und. andere öffentliche Lehrer, Die durch 
erweisliche Abweichung von ihrer Pflicht oder Ueber» 
fehreitung der Grenzen ihres Berufes, durch, Miß— 
brauch. ihres rechtmäßigen Einfluffes auf die Gemüther 
ber» Jugend, durch Verbreitung verderblicher, der 
öffentlichen Ordnung und Ruhe feindfeliger oder Die 
Grundlagen der beftehenden Staatseinrichtungen unter- 
grabender. Lehren ihre Unfähigkeit zu Verwaltung des 
ihnen anvertrauten wichtigen Amtes unverkennbar an 
den Tag gelegt. haben, von den. Univerfitäten und 

fonftigen Lehranftalten zu entfernen. 
$: 3. beſtimmt, daß die feit langer Zeit beſtehenden 
Geſetze gegen geheime oder nicht: autorifirte Verbin— 
bungen auf Univerfitäten in ihrer ganzen Kraft und 
Strenge aufrecht erhalten und insbefondere auf den 
unter dem Namen der allgemeinen Burſchenſchaft be» 
kannten Verein um fo beftimmter, ausgedehnt werben 
ſollen, als dieſem Berein die fchlechterdings unzuläßs 
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fige Vorausſetzung einer fortdauernden Gemeinfchaft 
und Gorrefpondenz zwifchen den verfchiedenen Univer- 
fitäten zu Grunde liege.) 
„Die Bundesregierungen werben fortwährend die genauefte 
polizeiliche Wachfamfeit auf alle Einheimifche, welche durch 
öffentliche Reden, Schriften oder Handlungen ihre Theil- 
nahme an aufwieglerifchen Plänen‘ fund oder zu deöfallfi- 
gem Verdacht Anlaß gegeben haben, eintreten laſſen; fie 
werden fich wechfelfeitig mit Notizen über alle Entdeckungen 
ftantögefährlicher geheimer Berbindungen und der darin 
verflochtenen Individuen, auch in Verfolgung desfallfiger 
Spuren, jederzeit aufs Schleunigfte und Bereitwilligfte 
unterftügen. Auf Fremde, welche ſich wegen politifcher 
Vergehen oder Verbrechen in einen der Bundesftaaten be- 
geben haben, fodann auf Einheimifche und Fremde, welche 
aus Orten oder Gegenden fommen, wo fich Verbindungen 
zum Umfturze ded Bundes oder der Deutfchen Regierungen 
gebildet haben, und der Theilnahme daran verdächtig find, 
ift befondere Aufmerffamfeit zu wenden; zu diefem Ende 
find überall die beftehenden Paßvorfchriften auf das Ge- 
nauefte zu beobachten und nöthigenfalld zu fchärfen. Die 
Bundesregierungen machen fich verbindlich, politifche Flücht- 
linge gegenfeitig auszuliefern. Sie fichern ſich gegenfeitig 
auf Verlangen die promptefte militärifche Aſſiſtenz zu.“ 
Eine Berliner Korrefpondenz vom 6. Zuli in der All⸗ 
gemeinen Zeitung fagte, nachdem fie auf die ſechs von der 
Bundesverfammlung zu organifchen Geſetzen erhobenen 
Punfte hingerwiefen, welche „das monarchiſche Prinzip in 
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feiner ganzen Rauterfeit zu erhalten beſtimmt“ feien: „Ob 
in der Ausführung nicht Hinderniffe eintreten und bie und 
da Störungen ber Rube ftattfinden werden, fteht zu er- 
warten. Auf jeden Fall gebietet die Vorficht, ſich in 
folche Berfaffung zu fegen, daß fogleich ernftlich eingefchrit- 
ten und jeder revolutionären Bewegung Einhalt gethan 
werden kann. Hieſigen Orts ift deshalb anbefohlen wor» 
den, mehrere Divifionen, dem Vernehmen nad) jede zu 
12,000 Mann in Bereitichaft zu halten, um folche auf 
den eriten Winf in jeder Richtung in Thätigfeit feßen zu 
fünnen. Die Gefammtheit diefer Truppen, aus welchen 
erforderlichen Falls mobile Kolonnen gebildet werden kön— 
ven, wird auf 70 bis 72,000 Mann angefchlagen; - eine 
Streitfraft, die in Verbindung mit den Truppen der ein- 
zelnen Bundesglieder mehr ald hinreichend iſt, den Geſetzen 
Kraft und der Autorität des Bundestags dasjenige Anfe- 
ben zu verfchaffen, ohne welches Feine wirkfame Fortdauer 
des Staatenbundes denkbar ift. Dieſe Mittheilung dürfte 
dazu beitragen, den Eifer der Deutichen Ultraliberalen etwas 
zu zügeln, um ſich und ihre Anhänger nicht zu fompromtittiren 
und die unfchuldigen von ihnen aufgeregten Maſſen 
nicht unverdienten Gefahren auszufegen, Die Entwidelung 
conftitutioneller Freiheit und der Vollgenuß liberaler, durch 
weile Geſetze geregelter Inftitutionen müffen in Deutic)- 
land nach und nach durch gemeinfamesd Zufammenmirfen 
erzielt werden, wenn fie mwohlthätig, wenn fie dauerhaft 
fein follen. Alles gewaltfame Fortreißen auf einer zerſtö— 
renden Bahn kann nur Unglüd und Trauer über das 
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Deutfche Vaterland bringen, und die fchönen Hoffnungen 
der jeßigen Generation auf lange Zeit vereiteln. Deshalb 
möge jeber Wohldenkende bahin wirken, daß fein voreiliger 
Schritt gethan werde, und Feine Mafregeln der Strenge 
zur Durchführung der beftehenden oder nody zu gewärtigen- 
den Bundesbefchlüffe angewendet werden möchten. So 
ſträflich und den Zwecken jeder ftaatdbürgerlichen Verfaf- 
fung entgegenwirfend die Bemühungen derjenigen find, die 
ed ſich zum Gefchäfte machen, die Gemüther aufzuregen 
und jede Handlung der Regierungen in ein gehäffiges Licht 
zu jegen, fo fruchtlos find fie in Deutfchland, wo bie 
Regierungen, ftarf durd) die moralifche Tendenz ihrer Re- 
gierungsgrumdfäge, die nur das Glüc ihrer Unterthanen 
und die Ruhe der Bölfer bezwecken, auch hinreichende 
materielle Macht befigen, um diefe unberufenen Reforma- 
toren und die von ihnen zu Unfugen verleiteten arglofen 
Maſſen zu bezwingen, Erftere zu beſtrafen und Letztere 
über ihre mahren Vortheile und Pflichten aufzuffären. 
Unfere Demagogen fehmeicheln ſich vergebens, in ihren 
unreifen Doctrinen und den darauf gegründeten Attentaten 
von ihren Nachbarn und Verbündeten jenfeits des Rheins 
unterftügt zu werden, denn nach Allem, was befannt iſt, 
hat ſich das Franzöfifche Miniftertum auf das Beſtimmteſte 
erflärt, daß es nichts gegen die von ber Bundesverſamm⸗ 
lung zu ergreifenden Maßregeln einzuwenden habe und 
neutraler Zufchauer bleiben werde, wenn zur Befeftigung 
der gejeglichen Berhältniffe mit Strenge gegen die Unruh— 
ftifter verfahren und zweckmäßige Maßregeln für die Zu- 
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kunft eingeleitet werben. Es hat fogar noch vor wenigen 
Tagen eine iweitere Erflärung gemacht, die aufs Mlarfte 
Darthut, wie fehr ber: Franzoͤſiſchen Regierung daran liegt, 
den. Frieden :zu erhalten: und mit ganz Europa in gutem 
Einvernehmen zu bleiben.“ 

In seiner früheren Correſpondenz vom 17. Juni hatte 
diefelbe Zeitung; fchon den Inhalt einer ſolchen Erflärung 
angegeben: Frankreich habe ſeit den leiten blutigen Er- 
eigniffen in Paris eingefehen, daß man den Umtrieben der 
revolutionären : Parthei Schranfen: fegen müffe, daß. das 
Königthum in Frankreich gleichfehr wie die Deutfchen Für- 
ften dabei intereffirt fei, daß dem revolutionären Treiben 
in Deutfchland ein Ende gemacht werde. Es habe daher 
eine Rote abgeben laffen, worin es erfläre, daß ed jeder 
Regierung und der Franzöſiſchen indbefondere angenehm 
fein müffe, des ewigen ängftlichen und ungewifjen Zuftan- 
bed entboben zu werden, worin man durch die Lehren und 
Berfuche der Revolutionärs fich befinde. Man würde fich 
in Paris fehr freuen, dad Vorhaben der Deutfchen Fürſten 
durch einen glüclichen Erfolg gefrönt zu fehen, denn in 
diefem Augenblid hänge die Erhaltung der Ruhe haupt» 
fächlich von dem inneren Zuftande Deutfchlands ab, mo 
ein Gentralpunft für alle Unzufriedenen fich zu bilden be— 
ginne und wo bei längerem Mißbrauch der Preſſe, bei 
weiterer Duldung gefährlicher Berfammlungen und Bereine 
über furz oder lang eine Erplofion zu beforgen wäre, bie 
ganz Europa ind Verderben ſtürzen könnte. Die Franzö— 
fifche Regierung wünfche daher, daß man mit aller Kraft 
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zu Werke gehen und in allgemeinem Einverftändniffe gegen 
die Unruheſtifter verfahren möge. — Kurz, die Franzöfl- 
ſche Regierung fordere ſelbſt zu Reprefflumifteln gegen bie 
Liberalen auf, während fle noch unlängft gegen gemeinfame 
Berabredungen, gemeinfchaftliches. Wirken proteftirte und 
barin eine indirekte Feinbjeligfeit gegen die aus der Juli⸗ 
revolution berborgegangenen | Infkitutionen ſehen wollte 

Der Moniteur gab fich alle Mühe, diefe Behauptun- 
gen Lügen zu firafen. Die Allgemeine Zeitung wies dieſen 
Widerſpruch mit einer ermeuerten Durchführung‘; ihrer An- 
gaben zurüd. 


Biertes Buch. 





Nunmehr hatten die deutfchen Regierungen eine gemein- 
fam verbindliche Richtſchnur; die bisher noch zwifchen 
Iiberaler Concefflon und dem Streben nad) unbedingter 
regierungsmäßiger Autorität gefchwanft, haben nun das 
Ende ihres Schwanfend gefunden; denen, welche eine halb- 
wege liberale Handlungsweife für Ehrenfache hielten, hat 
die gemeinfame Webereinfunft darüber gehen müffen. Auf 
dem Hambadjer Fefte hat man am 27. und 28. Mai ge- 
fprochen, in Kranffurt hat man am 28. Juni decretirt; 
Decrete, von denen man behauptete, daß ſie nur die Er- 
innerung an rechtlich beftehende Verfügungen erneuern foll- 
ten, hat man gegen die liberalen Theorien, Wünfche und 
Anforderungen in den Kampf gefchidt, indem man frei- 
lich durch die Drohung mit Deftreichifchen und Preugi- 
fhen Xruppen bewies, daß auch in dem Bewußtſein der 
Regierungen der Glaube au die reine, unmittelbare Ge- 
walt des Geſetzes erfchüttert worden fei. 

Die Einftimmigfeit, mit welcher jene Befchlüffe ge- 
faßt worden waren, ließ eine ebenfo alffeitige Durchfüh- 
rung vorausfehen. Die Kurheſſiſche Verfaffung erlaubte 
Berfammlungen zur Befprechung gemeinfamer Angelegen- 
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heiten. Eine vom Herrn Haffenpflug contrafignirte Ver⸗ 
ordnung ded Mitregenten vom 7. Juli verbot die Bolfd- 
verfammlungen ald Heerde des Hochverraths und befahl 
gegen die Theilnehmer an folchen Zufammenfünften Die 
Anwendung der durch das Aufruhrgefeß vom 22, Oftober 
1830 gebotnen Maßregeln. — Der Wiesbadenſche Clubb, 
deffen Auflöfung man vergeblich dadurch verfucht hatte, 
daß man den Gaftwirthen die Aufnahme der Geſellſchaft 
unterſagte, wurde nunmehr durch polizeiliche. Verfügung 
gefchloffen und den Mitgliedern deffelben, wenn ſie ſich 
ferner verfammeln ſollten, Gefängnißftrafe augedroht. Iu 
St. Wendel, das feine Preußifhe Einquartirung nicht 
lange behalten hatte, rückten Anfangs Juli wiederum 700 
Mann Preußen ein: ein Pole nämlich, der von ber Stadt 
fetirt worden war, erhielt einen Ausweifungdbefehl, Die 
Honoratioren, worunter bie bei ber böhern Lehranftalt fun- 
girenden Lehrer, wollten vemonfteiren, fi) für den Polen 
verbürgen, die Lehrer wurden abgefegt, die Schule. ger 
fchloffen, die Stadt unruhig, und eine vom Präfldenten ber 
Regierung eiligft abgeſandte Stafette rief die 700 Preu- 
fen herbei. a) | 

Die Badifche Regierung hatte nad) der Anweifung 
bed Bundestages befonderd gegen drei Schäden vorzufchrei- 
ten: gegen die Ungebundenheit, der Preffe, gegen die De- 
monftrationen der unabhängigen Gefinnung der Freiburger 
Studenten und Profefforen, gegen die öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen, deren man immer noch nicht. gang hatte Herr 
werben Fönnen: Die Mannheimer. Zeitung. wollte wiſſen, 
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daß Freiburger Profefforen vom Katheder herab den Um⸗ 
ſturz der Fürftenthrone predigten; diefelbe Zeitung theilte 
„ein: ſchwarz⸗ roth⸗ goldnes neudeutſches Befreiungslied“ 
mit, „welches die Studenten, die, ſtatt zu ſtudiren, politi— 
ſiren, die Nacht über durch Freiburgs Straßen brüllen.“ 
Als den in Freiburg anweſenden Deputirten v. Itzſtein, 
Gerbel und Hofmann eine Nachtmuſik gebracht worden 
war, erzaͤhlte der „Freiſinnige“ Mitte Juli von einem 
fchärfen Decret an die Provinzialregierungen, welches gegen 
alle ſolche Nachtmuſiken, Lebehochs „und ähnliche revolu— 
tionaͤre Acte“ die ſtrengſten Maßregeln anbefahl. Eine 
Befarntmachung des Freiburger Gemeinderaths und Bür- 
gerausſchuſſes erflärte, daß, wenn die öffentlichen Berfamm- 
lungen, Aufzüge, Nachtmufifen, Fackelzüge u. ſ. w. nicht 
eingeftellt würden, die Schliegung der Hochfchule angeord- 
net werben würde; der „Nechtlichfeit uud Ordnungsliebe“ 
der. Breiburger wurde zu verfichen gegeben, daß ber Stadt 
und dem Lande noch weitere Uebel drohen, wenn ſich nicht 
die redlichen Bürger zur Unterftägung der gutgemeinten 
Abfihten der Regierung einten: alle 1335 Bürger der 
Stabt wurden zu einer Gemeindeverfammlung auf'den 18, 
Juli eingeladen, um über die Errichtung einer Sicherheite- 
wache zu berathen. Die Bürger: "zeigten: ſich bet dieſer 
Verſammlung des; Vertrauens ihrer Obrigkeit würdig; fie 
nahmen es übel auf, daß einige als Bürger anweſende 
Profefforen, die doch am Tage vorher eine dem Verbot 
zuwider auf dem Schützenhauſe abgehaltene Verſammlung 
von Studenten, Profeſſoren, Bürgern, Handwerksburſchen 
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und Bauern fo gern gefehen hatten, die Competenz ber 
heutigen Verſammlung beftreiten wollten; fie erflärten, daß 
fie alle Handlungen und Schritte, welche von einzelnen 
oder einer Parthei gegen die Borfchrift beftehender Geſetze 
und Verordnungen bereitd gethan worden, oder wegen 
verbotener Volksverfammlungen, wegen Entwerfung‘ von 
Petitionen und  Proteftationen verfucht werden möchten, 
keineswegs billigen, daß fie vielmehr zu ihrem guten Für⸗ 
ften das unbedingte Vertrauen hegen, er werde bie Rechte 
feines Volkes, den Regentenpflichten getreu, wahren: bie 
Errichtung einer Sicherheitswache wurde beſchloſſen und 
dem Großherzog, fo wie „der gefeßlichen Ordnung‘ ein 
feuriged Lebehoch gebracht. 

Gegen den Redacteur des „Wächterd am Rhein, * 
Franz Stromeyer in Manheim, “war eine Unterfuchung 
eingeleitet worden; eine Serenade, die ihm am Abend‘ des 
30. Juni gebracht werden follte, wurde durd) polizeiliche 
und militärifche Macht verhindert; eine große Menfchen- 
menge verfammelte ſich am 1. Juli vor feinem Haufe und 
brachte ihm, ob er gleich felbft fie auseinander zu geben 
bat, ‚oft erneuerte und ftürmifche Lebehochs. Dragoner, 
welche von der einen, Infanterie, welche mit gefälltem 
Bajonett von der auderen Seite anrückte, trieben, nachdem 
Biele verwundet und verhaftet waren, die Menge ausein⸗ 
ander. In einer Verordnung, welche das Großherzogliche 
Stadtamt am nächften Tage erließ, wurden ‚gegen alle 
Berfammlungen auf Straßen und Plätzen nach Eintritt 
der Dämmerung die ſchärfſten Mafregeln angedroht, die 
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Polizeiftunde auf zehn Uhr feſtgeſetzt, die löbliche und ehr- 
fame Bürgerfchaft von dem Verdachte, am geftrigen Tu- 
multe Theil: genommen zu haben, gereinigt und ihr aufge- 
geben, auf ihre Hausangehörigen, Gehülfen, Lehrjungen, 
Gefinde ein wachſames Auge zu richten. 

Ein Aufſatz im „Wächter am Rhein” vom 12. Juli, 
„Deutſchland“ überichrieben und mit dem Rufe „Vor— 
wärts’ ſchließend, fuchte zu beweifen, daß nach den Bun—⸗ 
desichlüffen vom 28. Juni dem Freiheitd- und Baterlande- 
freunde jedes Mittel, felbit Mord, zu Herftellung der 
Bolfgfreiheit erlaubt fe. Das auf der Druderei wegge— 
nommene Manufcript erwied einen Heidelberger Studenten, 
Köhler, ald Berfaffer des Aufſatzes; dieſer ward verhaftet, 
und durch Gensd’armerie in dad Mannheimer Griminal- 
gefängniß transportirt. Der „Wächter am Rhein” warb 
überhaupt reichlich mit Preßprozeflen bedacht; „mit unferer 
Preßfreiheit fteht es ſchlimm,“ wurde der Deutfchen All- 
gemeinen: Zeitung aus Karlsruhe berichtet, „vorgeftern 
(19. Juli) fol die Regierung eine Note von Frankfurt er- 
halten haben, worin ihr bei Vermeidung von Erefutiond- 
maßregelm bedeutet wird, dad VPreßgefe außer Wirffam- 
feit zu feßen; alles kommt jetzt auf die Standhaftigfeit 
des Miniſteriums an. Uebrigens herrfcht große Aufregung 
im Lande, nicht in der Refidenz; faſt Niemand‘ zweifelt 
mehr. am Einrücen ber. Oeſtreicher.“ Diefelbe Zeitung 
teilte mit, :daß eine Schließung der Freiburger Univerfität 
nahe bevorſtehe. 

Der Franffurtifche Literat Friedrih Fund, welcher 
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die „Deutfche Bolfähalle,” ein viermal wöchentlich in Ha- 
nau erfcheinended Bolföblatt, mit den Herren Freyeifen 
und Sauerwein begründet hatte, wurde am 9. Juli von 
dem Franffurter Polizeiamte verwarnt, „daß er fich aller 
die Sicherheit und Ruhe im Innern von Deutſchland ge⸗ 
fährdenden Artifel in fremden Zeitblättern und Zeitfchrif- 
ten, fo wie aller Drudichriften der Art zu enthalten habe, 
indem er anfonft, wenn aud) felbft Drucdjchriften von ihm 
unter auswärtiger Genfur erſchienen feien, ‚welche ein Ber⸗ 
gehen begründen, deſſen unangefehen in Frankfurt in Un— 
terfuchung und Strafe genommen werden | folles Gegen 
die beiden andern Redacteurd der Bolföhalle wurde Die 
gleiche Maßregel in Anwendung gebracht. 


- Bon jenen liberalen Bolfävertretungen, welche bie 
öffentliche Meinung im Jahre 1830 beherrfcht hatten, war 
im Juli 1832 noch die Kurheſſiſche beifammen. Das libe- 
rale deutfche Gemüth hoffte auf diefe, während es fich zu- 
gleich durd; Petitionen und Proteftationen gegen die leß- 
ten Bundesbefchlüffe zu mehren ſuchte. 

In der Sigung der Kurheffifchen Ständeverfamm- 
lung vom 10. Juli unterbrady Herr Jordan die Tages- 
ordnung, um bie beiden Verordnungen, weldye das Tragen 
ber ſchwarz⸗ roth⸗goldenen Eocarde ‚und die. Volksverſamm⸗ 
lungen verboten, ald ungefeglich_erlaffen darzuftellen. Beide 
Gegenftänbe feten der Geſetzgebung angehörig und fo lange 
jene Verbote nicht durch die Mitwirfung der Stände fanc» 
tionirt feien, müßten fie ald ein Berfioß gegen die Ber- 
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fafjung ‚betrachtet werben. Nach der Einheit bed Deut- 
ſchen Baterlandes fireben, könne nicht ald Hochverrath be- 
zeichnet ‘werben; das entgegengefetste Streben vielmehr, 
welches die Herabdrüdung der deutfchen Bolföfreiheit zum 
Ziele habe, das fei Hochverrath! Won einer Parthei, die 
in Kurheffer auf den Umfturz der beftehenden Berfaffung 
und Geſetze audgehe, könne man freilich reden, das fei 
aber die’ ,jefuitifchempftifche, wenn überhaupt eine Unzu—⸗ 
friedenheit in  Deutfchland herrfche, fo fei fie durch diefe 
Parthei verbreitet: Daß die Verfpredyungen der Bundes» 
acte noch immer nicht erfüllt feien, müſſe man lediglich 
den Umtrieben diefer Parthei zufchreiben. Der Rebner 
trug darauf an, daß die Ständeverfammlung gegen jene 
beiden: Verfügungen proteftire. 

Herr Pfeiffer fügte hinzu, ein gewiſſes Gefühl der 
Pietät laſſe ihm nicht dazu ſchweigen, daß die drei Karben, 
welche seinft fo manche hochherzige Bruſt geziert hätten, als 
bochverrätherifches Abzeichen gebrandmarft würden. Die 
fombolifche Bedeutung der drei Farben fei gewefen, daß, 
nachdem die ſchwarze Nacht der Knechtſchaft und franzö- 
ſiſchen Gewaltherrfchaft durch das rothe Blut der deutfchen 
Sugend überwunden fei, jegt die goldne Freiheit durch Ein- 
heit errungen werden müffe. Und was einſt jene edlen 
deutſchen Zünglinge, welche diefe Farben ſich zum Abzei- 
chen wählten, gewollt hätten, das wollten jegt die Deut- 
ſchen Männer — nämlicd) Vereinigung Deutſchlands zu 
einer ſelbſtſtändigen Europäifchen Macht: „im Sinne der 
Bundesacte und mit Aufrechterhaltung der —— Ver⸗ 
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faffungen.” Wenn nun aud) unter dieſen Männern ein- 
zelne wären, die vielleicht auf gewaltfame Reformen aus- 
gingen, fo feien ja deren Aeußerungen bereits von bem 
größten und gemäßigten Theil gemißbilligt worben. 

Der Antrag ded Herrn Sordan wurde dem Rechts— 
pflege-Ausfchuffe überwiefen. Am 14. Juli wurde den 
Ständen durch Refeript ded Minifteriumsd ded Innern er- 
öffnet, daß der Landtag am 27. gefchloffen werben folle 
und daß, was dad Preßgeſetz anlange, gegenwärtig, wo 
das über dad Berhältniß des dieſſeitigen die Grundlage 
der Verhandlungen bildenden Geſetzentwurfs zur Bundes 
gefeßgebung vom Oberappellationsgericht erforderte Gut- 
achten noch nicht eingelaufen fei, jede weitere Erklärung 
vorbehalten werden müffe. — Nunmehr ſprach der» Ab- 
geordnete Werthmüller am 21. Juli in der That bie Ver- 
muthung. aus, die ſechs Tage bid zum Schluß ded Land- 
tages würden verftreichen, ohne daß das fo jehr erſehnte 
Prefgefeß vorgelegt werde; das Genforamt würde jetzt 
meift vom Minifterium felber und zwar mit einer folchen 
Strenge gehandhabt, welche man ald thöricht bezeichnen 
müßte, wenn fich die Ausficht damit verbaͤnde, daß biefe 
Genfurgewalt noch länger fortbeftehen ſolle. Es fünne 
wohl dahin kommen, daß die Staͤnde ſich ſtatt des Preß⸗ 
geſetzes mit einer Miniſteranklage, welche: für das Richt⸗ 
erſcheinen des Geſetzes keinen Erſatz gewährte, begnügen 
müßten. Herr Werthmüller trug darauf an, das Miniſte⸗ 
rium ‚zu erſuchen, daß das Preßgeſetz alsbald ſanctionirt 
oder diejenigen Differenzpunkte vorgelegt: würden, welche 
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noch zwiſchen Staatsregierung und Ständen obmwalteten, 
auch möge ber Rechtöpflege-Ausfhuß zu einem fchleunigen 
Gutachten" barüber aufgefordert werden, ob für dem Fall, 
daß der Landtag geſchloſſen, aufgelöſt oder) vertagt werde, 
ohne daß das Preßgefeg ſanctionirt, noch der Ständever- 
ſammlung wiederum vorgelegt ſei, die Anklage des Vor⸗ 
ſtandes des: Miniſteriums des Innern decretirt werben 
ſolle Und nachdem Herr Pfeiffer ſich bemüht hatte zu 
zeigen, wie: eine Differenz zwiſchen den Ständen, der Re⸗ 
gierung und dem Bundestage über die Abſchaffung der 
Cenſur vernünftiger Weiſe gar nicht denkbar ſei, ward über 
Herrn Werthmüͤllers Antrag hinweggegangen. 

Auch die Stimme des Volkes ſuchte gegen die letzten 
Bundes beſchlüſſe vom 28. Juni zu proteſtiren Die von 
dem Bundestag vorhergeſehene Gährung der Gemüther, 
welcher man bien Drohung mit Waffengewalt gegenüber⸗ 
ſtellen zu müſſen geglaubt hatte, offenbarte ſich in Bros 
teſtativnen in Adreſſen,/ die durch Literaten und andere 
Freiheit⸗ lie bende Bürger: in: Umlauf geſetzt wurden. Revo⸗ 
Iutionäre) Naſſauer wollten ihren Landesherrn durch Au—⸗ 
ſchlaͤge, welche im Bibericher Schloßgarten über Nacht an— 
geheftet wurden, durch Schreiben, welche man in die Gänge 
deſſelben legte, für die Wahrung: der Vollksintereſſen ge⸗ 
winnen: eine Schließung des Gartens hemmte die Fort- 
ſetzung derartiger Correſpondenz. Doch mußte man ja in 
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3 * 


—“ 


36 


verfammelt, die Mannfchaft nebft zwei mit. Kartätfchen 
geladenen Geſchützen zum Ausrücken bereit gehalten wor- 
ben fei. In Baden fah man den Herrn von Itzſtein das 
Oberland, welches in vollitändiger Gährung geglaubt wurde, 
bereifen, und ald die Badener erfuhren, daß einige ihrer 
Deputirten fich nach Freiburg auf den Weg gemacht hät- 
ten,»fo faßten fie die conftitutionelle Hoffnung, es werde 
ein Congreß der Bolfävertreter veranftaltet  umdb eine ge- 
meinfame. Adreffe an dem Landesherrn zu Stande gebracht 
werden, Der Freifinnige Nr. 143 erzählte von: einer Pro- 
teftation gegen die Beichlüffe des Bundestags, welche durch 
eine Anzahl patriotifcher Bürger und Einivohner der Stabt 
Freiburg einer größern Verfammlung vorgelegt werden fei. 
Und die Freiburger Zeitung brachte die Nachricht, daß Die 
Stadt Offenburg mit 200, die Stadt Mühlheim: mit 250 
Unterfchriften ihren Beitritt zur Freiburger Adreſſe ausge⸗ 
drückt haben. 

Der König von Wartemberg war damals auf einer 
Reiſe in die Seebäder von Livorno abweſend. Der Ober⸗ 
amtsbezirk Ravensburg fandte eine Adreſſe mit 1402 Un- 
terfchriften an. den Geheimen Rath, worin um ee 
Einberufung. der Stände gebeten wurde 

Der Bürgerausſchuß zu Stuttgardt ertlärt in * 
Eingabe an den Stadtrath, daß die Würtembergiſche Ver⸗ 
faſſung durch die Bundesbefchläffe von. 28. Juni ihrem 
Weſen nach aufgehoben fei; auch ſorderte er ben Stabt- 
rath auf, demnach die geeigneten Schritte zu thun, um die 
König und Vaterland drohende Gefahr abzuwenden. Ru- 
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dolph Lohbauer ließ ein Flugblatt· Proteſtation und drin⸗ 
gende Bitte! in: Umlauf ſetzen: Nach ihm hielten es die 
Büurger in: Würtemberg für ihre Pflicht, ſich feierlich gegen 
Ben! Bundestagsbeſchluß vom 28. Juni zu: verwahren; nicht 
blos um ihrer ſelbſt willen, : fondern auch um der Kinder 
willen, deren Vorwurf, zur Unterdrückung ber Freiheiten 
und» Rechte geſchwiegen zu haben, man nicht verdienen 
wollte auch: um der Bäter und Borfahren willen, die ſo 
oft und muthig um dieſe Rechte geſtritten haätten. Ste 
wollten feinen Theil haben am Bruch eines Vertrages, der 
nicht ertroßt, fondern von ihrem Könige freiwillig einge- 
gärigen und: beſchworen worden feisi Wir erheben unſre 
Hände rein won’ einer That, deren Folgen auf die fallen 
mögen, die Theil an ihr haben. Man vernehme: unfre 
Stimme im. der. Gerechtigkeit veillen. Wir bitten jeden 
Bieberinann, wer und wo er fei, nach feiner Mächt ung 
beizuftehen, und wir bitten vor Allem unfre gewählten 
Vertreter, »männlidy und zu unterftügen, wir bitten laut 
und. ohne Scheu vor aller Welt das Dringende, das Ber- 
nünftige, dad Nothwendige, Einberufung der Landftände 
unperzüglich, damit durch fie verhindert werde, was und 
droht: Wir rufen laut die Hülfe Gottes an, in diefer ſchwe— 
ven’ Zeit, wir vertrauen auf Shn, und unterzeichnen uns 
frei." 

Eine Rechtsverwahrung ähnlichen Inhalts, aber mo» 
derirter, und um das ausdrückliche Wort, die beftimmte 
Zuſicherung der Würtemmbergfchen Majeftät : bittend; daß 
Höchftviefelben nie: eine dem Geifte oder Wortlaute der 
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Berfaffung wiberfprechenbe Auslegung der Bunbesbefchläffe 
zugeben würden, circulirte unter den Abgeorbneten Würtem- 
berge. Und der Studtgardtiche Stabtrath bergab dem 
Geheimen Rath eine Adreffe, in welcher er bewies, daß 
die durch die legten Bundesbeichlüffe erregte Aengſtlichkeit 
um die Verfaſſung nur von der Liebe für den König, von 
der Achtung für das beftehende Geſetz geuge, weil ja eben 
‚jene Berfaffung dad Band zwiſchen Fürfbı und Volk un— 
auflöslich gefettet und Die * des —* un 
habe. 


Die. Preffe brachte im: Juli einige Produkte, welche 
aus der Maiftimmung hervorgegangen, jest nur * Spät- 
linge waren. 

Hartwig Hundt⸗Radowsky edirte ein Haifonningeit 
„Weber die Gewaltftreiche der Regierungen in conftitutio- 
nellen Staaten‘, worin er von „herrfchgierigen Tyrannen“ 
ſprach, gegen die Unterdrüdungsfucht der Regierungen die 
ganze revolutionäre Phrafeologie losließ und mit dem Ruf 
„Zu den Waffen! zu den Waffen!” ſchloß. | 

Wirth brachte einen neuen Borfchlag zur Umgeftal- 
tung feines VBaterlandes: „Die politifche Reform Deutich- 
lands, nod) ein dringendes Wort an die deutſchen Bolfs- 
freunde.” Nachdem er hier verfichert, daß er die Fortſetzung 
der deutjchen Tribüne nicht aufgegeben habe, fondern dieſes 
Journal nach Beendigung der neuen Progefje, aller Hin- 
derniffe ungeachtet, wieder ind Leben rufen werde, ſei es 
in Baden, in der Schweiz oder in Frankreich, fo wieder⸗ 
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holte er feine früheren Behauptungen, daß „ber Genius 
der Menfchheit lauter und lauter. zu einem entfcheidenden 
Fortſchritt in der Civiliſation mahne, daß die bedeutungs⸗ 
volle Periode der Emanctpätion: der Europäiſchen Bölfer 
berangefommen ſei.“ Er vindicirte feinem Deutſchland bie 
Hauptrolle in der freiheitlichen Beglücung Europas, ſprach 
von Neueinvgegen dad Bolf, welches: einer ganzen Maf- 
regel, nämlich dev: Durchführung einer wahren, reinen Re— 
form mit wahrhaft fanatifcher ‚Leidenschaft - fidy wiberjege; 
wo auch noch ein Funken von Freiheitd- und Vaterlands⸗ 
liebe durchfchimmre, da fei mit Ausnahme eines‘ Fleinen 
Haͤufleins entſchiedner "Männer die :armfeligfte Halbheit 
und das jaͤmmerlichſte Zwitterbing von Freiheit und Knecht» 
fchaft; Vernunft und Unſinn das legte Ziel aller Wünſche; 
ein armfeliged Mittelding, die Ausgeburt der Feigheit, der 
Sharakterlofigfeit und des Unverftandes werbe von. Jeber- 
mann als das Glück des Volkes gepriefen; wer dagegen 
wider diefen :Gögen fih) mit Kraft erhebe, werde vom 
Volke ſelbſt verfolgt. Die Freiheitszwitter oder Maͤßi— 
gungsmaͤnner verfuchten ed im Bunde mit den Despoten, 
die eutſchiedenen Patrioten bei ber öffentlichen Discuffion 
der’ vaterländifchen Sntereffen ihrer "Organe zu berauben, 
und man benutzt feinen Sieg dazu; um Diejenigen! anzu⸗ 
greiſen welche fich nicht mehr vertheidigen -fönnen, und 
Diejenigen zu verurtheilen, denen man dad ‚Gehör verſagt 
habe; beitderoParadeoppofitton. der Moberirten und dem 
Klopffechterſtreite der freifinnigen Blätter ſei unter. dem 
Maſſen eine ſolche Verwirrung der Begriffe, ein ſolches 
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Irrereden entitanden, daß bie große reine Idee der beut- 
ſchen Reform völlig verfinftert und auf das Graufamfte 
mißhandelt fei.” 

Wirth wollte noch einen Berfuch machen, durch gründ- 
lihere Discuffion der Reformfrage die Prinzipien zu retten 
und Klarheit in die Maffen zu bringen. Er blieb dabei: 
„Deutfchland foll frei werben, ed foll die wahre, volle 
Freiheit erlangen.” Noch aber nähere ſich nicht eine ein- 
jige der Staatöverfaffungen in Europa einigermaßen dem 
Prinzip der wahren Freiheit; weder die erſte noch die 
zweite franzöſiſche Revolution Habe’ jenes Prinzip erfannt, 
Wirth forderte nun im Namen der wahren Freiheit 1) Tren- 
nung ber gefeßgebenden, richtenden und. vollziehenden Ge- 
walt, und zwar eine völlige Tremmung in der That und 
Wahrheit, nicht dem Worte nad), Bon allen Staatsver- 
faffungen in Europa kenne feine diefe wirkliche Trennung; 
auch in England nehme die vollziehende Gewalt an der 
Geſetzgebung Theil: wie fei eine wahre Freiheit möglich, 
wenn Gefegentwürfe, wodurch der vollgiehenden Gewalt 
das im Laufe der Zeiten fi äußernde fchädliche Leberge- 
wicht entzogen, oder andre gemeinfchädliche Rechte Derfel- 
ben vermindert werden follen, von der vollziehenden Ge- 
walt felbft nach Belieben verworfen werden fünnen? Die 
Anwendung von Zmwangsmitteln bringe im Staate immer 
eine Krifis und Beunruhigung hervor; darum gebiete „Die 
Vernunft” die Anwendung der „ganzen Maaßregel“, d. h. 
die vollftändige Trennung der Gewalten. Wirth fordert 
2) volle, wahre Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt. 
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Zum: Beiten diefer Unabhängigkeit wollte er die Anftellung 
der Richter gänzlich der Staatsgewalt entriffen wiſſen, er 
wollte, daß die für das Richteramt geprüften Gandidaten 
nach der Reihe ihrer Dualificationsnoten, ohne Zuthun der 
Regierung, von felbft in die erledigten Nichterftellen ein- 
rüden und daß in gleicher Weife die: Beförderung der 
Richter nad) Maafgabe deren Qualififation und Dienſt⸗ 
alters ‚ohne Zuthun der Regierung vor fidy gehe; Wirth 
fordert 3 Aufhebung des Uebergewichts der. vollziehenden 
Gewalt und Zurüdführung deren gefährlicher Allmacht iin 
die natürlichen Grenzen:“ es ſollten daher „alle Gemein⸗ 
den aus der Vormundſchaft der Regierung entlaſſen und 
in die Verwaltung ihres Vermögens fo wie aller ihrer 
übrigen Angelegenheiten völlig unbejchränft eingeſetzt wer- 
den;“ and) die Provinzen follten größere Unabhängigkeit 
durch befondere Landtage und bejondered Budget erhalten, 
endlich die ftehenden Heere, mit Ausnahme von Mufter- 
vegimenterm, in Bürgergarde umgewandelt werden.  Mirth 
handelte ferner das Thema der gänzlichen Vernichtung des 
Lehnsweſens, der vollftändigen Befreiung des Grundeigen- 
thums durch Vermittelung der Staatskaſſe,“ der Aufhe- 
bung des Adels und aller Privilegien, der gänzlichen Ver— 
werfung des bisherigen Syſtems der Strafgeſetzgebung und 
Umwandlung deſſelben in das Prinzip der Milde und Hu— 
manität zum Zwecke der Befferung ab; vor allem nannte 
er die beftehenden Grundjäge über Vergehen gegen die 
Hierarchie der Kirche und Staatögewalt „barbariſche.“ 


Forderte Wirth nun noch unbefchränfte Wahl- und Preß⸗ 
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freiheit, fo geftand er doch zu: mit al diefen Garantieen 
fei der Ban der Gefellfhaft noch nicht fo weit vollendet, 
daß der Bildungsprozeß des menfchlichen Geſchlechts un» 
geftört feinen Fortgang nehmen koͤnnte. Er fei zwar weit 
entfernt, das Hirngefpinnft einer’ allgemeinen Gütergleich- 
heit zw theilen, nichts defto weniger aber innig überzeugt, 
daß ein fchreiendes Mißverhältmig in der Bertheilung des 
Wohlftandes durchaus nicht in dev Natur liege, ſondern 
zum Heil der Geſellſchaft auf dem einfachiten Wege ver: 
mieden werden fönne. Die Verbindung der Menfchen zum 
gefellfchaftlichen Zufammenleben : habe haupkfächlich. den 
Zweck, dafür zu forgen, daß alle Talente ſich gehörig ent- 
wicdeln fönnen uud daß ihnen fowohl als dem Fleiße Ge- 
legenheit verfchafft werde, „als zindtragended Kapital an- 
gelegt zu werden.” Tauſende und Millionen, welche von 
der Natur mit den herrlichiten Anlagen audgerüfter und 
zu ehrenvollen Plägen in der Gefellfchaft beftimmt find, 
verfümmern jet im Elende und in Armuth. „Gebt allen 
natürlichen Talenten die erforderliche Bildung und forgt 
dafür, daß Ieder, der zu einem tüchtigen Gefhäfte heran- 
gezogen ift, äußere Hülfsmittel zum Betrieb deſſelben er- 
lange, und ihr habt den umtrüglichen Weg gefunden, vie 
fogenannte Geldariftofratie völlig zu vernichten, den Wohl- 
ftand unter allen Klaſſen der Staatsbürger möglichſt gleich- 
mäßig zu verbreiten und die Gefellfchaft wahrhaft glücklich 
zu machen: diefe große und in der That göttliche Aufgabe 
loͤſt ſich auf die natürlichſte und einfachite Weiſe durch 
Bildung von Aſſociationen zur Erziehung armer Kinder 
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und. zur. Verfihrung des) Kredits! — Bor. Allem. aber 
ſei, fuhe Wirth fort, auf der politiſchen Einheit des Deut- 
fchen Baterlandes zu beſtehen, ſo, daß: die fämmtlichen 
Deutfchen Stämme, vorbehaltlich der fouveränen Verwal—⸗ 
fung, ‚ihrer particulären Angelegenheiten, durch ein natür- 
liches, unauflösbares Band, durch das Band der Sprache, 
Gefchichte, Wiſſenſchaft, der Intereffen und der Verfaſſung 
verbunden. feien. 

Wirth befchenfte das Deutfche Volk mit der Schrift; 
in welcher er diefe Gedanfen niederlegte, au dem Gefaͤng— 
niffe: die Vereinzelung, in welcher er ſchon immer durd) 
feine radicalen Ideen, durch feine Hingebung für den. Zweck, 
durch. feine Entfchiedenheit geftanden, dieſe Vereinzelung 
offenbarte ſich auch Außerlich dadurch, daß Regierung und 
Volk ſich durch Schlog und Riegel vor dem Literaten 
fchüßten. „Das Spießbürgerthum und Philifterthum,‘ ‚ges 
ftand Wirth felber, „Itellt fich unter Anführung der Doctrinärs 
der Meinung der entjchiedenen Patrioten gegenüber: es. tft 
eine befannte Sache, daß eine große reine Lehre in der 
Mehrheit: des Volks felbit das größte Hinderniß findet.‘ 
Der Lohn, den die Anhänger einer ſolchen Lehre davon 
tragen, fei von Seiten der Mächtigen Verfolgung und 
Dual,. von Seiten ded Bolfed Haß, Spott und Ber- 
läumdung. 

Aber Wirth wollte ſich nicht irre machen laſſen. 
Sein Character ſchöpfte die Stärke und haltende Kraft 
zwar nicht aus der eigenen, durch und durch unerſchütter— 
lichen, durch Selbſtachtung und Selbſtdenken geſtählten 
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Perfönlichkeit, nein, aus dem Eifer für eine, von Wirth 
felber als faul erkannte, Bolfdmafje: aber diefer Character 
hielt auch an dem Zwede feit, er gab ſich der geiftigen 
Herrſchaft deffelben ganz hin. — Wirth ſchloß feine Schrift 
mit der Aufforderung, die Wirffamfeit des vaterländiſchen 
Prefvereind auszubehnen, er fihloß mit dem Rufe der 
boffenden Ueberzeugung: „es blühe und gedeihe die deutiche 
Reform! es erftehe in Kraft und Hoheit die — 
der Freiſtaaten Deutſchlands!“ 

Philipp Jakob Siebenpfeiffer bearbeitete gleichfalls in 
feinet Zeitfchrift Deutichland das Thema ber rn 
burt des Vaterlandes“. 

P. A. Pfizer theilte „Gedanken über das Ziel und 
die Aufgabe ded Deutfchen Liberalismus" mit,*) worin er 
gleich Wirth, die Anficht, daß die Deutfche Freiheit. im 
Bunde mit den Franzofen zu erringen fei; ald eine un— 
praftifche verwarf: Eine Freiheit, Die mur unter dem 
Schub fremder Bajonette und Kanonen ſich erhalte, fei 
felbft auch eine Sclaverei, und ed könne nicht Sünde gegen 
den heiligen Geift der Freiheit fein, wenn Deutfchland 
warte und vertage, bis es zu feiner Befreiung Feiner aus- 
wärtigen Hülfe mehr bebürfe. Pfizer forderte vor. Allem 
von dem fübweftlichen Deutfchland, daß ed feine Beftim- 
mung, das Recht zur vollitändigen Herrfchaft zu bringen, 
erfülle, hoffte auch auf Preußen und führte in einer nadjträgli- 
chen Anmerkung durch, daß auch die ſechs Artifel vom 28, Juni 
zur Herftellung der Einheit Deutfchlands beitragen würden. 


) KXübingen, bei Heinr, Laupp. 
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Doctor Wilhelm Schulz edirte in der Schweizerbarth- 
fchen Buchhandlung in Stuttgarbt eine über zwanzig Bogen 
ftarfe Schrift: „Die Einheit Deutſchlands durch) National» 
vertretung”. 


Die im Sinne Wirthe, d. h. im Sinne der Entfchie- 
denheit zn führende Discuffion der vaterländifchen: Inte— 
reſſen verfchwand nad) ben legten Bundestagsbefchlüffen 
immer mehr aus der Preffe und wurde Sache von Pri- 
vatgefellichaften und heimlichen Zufammenfünften, die treue 
Anhänglichfeit für die Reform wurde dem von Wirth ge- 
fchilderten moderirten Volke gegenüber Aufgabe Einzelner, 
Aufgabe von Privaten. Die Bundesbefchlüffe waren für 
die Maforität der Deutfchen Nation nur das Mittel, nach 
einigem Raifonniren ſich des läftigen radicalen Politifirens 
zu entledigen umd unter der Form der Achtung für Auto— 
rität: und Geſetz die Trägheit, welche ſich nur auf kurze 
Zeit innerhalb der beftehenden Zuftände genirt gefühlt hatte, 
zu verftedden; fie hatten dad Myſterium des Deutfchen 
Bolfdcharacterd, den ja die Vertreter in Heffen, Bavern, 
Baben »felber fo oft einen gehorfamen genannt, dad My- 
fterium der Deutichen Volksbewegung enthüllt. 

Wer jest nod) von einer vadicalen Umgeftaltung fprach, 
war nicht blos von den Deutfchen Fürften, fondern auch 
von den Deutfchen Völkern verftoßen: Die Zeit ber Ver⸗ 
ſchwörungen war herangekommen. Verſchwörer haben ſich 
ſowohl vor dem Volke, wie vor den Regierungen zu ver⸗ 
ſtecken, fie handeln als eine embryoniſche Regierung in be⸗ 
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vormundender Heimlichkeit, die Sache der Deutfchen Ra- 
dical- Reform offenbarte ihre Schwäche, als fie ſich in Das 
Geheimnig zurücziehen, fi) zum Gegenftand geheimer Be- 
fprechungen machen mußte. 

Schon im Mai und Juni 1832 hatten hin und wie- 
der politifche Emiffäre durch das füdliche Deutjchland Rei- 
fen gemacht, hatten bei den revolutionären Privaten in 
Marburg, Frankfurt, Gieffen, Butzbach, Ludwigsburg, Tü- 
bingen, Stuttgardt, vorgehorcht, und die Gefinnungen der 
Burfchenfchaften zu erfunden, anzuregen gefucht. 

Doctor v. Raufchenplat und Jakob Venedey waren 
gleich mac) dem Hambacher Feſte in Heidelberg, Marburg 
u. f. w. ſichtbar gewefen. v. Raufchenplat hatte ſich dann 
vor Allem im Würtembergifchen umgefehen und foll in ge- 
heimen Unterredungen von Nichts ald Blut und Fürften- 
morb gefprochen haben. 

Nach Erlaß der legten Bundesbeſchlaſſe — dieſe An⸗ 
ſicht theilte man ſich mit — fünne nur noch auf gewalt- 
thaͤtige Erringung der Volksrechte gerechnet werden. „Der 
Doctor v. R.,“ ſo hieß es in einem an die Gründer des 
Preßvereins gerichteten Schreiben eines Heidelberger Bur- 
ſchenſchafters, „war hier und theilte feine Anfihten mit. 
25—30 junge Männer find unbedingt bereit, für fich 
felbftftändig irgend ein Wagftüd auszuführen, fobalb der 
Befehl dazu von den Männern. ihred Vertraueus kommt 
Zum Handeln in größerer Maſſe — bei förmlichem Aud- 
bruch — find aber wohl. 200-800 Theilnehmer und 
und 30 — 40 Anfänger und Signalangeber: zu garantiten. 
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Zu Handlungen, die Einer auf eigne Fauſt vollführen ſoll, 
Dürfte auf 8 Männer feſt zu bauen fein.“ Bon den 
Doctoren Schüler und Hundeshagen in Gieſſen waren 
unter den Studenten Zufammenfünfte zur Befprechung 
politiſcher Angelegenheiten arrangirt worben: 

Die Reſidenz ded Bundestages: galt dazumal für den 
Hauptſitz revolutionärer Geiſter: Der Frankfurtiſche Preß— 
verein unter der; Leitung des Doctor) Gärk- hatte in «ber 
That ſeine Sitzungen in Bockenheim fortgeſetzt. In der 
Verſammlung aus; 21. Juli, zu welcher auch Herr Stro⸗ 
meyer herbeigekommen war, wurde auf den Antrag dieſes 
Literaten beſchloſſen, an jeden bedeutenden Volksvertreter 
conſtitutioneller deutſcher Staaten ‚eine Adreſſe zu ſenden. 
Vom Frankfurter Preßverein, von der Hanauer Preſſe 
gingen Muſter von Adreſſen und Proteſtationen aus, welche 
in beiden Heſſen und im Naſſauiſchen circulirten. — Das 
Central⸗Comite des Deutſchen Vaterlandsvereines wurde 
nach Frankfurt verlegt. 

Am Sonntag, dem 22. Juli fand eine Zuſammenkunft 
bei dem Weinhaͤndler Hinkel in Frankfurt ſtatt; die radi⸗ 
calen Gebildeten, eine kleine Gemeinde, deren Mitglieder, 
ſo oft ſie ſich trafen, nichts lieber hoͤrten, als das gegen⸗ 
ſeitige Predigen von Freiheitsanſichten, ſahen in jedem 
Frühſtück, wie das bei Herrn Hinkel, eine oppoſitionelle 
That. Noch aber richtete man feinen ergebenen und hof— 
fenden Sinn auf die Volfövertretungen, Die man auch in 
diefer Berfammlung durch Zufchriften zu Proteftationen 
und Remonftrationen anzuregen. beſchloß. Die Kurheſſiſchen 
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Stände, das verficherte man ſich, würden bei einem Ber- 
fuch der Regierung, fie unnachgiebig aufzulöfen, fich für 
permanent erflären. 


Verhandlungen über den Mititär-Erat, welchen die 
Kurheffifchen Stände nicht in der Höhe, wie ihn die Re- 
gierung gefordert hatte, bewilligen wollten, Verhandlungen 
alfo, mit denen bie Stände nicht blos bei der berrfchenden 
Militärparthei, fondern auch bei dem Bundestage anſtoßen 
mußten, fielen in die wenigen Tage, während deren bie 
Kurbeffifche Volfövertretung noch beifammen fein follte. 
Oberft - Lieutenant Schmidt, ald beſonders beftellter landes⸗ 
herrlicher Commiſſarius, verlad am 21. Juli einen Bor- 
trag zur Bertheidigung des regierungdmäßigen Militär-Etats. 
Er wied darauf hin, daß der Kurheſſiſche Staat in Bezug 
auf feine Mikitärmacht Fein felbftitändiger fei, daß er viel- 
mehr als deutfcher Staat in Betreff der allen deutfchen 
Staaten gemeinfamen Militärangelegenheit umter der Au⸗ 
torität ded Burbestages ftehe, fo, daß die Regierung ge- 
radezu vom Bundestage eine Beſtimmung veranlafjen 
fönne, wie hoch der. Kurheſſiſche Mititäv-Etat fein folle. 
Diefe Behauptung war Herrn Jordan Anlaß genug, fich 
gegen die Autorität und Wirkſamkeit ded Bundestages zu 
erheben: die Stände möchten gegen jene Aeußerung Pro- 
teftation einlegen; denn fonft würde der Bundestag confe- 
auenter Weife über die Finanzen Kurheffend gebieten, 
würde verlangen können, daß man alle finanziellen Hülfe- 
mittel opfre, Allem, vielleicht gar der Rechtäpflege, ent- 
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Staaten dienen werde, auf:die Beine bringen zu fünnen, 
Herr Jordan ging alle Befchwerden ber Feinern conſtitu— 
tionellen Staaten gegen den Bundestag von Neuem durch, 
erinnerte an die VBerfprechungen der Bundesacte, an das 
gebuldige Harren der Deutjchen Völker und erndtete allge- 
meinen: Beifall, als er aus den jüngften Ereigniffen be— 
wies, daß Deutſchland nicht mehr als Deutichland eriftire, 
daß die Fleinern Staaten nur Schugftaaten zweier größern 
Mächte feien: die leiten Ordonnanzen ded Bundestages 
feien deffen eine laute Verkündigung: zu Anträgen, welche 
zwei große Mächte au den Bund gebracht, fei von den 
Uebrigen blos Ja gefagt worden, ja fle hätten fi, fogar 
noch dafür bedanft. Herr Jordan wußte feinen beſſeren 
Grund gegen die legten Bundestagsbeichlüffe vorzubringen, 
ald Die ermeuerte Verficherung, daß das Deutſche Volk 
fein meuterifches fei: Die Treue und Liebe, mit denen die 
Deutſchen Völker an ihren Fürften hängen, hätten fie oft 
genug mit ihrem Blute bezeugt. Immer hätten fie zu 
ihren Fürſten vertrauensvoll die Hände empor gehoben; 
zurüdgewiefen, hätten fie in geduldiger Treue geharrt; jetzt, 
wo die Wünſche der Völker wieder laut: würden, drohe 
man ähnenmir Waffengewalt; aber die Weltgefchichte ftehe 
über Allen, Zufriedenheit könne in Deutfchland nur durch) 
Berücfichtigung. der Beſchwerden der Völker eingeführt 
werden, 

In der Sitzung ded 23. Yuli verlas Herr Pfeiffer 
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Etat betreffenden Hauptberidit. Darin war den Fleinern 
Deutfchen Fürften ald einzige ganz zuverläffige Gewähr 
den großen Mächten gegenüber das feſte Anfchließen an 
ihre Bölfer und eine aufrichtige Verbindung der ſämmtlichen 
conftitutionellen Staaten zur Garantie ihrer Berfaffungen 
angerathen. Diefe ernfte wohlgemeinte Mahnung, fügte 
Herr Pfeiffer Hinzu, fomme jet freilich) zu fpät, nachdem 
die Deutfchen Fürften es für zweckmäßiger gehalten hätten, 
ftatt an ihre Völker, an zwei europäifche Mächte ſich an- 
zufchließen, unter deren Schuge, aber auch Einfluß, fie 
jest fänden. Damit fei num freilich für den Augenblid 
eine Einheit Deutjchlands bewirkt, aber wahrlich nicht in 
dem Sinne, wie ed die ihren Fürften treu ergebenen Va— 
terlandsfreunde gewünfcdyt und gewollt hätten. Unter Bei- 
fallruf fragte Herr Pfeiffer, ob das die wahren Freunde 
der Fürften feien, durch deren Rath fle dahin gebracht 
worden. 

Der Ausſchuß wollte der Forderung der Regierung, 
daß das Heer in feiner Friegsmäßigen Stellung gehalten 
werden folle, nicht gewillfahrt wifjen. Herr v. Eſchwege 
fuchte die Differenz ald eine unbedeutende barzuftellen, auf 
welche die Stände doc) nicht fo viel Gewicht Tegen möch- 
ten: ed handle fid) ja nur darım, ob man im Frieden fo 
viel Offiziere halten wolle, ald im Kriege nöthig feien: 
er fragte, ob man ed denn zu einem Recurs an bie Bun- 
desverfammlung fommen laffen wolle. Der Kriegsminiſter 
von Hefberg führte durd), daß die Beobachtung der Bun- 
dedverpflichtung nothwendig fei, wenn die Regierung nicht 
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in den Augen des Bunbed und bed Volkes herabſinken 
ſolle Die Regierung koͤnne von ihrer Forderung nicht 
abgehen, und wenn die Stände auf ihrer Anſicht beharr⸗ 
ten, ſo würde dem Lande der größte Nachtheil erwachfen. 
Wenn ed das Unglüd wollte, daß Feine Verftändigung zu 
Stande komme, fo würde ſich zeigen, daß die Regierung 
nicht die Abficht gehabt habe, dem Lande mehr zuzumuthen, 
als zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen nothwendig 
fei. Alle: übrigen Brauchen feien in die Höhe gegangen, 
nur der, Milttär-Etat fulle herabgedrückt werden. — Mit 
bedeutender Majorität befchloß die Verfammlung, ftatt der 
vonder Regierung geforderten Summe nur 533,133 Tha⸗ 
ler zu bewilligen. 

Dad Preßgeſetz beichäftigte die Stände wiederum in 
der Sitzung des nächſten Taged. Neue Klagen. über. die 
in den Teßten Tagen erorbitant gefchärfte Cenſur wurden 
von den Herren König und Eckhardt erhoben, ein neuer 
Deweis, daß, wenn das Preßgeſetz nicht erfcheine, Die 
Berfaffung verlegt fei, durch Herrn Jordan geführt, und 
von der Berfammlung befchloflen, daß die Staatsregierung 
bis zur nächſten Sisung um erneuerte Borlage des Prep- 
geſetzes erſucht werben folle, widrigenfall® der betreffende 
Minifteriätvorftand in Perfon die etwaigen Umftände mit- 
theilen möge. 

In der nächften Situng, am 26, Juli follte ein Be- 
richt des Rechtöpflegeausfchuffes über die in Folge der 
Bundes Beräbredungen einfeitig von ber Regierung erlaſ⸗ 
jenen Verordnungen verlefen werden; Zuhörer in unge⸗ 
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wöhnlicher Menge hatten ſich eingefunden, mußten fidy aber, 
als der Landtagscommiſſär auf eine geheime Sitzung an- 
trug, entfernen. Am 24. Juli hatte der Kriegsminifter, 
Herr v. Heßberg, im Minifterium auf eine Auflöfung der 
Stände angetragen, war aber nicht durchgedrungen; am 
26. Juli, kurz vor Beginn der Sitzung fam unmittelbar 
von MWilhelmshöhe aus der Befehl zur Auflöfung der Ver— 
fammlung an das Minifterium, ein Befehl, welcher den 
Ständen in der geheimen Sigung alsbald eröffnet wurde. 
Den überrafchten Deputirten war ed num nicht mehr mög- 
lich, den landftändifchen Ausfchuß, aus den Herren Schaum⸗ 
burg, Eberhard, Pfeiffer, v. Baumbach, Scholl beftehend, 
mit Inftructionen zu verfehen. 

In den Teßten Tagen waren aud) die Bunbesbe- 
fchlüffe vom 28. Juni und 5. Juli in der Kurheſſiſchen 
„Sammlung von Gefegen"” (No. XXIV und XXVI) pus 
blizirt worden. | 

Die Raffelfche Zeitung vom 27. Zuli enthielt folgende 
Erflärung ded Genford und Regierungsraths Nebelthau: 
„er müffe den für einen feigen und pflichtvergeffenen Mann 
halten, der den hohen Auftrag zum Genforgefhäfte — mit 
welcher perfönlichen Gefahr ed auch verbunden fein möchte — 
in der jeßigen verhängnißvollen Zeit ablehnen wolle. Es 
gelte bier die Rettung des theuern Baterlanded von dem 
Verderben, das ihm die ſchrecklichſte Preßfreiheit bereite. 
Er, Nebelthau, werde ſich durch Feine Drohungen und 
feine Kränfungen abhalten laſſen, feine Pflicht treu und 
gewiffenhaft zu erfüllen. 
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Das Schickſal des Badenſchen Preßgeſetzes wurde im 
Laufe des Monat Juli entſchieden. Ein Bundesbeſchluß 
vom 19. Juli 1832 ſetzte feit, 1. die im Großherzogthum 
Baden erfcheinenden Zeitblätter „der Wächter am Rhein‘ 
und „der Freiffunige” werden unterdrüdt und in allen 
deutſchen Staaten verboten; 2, die Großherzoglich-Badifche 
Regierung wird durch ihren Gefandten erfucht, diefen Be⸗ 
ſchluß ſogleich zu vollziehen; 3. in Folge deſſen werden die 
angeblichen Herausgeber gedachter Zeitblätter, Friedrich 
Schlund und Friedrich Wagner, binnen fünf Jahren in 
keinem Bundesſtaate bei der Redaktion einer ähnlichen 
Schrift zugelaſſen: endlich wird die Großherzoglich-Baden— 
ſche Regierung aufgefordert, Auffchlüffe über die eigentlis 
lichen Redakteur jener Zeitblätter zu geben. 

Ein Artikel des Freifiunigen, worin fich diefer über 
feine Aechtung beflagte, fchloß damit: „man wolle der Re— 
gierung die unrühmliche Mühwaltung, nad) den Redacteurs 
des Kreifinnigen zu forfchen, erfparen, und hiermit franf 
und frei erffären, daß außer dem als verantwortlichen Re— 
Dacteur auf jedem Blatt unterzeichneten, ein eigentlicher 
Hauptredarteur in neuefter Zeit Friedrich Giehne, und ein 
von der Actiengefellichaft, welche den Kreifinnigen fchuf, 
erwählter Redactionsausſchuß beftanden habe, deſſen Mit- 
glieder, nach alphabetischer Ordnung genannt, die Nach— 
ftebenden feien: Duttlinger, Fromherz, Martin, Perleb, 
Motteff, Runf, Welder.‘ 

Das Badifche Regierungsblatt vom 24. Juli machte 
durch eine vom Herrn v. Türdheim unterzeichnete Verord— 
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nung den Bundesbeſchluß vom 19. Juli befannt. Der 
Kreifinnige hörte ohne Weitered auf. Stromeyer erflärte 
am 25. Juli, der Wächter am Rhein werde fo lange er- 
fcheinen, bi Gewalt ihn verdränge. Am 26. Juli Mor- 
gend verfiegelte die Polizei feine Preffe und ftellte Gens- 
darmerie-MWache dabei. Am Abend zeigte fi) eine Män- 
nergruppe in den Planfen der Promenade, in der Nähe 
der Stromeyerfchen Wohnung, brachte dem Redacteur bes 
Wächters mit halblauter Stimme einige Lebehochs, eine 
Militairpatrouille trieb fie auseinander und arretirte einige 
Handwerföburfchen, welche fofort zur Stadt hinausgebracht 
wurden. 

Nunmehr bewies die Karleruher Zeitung in einem 
offiziellen Artifel am 27. Juli, daß die Freifinnigfeit der 
Regierung auch nicht um ein Haar abgenommen habe. 
„Den wahrhaft liberalen Gemüthern, fagte fie, und jenen 
Männern, welde den wahren verfaffungsmäßigen Sinn 
im treuen Herzen bewahren, darf es nicht bangen wegen 
der ergangenen Befchlüffe des Bundestages, noch weniger 
wegen der Unterdrüdung einiger Zeitblätter, welche ſich 
nad) und nach dem Schute der öffentlichen Meinung ent— 
zogen hatten; denn die Ueberzeugung hat fid) immer mehr 
beftätigt und einen allgemeinen Character angenommen, 
daß Deflamationen über die Politif des Tages von einem 
feiten, aber ruhigen Standpunfte ausgehen müffen, feinen 
leidenfchaftlichen oder aufregenden Charakter tragen und 
nicht mit übertriebenen Forderungen verbunden fein follen, 
weil Keiner vergeffen darf, daß dadurch ein gefährlicher 
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Kampf mit ber abfoluten Macht bervorgerufen werben 
fünnte.... Die rechtlich gefinnten Bewohner bed Groß- 
herzogthums werden daher mit Stolz, aber auch mit Rube, 
auf ihre Inititutionen berabbliden, welche fie auf gefegli- 
chem. Wege errungen, ihrer wahrhaft freifinnigen Regie- 
rung und dem Edelmuthe ihres großherzigen Regenten ver— 
danfen: und auf diefem Standpunfte fünnen fie von an— 
dern Bölfern nur beneidet werden.“ „Uns ftets bemühend, 
die, Fortbildung im öffentlichen Leben mit den Fortfchritten 
der Zeit in Einklang zu bringen, um dadurch eine gebieg- 
nere ‚Entwiclung unfrer Berfaffung im Innern. herborzus- 
rufen, werden wir alle beleidigenden Ausfälle, alle Erage- 
rationen über andre Bölfer und ihre Regierungen zurüd- 
weifen und damit dem Prinzip der Klugheit und Mäßi— 
gung huldigen.“... Die Karlsruher Zeitung ergößte im 
Berlauf des Artifeld das conftitutionelle Gemüth durch eine 
anmuthige und idyllische Schilderung der Berfaffung: „Auf 
dieſe Art,” fagte fie, „ann die Freifinnigfeit unferer Ver— 
faffung nicht getrübt werden, die wahre Preßfreiheit wird 
fortbeftehen, man wird an den Landtagen immer die wahre 
Stimme ded Volfd und feine eigentlichen Wünfche hören, 
ed wird ein freier Geift dort fortwehen, die Staatshaus- 
haltung wird einer firengen Prüfung unterliegen und die 
Minifter werden für. verfaffungsmwidrige Handlungen ver- 
antwortlich bleiben, nur dürfen wir nie vergefjen, Daß das 
Großherzogthum Baden ein Beftandtheil des deutfchen Buns 
des ift.... So wird die Berfaffung ungetrübt und in 
ihrer Glorie fortbeftehen, fie wird flegreih aus einem 
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Kampfe hervortreten, in den alled Neue mit ber Gegen- 
wart geräth, und forgfältig gepflegt und treu bemahrt wird 
fie als eine herrliche Frucht der Zeit unter den Fünftigen 
Generationen fortblühen.‘ 

Nun brachte das Großherzoglich-Badenfche Staate- 
und Regierungsblatt vom 30. Juli eine Verordnung vom 
28. Juli wegen Abfchaffung des Prefgefetes. Großherzog 
Ludwig erflärte, daß nachdem mittelft eines von der Bun— 
desverfammlung am 5. Juli gefaßten Befchluffes Seine 
fämmtlichen Bundesgenoffen einmäthig erklärt haben, dag 
dad Babdenfche Prefgefeg mit der dermaligen Bundedgefeg- 
gebung über die Preſſe unvereinbar fei, und daher nicht 
beftehen dürfe, in Erwägung, daß die Bundesverfammlung 
berufen fei, den Sinn der Bundesgefege zu beftimmen, auch 
daß vermöge $. 17 der Berfafungsurfunde die Preffrei- 
heit nach den Beltimmungen der Bundesverfammlung ge- 
handhabt werden folle — Er ſich veranlaßt fehe, das 
Prefgefeg vom 28. Dezember 1831, infoweit ed durch bie 
Bundestagsfommifften ald der Bundesgefeßgebung wider- 
fprechend bezeichnet fei, für unwirkſam zu erflären. Dem- 
nach dürften Schriften, die in der Form täglicher Blätter 
oder heftweife erjcheinen, desgleichen folche, die nicht über 
zwanzig Bogen im Drud ftarf feien, nur mit Vorwiſſen 
und vorgängiger Genehmbaltung der betreffenden Polizei— 
behörde zum Drud befördert werden; die Deffentlichkeit 
des gerichtlichen Verfahrens wegen Preßverbrechen und 
Preßvergehen fei aufgehoben. -- Diefe Verordnung war - 
vom gefammten Miniftertum contrafignirt. 
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In diefer Verordnung Fonnte die Karlsruher Zeitung 
feine Miderlegung bed wenige Tage vorher von ihr ge= 
brachten Artifeld finden. War doch nach ihrer Anficht 
jest erſt, nachdem die UWebereinftimmung des Ganzen — 
des Bundestages — mit dem einzelnen Theil — der Ba- 
bischen Königlichen Hoheit und dem Babdifchen Geſetz — 
bergeftellt war, die wahre Preßfreibeit errungen. Sie be— 
wies ferner in einem Artikel, daß Inhalt und Form des 
Badiſchen Preßgeſetzes feinem Schickſal ganz entfprechend 
feten. Daß der Bundesbeſchluß von 1819 für dag Groß- 
herzogthum Baden noch verbindlich fei, das habe das Preß— 
geſetz ſelbſt als eine ausgemachte Sache angenommen. 
Denn in dem $. 12 dieſes Geſetzes fei der Hauptinhalt 
jenes Beſchluſſes wörtlich aufgenommen und eben hierauf 
feien die in den $$. 12— 14 enthaltenen Beſchränkungen 
bafirt. Hiernach zerfalle das Preßgeſetz im zwei Theile, 
der eine enthalte Alles, was hinfichtlich der Preffe: der in— 
nern Zandesgefeggebung freigeftellt fei, und die hierher ge— 
hörigen Beftimmungen feien nicht aufgehoben, der andre 
unterliege der Autorität ded Bundestages und der Bun— 
beögefeße und habe von dem Herzoge ald Bundesfürften 
abgeäntert werden müffen. Somit überlaffe man e$ gern 
dem öffentlichen Urtheile, zu beitimmen, ob durch die Ver— 
ordnung vom 28. Juli die Badische Berfaffung angegriffen 
oder alterirt worden ſei. 

Bon ihrer ganzen Preffreiheit blieb den Badenern 
Nichts ald mehrere Preßprozeſſe, deren einer auch gegen 
den Hofrath Welder anhängig gemacht worden war. 


58 


Die Würtembergifche Regierung wußte die Publizi- 
rung der Bundestagsbefchlüffe auf andre Manier mit der 
Unverlelichfeit der Verfaſſung zu vermitteln und die libe- 
ralen Aengſte der verfaffungstreuen Unterthanen zu be— 
fchwichtigen. Im Regierungsblatt vom 30. Juli promul- 
girte das Würtembergifche Minifterium den Bundesbeſchluß 
vom 28. Suni mit der befondern Erflärung „zur Befeiti- 
gung Fundgeworbner Mißverftändnifje,“ „daß durch biefe 
Befchlüffe irgend eine Gefährdung der Landbesverfaflung 
weder beabfichtigt worden fei, noch auch habe beabfichtigt 
werben können, da namentlich der Artifel 56 der Wiener 
Schlußacte ausdrüdlich feftfege, daß die in anerfaunter 
Wirkſamkeit beftehenden landesftändifchen Verfaffungen nur 
auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert werben 
Finnen. Gleichwie daher in feiner Beziehung ein Grund 
vorliege, irgend eine mit der Verfaffung nicht in Einklang 
ftehende Anwendung jener Bundesbefchläffe zu beforgen, fo 
werde auch bie Staatsregierung wie biöher fortfahren, 
die Verfaffung in allen ihren Beitimmungen, mögen folche 
das Recht der ftändifchen Theilnahme an der Gefeßgebung 
oder das Steuerverwilligungsrecht oder fonft ein den Wür- 
tembergifchen Staatöbürgern zugefichertes Recht betreffen, 
mit gewifjenhafter Treue aufredyt zu halten.“ —  Diefe 
Erflärung wurde von der Kaffelfchen Regierung „das Ei 
ded Kolumbus” genannt. 

Am 31. Juli machte ſich eine Anzahl feſtlich geflei- 
deter Stuttgardter Bürger vom Rathhaufe aus auf den 
Weg, um eine die Befürchtungen über den Bundestags- 
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befchlug vom 28. Juni ausfprechende, mit über taufend 
Unterfchriften verfehene Adreſſe in feierlichem Zuge nach 
dem Lokal ded Geheimen Eabinetd zu geleiten. Unterwegs 
wurden fie vom Stadtdireftor in Begleitung von Polizei- 
dienern und Genddarmen, angehalten, welcher diefe Art 
von Adreß-Ueberbringung ald eine geſetzwidrige Volksver⸗ 
fammlung verbot, worauf Herr Walz, Obmann ded Bür- 
gerausfchuffes, die Zufchrift dem Geheimen Rath über- 
brachte. 

In Bayern war es befonders die Stadt Würzburg, 
der Untermain-, Obermain- und Regenfreis, wo die Pas 
trioten Unterfchriften für Proteftationen zufammenzubringen 
fuchten.. Und wenn auch im Rheinfreife folche Protefta- 
tionen circulirten, fo konnte doch der Fürft von Wrede bei 
feinem Abfchiede von diefem Kreife am 31. Juli erflären, 
ed fei ihm erfreulich gewefen, daß fein Bertrauen in die 
gefegliche und moralifche Gefinnung der Rheinfreisberohner 
nicht getäufcht, durch Feinen beachtenswerthen Borfall er- 
fchüttert worden fei. — Ueber eine Zufammenfunft, welche 
der Fürft auf der NRüdreife mit dem Grafen von Münch— 
Bellinghaufen auf der Poftftation Langen hatte, wußten Die 
Zeitungscorrefpondenten Bieled zu erzählen, und Die Art 
von Selbitftändigfeit, welche Bayern ftetd zu bewahren 
trachtete, nicht beachtend, behauptete man fogar, der Fürft 
von Wrede habe dem Präfldenten des Bundestages feine 
Generalvollmachten übertragen für den Fall, daß geriffe 
Ereigniffe ein ſchnelles Einfchreiten im Rheinfreife nöthig 
machen follten. Konnte denn auch der Fürft von Wrede 
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in fo ftarrer Xäufchung über die Thatkraft der Rheinbayern 
fein, daß er jene Mafregel hätte für nöthig halten können? 
Zumal da ded Bayerfchen Könige Majeftät durch 
eine Zufchrift von Würzburg aus über die revolutionäre 
Kraft des Deutichen Gemüths belehrt wurde: das Lanb- 
wehrregiment der Stadt Würzburg fandte unterm 29. Juli 
eine Adreffe an den König Ludwig, worin ed, „das unter- 
thänigit treugehorfamfte,“ feine Betrübnig ausſprach, bag 
der König auf feiner Reife nad) Brüdenau die Kreid- 
hauptftadt Würzburg zu berühren nicht geruht habe. Es 
drückte feine unverbrüchliche Anhänglichfeit und Treue ge- 
gen den Monarchen aus und fühlte ſich gedrungen, die 
Gelegenheit zu ergreifen, um vor dem Throne Sr. Maje- 
ftät die Bereitwilligfeit auszudrüden, auf den leiſeſten 
Wink u. f. w.: es bedürfe feiner fremden Einmifchung und 
Hülfe, um dad Band des Gefeßed und der Liebe zum 
Fürften fefter zu knüpfen. Schlieflih baten die Land- 
wehrmänner, Se. Majeftät möchten auf Ihrer Rückreiſe 
von Brücenau die Stadt Würzburg mit Ihrem Allerhuld- 
reichften Befuch zu beehren geruben. 
Der König erflärte in feinem Antwortfchreiben, dieſe 
Adreffe habe Ihm neuerlich betätigt, „was er nie bezwei- 
felt habe, daß der bei weitem größte Theil der Würzbur- 
ger in der Treue und Anhänglichfeit nicht wanfe, und ſich 
nicht von den Träumen, weldje die neuere Zeit entwickelt 
babe, hinreißen laffen könne;“ Er wiünfchte, daß das von 
der Würzburger Landwehr gegebene Beifpiel die Schwan— 
fenden befeftige und die Uebelwollenden zurüdichrede. 
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Noch eriftirten in Würzburg drei Gefellfehaften, denen 
die Zeitungen liberale Geſinnung zutranten, und welche 
„vie Neichitädter”, „die Ritter zum eifernen Helm” und 
„der grüne Bund‘ hießen: in einem Rejfript des Staats— 
minifteriumsd des Innern an den Magiitrat der Stadt 
Mürzburg hieß ed, Se. Majeftät fünne den Schmerz über 
die mannigfachen Beweife übler Gefinnungen und gefähr- 
licher Umtriebe in Würzburg nicht bergen, und müffe wün- 
fchen, daß, jemehr die Uebelgefinnten den guten Geift der 
Mehrzahl zu verderben trachteten, defto Fräftiger und offe- 
ner die Gutgefinnten Diefem Streben entgegenträten. Bon 
den 3000 Würzburger Bürgern hatten 406 eine gegen 
die fetten Bundesbejchlüffe gerichtete Adreſſe an den Kö— 
nig unterzeichnet: diefe wurde mit dem Ausdrud des aller- 
höchſten Misfallens zurücgefchict, und mit der Erflärung: 
„Se. Majeität hätte aus der Zahl der Unterfchriften wie- 
derholt erfehen, wie überwiegend die Zahl der Gutgefinn- 
ten in Würzburg fe.” Die Würzburger Gefellfchaften 
wurden durch Wolizeiverbot aufgehoben. 


Regierungsverfügungen gegen den Polen» Enthufias- 
mus, welche nunmehr erlaffen wurden, waren nur der po— 
lizeiliche Beweis dafür, daß jener fchon längit feine Frifche 
verloren habe. Eine Bekanntmachung der Sächſiſchen Re— 
gierung vom 3. Auguft zeigte an, daß, während bisher den 
aus den Breußifchen und DOefterreichifchen Staaten in 
Sachſen anfommenden, mit feiner Yegitimation verfehenen 
polnifchen Flüchtlingen die Weiterreife durch Ertheilung 
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von Päffen von Seiten der Preußifchen, Bayerifchen oder 
Sranzöftfhen Geſandſchaft und durch Privatunterftügungen 
möglic gemacht werden Fonnte, die Fortfeßung dieſes Ber- 
fahrens gegenwärtig zur Unmöglichkeit werde, weil den aus 
Preußen und Oeſtreich paßlos anfommenden Polen bie 
MWeiterreife durch die vorwärts liegenden preußifchen Staa» 
ten verweigert werde; fomit befinde ſich auch das Sädy 
ſiſche Minifterium in der Nothwendigfeit, fortan die paß⸗ 
los in Sachfen eintreffenden Polen alsbald wieder audzu- 
weifen. — Der Karlsruhiſche Polenverein mußte ſich auf- 
löfen, nachdem die Badifche Regierung erflärt hatte, daß 
die polnischen Flüchtlinge fortan auf Staatöfoften erhalten 
und weiter befördert werben follten. Und die Bayerſche 
Regierung beurfundete die nunmehr offen hervortretende 
Gefinnung der Deutfchen Regierungen gegen die Polen 
durch Ausweifungen mehrerer polnifcher Offiziere. 

Am 8. Auguft fam der König von Würtemberg nad) 
Stuttgardt aus Italien zurüd, nachdem er durch eine zu 
Livorno unterzeichnete Befanntmachung vom 3. Augufk die 
Erflärung feines Miniſterraths in Bezug auf die legten 
Bundesbefhlüffe gutgeheißen hatte. Der König ließ gleich 
nac) feiner Anfunft mehrere Mitglieder ded Stuttgardter 
Stadtraths zu ſich befcheiden, Am 10, Auguft begab ſich 
eine Deputation jener Behörde zu ihm, und hatte eine vom 
Unwillen eingegebene Anrede, binfichtlich der vom Herrn 
Walz übergebenen Adreffe, anzuhören, Se. Majeftät ftellte 
diefelbe dem Oberbürgermeifter zu, mit dem Auftrage, fie 
dem Obmann ded Bürgerausfchuffes zurückzugeben: Er, ber 
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König könne dieſelbe fowohl wegen der ufziemlichen Ab- 

faffung; als wegen dev anfänglich verfuchten ahndungswür⸗ 

digen Art‘ der Uebergabe nicht annehmen; Er habe; fich F 
von jeher als Freund der Verfaſſung bewieſen, und da er 
hoffe, man werde Ihm zutrauen, daß Er ſtets nur das 
Beite des Landes im Auge babe, fo finde Er jene Adreffe 
höchſt überflüſſig; lächerlich finde Er die Aufforderung des 
Doctor. Walz, fi) unter die Fittige der Julirevolution zu 
begeben; in jedem Falle tröfte Er fidy mit der Zuverficht, 
daß ed nur wenige Unzufriedne in Seinem Lande gäbe, 
und-diefe Wenigen werde Er zu finden wiſſen. 

Auch der Bürgerfchaft der Stadt Tübingen wurde 
eirie Eingabe: wegen der Unehrbietigfeit des Tons und In- 
halts zurückgegeben. Ein von dem Minifterium des Innern 
ausgehendes lithographirtes Circulargfam noch. ein Mal auf 
bie im Lande: verbreitete Mifdeutung der Bundesbeſchlüſſe, 
auf bie: beruhigende Erflärung der Regierung. zurüd, und 
forberte die wohlmeinenden Staatsdiener auf, eine Ueber— 
zeugung im Sinne diefer Erklärung im Lande zu verbreiten. 

Die Kaffelichen Bürger wollten fi Anfangs. Auguft 
im Deftreichifchen Garten verfammeln, um eine Adreſſe an 
ben Deutfchen Bundestag zu berathen und zu unterzeich— 
nen: der Polizeidireftor faßte die Bedeutung folcher Adreſſe 
richtig auf, indem er befannt machte, daß jene- Berfamm- 
lung gerade durch den Inhalt. der letzten Bundesbeichlüffe 
verhindert werde. Die Kaffeler machten durch Zettelan- 
ſchlag bekannt, daß die gerichtliche Beſchwerde wegen 
Berlegung der: Berfaffung alsbald eingereicht werden ſolle. 
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In Handu wurden im Laufe ded Monat Auguſt 
durch den dortigen patriotifchen Verein „zur Aufrechterhal- 
tung der Verfaſſung“ Verſammlungen veranftaltet: der 
Graf von Benzel-Sternau war befenderd für Diefelben 
thätig. Die Polizei unterfagte endlich dieſe VBerfammlungen 
mit der Drohung, ihrem Verbote durd) Fräftiges Einfchrei- 
ten Geltung zu verfchaffen: ber Ausfchuß der Gefellichaft 
machte in Folge deffen befannt, daß, ob er gleich, auf 
dem Boden der Berfaffung und des Rechtes ftehend, dem 
Anfinnen der Behörde Folge zu leiften ftreng rechtlich nicht 
verbunden fei, er e8 doch der Klugheit angemefjen finde, 
diefem Anfinnen für’d Erfte nachzukommen, daß er aber 
zugleich die nöthigen Schritte zur Ahndung ber vorliegenden 
Berfaffungs-Berlegung und zur Aufrechthaltung der bürger- 
lichen Rechte gethan habe. 

Mehrere Beförderungen Kurheffifcher Offiziere im Au- 
guft bewiefen, welche Aufmerkfamfeit der Kurprinz, deffen 
Geburtstag von dem Offiziercorps bei feftlihem Banquet 
gefeiert worden war, immer noch auf fein treues Militär 
verwandte. Die Generale dv. Loßberg und Bödider, deren 
Thätigfeit fi) vor Allem bei VBolksaufläufen hervorgethan 
hatte, wurden zu Brigadierd ernannt. 


Die Befprechung der liberalen Intereffen, die Polemik 
gegen die Tendenz ded Bunbestaged, aus den Bolfäver- 
fammlungen durch Polizeiverbote, aus den VBolfävertretun. 
gen durch Auflöſung verwiefen, auch ded Organs ber 
Adreffen und Proteftationen durch Zurüchweifung berfelben 
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beraubt, fonnte ſich trotz der verfchärften Cenſurverordnun⸗ 
gen noch einige Zeit in der Prefie halten. In Rreiburg 
bei Gebrüder Groos erſchien eine Schrift- des ' Doctor 
Theodor Kind: „Deutichlande Hoffnungen, oder welche 
Folgen müffen die Bundestagsbeichlüffe vom 28, Juni 
1832: für Dentfchland nothwendig haben?" Nachdem ber 
Verfaſſer im Vorwort verfüchert, daß. Deutschland weder 
eine Revolution im Innern noch einen Krieg bon Außen 
wollen 'fönne, und daß die Freunde Deutfcher Freiheit und 
Nationalität zu) folchen Mitteln um fo weniger ihre Zur 
Flucht nehmen mögen, je reiner und edler die Zwecke und 
Adfichten feien, deren Berwirffichung fie für Deutfchland 
mwünfchens daß vielmehr Deutfchland, durch Vernunft und 
Sefchichte belehrt, auf dem Wege vernünftiger Reformen 
dem Zielen entgegengeführt werden wolle, das ihm jedenfalls, 
wenn auch außerhalb der Berechnungen der oft dunkelvol⸗ 
len’ menfchlichen Weisheit, doch nach den Plänen der in 
ber Geſchichte deutlich genug fich -offenbarenden göttlichen 
Weltregierung vorgeitecht ſei daß er mit feinen Bemer- 
kungen über die Bundestagsbefchlüffe wicht aufregen wolle; 
daß er aber auch nicht einſchlaͤfern und beruhigen dürfe: 
ſetzt er in Ber Schrift ſelber die Widerſprüche audeinander, 
welche’in der Einrichtung des Deutſchen Gemeinweſens 
enthalten! ſeien. Muͤſſe man eg, "meint er, ſchon als Hemm⸗ 
niß „der waähren Einheit und Freiheit Deutſchlands an- 
ſehen, daß Oeſtreich und Preußen zugleich auch als euro⸗ 
paͤlſche Mächte am Deutſchen Bunde theilnehmen, ſo ſei 
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ſchen Staatswefen zu betrachten, daß der Gegenfab des 
democratifchen und des monarchifchen Prinzips nicht ver- 
föhnt fei. Das verfaffungsmäßige Organ, welches ben 
einzelnen Bundesftaaten in ihrer Bereinigung in dem Bunde 
für deffen Willen und Handeln gewährt worden fei, bie 
Bundesverfammlung, vertrete nur die Bundesregierungen, 
ed verdanke fich felbft nur dem monarchifchen Prinzip; bie 
einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage feien nach dem 
achten Artikel der Wiener Schl. A. nur von ihren Gom- 
mittenten abhängig und nur dieſen verantwortlich: fo fei 
der monarchifche Abfolutismus an die Spike des Deutfchen 
Bundes geftellt. Dagegen erfenne ber Artifel 13. der 
B. 4. dad demofratifche Prinzip ausdrüdlih an. Seien 
nun diefem Artifel gemäß die Glieder dem conftitutionell- 
monarchifchen Prinzip gemäß organifirt, dad Haupt aber 
abfolutiftifch, wie folle diefer Conflikt gelöft werden? Die 
Antwort fünne nur lauten: „durch Willfür und auf dem 
Wege vorherrfchenden Einfluffes bed monardhifchen Abfo- 
lutismus, entweder im Schooße der Bundesverfammlung 
oder gar von Außen! Der Einfluß ded monardyifchen Ab- 
folutismus im Schooße ber Bundedverfammlung felbft 
fönne um fo weniger bezweifelt werben, ald die eriten bei- 
den Bundesglieder abfolute Monarchieen feien und nad 
Art. 16. der Sch!. U. nur bie Bnndesverfammlung felbft 
berufen fein folle, die Beftimmungen der B. A. authentiſch 
zu interpretiren. Die Bundesgeſetze enthielten ferner die 
Anerfennung der Unabhängigfeit und Souveränität ber 
Deutfchen Fürften und Staaten, welche nur durch den 
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Art. 13. in Hinficht auf die Verfaſſung beſchraͤnkt ſei, 
gegen jede ſonſtige Einwirkung in. die innere Staatsein⸗ 
richtung und Staatsverwaltung aber (die Beſtimmungen 
der Art 25 und 26. der Schl. A., den Fall des Wider⸗ 
ftandes gegen die Regierung betreffend, ausgenommen) ge 
wahrt ſein ſolle Auf der andern’ Seite aber befihränfe 
die Wiener Schlußacte die Befugniß der einzelnen Deut⸗ 
hen Staaten und: „ſouveränen“ Fürſten zur möglichſt 
vollfommenen Ausbildung und organifchen Durchführung 
ihrer. einzelnen‘ conftitutionellen Berfaffungen, indem fie feſt⸗ 
fege CArt 57 und 58. ), daß die gefammte Staatsgewalt 
in? dem Dberhaupt des "Staates vereinigt bleiben müſſe 
und der Souverän durch eine Tandftändifche Verfaſſung nur 
in? der "Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung 
der Stände: gebunden‘ werden könne, daß ferner die im 
Bunde vereinten fouderänen Fürften durch Feine. ländſtän— 
diſche Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bundesmaͤßigen 
Verpflichtungen gehindert oder beſchraäͤnkt werden Fönnen. 
Die einzelnen Bundesfürſten ſtänden ferner unter den Be 
ſchlüſſen der abſolutiſtiſch formirten Bundesverſammlung; 
ob nun aber, wenn ſolche Beſchluͤſſe mit der Grundver⸗ 
faſſung des einzelnen Landes in Widerſpruch ſtänden, die 
couſtitutionelle Regierung dieſes Landes berechtigt oder ver- 
pflichtet jet, dieſe Befchlüffe ohne Mitwirkung der Stände 
anzuerkennen oder anzunehmen, da doch (Schl. A. Art, 
56.) die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden landſtän⸗ 
diſchen Verfaſſungen nur auf verfaſſungsmaͤßigem Wege 
wieder abgeandert werden können? Der Artikel 10 der 
> * 
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Schl. A. fage ausdrüdlich, daß nur diejenigen Bunbesbe- 
fchlüffe verfaffungsmäßig feien, die innerhalb der Grenzen 
der Gompetenz der Bundesverfammlung gefaßt werben, 
folche Competenz könne aber nicht gegen die Beſtimmungen 
der anerfannten einzelnen Berfafungen gehen. 

Dem Anlauf; zeigt der Verfaſſer weiter, welchen man 
in Folge der Julirevolution in Dentfchland nahm, um dem 
Baterlande eine gleichmäßige, dem demofratifchen Prinzip 
fein Recht wieberfahren laſſende, mehr einheitliche Berfaf- 
fung zu geben, fei durch die Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 
Stilfftand geboten. Es fei zwar nicht zu leugnen, daß bie 
letzteren theild durd; den Buchſtaben der Grundgeſetze des 
Deutfchen Bundes, theild durch den Geiſt derfelben bedingt 
feien, indem fie ebenfo wohl and dem Prinzip des in ber 
Berfaffung Deutſchlands fi) ausprägenden Abſolutismus 
hervorgegangen feien, ald fle die Macht dieſes Abſolutismus 
gegen die gefeßliche Freiheit der auf dem conftitutionellen 
Prinzip beruhenden Bundesregierumgen. geltend mächen; 
aber es fei auch durch fie der. Geift der Bundes⸗ und 
Sclußacte, fo mie der Grundcharacter des Bundes felbft 
in feinem Gegenfage, zum. Repraͤſentativſyſtem dargelegt 
worden. | | 

Der Berfafler fchloß feine Abhandlung mit dem Aus- 
drud der Hoffnung auf die conftitutionellen Fürften Deutfch- 
laude, „daß fie doch nicht ganz und freiwillig dem Spftem 
der conftitutionellen Freiheit werden entfagen wollen.” Er 
erflärte freilich, daß jeder conftitutionele Deutſche Fürft 
wegen feined doppelten VBerhältniffes zum. Bundedtage, wo 


er abſolut fei, und zum Volke, wo er neben“ den Ständen 
ſtehe, eine duüplex persona ſei, aber nicht "erörtert in ſel⸗ 
ner Schrift fand man den Hauptpunkt, daß die conſtitu⸗ 
tionellen Fürſten Deutſchlands ſich darum gern und mit 
Vorliebe dem; Tendenzen, den Rathſchlägen Oeſtreichs und 
Preußens anſchließen mußten, weilifte in den Machthabern 
dieſer Staaten die ihnen ſelber entſprechenden wahren Per⸗ 
ſönlichkeiten, die: Garantie ihrer ſouveraäͤnen Macht, ihre 
Erfüllung zu ſehen hatten) Die in den einzelnen Deutſchen 
Repraͤſentativſtaaten beſchränkte, in den Bereich des Ver⸗ 
trages gezogene Legitimität ſah in den Monarchieen Preis 
Ben und Oeſtreich die noch ungeſchwächte wahre Legitimität. 

Doctor Theodor Kind ſprach alſo am Schluß) ſeiner 
Schrift Deutſchlands Hoffnungen welche ſich vor Allem 
auf die liberale, verfaſſungsmaͤßige Geſinnung der Deut⸗ 
ſchen Fürften’ bezogen; aus⸗ „Iren! dem conſtitutionellen 
Prinzig auch fertier",  Fagte er, müſſen die einzelnen Bun⸗ 
besregierungewitheild, Die Sache ihrer Throne: zugleich als 
bie ihrer Völker betrachtend, mir ihren Völfern feſt zuſam⸗ 
men’ und’ fürSfich ſelbſt den conftitutionellen Weg umver⸗ 
rückt vor Augen halten, theils unter einander ſelbſt feſt 
und innig ſich verbinden. Hierin beſteht Deutſchlands 
Hoffnung, und nur auf dieſe Weiſe müſſen ſich die Folgen 
der Beſchluſſe vom 1832 zu erkennen geben. Ebenſo wie 
die Volker muſſen vor Allem die conſtitutionellen Regie⸗ 
rungen Deutſchlands den geſetzlichen Kampf für die con⸗ 
ſtitutionelle Freihrit, alle für einen, und einer für alle, 
kaͤmpfen, und ſie werden; wenn ſie ſo, in feſter und ge— 
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feglicher Eintracht unter einander, das Syſtem der con- 
ftitutionelen Monardyie gegen den monardyifhen Abfolu- 
tismus in Deutfchland und außer Deutichland vertreten, 
Deutfchland felbft dem Ziele näher führen, das ihm be- 
flimmt ift, und es ihm gewiß ‚auch fichrer zuführen, als 
durch Gewalt je gefchehen Fönnte. Allem Menſchlichen ift 
fein Ziel angewiefen, und je näher man mit, Gewalt: ibm 
meint kommen zu können, nur um fo cher umb; leichter 
fann man ed verfehlen. Deutſchlands Hoffnung liegt nur 
in der feiten, einträchtigen und gefeglichen Gefinnung aller 
feiner conftitutionellen Fürften und Bölfer, in ber immer 
regeren Belebung des conftitutionellen Geiſtes, der innern 
Durchbildung defjelben und der coniequenten Ausbildung 
des conftitutionellen Syſtems, wie Deutichlands Heil mur 
in Deutfchland felbft Liegt, und wie nur die confkitutionel- 
len Staaten Deutfchlands ald dieſes wahre Deutfchland 
erfcheinen. Täuſcht jene Hoffnung nicht, jo kann auch ur 
Gutes aus den unconftitutionellen Befchlüffen des 28, Iuni 
1832 erwachfen, indem fie auf das, was allein noth if, 
hinweiſen; und Deutfchlande Heil wird und kann ſo in 
feiner conſtitutionellen Einheit lebendig und kraͤftig ſich 
offenbaren. Das Kampfwort, nach jenen Beichlüffen, 
heißt für die conftitutionellen Regierungen und. Völker 
Deutſchlands: Eintracht und Geſetzlichkeit!“ 

Der Redacteur der Speyrer Zeitung, Georg, Friebrid) 
Kolb beſprach gleichfalls in einer Schrift das. Verhältniß 
der conftitutionellen Deutfchen WVölferfchaften zu dem Bun- 
dedtage und feinen Acten; jene Schrift hieß: „Die Rechte 
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der Deutfchen Völker den Anfprüchen des Deutfchen Bun- 
ded gegenüber, Speyer 1832, Drüd und Verlag der J. 
CNolbſchen Buchhandlung.’ In handgreiflicher Manier 
erzählte: der Verfaſſer gleich in den erſten Zeilen der Schrift, 
daß die alten freien Deutſchen in: ihren germaniſchen 
Wäldern urſprunglich keinem Könige gehorchten“, daß die 
landſtaͤndiſche Verfaſſung ein nicht geſchenkter, ſondern ſeit 
Jahrhunderten rechtlich erworbner Beſitz der; Deutſchen 
Völkerſchaften ſei und daß in den. Karlsbader Beſchlüſſen, 
in der Schl. A. und in. den letzten Bundesbeſchlüſſen An- 
griffe auf die Rechte der Deutſchen Völker enthalten ſelen. 

Aber. die Preſſe hatte gleich dem Polen⸗Enthuſtasmus, 
gleich dem Einheits⸗, Verfaſſungs⸗ und Freiheits-Eifer an 
Feuer verloren. Die Schrift des Doctor Theodor Kind 
trug noch den Character einer gewiſſen naiven Friſche an 
ſich Indem fie nicht über die Anforderungen, die Anſich⸗ 
ten, welche der. Liberalismus ſeit 1831 cultivirt hat,’ hin⸗ 
ausging, nahm fie: an jener unbefangenen Starrheit des 
Liberalismus Theil, der immer hofft und zu ſehr von dem 
endlichen Siege ſeiner Sache überzeugt iſt, um nicht auch 
contraͤre Ereigniſſe als günſtige aufzufaſſen. Der: Bro⸗ 
ſchure von Kolb und ähnlichen klebte ſchon eine gewiſſe 
Befangenheit, der Character des Verfpäteten: an, ſie ſah ſo 
aus als ob der Verfaſſer mit ihr ‚fein! Votum hätte ab⸗ 
geben wollen, um nur eine Art entſchiedenen Wortes; zu 
ſagen und nicht ganz zu ſchweigen. 

Die verſchärfte Cenſur, welche: damals ‚eintrat, war 
alſo nicht ganz und; gan ‚eine Dämpferin des Ende: 1831 
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angefachten Feuers in der Preſſe — fondern nur das Zei- 
chen, daß für den hell aufgeflackerten Euthuſiasmus, wel⸗ 
cher weder in einer politiſch und kraͤftig gebildeten Volks— 
maſſe, noch in einem Gedankenreichthum der Stimmführer 
einen Halt hatte, die Zeit ded Verlöfchend ‚gefommen war. 
Die Genfurftrenge befreite daher die Stimmführer aus der 
Berlegenheit, nad) der Erfchöpfung ihres Freiheits-Lericond 
nichts Neues fagen zu können, da doc, der Uebergang vom 
Sprechen zum Handeln nicht zu finden geweſen war. Es 
war für die der Sprache beraubten Sprecher Erſatz genug, 
daß fie nunmehr Äber Prefdrud zu Hagen hatten, daß 
fie eben. durd) jenen Drud in ihrem wefentlichen Cha- 
racter eines Klagenden — denn über ben Character 
eined Klagenden, ſich Beſchwerenden, die Wiederherftellung 
eined verlegten Rechted Berlangenden waren. fie nicht hin- 
ausgefommen. — ſich wohlfühlen konnten. Die, Genfur 
wurde in Baden nad) Aufhebung des Preßgefeged mit um 
fo-größerer Strenge ‚gehabt, je mehr man den furze Zeit 
beftandnen Schein der. Preßfreiheit wieder gut zu machen 
hatte. Der „Schwarzwälder erfchien mit vielen leeren 
Seiten, dad Badifche Volksblatt. druckte unter feinen Titel 
die Worte: „mit hoher obrigfeitlicher Genfur”. Bon ven 
nunmehr wiederum in der Heimlichkeit erfennenden Gerich- 
ten gingen harte Urtheile aus: Der Student Köhler wurde 
wegen feines Auffages in No: 101. des Wächters am 
Rhein durch das Mannheimer Hofgericht eines Attentats 
zum Hochverrath ſchuldig befunden, und zu 'einer Zucht- 
hausitrafe von zwei Yahren verurtheilt. 
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Ze. offenbaren der Gegenſtoß war, welcher von Seiten 
der Regierungen geübt wurde, deſto mehr heftete das libes 
rale Gemäth; feine Hoffnungen an Kleinigfeiten; der Ba- 
diſche Bürger: fuchte einige Beruhigung in, fpigfindigen 
Deuteleienz denn wenn auch die dem Reformbeftrebungen 
Stillftand ‚gebietenden Bundesbeichluffe nur ein Ausdruck 
ded Eharacters der Volksmaſſe war, welche eben durch die 
Reform, durch dieſe Forderung eines allgemeinen, fich hin» 
gebenden, unegoiſtiſchen Strebens nicht geſtört fein wollte, 
fo mochte fich der Bürger doc) nicht ohne Weiteres zur 
Ruhe begeben, er wollte — fich beruhigen oder beruhigen 
laffen: Und wie die Würtembergifche Erklärung bei Vers 
öffentlichung der Bundesbeſchlüſſe „das Ei des Columbus 
war; fo wůnſchte auch der Badener eine ähnliche Erklärung, 
denn er war immer liberal; genug, um nicht geradezu, 
ſondern nur mit gutem Gewiffen feiner Regierung vertrauen 
zu wollen. Die Bublizirung der Bundesbefchlüfe vom 28, 
Juni fand am 20, Auguft im Badenfchen Negierungsblatt 
ohne ſolche Erklärung ftatt; eine vom Minifter v. Türck⸗ 
heim unterzeichnete Berordnung ſchloß ganz einfach mit den 
Worten: „in Bolge Höchſter Entfchließung aus Großher— 
zogh Staatsminifterium werden dieſe Beſchlüſſe hierdurch 
verfündet.” Aber der Badener wollte und „mußte eine 
Beruhigung haben, und fo fand er ſie in dem Worte „ver— 
fünder* im Zufammenhange mit der bloßen Unterjchrift 
des: Miniftersd — weil nach dem zweiten Paragraphen ber 
Berfaffungsurfande nur diejenigen organischen? Bundesbe⸗ 
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fchlüffe verbindlich feien, weldye durch das Staatsober- 
haupt felber „verfündet” würden. 

Die Bayerfche Regierung bemühte ſich inbeffen, ihren 
Mafregeln gegen die Preffe fyflematifchen Halt zu geben. 

Das Amtsblatt des Bayerſchen Rheinfreifes brachte 
ein die Genfur betreffende Regierungsrefcript in ſechs Pa- 
ragraphen, worin bad Erfcheinen aller der Genfur unter- 
worfenen Schriften, welche ſich derfelben entzögen ober ge- 
ftrichene Stellen mittheilten, fo lange förmlich unterfagt 
wurbe, als ſich die Rebaftionen nicht der Genfur fügten; 
die Königlichen Poften follten die Berfendung ſolcher Blät- 
ter verweigern, Die Polizeibehörden fich in die Offizinen 
ber Buchdruder begeben, um Blätter, welche die Genfur 
umgingen, augenblicklich wegzunehmen. In Doftor Wirths 
Haufe in Homburg wurden am 24. Auguft Durchfuchun- 
gen vorgenommen, mehrere Eremplare feiner legten Bro- 
fhüre mit Befchlag belegt, auch der Ehrenfäbel, weldyen 
ihm Friedrich Bund überreicht hatte, entführt. Die Bayer- 
ſchen Unterzeichner von Proteftationen gegen die Bundes⸗ 
befchlüffe wurden mit Prozeſſen bedacht. 

Die revolutionäre aufrührerifche Literatur mußte aus 
Deutſchland auswandern und tauchte in einzelnen Erfchei- 
nungen in Straßburg und in der Schweiz auf. Ein Auf- 
ruf „An Deutfchlands Volk“ fah die gewaltthätige Erhe- 
bung ded Volks nahe herbeigefommen. Des Berfaffers 
revolutionäre Taftif beftand darin, daß er eine Schilderung 
ded Zuftanded der beutfchen Bauern zu Gunften eines 
Aufftandes ausbeuten wollte, er fhilderte die Lage der 
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Deutfchen Bauern ald ganz miferabel. „Haft die ganze 
lebendige Schöpfung,“ fagte er, „ichwelgt im Schweiße des 
armen Bauers. Schaaren von Sperlingen, Mäufen und 
Maulmwürfen, Legionen von Heinen Xhierchen nähren fich 
von feinen Feldern; ihm felbft bleibt, wenn der Korumuch- 
rer und der Staat ihren Tribut erhoben, nicht foviel, um 
ſich und ‚den Seinigen die auch nur die nothwendigſten Le— 
bensbebürfniffe zu befriedigen. Die Steuern gleichen den 
feindlichen Brandfchagungen. Man fordert mehr, ald dev 
Gefammtfleiß aller deutfchen Hände, als die Gefammtfraft 
der beutfchen Erde, der Fultivirteften aller Länder, zu leis 
ften im Stande find. Es giebt daher in den gejegnetiten 
Theilen Deutfchlands. ganze Dörfer, worin die Hälfte der 
Bewohner nur den Fleinften Theil des Jahres hindurd, Brodt 
bat: Ihnen find ungefalzgene Kartoffeln Leckerbiſſen. Ge— 
fochte Kräuter, wie man fie für kranke Pferde gebraucht, 
und etwas Milch find ihr einziger Lebensunterhalt. .. 
„Die ausgefogenen, geifterähnlichen, bei allem Fleiße 
verarmten Bauersleute haben, wenn der Winter kommt, 
beim fchlechten Obdache, kein Holz, Feine Nahrung, feine 
Kleider, Während die Cavalleriepferde in den feiniten 
wollenen Decken eingehüllt find, nimmt in den bärteften 
MWintertagen die arme Hausmutter ſich und ihren Kinder- 
chen die Dede vom Leibe weg, um ihren einzigen Unter- 
halt, das zitternde Thierchen, von defien Milch fie leben, 
im. Stalle- nicht erfrieren zu laffen. Reicht bei dieſer un— 
erhörten Armuth der Ertrag des. Jahres‘ noc). nicht; aus, 
um die Steuern an den Staat und die von. Riemand 


76 


‚ beobachteten Kornwuchrer zu zahlen, dann kommen bi 
Staatöfchergen, die Zwangsboten, und führen den legten 
Hausrath der ärmlichiten Mutter, das letzte Thierchen des 
ärmften Baterd, der ärmſten Kinder letztes Brod zum 
Markte. Es geht Fein Marfttag mehr vorüber, an dem 
nicht folche Milchkühe als letztes Eigenthum, ale legte 
Habe, ald letter Lebensunterhalt verarmter, ımtergegange- 
ner Familien audgeboten würden. Hierhin verweis ich 
Euch, die Shr mich der Uebertreibung befchuldigt. Hier- 
hin verweis ich Euch, deutſche Männer, beutfche Frauen, 
die noch im Wohlftande leben, und die den Leiden ber 
Menfchheit ihr Herz noch nicht verfchloffen haben. Hierhin 
verweis ich Euch, Ihr Sünglinge und Yungfrauen, denen 
bisher die Sache des Baterlanded fremd geblieben ift. 
Wer beſchreibt den verbiffenen Schmerz diefer armen Fa- 
milienväter? Wer fühlt die Verzweiflung dieſer Mütter, 
wenn fie die heulenden Kinder nackt und hungrig um ſich 
her fehen? Die Schergen fehen es: nicht, fie hörens nicht. 
Fühllos find fie, wie das Herz deffen, der fle fendet. Und 
Ihr Nachbarn mis verfchlungenen Armen, fehet Ihr ruhig 
zu? Ihr könnt ed dulden? Die Kauft der Rache ſchwingt 
Ihr nicht? . 

„Es giebt in allen Dingen einen Augenblid, wo es 
heißt: bis hierhin und nicht weiter. . 

„Die Geduld des lang — Deutſchen ſcheint 
ihrem Ende ſich zu nahen, und ſinnt durch vieljaͤhriges 
vergeblicyes Hoffen auf Selbfthilfe. 

Bis zu den Befchlüffen des 28. Zuni, fuhr der Ver— 


77 


faffer fort, habe eine verföhnende Mitte, ein Iüftemilien 
zwifchen Fürſt und Bolf geftanden; diefe Mitte fei num 
verfchwunden, es gebe nur noch zwei Syſteme, das Syftem 
des Volkes und das. der abſeluten Monarchie, won den 
Anhängern des letzteren Syſtems ſei Alles zu fürchten: 
ed werde nicht lange währen und man werde die Häupter 
der edelften Männer Deutfchlands unter dem Blutgerüfte 
fallerifehen:” Aber der Verfaſſer fehaute ein imännliches 
Bolf;) welches ‚den Fehdehandſchuh rüftig und, entichloffen 
aufnehme,” und zwar zu „unbintiger Schlacht," das Dim 
ren febidie große Kunſt, die Waffe, mit der’ man ſiege; 
„das Murren theilt ſich mit. Die Stimme des Einzelnen 
findet Anklang, Man lerut die Stärfe fenmen. ‚Das Murs 
ren-wird allgemein. . Die Stimmung iſt für die Sache 
des Volks. Es lebe Deutſchland, ruft eine Stimme, es 
leben die Bürger, ruft eine andere. Die deutſche, ſchwarz⸗ 
roth⸗goldne Fahne weht. Es lebe Deutſchland, ruft das 
ganze Heer. Der erſte Ruf. entſcheidet Deutſchlands Loos, 
über Dentfchlands Wohl. und Weh: Wo iſt ein) Heer, 
das zuerſt dieſe Palme, die ihm die Geſchichte aller Jahrs 
hunderte in ihren ewigen Annalen aufzeichnet, ſich erringt? 
Der erſte Ruf wird an den äußerſten Marken der Welt 
wiederhallen. Deutichland. heißt ed, Deutichland iſt nun 
wieder frei Die Scheidewand, die die Fürſten zwiſchen 
die deutſchen Bölfer zogen, iſt gefallen. Die große unblu⸗ 
tige Schlacht, fie iſt vorüber. Die deutſchen Söhne: keh— 
ren heim. Ihr Heimzug iſt ein Triumphzug Ein Triumph⸗ 
zug, wie die Welt moch keinen ſah. Die Bewohner ganzer 
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Städte und Dörfer, Männer und Frauen, Greife und 
Knaben eilen ihren Rettern entgegen... . 

Der Berfaffer forderte am Schluß der Schrift die 
Deutfche Jugend, welche im Dienft der Kürften unter den 
Waffen ftehe, auf, zwifchen Freiheit und Knechtfchaft zu 
wählen. 

Hartwig Hundt⸗Radowsky fehrieb „Steine und Kalt 
zum Chrendenfmal für den Herrn Fürften von Metter- 
nich“ und „ber heilige Bund in feiner wahren Geftalt und 
der unbeutfche Bundestag.” 

Die Unzufriedenheit, die eben nur Unzufriedenheit 
bleibt, die oppofitionelle Gefinnung, die nunmehr erft recht 
nicht wußte, was fie mit dem Baterlande anfangen follte, 
trieb damals viele Deutfche dazu, nach Amerika auszuman- 
dern. Als eine Satyre auf die Auswanderungsfucht er- 
zählten die Zeitungen von einer Frauengefellfchaft, die fich 
in Rheinbayern zum Zwed der ‚Auswanderung gebildet 
habe, und deren Statuten folgende feien: „In Anbetracht, 
daß die Berhältniffe in Deutfchland immer fchlimmer wer⸗ 
ben und bereits vielfady unerträglich geworben find; in 
Anbetracht, daß jede günftige Ausficht von Tag zu Tage 
mehr jchwindet; in Anbetracht, daß ed nun auch an den 
Frauen ift, ein Beifpiel von Entfchloffenheit und einen ent- 
fprechenden Beweid von Patriotismus, Aufopferung und 
Selbftverläugnung zu geben; in befonderer Berüdfichtigung 
der zahlreichen Auswanderungen reicher, Fräftiger, fchöner 
und edeldenfender junger Männer befchließt der Berein: 
Deutfchland je eher je lieber zu verlaffen, am Miffouri 
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eine Kolonie zu gründen und zu dem Ende Deputirte zu 
erwählen, welche zu mehrerer Sicherheit für dad Gelingen 
der Unternehmung den Verein mit den übrigen auswan- 
vernden Gejellfchaften in direfte Beziehungen bringen fol- 
In.” ... 

Eine Zeitung theilte mit, daß nach dem von einem 
Weferbewohner geführten Berzeichniffe in wenigen Mona- 
ten 8,674 Amerifa-Wandrer die Ober-Wefer paffirt hät- 
ten: unter den lebhafteften Ausdrücken der Freude, unter 
dem Donner von Böllern, die Nationallieder fingend, eil- 
ten dieſe Deutfchen den freien vereinigten Staaten zu; fie 
beftänden in der Regel aus Perfonen des Mittelftandes 
und ed gäbe Familien, welche an 100,000 Thaler baar 
mit fich führten. Die Deutiche allgemeine Zeitung mel- 
dete vom obern Redar: Nachrichten aus dem füdweftlichen 
Deutfchland zufolge fei eine Auswanderung nach Nordame- 
rifa im Großen vorbereitet, an welcher alle Stämme Deut- 
ſchen Bolfes Antheil nehmen können und follen; die feit- 
berigen Auswandrungen feien im Ganzen mißlich und ohne 
fihern Erfolg gewefen, weil ihnen fein georbneter Plan 
zum Grunde lag; ein Andres fei ed nun, wo es gelte, 
jenfeitS des Meeres ein Neu-Deutfchland zu gründen. Die 
einzige Beilage Nr. 87 des Rheinfreid-Intelligenzblattes 
enthielt zwanzig Auswanderungsanzeigen, wovon neunzehn 
nah Norbamerifa. 


Die Emigration des politifchen Strebens in heimlic) 
veranftaltete Gefellfchaften mochte noch fo fehr ein Beweis 
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fein, daß die Maffe felber ſich von der Politik abwandte, 
die Deutfchen Revolutionärd fahen nur den MWiderftand 
der Regierungen und waren überzeugt, daß bie Maffe, 
nur auf einige Zeit in ihren Regungen unterdrücdt und 
defto mehr zur That aufgelegt, ihnen bei der erften, ja 
geringften Erhebung gegen die Fürftenmacht zufallen werde. 
— Im Auguft 1832 gefellten fich zwei neue thätige Per- 
fönlichfeiten dem Eirfel der Würtembergifchen Revolutiong- 
männer bei: die Herren Frandh und Hardegg. | 

Diefe beiden Herren hatten ſich in Paris durch den 
Befuch der Gefellfchaft der Volksfreunde mit vepublifani- 
ſchen Grundfägen vertraut gemacht ımd die Weberzeugung, 
daß bei einer demnächft eintretenden Revolution die Re— 
publikaniſirung Deutfchlands unvermeidlich fei, gewonnen. 
Frandh war ein politifcher und patriotifcher. Reifender und 
Buchhändler, er lernte auf dem Hambacher Fefte den Dof- 
tor Mirth, die Herren Siebenpfeiffer und Stromeyer fen» 
nen umd ging im Auguſt 1832 nach Sranffurt, um mit 
dem Doktor Gärth revolutisnäre Gedanken auszutauſchen. 
Ende Auguft endlich wurde bei einer. Zufammenfunft im 
Gafthof zum fchwarzen Bären in Ludwigsburg, an welcher 
Herr Hardegg und der Gürtler Dorn Theil nahmen, Frauckh 
mit Koferig befannt gemacht. Koferig erzählte von den 
Erfolgen: feiner Umtriebe unter dem Militär, Franckh be- 
ftärkte ihn in feinen Plänen, indem er ihm den Entwurf 
einer Proflamation an das Militär mittheilte. 

Rudolph Lohbauer edirte Ende Auguft in Gemein- 
fchaft mit dem Rechtöconfulenten Tafel eine Schrift, welche 
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ſchon im Juni von der Redaktion des Hoch⸗Wächters den 
Abonnenten, ald Entfchädigung für die weißen Stellen der 
letzten Monate, verfprochen worden war: In einem Bande 
von! ein und zwanzig Drudbogen, „der Hochwächter ohne 
Eenſur“ betitelt, waren die. vonder Cenſur geftrichenen 
Auffäge,' die and Artifefn geftrichnen Stellen, und. einige 
neue Auffäge,- z. B. die Gefchichte der Würtembergifchen 
Cenſur abgedruckt. Am 27, Auguft Abends 6 Uhr wurde 
diefe Schrift mit dem Blatte des Tages umter die Stutt- 
gardter Abonnenten‘ des Hochwächters bertheilt; und nech 
im derſelben Nacht" um elf Uhr wurden ‚bie noch übrigen 
Exemplaͤre auf Befehl der Stadtdireftion bei: dem Erpes 
dite ur des Blattes‘. weggenommen. 

Ein Bundestagsbeſchluß vom 16. Auguſt verbot die 
in der Gottafchen Verlagshandlung erſcheinenden allgemei- 
nen politiſchen Annalen Karld von Rotteck „wegen ihres 
der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutſchland 
zuwiderlaufenden/ die Würde des Bundes verlegenden Ins 
halts,“ und gebot, daß Karl von Rotte binnen 9 Jahren 
in» feinem Buindesitaate bei der Nedaction einer "ähnlichen 
Schrift! zugelaſſen werde "Die Würtembergifche Preſſe, 
sorrAlfen in der ‚‚Deutfchen Allgemeinen Zeitung‘ vepräs 
feritivt und ſchon Tängft eine unterdrückeriſche Maaßregel 
von Seiten des Bundestages Fürchtend, warb endlich durch 
den Bundesbeſchluß vom 6. September getroffen, Die Deut⸗ 
fche Allgemeine? Zeitung wurde hiernach unterdrückt, alle 
fernere Fortſetzung dieſes Zeitblattes, unter welchem Titel 
ſie Auch verſucht werden wolle,‘ verboten, und gegen den 
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Redacteur die durch den Bundesbeſchluß vom 20. Septem- 
ber 1819 gebotne Maafregel angeordnet: ein gleiches Ber- 
bot traf den in Hildburgehaufen erfcheinenden „Bolföfreund, 
ein Blatt für Bürger in Stadt und Land“ und belegte 
die nachträglich ermittelten Redacteurs bed Freifinnigen 
und des MWächterd am Rhein, Friedrich Giehne und Franz 
Stromeyer mit dem literarifchen Iuterdict auf 5 Jahre. 

Die MWürtembergifche Regierung, je mehr fie erflärt 
hatte, daß der Bundesbeſchluß vom 28. Juni mit der Ber- 
faffung in Feiner Didharmonie ftehe, mußte um fo mehr 
alle Oppofition gegen dieſe Befchlüffe. mit Eifer zurückwei⸗ 
fen, zumal da ed mit dem: Ehrgefühl einer Deutfchen Re- 
gierung nur übereinftimmen Fonnte, wenn fle durch Fräftige 
Aufrechterhaltung jener Bejchlüffe zeigte daß fie nicht "blos 
äußerlich, fondern mit Ueberzeugung denjelben beigetreten 
fei. Niedere Angeftellte in Würtemberg, deren Namen fich 
unter den Adreſſen wegen der Bunbestagdbefchlüffe fanden, 
wurden theild mit ee mit: in. 
beftraft. 

Auch das Mimiſterinm des "ONE WODEROEN ER Leopold 
von Baden bewies durch feine Maaßregeln, daß die Be- 
fhlüffe und Tendenzen. ded Bundestages gegen die Preffe 
und die Meinungsäußerung auf den Univerfiräten alles 
Ernſtes Geſetze und Normen ber conftitutionellen Badifchen 
Regierung geworben ſeien. 

Mathy, Redacteur des Zeitgeiftes in Karlsruhe wurde 
feines Poftend als Cameralpractikant entſetzt. 

Eine Manfregel: gegen die Freiburger Univerſität, 
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welche oft angefündigt und eben fo oft als nicht drohend 
zurückgewieſen war, wurde enblid) im September in Aus- 
führung gebracht. 

Am 29. Auguft, dem Geburtstage ded Großherzong, 
waren, wie. die Mannheimer Zeitung mitteilte, in Freiburg 
unruhige Auftritte vorgefallen:. Doktor. Herr von Herbolds- 
heim, welcher längere Zeit einer: politischen Unterfuchung 
wegen: im Kintzinger Gefängnifje gefeffen habe, fei größerer 
Sicherheit wegen auf die. Freiburger Hauptwache gefchafft 
worden ;ı nunmehr ‚ferien an jenem Tage Hunderte von Stus 
denten Freiheitslieder fingend durch die Stadt gezogen und 
hätten, dem. Doftor Herboldäheim vor der Hauptiwache eine 
Nachtmuſik und ein Hoch. gebracht; mit gefällten Bajonette 
feien ſie anseinandergetrieben. worden. — Cine Verord— 
nung des Großherzogs vom 6. September gebot die Schlie= 
ßung der Freiburger Univerfität. „Die verderbliche Rich— 
tung, welche die Univerfität feit längrer Zeit, in politifcher 
und fittlicher. Hinficht dem größern Theil nach. genommen 
habe, und der daraus. hervorgegangne nicht minder. ver- 
derbliche-Einfluß auf die wiflenfchaftliche Bildung der Stu- 
direnden ſelbſt, habe den: Großherzog. oft und viel: mit 
Kümmerniß und Sorge erfülltz. fogar die Drohung, daß 
bei ders naͤchſten unrubigen Bewegung, Die Univerſität ge- 
ſchloſſen werden folle, babe ſo wenig: gefruchtet, Daß am 
29: Auguſt ein -abermaliger Borfall ſtattgefunden habe, ı der 
eiriensnenen Beweis von der Verhöhnung der Gejeße, ſo 
wie von gäuglichen Mangel, des Gefühls für Schicklichkeit 


und Anftand-Liefere. Im Intereffe des. Landes, der Eltern, 
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in Rüdficht auf die Ruhe der Freiburger, vor. Allem aber 
um ftatt des feitherigen eitlen und leichtfertigen Treibens 
zum gründlichen Studium zurädzuführen, die Wiffenfchaft 
in. ihre Winde wieder einzufegen, durch fie die Sitten ihrer 
Schüler zu veredeln und folche: für das Leben wahrhaft 
tüchtig zu machen, werde verordnet: es ſoll eine Reorga⸗ 
niſation der Univerſität ſtattfinden, bis zur Verkündigung 
derſelben die Univerſität geſchloſſen ſein, alle Studirende 
die nicht ihren ftändigen Wohnſitz in Freiburg haben, ſol⸗ 
len ſich innerhalb 24 Stunden ruhig aus der Stadt ent⸗ 
fernen.“ 

Bon dem Badiſchen Adel behauptete man er habe 
bei dem Bundestage gegen. einige auf dem letzten Laud 
tage berathene und ind Leben: gerufene Geſetze, die ihm 
einen Eingriff in das Eigenthum zu enthalten ſchienen 
proteſtirt. | 

Die Augsburger Allgemeine Zeitung vom 12 Sep⸗ 
tember. enthielt: einen Artikel, welcher fich) über’ die im 
Gegenfag zu den Aufregungen, "weldher@uropa im Frühe 
jahr in Erfchütterungen | verſetzt hatten, nunmehr anffallend 
ſchnell eingetretene Beruhigung mit Zufriedenheit ausſprach 
und die: feſte Abſicht der: Cabinete verkündete Europa ge— 
gen neue: Erſchütterungen zu bewahren: die Cabinete woll⸗ 
ten einverſtändlich dahin arbeiten, daß das herrſchende 
politiſche Syſtem nicht nur immer mehr befeſtigt, ſondern 
auch ausgedehnter angewandt werde, damit das revolutio⸗ 
naͤre, neue, ſtets in Anarchie ausartende Prinzip. ganz er⸗ 
löſche; gelinge es eine aufrichtige und beſtimmte Ueberein⸗ 
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funft der Gabinete hierüber zu Stande zu bringen, fo fei 
fein Zweifel, daß der nicht durch reelle Befchwerben, fon- 
dern, durch fremde Unruhftifter erregten Unzufriedenheit ein 
Ende gemacht werden würde: Einer ‚der ausgezeichneteften 
Diplomaten einer nordifchen Macht fei.beauftragt, hierüber 
Berabredungen und gegenfeitig verpflichtende Berbindungen 
einzuleiten‘, 


Der September des Jahres 1832 war reich an 
Unterfuchungen und Berhaftungen. Der Prozeß gegen: die 
Naſſauiſchen Bolfsvertreter Dauerte “fort: Herrn Herber, 
Präſidenten der Deputirtenfammer drohte, ald dem Ber- 
faffer von Zeitungsartifeln über Naſſauiſche Verhältniffe, 
eine langjährige und für den ſchon im. Greifealter fteben- 
den Mann harte Strafe. Die Zeitungen fchilderten die 
Stimmung im „schönen Naſſau“ als fehr gebrüdt, der 
Herzog felber fei bei einer neulichen Reife in den Weſter— 
Wald betroffen genug gewejen, ald man ſich in Montabaur 
und an andern Orten nicht wie fonft beeiferte, Ihm mit 
froblodendem Empfang entgegenzufommen, die wohlhabend- 
ften Familien Wiesbadens hätten ſich das nächſte Frühjahr 
ald Termin geſetzt, wo fie, wenn ſich Nichts geändert habe; 
nad) Amerifa auswandern würden; eine fehr verbreitete 
Druckichrift „an die Bürger von Naſſau“ überichrieben, fore 
dere zu einer allgemeinen Verweigerung der Steuerzahlung 
auf, und: die Polizei jage diefem Buche nnd feinen Verbrei— 
tern auf's Eifrigite nach. 

Als -Widerlegung der DOppofition der. Stände gegen 
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die Neubauten ließ König Ludwig von Bayern zur Feier 
des Ludwigsfeſtes zu Witteldbacd den Grundſtein für ein 
neues Prachtſchloß Iegen, und ſchon war angefündigt, daß 
am Ramendfefte der Königin ber Grundftein bed neuen 
Reſidenzflügels, Thereftenfchloß genannt, gelegt werden ſolle. 
Am: 5. September wurden die Papiere ded Doctor Schwin⸗ 
del durchſucht, Herr Oeſtreicher, Redacteur des Augsburger 
Tageblatts, wurde zu mehrjähriger Arbeitshausſtrafe und, 
wegen Verbrechens der Majeſtätsbeleidigung, zu einer öf⸗ 
fentlichen Abbitte vor dem Bilde des Königs verurtheilt 
auch den Redacteur der Zeit, Doctor Kurz, traf eine Ver⸗ 
urtheilung zu Gefängnißſtrafe und zu jener Abbitte. Des 
Druckers Kohlhepp Rheinbayerſcher Anzeiger wurde verbo- 
ten, Prozeſſe wegen des Tragens verbotner Kofarden 
wurden anhängig gemacht: fo trug die Staats⸗Behörde bei 
dem Zuchtpolizeigerichte von Franfenthal gegen den Schub- 
machergefelen Spangenberger, weil man ihn Abende aus 
einem Dürckheimer Wirthehaus gehend mit einer dreifarbi- 
gen deutfchen Kofarde am Hute gefehen habe, auf eine 
zweijährige Gefängnißftrafe an. Eine Verordnung der 
Regterung des Rheinfreifed vom 7. September unterfagte 
die Girculation der Proteftationen gegen die Bundestags⸗ 
befchlüffe und bot die Genddarmerie zur Unterftügung die- 
fed Berbotd auf. Eine Brofchüre ded in Unterfuchung 
gezogenen Doctor Eifenmann „Berufung bed Doctor Eifen- 
mann an die Öffentliche Meinung“ wurbe conftseirt. Gegen 
ben erften DBürgermeifter der Stadt Würzburg, Herrn 
Behr, war wegen einer bei einem Bolfdfeft gehaltenen Rede 
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die Unterfuchung eingeleitet, und die Bürgerfchaft von 
Würzburg vervollſtaͤndigte dieſes Verfahren dadurd), daß 
das Collegium der Gemeindebevollmächtigten befchlof, höhern 
Orts auf die. Penfionirung: des Herrn Behr anzutragen. 
Eine »folche: der Ungnade: des Königs nachgebende Geſtim— 
mung: der Bürgerſchaft wurde durch die beängitigende 
Kachricht, daß das Appellationggericht von Würzburg nad) 
Archaffenburg verlegt werden follte, hervorgebracht. : Die 
Zweibrüdner Zeitung wurde, weil fle fid) der verfafjunge- 
mäßigen Genfur nicht fügen wolle, verboten, ber Redacteur 
der Speierer Zeitung in Unterfuchung gezogen, die Herm 
Schüler und Savoye aud dem Verzeichnig der Advocaten 
gefirichen. 

Herr Lohbauer, dem. wegen Herausgabe. bed „Hoch— 
Wächters ohne Cenſur“ und wegen Abfaffung mehrerer in 
Würtemberg verbreiteter Proteftationen eine Unterſuchung 
drohte, entfernte ſich nach Straßburg. Eine Schrift. von 
Friedrich Seybold, der im vergangenen Jahre auf bes 
Buchhändler Herrn Franckhs Koften und in Begleitung deijelben 
eine Reife nach Paris gemacht hatte, „Erinnerungen aus 
Paris im Jahre 1831 von einem Süddeutſchen“, wurde 
mit Beſchlag belegt. Ein: gleicdyes Schidjal traf die Schrift 
„Deutfchlands Juliordonnanzen oder die Bundestagsbe- 
fchlüffe vom 28. Juni 1832, unter der Firma „Deutſch— 
(and :1832* gebrudt. 

Der bei der plößlichen Auflöfung der Stände ohne 
Inſtruction gelaffene ſtändiſche Ausſchuß im Kurfürſtenthum 
Heſſen richtete an das Staatsminiſterium eine Verwahrung 
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wegen der Bunbesbejchläffe vom 28. Juni, mit dem Au- 
trage, die Regierung möge erflären, daß ıbiefe Bejchlüffe 
nur in foweit in: Kraft ſeien, ald fie mit der Kurbeffifchen 
Berfafiung übereinfkimmten;, und: ferner eifrigſt dahin wir- 
fen, daß die Befchlüffe zurückgenommen werden möchten. 
Es feien durch diefe Berorbnungen die Freunde der vater⸗ 
ländifchen Berfaffung, auch die befcjeidenften, diejenigen, 
welche an Treue und Anhänglichfeit an Fürft und Bater- 
land Reinem nachzuftehen glauben, mit tiefem und bitterm 
Schmerz erfüllt.. Fern werde: der Gedanke bleiben müffen, 
als wolle ſich mittelft jener Befchlüffe eine größere Unbe- 
fchränftheit in Ausübung der: Regierungdgewalt, felbft auf 
Koften Aufrer Unabhängigfeit, geltend machen, oder ald 
habe die zum Bewußtſein gelangte Kraft und Ehre der 
Staatdbürger eine entmuthigende Demüthigung erfahren 
folfen. Aber befremden könne ed nicht, wenn die plögliche 
Suspenfion verfaffungsmäßiger Befugniffe an der politifchen 
Bedeutung eined feierlich abgefchloffenen Grundvertrage, an 
der moralifchen Kraft umd Bedeutung bed Eided irre 
machte, wenn in manchem Gemüthe, zugleich die Ehre wie 
bie Freiheit gefränft haltend, dad Bertrauen zu wanfen 
begann, defjen Feine Regierung entbehren könne. — Auch 
diefe Bemerfungen waren verfpätet; fie waren gefagt, um 
gefagt zu fein. Hatten fich doch die conftitutionellen Re— 
gierungen felber durd) Annahme jener Bunbesbefchlüffe auf 
ein andred Gebiet ald das des bloßen Conftitutionaligmus 
geftellt, hatten fie doch gezeigt, welche Meinung über bie 
Unantaftbarfeit der Repräfentativ-Berfaffung fie ald Für- 
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ften ſowohl/ wie and) als Fürſten, die mit der Deftreichtfchen 
und Preußischen Monarchie im‘ Bunde ftanden, ald Richt- 
ſchnur hinſtellen wollten ; und das conftitutionelfe Beftreben, 
welches die Fürften: auf das: Gebiet der. Berfaffungsmäfig- 
feit zurückziehen wollte, mochte. ein ehrliches, biederes, kurz 
liberales; fein, aber ed. war nunmehr Fraftlod und verfoäter, 

Die: Feier : des Caſſelſchen 15. September, welche nach 
dem Antrage von 19 Bürgern der Reſidenz auch in dieſem 
Jahre freudig: und feſtlich begangen werden. ſollte, wurde 
durch Befehl der Kurheſſiſchen Regierung unterfagt. > Die 
Regierung würdigte die nunmehrige Bedeutung jenes Tages 
beſſer als der Bürger. Der 15. September wurde nur 
in Privatkreiſen und durch eine Illumination gefeiert. Der 
Verleger des Verfaſſungsfreundes erhielt einen Prozeß, weil 
er als lithographiſche Beilage zu jener Wochenſchrift eine 
Adreſſe der Bürger über das Verbot der Volksverſamm— 
lungen mitgetbeilt hatte, troß dem, daß derjelben die Drud- 
erlaubniß. verfagt worden war. 

In diefen Tagen, welche dem Hefftichen Vaterlands— 
freunde fehr trüb fchienen, erquickte fi der Patriot über 
ben: Empfang, welchen. Profeffor Sylveſter Jordan bei 
feiner: Rückkehr nach Marburg fand. , Herr. Jordan: war 
nemlidy gleich nach Auflöfung. der Ständeverfammluug nad) 
Hörter. gereift und hatte fih von dort eine junge Frau 
geholt; Am 13. September, ald er fih der Stadt Mar- 
burgbmäberte, kamen ihm feine liberalen. Mitbürger auf 
Roß und Wagen bis zur nächiten Poftftation entgegen: 
Bor den Thoren fand. er Ehrenpforten aus Laubgewinden, 
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den Magiſtrat von Marburg im feſilichſten Aufzuge mit 
einer Schaar weißgefleideter Jungfrauen, von deren Einer 
Ihm ein Lorbeerfrang und ein feiernded Gebicht überreicht 
wurde; großer Jubel des Volks bezeichnete feinen Einzug 
in die Stadt; Abends: Illumination, ein Feſthall und um 
Mitternacht ein Ständchen. Dieſe Ehrenbezeugungen, bis⸗ 
ber in ſolcher Ausdehnung nur einem Ludwig von Bayern 
und andern guten Fürſten zu Theil geworden, verletzten, 
beängftigten das liberale. Gemüth Jordans mehr, als ſie 
ihn erfreuten: der Bolfövertreter fühlte fich durch dieſelben 
über feine befcheidene, mit. wohlmeinendem Rath oppofitio- 
nelle, nie aber reizen, nie ſich gleich dünfen wollende Stel- 
lung empor geriffen; er fühlte auch, daß man höhern Orts 
jene Feter ald Demonftration auffafjen und gegen ihn, als 
bad Mittel, vielleicht gar ald Beranlaffer derfelben einen 
neuen Grund der Eingenommenheit haben werbe. 

Auch die Herren von Rotted und Welder, welche 
Mitte September Deutfchland bereiften, fanden allenthalben 
feftlihe Aufnahme. In Frankfurt wurde ihnen auf der 
Main-Luft ein Feftmahl gegeben, an welchem Graf Benzel- 
Sternau, der Weinhändler Hindel, Doctor Gärth, Guſtav 
Bunfen, Reinganum, v. Raufchenplat und der Revolutionär 
Marburgs, Apothefer Döring, Theil nahmen. Am 18. 
September wurde Herrn von Rotteck in Darmitadt eine 
ähnliche Feier zu Theil: Eine Anzahl Staatsdiener, öffent- 
liche Anwälte und Bürger fanden fich zu einem Zweckeſſen 
zufammen. v. Rotteck wurbe bei feinem Eintritt mit einem 
eigends gebichteten Feftgefange begrüßt; nachdem er feinen 


91 
Dank ausgeſprochen, nahm ihn ein mit einem Eichenkranz 
geſchmückter Seſſel auf. Er, der Buchhändler Leske, Doctor 
Wilhelm-Schulz hielten paſſende Reden; nur ein: attentat 
ähnlicher. Zwifchenfall, ein durch ein Fenfter gefchleuderter 
Stein, der, wenn er nicht durch einen Vorhang aufgehal⸗ 
ten wäre, den efeierten wohl: hätte: treffen können, flörte 
die Feier, wenn er: ihr. auch zugleich. den Reiz des Gefähr- 
lichen gab. "Auch bei feiner Durchreife: durch Stuttgardt 
am 24; September wurde Herrn 'v. Rotteck im Könige: 
badevein Felt gegeben, von Damen ihm ein Kranz ge 
runden, 

Der Großherzog von Baden machte gleichfalld eine 
Reiſe und zwar durch das Oberland, auf welcher er nach 
der’ Berfidyerung der offiziellen Journale überall freudig 
empfangen wurbe. 

Die Reorganifation der Univerfität Freyburg wurde 
durch Edift vom 27. September begonnen, die bie- 
herige akademiſche Behörde aufgehoben und eine neue Be- 
hörde, ‚ein neuer Gefhäftsgang eingerichtet. Alsbald er- 
fchien: das Verzeichniß der Vorlefungen für den nächften 
Winter. ©. Rotteck Fündigte natürliches Staatsrecht und 
allgemeine Staatslehre an, Welder wollte die verfchiedenen 
Syſteme, Partheien und Schulen in der Rechtd= und 
Staatswiffenfchaft befprechen. Am 5. Oktober fam der 
Großherzog nach Freyburg. Die Zünfte feierten Ihn bei 
feinem Einzuge, die Zumftfahnen waren Ihm zu Ehren 
entfaltet, die Häufer der Stadt mit Fahnen, Blumen und 
Guirlanden geziert. Als fidy Ihm am nächſten Morgen 
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die Behörben vorftellten, ſprach ſich der Großherzog gegen 
den Prorector ber Univerfität unwillig darüber aus, Daß 
bie Vorlefungen ſchon angekündigt feien, bevor der Objec- 
tiv⸗ auch die Subjectivorganifation gefolgt: fei. Diefe trat 
denn auch bald darauf durch die Penflonirung der Herren 
v. Rotteck und Welder ein. 

Die Subjectiv-Reorganifation der. Univerfitäten zu 
Gunften dev Wiffenfchaft, die gegen die Leidenfchaften bes 
Tages rein bleiben. follte, zu Gunften der Ordnung und 
bed Beftehenden lag damals überhaupt. in ben Tendenzen 
bes Bundestages; man wußte, daß er die Univerfitätslehrer 
mit Außerfter Aufmerkfamfeit beauffichtige. In der Perfon 
der Würzburger Profefloren gingen VBeränbrungen vor ſich. — 
Man erzählte fich ferner, daß der Bundestag, auf dem 
Wege der Reorganifation confequent vorwärts fchreitend, 
die Deutfchen Verfaffungen geprüft habe und daß einigen 
berfelben eine Aendrung bevorftche: Man fagte, ber 
Bundestag habe die ſtaatsrechtliche Gültigkeit einiger ſeit 
dem Jahr 1830 eingeführten Verfaffungen in Frage ge- 
ftellt, er finde fie in Widerſpruch mit dem Deutfchen 
Bundesrecht, wonach fie nur dann, wenn fie ald Ausflug 
des fouveränen Willens zu betrachten feien, rechtöbeftändig 
wären. - 

Eine Verfügung ded Großherzoglic, Heffifchen, prote- 
ftantifchen Kirchen- und Schulrathed erinnerte die Land⸗ 
räthe und geiftliche Infpectoren an bie gemwiffenhafte und 
firenge Erfüllung ihrer Amtöpflichten und wied fie an, 
nicht blos bei Bifitationen, fondern auch bei jeder andern 
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fich darbietenden Gelegenheit, fd) genau um bie ihnen un- 
tergebenen  Geiftlichen und: Schulmänmer zu: bekümmern; 
es ſei nad). Befchluß des deutfchen Bundestages erforders 
lich, daß in den Schulen ‚die Jugend zu ihrer wahren Be— 
fHimmung geführt und von: dem verberblichen Geiſte des 
politifchen Strebens fern gebalten werde Allen Bolfd- 
und Schullehrern follte befannt gemacht werben, daß man, 
wenn von politiſchem Schwindelgeifte. ergriffene  Bünglinge 
aus den ihrer Thätigkeit und Aufſicht anvertrauten Schu 
len herborgingen, ſie dafür verantwortlich machen: würde. 
Dier-Steuererhebung in Naſſau ging ohne alle Schwie⸗ 
rigfeiten'von Statten; und nur einige ſtrenge Unterfuchuns- 
gen gegem die Berbreiter: wären die Refultate jener: Schrift, 
welche die Weigerung der. Steuerzahlung angerathen hatte, 
In Frankfurt wurde Die fogenannte Mittwochsgeſellſchaft, 
ein: patriotifcher ‚Berein, der ſich alle Wochen im: Gafthof 
zum Köuig "von Preußen verfammelte, durch: Staatsbe— 
ſchluß aufgehoben, und der Gaſthalter zu einer Strafe von 
50 Gulden verurtheilt. In Kurheſſen wurden den Rebac- 
teurs des Deutſchen und des Schaumburger Vollsblattes 
die Conceſſionen zur Herausgabe dieſer Blätter. genommen 
Die Kurheſſiſche Regierung: hatte: anfänglich vorge⸗ 
habt/ einen neuen Landtag ſogleich nach Auflöſung des 
erſten zu berufen. Als jedoch‘ den Finanzverlegeuheiten, 
welche Urſache dieſes Entſchluſſes geweſen waren, durch 
Vermittelung des Hauſes Rothſchild vabgeholfennIworben 
war, ſah man den Termin der Einberufung) weit hinaus— 
gefchoben. Das Minifterium verwandte viele Thätigfeit 


94 


auf die Leitung der Wahlen: Ein Minifterialrefeript ver- 
bot den obern Behörden, den ihnen untergeordneten Beam- 
ten die Annahme einer Abgeorbneten-Stelle ohne Sperial- 
ermächtigung des Kurprinzen zu geitatten; das Minifterium 
ſchien eutſchloſſen, allen -liberalen Beamten den Eintritt 
in die Staͤndeverſammlung unmöglich zu machen. Als der 
Caſſelſche Obergerichtsrath Enyrim die Anzeige erhielt, daß 
er von dem Kreiſe Eſchwege zum Landſtande erwählt ſei, 
kam ihm an dem. Abend deſſelben Tages: auch gleich «bie 
Nachricht zu, daß man feine Verfeßung an dad Marbur⸗ 
ger Obergericht beliebt habe. Oberappellationsrath Pfeif- 
fer, faum zum Deputirten gewählt, exhielt fogleich die 
Ordre feiner Berfeßung nach Rinteln. Daß die richterli- 
chen Beamten in ihren Wirkungsfreifen nicht entbehrt wer⸗ 
den fönnten, diente dem Minifterium. zum Grunde, um 
ihnen den Urlaub zum Eintritt in die Ständeverfammlung 
zu verfagen. Die Mißgunft, mit ‚welcher die Tünftige 
Ständeverfammlung, noch ehe ſie in Caſſel war, behandelt 
wurde, zeigte ſich auch darin, daß der Saal: im Kurfürft- 
lichen Palais, welchen der Kurfürft den Landſtaͤnden ein- 
geräumt und eingerichtet hatte, von ſämmtlichen Mobilien, 
die den Landſtaͤnden dienten, geräumt wurde; während 
doc) zum Bau eines eigenen Stänbehanfes, der von den 
Deputirten befchloffen worden, die Iandesherrliche Geneh- 
migung noch nicht ertheilt war: Die Hoffaffe machte ber 
Staatöfafje für Abnuyung jened Saald eine — von 
7000 Reichsthalern. 
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Die Berhaftungen und Unterfuchungen, in Bayern 
befonders, bauerten fort. Doktor Eifenmann wurde am 
27. Dftober frank und matt von Würzburg aus in Be- 
gleitung eines Gerichtsdieners und Genddarmen nad) der 
Münchner Froßnvefte abgeführt. Gegen Georg Eichler, 
Sanbidaten der Theologie, Sefretair ded Baterlande-Ber- 
eins wurde am 2u,November von Seiten des Zweibrüd- 
ner» Gerichtöhein Borführungsbefehl erlaffen, bald darauf 
gegen Herrn Kolb, Rebacteur der Speierer Zeitung, und 
gegen die Herrn Hepp und Deibeöheimer aus Neuftadt, 
gegen die Letzteren, wegen ihrer auf dem Hambacher Schloß- 
berge gehaltenen Reden,. Herr Dupin, früher Commiſſio⸗ 
naͤr der Vollhardtſchen Buchdruckerei in Augsburg; mußte 
am 24 November im großen: Sigungsfaale des Munch⸗ 
ner Staditgerichts bei oſſenen Thüren vor dem Bilde des 
Königs Ludwig Abbitte thun: Die Verhaftungen erſtreckten 
ſich bald auf Schriftſetzer und Buchdrucker: Valentin Link, 
Ernſt Thein, Uhl, und: Götzel jenen Gewerken angehörige 
Männer, wurden im Laufe des Dezemberfeftgenommen: 
ein Sieg andrer Art bot ſich der. Bayerſchen Regierung 
dar, als man den Doktor Schwindel, jenen Dauptoppo- 
nenten von 1831 fih um eine Anftelung und um bie 
Gunft der Regierung bewerben fah. 

In. Frankfurt wurde Herr Freyeifen wegen feiner 
Schrift „Republik“ in. Unterfuchung: gezogen und am 25. 
Dftober verhaftet; dieß gab Beranlaffung zu einem Fleinen 
YAuflaufe vor der -Hauptmache, wobei dem: Gefangenen ein 
Lebehoch gebracht wurde, Die Mitglieder. der Mittwochs- 
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geſellſchaft wurden polizeilich inquirirt und in eine Gelt- 
ftrafe von 15 Gulden genommen. Der Naffauifche Prä- 
fidvent Herr Herber wurde am 4. Dezember nach WMebbaden 
in polizeiliche Haft gebracht. 


Am 5. Dezember 1832 wurden die Sigungen der 
zweiten Kammer der Großherzoglich Heffifchen Landſtaͤnde 
in Darmftabt eröffne. Wenn auch die Hoffnungen eini- 
ger Deutfchen noch auf die Wirkfamfeit ihrer Vertreter 
gerichtet waren, fo ſtand doc; nicht mehr eine durch Er- 
wartungen, Ueberzeugungen ftarfe, ‚fondern eine theils in- 
bifferente, theild im fich gebrochene öffentliche Meinung 
hinter den Depntirten. Die Stellung der Regenten gegen 
die Volfövertreter war eine andre geworden, nachdem bie 
erftern gezeigt, welches Berhältniß: fie den Berfaffungen ge- 
gen die Bundesgefege und den Bundestag gäben: bie 
Stände, welche num immer noch an der Berfaffung feit 
halten wollten, ftanden ſomit bald unter den Fürften, und 
ed mar voraudzufehen, daß nicht einmal ‚eine. Art ber. 
Einigung unter der Form der Conceſſion gu Stande fom- 
men werde. Deunod) mußten ed bie Stände ihrer Stel- 
lung fehuldig zu fein glauben, ſich durch einen die Ber- 
faffung wahrenden Proteſt Halt und Bebeutung zu ‘geben 
und, conftitutionelle Worte an den Fürften richtend, die 
Betheurung vor füch her zu’ tragen, daß fie an bie rein 
conftitutionelle Geſtunung des Fürften, der. für ihr Repraͤ⸗ 
fentatiowefen unentbehrlich war, glaubten. . Sie konnten 
nicht fchweigen, aber fie kounten auch nichts Durchgreifendes 
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Gewaltiged jagen, weil fie ſich damit gegen das fürftliche 
Element in einen mit ihrem liberalen Gemüth unverträg- 
lichen Gegenſatz geftellt hatten. 

„Es hatte fich in Heflen,” erzählt ein Mitglied des 
Landtags,*) „eine Miniatur-Nahahmung Franfreichs ein- 
fchlichen,;Eleiulich und» lächerlich genug, omwenn man; fie- bei 
Lichter befleht, | im Zwielicht und Dunkel ihres Anhangs 
aber bedenklich und gefährlich. Und gedoppelt war das 
Hauptziel. Einmal: Trotz gegen den Bundestag,adeſſen 
Beſchlüſſe man zu entkraͤften — und zweitens Angriff auf 
unſer Minifterium, dad man mit allen nur erfinnlichen 
Beichwerben und Forderungen, nöthigenfalld mit Steuer- 
verweigerung zu zwingen ober zu flürgen gedachte, 

„So war bie Fünftlich erzeugte Stimmung im Groß— 
herzogthum, ald das Wahlgefchäft zum bevorftehenden Land» 
tage begann. Ganz natürlid), da die Regierung ſich ge- 
fliffentlih ihres Einfluffes enthielt, riß die action, fo weit 
fie nur irgend konnte, ihn an ſich. Die öffentlichen Blät- 
ter eröffneten das Spiel, indem fie pathetiſch von ben 
Eigenfchaften fprachen, die ein Achter freifinniger Deputir- 
ter befigen müſſe. Böllige Umabhängigfeit der Wahlen 
warb geprebigt; nur der Einfluß der Verfaſſungs⸗ und 
Geſetzlichkeitsfreunde — d. h. der Bewegungsmaͤnner — 
als erlaubt, als nothwendig geſtattet. Um gewiſſe Can- 


) Herr Schacht in der anonym edirten Schrift: „der Liberalismus 
auf dem merfwürbigen Landtage zu Darmflabt 1833. Freimüthig ges 
fegildert für Alfe, denen es um Wahrheit und um Kenntniß bes jeßigen 
Deutſchen Staͤndeweſens zu thun it.“ Gieſſen, — 
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didaten, die man im Auge hatte, über die gefeglichen Hin- 
derniffe zur Wählbarfeit hinauszuhelfen, begann man am 
Wahlgefege zu interpretiren und brachte verſchiedene Luft- 
löcher zumwege, wie 3. B. die verfaffungswibrige Behaup- 
tung, daß auch Landrichter wahlfähig feien, oder den obenein 
unmoralifchen Sag, daß nicht blos der wirkliche Beſitzer 
von 20,000 FI. Staatspapier oder von Liegenfhaften zu 
100 Fl. Steuer, fondern auch ber geliehene Befig aus- 
reichend fei. 

„Mehr noch, als in öffentlichen Blättern — weil 
diefe eine gewiſſe Mäßigfeit erheiichten — warf man münd- 
lich und in Briefen Gandidaten auf. Man bildete diri- 
girende geheime Comite's, fogar mit eigenen Kaffen, und 
ließ nicht allein Vorfchläge, fondern mitunter Reifende von 
da ausgehen. Mit Schimpf und Verachtung wurde denen 
gedroht, die gegen die Anfichten der Faction wählen wür- 
den; man bezeichnete fie, und mehr noch ihre muthmaßli- 
chen Candidaten ald Heuchler, Servile oder Miniterielle. 
So famen lithographirte oder in Straßburg gebrudte Pam⸗ 
phlete gegen einige redytfchaffue Männer, deren Anweſenheit 
man auf dem Landtage fürchtete, in Umlauf. Aufs ge- 
fchicktefte ward intrigirt, aufs heftigſte deflamirt. In man- 
chen Wirthshaͤuſern gabs donnernde Reben der Emiffäre, 
oft vom Weintiſch Herunter. Auf die verfchiedenfte Art 
wurden die Wahlmänner verfucht und verlodt, hier ganz 
grob durch Verfprechungen und Gaftereien, dort auf fei- 
nere Manier durch Verwirrung ber Anfichten, durch Ber- 
läfterungen und Anpreifungen. Cinige mit Sehnfucht nad) 


99 


der Deputirtenwürde blickende Gandidaten des Mouvement 
ließen durch gute Freunde in öffentlichen Blättern die eng- 
liſche Sitte rühmen, der zufolge fich die lufttragenden Be— 
werber ſelbſt öffentlich dem Wolfe präfentiren, und rückten 
num zu ihrer Empfehlung mit politifchen Glaubensbefennt- 
niffen vor, deren wir gedbrudte und ungedruckte gelefen 
haben. Advokaten arbeiteten durch ihre Glienten, durch Die 
Serichtäboten, je einer für den andern. Es gab deren, 
die mit den Bauerfrauen auf der Kirchweih tanzten, fich 
beliebt machten und dann politifivend ihre Freunde empfah— 
len, von ihren Feinden abriethen. Manche waren bis zum 
Momente des Wahlakts thätig, und zechten im Wirths— 
hauſe, um noch dieſen oder jenen herumzuftimmen, 

„Wenn Gefchäftigfeit und Beharrlichkeit in einer ſchlech— 
ten Sache Lob verdienen, fo kann ed ſolchen Umtrieblern 
nicht abgefprochen werden. Es ging zulegt in ein Paar 
Bezirfen fo weit, daß die anfangs ald eine der Haupt- 
qualitäten zur Landftandichaft aufgeftellte Intelligenz nicht 
mehr in Betracht fam, wenn nur der Gandidat zu Ham— 
bach) gewefen- war oder foviel Sprechtalent bejaß, um 
einen tapfern Toaſt auf Deutfchlands Freiheit auszu— 
bringen.“ 

Auf eine von dem Großherzoge am 6. Dezember ge- 
baltne Thronrede, in welcher biefer feinen Entichluß aus- 
forach, unter Beobachtung der Berfaffung das Wohl feines 
Volkes herbeizuführen, antworteten die Stände mit einer 
Adreffe, welche von „unfeligen, unter der großen Mehrzahl 
der treuen Heſſen entitandnen Zweifeln“ ſprach und erklärte, 
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daß die Erhaltung ded Europätfchen Friedens um fo ge- 
ficherter erfcheine, je entfchiebner dem gefunden Urtheil des 
deutfchen Volks, feiner Neigung für Ordnung und Recht 
und feiner Liebe zum Baterlande dad wohlverdiente Ber- 
trauen bewahrt und durch Anerfennung feiner verfaffunge- 
mäßigen Rechte bethätigt werde. 

„Schon in der Adreſſe,“ erzählt Herr Schacht, „wo⸗ 
mit die äußerſt wohlwollende Thronrede erwiedert wurde, 
ſo wie in den öffentlichen und Privatdiscuffionen, die fie 
begleiteten, waren die Keime zu gewahren, die hernach 
reichlich aufichoffen und um ſich wucherten. Trotz der 
nothwendig engen und refpeftuollen Faſſung, die eine Adreffe 
erheifcht, bligte ein Feder, faft zorniger Sinn und die Luft, 
in die Zügel der Regierung, in die Rechte des Regenten 
einzugreifen, und zugleidy eine bis zu Juconfequenzen ge- 
hende Tadelſucht daraus hervor. Die Berfertiger ber 
Adreffe fprachen für bie zweite Kammer dad Recht an, 
Staatöverträge, bie ihr blos communicirt werden, prüfen 
zu dürfen, und äußerten in Bezug auf die neue Organi- 
fation der Berwaltungsbehörbe nicht blos die gleichen An—⸗ 
fprüche, fondern ſchon ein voreiliged Bedenken, ob bie 
Prüfung günftig ausfallen möge. In Bezug auf die tu- 
multuarifchen Auftritte Oberheffend bedauerten fie, aud Man- 
gel an Deffentlichfeit nicht den Grund der Schuld zu ken⸗ 
nen, und tadelten doch, als Fennten fie ihn genau, bie zu 
große Bedeutung, die man den Auftritten gegeben. Daß 
man in der Kammer mit Verfaffungsverlegungen verfehren 
und den Bund attafiren werbe, beuteten fie gleichfalls an, 
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indem fie den an ſich richtigen doch nicht hieher gehörigen 
Sat gefliffentlich aufnahmen, daß Eintracht zwiſchen Bolf 
und Fürften am genaue Haltung ber Verträge gefnüpft 
fei, und von unfeligen Zweifeln fprachen, die die Bundes» 
befchlüffe im ganzen Lande hervorgerufen hätten. 

„Eine. noch viel: auffallendere Stelle in Bezug: auf 
dem: Bund, wurde nur durch Bemuͤhung einiger gemäßigt 
geſinnten Kammermitglieder geſtrichen.“ 

Als am: 16. Dezember die Deputation der Kammer 
die Adreſſe überreichte, antwortete der Großherzog: „die 
Verſicherung der Anhaͤnglichkeit der zweiten Kammer an 
Meine Perfon, die Sie Mir zu überbringen beauftragt 
find, Meine Herren, empfange Ich mit Freude und be- 
tradhte fie gern als die Erwiederung der liebevollen Ge- 
finnungen, die Ich felbit für Mein Volk hege. Auch, ift 
ed die Ueberzeugung, daß Alles dad, was die Kammer 
. nur Befriedigendes fagt, nad) Acht Heffifher Weife aus 
treuem Herzen hervorgehe, durch welche ich beftimmt werde, 
Mic, Hinfichtlich derjenigen Stellen Ihrer Adreffe, deren 
Ton oder Inhalt Mein Mißfallen erregen mußte, auf we- 
nige Bemerfungen zu befchränfen. Sch Fenne feine, das 
Heififche Staatsrecht bedrohende Bekanntmachungen, und 
etwas mehr Bertrauen auf meine Abfichten würde Die 
Zweifel, von denen Sie reden, nie haben entftehen laſ— 
fen..." In Bezug auf den Paffus über die Oberheffi- 
fchen Unruhen, bemerkte der Fürſt in feiner Ermwiederung, 
daß diefelben Feiner Entfchuldigung fähig und daß die Be- 
gnadigungen, welche er Einzelnen Berurtheilten habe ange- 


102 


beihen laffen, nicht auf Zweifeln an der Gerechtigkeit feiner 
Gerichte beruhen. Er erflärte fi mit dem Vertrauen 
auf das gefunde Urtheil ded Deutfchen Volkes einverftan- 
den: das brave Heffifche Volt habe biöher den immer 
wiederfehrenden Berfuchen Einzelner, feinen geraden Sinn 
zu mißleiten, zu widerſtehn gewußt: Jene Berfuche erfchie- 
nen aber dedwegen weder minder ftrafbar, nody dürften 
die Regierungen in dem Beltreben, fle zu unterbrüden, 
nachlaffen. Im Bezug auf Staatsverträge fei das Heifi- 
ſche Staatdrecht firirt; hiernach laffe der Fürft Seinen 
getreuen Ständen Abfchriften derfelben, nur zur Nachricht 
und Aufbewahrung zufommen. Der Großherzog verwahrte 
ferner die Ihm verfaffungsmäßig allein und ohne Mitwir- 
fung der Stände zuftehende Befugnif, die aus dem Auf- 
fihtd- und Verwaltungsrecht ausfließenden Verordnungen 
und Anftalten zu treffen. Auch erinnerte er die Kammer 
daran, daß ed ihr auf ihrem Standpunkte nicht zuftehen 
könne, Ihm Urtheile vorzutragen über die Handlungsweife 
andrer Bundesregierungen, deren Recht, ihre Staatdmaß- 
regeln nach eigenem Gutdünfen zu beftimmen, Er ebenfo 
unumwunden anerfenne, als diefelben Ihm ein Gleiches 
zugeftehen. 

Am 12. Dezember ftellte der Abgeordnete Ernſt Emil 
Hofmann einen Antrag in Betreff der Bundesbefchlüffe 
vom 28. Juni. Die Baſis, auf die fi) Herrn Hofmannd 
Motionsbegrändung flügte, war der aus den Beftimmun- 
gen der Bunded- und Schlußacte hergeleitete Zweck des 
beutfchen Bundes. Herr Hoffmann fand, daß mit Aus— 
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nahme gewiffer in der Bunbesacte für alle Berfaffungen 
beutfcher Bundesſtaaten vorgefchriebener Grunbfäge bie 
Feſtſtellung der Iandesftändifchen Verfaffungen allein ber 
Uebereinfunft der . Landeöfürften und Ihrer . Unterthanen 
überlaffen ſei. Wenn der; erfte Artifel jener Beſchlüſſe 
dagegen fichern wollte, daß der Fürſt feinen Ständen feine 
Soniceffionen mache; welche feinen Verpflichtungen. gegen 
den deutſchen Bund zuwiderlaufen, fo fand Herr Hoffutann 
dagegen Nichts zu erinnerm: „Wenn aber der Bundesbe⸗ 
ſchluß eine weitere Abjicht gehabt Haben follte, fo greift er 
auf eine: verfaffungswibrige Art in die inmern Verhaͤltniſſe 
ein.’ "Am Betreff. des zweiten Artikels gab Herr Hoff- 
mann yuy daß der Bund im. Falle eined Aufruhrs oder 
der Widerfeglichfeit der Unterthanuen : gegen die Obrigfeit 
ausnahmsweiſe befugt fei, einzufchreiten; konnte aber nicht 
begreifen, wie diefer Beitimmung eine Beziehung auf das 
Stenerbewilligungsrecht deutfcher Landſtaͤnde gegeben wer- 
den könne: Es fei noch nie beſtritten worben, daß bie 
Stände dad, was zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen 
erforderlich fei, ftetd bewilligen müfjen und bewilligen wer- 
den, wie aber dieſes gefchehen ſolle, dieß unterliege der 
Berathung und Mitwirfung der Stände. Im Uebrigen 
könne die Frage über das Steuerbewilligungsrecht nur aus 
den beutfchen Berfaffungen entfchieden, und die Ausübung 
Diefed Rechts, wie fie auch ausfallen möge, weber als 
Aufruhr, noch als MWiderfeglichkeit gegen die Obrigfeit de- 
finirt werden, zumalen da bie Landftände unter den Be— 
griff der Obrigkeit im weitern Sinne des Wortd gehören. 
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Zu Artifel A. jener Befchlüffe bemerkte Herr Hoffmann, 
dag die Commiffion des Bundestages, welche über bie 
Erfüllung der Bunbespflichten wachen folle, zwar einen recht 
löblichen Zweck habe, daß aber jede Deutſche Ständever- 
ſammlung gegen eine. Ausdehnung ‚der Befugniffe, dieſer 
Commiſſion auf: innre Angelegenheiten auf das Feierlichſte 
proteftiren muͤſſe. Im Ganzen fand Herr Hoffmaun, daß 
die Bundesbeſchlüſſe, wenn in ihnen nur Verfaſſungsmaäßli⸗ 
ged enthalten‘ fein folle, überflüſſig, font aber drohend 
feien; er trug ‚darauf an, die Srändeverfaumlung möge 
eine Berwahrung gegen jede mögliche verfaflungswibrige 
fremde Einmifchung in die inneren Angelegenheiten des 
Großherzogthums und gegen jeden etwaigen Verſuch einer 
Beichränfung der verfafjungsmäßigen Rechte ded Großher- 
zogthums, der Heffischen Stände und des Heffifchen Volls 
ausſprechen; fie möge die Stantöregierung. erfuchen, daß 
fie beim Bundestag für die genaue Vollziehung der Bun- 
bedacte wirfe; fie möge ferner die Staatsregierung zu ber 
Erklärung auffordern, ob und aus welddem Grunde fie 
ihren Bundesgefandten zum Beitritt zu den fraglichen Ar- 
tifeln autoriſirt babe. 

Noch ein anderer Antrag von den Deputirten Doctor 
Heß, Brunf, v. Gagern, Rauſch, Hallwachs, Dieffenbadh, 
dv. Buſeck, Doctor Langen und Elwert ſprach von der all 
gemeinen tiefen Bekümmerniß, welche. durch die Bundesbe- 
fchlüffe vom 28. Juni ergeugt fei, erflärte, daß der Bun- 
dedtag ‚feine Competenz überfchritten habe, und forderte 
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die Kammer zu einer fürmlichen und unbedingten Rechts— 
verwahrung auf. 

Derfelbe 12. Dezember brachte drei Anträge auf Preß— 
freiheit, von den Abgeordneter €. E. Hoffmann, Tromler 
und: Saup geftellt, welche fich theils auf den Artifel 18, 
ber: Bunbedacte, theild auf den Artikel 35. der Großher- 
zoglich Heſſiſchen Berfaffungsurfunde, theils auf die Münz 
digkeit des Deutſchen Volks beriefen. 

Es war. eine, zwar nicht gewollte, Würdigung des 
Intereffed; welches die landſtändiſchen Verhandlungen da⸗ 
mals darboten, als der Abgeordnete Graf Lehrbach am 
18% Dezember darauf antrug, es möge, während bisher 
nur erwachſenen Mannsperſonen der Zutritt zu den Kam— 
merverhandlungen geſtattet worden ſei, auch die liebens— 
würdige Hälfte des Publikums fortan zugelaſſen werden, 
und als er zur Begründung ſeines Antrages die modernen 
Kammerdebatten mit dem mittelalterlichen Tournierſpiel 
verglich. 

JZu der erſten Kammer machte der Staatsrath Frei— 
herr von Gagern am 11. Dezember die Einheit Deutſch— 
lands zum Gegenftand einer Rede; Er verfündeter: daf 
BDaterland, Nationalität, Deutiche Ehre, Entwidelung, Cul— 
tur, Kraft, Zufammenbang die Hauptitoffe feiner Wirf- 
famfeit fein werden; nad) den religiöfen Ideen ſei unfivei- 
tig; wohlverftanden Baterlandeliebe, das Bewußtſein, einer 
großen; gefegueten, in fich verbundnen Nation anzugehören, 
das höchſte, dad wärmfte, das feligfte Gefühl der Erde, 
umd er beflage den, der deſſen entbehre. Nur das Bewußt- 
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fein, daß 30 und fo viele Millionen mit den Heffen ver- 
bunden feien, und daß die ganze Nation die Rolle fpiele, 
die ihr gebühre, ftähle, hebe und erheitre feine Seele. Und 
weil man died Baterland, dieſes Deutſche All bis jetzt zu 
fehr verfchleiert habe, weil man diefed aͤchte und erfte 
irbifche Idol gleichfam in einen verfchloffenen Schranf ein- 
gefperrt habe, darum werde jegt nach dem goldenen Kalbe 
und andern Fetifchen gegriffen. Au ben flänbifchen Ber- 
fammlungen fei ed, ſich über den Provinzialidmus zu er- 
heben und die MWünfche der ganzen Nation auszudrücken. 
Denn auf der Wartburg, oder zu Hambach, ober in den 
lockern Blättern, welche fich frecher Weife die vierte Ge- 
walt nennen, könne died nicht gefchehan, und irgend wo 
müffe es doch gefchehen. 


Solche Beftrebungen für freie ehrenvolle Rationalität, 
einer partiellen Bolfövertretung vindicirt, Fonnten nur noch 
dad Ausfehen der Redensart haben, Fonnten, im, wenn 
auch nicht ausgefprochenen, Bruch mit den Regierungen 
hervorgequält, nur das Bild einer naiven, unmännlichen 
Unbefümmertheit barbieten. Die Hauptwirffamfeit Deut- 
fher Kammern für die Bewegung war mit dem Jahr 
1831 abgefchloffen und durch die Bundesbefchlüffe vom 
Juni widerlegt. Nur der Oberflächliche Fonnte für das 
Sahr 1833 auf die Kammern hoffen, wenn aud aus ben 
Wahlen bei der damald noch frifchen Erregtheit ded Bol- 
kes in Heffen eine Oppofition hervorgegangen war. 

Die Pläne der Revolutionärs aber, welche im Sahre 
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1833 zur Ausführung fommen follten, waren eben nur 
der Ausdrud einer Hoffnungsfoftgfeit, welche durch kühne 
Redensarten, durch Selbittäufchungen, durch ein Paar 
Studenten, Schuftergefellen und Bauern die Indifferenz der 
Menge und die Regierungen befiegen wollte. . 

Die, Herren Franckh und: Hardegg hatten in den letz⸗ 
tem Monaten des Jahres 1832 ihre revolutionären Reifen 
und Bemühungen fortgeſetzt. Brandh war Anfangs Sep- 
tembenrin Begleitung des Gürtler Dorn nach Karlsruhe 
gereift, und hatte mit Herrn Mathy, bei dem ſich damals 
Stromener vor der Polizei 'verbarg, revolutionäre Gefin- 
nungen ausgetauſcht; im Dftober reifte Hardegg zum Doc- 
tor Gaͤrth nad) Frankfurt, erzählte von dem revolutionären 
MWürtemberger Volke, und hörte dagegen die ermuthigende 
Nachricht, es feien von den franffurtifchen Revolutionärg 
Berbindungen in den Heffiichen Landen angefnüpft und in 
ſo manchen Städten die patriotifhe Mehrzahl zum Kampf 
gegenbie Tyrannei bereit. Bald nad) der Rüdfehr Har- 
deggs folgte ihm als Abgefandter der Frankfurter ein Leh- 
rer Namens Knöbel, um ſich von der Wahrheit der Nach- 
richten welche Hardegg gebracht hatte, zu überzeugen. In 
einer Zuſammenkunft bei dem Bäder Frech in Ludwigs- 
burg, hörte Knöbel von der revolutionären Stimmung in 
MWürtemberg, und verabredete mit den Herren Frandh, 
Koferig und Dorn ein Erfennungszeichen für die Einge- 
weihten: Eine Handbewegung über der Stirn, dad Schlag- 
wort „der Bundestag“, worauf die Antwort „wird gehan- 
delt” folgen follte, waren die Refultate diefer Verabredung. 
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Mehrere Stuttgardter Rechtögelehrte, unter ihnen bie 
Herren Walz, Rödinger, Tafel, veranftalteten alle Mittwoch 
Abend öffentliche Berfammlungen in einem Haufe außer- 
halb der Stadt, wo die Würtembergifche Berfaffung in 
alfen ihren, Abfchnitten vorgelefen, erörtert und erflärt 
wurde. Der Lithograph Franz Theodor Malte, welcher 
von Koferig eingeweiht worden war, zog eine Gejellichaft 
von Schuhmachergefellen, „der Pechkranz“ genannt, in Die 
Mittwochögefellfchaft herüber: dieſer Pechkranz war ur» 
ſprünglich zur Unterſtützung franfer und reifender Hand- 
werfögenoffen geftiftet worden, Malte hatte ſich im ihm 
populär gemacht, hatte den Schuhmachern von den betrüb- 
ten öffentlichen Zuftänden erzählt, hatte fie überzeugt, daß 
fie ſich politiihen Sinn anfchaffen, daß eine Aendrung 
eintreten müfle, und daß Deutfchland bald fein Heil in 
Errichtung einge Republik finden werde. Des blauen 
Montags wegen wurde die Mittivochdgefellfchaft zur Mon- 
tagsgeſellſchaft. Harbegg richtete feine ganze Hoffnung auf 
das Landvolf, reifte in den Dörfern umber und fuchte 
feine revolutionäre Phrafeologie durch enthuflaftifche Kraft- 
worte bie und da einem Bauer verftändlidy zu machen. 

Anfangs Dezember 1832 begab ſich Frauckh von 
Neuem nad Frankfurt in Begleitung ded Gtudirenden 
Dbermüller aus Karlöruhe; mit der Verkündigung, daß 
die Frankfurter thätig, daß mit Heffen Verbindungen ein- 
geleitet feien, daß viele Volfögefellichaften beftänden, Alles 
vorbereitet, der Geift gut fei, daß die Revolution jeden 
Augenblid losgehen könne, wußte er bei feiner Rückfehr 
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ſich und den Andern große Hoffnung zu machen. Hardegg 
veranſtaltete nunmehr um Weihnachten 1832 eine Zufam- 
menfunft in dem Haufe des Kronenwirths zu Löchgau, um 
über die Form der einzuführenden Republif zu beratbem: 
Es hatten ſich der Gürtler Dorn, der Maler Groß,-der 
KRechtsconfulent Schreiber und der vom Hardegg rruolufies 
nirte Bauer Friedridy Hipp aus Gemrigheim eingefunben; 
Hardegg führte von Neuem dur), daß die Republik Die 
einzige: ‘einem wahren Volkswohl angemeflene Regierungs— 
form ſei, Die Andern gaben in gleichem Sinne. ihre Defla- 
vätiomvab, nur wegen der Form der zufinftigen Republif 
fonnte man ſich nicht einigen, da nicht Alle in der Anſicht, 
dag. man die Republif von 1793 zum Muſter nehmen 
ntüffe, ‚übereinftimnten wollten. Darin aber, baf die Hers 
beiführung eines neuen Zuftandes ohne Gewalt nicht mög- 
lich fei;- ſtimmte man überein, auch verfprach man fid) 
gegenfeitig, dag man, jo viel Jeder Fönmte,die. Revolution 
unter dem Volke predigen wolle; man verabrebete, daß 
eine Sammlung der Beſchwerdeu und Klagen des’ Land 
volfd veranftaltet,; zum Druck gebracht. und das Bolf durch 
eine Darftellung feiner Leiden vevolutionirt werden müſſe: 
Frandherbielt die Berufung zum Reifenden der Deutfchen 
Revolution? Gleich darauf wurde in des Ludwigsburger 
Dorn Wohnung eine neue Zufammenfunft gehaltenz Frandh 
und Koſeritz wohnten; derfelben bei, der Erftere erflärte ſich 
zur Mebernahme der ihm übertragnen Aufgabe beveit, und 
wußte Schon: von einer neuen Reiſe zu. ſagen, die er nach 
Frankfurt machen und auf der: er mit den Gleichgefinnten 
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aus Heffen, Naffau und der Umgegend die Reakifirung 
der Deutfchen Republik befprechen wollte. Koſeritz feßte 
feinen Plan einer Militärrevolution, die er, wenn er nur 
über die Gefinnung und Mitwirkung des Volfed zur Ge— 
wißheit gefommen, ind Werk fegen würde, näher ausein- 
ander: indem er auf die meuterifche Gefinnung der Unter- 
offiziere und Gemeinen vertraute, wollte er die beiden In— 
fanterie-Regimenter zu Ludwigsburg aus der Kaferne füh- 
ven, die Thore befegen, die Offiziere, welche Widerftand 
leiften würden, feitnehmen oder niederfchießen laſſen: Die 
Ludwigsburger Bürgerfchaft wollte er durch die Drohung, 
daß er plündern und die Arbeitshausftrafanftalt öffnen 
werde, zum Anfchluß an die Revolution zwingen. Nach⸗ 
dem er die Reiterei theils auf ſeine Seite gebracht, theils 
unſchädlich gemacht, ſich auch des Artillerietrains verſichert, 
wollte er auf Stuttgardt marſchiren, und ed entweder ein- 
nehmen, um ſich der Perfon ded Königs zu bemädhtigen, 
oder anzünden. 

Ihre Schwäche vffenbarte die Revolution dadurch, 
daß fie die Frage beantwortete und zu beantworten hatte, 
wer denn nad) dem Sturz der legitimen Regenten an bie 
Spitze der Staatögefchäfte geftellt werben folle: ihre noch 
größere Schwäche aber zeigte fie in der Antwort anf biefe 
Frage: die Herren v. Rotteck, Welcker, v. Itzſtein, Jordan 
würden und wollten, ſagte man, zu Praͤſidenten der Deut- 
fchen Republik ernannt werden. Was diefe Gonftitutio- 
nellen thun konnten, hatten fie gethan, fo weit fie gehen 
fonnten, waren fie gegangen, und eine Revolution, welcher 
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man in den Augen ihrer Anhänger diefe Männer zu An- 
führern geben mußte, weil die Namen derfelben in Deutfch- 
land ben meilten Klang hatten, war von vorn herein 
widerlegt, zeigte fih nur ald ein Spielen mit Worten, 
Kamen und Syſtemen. 

Auch ein Burfchentag wurde zu Weihnachten 1832 
abgehalten. Es wurde befchloffen, daß die Burfchenfchaft 
fortan nur auf revolutionäre Weife ihren Zweck verfolgen 
folle, da auf dem bisherigen Wege Nichts erreicht worden 
fei, daß die Gonftituirung einer Burfchenfchaft fortan nicht 
mebr an bejtimmte Kormen gebunden fein folle, und daß 
auch Philifter ald Mitglieder aufgenommen werden fünn- 
ten, daß ferner die Burfchenfchaft ſich mit dem Vater— 
landövereine in Franffurt a. M, in Einvernehmen fetsen 
ſolle. — Die Parifer hatten damals ſchon die Garricatur 
einer. Deutfchen Revolution auf dem Theater; ein mit 
großem Beifall aufgenommenes Baudeville „‚les trois mai- 
tresses‘ zeigte einen Deutſchen Großherzog, wie er bie 
Stürme und Aengften einer Revolution foftet, zur rechten 
Zeit: noch Soncefflonen macht und wie ihm endlich von dem 
Studenten. eine Lebehoch gebracht wird. 


Die Großherzoglich Heffifchen Volksvertreter nahmen 
ihre: Mißſtellung zum Minifter und zum Fürſten aus dem 
Jahr 4832 in. das: neue mit hinüber. Als der Präftdent 
am 17. Dezember die Antwort des-Fürften auf die Dank- 
adreſſe den Ständen: mittheilte, erflärte er jene- ald aus 
„einem unglüdfeligen Mißverſtändniß“ hervorgegangen, 
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welches die Kammer nur aufzuflären brauche, um das von 
Seiner Königlichen Hoheit geäußerte Mißfallen verfchwin- 
ben zu laffen: dem Antrage, welchen er demgemäß ſtellte, 
die Kammer möge die Adreffommifjton beauftragen, eine 
folche aufflärende Eingabe an Seine Königliche Hoheit zu 
berathen und vorzulegen, wurde von der Kammer beige- 
flimmt; einem Antrage, der, indem er die Adreßkommiſſion 
zur Richterin über ihr eigened Werf, die Adreffe, machte, 
die Sonceffion, die er gab, durch fich. ſelbſt wieder zurüd- 
nahm. Herr Schacht erzählt, es feien bei den Berathun- 
gen der Commiffion Yeußerungen gefallen, wie: „Meine 
Herren, wer Ehre in der Bruft hat, der muß empört jein 
über jene Antwort. Wie kann der Fürft ed wagen, und 
fein Mipfallen zu äußern? Wir find eine Gewalt im 
Staate wie Er, und Er erfühnt fi), und niederzutreten!“ 

Am 20. Dezember erftattete der Abgeordnete v. Ga- 
gern im Namen der Danfadreßfommiffion einen Bericht, 
"welcher die Rechte der Stände wahrte und dem Antrage 
auf eine neue Eingabe an den Herrfcher nicht günftig lau⸗ 
tete. Der Präfident felber erklärte darauf, er könne bie 
Erheblichfeit der Gründe gegen eine Eingabe nicht verfen- 
nen und verzichte um fo mehr auf feinen Antrag, als er 
in der Zwifchenzeit Feine Gemißheit erhalten konnte, bag 
die Realifirung deſſelben das erregte Migfallen gänzlich 
befeitigen werde. Doc ſprach er zugleich die Ueberzeu⸗ 
gung aus, „das Ereigniß bürfe und werde nicht die fo 
nöthige Eintracht zwifchen ber Staatsregierung und der 
zweiten Kammer ftören.“ 
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Herr E. E. Hoffmann fette hinzu: ald ber Adreß— 
entwurf zum erftenmal der Kammer zur Berathung vorge— 
legt worden, habe man demfelben umbedingten Beifall ge: 
zollt: er glaube daher, daß ſich die Kammer jett zu Feiner 
weitern Eingabe bejtimmen dürfe, daß fle jedoch auf die 
jo betrübende Antwort Sr. Königlihen Hoheit wenigſtens 
einige Worte zu Protocol erflären müſſe. Die Aeußerun— 
gen in ber Adreſſe jeien jo gewählt und wahr, daß er, 
fäme letztere nochmals zur Berathung, auch nicht auf Ab- 
änderungen Eined Wortes antragen oder dafür ftimmen 
würde. Man müſſe fich jest um ſo mehr vor Uebereilung 
hüten, je entichloffener man Anfangs für Annahme des 
Adreßentwurfg geitimmt habe. Es habe alles Anſehen, als 
feien Seine Königliche Hoheit von Ihrem Minifter übel 
berathen gewefen. Die Kammer müffe fich hierdurch 
fchmerztich berührt fühlen und es treffe den Minifter eine 
große Berantwortlichfeit fchon darum, daß er die der Kam— 
mer gegebne Antwort nur habe zulaffen können, welche 
ihm, dem Redner, fein Urtheil aus dem Herzen des Groß- 
herzogs über den Geift der zweiten Kammer zu fein fcheine, 

Am nächften Tage befchloß die Kammer, den Der 
Commiſſion ertheilten Auftrag zu Entwerfung einer neuen 
Eingabe zurüczunehmen. Die Kammer beflagte es durch 
ferneren Befchluß auf das Tiefſte, daß die Aeußerungen 
der: Adreffe fo unglücjelige Mißverftändniffe zu Folge 
haben fonnten, indem fie die im Jahr 1830 in Oberheffen 
ſtatt gefimdenen gefegwidrigen Auftritte verabjchene und 
verachte; auch die in manchen Gegenden Deutſchlands vor— 
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gefommenen politifchen Umtriebe und Gefeßwibrigfeiten nir- 
gende in ihr Anklang oder Entfchuldigung finden. Uebri- 
gend wolle fie, was die Aeußrungen ber Großherzoglichen 
Antwort in Bezug auf jene das Heffiiche Staatsrecht be- 
drohenden Bekanntmachungen, in Bezug auf die Stellung 
der Stände zu Staatöverträgen, Berwaltungsanordnungen 
und der Handlungsweife andrer Bundesftanten anging, 
auf eine Erörterung derfelben nicht weiter eingehen, da bie 
Erörterung ftaatsrechtlicher Fragen der innern Wirkfamfeit 
der Kammer in den betreffenden einzelnen Fällen vorbe- 
halten bleibe und die Meinungsverfchiedenheit erft hier 
ihre Erledigung finden könne. 

Die Commiffion hatte ihren Auftrag, eine Eingabe zu 
entwerfen, dahin umgewandelt, daß fie eine Prüfung der 
Großherzoglichen Antwort geliefert hatte: und wenn nun 
auc die Kammer durch den zulegt angeführten Theil ihres 
Beſchluſſes die Refultate jener Prüfung nicht zu den ihri- 
gen machte, fo hatte fie die Fragen wenigftend in der 
Schwebe gelaffen; und indem fie die Adreffe von neuem 
anerfannte, nahm fie die Verpflichtung, jene Befanntma- 
chungen, durch welche „unfeelige Zweifel” erregt waren, 
zu prüfen und nöthigenfalld anzugreifen, in bad Jahr 
1833 mit. 

Die Majorität, eine Oppofition gegen das Minifterium, 
hatte den beften Willen, ihre verfaflungsmäßige Macht 
und bie Verfaffung felber in Kraft zu erhalten; und die 
Gereiztheit, in die fie durch ihren Gegenſatz verfeßt war, 
gab ihren Acten das Anfehen einer gewiſſen Friſche und 
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nicht hinaus, weil ed nicht in ihrem Berufe ald conftitu- 


tioneller Kammer lag, die Regierung in ihrer Spike an» 
zugreifen. 


Auch Würtemberg, Kurheffen, Naffau, Baden follten 
im Sabre 1833 ihre Vertreter beifammen, follten die Erfolge 
conftitutioneller Anftrengungen fehen. 

In Würtemberg hatte man lange genug Zeit gehabt, 
um fid) zu dem bevorfiehenden Landtage zu rüften und 
einen conftitutionellen Sinn im Lande zu verbreiten. 
Wahlclubbs hatten gearbeitet, Vorleſungen über die Ber» 
faffung waren gehalten worden, Petitionen um Berufung 
des Landtaged waren von verfchiedenen Drten im Laufe 
bed Jahres in Stuttgardt eingelaufen. Der Schwäbifche 
Merfur erzählte, Anfang Januar 1833, ein Theil der zu 
Stuttgardt anfäffigen ftändifchen Abgeorbnete hätte an 
mehrere der audwärtd wohnenden Gollegen Einladungen 
erlaffen, damit man ſich vor dem Zufammentreffen des 
Landtaged über. ftändijche Angelegenheiten berathe. Zum 
Bereinigungspunfte folle gemeinfchaftliche Mittagstafel und 
ein gemeinfames Lokal zu Abendimterhaltungen, welches 
fhon gemiethet fei, dienen. Da diefe Einladungen nur 
an den liberalen Theil der Abgeordnieten gerichtet feien, fo 
fonne wohl fein Zweifel darüber beftehen, daß ed fich 
hierbei um Gewinnung und Einiguug einer möglichft gro⸗ 
fen Zahl von Abgeordneten für einfeitige politische Anfich- 
ten, um die Organifirung und Disciplinirung einer politi- 
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ſchen Parthei handle: „Jeder“, fette jene Zeitung Hinzu, 
„jeder allem Partheiweſen fremde, wahrhaft freie d. h. 
jeder Acht liberale Abgeordnete wird hierdurch wiffen, wie 
er eine ſolche Einladung anzufehen habe“. 

Mit dem 26. Januar liefen die ſechs Monate ab, 
innerhalb deren der Kurheſſiſchen Verfaffung gemäß nad 
Yuflöfung des Landtaged der neue berufen werden mußte. 
Aber ed war fehr die Frage, ob nur bie zwei, verfaſſungs⸗ 
mäßig nothmwendigen, Drittel der Abgeorbneten bid zum 
25. Ianuar würden zufammen zu bringen fein. Das 
Minifterium hatte vielen in die neue Kammer gewählten 
Staatsbeamten den Urlaub verweigert, die Wahlcollegien 
weigerten fich, zu neuen Wahlen zu fchreiten, bevor nicht 
die von ihnen Gemwählten ausbrüdlid auf die Stelle des 
Abgeordneten verzichtet; die Juſtizbeamten, denen der Ur- 
laub verfagt war, wollten die Entfcheibung über ihr Recht, 
ald Bolfövertreter zu wirken, der Kammer überlaffen. 
Die Wahlmänner von Rinteln, welche den Obergerichtd- 
rath Werthmüller gewählt hatten, führten über die Urlaubs⸗ 
vermeigerung, ald eine Beeinträchtigung ihrer Wahlfreiheit, 
bei dem Gefammtminifterium Befchwerbe. 

Ein Artikel aus Kurheffen in der Franffurter Ober- 
Poft-Amts-Zeitung, der feine offizielle militairifche Autor- 
haft Hinter einem Heinen Ausfall auf die Genfur ver- 
ſteckte, ließ einen Blick in das Verhaͤltniß thun, welches 
ſich die Kurbeffifche Regierung und ihre Militärpartei zu 
den Beamten gab. Kurheſſen, hieß es hier, biete die in 
Deutſchland ziemlich allgemeine Erfcheinung, daß fo unver- 
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hältnigmäßig viele Beamten zn Deputirten gewählt werben, 
in einem noch auffallenderem Grade dar. Wenn die That- 
face auf der einen Seite Mangel an Takt beim Bolfe 
darthue,n ſo fcheine fie auf ‚der andern zu beweiſen, daß 
in Kurheſſen die zu Landesvertretern geeignete Klaſſe, uns 
abhängige; höher gebildete Beſitzer und Gewerbsleute, gänz 
lich fehle. Allein die überwiegende "Wahl: von Beamten 
habe: hier in» ihrem: Folgen einen ganz andern Character 
als im andern‘ Staaten. ı Während’ man anderwärts Abe 
hängigkeit von ber Staatdregierung: und daher befangene 
und beſchraͤnkte Vertretung des Volfed bei ſich ergebendem 
Conflicte beſorge, habe bie Kurheſſiſche Regierung gerade 
in den Beamten des letzten Landtages die heftigſte und 
anhaltendſte Oppoſition gefunden. Dieſe eigenthuͤmliche Er- 
ſcheinung habe ihren Grund in der klar ausgeſprochenen 
Richtung des Beamtenſtandes, ſich nach beiden Seiten hin, 
gegen Volk wie gegen Gouvernement, unabhängig und als 
eine eigene ſelbſtſtändige Corporation zu geſtalten. Dieſe 
Richtung ſtelle ſich aber bei keinem andern in ſo beſtimm⸗ 
ten und klaren Umriſſen dar, als bei dem Richterſtande, 
der nach nichts geringerem ſtrebe, als danach, ſich auch 
über die andern Zweige des Staatsdienſtes zu erheben 
und ſie zu beherrſchen. Bereits auf dem erſten Landtag 
ſei es der Juſtiz gelungen, die Wahlen des Bauernſtandes 
zu leiten und zu benutzen. Auf dem letzten Landtag ſei 
ihre Strebung noch beſtimmter hervorgetreten; ſie habe ge— 
wollt, daß die Forſtpolizei und Militairgerichtsbarkeit den 
gewöhnlichen Gerichten vindicirt werde, doch habe die Re— 
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gierung Anftand genommen, einen fo bedrohlichen Zuwachs 
von Gewalt in ihre Hände zu legen. Zu dem bisher in 
Heffen voranftehenden Kriegerftand habe Die Juſtiz gefagt: 
ftehe auf und laß mid) hinfeßen. Mit dem Staatsbudget 
fei man während ber legten Staͤndeverſammlung in feinem 
Stüde zu Ende gelangt; allein der’ Etat der Gerichte ſei 
gleich Yon: vorn herein vereinzelt‘ aus idemfelben herausge⸗ 
riffen und um 100,000 Rthlr. bereichert worden "Man 
babe dafür fchnelle, gute, regelmäßigen Rechtspflege ver⸗ 
forschen; aber unerachtet der übermäßigen Beſetzung aller 
Aemter erleiden Rechtshändel und Unterſuchungen bie frü- 
here Verzögerung in noch höherm Grabe, und es tel mir 
zu Mar, daß die in die Adern der Rechtspflege eingegoflene 
materielle Kraft ihren Status deteriorirt und ihre Leiftun- 
gen verringert habe. — Am Schluß ded Artifeld wurde 
für die, welche, fei ed auf Seiten der Staatsregierung, 
fei e8 in ber Ständeverfammlung dad Wohl des Bolfes 
zu fördern berufen feien, Eintracht, Verträglichfeit und ge- 
genfeitige Nachficht gemwünfcht; alle hohlen Phrafen Fran- 
zöfffcher Kammern, ganz befonders aber alles Ueberfliegen 
in die Regionen der Politif möge man vermeiden. Neben 
den Bundesgefeßen gehe ja immer noch ein recht prac- 
ticabler Weg vorbei. Ein Heiner Staat vermöge weder 
die Welt, noch Europa, noch Deutfchland umzugeltalten, 
er fünne anf des letztern Beftalt dann vielleicht einwirfen, 
wenn er vorerft in feinem Innern vollfommen geordnet 
und feftgeftellt fe. Mit diefer innern Geftaltung möge 
man ſich ausfchlieglich befchäftigen. 
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Der Oberappellationsgerichtörath B. W. Pfeiffer hielt 
diefen Artifel für wichtig genug, um in die Gaflelfche Zei» 
tung. eine Erklärung Dagegen zu inferiren und ihm. die ver- 
derblichite Tendenz gegen: die landftändische Wirffamteit, 
Unfunde, Partheilichkeit,vorzumerfen. Was der Verfaſſer 
von dem mit Leidenſchaft verketzerten Beamtenſtande ſage, 
daß er ſich von, dem Einfluſſe der Regierung wie des Vol— 
kes unabhängig zu halten wiſſe, ſei vielmehr der höchſte 
Lobſpruch, der jenem Stande gemacht werden könne. 

Noch gegen achtzig Gegenſtände, die dem aufgelöſten 
Landtage vorgelegen, waren unerledigt; hiervon waren vier⸗ 
undvierzig ſo weit bearbeitet, daß nur noch die Entſchlie— 
ßung den: Staatsregierung fehlte, über mehrere andere 
hatten die Stände fo eben Beichluß faffen wollen, als, fie 
aufgelöft wurden, gegen dreißig erforderten noch eine wei— 
tere Bearbeitung. Der permanente ftäudifche Ausfchuß, 
behauptennd, daß der nächſte Landtag nur eine Kortfegung, 
eine Gompletirung des aufgelöften fei und daß ihm im 
Spätherbfte der ordentliche folgen müſſe, hatte die unerle- 
digten.-Gegenftände ‚vorbereitend wieder aufgenommen und 
den Oberappellationsgerichtsrath Pfeiffer mit der. Ausar- 
beitung einer Darftellung derfelben beauftragt, um. diefe 
ſogleich der naͤchſten Verfammlung zu ‚überreichen und ihr 
anzugeben, wo die Berathung jener Gegenftände unterbros 
chen und wo fie wieder aufzunehmen: fei. Der Ausichuß 
leitete feine „Berechtigung hierzu ans der Stelle eined dem 
vorigen Lantage erftatteten Berichtes her, da Die Stände 
bei ihrerfchnellen -Auflöfung ihn ohne Inſtruction gelaſſen; 
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das Minifterium aber verfagte ihm jegliche Ausfunfterthei- 
lung, indem ed erflärte, man halte ed nicht für zuläßig, 
die „Inftruction” der fünftigen Ständeverfammlung durd) 
den Ausfchuß der aufgelöften oder mit deſſen Beihülfe be- 
wirken zu laffen, da bie Regierung dev. fünftigen Ständer 
verfammlung felbft ihre „PBropofitisnen” machen werde. 
Es fchien, ald ob die Regierung einige dem letzten Land⸗ 
tage vorgelegenen Gegenftände fallen lafjen wolle. 

Die Caffeler feierten am 8. Januar die Ueberreichung 
ber Verfaſſung durch einige Bälle, die Bürgergarde ſprach 
im Defterreichifchen Saale durch ein Taͤnzchen ihre oppo- 
fitionelle Ueberzeugung aus, daß die Berfaffung kraͤftig fei. 
Mehrere Hauswirthe illuminirten: ein patriotifcher Maler 
brachte die liberale Gefinnung- in ein Transparent: „Hof 
fet und feid einig” fonnte man in Flammenfchrift an fei- 
nem Haufe Iefen. 

Die periodifche Preffe hoffte auf den Landtag. Das 
in Wigenhaufen erfcheinende conftitutionelle Blatt „Wö— 
chentlihe Mittheilungen” nahm im Januar mit einem 
„gute Nacht” überfchriebenen Auffag von den Lefern Ab- 
fhied; dem Redacteur ded Berfaffungfreundes Herrn Feld- 
mann, wurden, weil er ein Holfteiner, ein Ausländer fei, 
von der Polizei wegen feined fernern Aufenthaltes in 
Kaffel Schwierigkeiten in den Weg gelegt. Das Minifte- 
rium bed Innern erftreckte die Sorgfalt, die ed der Gen- 
fur widmete, bis auf die Angabe der Farbe ber Dinte, 
welcher fich der Genfor bedienen ſollte. „Da ſich“, hieß 
ed in einem Erlaß jened Minifteriumd an die Genfur- 
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Sommiffäre, „Hin und wieder von Seiten der Rebdacteure 
und Herausgeber inländifcher Zeitungen und Zeitfchriften 
eine die Grenzen aller Rachficht Überfchreitende Nichtachtung 
der gegen den Mißbrauch der Prefie beftehenden Anord⸗ 
nungen gezeigt‘ hat, indbefondre einzelne‘ Stellen und’ Ar- 
tifel nicht nur, ohne daß fie der Genfurbehörde vorher zur 
Genehmigung überhaupt vorgelegt werden, ſondern auch 
gegen Die ausdrückliche Verſagung dieſer Genehmigung aus⸗ 
gedruckt werden, und deshalb eine beſondre Wachſamkeit 
über die’ Bollgiehung der von der genannten Behörde an⸗ 
gehenden Verbote nothwendig ‚erfcheint, ſo wird den Gens 
foren hiermit aufgegeben: 1, da, wo der Abdruck eines 
Blattes nur mit Ausnahme einzelner Stellen zu genehmigen 
ſteht/ dieſe/ und zwar zur miehrern Auszeichnung mit vorher 
Dinte; zu durchftreichen, dabei aber am Schluffe des Blät- 
tes neben Ertheilung der Genehmigung die dergeftalt durch- 
ſtrichenen Stellen ausdrüdlich von derfelben auszunehmen; 
2, die Herausgeber aufzufordern, fünftig von der zw cen- 
firenden Nummer des Blattes zwei-gleichlautende Erent- 
plare zu dieſem Zwecke einzureichen, von denen nad) ge— 
ſchehener Cenſur und Unterſchrift beider eines dem Heraus⸗ 
geber zurückzugeben, das andre aber der Polizeibehörde des 
Oris zu überſenden iſt. Der letztern liegt alsdann die 
ernftliche Pflicht ob, ſtreng und ſorgfaͤltig darüber zu 
wachen/ daß a, nicht das Geringfte, es fei von welchem 
Inhalte und Umfang es wolle, wenn daffelbe nicht vorher 
der Cenſur unterlegen hat, abgedrudt;, ebenſo b, die vom 
Genfer geftrichenen Stellen auf Feinerlei Weife veröffentlicht 
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werben; im Webertretungdfalle aber den Herausgeber un- 
nachſichtlich zur gerichtlichen Beftrafung anzuzeigen.” — 

Doctor Pinhas wurde zu einer Geldftrafe verurtheilt, 
weil er eine vom Herrn Nebelthau geftrichene Stelle in 
die von ihm herausgegebne Kaffelfche Zeitung aufgenommen. 


In Baden wurde der Beginn ded Jahres 1833 durch 
einen Conflict der Freiburger Bürgerfchaft mit ber Staate- 
regierung bezeichnet. Herr v. Rotted, dem fo eben ber 
achte und neunte Ehrenbecher — von „den freien Bür- 
gern des Babdenfchen Oberlandes“, wie die Infchrift auf 
dem einen lautete, und von Karlsruher Bürgern — zuge 
fandt worden war, Herr v. Rotted wurde am 7. Sanuar 
durch 927 unter 1246 fiimmenden Bürgern zum Bürger- 
meifter von Freiburg erwählt. Die Bürger feierten ihre 
eigene Freifinnigfeit durch einen brillanten Fackelzug, Feuer- 
wert, taufendftimmige Lebehochs und eine Serenade vor 
v. Rottedd Haufe. 

Herr v. Rotteck ſprach eine kurze Danfrede: „Hoch- 
verehrte Mitbürger und Freunde! Verhältniſſe ſchließen 
mir den Mund und laſſen mid) die Gefühle, die jetzt mein 
Herz überftrömen, nicht ausfprechen, wie id) ed möchte, 
laffen mich nicht mit jenen Worten danken, die meine 
Empfindung ausdrüden. Ich will Ihnen aber durch die 
That danken. Jener Tag wird der ſchönſte meines Lebens 
fein, an weldyem ed mir möglich ift, Breiburg einen feiner 
würdigen Dienft zu leiften”. Biele Studenten hatten am 
Fadelzuge theilgenommen, auch ihnen dankte der Gefeierte, 





123 


zugleich auf feine academifche Wirffamfeit ſich beziehend: 
‚Bier und dreißig Jahre habe ich das academifche Lehr- 
amt vorwurfsfrei verwaltet, ımd bin endlich 'ehrenvoll zur 
Ruhe gefeßt worden”. Bravo’s und begeilterte Rufe er- 
fcholfen aus der Menge. „Die Einigkeit der Bürgerfchaft 
lebe hoch“, rief ein Bürger, und v. Rotteck drüdte die 
Hände gegen die Bruft und ſchwang fie dann hoch empor, 
das Hoch mitrufend. „Der große Deutiche Mann, Karl 
von Rotteck lebe hoch”, rief ein anderer. Zuletzt brachte 
v. Rotted den Spruch: „Freiburg, Baden, Deutichland 
lebe hoch“ und feine beiden emporgeſtreckten Hände fchienen 
den Himmel zum Zeugen der Wahrhaftigkeit feiner Geſin— 
nung anzurufen. 

Das Badifche Volksblatt fagte bei diefer Gelegenheit: 
„Eine ſolche Wahl des Mannes, welchen die Ariftofraten 
baffen und die Völker lieben, von einer der Hauptitädte 
des Landes andgegangen, tft in den gegenwärtigen Zeitver- 
hältniffen nicht blos ein Badifches fondern ein Deutfches 
Ereignig. Ehre den Wählern und dem Gewählten! Ehre 
dem Namen der Stadt Freiburg!” 

Die Großherzoglihe Negierung beftätigte die Wahl 
nicht. 


Die Landftände des Großherzogthums Heffen begannen 
im Jahre 1833 nach  vierzehntägiger Unterbrechung, Faum 
ihre Sißungen wieder, ald die Negierung durch ein Reſcript 
die wegen der Bundesbeichlüffe zwifchen ihr und der Volks— 
vertretung beftehende Differenz zu löſen ſuchte. Am 7. 
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Januar eröffnete der Präfident, Geheimerath Schend, die 
Sigung mit dem Bericht, daß ihm fo eben auf feinem 
Wege nad) der Kammer ein Minifterialerlag zugeftellt fe, 
welchen er hiermit verlefen wolle. Seine Königliche Ho- 
heit, hieß ed in diefem Bericht, hätten von den Anträgen 
Kenntniß genommen, welche wegen des bie Aufrechthaltung 
der gefeßlichen Ordnung und Ruhe im Deutichen Bunde 
betreffenden Bundesbefchluffes vom 28. Juni bei der zwei⸗ 
ten Kammer gemacht worben feier. Mit Befremden 
hätten Allerhöchftdiefelben aus. dieſen Anträgen erfehen 
müffen, wie die verbreiteten falfchen Anſichten über ben 
gebachten Bundesbeſchluß in die zweite Kammer Ihrer 
getreuen Stände eindringen und Aufforberungen an die 
Kammer veranlaffen fonnten, deren Berfolg nur zu einer 
Ueberfchreitung der ftändifchen Befugniffe zu führen vermöge, 
ja die fo weit gehen, zu behaupten, ©. Königlicye Hoheit 
der Großherzog befinde fid) dem Deutfchen Bunde gegen- 
über in einer Lage, worin Allerhöchftdiefelben der Hilfe 
Ihrer Stände zur Aufrechterhaltung dar Staatsgewalt und 
verfaffungsmäßigen Rechte Sr. Königlichen Hoheit bedürf- 
tig feien. Obgleich die Theilnahme Sr. Königlichen Hoheit 
an den Verhandlungen und Befchlüffen des Deutfchen 
Bundes aller Mitwirkung der Stände entzogen und die 
Staatdregierung in Feiner Weife gehalten fei, mit denfelben 
in besfallfige nähere Erörterungen einzugehen, fo habe doch 
der aufrichtige Wunfch, durch Hindeutung auf dad allein 
richtige Sachverhältniß möglichen Irrungen in einer mit 
ihren Rechten und ihrer Würde vereinbarlichen Weife vor- 
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zubeugen, Allerhöchitdiefelben bervogefi, das Staatöminifte- 
rium gnädigft zu beauftragen, an die verehrliche zweite 
Kammer der Ständeverfammlung in Bezug auf Die er- 
wähnten Anträge gegenwärtige fchriftliche Erörterung ge- 
langen zu laffen. 

Sr. Königliche Hoheit feien den ſechs Beltimmungen 
des Bundesbeichluffes vom 28. Juni durch Ihren Bundes- 
tagsgefandten beigetreten, und hätten ſolche durch Ihr 
Miniſterium im Regierungsblatte verfündigt, nachdem Sie 
Sid; vellfommen überzeugt, wie diejelben, was aud) bei 
deren Verfündung ausgedrüdt fei, durchans auf den Grund— 
gefegen des Bundes beruhen, und der Berfalfung des 
Großherzogthums in Feiner Weiſe Eintrag ihuen. — Der 
Berfolg des Erlaffes wies die Webereinftimmung der ſechs 
Artifel mit den Grundgeſetzen ded Bundes, der Bundes— 
und W. Schlußacte und der Berfaffungsurfunde des Groß— 
herzogthums nach, und machte daher den Großherzog durd) 
Fefthaltung an den ſechs Artifeln zu einem Schüger der 
Berfaflung den Ständen gegenüber. 

Der erfte Artifel entfpreche vollftändig dem Artifel 
57. der W. Schlufacte und den 88. A. 66. der Berfaf- 
fungsurfunde: der Großherzog habe auch vor dem Bundes- 
befchluffe vom 28. Juli nur die den wirflichen Verhält- 
niſſen gemäße Anficht gehabt, haben können und werde nie 
von derfelben abgehen: „daß nämlich die in der angeführ- 
ten erften Beftimmung des fraglichen Bundesbefchluffes aus 
Beranlaffung befannter Ereigniffe wörtlich ausgedrücte und 
beftätigte Berpflihtung der Mitglieder des Bundes, eine 
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nothwendige Folge Seiner Souveränität, der W. Schluf- 
acte und der Berfaffungsurfunde des Großherzogthums fei.“ 

Die Berfaffungsmäßigfeit des zweiten Artifeld wurde 
aus Artifel 57 der W. Schlußacte und aus $ 68 der 
Gr. H. Berfaffungsurfunde bewiefen. 

Was den dritten Artifel angehe, fo beziehe er fich 
auf Artifel 2 der Bundes⸗ und Artifel 1 der Schlußacte; 
hiernach fei der Deutfche Bund ein völferrechtlicher Berein 
der Deutfchen fouveränen Fürften und freien Städte zur 
Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit ihrer 
im Bunde begriffenen Staaten und zur Erhaltung der in- 
nern und dAußern Sicherheit Deutſchlands. Befage nun 
der dritte Artifel der Bundesbefchlüffe vom 28. Juni, dag 
die innere Gefeßgebung der deutfchen Bunbesftaaten weder 
dem Zwede ded Bundes irgend einen Eintrag thun, noch 
der Erfüllung fonftiger bundesverfaffungsmäßiger Berbind- 
lichkeiten hinderlich fein dürfe, fo werde und konne aud) 
Se. Königliche Hoheit der Großherzog nie ein Geſetz vor- 
fchlagen oder genehmigen, welches mit diefer Beſtimmung 
im Widerſpruch ftehen würde. Sie feien um fo mehr in 
der Eigenfchaft eined Bundesglieded hierzu berechtigt und 
verpflichtet, ald die Bunded- und Schlußacte vor der Ber- 
faffungsurfunde des Großherzogthums beftanden und die 
Grundlage bderfelben gebildet haben. Der Standpunft Sr. 
Königlichen Hoheit dem Deutjchen Bunde gegenüber habe 
durch die Verfaffung des Großherzogthums in Feiner Weile 
verändert werden fünnen; wie wenig dies aber auch in 
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der Abſicht des höchſten Berleiherd gelegen habe, gehe aus 
den Art. 1 und 2 der Verfaffungsurfunde hervor. 
Art. 1. „Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil 
des Deutfchen Bundes.” 
Art. 2. „Die Beichlüffe der Bundesverfammlung, welche 
die verfaffungsmäßigen Verhältniſſe Deutſchlands, 
oder die Berhältniffe Deutfcher Staatsbürger im 
Allgemeinen betreffen, bilden einen Theil bes 
Heifiichen Staatsrechtd und haben, wenn fie von 
dem Großherzog verfündet worden find, in dem 
Großherzogthume verbindende Kraft. Hierdurch 
wird jedoch die Mitwirfung der Stände, in An- 
fehbung der Mittel zur Erfüllung der Bundesver- 
bindlichfeiten, in foweit diejelbe verfaffungsmäßig 
begründet ift, nicht ausgeſchloſſen.“ 

Aus diefen Artifeln erhelle ja auch, daß die Befchlüffe 
des Bundes, fobald fie von dem Großherzog, fei Dies in 
einer Höchſt eigenhändig vollgogenen Befanntmachung, oder 
dur fein Minifterinm, in gefeßlicher Weife, verfündet 
feien, ohne Weitered im Großherzogthum verbindliche Kraft 
haben. 

Was die durch) den vierten Artifel des Bundesbe- 
fchluffes vom 28. Juni zur Beauffichtigung der ftändifchen 
Berhandlungen eingefegte Commiſſion betreffe, jo fei dieſe 
Beftimmung der Gefchäftsordnung der Bundesverfammlung 
gemäß, welche zum: Zwed ihrer Berathungen, binfichtlich 
der einzelnen -bei ihr vorfommenden Gegenftände, fo lange 
fie eriftire, Commiffionen ernannt habe und noch ernenne. 
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Es fei daher ganz natürlidy gewefen, daß die Bundesver- 
fammlung, durch mehrere notorifche Vorgänge dazu veran- 
laßt, auch eine Commiſſion ernannt habe, welche in Bezug 
auf die Würde und Gerechtfame des Bundes, fowie deffen 
verfaffungsmäßigen Organs, und auf die durch die Bun- 
deöverträge garantirten Regierungsrechte der Mitglieder 
ded Bundes, den ftändifchen Verhandlungen in Deutichland 
fortwährend ihre Aufmerffamfeit widme und Hinfichtlich 
derfelben nöthigenfalld der Bundesverfammlung Anzeige 
mache. Es fünne nicht geläugnet werden, baß, was ind- 
befondre die NRegierungsrechte betreffe, der Deutiche Bund 
allerdings das größte Sntereffe dabei haben müſſe, in Die 
Landesverfaffungen feine, mit der Bundesverfafjung in 
MWiderfpruch ftehende Beeinträchtigungen der in den Sou⸗ 
veränd vereinigten Rechte der Staatsgewalt aufgenommen 
zu fehen. 

Der fünfte Artikel entfpreche dem Artikel 59 der 
Schlußacte der Großherzoglich Heffifchen Verfaſſung und 
dem Artifel 18 der landftändifchen Gefchäftdorbnung. 

In Betreff des fechften Artifeld, welcher dem Deut- 
ſchen Bunde das ausfchliegliche Recht der Interpretation 
der Bundesgeſetze zuerfannte, erflärte der Minifterialerlaß: 
„ed gab einen Deutfchen Bund, die Bundedacte und die 
Schlußacte eriftirten, ehe das Oroßherzogthum feine Ber- 
fafjung hatte; die Bundesacte war ed, welche durch ihren 
13. Artikel in Heilen, wie anderwärtd im Deutfchen Bunde, 
wo ed feine Stände gab, diefelben ind Dafein rief, Durch 
die Schlußacte wurden gewiſſe allgemeine Normen für die 
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landftändifchen Berfaffungen in den Bundesſtaaten gege- 
ben. Diefe mußten auch in der Berfaffungsurfunde bes 
Grofherzogthums genau beachtet werden. Am wenigften 
geitatten folche aber den Ständen eined Bundesſtaates ſich 
mit der Ausfegung > der Bundesgeſetze zu befaſſen. Eine 
Einmiſchung ‚der Stände in dieſe Auslegung würde fo mes 
nig mit der Souveränität: des Großherzogs, mit den Rech— 
ten des Bundes und: mit den bundesgrundgeſetzlichen Vor— 
ſchriften zu vereinigen fein, als den Ständen in dieſer 
Beziehung durch die Verfaſſungsurkunde irgend eine defug- 
niß eingeräumt; worden iſt 
Das Staatsminiſterium ſchloß mit der —* die 
verehrliche zweite Kammer werde in: der mitgetheilten Aus⸗ 
einanderfetzung eine hinlängliche Beruhigung hinſichtlich ih— 
ver wirklichen verfaſſungsmaͤßigen Befugniſſe finden und 
daher den wegen des Bundesbeſchluſſes vom 26. Juni bei 
ihr gemachten Anträgen Feine Folge geben“ Uebrigens 
habe. Se Königliche Hoheit: der Großherzog befohlen dieſe 
Eroffnung mit der feierlichen Erklaͤrung zu ſchließen: daß 
Allerhöchſtdieſelben 4. als Mitglied des. Deutſchen Bundes 
und als Souverän des Großherzogthums Heſſen, in Bezug 
auf Ihre und des Großherzogthums Verhältniſſe zum 
Deutſchen Bunde auf keinen Fall eine andre Wirkſamkeit 
der Stände anzuerkennen vermögen, als welche deuſelben 
in der Verfaffungsurfunde ausdrücklich zugeftanden ſei; und 
dad Allerhöchftdiefelben hiernady insbefondere 2. aud) hin» 
ſichtlich des unter Ihrer Zuftimmung entftandenen und auf 


gefegliche Weiſe verfündeten Beſchluſſes vom 28. Juni 
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durchaus Feine auf die erwähnten — mit der Bunbes- 
und Landesverfaffung im Widerfpruc, befindlichen — An- 
träge eingehende Wirkfamfeit. der Stände dulden fünnen 
und werben. 

. Die zweite —— hörte die Vorleſung dieſes Mi- 
nifteriafer[affes mir ruhiger Aufmerffamfeit au; fie befchlog, 
denfelben dem zweiten Ausfchuffe, welchem die Berichter- 
ftnttung-über die in dem Erlaß verpönten Anträge oblag, 
zu überweifen. 

Am 14. Januar befchäftigte fie ſich mit dem Antrage 
des Grafen Lehrbach auf Zulaſſung der Frauen bei den 
öffentlichen Sigungen. Herr Glaubrech unterſtützte den 
Antrag, weil er in ihm einen Act der Gerechtigkeit gegen 
das weibliche Geſchlecht erblickte; die bisherige Ausſchlie⸗ 
fung der Frauen fei eine Unbilde; nur in einem despoti⸗ 
fen Staate habe die. Frau Fein Baterland und feine 
Rechte; in Bezug auf fie, die Gefährtin des Mannes, fei 
der Grundfag der Gleichheit vor dem Gefeße noch nicht 
durchgeführte. Der Redner erinnerte an Beturia, am bie 
Spartanerinuen, an die Weiber der .alten Germanen, an 
Charlotte Corday. Daß die Frauen an den Staatöge- 
fchäften feinen activen. Antheil nehmen, fei eine natürliche 
Folge ihres Gefchlechtes, allein :die' Zeit fei gelommen, mo 
aud) fie an. dem Gemeinwohl Intereſſe nehmen müßten 
und nähmen.. Herr €; €. Hoffmann erinnerte. daran, daß 
man in benachbarten Ländern Frauen mit weiblichen Arbei- 
ten befchäftigt und den Berhandlungen aufmerffam folgend, 
auf den Tribünen erbliden fünne. — Hierauf fand die 
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geiftige Bildung der Heffifchen Frauen am Grafen Lehr- 
bad) einen beredten Berfündiger,; die Frauen der neuern 
Zeit, meinte er, jeien der Bormundfchaft der Männer ent- 
wachſen und fühen der Mündigfprechung entgegen. — Herr 
Tromler erflärte, daß die Frauen, die zu den öffentlichen 
Laſten beitrügen, doch wenigftend bei Verhandlungen der 
Öffentlichen Angelegenheiten Zubörerinnen fein müßten; Jaup 
wünfchte die Gegenwart der Rrauen, weil durch fie die 
Heftigkeit der Discuſſion gemildert werde. — Mur Die 
Herren Aull und Mohr faben in der Herbeiziehung der 
Frauen, felbft nur als Zubörerinnen, zu den Staatdange- 
fegenheiten eine Gefährdung des gefelligen Lebens, des 
häuslichen: Friedens und der Familieneintracht, wiewohl 
der‘ erftere Nebner mit Freuden die Thatfache mittheilte, 
Daß das. moderne Weib dem Geifte der Bewegung nicht 
fremd geblieben ſei. 


Am 15. Sanıar wurden die Würtembergifchen Land— 
fände eröffnet. Es war zu diefem Acte eine ungewohns- 
liche Menfchenmenge nach Stuttgardt herbeigefommen; man 
ſah am 15. Januar Perſonen aus allen Theilen ded Lanz 
des in den Straßen der Hauptitadt, Bauern aus der Um— 
gegend: hatten ſich auf die Beine gemacht, und man fagte 
ſich, daß feit dem Jahre 1815 Fein Landtag eine fo allge- 
meine. Theilnahme erwecdt habe. Bolfgerwartungen waren 
alfo rege und die Abgeordneten erwarteten von fich felber 
etwas. 


Zur Feier der Eröffnung hielt der Prälat v. Haas 
9* 
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in der Stiftöficche die Landtagspredigt; den Deputirten, 
als fie aus der Kirche nach dem Ständehaufe zogen, rief 
das Bolt auf der Straße zu: „Es. leben die Bürger- 
Abgeordneten! Es lebe die Preßfreiheit!‘ 

Se. Königliche Majeftät fanden ſich durch Unmohlfein 
verhindert, im eigener Perfon die Stände mit der Thron- 
rede zu empfangen, der probiforifche Chef ded Departe- 
ments ded Innern verlad dieſelbe: In ihr war erklärt, 
daß Se. Königliche Majeftät ſich zu Höchkt-Ihrem wahren 
Bergnügen in dem Fall fänden, den Ständen anzufündi- 
gen, daß ber Buftand der Würtembergifchen Finanzen, in 
Folge ihrer geregelten und auf zweckmäßige Sparfamfeit 
zielenden Verwaltung, es geftatte, eine merfliche Herab- 
fegung der Salzpreife und der Notariatöfporteln in Antrag 
zu bringen. Durch bie Borlegung eined Criminalgefeß- 
buches folle einem Beduͤrfniß Genüge gefchehen, welches 
durch die mehrfach ausgefprochenen Wünfche der Stände, 
ſowie durch die Anträge aller Juſtizbehörden laut aner- 
fannt worden fei. Eine Erleichterung werde bei der Mit« 
theilung verfchiedner Gefeßentwürfe beabfichtigt, deren ge— 
meinfchaftlicher Zweck auf die Vereinfachung und Minderung 
der Abgaben von Grund unb Boden gerichtet fei. Der 
König ließ erflären, daß Höchfidiefelben nichts in. dem 
Gange, den Er fich felbft vorgezeichnet, durdy den. Er ſich 
die danfbare Anerfennung Seiner Unterthanen, wie das 
Bertrauen Seiner Deutfchen Bundesgenoffen erworben habe, 
wanfend machen werde; daß Er mit Rührung in diefer 
bewegten Zeit von allen Ständen feines geliebten Bolfes 
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mannigfache Beweife treuer Anuhänglichkeit an Höchft Seine 
Derfon empfangen: und fid aufs Neue von deffen recht- 
lihem Sinn überzeugt habe, der durch unverrüdten. Ge- 
horſam gegen; die Geſetze ſich kundgebe. „Dieſes Volk, 
verſammelte Stände, heftet jetzt auf Sie Blicke geſpaunter 
Aufmerkſamkeit; ihnen folgen die des geſammten Deutſchen 
Vaterlandes. Werden Ihre. Verhandlungen durch wohl⸗ 
verſtandenen Eifer für das Vaterland geleitet, durch treue 
Liebe für: daſſelbe beſeelt, dann dürfen Sie auf allgemeine 
Zuſtimmung, dann auf den Danf und:den Beifall eines 
Regenten zählen, deſſen Höchſtes Streben dahin gerichtet 
iſt, dem Vaterlande Vater zu ſein.“ 

Es kam nun darauf an, wie die Kammer der Abge— 
ordneten „den Eifer für das Vaterland,“ der von ihr ge— 
fordert wurde, „verſtand,“ und ob ihr Beſtreben mit dem 
bed „Vaters des Vaterlandes“ congruiren. werde. Anlaß 
zu einer, Differenz der Gtändeglieder unter einander. und 
mit? der! Stantöregierung bot gleich der. in der erſten Siß- 
ung vorgetragene Gegenſtand dar. < Der permanente ſtaͤn⸗ 
diſche Ausfchuß Hatte: nämlich ſieben Wahlen beanftandet? 
Die Rechtöconfulenten Kübel, Wagner; Rödinger und Ta— 
felnbie: in den zwanziger Jahren eine Feftungsftrafe ‚wegen 
politifcher „Vergehen erlitten, wurden aus dieſem Grunde 
des Nepräfentationdrechtes unfähig, erklärt, der Freiherr 
vom Wangenheim deshalb; weil er: zur Zeit der. Wahlen 
feinen: Wohnfig nicht in Würtemberg gehabt habe, zwei 
andre wegen Formfehler. 
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Die Lage: der Sache in Bezug auf die vier Rechts— 
confulenten war: Der Art. 135 Nr. 2 der Würtember- 
gifhen Berfaffung ſprach Denjenigen der ſtaatsbürgerlichen 
Wahlrechte verluftig, welcher, „durch gerichtliches Erfennt- 
niß zur Dienftentfeßung, zur Feſtungsſtrafe mit Zwang ga 
Öffentlichen Arbeiten oder angemeffener Befhäftigung, oder 
zum Zuchthaus verurtheilt worden.“ Es konnte alſo gar 
feine Frage fein, ob jene vier zum Eintrift in die Kam⸗ 
mer fähig ſeien, wenn nicht die Rechtskraft des ſie ver⸗ 
urtheilenden Erkenntniſſes ſpäter durch die Gnade des RE 
nigs aufgehoben worden wäre. Dieſe Begnadigung ſagten 
die Einen, habe die Verurtheilten wieder in den vorigen 
Stand geſetzt; durch die Begnadigungy*fagten die Andern, 
fet die im Art. 2 angezugene Thatſache der Berurtheilung 
nicht aufgehoben, den Berurtheilten alſo ihr Wahlrecht 
nicht wieder gegeben: worden. Der Aletztern Meinung war 
die Regierung, der eriteren die Oppoſition und es zeigte 
fi hier, daß die Regierung fich gegen eine-von der Op- 
poſition verfuchte Ausdehnung eined ‚Königlichen Rechtes 
ftemmte: jene vier Berurtheilten Hätten die Stimmenzahf 
der Oppofltion vermehrt. 

Nachdem am 16. Januar ber Bericht ded genannten 
Ausfchuffes über die Wahlen verlefen war, trug der Ge— 
heimerath v. Herbegen, als Borftand ded Finanzminifte- 
riumd, die Refultate der Staatsrechnungen in den legten 
drei Etatsjahren vor und entwickelte, wie die fchon in der 
Thronrede in Ausficht geftellten Erleichterungen bewerfitel- 
ligt werden follten. Kaum hatte er den Saal verlaflen, 
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als ſich der Altersprafident Herr; Eifälfer erhob: die. Ver- 
armung ded Bolfes nehme anerfannter Maaßen täglich zu, 
fchnelle Abhülfe fei Dringend nothwendig, und’ fo halte er 
ed für Pflicht des Deputirten, mit dem . guten ‚Beifpiel 
poranzugehen. Er erklärte, daß er ſich ſtatt der fünf 
Gulden dreißig Kreuzer Taggeld mit vier Gulden dreißig 
Kreuzer begnüge, und forderte ſeine Collegen, die vielleicht 
zu gleichem Opfer bereit ſeien, auf, jetzt, bei ſich bietender 
günftiger Gelegenheit, desgleichen zu thun. Sogleich hörte 
man von verſchiedenen Seiten: „ich auch, ich auch;“ der 
Praͤlat von Maͤrklin rief, er habe vorgehabt, ‚einen hieraͤuf 
bezüglichen Antrag, zu ſtellen. Der begeiſterte Wille einen 
Gulden: dem leidenden Bolfe darzubringen, ſprach ſich bald 
in einer, allgemeinen Erhebung aus: man ſahuerſt die 
Abgeordneten: Murſchel, Dörtenbach, Walz, Märklin dem 
Secretariatstiſch zueilen, eine Maſſe von Abgeordneten, 
unter ihnen der Erzbiſchof von Rothenburg, Die proteſtan⸗ 
tiſchen Praͤlaten, der Bannerherr den Landesuniverſität bes 
wegten ſich dem Secretariatstiſche zu. Da rief der Ab⸗ 
geordnete Bollſtetter: „Wenn wir dem Lande nichts nutzen 
als das, ſo iſt es zum Erbarmen. Jetzt war das Eis 
gebrochen und die Abkühlung auf den Guldenenthuſiasmus 
folgte: ich verzichte,“ fagtesHere Gmielin, nicht auf 
meine 5 Gulden 830 Kreuzer, aber ich werde einen Gul⸗ 
den) davon täglich den Armen zukommen laſſen.“ Andre 
erhoben ſich gegen das Unparlamentariſche, gegen die Form 
des Actes und meinten, die Regierung habe über die Sache 
den erſten Antrag zu ſtellen. Ein: Militär ließ einige 
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Worte von gezwungener Großmuth, fonftigen ſixen Befol- 
dungen, und der Leichtigkeit, etwas wegzuſchenken, menn 
man: in Stuttgarbt. wohne, fallen. Bei dee Ungewißheü 
der. Meiften, : was fie nun thun follten,, wurde der Lärm 
groß und fürıdie Würde; der Kammer gefährlich Daner« 
hob fich Herr: Elſäſſer von Nenem : Sollte ich in ben 
ftändifchen Ausschuß gewählt „werden ‚ifo begnuge ich mich 
mit: 1600 ſtatt mit 1800 Gulden, seine Weile tpäterNbin: 
zufügend: „ſollte ich “zum. Bräfidenten erwählt werden ſe 
würde. ich 3000 ‚ftatt 5000 Gulden genügend finden." Es 
entftand nun ein allgemeines. Durcheinanderfchreien, bis 
endlich Herr Uhland den Antrag ſtellte, Die Sache einer 
geordneten, nn —— EN zu 
unterwerfen. 

In der Sitzung des nachſten —— konnte es der 
Domdechant v. Jaumann ſchon unternehmen, darauf an- 
zutragen, daß die geſtrige Diäten-BVerhandlung gänzlich 
aus dem Protokoll wegbleibe, weil die Verzichtleiſtung auf 
einen Gulden reine Privatſache der einzelnen Abgeorbueten 
fei, die Verhandlung ‘darüber alfo. gegen: die Geſchaͤftsord⸗ 
nung verftoße. Der Abgeorburte Schott beinerfte, daß ber 
Borgang als eine Thatſache wicht aus dem Protofoll ge» 
ſtrichen werden könne und endlich vereinigte: fi die Kam⸗ 
mer auf den Antrag bed Freiheren von Gaisberg dahin, 
ed genüge, der Erflärung des Alteröpräfldenten und des 
Umftandes zu erwähnen, daß: fi) mehrere: Mitglieder der⸗ 
felben angefchloffen haben... Nunmehr ftellte Herr Pfleiderer 
einen förmlichen Antrag. auf Herabſetzung ber ftändifchen 
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Diäten und Befoldungen. - Herr Walz mollte, daß die Er- 
fparnifje auf ſchnelle Verbreitung der ftändifchen Protokolle 
verwandt werden follten. — In der Nedarzeitung Tas 
man gleich darauf eine Erklärung des Abgeordneten Bieg- 
ger: auch in einer Berfammmlung deriBürgen. feiner Bater- 
ftadt fei ein ähnlicher Antrag auf Herabfegung der Tag— 
gelder geftellt worden, jene aber hätten mit Biederkeit er- 
Hart: „wenn Ihr Wbgeordnete Eure Schuldigfeit thut, 
wenn Ihr des Könige und des Vaterlandes unzertrennlich 
Wohl ohne alle Nebenrüdficht furchtlos und treu verthei⸗ 
digt, dann ſind fünf Gulden dreißig Kreuzer wicht zu viel; 
wenn nicht, dann iſt jeder Groſchen hinausgeworfen.“ 
Herr, Biegger warnte davor, der: Geld⸗Ariſtokratie die Hand 
zu bieten; man; ſei nahe daran, einen Vorzug der Wür—⸗ 
tem bergiſchen Verfaſſung, den keine andre mit ihr, gemein 
habe, zu vernichten und das unbemittelte Soalenn aus der 
Volkskammer zu jagen. 

Am 17. Januar ‚legte Hem Schont in der — 
ni Kammer; einen Antrag auf Preßfreiheit und Vollziehung 
der hierauf bezüglichen Artikel der Verfaſſung nieder 

Die. Abſtimmungen bei: der Wahl eines Präſidenten 
zeigten, Daß: die -Oppofition, wenn auch. nicht die Majoris 
tät, ſo doch seinen bedeutende Stimmenzahl für fid) haben 
Man wußte, daß dieſe fogenannte Oppoſition, eine Darz 
thei, welche in der Entwicklung und Sicherſtellung des 
Repräſentativſyſtems ihr Ziel ſah, mit liberalen Anträgen, 
auch gegen die Bundesbefchlüffe ſchwanger ging: - und. fo 
verbreitete fi) das Gerücht, Daß die Siäungen Der Kam— 
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mer, kaum — einer nahen nn entgegen- 
gingen. 

Als der Präftdent am 21. Januar der Tagesordnung 
gemäß die Wahl der Finanzkommiſſion vorgenommen wiffen 
wollte, gab Herr Wieſt der Beforgnig Worte, dag man 
nur deshalb fo fehr anf die fhleunige Wahl ded Finanz- 
ausfchuffes dringe, um fofort in der für ihre Beichäftigung 
zu gewährenden Zeit den Vorwand zur Bertagung ber 
Stände zu finden; was dann wohl aus der Erfüllung der 
MWünfche ded Volks werden folle, welches auf die jeßige 
Berfammlung fo bedeutende Hoffnungen feße und fo große 
materielle Erleichterungen zu erwarten habe? „Die Grund⸗ 
holden,“ fagte er, „verlangen Schuß für ihre Rechte, fie 
klagen über Willfür gutöherrlicher Beamten; dieſe Klagen 
überfteigen allen Glauben. Ein fefter Rechtszuſtand für 
gutöherrliche Berhältniffe fehlt, und doch find dieſe es, 
welche tief eingreifen. Iſt der frei, weldyer von Abgaben 
aller Art, Tanded- und gutsherrlichen erdrückt, von einem 
Heer Schreiber abhängt, welches Feinen eigenem Fleck har? 
MWahrhaftig! Freifinnige Lehn-Edicte, freie Verfaſſungen 
find ein Spott auf Staatsbürger, bie unter Abgaben er- 
liegen. Freilich fagen die Staatsbeamten: wie foll gehol⸗ 
fen, wie foll das dadurch. entitehende Deftcit gedeckt werden? 
Das Volk weifet auf Verminderung der Appanagen, - der 
Penfionen der hohen Beamten, auf Erhöhung der Capital- 
und Befoldungsftener, Schuß der Gewerbe, Bereinfachung, 
Abſchaffung des Fatholifchen Kirchenrechtd. Diefe Wünfche, 
diefe Befchwerden vorzutragen, bier zu helfen, iſt unfre 
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licht; micht aber eine Sommifflon zu ernennen, die ein 
erhöhtes Budget votire, und dann heimzugehn. Wie: müßten 
wir armen: Sünder vor unfern Gommittenten dann erſchei—⸗ 
nen? Unerſchrocken, furchtlos erfchalle unſer "männlicher 
Ruf,damit die Minifter die Wahrheit: hören! Materielfe 
Erleichterung thut am meiften: Noth, rufe ich daher! Rei— 
nen Gewiſſens kam ich, ‘reinen Gewiſſens möchte ich heim— 
ehren“, ⸗ Auch Herr Pfleiderer verwahrte fich gegen die 
Ernennung der Commiſſion; nach der Berfaflung müſſe 
zuerſt die Prüfung der verwendeten Steuern geſchehen, "ehe 
neue bewilligt würden... 

Herr’ Feuerlein fuchte das Gerücht der BVertagung 
Dadurch. zu. widerlegen, daß er erflärte, er wife won dem— 
felben nichts und glaube um fo weniger daran, als: jeder 
Tag wichtige: Motionen bringe. — Herr Uhland bemerkte, 
die Rücficht der Delicatefle gegen. dad Volk erfordere, daß 
die Wahl der Finanzcommiſſion nicht das erſte Lebenszei—⸗ 
chen ſei, welches die Kammer von ſich gebe, — Endlich 
nad) langer Debatte trug Herr Feuerlein darauf an, heute 
nicht zu wählen, die erſte Kammer aber für: bie nächſte 
Sitzung zur Anhörung des Nechenfchaftsberichtes einzuladen 
und: ſodann die Berathung: des finanziellen Theiles des 
Rechenſchaftsberichtes auf die Tagesordnung: zu ſetzen. 
Beſchließe dies die Kammer ohne förmliche Abſtimmung, 
fo ſei Das: wohl als ein Verſoͤhnungsact unter den Mit- 
gliedern zu betrachten, die hiermit einander genähert wür— 
den. Die Kammer vereinigte fich hiermit durch allgemei— 
nett Zuruf. 
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Die Sitzung ded 23. Januar brachte mehrere Un | 


träge und Petitionen. Der Abgeordnete v. Römer wollte 
eine Zurüdnahme des Verbots ber Vereine zur Befprechung 
landftänbifcher Angelegenheiten und: der. Befchränfung poli⸗ 
tifcher. Berfanimlungen; | Herr Kaiſer Feine Verwandlung Über 
Zehnten in eine Geldgilte undi Geſtattung gaͤnzlicher Abz 
Iöfung derſelben. Der Abgeordnete Wieſt hielt einen faſt 
drei Stunden langen: Vortrag, welcher in der innern Ver⸗ 
waltung Wuͤrtembergs mancherlei undbedeutende Schäden 
aufdeckte: die Gemeindeverwaltung leide unter der Bevor⸗ 
mundung durch die Schreiber; das. Drückende des Spor— 
telgeſetzes ſei von der Regierung ſelber anerkannt; die 
Lebenslänglichfeit der Gemeinderäthe, die Beſchränkung des 
Rechts der Gemeinden, ihre Schultheißen zu wählen, die 
Befreiung des Adels von den Communallaſten, die Heim 
lichkeit der Verhandlungen des Gemeinderaths wurden von 
dem Antragſteller unter die zu reformirenden Schäben ge⸗ 
rechnet, der Druck ſeines Vortrags, deſſen Wichtigkeit durch 
mehrere Stimmen auerkannt wurde, mit 65 gegen 9 Stim- 
men befchloffen, . — U 

Der 25. Januar war herangekommen, und Kaſſel 
ſah nur erſt zwanzig und zwei oder drei Deputirte in ſei⸗ 
nen Mauern, da doch acht: und zwanzig wenigſtens nöthig 
waren, um zur Präfidentenwahl fdhreiten zu können. Der 
fländige Ausfchuß hatte fich. einftweilen in dem für bie 
Sigungen der Tandesvertreter neu eingerichteten Lokal in- 
ftallirt, um die Legitimationdurfunden zu prüfen. Der 
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Oberappellationsgerichtsrath Pfeiffer, den Obergerichtsräthen 
MWerthmüller, Cnyrim, Wiederhold Dedolph war der Urlaub 
verweigert worden, weil die Gerichte ihrer Thätigkeit nicht 
entbehren konnten; und in Bezug auf dieſe Urlaubsverwei—⸗ 
geringen war. die Competenz der Regierung unbeſtritten. 
Ferner aber waren den Anwälten Schwaärzenburg, Heukel 
und Schäffer, dem Bibliothekar Bernhardi und dem Vros 
feſſor Jordan von Seiten der Regierung Schwierigkeiten 
in den Weg gelegt worden, alle dieſe Herrw glaubten der 
Urlaubsertheilung durch das Miniſterium nicht zu bedür⸗ 
fen, waren. auch gar nicht um eine ſolche eingekommen; 
außer Profeſſor Jordan, der gar keiner Genehmigung zum 
Eintritt in die Ständeverſammlung bedürftig zu ſein be— 
hauptete, hatten ſie von der ihnen unmittelbar vorgeſetzten 
Behörde Urlaub erhalten; das Miniſterium aber erklärte 
ſich für Die zur Urlaubsertheilung einzig. competente Be— 
hörde weil die unteren. Behörden nur eine ſolche auf 
wenige Wochen geben koͤnnten, verlangte um dieſelbe ans 
gegangen zu werden und unterſagte jenen Herrn bis dahin 
ben Eintritt in die Kammer. 

Profeffor. Jordan war am 11. September: 1832: zum 
Deputirten der Landesuniverfität gewählt worden, er hatte 
diefe Wahl nicht annehmen: wollen, und erft das tnftändige 
Bitten ſeiner Herrn Collegen und einiger Marburger Biürs 
ger hatte ihn in feinem Beichluffe wanfend machen fönnem 
Ohne auf einen an den academiſchen Senat der Marbur⸗ 
ger⸗ Univerfität gerichteten Miniſterialerlaß vom:-127.:Yas 
nuar 1833, welcher verlangte, daß der Deputirte der Lan⸗ 
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desduniverfität bei dem Minifterinm um Urlaub einfomme, 
Rückſicht zu nehmen, hatte Herr Jordan feine Reife ange- 
treten und war am 25. Sanuar in Kaffel eingetroffen. 
Gleich am Tage darauf erhielt er vom Minifterium des 
Innern die Aufforderung, fid) über Die Urfache feines Auf- 
enthaltd in Kaſſel auszuweiſen; er erwiederte, daß er im 
Auftrage der Univerfität ſich bier befinde, um feine durch 
die Berfaffungsurfunde und das Wahlgeſetz gebotene Pflicht 
zu erfüllen; am 28. Januar gab ihm ein Minifterialbe- 
fchluß auf, bei 20 Thaler Strafe fi) binnen 24 Stunden 
auf feinen Poften zurädzubegeben und denfelben ohne aud- 
gewirften Urlaub oder die Genehmigung zur Annahme der 
auf ihn gefallenen Wahl nicht zu verlaffen. Der Vorſtand 
des Minifteriumd ded Innern, Herr Hafjenpflug berief ſich 
hierbei auf den $. 71. der Berfaffungsurfunde, durch wel- 
chen jedem Staatödiener aufgegeben fei, vor feinem Ein- 
tritt in die Ständeverfammlung die Urlaubsertheilung der 
vorgefegten Behörde einzuholen: Herr Jordan habe fid 
diefer Beftimmung und dem mit der Flaren verfaffungs- 
mäßigen Borfchrift übereinftimmenden Ausfpruche feiner 
Behörde und des Regenten felbft, auch wenn er dagegen 
Zweifel hegen follte, um fo mehr zu fügen, ald bier nicht 
einmal ven der Verfagung der erforderlichen Genehmigung, 
fondern nur der Einhaltung ded Erforderniffes ihrer Aus- 
wirfung die Rede ſei; Herrn Jordans Borfag, feinen Auf- 
enthalt in Kaſſel fortzufegen und ohne die erforderliche 
Genehmigung: in die Ständeverfammlung einzubringen, ſpreche 
aller Dienftorduung Hohn. 
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Gegen biefen Minifterialbefehl appellirte Profeſſor 
Jordan bei dem Gefammtminifterium und bei dem Kaffel- 
ſchen Obergerichte. Der Befcheid. des erftern lautete, es 
Halte, ſich nicht für competent, feine Anficht zu äußern, 
weil der an den academifchen Senat von Marburg geric)- 
tete Erlaß vom 12, Januar auf. der höchſten Entſchließung 
Seiner. Hoheit des Rurprinzen- Mitregenten beruhe. Bei 
dem Obergericht Elagte Herr Jordan gegen den Staats: 
anmwalt wegen Störung ‚ in. dem Befige der: Ausübung 
feiner verfaffungsmäßigen Rechte ald Deputirter der Lan- 
besuniverfität; er erflärte im feiner Klage, daß der fländige 
Ausfchuß feine Legitimation bereits als richtig anerkannt 
babe, und daß der $. 71. der Verfaſſungsurkunde nicht 
auf ihn paſſe. Waͤhrend nämlich diefer Paragraph vor- 
audfege, daß die Wahl auf Iemanden fallen könne, ber 
nicht Staatsdiener fei, jo müffe die Landeduniverfität aus 
ihrer Mitte d. h. aus ber Zahl der. ordentlichen, ſämmtlich 
vom Staate. angeftellten, Profefioren ihren Landtagsabge⸗ 
oröneten wählen; nehme nun die Regierung dad Urlaube- 
ertheilungsrecht für biefen in Anfpruch, ſo vereitle fie dag 
Wahlrecht der Univerfität gänzlich und made aus dem 
Deputirten berfelben einen.» Deputirten. der Regierung. 
Der Univerfität Marburg, ald Befigerin landſtandſchafts⸗ 
fähiger Güter, als einer ftiftungsmäßig nod) fortbauernden 
felbftftändigen Corporation, ſei ferner die redjtlich und ge— 
Fchichtlich begründete Beſugniß (Praͤlaturrecht), nach freier 
Wahl aus ihrer Mitte einen Deputirten. zum Landtag zu 
fenden, noch niemals beftritten, und aud) durd) ‚den (im 
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befchränfteften Siun zu erflärenden) $. 71. ber Berfaf- 
fungsurfunde nicht aufgehoben worben; ferner nach dem 
- Haren Inhalt des $. 71. würde ed nicht das Minifterium 
bed Innern, fondern die zunächſt vorgefegte Behörde, der 
afademifche Senat fein, welcher die Durch feine Wahl ſchon 
ertbeilte Genehmigung zu geben gehabt: hätte,. wenn aber 
bierüber noch ein: Zweifel obwaltenufönnte, fo würde nicht 
das Minifterium des Innern, ſondern nach F 45. der Ber- 
faffungsurfunde die. gefeggebende Gewalt, d. h. die Staatd- 
regierung und: die Stände, oder in dem Fall einer zwi⸗ 
fchen der Staatsregierung und den: Ständen entflehenden 
Meinungsverfchiedenheit und wenn wirklich ein Zweifel 
vorhanden wäre, nach $- 154. ein gemeinfchaftlic gewähltes 
Gompromißgericht allein competent fein, dieſen Zweifel zulöfen. 
Uebrigend Fönne er, Jordan, nie von dem Minifterium des In- 
nern,. fondern nur von der ihm zunächſt vorgefeßten Behörde, 
dem academifchen Senat, in disciplinarifche Strafe genom- 
men werden. Der Kläger trug darauf mu, Kurfürftliches 
Obergericht wolle ihn in dem Befige des ihn als Depu- 
tirten ber Randeduniverfität zuftehenden Rechtes, auch ohne 
Genehmigung ded Minifteriumd ded Innern an ben Ber- 
handlungen des Landtaged Theil: zu nehmen, bid zur Ent- 
fheibung der angeregten Frage auf. verfafjungdmäßigem 
Wege ſchützen und dem Berflagten jede Störung in ber 
Ausübung dieſes Befiges unter Androhung angemeſſener 
Zwangsmittel unterfagen. — Das Obergericht verfammelte 
ſich zu Entfcheidung diefer Sache zu zwei ————— 
Sitzungen. 


———— — — —— 
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Sein Urtheil erfchien fchon am 31. Sanuar. Sn 
demfelben war der vom Herrn Jordan gegebnen Auslegung 
des $. 71. beigepflichtet; ed war durchgeführt, Daß die 
Anwefenheit ded Klägers in Kaffel dem Minifterium des 
Innern als feiner Oberbehörde 'gegenüber,: als eine: pflicht- 
widrige nicht ;angefehen werben’ fönne und der ſtaatsrecht⸗ 
liche Grumd feiner Anwefenheit von der. gedachten! Ober» 
behörde in ſo lange anerkannt werben müffe, ald>berfelbe 
anf verfaffungsmäßigem Wege »nichte befeitigt fei; daß aber 
als ein folcher verfaffungsmäßiger Weg das gegen den 
Klaͤger eingeleitete Strafverfahren nicht: angefehen werden 
könne, die Realiflrung des angedrohfen Ziwänges' vielmehr 
ſich als ein ſchlechthin nicht zu rechtfertigender Eingriff in 
bie Privatrechte des Klägers darſtellen würde: mit Zurück⸗ 
weiſung der Klage, ſoweit dieſelbe auf: Schub des Klagers 
in ‚feiner Wirkſamkeit als Landtagsabgeordneten gerichtet 
ſei⸗ ward Verklagter angewieſen, den an den Kläger ge— 
richteten Befehl bei Meidung einer zu der! Armenkaſſe zu 
zahlenden Strafe, von. 50 Rthlr. neben Erſtattung der 
Koſten zurückzunehmen. d Der Staatsanwalt remonſtrirte 
gegen dieſes Decret. 

Die erforderlichen Achtundzwanzig waren nicht zuſam⸗ 
menzubringen. Es war dies Mal aus den Wahlen eine 
bedeutende Majorität gegen das Miniſterium hervorgegan- 
gen, und. man fprach ben Verdacht aus, daß das Zuftande- 
fommen des Landtags ganz und gar gehindert werden folle. 
Auch erzählte man ſich, ed hätten bereitS mehrere Depu— 


tirte unter einander berashfchlagt, ob man nicht der Re- 
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gierung erklären folle, man halte ed mit feinen Pflichten 
unvereinbarlich, dem Lande bei dem nod) ungewiffen Ter- 
min der Eröffnung bed Landtages durch längere Anwejen- 
beit in Kaffel unnüge Koften zu machen. 

Endlich berief der ftändige Ausſchuß die in Kaffel 
anwefenden und vorläufig von ihm legitimirten Mitglieder, 
Dreißig an der Zahl, zu einer Sigung für den 2. Februar 
zufammen, um die zur Ianbeöherrlichen Ernennung eines 
Präfidenten und Bicepräfidenten nöthigen Perfonen zu 
wählen. 

egitimirt aber waren von ihm. jene Advokaten, der 
Bibliothefar Bernhardi und der Profeffor Iordan. Und 
wenn aud) die Gerichtöräthe, bei deren Urlaubäverweige- 
rung bie Competenz bed Minifteriumsd anerfannt war, nicht 
an der Präfidentenwahl theilnahmen, fo ſchloſſen fich doch 
jene Staatödiener nicht von der Wahl aus. 

Die Differenz zwifchen den Ständen und dem Mini- 
fterium war ohne Gonceffionen von beiden Seiten unlösbar. 
Die Befugniß des ftändifchen Ausfchufles, die Legitimation 
jener Abgeordneten für gültig anzuerkennen, da diefel- 
ben doc der Genehmigung ded Minifteriumd entbebhrten, 
wurde von dem Minifterium nicht auerfannt; der ftändifche 
Ausſchuß, fagte diefes, überfchreite die Grenzen feiner Rechte ; 
die Genehmigung fei Fein Beſtandtheil der Legitimation, 
unterliege alfo auch nicht der Prüfung und vorläufigen 
Entſcheidung des Ausfchuffes; ihm ſtehe nach $. 2. ber 
ftändifchen Gefhäftsordnung die vorläufige Prüfung nur 
über die Gültigkeit der Wahlen und die die Standfchaft be- 
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dingenden perfönlichen Eigenfchaften der Abgeordneten und 
fonftigen Ständemitglieder, fo wie über die Zulänglichkeit 
der Wahlzeugniffe und fonftigen Nachweifungen zu. Der 
ftändige Ausſchuß behauptete biergegen, daß der Genehmi- 
gungspunkt · zur Legitimation gehöre und’ daß er jeden Ab 
geordneten zu dem Acte der Praͤſidentenwahl zulaſſen könne, 
bei deſſen Legitimation er nichts zu erinnern gefunden 
habe; was den vorliegenden ſpeciellen Fall anlange, fo ers 
kenne er die Urlaubsertheilungen, welche der Bibliothekar 
Bernhardi iind die Advokaten von ihrer unmittelbar vor⸗ 
geſetzten Behörde erhalten hätten, als hinreichend am, er⸗ 
fläre den Grund, daß jene der Genehmigung des Miniſte— 
riums, weil ihre unmittelbar vorgefegte Behörde ihnen nur 
einenrlirfaub von wenigen Wochen. ertheilen könne, bedürf- 
tig feieny für unhaltbar und dem Buchftaben der Berfaffung 
vwiderfprechend; ſtimme ferner dem Profeffor Jordan, daß 
bet ihm das Urlaubsbewilliguingsrecdht. des Miniſteriums 
nicht einitrete, bei, fünne auch der Behauptung des Mint 
ftertunisy) daß der Streitpunft von dem Ständifchen Aus 
ſchuſſe nicht; entfchieden ‚werden und’ nur einen Gegenftand 
der mit der nächſten Ständeverfammlung zu bewirfenden 
Erörterung bilden könne, nicht beiſtimmen. 

Stände Hund Staatsregierung hatten beide "Grund 
genug um nicht von’ ihrer Meinung: abzugehen:- Sowohl 
Profeffor Jordan ald die Advofaten hatten in ber vorigen 
Ständeverfammlung gefeffen, ohne daß fie um die Geneh- 
migung ded Minifteriumd eingefommen waren. Erfannte 


man jeßt die Anfprüce des Minifteriumsd an, fo gab man 
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zu, daß jene Herrn nur de facto, nicht de jure einen 
Theil der Bolkövertretung gebildet hätten, man ſetzte die 
durch den vorigen Landtag zu Stande gefommenen Gefeße, 
alle feine Verhandlungen und Acte der Gefahr aus, auf 
jenen Grund hin für ungültig erflärt zu werben. ferner 
fonnten fich die Stände nicht dem ausſetzen, in der üffent- 
lichen Meinung hinter den Heffen-Darmftäbtijchen und 
Mürtembergifchen Volksvertretern zurüdzuftehen, fie jahen 
ed für ihre Aufgabe an, in dem, was fie ald verfaflungs- 
mäßig erkannt, nicht zu wanfen und ſich nicht Durch Unter- 
grabung der Verfaffung den Grund unter den Füßen weg- 
nehmen zu laffen. 

Der Regierung dagegen mußte Alles daran liegen, 
einer Ständeverfammlung gegenüber, die ſich von vornher- 
ein als oppofitionell anfündigte, nicht nachgiebig zu erſchei⸗ 
nen. Sie glaubte das ihrer eigenen Würde und Feftigfeit 
fehyuldig zu fein. Sie ftand ferner zu den andern Deut- 
fhen Regierungen in dem Berhältniß der Verpflichtung; 
fo daß felbft wenn fie in den ihr entgegengehaltenen Grün- 
den Richtigkeit hätte anerkennen wollen, ihr Died Verhältnig 
über ihre eigene Anficht von Verfaffungsmäßigfeit hätte 
gehen müffen. 

Herr Pfeiffer, VBorftand des Ausfchuffes, machte vor- 
her in einer kurzen Anrede auf die Wichtigfeit bed bevor- 
fehenden Actes für Die Dauer ded ganzen Landtages auf- 
merffam: Der jeßige Landtag werde unter ſchwierigen 
Umftänden eröffnet; auf ihm werde mehr als jemals jedes 
Mitglied, wie die ganze Berfammlung eine Acht conftitu- 
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tioneffe Gefinnung mit fefter Fräftiger Haltung und ruhig 
befonnener Mäßigung verbinden, der Präſident im Denfen 
und Handeln. voranleuchten müffen. 

Um der. Regierung  größern Spielraum zu laffen, 
ſchlug Herr Pfeiffer vor, fechd Verfonen zur Präfentation 
zu wählen, Die Herren Jordan, Schwarzenberg, v. Ried- 
efel, v. Baumbach Kandescreditfaffen- Direktor, Schomburg 
und Harnier erhielten die meiſten Stimmen, unter ihnen 
alfo zwei Männer, deren Qualität ald Abgeordnete von 
der Regierung gar nicht anerfannt wurde. 

Ein Höchites Reſcript des Kurprinzen vom 6. Fe— 
bruar belehrte den ftändifchen Ausschuß noch einmal über 
die Örenzen feiner Befugniß, belehrte ihn noch einmal, daß 
die ihm zuftehende Prüfung der Richtigkeit der Wahl ſich 
nicht auf die Erörterung der Frage, ob hinſichtlich gewähl- 
ter Staatödiener dem $. 71. der Berfaflungsurfunde Ge— 
nüge gefchehen fei, erſtrecken könne, und erflärte die ftatt- 
gehabte Präfidentenwahl für ungültig. Der Kurprinz habe 
aus dem an dad Minifterium des Innern eingereichten 
Verzeichniß der zu der Präfldentenwahl zugezogenen Per- 
fonen‘ erfehen, daß diejenigen, bei welchen der Punft der 
Genehmigung noch ftreitig fei, gleichwohl an der Wahl 
Theil genommen und daß nach deren Abrechnung die Ver- 
fammlung, welche die Wahl vorgenommen, die erforderliche 
Anzahl von Ständemitgliedern nicht enthalten habe. Es 
möge daher baldthunlichlt eine andre Wahl, und zwar mit 
Ausſchluß jener Staatsdiener veranlaßt werden. „Wir 
fönnen”, fo ſchloß das Refeript, „durch Unfern dringenden 
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und aufrichtigen Wunfch, die einberufene Ständeverfamm- 
fung bald in ihre verfaffungsmäßige Wirffamkeit - eintreten 
zu fehen, Uns in feiner Weife bewogen finden, von ber 
Beachtung der einfchlagenden Beftimmungen abzugeben und 
hegen die zuverfichtlihe Erwartung, daß der’ vorzunehmen- 
den anderweiten Wahl fich Fein Hinderniß entgegenftellen 
werde‘, 


Die Würtembergifche Ständefammer hielt am 24. 
Zanuar eine geheime Sitzung, um über die dem König zu 
überreichende Danfadreffe zu berathen. Die Herren Uhland 
und Menzel ftellten jeder ein Amendement, welches eine 
Hindeutung auf die Hemmungen der „‚verfaffungsmäßigen 
Preßfreiheit”, auf die Bundesbefchläffe vom 28. uni 
verlangte, wurden jedoch durch zwei Drittel der Kammer 
zurücgewiefen. Die Danfadrefie war eine Paraphrafe der 
Thronrebe, mit einfgen liberalen Forderungen ausgeftattet: 
Dad Bedürfniß eined Strafgefegentwurfd warb anerfannt 
und erflärt, daß die volle Wirkfamfeit eined im Geifte der 
Berfaffung ausgearbeiteten Gefegbuched von der gleichzeiti- 
gen Einführung eined auf den Grundſatz der Oeffentlichkeit 
gebauten ftrafrechtlichen Verfahrens abhänge. Die Stände 
theilten die Rührung, womit die Majeftät auf den Gang 
einer nun A16jährigen Regierung zurücblide, innerhalb 
welcher der edle Wille und die unermübete Sorgfalt des 
Regenten mit den aufrichtigften Beweifen der Ergebenheit 
und Treue von Seiten ded Bolfed erwiedert worben feien. 
Wohl Habe ſich Fein Regent die Bahn des Wirkens nad 
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Außen und Innen würbiger vorgezeichnet, ald ed von Sr. 
Majeſtät geſchehen ſei. Wenn auch in diefer bewegten 
Zeit der Gehorfam gegen die Gefege in Würtemberg ſtets 
unverrücdt geblieben fei, fo möge Sr. Majeität eben hierin 
die fegensreich® Frucht ded von Höchitdenfelben herbeige- 
führten Rechtszuftandes erfennen, fo wie auch die umge» 
fränfte Wahrung dieſes Zuftandes die ficherfte Bürgichaft 
für die Fortdauer jener gefeßlichen Ruhe und Ordnung 
fein werde. Um fo mehr, verficherten Die Volfsvertreter, 
fei ed ihnen heilige Pflicht, jede Hemmung ber freien Bes 
wegung des conftitutionellen Lebens nach allen Beſtimmun— 
gen der. Berfaffung der gemwiflenhafteften Erwägung zu 
unterftellen. Zu dem Könige, der feinem Volke zum freien 
Berfaffungsvertrag hochherzig die Hand geboten, jehe dieſes 
Volk mit vertrauensvoller Erwartung empor, als bem 
Schirmer und Schüßer des Grundgefeßes; Ihm werde es 
fi) zu fo erhabenem Zwede mit all der Kraft und In— 
nigfeit anfchließen, die einem gejunden und freifinnigen 
Belköftamme eigen fei. Die Deputirten verfiherten ferner, 
Sr. Majeftät folle fie nicht umfonft auf Die geipannte 
Aufmerffamfeit dieſes Volkes bingewiefen haben, deflen 
theuerſte geiftige und materielle Intereſſen, in denen man 
zugleich die wohlverftandenen Intereſſen der Regierung er» 
feunen. müffe, der Berfaffung anvertraut feien. „Möge 
fih“, fo wünfchten fie zum Schluß, „Würtemberg wie 
zu andrer Zeit im treuen Bunde ded Königs und bes 
Volkes ald eine feſte Burg des Rechts und der gefeßlichen 
Freiheit bewähren“. 
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Am 26. Januar warb diefe Adrefje dem König über- 
geben. Der König ſprach in feiner Antwort die Ueber- 
zeugung aus, daß die in der Adrefie der Stände audge- 
fprochne Geſinnung eine neue Bürgfchaft für die pflicht- 
mäßige Treue und Mäßigung fei, mit welcher die Stände, 
im Rücdblid auf ded Königs biöherige Regierung, auf die 
Berhältniffe der Zeit, im treuen Bunde mit dem Könige 
und der Verfaffung, ihrer Beftimmung nachkommen würden. 

Bald aber hörte man, daß ſich ded Königs eine üble 
Stimmung bemädhtigt habe und Daß er gar ſehr bei ben 
Ständen jene Mäßigung, auf die er gebaut, vermifle. 
Eine Parthei in der Kammer, fagte man, bat, wie mohl 
befannt ift, Abfichten, Pläne, will Prinzipien durchführen, 
beren Anwendung jedem ald eine Unmöglichkeit erjcheint, 
welcher mit der Stellung des Königreichs und des Könige 
befannt ift. Sie will Forderungen an den König ftellen, 
welche diefer wegen feiner folidarifchen Verpflichtung gegen 
andere Bundesregierungen nicht erfüllen kann, und wiederum 
zeugt es für ihre politifche Lmfichtslofigkeit, daß fie den 
König für eine Nichterfüllung verantwortlich machen will, 
die nicht in feiner Hand liegt. Wird fie jept Streitfragen 
anregen, deren Durchführung nicht an der Zeit ift, jo wird 
fie auf der einen Seite den Monarchen nur noch ver=- 
ftimmter machen und auf der andern Seite den Feinden 
des Repräfentativfpftemd Anlaß geben, auf ihr beliebtes 
Thema von der Schädlichfeit deffelben zurüdzufommen. 

Am 25. Januar entwidelte Herr Schott in einem 
langen Bortrage feine Motion auf Wiederherjiellung der 
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verfaffungsmäßigen Preßfreiheit durch Abfchaffung der Gen- 
fur. „Es giebt Wahrheiten, fagte er, die man nicht zu 
oft fagen, nicht zu oft anhören kann: darunter gehört die 
Freiheit der Rede und der Preffe. Die Frage darüber 
ift eine Lebensfrage des gefellfchaftlichen Lebend. Der 
Menſch, dad Ebenbild Gottes, unterfcheidet ſich durch die 
Bernunft vom Thiere: durch die Vernunft begründet ift 
das Vermögen und das Recht der Mittheilung: freie Mit- 
theilung alfo ift ein unveräußerliched Recht der Bernunft, 
das ihrz ohmerfie zu verlegen, nicht entzogen werden darf. 
Jeden Recht zwar fteht eine Pflicht gegenüber, und dem 
Recht der freien Mittheilung entfpricht die Pflicht, Andere 
dadurch nicht in ihren vernünftigen Rechten zu verlegen; 
deswegen muß der Schriftfteller für Das, was er üffent- 
lich ausfpricht, verantwortlidy fein. Aber gerade feine Ver— 
antwortlichkeit ſichert ihm das Recht der freien Mitthei- 
lung. Durd) Genfur dagegen ift die Freiheit der Mittheilung 
durchaus vernichtet... Die Grundlage des conftitutio- 
nellen Lebens iſt Oeffentlichkeit; wo dieſe fehlt, da erlifcht 
Baterlandeliebe, Gemeinfinn und Bürgertugend. Nur wo 
freie Preffe iſt, kann der Regierungsbeamte wirklich für 
feine Amtsführung verantwortlich fein. Selbft eine Preu— 
Bifhe Kabinets-Ordre vom Jahre 1804 empfiehlt eine 
anftändige Publicität gegen bie Behörden. Biel Unrecht 
wird durch fie verhindert; felten wagt ein Beamter, fchlecht 
zu handeln, wenn er nicht hoffen darf, unter der Nacht 
eined geheimen Regimentd verborgen zu bleiben. Vergebens 
beruft man ſich auf die Gerichte, es giebt ein Verfahren 
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der Staatsbeamten, namentlidy gegen bad Bolf, das von 
feinem Gefeß, ald dem ber Humanität erreicht wird ; aber 
die Sprüche diefed Gerichte Fünnen nur von der freien 
Preffe vollzogen werden. Uebrigend leiden ja nicht nur 
Perfonen, fondern auch Geſetze an Mißbräuchen und ge- 
heimen Fehlern, die aufgededt, geprüft werben müffen; 
wer will dies fo fiher, fo unpartheiifch, fo volltommen 
tbun, als die freie Preffe! Sie bedingt den Fortichritt 
zum Beffern vom Schlechtern: ohne fie — Feine Sicher⸗ 
heit des Rechts — Feine Weiterbildung der Menfchheit. 
Darum haben aud) alle großen Geifter, alle befiern Re- 
genten diefen Hebel der Cultur anerfannt. Friedrich U., 
Sofeph IL, Catharina IL, fogar der Diplomaten - Fürft 
Talleyrand äußert fih in diefem Sinne. Unglücklich die 
Monarchie, wo die Beforgniffe in Betreff des Staatdwoh- 
led nicht geoffenbaret werden dürfen! Nur niederträchtige 
Schmeichler der Fürften fönnen einen folchen Zuftand wün- 
fchen. Preßfreiheit allein belehrt die Fürften, was das 
Bolf verlangt. Es ift wahr, die Preffe kann Irrtümer 
verbreiten; aber die Widerlegung macht fie ungefährlich. 
Zwang dagegen giebt ihnen einen gefährlichen Charafter; 
die öffentliche Meinung läßt fich nicht bannen, fie fprengt 
die Feſſeln. Aber bei freier Bergleihung aller Meinum- 
gen flegt die Wahrheit. Darum Finnen gute Regierungen 
auf den Schu der Prefje hoffen; fie iſt ein Schild für 
biefelben; während Irrthum des Volkes über Thatfachen 
nicht felten für die Regierung tödtlih wird.... Jede 
Berfaffung ohne volle Preßfreiheit ift nur eine Quaſi⸗Ver⸗ 
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faffung, eine Täufchung; fie darf wegen möglicher Miß— 
bräuche nicht aufgehoben werden. Das Unheil aus dem 
MWiderftande gegen die Entwidlung des Menfchengeiftes 
fällt auf die Reaction zurüd. Das Volk beargwohnt alle 
Acte einer cenfirenden Regierung; Patrioten mögen zu 
Gunften derfelben Fein Wort verlieren,” In der Oeffent- 
lichkeit allein liegt ‚Schuß: gegen. Empörungen. Als Lub- 
wig XV im fpanifchen Erbfolgefriege: aufs Aeußerfte ge- 
bracht war, da. offenbarte er: feinem Bolfe aufrichtig bie 
Noth, und es half ihm. Nord-Amerifa tft, bei vollkom⸗ 
menſter Preßfreiheit, der ruhigſte Staat; Daͤnemark blühte 
im vorigen Jahrhundert durch ſie; in Frankreich geht jeder 
Umwaͤlzung eine Beſchränkung der Preſſe voran; Napoleon 
ſaäße noch auf dem Throne, wenn er die Deffentlichkeit 
nicht unterdruͤckt hätte; in England wäre ohne dieſelbe Fein 
Stein mehr auf dem andern geblieben. — Kleine und 
große Stantömänner haben die Frage aufgeworfen: ob 
man mit Preßfreiheit regieren Fönne? Wir antworten mit 
der Gegenfrage: Tann man ohne Preffreiheit regieren? 
Raufchender Beifall von den Tribünen und von den Bän- 
fen der Abgeorbneten folgte Schott Rede, die Kammer 
befchloß mit Ausnahme von acht Mitgliedern den Drud 
derfelben. 

Auch die Entwidlung einer Motion Pfizerd über die 
Bundeöbefchlüffe vom 28. Juni ftand bevor. Sagten näm- 
lich die Einen, daß man an die Regierung nicht Poftulate 
ftellen dürfe, deren Gewähr nicht in ihrer Hand läge, daß 
man man ihr nicht aufbürbden möge, wofür fie ald einzelne 
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Deutfche Regierung nicht verantwortlich fei, fo erklaͤrten 
die Andern, daß fie fich ja nur an die Regierung als eine 
ſolche richten, die fie in Wahrheit fein muͤſſe und bie fie 
aud) zu fein behaupte, ald an eine Regierung nämlich, die, 
eine conftitutionelle, für ihre Handlungen verantwortlich 
fei, die, wenn anders fie Regierung fein wolle, Juſtitu— 
tionen, über deren Princip fie mit den Ständen einver- 
ftanden fei, auch ohne Weiteres ind Leben rufen müſſe. 
Man wolle ja von der Regierung nichts ‘weiter, ald daf 
fie vollftändige, felbftftändige Regierung fei und ſich als 
conftitutionelle auf den Beirath der Stände flüge. 

Eine Aufregung herrfchte damals in Stuttgardt, Die 
yon den Einen eine natürliche, für bie politifche Reife des 
Volkes zeugende, von den Andern eine Fünftliche genannt 
wurde. Ald dem Abgeordneten Schott am 26. Januar 
die Fenſter eingeworfen wurden, fchoben fich beide Par- 
theien die Schuld hiervon zu. Die Xiberalen, die Preß- 
freiheitöfreunde, fagte man, haben ihren Rebner in einer 
neuen Glorie, in der eined Märtyrerd erfcheinen laſſen, 
fie haben auf die Regierungsparthei das gehäffige Ficht, 
als ob fie ſich nur durch Steinwürfe auöfprechen Fünne, 
werfen wollen. Die Freunde der Reaction und ded Bun— 
destages, hieß ed auf der andern Seite, wollen und fchref- 
fen, aber fie werden nur bewirfen, daß wir mit deſto 
mehr Eifer vorwärts gehen. 

Unterdeffen war auch die revolutionäre Parthei in 
Stuttgardt nicht unthätig; aufrührerifche Prockamationen, 
welche unter das Bolf in Maffen vertheilt wurden, bezeug- 
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ten ihr Dafein, und erfchredtten ebenſowohl die Fortfchritts- 
männer, weldje durch: ſie compromittirt zu werden fürchte- 
ten, ald die Regierungsparthei, ald das Publikum, deffen 
Loyalität fich durch. zahlweiche Denunciationen und polizei 
liche. Hinterlegung: folcher Schriften bewies. 

Gegen Ende Januar verbreitete ſich in Stuttgarbt 
das ‚Gerücht, der König, mit dem Gange der Dinge unzu— 
frieden, wolle feine Refidenz nad), Ludwigsburg verlegen, 
eine. Nachricht, welche befonderssden pecuniäre Nachtheile 
fürchtenden Handelsſtand der Hauptitadt in Schreden feßte. 
Eine mit 1600 Unterfchriften verfehene Adreffe wurde dem 
Könige am 1. Februar überreicht, worin das „tiefe Be- 
dauern” ausgedrüct war, welches man bei dem Vernehmen 
jener Nachricht empfunden habe. Ohne Kenntniß der be- 
fondern Gründe, weldye Se. Majeftät zu einem Refidenz- 
wechfel veranlaffen Eönnten, habe man dennoc, Urſache zu 
fürchten, daß die Bewegungen, welche, oft zur Betrübniß 
und zur Mißbilligung des guten Bürgers, die jüngfte Zeit 
auch der Stadt Studtgardt mitgetheilt habe, den Glauben 
Sr. Majeftät an die alte Anhänglichkeit der Bürger Stutt- 
gardts an Hoͤchſt Ihre Perfon wankend gemacht haben. 
Die Unterzeichneten könnten daher nicht umhin, auszufpre- 
chen, dag, wenn fie auch lebhaft von den Pflichten und 
Rechten des conftitutionellen Bürgers durchdrungen feien, 
doch Feine Bewegung der jüngften Zeit in ihren Gemüthern 
die hehe Ehrfurcht und Liebe gefchwächt habe, die von 
jeher des Würtembergers ſchönſtes Eigenthum, feinem Für- 
ftenhaufe gegenüber, geweſen feien. 
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Des Könige Majeftät bezeugten für den Ausdruck 
ſolcher Geſinnungen Hoͤchſt Ihren Dank, unterhielten fid 
gnädigft mit einigen Gliedern der Deputation und entließen 
diefelbe darauf mit der Berfiherung Ihres Wohlwollens 
und Ihrer aufrichtigen Wünfche für das wahre Befte der 
Reſidenz. ME Sie am nächſten Abend das Schaufpiel- 
haus betraten, erhoben ſich alle in ungewöhnlicyer Menge 
gegenwärtigen Zufchauer und brachten Ihnen ein vierfaches 
mit dem ungeftümften Beifallrufen begleiretes Lebehoch. 
Und der Stadtrat vertheilte unter die Bürger Stuttgards 
einen Anfruf, worin es hieß, der König habe die Gewäh- 
rung der Ihm am erften Februar vorgetragenen Bitte da- 
von abhängig gemacht, daß die feit einiger Zeit bemerften 
Berfuche, Uneinigfeit und Unruhe unter die Bürgerjchaft 
zu verbreiten, aufhörten: wenn ed nun im Allgemeinen 
ſchon den Pflichten eines ruhigen und wohlgefinnten Bür- 
gerd nicht emtfprechen würde, umter der Bürgerfchaft eine 
politifche Aufregung zu erweden, oder an einer folchen Theil 
zu nehmen, fo dürfte es befonders bei einer Refidenz, wo 
diefes die empfindlichften Nachtheile nicht nur für die han- 
deinden Perfonen, fondern aud) für die ganze Stadt nad) 
fi) ziehen könnte, am wenigften ftattfinden, ed ftehe ja 
jedem frei, auf gefeglihem und ordnungsmäßigem Wege 
feine etwaigen Wünfche und Anfichten vorzubringen. 

Die Beftrebungen in der Kammer, diefer einen ge- 
wiffen felbftftändigen Character zu geben, dauerten fort. 
Eine Gefchäftdordnung wurde berathen; und gegen bie 
Behauptung des Staatsrathed v. Schlayer, daß die Re- 
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gierung für die Beſtimmungen der Gefchäftdorbnung ein 
Sanctionsrecht habe, wurde von den Herren Schott, Uh— 
land, Pfizer, Märklin, Walz, Pfleiderer durchgeführt, dag 
die innere Ordnung Sache der Kammer fei und bleibe. 

Am 9. Februar trng die Regierung bei der Entfcheis 
dung der Kammer wegen der Zuläfiigfeit der einmal zu 
einer „Beftungsitrafe: verurtheilten: vier  Rechtsconfulenten 
einem Sieg davon. Die: Herrem Uhland, Pfizer, Schott, 
Menzel Wieſt, 9. Römer, Walz ſprachen mit großer Aus- 
führlichkeit zu Gunſten der Beanſtandeten. Das Motiv 
zu der im 8 135 ausgeſprochenen Unfähigfeit zur Land⸗ 
ſtandſchaft ſei rein das Entehrende der Strafe, welches ja 
durch das vom Könige geübte Reſtitutionsrecht aufgehoben 
worden ſei. Der Rechtsfall in Betreff der vier Rechts— 
confulenten, bemerkte Herr Uhland, gehöre zu den traurigen 
Fällen in Deutfchland, dergleichen noch fünftig vorfommen 
fönnten. Im den umerfüllten Wünfchen Deutfcher Völker, 
in der Unwirkſamkeit der Verfaffung liege ein Keim tief- 
gehender Bitterfeit für das reifere Alter wie für die Ju— 
gend. Wenn unter folchen Umſtänden der König die Vier 
begnadigt habe, fo danfe er dem Könige und erkläre fie 
für legitimirt. — Sieben und vierzig Stimmen gegen 
fieben und dreißig verneinten die Frage, ob die Gewählten 
für legitimirt anzufehen feien. 


Die Großherzogliche Heſſiſche Volksvertretung hatte 
Ende Sanuar 1833 über eine Ähnliche Frage zu entfchei- 
den. Der Hofgerichtsadvocat Karl Heinrich Hoffman mar 
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in dem neunten Bezirk ber Provinz Starfenburg zum Ab- 
geordneten erwählt worden: ein doppelter Grund der lin- 
zuläffigfeit lag gegen ihn vor. Er zahlte zur Zeit feiner 
Wahl nicht 100 Fl. Steuer und war früher einmal in 
Unterfuchung gewefen. Der $ 60 ber Großherzoglich Hef- 
fiihen Berfaffung fagte: „Wer ald Mitglied der einen oder 
andern Kammer auf den Landtagen erfcheinen will, darf 
nie wegen Berbrechen oder Vergehen, Die nicht blos zur 
niedern Polizei gehören, vor Gericht geftanden haben, ohne 
gänzlich freigefprochen worden zu fein.‘ Herr Hofmann 
hatte eine Zeit lang in Köpenid gefangen gefeflen; bie 
Unterfuchung war gegen ihn eingeleitet worden, weil er im 
Auguft 1819 zwei Berfammlungen von Gemeindebeputir- 
ten in Neckarfteinach beigewohnt, eine ähnliche Verfamm- 
lung in Darmftadt veranlaßt, weil er ferner eine Conferem 
mit drei Gemeindedeputirten gehabt und für diefelben die 
Fertigung einer Bitsfchrift übernommen habe, ohne daß je- 
doc, jene VBerfammlungen noch die Bittfchrift etwas Illega⸗ 
led zum Zweck gehabt hätten. Die Unterfuchung war nie- 
dergefchlagen, Herr Hofmann alfo nicht freigefprochen 
worden. 

In der Diecuffion über Diefen Fall am 26. Januar 
firitt man ſich über den Buchftaben ded $ 60 herum; 
man war fich nicht einmal darüber Har, ob Herr Hof 
mann wirklich vor Gericht geftanden habe, ob man Spe- 
cialinquifition mit Vorunterfuchung gleichftellen Tönne; und 
von Gagern ſchloß aus biefer Unklarheit auf die „Erbärn- 
lichkeit” der Staatsrechtöpflege diefjeit des Rheins. Die 
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liberale Parthei war bei diefer Gelegenheit in ſich felber 
gefpalten und 22 gegen 21 Stimmen entfchleden, daß ber 
Aufnahme des Herrn Hofmann der Inhalt des $ 60 ent» 
gegenftehe. 

Mehr Einigkeit bewies die liberale Parthei, wo ed 
fih) darum handelte, populäre Inftitutionen beizubehalten 
oder die Berfaffung im Sinne bed Liberalismus umzuge- 
falten. Die Abgeordneten Kertel, E. E. Hoffmann und 
Wiener hatten darauf angetragen, die Stimmfähigfeit bei 
der Wahl der Bürgermeifter, Beigeordneten, Gemeinderäthe 
und Landftände zu befchränfen; diefer Antrag wurde ver- 
worfen. Herr €, E. Hoffmann wollte eine Befchränfung 
der Stimmfähigfeit im Intereſſe der Freiheit, weil ber 
Arme nie unabhängig wählen könne. Herr Kertell erzählte, 
daß die Borgefeßten ded Armenhaufes in Mainz die Be- 
wohner beffelben durch die Drohung, ihnen das Effen zu 
entziehen, zum Stimmen für bie ihnen beliebigen Perfonen 
gezwungen hätten. Herr Aufl aber ſprach wider die Geld- 
ariftorratie und Herr Jaup naunte. ed ein unmoralifches 
Prinzip der Gefeßgebung, die Armen vom politifchen Han- 
deln audzufchließen: die Volksvertreter, meinte er, feien 
berufen, die Wunden aller zu heilen und: zu mildern; er 
fonnte es nicht begreifen, wie man den Unvermöglichen 
fogleidy Schlechtigfeit und Böswilligkeit zufchreiben könne. 
Herr Schend Teitete dad Recht der Armen, an den Ge- 
fchäften ded Gemeindeweſens theilzunehmen, daraus her, 
daß die indirecten Steuern vor Allem von ihnen getragen 


würden. Herr Wiener fträubte fich dagegen, daß bie 
II, 11 
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Menfchenrechte an den Reichthum gefnüpft würden; Herr 
Langen holte die Sivilifation ded neunzehnten Jahrhunderte 
herbei, um aus ihr die Nothiwendigfeit zu bemeifen, daß 
dem Armen politifche Befugniffe zuertheilt würben. Herr 
Hallwachs appellirte an: die Fretfinnigkeit; welche in jedem 
Mitbürger den berechtigten Bruder erkenne sdieler Libera⸗ 
liämus verachte die Artftocratie des Geldes, wenn fie ihren 
Reichthum nicht zugleich zur Erhebung des Gemeindewohls 
verwende, fo wie er auch Feine Ariſtoeratie der Geburt 
anzuerkennen vermöge, die nicht, großer. Erinnerungen ein— 
gedenf, in ihrem erhöhten Standpunfte eine doppelte Ver— 
pflichtung finde, alle ihre Kraͤfte dem allgemeinen Beſten 
zuzuwenden: dem Redner erſchien die Ariftocratie der In- 
telligenz bedeutungslos, wenn fie ihr ſchönſtes Ziel nicht 
in dem fittlichen, geiftigen oder materiellen Wohl Aller 
erblicte und in ber Hebung der Armen durch Unterricht 
ihre Aufgabe erfenne. 

Herr €. €. Hoffmanns Antrag, daß den Großherzog⸗ 
lich Heffifchen Unterthanen durch Abänderung des Artifel 
81 der Berfaffungsurfunde das Petitionsrecht eingeräumt 
werde, wurbe mit mehr Gunft aufgenommen und mit 32 
gegen 11 Stimmen zum Antrag der Kammer gemadht. 
Zwar entwidelte der Abgeordnete Schacht in einem Tan- 
gen Bortrage die Gefährlichkeit Diefed Antrages: Die Ent- 
werfung von Petitionen, meinte er, führe zu Volksver— 
fammlungen, und was aus folchen entftehe, habe man im 
vorigen Jahre zur Genüge gefehen. Auch Herr Harbr 
ſprach ſich gegen Volksverſammlungen aus, aber nicht weil 
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fie ſchaͤdlich, ſondern weil fie der Maffe des Volkes gegenüber 
bedeutungslos feien. Die Zeiten der Weftboten und der deut- 
ſchen Tribüne kämen nicht wieder, der Dentfche Charactersfei 
zu Revolutionen nicht geneigt. — Der Graf Lehrbach wollte 
feine Aenderung, felbft Verbeſſerung der Berfaffung, weilider 
letztern dadurch Die: Heiligkeit‘ genommen werde. » Herr 
Glaubrech dagegen fand in dem Petitionsrecht einen: Er⸗ 
ſatz Für die Prepfreiheit, und daß gerade in ben Volks— 
verſammlungen das Deutiche Volk feinen: friedlichen und 
ungefährlichen Sinn gezeigt habe. 

Mit 36 gegen. 7 Stimmen trug die Kammer am 
28, Januar darauf. at, daß der Artikel 60 der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde abgeändert: werde; 

Wenige: Tage darauf befchloß Die Kammer, die Re— 
gierung um Abändrung des Wahlgeſetzes zu bitten. ‘Die 
Berfaffung, meinte: Herr Glaubrech bei der: Discuſſion, 
habe zwar einem unfchägbaren Werth; aber. dDiefer+ werde 
durch Werbefferungem nur erhöht; ‚er, der Redner, könne 
zum Beiſpiel feinen vernünftiger Grund: finden, warum 
eine Wahl der‘ Abgeordneten in dreit Abftufungen ange- 
ordnet ſei: ob der Wähler’da nicht auf die Idee fommen 
müſſe daß fein ganzes Recht nur Schein und Täuſchung 
fei,sı ob nicht, wenn der Bürger : wicht: unmittelbarer wirfen 
dürfe Lauigfeit gegen. die: Staatsangelegenheiten in. das 
Gemütly: des Bürgers einziehen müſſe: der Redner richtete 
ſich "ferner. gegen jene Befchränfung der Wahlfreiheit, welche 


die Regierung: durd) die Ausübung des Urlaubsbewilligungs⸗ 
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rechtes in Händen habe. Herr Kertell ſprach ſich gegen 
alte umb jebe Verbeſſrung an der Berfaffung unter jegigen 
Umftänden aus: die Verfaſſung fei gut; jeßt das Penfum 
corrigiren, an jedem Artikel Verbefferungen vorfchlagen, 
verlangen, heiße fo viel, ald wenn man fagte: wir find 
mit der .Berfaffung nicht zufrieden. Und doch müffe man 
Gott für diefelbe danken, jet, wo noch fo viele Deutiche 
Völker den Heffen im conflitutionellen Wefen nadyftänden: 
„conſerviren wir alfo, ich flimme gegen jeden Schritt, der 
auf Abändrung der Verfaffung zielt!“ 

Die Beftrebungen der Kammer, bie conftitutionelle 
Inſtitution liberal auszubilden, war damals, wo ſich alle 
Deutfche Fürften zur Confervirung bed Beftehenden und 
zu jener Interpretation der Verfaffungsmäßigfeit verpflicy- 
tet hatten, wonady der Bund umd das Bundesgeſetz und 
das gemeinfame Intereffe der. Sonveräne über ber libera- 
len Auffaffung der Conſtitution ftehen follte, mindeſtens 
fehr unbequem. Und jemehr fi damald die Deutfchen 
Fürften unter einander die Hände gebunden, jemehr die 
Bundesbefchlüffe dem vorgebaut hatten, daß ſich nicht ein 
einzelner durch Bevorzugung der liberalen Ideen eine ge— 
wifle felbftftändige und der Einheit des fouveräuen In— 
tereffed gefährliche Stellung gebe, jemehr alfo die einzelnen 
conftitutionellen Fürften innerlich; überzeugt waren, daß es 
unmöglich fei, dem Liberalismus der Volksvertreter Gehör 
zu geben, daß fie ſich aljo demfelben gegenüber, wenn er 
zu hartnädig fei, in einer feindlichen Stellung befänden, 
defto mehr mußten fie felber in ben liberalen Beftrebungen 
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ihrer Stände ein gewiſſes angreifendes Wefen zu erfennen 
glauben. Wo die Großherzoglich Heffifchen Stände — 
nur von den Poftulaten ihrer Stellung eingenommen, und 
es ihrer Ehre als Bolfövertreter fchuldig zu fein glaubend, 
daß fie allen ungünftigen Gonftellationen gegenüber an ben 
Erforderniffen des Liberalismus feit bielten — wo bie 
Stände ehrlich und unbefangen genug nur fi) der Reform- 
beftrebung in Dienft gaben, da fah Die Regierung demo— 
cratifches, gefährliches, ja revolutionäred Wefen, Streben 
nah Spaltung durch Erringung der Bolfdgunft... Dazu 
kam, daß die Stände nicht der Befprechung der Bundes— 
beſchlüſſe vom 28. Juni entfagt hatten, der Ausſchuß 
arbeitete feinen Bericht über die auf feine Befchlüffe be- 
züglichen Anträge aus, zwar langfam, aber doc) die Aus— 
ficht Jaffend, daß ein folder endlich einmal zum Bortrag 
fommen werde. Man trug fih im Publikum fchon mit 
dem Gerücht, daß, wenn die Kammer einen foldyen Be— 
richt anhören würde, eine Auflöfung derfelben unausweich— 
lich fein werde. 


Die Bürgermeifterwahl in Freiburg hatte die liberale 
Parthei felber in Erftaunen geſetzt. Nach der Wahl, er- 
zählte eine Zeitung, habe man fich angeftaunt, die einen 
über den Sieg, die andern ob ihrer-Niederlage, eine ſolche 
Stimmendifferenz habe man nicht vermuthet. Als die Re— 
gierumg die Beftätigung v. Rottecks verweigert hatte, er— 
färten die Freiburger laut ihre Abftcht, den Gefeierten 
zum zweiten, und, wenn ed nöthig fein follte, zum dritten 
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Male zu wählen, dann werde die Regierung gezwungen 
fein, die Wahl anzunehmen Da fam unerwartet eine 
Berfügung des Minifteriumd ded Innern an die Kreis- 
regierung: „der das erfte Mal zum Bürgermeiiter Ermählte 
dürfte bei der. zweiten Wahl nicht mehr gewählt werden.“ 
Als nun aber in der Mehrzahl der Freiburger Bürger fich 
die Anſicht ausfprach, daß jene. Minifterialverfügung nicht 
nur der Gemeindeordnung, fondern auch dem $. 65. der 
Berfaffung entgegen fei, daß fie bereits vorgefommne Fälle 
gegen ſich habe, daß fie daher in jeder Hinficht rechtlich) 
ungültig fei, und daß man ihrer ungeachtet auf der Wahl 
v. Rottecks beftehen werde, verbreitete ſich das drohende 
Gerücht, der erzbifchöfliche Sig werde von Freiburg nach 
Bruchfal verlegt, die Univerfität wiederum gefchloffen, das 
in $reiburg garnijonirende. dritte Infanterie» Regiment aus 
ber Stadt gezogen werden. Die Freiburger Bürgermeifter- 
wahl erhielt einen fo europätfchen Ruf, daß Lafayette fogar 
auf der Rebnerbühne den Bürgerfinn. der Freiburger als 
ein Mufterbild rühmte. 

Seldft die Mahnungen der Bedächtigen, die drohenden 
Anftalten der Regierung ſchienen den Bürgerſtolz der Frei- 
burger nicht erfchättern zu können; die Erflärung eines 
Freiburger Bürgerd in ber dortigen Zeitung nahm es faft 
für gewiß an, daß Rotteck wieder gewählt werden würde, 
aber fie gab auch zu bedenfen, daß, wenn die Bürger nicht 
nachgäben, der Wohlftand der Stadt und der ganzen Um- 
gegend in wenigen Sahren zu Grunde gehen Fünnte. 

Rotteck felber gab nad. Die Freiburger Zeitung vom 
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31. Januar enthielt folgende Bekanntmachung bed Hofrathe 
v. Rotted: aus Gründen, wofür er bie beifällige Anerfen- 
nung der Bürgerfchaft hoffe, erfläre er hiermit öffentlich, 
daß er der Bürgermeifterftelle, wofür ihm nach vorliegenden 
ſprechenden ®Beweifen auch die zweite Wahl zugedacht 
ſchien, hiermit. unter gerührter Dankbezeugung entſage. Er 
bitte hiernach ſeine theuern Mitbürger ſich über eine zweite 
Wahl in Liebe zu vereinen. Hiermit gab er aber ſeine 
Sache noch nicht ganz auf; feine Entſagung zeigte zwar, 
daß: en nicht geneigt fei, die Sache von vorn bis hinten 
auf dem gehörigen Kampfplab durchzufämpfen, nun aber 
mußte er alö liberaler Mann handeln, er Fonnte fich nicht 
gänzlich zurüdziehen: in dem Badiſchen Volksblatt zeigte er 
an;ı „daß er, obwohl der Wiedererwählung in Freiburg 
freiwillig entfagend, doch ſowohl gegen die Beftätigungs- 
verweigerung als gegen das feine Wiedererwählung verbie- 
tende Minifterialrefeript Recurs ergriffen habe”. t 

Um doch ‚einen Rotteck zum Bürgermeifter zu haben, 
wählten die Freiburger am 8. Februar. den. Bruderſohn 
des Hofrathe, Joſeph v. Rotteck. Abende war: wiederum 
brillanter Fadelzug, taufendftimmiges Lebehocd war vor v. 
Rottecks Haufe, eine Rede Joſephs, ein Verfprechen des⸗ 
ſelben ſich auf den Mentorsrath feines zweiten. Baterd zu 
fügen; eine Rede Karls v. Rotteck, worin er „dad Bür- 
gertfum an fein Herz drüdte”, nicht umhin Fonnte, die 
Bürger zu bitten und zu beſchwören, daß fie alle mannhaft 
an Verfaſſung, Fürft und Regierung fefthalten möchten, 
und „dem Wieverherfteller der Verfaffung in urfpränglicher 
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Form und des freien Wahlrecht, dem bürgerfreundliden 
Großherzoge Leopold fein erited Lebehoch brachte. | 

Wenige Tage darauf erhielt Herr v. Notted feinen 
zehnten Ehrenpofal: „dem Deutfchen Manne, Karl v. Rot- 
te, der Bürger Erftem, dem Bolfslehrer und Vollsver⸗ 
treter, ein Kreis Bürger aus Altenburg“, fo hieß die 
Sufhrift. 

In Bayern waren ed vor allem die politiichen Pro⸗ 
zeffe, die einzigen Ueberrefte der politifchen Aufregung vom 
vorigen Sahr, welche Freundes uud Feindes Aufmerffam- 
feit erregten. Die Speyrer Zeitung vom 10. Januar gab 
eine Zufammenftellung der Berhaftungen, politifchen Pro⸗ 
zeſſe in Rheinbayern, die man aus dem alten Jahr mit 
herübergenommen. Hiernad waren verhaftet: 1. Doctor 
Wirth, 2. Doctor Siebenpfeiffer, 3. Pfarrer Hochdörfer, 
4. Chr. Scharpff von Homburg, 5. Hanbelömann Bau- 
mann von. Pirmafend, 6. Kandidat Eichler, 7. Buchdruder 
Kohlhepp von Kaiferdlautern, 8: Bürftenfabrifant Beder 
von Franfenthal. Die ſechs erften befanden fich im Ge- 
fängniffe zu Zweibrücken, der fiebente zu Kaiferdlautern, 
der achte zu Frankenthal. Alle Genannten waren ber 
Aufregung zum Aufruhr befchuldigt, meiftens wegen ihrer 
zu Hambach gehaltenen Reden. Aus Rheinbayern geflüch- 
tet waren 1. Herr Schüler, 2. Anwalt Savoye, 3. Doc» 
tor Große, 4. Doctor. Piftor. Sonſtige Prozeſſe wegen 
politifchen Vergehen waren anhängig gemacht 1. gegen 
Doctor Hepp zu Neuftadbt, wegen feiner zu Hambach ge- 
haltenen Rebe; 2. gegen Kaufmann Deidesheimer ebeuba- 
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ſelbſt und eben deswegen, 3. gegen den Handelsmann Fitz 
zu Dürdheim, wegen eines zum Hambacher Feſte gebichte- 
ten Liebes, A. gegen Herr Kolb wegen Zeitungsartifel, 5. 
gegen Stud. jur. rei zu Neuftadt, wegen einer zu Wil- 
helnisbad bei Hanau gehaltenen Rebe, 6. gegen« einige 
Dreißig der erſten Unterzeichner einer) gegen die Bundes 
beſchlͤſſe vom 28. Juni gu Kaiſerslautern unterzeichneten 
Petition wegen Beleidigung des Bundestagsgefandten) 7. 
gegen etliche Hundert Unterzeichner einer von Neuſtadt 
ausgegangenen Proteſtation gegen: ein die öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen verbietendes Miniſterialreſcript. 

Hofrath Behr; nach kKurzem Aufenthalt in ber: Frohn⸗ 
veſte von Würzburg, wurde in das Gefängniß in München 
transportirt. Einem kleinen Cravall in Main⸗Bernhein 
Ende Januar durch einige Beſchwerden der dortigen Land⸗ 
wehr herbeigeführt, einem Cravall, gegen den, obgleich er 
ſich nur in Gebrüll äußerte, zwei Compagnieen, 40 Che⸗ 
vaurxlegers und zwei Stück Geſchütz herbeigezogen wurden, 
haͤtten diejenigen, die aus der politiſchen Aufregung der 
Zeit einen Glaubensſatz machen möchten, gern einen poli⸗ 
tiſchen Character beigelegt. 

Ein Artikel der. Frankfurter Oberpoſtamtszeitung im 
Januar ‚machte ſich zum Vertheidiger der Cenſur. Er rich⸗ 
tete ſich dagegen, daß die Allgemeine Zeitung die Franfk⸗ 
furter Cenſur ſtreng genannt. Der Redaction der D. P 
AnZ ſei im Laufe des Jahres 1832 von ſämmtlichen 
nach auswärtigen Blättern ſelbſtſtändig von ihr werfäßten 
und der vorgeſetzten Behörde zur Cenſur vorgelegten Arti- 
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feln, nad) Ausweis der vorliegenden Genfurbogen, fo viel 
wie nichts geftrichen und nur hin und wieder eine andre 
Faffung einiger Artifel angerathen worben. Bon beutfchen 
Artikeln feien zwar im Jahre 1832 verfchiedene Säge aus 
ber Speyrer, Deutfchen Allgemeinen, Nedarzeitung an fo; 
geftrichen, indeß auch diefe fpäter genehmigt; werden; nadı- 
dem die Redaction ſolche in andere unanſtößige Form ge— 
bracht. Zu gleicher Zeit feien in Frankfurter Blättern 
felbft diejenigen Actenftüce, welche wider die Bundestags- 
befchlüffe gerichtet waren, vollftändig erfchienen, fo wie 
überhaupt fein Artifel befeitigt zu werden brauchte, für 
den eine authentifche Quelle geltend gemacht werben fonnte. 
Es möchte daher ſchwer zu beflimmen fein, wie bei foldhen 
Berhältniffen von einer Strenge der Sranffurter Genfur bie 
Rede fein könne. 

Der Großherzog Karl Friedrih von Sachfen-Weimar 
erließ im Januar 1833 ein Manifeft gegen die öffentliche 
Meinung. ine mit vielen Unterfchriften verfehene Peti- 
tion, daß die Landtagsfigungen öffentlich gehalten werben 
möchten, war ihm überreicht worden. Der Großherzog 
fand fich bewogen, diefer aud). durch einen Antrag bed 
Landtages unterftügten Bitte nicht zu willfahren, weil er ja 
fhon am 11. Auguft 1828 fein fürftliches Wort gegeben 
habe, daß Er die Verfaffung des Großherzogthums nad) 
dem ganzen mit Rückſicht auf die Nechte ded Deutfchen 
Bundes gegebenen und. unter der Garantie defjelben ftehen- 
den Inhalte ded Grundgefeßed vom 5. Mai 1816 beobadj- 
ten, aufrecht erhalten und fchügen wolle. „In diefem 
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Entfchluffe vermochte Uns eine Petition mit angeblich zahl- 
reichen Unterfchriften Feinedweged, wanken zu machen. Die 
Wuͤnſche, die Bitten, die Klagen, die Beſchwerden Unfrer 
Uniterthanen: zu erwägen, und, fo weit ed auch von bem 
Uns angewieſenen Standpunfte aus thunlich erfcheint, wei- 
ter zu beachten, wird Uns fletd ‚eine heilige. Pflicht: fein, 
Aber gleich wie es überhaupt nur der wahre innere. Ge- 
holt der Sachgründe fein. darf, welcher und beftimmt, zu 
gewähren! oder: zu verfagen,. verfichern wir hiermit, daß nie 
und nimmermehr ivgend Jemand noch irgend eine Anzahl 
Unſerer Unterthanen ‚ihre Beftrebungen erlangen. werben, 
wenn ſie durch Anwendung ded Mitteld im Lande um- 
her gefammelter Unterfchriften auf Unfern Willen und 
gleichzeitig oder voraus auf die Befchlüffe des Landtags 
einen nicht durch die Sache felbft bevormworteten Einfluß 
zu gewinnen. vermeinen; daß im Gegentheil ein foldyes 
Unternehmen immer geeignet fein wird, Und den innern 
Gehalt der, Gründe eined Antrags und die Zmwede derer 
zu verbächtigen, welche auf * Weiſe — der Ordnung 
zu wirken ſuchen.“ 


Der Monat Februar ſah in Kaſſel noch keine Ent- 
ſcheidung der Dinge. Als dad Miniſterium die Präfiden- 
tenwahl für ungültig erflärt hatte, trug man ſich mit der 
Nachricht, der ftändige Ausſchuß arbeite eine Klage gegen 
den: Herrn Haffenpflug aus; hiermit war aber das nädjite 
Ziel, die definitive Eröffnung des Landtages, nicht erreicht, 
Zu gleicher Zeit vertheilte der ftändige Ausſchuß feine als 
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Manufeript ohne Genfur gedruckte Darftelung der land⸗ 
ftändifhen Gefchäftslage, wie diefelbe bei Auflöfung der 
vorigen Stänbeverfammlung gewefen fei, unter den Mit- 
gliedern ded Landtages. Der Ausſchuß konnte die Reful- 
tate biefer Darftellung nicht erfreulich nennen, überall fah 
er ein ungeneigted Minifterium den vwohlgemeinten Bor- 
fhlägen der Stände gegenübertreten. „Er glaubt", fagt 
der Ausfhuß am Schluß der Darftellung, „Alles erfchöpft 
zu haben, was dazu dienen fann, um unter dem höchſt 
trüben Ausfichten, welche der Wiedereröffnung des Land- 
taged vorandgehen, und biefelbe vorausſichtlich begleiten 
werden, zum wenigften der materiellen Gefchäftsführung 
eine freiere Bahn zu brechen, und wenn vielleicht die Er- 
folge dennoch nicht der allgemeinen Erwartung entfprechen 
follten, mit welcher das ganze Volk jetzt vertrauend und 
hoffend auf feine Vertreter hinblict, jeden Einzelnen von 
diefen wenigftend der Entfchuldigung zu überheben, daß er 
nicht Mar gefehen und erfannt habe, was RER 
unferm Baterlande wahrhaft Noth thue“. 

Auf die ernftlihen Remonftrationen des flänbigen 
Ausfchuffes wegen der Ungültigfeitderflärung der Präftden- 
tenwahl ließ Herr Haffenpflug durch die dritte Hand zu 
erfennen geben, daß er gern die Gelegenheit ergreifen würde, 
fi, durch mündliche Beſprechung mit einem der Ausſchuß⸗ 
mitglieder, zu. verftändigen. Alsbald begab fich der Bür- 
germeifter Eberhard von Hanau zu ihm, den Nachmittag 
darauf auch der Borftand ded Ausfchuffes Herr Pfeiffer 
und die Folge diefer Unterredungen waren Conceffionen von 
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beiden Seiten. Der Borftand des Minifteriums ded Innern 
ertheilte aus freien Stüden den drei Advofaten die Genehmi- 
gung des Eintrittd in die Kammer, und dieſe, welche überhaupt 
das Recht des Minifteriums, um Urlaubsertheilung ihrer- 
feit$. angegangen zu werden, beftritten hatten, nahmen jene 
Genehmigung an: bierdurdy wurde die Zahl von 28 fol- 
chen Abgeordneten, gegen die das Minifterium feinen An— 
ftand zu erheben hatte, vol. Nun traten vier von jenen, 
welche die Stände zur Präjentation gewählt hatten, zurüd; 
und wenn auch gerade die Herren Schwarzenberg. und 
Jordan nicht auf die Wahl verzichten wollten, erflärend, 
daß diefelbe ganz verfaffungsmäßig gewefen fei, fo hatten 
doch auch die Stände, weil fie wenigftens vier zu Präſi— 
denten und Bicepräfidenten vorichlagen mußten, Anlaß 
genug, eine neue Wahl vorzunehmen. Bei diefer Wahl, 
am 13. Februar, aus welcher die Herren Harnier, v. 
Riedeſel, v. Baumbach, Schomburg von neuem hervorgin— 
gen, nahmen auch diejenigen Staatsdiener, in Bezug auf 
deren Genehmigung mit dem Miniſterium noch Streit war, 
Theil und die Herren Jordan und Schwarzenberg wurden 
von Neuem auf die Präſentationsliſte geſtellt. Die Re— 
gierung aber ernannte den Herrn von Baumbach zum 
Präſidenten, den Herrn Schomburg zum Vicepräſidenten. 
So war man endlich, von beiden Seiten von der Conſe— 
quenz nachlaſſend und ſich mit dem halben Rechte begnü— 
gend, mit der Präſidentenwahl zu Stande gekommen. 
Der Legitimationsausſchuß ward: von den Ständen 
fogleich gewählt, er hatte fich mit der landesherrlichen 
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Landtagscommiſſion in Vernehmen zu feßen, um die Rich— 
tigfeit der Wahl der von beiden Seiten anzuerfennenden 
. Deputirten zu prüfen. Man fonnte fih nur über vier 
und dreißig Mitglieder einigen. 

| Waren aber für die Präfidentenwahl nur zwei Drittel 
der 42 aus Wahl hervorgehenden Mitglieder nöthig gewe- 
fen, fo bedurfte ed zur definitiven Eröffnung und Gonfti- 
tuirung der Kammer der Gegenwart von zwei Drittel der 
ganzen Ständeverfammlung: und ed erhob fich nunmehr 
zwiſchen dem. Legitimationsausfhuß und der Regierung ein 
Streit, ob die Zahl 36 oder die Zahl 35 das richtige 
Drittel der, Verfammlung angebe. Während nämlich die 
Regierung behauptete, eines der. Hänpter der ftandeöherr- 
lichen Familien, welches dermalen unter Guratel ftehe, fei 
nad) $. 67. der Berfaffungsurfunde nicht ald Ständemit- 
glied zu betrachten, die Ständeverfammlung- beftehe ale 
zur Zeit aus 52 Perfonen und das Drittel davon fei 35, 
war ber  ftändige Ausfchuß emtgegengefegter Meinung, 
brachte er 53 Mitglieder heraus und: wollte er alfo 36 
legitimirte Mitglieder bei Sonftituirung der Ständeverfamm- 
lung beifammen fehen. 

Die Regierung wollte auch hier wieder das Sorten 
der Conceſſionen eintreten laffen; fle eröffnete dem Legiti- 
mationdausfchuß, daß, während fie biäher den ſechs Mit- 
gliedern oberen Gerichte wegen der vielen bei den Geridh- 
ten rückſtaͤndigen Gefchäfte, die Genehmigung zur Annahme 
der auf fie gefallenen Wahl habe verfagen müſſen, fid 
jetzt die Ausſicht Darbiete, daß im Laufe einer Furzen. Zeit 
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fchon der regelmäßige Staatsdienft bei einem ber mehrern 
Dbergerichte die Beitallung eined neuen Mitgliedes erfors 
dern würde: diefe Gelegenheit wolle man gern ergreifen, . 
um die Anftellung eined weitern Mitgliedes bei dem Ober- 
gerichte zu beantragen und dem zufolge einem der zu Ab- 
geordneten gewählten Mitglieder bed Richterftandes Die 
Genehmigung zur Annahme der Wahl zu ertheilen; hier⸗ 
mit wuͤrden die 35 vollzählig fein; beharre der Ausfchuß 
auf feiner Anficht, daß 36 Mitglieder nöthig feien, fo 
möchte er die Entfcheidung diefer Frage der Ständever- 
ſammlung felber überlaffen. 

Der Ausfchuß gab nicht nach. Man hoffte, daß die 
Regierung fich endlich) ‚geneigt finden werde, von ihrer An« 
ficht in’ Bezug auf Herrn Jordan abzuftehen. Der Re 
courd nämlich, den der Staatsanwalt gegen das Urtheil 
ded Obergerichtd in Sachen ded Herrn Jordan ergriffen 
hatte, war durch Beſchluß vom 19. Februar abgewiefen, 
das erfte Urtheil betätigt, dem Staatsanwalt feine bie 
fehuldige Adytung gegen dad Gericht verlegende Schreib- 
art vermwiefen worden. Herr Sordan var gleich darauf 
nach Marburg gereift, um feine Familie für die Dauer 
des Landtags in die Reſidenz herüberzuholen. 

Am 26. Februar richteten die in Eaffel anmwefenden 
Deputirten folgende Erflärung an den Präfidenten des 
ftändigen Ausfchufles: | 

„Die Unterzeichneten, ald Volfövertreter erwählt, find 
hierher berufen worden, um gemeinfchaftlicd) mit der Staats⸗ 
regierung das Wohl des Landes zu berathen. Vier Wo- 
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chen find feitbem verfloffen, und noch ift benfelben nicht 
vergönnt worden, durch die Eröffnung des Landtags zu 
ihrer verfaffungsmäßigen Thätigfeit zu gelangen. Die Un- 
terzeichneten beflagen auf’d Innigſte diefed Mißgefchid, 
und fühlen fich tief verlegt, daß man fie jo lange Zeit 
von ihrem Berufe fern hält. Seit dem 25. bed v. M. 
war ed verfaffungsmäßige NRothwendigfeit, daß die-Stänbe 
des Heffifchen Landes in ihre gefegliche Wirkfamfeit treten 
mußten; und wenn auch bie Unterzeicyneten nicht unter⸗ 
fuchen, ob und welche Hinderniffe einer Eröffnung der 
Ständeverfammlung — der Erfüllung eines Zweckes, vor 
welchem jede andere Rückſicht verfchwinden fol — ſich 
entgegengeftellt haben, fo ſcheint denfelben doc) die heiligfte 
Pflicht der Staatsregierung zu fein, daß folche Hinderniffe 
auf das Schleunigfte hinweggeräumt werden. Schon be- 
ginnt das Bolf fich verachtet zu fehen, wenn ed auf bie 
Behandlung hinblickt, weldye feinen Abgeorbneten zu Theil 
wird, und damit die Weisheit benachbarter Regierungen 
vergleicht, welche der Liebe ihrer Staatsbürger entgegen- 
fommen, und, Fräftig durch diefe, bad Gluͤck ihrer Länder 
zu begründen fuchen. Die Unterzeichneten können ben 
Slauben nicht unterdrüden, ed fei der Staatsregierung an 
dem Bertrauen bed Heffifchen Volkes, an der Achtung des 
gefammten Deutfchen Baterlandes, an der Erhaltung der 
Ruhe und Ordnung im Lande zu fehr gelegen, ald daß fie 
länger anftehen follte, die einer Eröffnung eined Landtages 
entgegenftehenden Hinderniſſe fofort aus dem Wege zu 
räumen. Die Unterzeichneten erfuchen deshalb den ernaun- 
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tenHerrn Präfidenten, in Verbindung mit dem beſtehen⸗ 
bein landſtaͤndiſchen Ausfchuffe, dahin zu wirfen, daß die 
Eröffnung der Ständeverfammlung ungefäumt erfolge.“ 
Der Monat Februar verging, ohne daß man ber 
Conſtituirung der Kammer viel näher gefonmten wäre. 


Die Mürtembergifche Regierung trug am 11. Februar 
im der Kammer nod) einen Sieg davon: es handelte ſich 
an dieſem Tage um die Giltigfeitserflärung der Wahl des 
Freiherrn von Wangenheim, dem nach der Meinung des 
Minifteriums durch den Inhalt des $ 147 der Würtem— 
bergifchen Verfaffung die Qualiftcation zum Abgeordneten 
genommen wurde. Diefer $. lautete: „die Wahlmänner 
find in-Anfehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf 
ihren Wahlbezirk befchränft; fie Fünnen auch einem an— 
berswo im Königreiche wohnenden Staatsbür— 
ger ihre Stimmen geben,“ und Herr v. Wangenheim-hatte 
zur Zeit feiner Wahl fein Domizil in Würtemberg gehabt: 
Obgleich ſich die Oppofition viel Mühe gab, obwohl fie 
ſich an den juriftifchen Sinn und an den Affeet der Kam 
nter wandte, obwohl fie durchführte, jene Beſtimmung im 
$ 147 ſei nichts ald eine Negation der Befchränfung der 
Wahl: auf den Wahlbezirk, obgleich fie v. Wangenheims 
Verbienfte um das Baterland, an feinen ausgezeichneten 
Privatcharacter, an feinen wiffenfchaftfichen und adminiftras 
tiven Werth: erinnerte, ward die Wahl des Freiherrn doch 
mit 43. gegen 37 Stimmen für ungültig erflärt. 

Die geringe Majorität, mit welcher dieſer Beichluß 
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durchging, deutete auf eine Umwandlung der Gefinnung 
der Kammer hin, bewies, daß die Oppofition allmählig 
mehr und mehr Terrain in berfelben gewinne. Am 13. 
Februar befchloß die Kammer, an Se. Königliche Majeflät 
eine Adreffe zu erlaffen, worin fie um die Mittheilung ber 
auf die Handeldverhältniffe Würtembergs bezüglichen Un— 
terhandlungen. bat, und zwar um fo „zutrauensvoller” bat, 
als die im Voraus ertheilte Zuſtimmung der abgetretenen 
Kammer zu dieſen Unterhandlungen jedenfalls’ nicht ver— 
bindend ſei; „biefen Ausdrud unferer Geſinnungen in einer 
abgefonderten ehrerbietietigen Abrefje vor Eurer Majeftät 
niederzulegen, finden wir und um fo mehr verpflichtet, als 
wir die Wichtigfeit und den Einfluß der Hanbelöverhält- 
niffe auf Rationalwohlfahrt, Sitrlichfeit und: das ganze 
Staatsleben erfennend und tieffühlend und veranlaßt ge- 
funden haben, in Folge eines fi) darauf beziehenden An- 
traged eine Commiſſion zu erwählen, deren Aufgabe es ift, 
diefem Gegenftande ihre umfaffendfte Thätigkeit zu widmen.“ 

An demfelben Tage motivirte der Abgeordnete Pfizer 
feinen Antrag binfichtlid) einer von Seiten der Kammer 
gegen bie neuern Bundesbeſchlüſſe einzulegenden Protefta- 
tion, nachdem er auf eine Anfrage des Herrn Feuerlein 
erklärt hatte, daß er mit dem fchon früher in geheimer 
Sigung beſprochenen Antrage milderude, beruhigende Mo- 
dificationen vorgenommen babe. 

Herr Pfizer begann feinen Vortrag mit einer Defini- 
tion der Pflichten der Würtembergifchen Bolfövertreter. 
Der Zweck, zu dem fie verfammelt feien, die Aufgabe, deren 
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Löſung ihnen obliege, fei: die verfaffungsmäßigen Rechte 
des MWürtembergifchen Volkes zu wahren, zu vertreten und 
für das gemeine Beite fruchtbar zu machen: damit fie aber 
diefen Beruf nac) feinem ganzen Umfang erfüllen fönnten, 
fei die erfte und unerläßliche Bedingung, daß die Verfaſ— 
fung ald dasjenige anerfannt werde, was fie nad) ihrer 
urfprünglidien Beftimmung fein folle, ald der unverbrüch- 
liche Grundvertrag, wodurd alle Nechte und gefegmäßigen 
Freiheiten bedingt, gefichert und gewährleiftet feien. Der 
wichtigfte Gegenftand Tandftändifcher Berathung fei daher 
bie Frage, ob auch die Berfaffung in ihrer vollen Kraft und 
Wirkſamkeit beftände? 

Und ſo beflagenswerth ed auch Herr Pfizer fand, 
wenn eine feit 14 Sahren anerkannte und auf einem feier- 
lich beſchwornen Staatsgrundvertrag beruhende Repräſen— 
tation erft wieder um die Bedingungen ihres Dafeins käm— 
ofen ſolle, fo ſprach er jebt die Ueberzeugung aus, daß 
man in. diefe traurige Nothwendigfeit verfeßt fei. Dies 
fei um fo trauriger, ald man nunmehr durch Diefe Noth- 
wendigfeit eines prinzipielen Kampfes verhindert fei, in 
einen -Zeirpunfte, wo das Land nad) Erleichterung der 
öffentlichen Laften, nad) wirflichen und fühlbaren Verbeſ— 
feringen in der Lage feiner Bewohner feufze, wo das Bolf 
mehr als je auch die verfprocdjhenen fegensreichen Wirkun— 
gen feiner Verfaffung endlidy einmal zu erfahren und zu 
empfinden erwarte, den materiellen Landesintereſſen Kräfte 
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Auf jeden Fall beftehe das wirffamfte Mittel, frei- 
finnige Inftitntionen zu befeftigen und dem conftitutionellen 
Syſtem Eingang zu verfhaffen, darin, wenn man reelle 
Bortheile, die daraus hervorgegangen feien, aufzeigen 
könne — aber mögen nun immerhin ſchadenfrohe Wider⸗ 
facher auf die Erfolglofigfeit des bisherigen Strebend für 
materielle Wohlfahrt der Völfer hinweifen, der fcheinbar 
unfruchtbare Hauptkampf fei jeßt doch für dad Prinzip zu 
führen: denn obwohl die freifinnigfte Verfaffung da nichts 
helfe, wo ed an den phuflichen Bedingungen eined men- 
fhenwürdigen Dafeind fehle, obwohl fie den Hungernden 
nicht fättige, dem Heerd- und Heimathlofen feine Hütte 
baue, fo fei die Berfafiung doch das Mittel zu höhern 
Zwecen: ohne die Erhaltung der verfaffungsmäßigen Rechte 
feien alle materiellen Zugeftändniffe und Erleichterungen 
bloße Taͤuſchungen. 

Der Beltand der Würtembergifchen Verfaffung er- 
ſcheine im gegenwärtigen Augenblick von einer Seite her 
gefährdet oder angegriffen, von wo man Schuß und Bei- 
ftand in Behauptung gefegmäßiger Freiheit zu erwarten 
berechtigt wäre. „Der Deutfche Bund, welcher dad ver- 
faffungsmäßige Recht der Preßfreiheit, die Hauptitüge jeder 
wirffamen Vertretung, gleich im Entftehen vernichtet hat, 
droht jet von neuem unfere Berfaffung in ber tiefften 
Lebenswurzel anzugreifen, und hat feine Berorduungen wie 
eine drohende Gewitterwolfe über und aufgehängt, die bei 
der geringften Verändrung in ber politifchen Atmosphäre 
ſich auf und entladen Tann. 
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Die Bundesverfammlung habe am 28. Juni 1832 
eine Reihe von Befchlüffen gefaßt, deren jeder einen Keim 
zur, Auflöfung ber Berfaffung enthalte, und die, wenn man 
auch einen ‚offenbaren Widerſpruch und eine abfolute Un— 
vereinbarfeit mit den Beſtimmungen der Berfaffung nicht 
zugeben wollte, doch wenigftens die Fähigfeit in fich trügen, 
den Staatögrundvertrag in feinen wefentlichiten Beftimmun« 
gen abzuändern, zu zeriiören und unwirkſam zu machen. 

Herr Pfizer richtete feine Betrachtung. zuerft auf Die 
formelle Seite. Die $$. 88 und 85 der Verfaſſungsur⸗ 
kunde fetten feit, daß (K. 88) Fein Geſetz ohne Beltim- 
mung der Stände gegeben, aufgehoben, abgeändert oder 
auıthentifch erläutert, daß ($. 85) ohne Einwilligung der 
Stände durch Verträge mit Auswärtigen fein Theil des 
Staatögebietd und Staatdeigenthums veräußert, Feine neue 
Laft auf das Königreich und deffen Angehörige übernom- 
men, Fein Landgeſetz abgeändert, oder aufgehoben, Feine 
Berbindlichfeit, welche den Rechten der Staatsbürger Ein- 
trag; thum würde, eingegangen werben fünne. Der beut- 
fhe Bund, der durch den Art. 56 der Wiener Schl. 4. 
(welcher das Beftehen der Berfaflungen garantirte) die Ber» 
pflichtung auf ſich genommen, bei Erlaffung von Gefegen, 
welche auf die innern Berhältniffe der. Bundesländer. ein« 
wirfen;; die verfaflungsmäßigen Formen zu beobachten, ver- 
fee alſo die Würtembergifche Berfaffung, wenn er ohne 
Zuftimmung der Stände ein Geſetz erlaffe, das, wie bie 
fraglichen 6 Artifel, in die innere Staatseinrichtung und 
Staatsverwaltung Würtembergd eingreife. 
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Der Reduer berief fidy ferner auf Art. 7. der Bum- 
desacte; hiernach fönne, wo ed auf jura singulorum au- 
fomme, weder in ber engern Verſammlung noch im Piene 
ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. Run 
feien die innere Staatsverwaltung und Staatdeinrichtung 
zu ben juribus singulorum gehörig, um Beſtimmungen 
hierüber rechtögiltig zu machen, fei Die freie Zuitimmumg 
bed Betheiligten nothwendig, diefe freie Zuftimmung sei 
aber bei conftitutionellen Staaten auch von ben Gtänden, 
ald Repräfentanten des „Betheiligten” einzuholen, zumal 
da ja Bundedgrundgefege felber ‚die Mitwirkung der Stände 
bei Erlaffung ber Gefeße garantirt hätten. 

Herr Pfizer wies daranf den Einwurf, weldyer aus 
$. 3. der Berfaffungsurfunde hergenommen werben fünnze, 
zurüd. Diefer $ beftimme zwar, daß alle organifchen Be- 
fhlüffe der Bundesverfammlung, nachdem fie vom König 
verfündet feien, auch für Würtemberg verbindende Kraft 
haben. Organifche Befchlüffe feien aber nach Artifel 15. 
der Wiener Schlußacte ſolche, welche die Gründung „blei- 
bender Anftalten ald Mittel zur Erfüllung der ausgefpro- 
chenen Bundeszwecke“ zum Gegenftand haben. Nun feien 
die Bundesbefchlüffe vom 28. Juni 1832 feine organischen, 
und indem der $. 3. nur von diefen fpreche, erfenne er ja 
ausdrüdlic an, daß die andern — bie jura singulorum 
angehenden — Bundesbefchlüffe ber Zuftimmung der Stände 
bebürften. 

Sei nun die Vollziehung der am 28. Juni befchloffe- 
nen ſechs Artifel ohne ftändifche Verabſchiedung an fi 
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ſchon als ein gefahrbrohender Vorgang zu betrachten, fo 
erfchienen dieſe Artikel ohne allen Vergleich gefährlicher, 
wenm man. auf eine Prüfung ihres Inhalts eingehe, denn 
fo lange diefelben ald verbindliches, von dent ſtändiſchen 
Ausſchuſſe nicht widerſprochenes Geſetz für MWürtemberg 
gelten ſollten, könne man nicht wiffen, ob man die Berfaf- 
fung behalten werde, noch behaupten, dag man fie als ein 
echt befiße. 

Herr Pfizer fand, daß der Bund ed mit Hilfe be 
erften Artifeld in der Hand habe, : jedes auf verfaffunge- 
mäßigen Wege entftandene Landesgeſetz, ald dad monar- 
chifche Prinzip gefährdend, aufzuheben, ja daß fogar, ba 
im dieſem Artifel die Vereinigung ber  gefammten. Staatd- 
gewalt im. Staatsoberhaupte für den Zweck des Landes 
erffärt werde, hieraus fchon im Wege der Bollziehung bei 
der Anwendung auf vorfonmende einzelne Fälle gar leicht 
die. Folgerung ‚abgeleitet werben fönnte, den Ständen füme 
nur eine berathende Mitwirkung zu. Damit wäre. ber 
$: 88. der Berfaffungsurfunde außer Wirkſamkeit geſetzt. 
Das Staatsoberhaupt felbft fogar Föünnte in Folge jenes 
Artikels: nur: dann. Gefege mit Rechtsbeſtand zur Verab- 
fchytebung ‚bringen, wenn der Bund über die unmöglicher- 
weife darin enthaltene Veräußrung von Rechten der 
Staatögewalt erfannt habe. — Durch den zweiten Artifel 
ſei es der Bundesverfammlung möglich gemacht, jedem 
Grund zu theilweiſer oder gänzlicher ‚Steuervermeigerung, 
der in einer Ständeverfammlung vorgebracht. werde, auf 
Form und Ausdruck einer mittelbaren, vom Bunde für 
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unftatthaft erklärten Bebingung zurädzuführen, fich zum 
Richter darüber, weldyes der zur Führung der Regierung 
erforderliche Bedarf fei, anfzumwerfen, und bie Herbeifchaf- 
fung der Gelbmittel durch Militärgewalt zu erzmingen. 
Hierdurdy fei der das Steuerverwilligungsredht der Stände 
anerfennende $. 109. der Berfafjungdurfunde umgangen 
und die erfte Bedingung. jeder wirkffamen Vertretung, das 
Recht der Steuerverweigerung, zu einem leeren Worte ge- 
macht. — Der Art. 3. mache ed möglich, daß der Bund, 
daß. Deftreich und Preußen den Fleinern Bunbesftaaten 
Laften zu Führung eined Krieged für „das der Bunbes- 
acte unbefannte monarchifche Prinzip" auferlegen. — Rad) 
Erlaß des vierten und fünften Artifeld. hindere nun Nichts 
mehr die Bundesverfammlung, auf den Grund biefer Arti- 
tel ſich in alle und jede Tandftändifche Angelegenheiten ober 
in Streitigfeiten zwifchen ben Randeöheren und ihren Stän- 
den einzumifchen, freimüthige und unerfchrodene Bertheidi- 
ger der Volksrechte zu verfolgen, über die Anfichten und 
Beichlüffe der erwählten Volfövertreter ein Richteramt von 
Bundeswegen auszuüben, die verfaffungsmäßige Deffent- 
lichfeit der ftändifchen Verhandlungen aufzuheben. und der 
freien Rebe der Volksvertreter Feſſeln anzulegen. — Der 
Artikel 6. fichere der Bundesverfammlung die Befuguig, 
jede ihr mißfällige Landesverfaffung und ſelbſt jeden Act 
ber Geſetzgebung und Verwaltung in den Bundesſtaaten, 
ald mit der innern Sicherheit Deutfchlands und dem mo— 
narchifchen Prinzip unvereinbar, durch einfeitige Auslegung 
ber Bundes⸗ und Schlußacte umzuſtoßen. Den Ständen 
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aber ſei das Recht genommen, ſich zum Schuß ihrer Rechte 
auf diefe Bundesgrundgefeße, welche fie ja nicht zu inter- 
pretiren.ihätten, zu berufen. 

Die Würtembergifche Berfaffung fei alfo in ihren 
wefentlüchiten  Beitimmungen verlegt, da die Möglichkeit 
einer; verfaflungsmidrigen Auslegung oder. Anwendung der 
ſechs Artikel zugegeben werden müffe, da noch dazu eine 
folche Anwendung und Auslegung rein in die Willfür der 
Majoxität der Bundesverfammlung geftellt fei. Der Art. 
56. ber. Schlußacte ſei hier feine Garantie, da feine Aus- 
legung gleichfalld nur der "Bundesverfammlung zuftehen 
folle. 

Aber nicht blos der Möglichkeit nach, auch in ihrem 
klar vorliegenden Inhalte feien die ſechs Artikel ein offen- 
barer Berftoß gegen die Verfaſſung. Es fei einer ber 
größten Vorzüge der Verfaſſung, daß fie, dem Prinzip des 
Fortfchreitend huldigend, den Weg der Reformen offen 
laſſe und dem unheilbringenden Verſuch entjage, alle Fünf- 
tigen Gefchlechter in unabänderliche Formen feitzubannen: 
jest liege in den Bundesbefchlüffen der Verſuch vor, das 
monarchifche Prinzip ald unabänderliche Norm allen Fort- 
fchritten und Berbefferungen entgegenzuftellen. Wenn 5. B. 
der König der Bolfövertretung die gefeßgebende Gewalt 
übergeben wollte, fo würde ihn der Bundestag daran hin- 
dern fünnen. Die Bundesacte felber wiffe Nichts von 
einem monarchifchen Prinzip, und dieſes fei erſt durch Die 
Schlufacte in das Bundesgeſetz hineingetragen. 

Die nachgewiefene Unverträglichfeit der ſechs Artifel 
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mit dem materiellen Inhalt der Würtembergifchen Berfaf- 
fungdurfunde und der Bundesacte rechtfertige zur Genüge 
das Verlangen, daß die Regierung die von dem Gefandten 
am Bundestag erflärte Zuftimmung zu den Befchlüffen vom 
28. Juni, ald ihre ‚verfaffungsmäßigen Befugniffe über- 
fchreitend, zurüdnehmen möge. Beruhigung liege in feiner 
einfeitigen Berficherung ber Regierung, daß jene Artifel 
eine verfaffungsmäßige Auslegung zulaſſen. Solle bei den 
Freunden der Berfaffung Glauben und Vertrauen an bie 
Stelle der Beforgniß treten, fo fei mehr, als bisher ge» 
fchehen, erforderlich. 

Doch verfuchte ed Herr Pfizer, neben diefer Behaup- 
tung der Berficherung des Könige, welche die Publication 
der Bundeshefchlüffe begleitet hatte, bie gebührenve Ehre 
zu erweiſen, indem er in ihr eine Scheidung machte. So 
weit fie ein Ausdrud der perfönlichen Gefinnung des Mo- 
narchen ſei, koͤnne Niemand in fie Zweifel fegen. Allein 
diefe Erflärung koͤnne auf die rechtliche Beurteilung ber 
Handlungsmweife der Minifter feinen Einfluß äußern, die 
Stande hätten ed nur mit dem Mintfterium zu thum, und 
ed fei unconftitutionell, von der geheiligten Perfon bes 
Königs da zu reden, wo die Beamten der Krone Rechen- 
fchaft ablegen follen. Es fei daher von den Miniftern bes 
Könige Aufklärung darüber zu verlangen, mit weldyem 
Rechte fie verfichern Fonnten, daß in Feiner Beziehung ein 
Grund der Beforgniß für die Verfaffung vorliege. 

Der Redner trug darauf an, daß die Stände bie 
dahin, wo die Regierung die ſechs Artikel, auf eine, die 
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Berfaffung ficher ftellende Weiſe mobiftcirt oder erläutert, 
zur landſtändiſchen Verabſchiedung gebracht habe, die in 
ihrem: materiellen Beftand gefährdete umd verlegte Berfafs 
fung durch Die verwahrende Erflärung fichern und wieders 
herftellen, daß fie die von den Miniftern des Könige: pro— 
mulgirten ſechs Artikel als ein für Würtemberg verbindliches 
Geſetz nicht anerkennen und gegen jede fünftige thatfäch- 
liche Berlegung der Berfaflung: auf den Grund jener Ar- 
tifel proteftiren, insbefondere aber für. ihre Tandftändifchen 
Verhandlungen über Angelegenheiten des Deutfchen Bun— 
des die verfafliungsmäßige Unverlegbarfeit und Unveraht- 
mortlichfeit der Ständemitglieder nad) wie vor: in Anfpruch 
nehmen, auch ſich die Anwendung aller verfaffungsmäßigen 
Mittel, um diefer Rechtsverwahrung Kraft zu ‚geben, vor« 
behalten. 

Der Redner ſchloß mit der Betrachtung, welche: den 
Zweifel an den Erfolg feines Schrittes hervortreten- ließ: 
die Stände feien wenigftens einen Verſuch der Pflicht, der 
Ehre, dem Baterlande fchuldig, einen Berfuch, ob das Recht 
nichts ‚gelte gegen die Uebermacht: im Dulden, im Schwei— 
gen liege die größte Gefahr. 

Acht und funfzig gegen vier und zwanzig. Stimmen 
befchloffen, daß die Pfizerſche Motion dem Druck übergeben 
werden folle. Die Nedarzeitung vom 14. Februar 'mel- 
dete: „Mit Bedauern zeigen. wir unfern Lefern an, daß 
yoir- durch die Genfur verhindert worden find, die Motion 
Pfizerd unferm Blatte beizulegen." Ein offizieller Artifel, 
der wenige Tage darauf in der Stuttgardter Zeitung ers 
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fchien, fuchte aus dem $ 3 der Würtembergifchen Berfaf- 
fungsurfunde zu beweifen, daß alle Bundesbejchlüffe für 
die Deutfchen Bundesftaaten organifche Kraft haben und 
daß dad Bundesgefeg in allen Bundesftanten über der land- 
ftändifchen Verfaſſung ftehen müſſe. Der Abgeordnete 
Kepler ftellte am 19. Februar den Antrag, die Kammer 
möchte fi) eines Urtheils über die Bundesbefchläfe vom 
28. Juni infofern enthalten, ald fie durch voräbergegan- 
gene Ereigniffe hervorgerufen worben, Feine neue bunded- 
gefegliche Beltimmung enthalten, und aus der Art ihrer 
Bekanntmachung in Würtemberg bervorgehe, daß durch fie 
die Landesverfaffung nicht gefährdet werben wolle, Die 
Kammer möchte feierlich im Namen des Volls und vor 
ganz Deutfchland erflären, daß Niemand auf Erden als 
dem Könige von Würtemberg unter Zuftimmung feiner 
Stände dad Recht zuftehe, die Würtembergifche Verfaſſung 
zu erflären oder abzuändern. 

Die Angriffe, welche Herr Pfizer voraudgefehen hatte, 
und welche die prinzipielle Richtung der Kammer zum An- 
lag nahmen, blieben nicht aus. „Bereits ift die breißigfte 
Sigung unfrer Stände vorübergegangen,” wurde der All⸗ 
gemeinen Zeitung aus Stuttgardt vom 23. Februar ge- 
fehrieben, „und noch wüßte ich Fein weſentliches Ergebnig 
der bieherigen Berathungen zu berichten.‘ 

Ald die Klage, daß die materiellen Intereſſen des 
Landes von der Kammer gar nicht berückſichtigt würden, 
zu fehr ausgebeutet wurde, um die Volfövertretung un⸗ 
populär zu machen, ald der Kanzler der Univerfität in der 
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Sigung am 25. Februar diefelbe Klage anftimmte, erhob 
fi Herr Schott: ‚Nein‘ rief er aud, „wir waren bieher 
nicht umfonft hier; es find Worte der Wahrheit gefprochen 
worden, die genügend find, den Glauben an das. Wieder- 
aufleben des conftitutionellen Lebens, an Verwirklichung 
der Verfaffung zu erweden. Sch mache den frühern Kam- 
mern feinen Vorwurf, fle waren durch Verhältniffe gebun- 
den, aber auch wir find gebunden.” 

An demfelben Tage entivann ſich ein Streit in der 
Kammer, ob die Beftimmungen einer neuen Gefchäftsord- 
nung, mit deren Ausarbeitung eine Commiſſion beauftragt 
worden war, dem Könige zur Beftätigung vorgelegt wer- 
den follten, und nur eine ſchwache Majorität entſchied für 
die Regierung. Und derſelbe Tag brachte die Antwort 
der Majeftät auf die Bitte der Stände um Mittheilung 
der gepflogenen Unterhandlungen in Handeldangelegenheiten: 
Die Antwort erflärte, daß der $ 31 der ſtändiſchen Ge— 
ſchäftsordnung, auf deren Beobachtung der König vermöge 
des Ihm zuftehenden Beftätigungsredhtes unverrücdt halten 
werde, den Weg vorfchreibe, auf welchem die Commiſſionen 
die von ihnen gewünfchten Erläuterungen erlangen werden, 
fie erflärte ferner, daß die Regierung auf die Behauptung 
der Abgeordneten, Die vorläufige Zuftimmung der. legten 
Ständeverfammlung zu jenen Unterhandlungen fei nicht 
mehr verbindlich, dermalen noch gar nicht Rüdficht neh— 
men könne, weil die erwähnte Zuftimmung von der Stände- 
verfammlung, und nicht von den Abgeordneten einfeitig, 
ausgegangen fei. 
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Die Sigung vom 1. März begann mit Vorleſung 
eines vom 27\28. Februar datirten Refcriptd des K. Ge- 
heimenraths, welches ft gegen Pfizerd Motionsbegründung 
in Betreff der Bundesbeſchlüſſe richtete. Diefer Bortrag 
enthalte Behauptungen, welche eben fo wenig mit des Kö- 
nigs Verhältniffe zam deutfchen Bunde, ald mit den Redye 
ten, die Ihm ald Souverän zuftehen, vereinbar feien. Die 
Schlußacte fei und bleibe für Würtemberg verbindlicdy, das 
monarchifche Prinzip fei in der Bundesacte begründet, und 
ed liege in dem Wefen des für beftändig und unauflöslich 
erflärten Vereins des deutfchen Bundes, aus welchem der 
Austritt feinem Mitgliede freiftehe, daß feiner der ver- 
bündeten Fürften einen wefentlichen Theil der Souveräni- 
tät, wie die gefeßgebende Gewalt, durch Uebertragung an 
die Stände, aufgeben könnte, ohne fid, eben damit vom 
Bunde Iodzufagen. Die Berfaffung Wiürtembergd berube 
auf dem monarchifchen Prinzip, als ihrer biftorifchen und 
rechtlichen Grundlage. Daß in Herrn Pfizers Vortrag da- 
rauf hingewiefen werde, als könne der König jemald auf 
dem Wege der Kortfchritte und Berbefferungen der Landes- 
verfaffung in den Fall kommen, Sich der gefeßgebenden 
Gewalt zu entäußern, fei eine Vermeſſenheit, welche Er- 
ftaunen erregen müffe. Bon nichtigen, mit dem Grund- 
character der Bundes- und Landesverfaffung in offenbarem 
Widerſpruch ftehenden Behauptungen gehe Herrn Pfizerd 
Bortrag aud. Die Möglichfeit einer verfaffungswidrigen 
Anwendung der Bundesbefchlüffe vom 28. Juni, welche 
der Herr Antragfteller behaupte, laffe fidy nicht annehmen, 
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ohne daß die Bundesverfammlung der rechtöwidrigen Ah- 
ficht befchuldigt würde, den Beltimmungen ber Bundes- 
und Schlußacte, wonach in allen Bundesftaaten landftän- 
diſche Berfaflungen ftatt haben werben, und dieſe, mo: fie 
in; anerkannter Wirkfamfeit. ſtehen, nur auf verfaffungsnde« 
ßigem Wege abgeändert werden fünnen, entgegen zu hans 
dein. :; Der Antragiteller ſcheue ſich wirklich nicht, von 
einem abſichtlichen tödtlichen Streiche, welcher durch die 
ſechs Artikel gegen die Landesverfaſſungen und das con— 
ſtitutionelle Leben geführt und gefallen: ſei, zu ſprechen — 
Das Reſcript ſchloß mit der Verſicherung, der König halte 
ſich, in, Rüdficht auf Seine eigene Würde fo wie auf die 
Würde der mit Ihm im Bunde. vereinigten Regierungen zu 
der Erwartung berechtigt, daß die Stände: jene. Motion 
„mit gerechtem Unwillen“ verwerfen würden. 

Der Präfident trug nad) Borlefung dieſes Erlaffes 
darauf an, deufelben der ſtaatsrechtlichen Commiſſion zuzu— 
weiſen. Da erhob ſich Herr Pfizer: „Bor fünf. Tagen,“ 
fagteser, „will uns die Regierung durch einen Geheimen“ 
rathserlaß ‚die längſt abgelaufene proviſoriſche Geſchäfts— 
ordnung aufdringen, nachdem die Kammer dieſe Geſchäfts— 
ordnung durch Acclamation, alſo Durch einſtimmigen Beſchluß 
für. nicht mehr verbindlich erklärt, und ſich jede paſſend 
ſcheinende Abweichung von derſelben zu wiederholten Malen 
ausdrücklich vorbehalten hat. Heute wird nun von: Seiten 
der Regierung der Verſuch gemacht, der verfaſſungsmäßigen 
Berathung einer Motion vorzugreifen, und der Kammer 
den Beſchluß, den ſie darüber faſſen ſoll, zu diktiren. Wenn 
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es fo fortgeht, und bie Kammer fich dies ohne Widerſpruch 
gefallen laſſen wollte, fo weiß ich in der That nicht mehr, 
zu welchem Zwede wir hier beifammen find, und welchen 
Nugen unfere Gegenwart noch ftiften fol. Wir find in 
unfrer freien Wirkſamkeit gelähmt, und es if um umfre 
verfaffungsmäßige Selbititändigfeit gefchehen. Was meine 
Motion betrifft, fo enthält weder der Antrag, noch deſſen 
Begründung etwas Ungeſetzliches, etwas Berfaffungswibri- 
ged, oder überhaupt irgend etwas Anderes, ald was ich 
in der Eigenfchaft eined Volfövertreterd audzufprechen mic 
gebrungen und verpflichtet fühlte. Glauben die H.H. Mi- 
nifter, daß ich fie oder irgend Jemand fonft beleidigt habe, 
fo ift ihnen ja befannt, bei welcher Behörde ich deshalb 
zu belangen bin.” 

Der Präfldent unterbrad) — Pfizers Auslaſſungen 
mit der Bemerkung, daß ein Königlicher Antrag zuerſt an 
eine Sommiffion zu weifen fei, weshalb jegt noch Feine 
Berathung ftattfinden könne. „Das ift Fein Königlicher 
Antrag,” rief Herr Römer. Die Herren v. Degenfeld und 
v. Zwergern verlangten, daß der Abgeordnete Pfizer aus- 
fpreche. Herr Kepler bemerfte, daß, wenn Herr Pfizer 


fprechen dürfe, jeder Andere auch das Recht dazu haben 


würde. Es erfolgte ein flürmifches Hin- und Herreden, 
bis Herrn Pfizerd Stimme wiederum durchbrang: „die 
Eröffnung und den Fortgang einer Öffentlichen Berathung 
über meinen Antrag der Kammer zu verbieten und zu bin- 
tertreiben, dazu hat die Regierung body gewiß Fein Recht. 
Die Regierung hat gegen bie Kammer und deren einzelne 
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Mitglieder Feine Art von Dieciplinargewalt und Strafbe- 
fugniß, und wenn durch den fo eben vorgelefenen Erlaß 
mir wegen meines Antrags ein Verweis ertheilt, mir der 
Unwillen der Regierung zu erfennen ‚gegeben. werben foll, 
fo erwiedere idy darauf, daß in dem Umkreiſe diefer Mans 
ern Niemand Verweiſe zu ertheilen hat, als die hohe Kam⸗ 
mer jelbfinundıderen Bräfident Bon Allem, was ich in 
Betreff dern Bundestagsbeichlüffe bier gefprochen habe, be» 
reise; ich nichts, und nehme nichts zurüd; ich proteſtire 
gegen: jeden, Verſuch der, Regierung, einen. fo hochwichtigen 
Gegenftand aus unfrer Tagesordnung wegzuſtreichen, und 
ſtelle übrigens das. Weitere der. Ehre, dem Pflichtgefühl 
und dem Gewiſſen der Kammer anheim.“ Die Kammer 
verwies ben Gegenſtand an Die ſtaatsrechtliche Commiſſion. 


Nenn Abdeordnete des Großherzoglich Heſſiſchen Volks, 
die Herren Fr. Schenck, W. Hofmann, Dr. Heß, Dr. Lan⸗ 
gen, Aull, Koch, Rauſch, Elwert und Emmerling brachten 
am Februar 1833 einen Antrag in die Darmſtädtſche 
Kammer, welcher mehrere ohne Zuſtimmung der Stände 
erlaſſene Verordnungen betraf. Die Antragiteller beriefen 
ſich auf den Artikel 72 der Verfaſſungsurkunde, wonach 
fein Geſetz, auch in Bezug auf das Landespolizeiweſen, 
ohne Zuſtimmung der Stände gegeben, aufgehoben oder 
abgeändert werden könne. Seit einigen Jahren ſeien meh— 
rere Verordnungen erlaſſen worden, welche: theilweiſe Be— 
ſtimmungen enthalten, die nur durch Geſetze mit Geneh— 


migung der Stände hätten erlaſſen werden dürfen: ‚fo die 
III. 13 
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Berordnung vom 12. März 1832, ein Verbot des Zwei; 
brückner Preßvereind enthaltend, eine andre Berorbnung, 
welche die Beranftaltung von Bolfsfeiten und Volksver— 
fammlungen, fo wie dad Tragen von Bereindzeichen ver- 
bot, andre Verordnungen, welche die Richterftellen organi- 
firten. Da ed biefen Verordnungen zu ihrer Giltigfeit an 
ben zu einem. Gefege erforderlichen VBoraudjegungen ge- 
breche, fo. feien biefelben nicht ald im verfaflungsmäßigen 
Wege erlaffen zu betrachten: die verehrlihe Kammer möge 
fi) bei der Staatsregierung dahin ausfprechen, daß bie 
genannten Verordnungen entweder aldbald wieder zurüd- 
genommen oder der Ständeverfammlung zur Einholung der 
Zuftimmung vorgelegt werben möchten. 

Sing diefer Antrag darauf aus, den Monarchen in 
Bezug auf fein Verordnungsrecht, das er zu weit audge- 
dehnt habe, in conftitutionelle Schranfen zurüczuführen, 
den Antheil der Stände an der Gefeßgebung zu wahren, 
fo ftand dem Liberalidmus der Bolfövertreter ein Para- 
graph entgegen, der eben als folcher Refpect verlangte 
und doch in der Weite der Ausdehnung, die er zuließ, den 
Ständen alled Recht, gegen ben Erlaß von Berordnungen 
zu remonftriren, nahm. Der $ 73 geftattete nämlich ber 
Regierung, ſolche Verfügungen, welche die Handhabung 
der gemeinfam mit den Ständen erlaffenen Gefete betref- 
fen, foldye, die aus dem Auffichte- und Verwaltungsrecht 
fließen, und folche, „die in dringenden Fällen für die in- 
nere und äußere Ruhe des Staates dad Nöthige vorfeh- 
ren,” einfeitig zu erlaffen. 


| 
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Am 11. Februar befchäftigten fi die Stände mit 
einem Antrag ded Herrn €. E; Hofmann, die Tanzmufif 
auf dem Lande zu befchränfen, Herr Hofmann beftieg die 
Rebnerbühne, um feinen Antrag, über welchen der Aus— 
ſchuß in jovialem Zone einen ungünftig lautenden Bericht 
abgeftattet Hatte, ) zu vertreten. Unpractiſch, meinte er, ſei 
die Anſicht des Ausſchuſſes, daß nach der Menge der Tanz⸗ 
muſiken der frohe Genuß des Lebens zu ermeſſen feiz nein, 
man werfe ſich oft in den Strudel, um wenigſtens auf 
Stunden ſein Elend zu: vergeſſen, allein das Erwachen fei 
dann um ſo betrübender. Eben fo wenig könne er der 
Anſicht huldigen, daß die Stände es nicht durch vernünf⸗ 
tige, zweckmaͤßige Einrichtungen zu hindern ſuchen follten, 
daß das: Geld: der oft mit der Noth fämpfenden Stante- 
bürger in die Geige "geworfen werde: Die übermäßigen 
Tanzbeluftigungen feien ein Verderb für die Moralität der 
jungen Zeute, für die Ruhe und das Glüd ganzer  Fami- 
lien. © Das übertriebene Tanzen fei Fein unſchuldiges Ver— 
gnügen. „Grade, damit es eim unſchuldiges Bergnügen 
bleibe," fagte der Redner, „damit es nicht das Glück der 
Zünglinge, Jungfrauen und Familien untergrabe, wünſche 
id) ed geordnet.” Der Sonntag fei zu etwas Beſſerm 
als zum Tanzen beftimmt: zur Selbftprüfung nämlich, auch 
folle der Unbemittelte lieber fparen, ftatt fein: Geld auf 
dem Tanzboden durchzubringen; jemehr er fpare, defto un⸗ 
abhängiger und freier werde ers wer kein Geld in der 
Taſche Hat und mit Sorgen und: Kummer kämpft, der ift 


nicht ‚Teicht ein freier Mann, der iſt nicht: unabhängig. 
13 * 
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Herr Hardy ſprach für den Antrag, ſich Dagegen ver- 
wahrend, daß er denjenigen beigezählt werde, welche als 
Sauertöpfe den braven Staatsangehörigen das Vergnügen 
einer anftändigen Tanzbeluftigung verbittern oder erfchme- 
ren wollen, aber beim Tanz, ald bei einer Vereinigung 
vieler Menfchen, fei Polizei nöthig, und Gefellichaften, die 
feine gefchloffenen feien, bedürften einer Tanzconceffion. — 
Der Abgeordnete Zulauf wollte die Sache damit entfchei- 
den, daß er behauptete, es werde noch zu wenig getanzt; 
die ſechs Stunden, in denen getanzt werden bürfe, feien 
fo hoch befteuert, daß Fein Wirth einen Tanz zu umter- 
nehmen wage; wer nicht tanze, verfaufe fein Gelb; Herr 
Zulauf fegte hinzu, wenn er. nicht getanzt hätte, jo würde 
er feine reiche Frau nicht Fennen gelernt und gebeirathet 
haben. — Die Kammer wied den Antrag zurüd. 

Herr E. E. Hofmann war infofern ber wahre Re- 
präfentant von der Bedeutung der Kammer,. ald er An- 
träge der mannigfaltigften Art ſtellte; — auch auf Erridy- 
tung eined fhändifchen Ausfchuffes hatte er einen folchen 
geftellt: am 26. Februar disfutirte Die Kammer hierüber, 
nachdem Herr Hofmann an demfelben. Tage feinen An- 
trag zurüdgenommen. Die Stimmung der Kammer war 
überhaupt gegen denfelben, doch fielen bei der Diecuſſion 
einige Yeußerungen, den Abgeordneten durd) ihr conftitu- 
tionelled Streben eingegeben. So fand ber Abgeorbnete 
Höpfner, daß der Zeitraum von brei Jahren zwifchen je- 
dem Landtage zu lang fei. Herr von Gagern fprach von 
dem ©leichgewicht der Gewalten und bemerfte, daß, wo 
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immer ein Theil des alternden Europas fidy zu verjüngen 
firebe, fi) auf ben alten Stamm der Oelzweig ded mo- 
narchifch repräfentativen Syſtems pfropfe, eines Syſtems, 
welches fowohl gegen die republifanifche Propaganda als 
gegen den boctrinären abjolutiftifchen Myſticismus fchüge. 
Uebrigens war Herr v. Öagern gegen die Errichtung eined 
Aus ſchuſſes nicht weil er ein folched SInftitut von vorn 
herein: verwarf, ſondern weil er nicht mochte, baß bie 
Stände eine Wirffamfeit in Anfpruch nahmen, die fie nicht 
mit aller Kraft unterftügen ‚ fönnten. — Am 1. März 
wurde Herrn Hofmanns Antrag zurückgewieſen. 

Ende Februar hörte man, jener Bericht des Ausſchuſ— 
ſes über die Anträge. wegen. der Bunbesbefchlüffe, jener 
Bericht, «auf den man in Heſſen, in Deutſchland fo neu 
gierig war, weil man ſehen wollte, - wie weit die Selbſt⸗ 
ftändigfeit der Volksvertretung, alſo das conſtitutionelle 
Leben in Heſſen noch ungefährdet ſei, jener Bericht alſo, 
vom Abgeordneten Hoͤpfner verfaßt, ſei gedruckt; er betrage 
fünf eng gedruckte Bogen, feine Austheilung an die Ausd- 
fhußmitglieder ſei bereits erfolgt, .er werde nun fogleich 
revidirt und in vierzehn Tagen gewiß der Kammer vorge 
legt werden. Es könnten vielleicht nod) einige Berzöge- 
rungen eintreten, weil mehrere Abgeordnete, unter ihnen 
der Graf’ Lehrbach, Herr Schacht, Herr Berrot, Herr von 
Breidenbady, v. Günderode und Andere, die vor ſechs Wo- 
chen einen. förmlichen Gegenantrag hätten’ ftellen wollen 
und es ſich ausbedungen hätten, daß ihnen vierzehn Tage 
vor Erſtattung des Berichts davon Nachricht gegeben 
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werde, wohl Anftände erheben könnten. Aber der Bericht 
werde jedenfalls vor die Kammer fommen, und es fei nur 
intereffant, ob die Regierung ber Feftigfeit der Kammer 
gegenüber fo weit gehen werde,. die Stänbeverfammlung 
aufzulöfen. 


Die Badische Freifinnigfeit wurde im Februar 1833 
durch einen Prozeß gegen jenen Redner aufgeregt, welcher 
in der Stänbeverfammlung neben v. Rotteck geglänzt hatte, 
und der durch feinen Antrag auf Preßfreiheit populär ge- 
worden war, gegen Herrn Welder. ‚Der Auffag im „Frei⸗ 
finnigen” über dad Verbot ber Berfammlungen*) hatte 
Herren Welder einen Preßprozeß und ein erftinitanzliches 
Urtheil des Freiburger Hofgerichts. auf zwei Monate Ge- 
fängniß zugezogen, weil er ben Großherzog und bie Groß- 
herzogliche Regierung beleidigt habe. Er hatte an das 
Oberhofgericht in Mannheim appellirt: feine Stellung als 
Deputirter ſtand auf dem Spiele. Herr Welder fam am 
18. Februar in Mannheim an, um feine Sache felber 
zu führen, und viele Mannheimer Bürger nahmen ſich ald« 
bald vor, ihm durch Fackelzug und Serenade zu beweijen, 
daß ihn eine Berurtheilung wegen Beleidigung ded Fürften 
nicht unpopulär gemacht habe. Aber auf eine Warnung 
bes Oberregierungsdirectord Dahmen unterblieb. die Demon- 
firation. - Am 22. Februar, dem erften Tage der gericht- 
licher Verhandlung, wurben bie Vorkehrungen einer Haupt- 


”) Berg. den zweiten Band diefer Schrift, Seite 266. 





199 


und Staatsaction getroffen; felbft die Fenſter des Sitzungs⸗ 


fanles wurden durch  Gensdarmen bewacht, damit ſich 
Niemand denfelben nahe, und auf daß dem gegen die 
Deffentlichkeit gerichtlicher Seffionen geftellten Willen des 
Bunbdestaged im firengften Sinne Genüge gefchehe. Das 
ganze Polizei» Perfonal war aufgehoben, um dad Gerichts⸗ 
local zu beſetzen, die dort befindliche Wache war verftärkt 
worden. Die Sitzung dauerte von 9 Uhr Vormittags ‚bie 
32 Uhe Nachmittags, Herr Welcker allein ſprach fünf 
Stunden hintereinander; die Sad)e wurde an biefem Tage 
noch nicht entfchieden. Der Gang bed Angeflagten vom 


Gerichtsfaale, bis. nach Haufe wurde, da der Fadelzug 
umterfagt war, zu einer einfacheren Demonftration benutzt; 
eine große Anzahl von Perſonen begrüßte Herrn Melder, 


als. er’ das! Gerichtelofal verließ, feierlich, ‚und: begleitete 
ihn nad) feiner Wohnung. Am nächſten Tage wurde das 
Urtheil gefällt: das Gericht erflärte, daß ber incriminirte 
Aufſatz weder gegen die Perfon Sr. Königlichen Hoheit bes 
Großherzogs, noch auch gegen die Regierung mit Inbegriff 
des Regenten gerichtet fei, die: Staatsfaffe wurde in alle 
Koften verurtheilt: — aud) heute war Buͤrgerpromenade. 
And nächiten Tage lad man ald Beilage zum Tageblatt 
ein mit vielem liberalen Schwunge verfaßtes Gedicht von 
Sophia Spies, eined Bierbrauerd Tochter, bie fid) aber 
in ihrer Begeifterung nicht ficher zu fühlen fchien, weil ſie 
ſchon den Tag darauf erflärte, daß ihr Name nur auf 
Befehl der Behörde unter dad Blatt gedrudt fei. — Auch 


in ‚Heidelberg, wohin Herr Welder von Mannheim aus 
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reifte, wurbe ihm, da der Fadelzug unterfagt ward, eine 
Nachtmuſik zu Theil. Bei feiner Rückkehr nad) Freiburg 
wurde er freundlich eingeholt, und an einem großen Feſt⸗ 
mahl zur Feier feiner Freifprehung nahmen 400 Perfonen 
Theil. Die Regierung erwies ihm die Aufmerffamfeit, daß 
fie einen Fackelzug, weldyer ihm gebracht werben follte, 
durch eine eigene ÖStafette von Karlsruhe aus verbieten 
ließ. — Wie ernft Herr Welder felber alle diefe Begeb- 
niffe auffaßte, ging aus einer Erflärung hervor, welche er 
Anfang März in die Freiburger Zeitung inferiren ließ: es 
feien ihm bei Gelegenheit feined Preßprozeffes zahlreiche 
und rührende Beweiſe wohlmwollender Theilnahme gegeben 
worden; zu benfelben rechne er auch die befchloffenen, aber 
durch die Behörde unterfagten öffentlichen Bezeugungen 
folder Gefinnungen ebenfo, ald wenn diefe Unterfagung 
nicht erfolgt wäre. Er fage für biefe Theilnahme feinen 
herzlichften Danf und finde darin auf eine erhebende Weife 
eine Anerfennung feines Strebens und feiner. Leiftungen. 
„Was aber diefen und vielfachen andern felbitftändigen 
männlichen und würdigen Aeußerungen freier Bürgergefin- 
nung in allen Theilen unferd babifchen Baterlandes, na- 
mentlich auch bei Gelegenheit. diefer Wahlen, einen dop⸗ 
pelten und dreifachen Werth giebt, ift dad, daß fie in 
Zeiten der Bedrängniß unferer Freiheit erfolgten, und eben 
deshalb deutlicd, genug zeugen, wie tief die Gefinnungen 
und Grundfäge würdiger Freiheit und bie unentbehrliche 
Schutzwehr derfelben, ein beharrlicher Bürgermuth, in um 
ferm fhönen Baden Wurzel gefaßt haben. Hierin liegt 
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die fchönfte Bürgfchaft, daß wir troß aller Hinderniffe 
dennod) vorwärts gehen werden auf der Bahn des Rechts 
und der Ehre, der allein fichern und heilfamen für Regie- 
rung und Bolf, auf der Bahn der Behauptung und der 
Entwicklung der Wahrheit unfrer conftitutionellen Verfaſ⸗ 
fung. "In ‚jenen: Geſinnungen und auf diefer Bahn, im 
Vertrauen auf Gott und unſer gutes Recht, werben ſich 
auch 1833 eben’ fo wie 1831. Badend Bürger und ihre 
Vertreter brüderlih: die Hand: reichen, "um auch jegt wie⸗ 
der ihre schwierige Aufgabe: auf ‚eine glückliche und jeden- 
falls auf eine ehrende Art zu löſen“. 

Herr Brand hat in Sachen‘ der Deutfchen Revolu— 
tion: im. Zanuar : eine Reife durch’ das conftitutionefle 
Deutfchland: gemacht, auf. welcher. erinur Veftärfungen in 
feinem Plane ;ı den Mitbürgern eine republicanifche Ver⸗ 
faffungszw; geben, zu finden wußte, Sein erfter Gang war 
natürlidy: zum‘ Dr,» Gärth in Rranffurt, um die Berfiche- 
rung, daß es im Würtemberg: ausgezeichnet ftehe, gegen die 
auszutauſchen, daß die, Stimmung in und um Franffurt 
einer Revolution gar 'günftig,' daß in. Heffen Verbindungen 
angeknüpft feien,: daß naͤchſtens Tosgefchlagen werben müffe, 
und Daß das Deutiche Volk aufgebracht und veif genug 
fei, um in feinen Befreiern feine wahren Freunde zu er- 
bliden. Herr Frandh madjte dann einen Beſuch in Butz⸗ 
bad) bei dem Rector Weidig, taufchte mit dem Herrn 
Hundeshagen, Privatdocenten, und Ernft Schüler, Eandi- 
daten aud Darmftadt, völferbeglüctende Gedanken aus und 
verfehrte in Marburg mit dem Profeffor Jordan, indem 
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er in dieſem Profeffor, der einer ber defiguirten Präfiden- 
ten der Deutfchen Republik war, fürs erfte mur den Zei- 
tungscorrefpundenten engagiren wollte, 

Nach feiner Rückkehr wurde er am 9. Februar ver- 
haftet, nachdem Herr Hardegg ſchon am 1. dieſes Monate 
dad gleiche Schickſal erfahren hatte, und dieſe Männer 
nahmen wenigftend dad Bemwußtfein ind Gefängnig mit, 
daß fie für ihr Volk etwas hätten thun koͤnnen, für fie 
war mwenigftend das Gefängniß ein guted Schugmittel gegen 
den Vorwurf, baß es bei ihnen bei dem bloßen Wollen 
geblieben fei. 

Der Landgräflich Heffifche Revolutionär in Homburg, 
Herr Dr. Auguſt Breidenftein, welcher ſich gegen feine 
revolutionären Freunde anbeifchig gemacht hatte, dad Hef- 
fen=- Homburgifche Militär für die Revolution zu gewinnen 
und der aud) wohl gegen ein Paar Unteroffiziere einige 
. revolutionäre Reden und die Behauptung, daß man dem 
ſchmaͤhlichen Zuftande der Dinge durch Gewalt ein Ende 
machen müffe, hatte fallen laffen, wurde Ende Februar 
nebft dem Polen Scylling, welcher fich bei ihm befunden, 
in Haft genommen. Diefe Begebuiffe fchredten aber bie 
republicanifchen Häupter nicht ab, man überzeugte ſich 
nur nur noch mehr, daß man gar heimlich für die öffent- 
lichen Zuftände des Deutfchen Bolfd handeln, daß man 
vorfichtig fein, und daß man — Mn Borfiht! — recht 
bald losſchlagen müſſe. 

Bei dem beiderſeitigen Wunſche, bie Staͤndeverſamm⸗ 
fung endlich conſtituirt zu ſehen — denn auch Herr Haf- 
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fenpflug hatte in einem Erlaſſe an den Präfidenten der 
Stände erflärt, daß er mit Sehnfucht dem Zeitpunfte der 
Eröffnung entgegenſehe, —  mnften doc) Minifterium und 
Lanbftinderin Kurheſſen die Möglichkeit des Beginns der 
landſtaͤndiſchen Arbeiten: noch, Aufang März ſo entfernt 
fehen;) daß ber; ftändige?Ausfchuß, von den in» Caſſel au⸗ 
weſenden Volksvertretern zur Thätigkeit ermahnt, zuletzt 
fein. andres Mittel: wußte, als den Vorſtand des Miniſte⸗ 
riums des Innern beim Oberappellationsgerichte zu ver⸗ 
Hagen. Nachdem: endlich Herrn Dedolph yon Seiten der 
Regierung den Urlaub: erhalten, nachdem die: Häupter der 
beiden Heſſen⸗Philippsthaler Häuſer die Wahl ihren Stella 
vertreter dem Kurprinzen-Regenten überlaſſen und dieſer 
den Chef ſeiner Garde du Corps, Obriſten von Eſchwege, 
und ſeinen Obriſtſtallmeiſter Herrn v. Vergür dazu er⸗ 
nanut hatte, eröffnete Herr Haffenpflug dem Praͤſiden⸗ 
ten daß, da die ordnungsmäßige Zahl von legitimirten 
Staändemitgliedern nunmehr vorhanden fei,ı der unverzügli⸗ 
chen Eröffnung: nichts mehr im Wege) ſtehe. Aber man 
ſahe bald eine neue Schwierigkeit: entſtehen. Der Kurpringe 
Regent wollte Die Stände in Perſon eröffnen, aber ver 
wollte zu dieſem Ende nicht das neue Local der ſtandiſchen 
Sitzungen betreten; ser wollte die Stande in fein Reſidenz⸗ 
palais laden; die Stände; mochten ſich dem michtfügen; 
die Feierlichkeit der Eröffnung, das ward von‘ ihnen als 
Grund angegeben/ müuſſe verfaſſungsmaͤßig öffentlich wor 
ſich gehen und der Praäſident dabei die Polizei haudhaben, 
dieſen beiden Anforderungen der Verfaſſung könne im Pa—⸗ 
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lais nicht genügt werben. Als biefer Grund fein Gehör 
fand, befchied man ſich von Seiten der Stände dahin, dag 
es nicht gerathen fei, um einer bloßen Förmlichkeit willen 
die Zeit der Eröffnung hinauszufchieben, und man verlangte 
nur vom Minifterium, ed folle einen Revers ausftellen 
des Inhalts, daß die diedmalige Obfervanz bei Eröffnung 
der Stände keineswegs für künftige Landtage präjudicirlich 
fein ſolle, daß vielmehr diesmal nur eine Ausnahme ges 
macht werde, weil im Sitzungsſaale der Landſtäude feine 
Borrichtungen zu Aufftellung eines Thrones getroffen wären 
und man die Conſtituirung des Landtaged nicht bis zur 
Vollendung der erforderlichen Borfehrungen habe verfchieben 
wollen. Ä , | 

Eudlih vernahm bie Ständeverfammlung am 8. März 
12 Uhr Mittage, im Thronfaale des Kurfürftlichen Palais 
die Eröffnungsrede des Kurprinzen. Er habe die Stände 
um ſich verfammelt, damit unter ihrer verfaffungsmäßigen 
Mitwirkung zunächft. die der legten Ständeverfammlung 
zur Bearbeitung übergebnen Arbeiten zu einem gebeihlichen 
Ziele geführt worden mögen. Und da noch im Laufe die- 
ſes Jahres : verfaffungsmäßig eine zweite‘ Zufammenfunft 
der Stände ftatt haben folle, fo rechne er zuverläffig auf 
Beiftimmung, wenn er die Thätigfeit der jegigen Berfamm- 
lung vorzugsweife auf die Befriedigung dringender Bebürf- 
niſſe des Landes lenke, alle andern Gegenftände, die jeßt 
von geringerer Wichtigkeit feien, dem folgenden Landtage 
vorbehaltend. Die Ausarbeitung verfchiebuer Geſetze, durch 
welche allgemeine Intereſſen geprbnet,. beſondre Zuftände 
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verbeffert werben follten, die Regulirung ded unter dem 
fchmwierigften Berhältniffen bisher geführten Staatshaushalts, 
das feien die. Aufgaben der. Berfammlung. „Der aufrich- 
tige Wunſch, dad: wahre Glück Meiner. geliebten Untertha- 
nen auf eine dauerhafte Weife nach Kräften zu befördern, 
fo wie das ernite Beftreben, die Vorſchriften der Landes» 
verfaffiing und; die Berflichtungen gegen : den Deutfchen 
Bund gewiffenhaft zu erfüllen, werden ftetd die Schritte 
Meiner Regierung leiten, von gleichen Geſinnungen find 
auch Sie, meine Herren, befeelt, und fo darf ich denn 
hoffen, unter dem Beiftande Gottes bald ein allen bilkigen 
Erwartungen: eutſprechendes Ergebniß dieſes Landtages meis 
nem Volke verfündigen zu können.“ 

Kachdem die Stände am 9. März in vertraulicher 
Sigung: die Commiffion zu Entwerfung einer Danfadreffe 
geroählt hatten, wurde am 11. die erfte öffentliche Sigung 
gehalten. Die mit Zuhörern aller Art angefüllten Gale- 
riem — man bemerkte da den preußiſchen und öfterreicht- 
fchen Geſandten, den Minifter v. Trott, Herrn Haffenpflug 
und viele Damen — bezeugten dag Intereſſe, welches man 
an Diefer Seſſion nahm. Zuerſt hielten die drei von der 
Regierung beftallten Commiſſarien ihre Antrittöreden, Herr 
Meifterlin. führte durch, ed fei unmöglich, daß. das Regie- 
rungs⸗ und dad Bolfsintereffe. verfchieden feien, bei Dif- 
ferenzen ſei ein gegenfeitiges. Uebergeugen durch Gründe 
gewiß das leichtefte Vereinigungsmittel, auch Herr Koch 
bat, daß man offen, ehrlich und verſöhnlich vorſchreiten 
möge. «Sodann warb der. Bericht des. Legitimationsaus— 
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ſchuſſes über die Wahl des Profeffor Jordan verlefen, 
wonach dem Eintritt biefed Herrn in die Ständeverfamm- 
lung fein Hindernig im Wege ftehe. Der Antrag des 
Herrn Schwarzenberg, fofort zur Abſtimmung zu fehreiten, 
ward verworfen und diefe auf ben nächften Mittwoch den 
13. März angefegt. 

Herr Schomburg begann — den Bericht des 
ftändigen Ausſchuſſes von all: feinem Thun und Laſſen 
während ſechsmonatlicher Thätigfeit vorzulefen: man be- 
merfte, daß Herr Haffenpflug den Saal verließ; denn 
jener Bericht beftand aus Nichts ald Klagen gegen Das 
Minifterium, welches einer gedeihlichen Wirffamfeit, dem 
verfaffungsmäßigen Wirfen des Ausfchufjes nur Hinderniffe 
entgegengeftellt habe. Als der Präfident darauf antrug, 
zu Prüfung dieſes Berichtes wiederum eine Commiffion 
zu wählen, machte Herr Debolph den weitern Antrag, es 
folle diefe Commiſſion zugleich mit Entwerfung der Inſtruc⸗ 
tion für den nächſten ftändigen Ausfchuß beauftragt wer- 
ben; zeitig müſſe diefe Sorge getragen werden, wie bei 
Zeiten und in gefunden Tagen ein guter Haudvater Ber- 
fügung treffe für den Fall der Auflöfung feined Dafeing, 
damit der letzte Augenblick ihm nicht überrafche, bevor er 
fein Haus beftell. — Die Berfammlung trat dem Präfi- 
denten und Herrn Debolph bei. — Zum Schluß ver 
Sitzung verlad der Präfldent ein eben einlaufendes Schrei- 
ben des Profeffor Jordan, worin diefer im. Namen ber 
Zandesuniverfität gegen alle nicht die Legitimation betref- 
fenden Befchlußnahmen der Stände, weldye ohne feine 
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Mitwirfung gefaßt würden, proteftirte und eine im Anfang 
derjelben Sitzung verlefene Debuction ded Minifteriums 
über die richtige Anwendung des $. 71. der Berfaffunge- 
urfunde alfogleich widerlegte. 

Als nun am Mittwoch darauf in der Jordanſchen 
Angelegenheit: abgeftimmt werden ſollte, die. Galerieen 
waren wiederum überfüllt, kündigte der Präſident eine ver⸗ 
trauliche Sitzung an: man wollte. vor Entſcheidung jener 
Sache: erſt den. ftändifchen Ausfchuß wählen und. ihn mit 
den’ nöthigen: Inftructionen verſehen. Man kam mit: ibiefer 
Wahl bald zu Stande, und am nächften Tage ward wiederum 
eine: vertrauliche Sigung gehalten, dem Ausſchuſſe feine 
Juſtructionen zu übergeben. Dieſe vertraulichen Sigungen 
ſah das Minifterium für die Manifeftation einer Selbſt⸗ 
ftändigfeit an, die, bei dem nöthigen Zuſammenwirken won 
Ständen und Regierung, nicht ftatt finden dürfe Die 
landesherrlichen Commiſſarien protejtirten gegen jene Siz— 
zungen, weil die Ständeverfammlung fich hierdurch mit ‘ber 
aus drücklichen Beftimmung der Tandftändifchen Geſchäfts— 
ordriung in geraden Wideripruch fege, wonach die gehei⸗ 
men Sigungen nur. darin beitänden, daß die durch Einlaß— 
karten zugelaſſenen Zuhörer entfernt. würden; weil'bie 
Stäandeverfammlung fich ferner der einen wefentlichen-Be- 
ſtandtheil der: Staatsregierung bildenden Oberaufficht des 
Regenten entzöge, einem Rechte, durch welches: die verfaf- 
firngemäßige Negierungsform, die Sicherheit: und: Eriftenz 
des Staates : bedingt fei und deſſen Hintanjegungndas 
monarchifche Prinzip, auf. welchem‘ Die ganze Landesver⸗ 
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faffung beruße, in feinem innerften Wefen verlege; dieſem 
Oberauffichtörechte könne Feine Geſellſchaft und feine Cor⸗ 
poration im Staate, am wenigften eine politifche Gorpo- 
ration mit ſolchen ausgedehnten Rechten, -wie eine Stände- 
verfammlung, fich entziehen; indem fie dennoch den Verſuch 
dazu wage, erfläre fie, Daß: fie Gegenſtaͤnde yunberatben 
und zu befchließen gedenfe, welche dem Augender Regierung 
verborgen bleiben follten und welche demnach nicht pas 
vereinte Intereffe der Regierung und ded Volke, nicht das 
unzertrennliche Wohl ded Landesfürften und des Baterlan- 
bed beträfen. — Die Stände hörten fo wenig auf dieſe 
Proteftationen, daß fogar ein Deputirter in einer ſolchen 
vertraulichen Sitzung den Antrag ftellen durfte, die einge- 
tretenen landesherrlichen nn aus der Sitzung 
binauszumweifen. 

Am 15. März wurde die Didcuffion über die Legiti- 
mation bed Herrn Jordan eröffnet. Herr Schomburg 
ftellte folgende zwei Anträge, die Ständeverfammlung möge 
1, die Beftimmung des $. 71. der Berfaffungsurkunde auf 
den Deputirten der Zandesduniverfität für nicht anwendbar 
erfeunen, 2, demzufolge erklären, daß dem Eintritt des 
Herrn Jordan fein verfaffungsmäßiged Hinderniß entgegen- 
ſtehe. Nachdem der erfte Theil dieſes Antraged mit 28 
gegen 9 Stimmen angenommen war — die Minorität 
beftand aus den Herrn v. Efchwege, dem Oberfien und 
dem Kammerheren, dem Grafen Degenfeld, den Herrn v. 
Bergür, v. Riedefel, v. Geyfo, v. Münchhaufen, einem De- 
putirten des Adels, von dem es zweifelhaft war, ob er 
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Aufgeftanden oder fißen geblieben, und dem Regierungs- 
director Eggena — erhob ſich der Herr Landtagscommiſſär 
Meifterlin: fo fei denn, fagte er, zwiſchen der Anficht der 
Staatäregierung und der Anjicht der Ständeverfammlung 
über eine: Beſtimmung der Berfaffungsurfunde ein directer 
MWiderftreit eingetreten; in Folge dieſes Widerftreites in 
den Anſichten Beider, durch deren Uebereinſtimmung nur 
ebenſo wie ein Gefeß gemacht, abgeändert oder erläuterth 
auch nur eine Vorfchrift der Verfaſſungsurkunde abgeän— 
dert oder erlaͤutert werden könne, hätte jene Beſtimmung 
ſich als zweifelhaft dargeſtellt, und es müßte nunmehr nach 
Maßgabe der für dergleichen Fälle eigens gegebnen Vor— 
ſchrift des $. 154. der Verfaſſungsurkunde der Weg der 
gegeunſeitigen Verftändigung eingefchlagen und bei deren 
Ermanglung die Sache an ein Compromißgericht gewieſen 
werben, Nur mit Mühe gelang ed Herrn Meiſterlin, die 
Abſtimmung über den zweiten Theil des Schomburgifchen 
Antrages bis auf die nächte Sitzung, die am 18. ſtatt⸗ 
finden follte, verfchoben zu ſehen. 


Am 2. März entwidelte der Würtembergifche Abge- 
ordnete Kriegsrath Römer in der zweiten Kammer der 
Würtembergifchen Ständeverfammlung eine Motion gegen 
die Berordnung vom 21. Februar 1832, welche die Ber- 
eine zur Befprechung Iandftändifcher Angelegenheiten verbot*). 

Ob denn diefe Vereine gegen ein poſitives Geſetz 


*) cf, Band II, diefer Schrift Seite 165. 
IH. 14 
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feien? Nein, fonft hätte fich die Regierung darauf berufen. 
Ob gegen das Naturreht? Nein, denn fie üben feine 
Gewalt aus. Gegen dad Herfommen? Nein! Denn es 
gebe viele Bereine, die nicht beanftandet würden. Ein 
Glied im Staatdorganidmus feien die Vereine nicht, aber 
freilich eine moralifche Macht, gleidy der freien Preſſe und 
der öffentlichen Meinung, und wehe einer Regierung, die 
fit) vor diefen Mächten fürdhte, denn fie feien nur auf 
Wahrheit und Recht gegründet. Auf dem allgemeinen 
Intereſſe am allgemeinen Wohl beruhe die Vollkommenheit 
einer conftitutionellen Regierung. Hier ſcheine die Regie- 
rung im Widerfpruch mit fich felbit zu fein. Der Bürger 
folle feine Wahlrechte ausüben, aber über dag Mie und 
Wozu folle er ſich nicht Belehrung verfchaffen dürfen? 
Die Schulen erfüllten diefen Zwed nicht, und fonft fei 
fein Mittel dazu da. Am Wahltage fei der Bürger ein 
wichtiger Mann, aber nachher nach der Anficht der Re- 
gierung gar nichts mehr. Auch formell fei die Verordnung 
nicht gefegmäßig, denn jened Verbot fünne nur mit den 
Ständen verabfchiedet werden. „Weil ih”, fchloß der 
Redner, „die Hoffnung nicht aufgebe, befchränfe ich mid 
darauf, den Antrag zu machen, daß die Regierung gebeten 
werde, die Verordnung aufzuheben”. 58 gegen 18 Stim- 
men waren für den Drud der Motion, Die an den ſtaats 
rechtlichen Ausfchuß gewiefen murbe. 

Am 7. März berichtete Herr Uhland Namens ber 
ftaatsrechtlichen Commiſſion über den am 1. März vorge 
tragenen die Pfizerfche Motion betreffenden Erlaß dei 
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Geheimen-Rathd. Der Bericht fragte, ob ed mit der 
Würde der Kammer verträglich fei, fich ein folches Anfin- 
nen, wie am Schluß bed Erlafjed gemacht werde, gefallen 
zu laffen. Der Bericht führte aus, es fei gewiß feine 
„Bermefjenheit*, zu behaupten, daß das conſtitutionelle 
Leben der Fortfchreitung fähig feiz eher fei der Gedanfe 
vermeffen, daß ein Menfchenwerf unverbeſſerlich für alfe 
Zeiten beftehen follte. Das Refeript richtete fich gegen Die 
Behauptung des Antragitellerd, daß der verfaffungsmäßige 
Zuftand gefährdet feiz aber wie fünne denn ein’ Abgeord- 
neter feinen Eid auf die Verfaffung halten, wenn er. nicht 
einmal: feine Ueberzeugung, die Berfaffung fei gefährdet 
oder verlett, ausfprechen dürfe? Der Bericht hielt es für 
nöthig, daß die Kammer dem Geheimen -Rath antworte, 
und: die verfuchte Einmifchung in die Berathung der Abge- 
orbneten zurückweiſe. Er fchlug eine proteftirende Antworte- 
Adreſſe vor. 

Am 11. März wurde über dieſen Bericht nebſt 
Adreſſe debattirt. Die Mitglieder der Kammer ſtimmten 
faſt allgemein darin überein, daß man ſich gegen den Er» 
aß ded Geheimen⸗Raths ald einen bedauerlichen Eingriff 
im bie verfaſſungsmäßige Freiheit der Berathungen vers 
wahren müffe. Herr Römer wandte fich gegen den Aus— 
druck im Erlaß, wonach fi) der Geheime-Rath für. „bes 
rechtigt" hielt, den Antrag mit Unwillen verworfen zu 
fehen; diefer Abgeordnete fand ed der Würde der Kammer 
zuwider, daß fie jener „Berechtigung” gegenüber „verpflich- 
tet” fein fole. Herr Pfizer begann eine — 
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rede: „Man hat ed mir ald eine Vermeffenheit ausgelegt, 
daß ich den Fall ald möglich annahm, der König Fönnte 
ſich je veranlaßt finden, der gefeßgebenden Gewalt zu ent- 
fagen. Nicht die Volksfreunde, fondern diejenigen, welche 
ich die Geifter nennen möchte, „Die verneinen“, find die 
gefährlichiten Feinde der Monarchie. Nur durch den Sieg 
der Letztern Fünnten die Deutichen Volksſtämme gewaltfam 
in die Bahn der Revolution geworfen werden. Nur bie- 
fen Fall hatte ich bei jener Behauptung im Auge. Das 
monarchifche Prinzip im conftitutionellen Staate babe ich 
nie angreifen wollen, eben fo wenig in diefem Sinne die 
hohe Bundesverfammlung. Aber daß von allen Verpflicdh- 
tungen der Bundesacte Feine in Erfüllung ging“.... Hier 
verfuchte ed der Präfldent, den Redner durch die Bemer- 
fung, daß die heutige Berathung ſich nur auf das Formelle 
zu befchränfen habe, dagegen, daß er etwas Nutzloſes 
fagte, zu fchügen. Es entſpann ſich ein Streit wegen die- 
fer Unterbrechung: endlich wurde die Frage, ob darüber 
abgeftimmt werden folle, ob Herr Pftzer in feiner Apolo- 
gie fortfahren dürfe, mit 65 gegen 18 Stimmen verneint, 
und Herr Pfizer fprad) weiter: „Statt der verfprochenen 
conftitutionellen Berfaffungen haben wir die Erflärung der 
preußifchen Staatdregieruug, die unfer conftitutionelfed Le- 
ben als in einer bedauerlichen Periode demagogifcher Um- 
triebe entfchieden bezeichnet. Statt Preßfreiheit haben wir 
Genfur, ftatt freier Vollbbewegung Verbot der Vereine, 
ftatt Handelöfreiheit drüdende Binnenzölle. Die Meinung, 
die ich ansgefprochen” habe, theilen Tauſende mit mir, 
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meine Pflicht ald Abgeordneter nöthigte mich, fie hier aus— 
zufprechen. Mein letztes Wort der Vertheidigung wird das 
fein: Ich habe das Meinige gethan, thut das Eurige. 
Wenn unfer König ald fonveräner Fürft ed nicht für zu 
gering hält, fein Volk durch eine Erflärung zu beruhigen, 
ſo wird auch der Bund, eine VBerfammlung von Miniftern, 
ed nicht für zu gering halten, Deutſchlands Volk zu berus 
higen. Findet bei der Berathung die hohe Kammer meine 
Motion für unziemlich, fo drüden Sie ihren Unwillen aus, 
nicht weil die Regierung es will, fondern weil fie ed ver- 
dient. Wo nicht, fo können Sie nicht umhin, mein Recht 
mit dem Shrigen zu wahren‘, 


Zange debattirte Die Kammer munmehr über die Frage; 
ob die Beſchlußnahme Hinfichtlich ded Erlaffes des Gehei- 
menraths bis zu der Berathbung und dem Beſchluſſe über 
die Pfizerſche Motion zu verfejieben ſei; diefe Frage wurde 
mit:53 gegen 31 Stimmen verneint und die von Herrm 
Uhland vorgefchlagene Adreffe ihrem wefentlichen Inhalte 
mach angenommen: „Die Pfizerſche Motion, hieß ed in 
diefer Adreffe, ift durchaus in den erdbnungsmäßigen Ges 
fchäftögang eingeleitet, den jede in unfrer Kammer vorges 
fragene Motion zu nehmen; pflegt, und- wir ‚finden. und 
weiterngu erflären verbunden, daß wir weder in. ‚biefem 
geregelten DBerfahren irgend eine Störung eintreten ‚zu 
laſſen, noch unferm fünftigen Beſchluſſe, wie folcher aud« 
fallen möge, ein anders Gepräge aufzudrücden gemeint feien, 
als: dasjenige der Teidenfchaftsiofen Erwägung, die ein, über 
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eine gegenwärtig hochwichtige Frage unferd Berfaffungs- 
rechtes fich verbreitender Vortrag in vorzüglichem Grade 
verdient. Nimmermehr würden wir und beftimmt finden 
fonnen, eine Motion mit Unmwillen zu verwerfen, welche 
und, noch unabhängig von dem Urtheil über die Haupt- 
frage, den Eindrud gewiffenhafter Forſchung von Seiten 
ihres Berfafferd zurüd ließ. Vornehmlich aber halten wir 
und für verpflichtet, gegen die vorgreifende Einfchreitung 
in den gemefjenen Gang unferer Verhandlungen, mie foldye 
durch den Erlaß vom 28. Februar gefcheben ift, eine Ein- 
fohreitung, wodurch und für die erwartete Beſchlußnahme 
feldft die Gemüthsftimmung angefonnen wird, fowohl die 
Freiheit der Kammer, ald die verfaffungsmäßige Unver- 
antwortlichfeit jedes einzelnen Mitglieds berfelben hiermit 
feierlich zu verwahren“, 

Die Oppofition felber war über ihren Sieg erftaunt; 
man erzählte fi, fie fei deffen fo unficher gewefen, daf 
fie fih fchon vorgenommen hatte, bei einer ungünftigen 
Abftimmung in gefchloffenen Reihen den Sigungsfaal zu 
verlaffen. Aber fie erhielt Verftärfung in der Fatholifchen 
Partei in der Kammer, welche ſich durch die proteflanti- 
fche Regierung beeinträchtigt glaubte und in einer Fraction 
der ritterfchaftlichen Abgeordneten, denen die Regierung 
in Bezug auf die Abldfung der Leibeigenfchaftslaften zu 
liberal ſchien. 


Die Großherzoglich Heffifchen Abgeordneten fuhren im 
März 1833 in ihren conftitntionellen Beſtrebungen fort. 
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Am 5. und 6. März bidcutirten fie einen Antrag des 
Abgeordneten Dr. Heß, weldier die Sicherftellung der 
Selbititändigfeit und Unabhaängigkeit ded Nichterftanbes 
betraf... Der generelle Theil des Antraged ging dahin, 
Sr. Königlihe Hoheit den Großherzog ehrerbietigft ‚um 
Borlegung eines Gefegentwurfes zu erfuchen, in welchem 
der Grundfag, daß die Gerichtöverfaflung ded Großherzog⸗ 
thums in allen ihren Beltandtheilen nur durch Gefebe, 
nicht durch bloße Verordnungen abgeändert werden fünne, 
ausdrücklich anerkannt werde. Eine andre Motion des 
Auditeur Hoffmann ging dahin, daß der Richter nur nad) 
Gefegen, nicht nach Regierungsverfügungen Recht fprechen 
folle. 

Herr Glaubrech behauptete, daß ed nicht leicht eine 
Frage gebe, welche jo wichtig, fo eingreifend in das poli— 
tifche und Privatleben aller Staatdangehörigen fei, wie bie 
vorliegende... Es gebe nur drei Snftitutionen, welche als 
eigentliche Gewähr einer Staatöverfaffung angejehen wer- 
den fönnten: die Freiheit der Preſſe, eine allgemeine bür— 
gerlihe Wehrverfaffung, und die Unabhängigkeit der Ge— 
richte in formeller und materieller Beziehung. Diefe Un- 
abbhängigfeit fei im Großherzogthum Heffen erſchüttert worden, 
num ſei ed an den Volfövertretern, zu verhindern, daß bie 
Berfaffung nicht zum leeren Spiel werde. Der Einfluß 
der richterlichen Gewalt auf die bürgerliche Gefellichaft ſei 
unendlich; jede Handlung, welche der Menſch begehe, ſei 
ihr unterworfen, denn es gebe Feine Handlung, möge fie 
öffentlich oder. unter Privaten, ja felbft im häuslichen 
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Kreife gefchehen, die man nicht ald geſetzlich ober ungefeß- 
lich, als erlaubt oder verboten betrachten, welche man nicht 
in den Bereich der ricdhterlichen Gewalt ziehen fönne. Ob 
es fich nun leugnen laffe, daß die richterliche Gewalt die 
Freiheiten, Gewohnheiten, Anfichten und felbft den Charac- 
ter der Menfchen beherrfche? Und daß daher der Richter 
von allem Außerlichen Einfluß unabhängig; daß er fo ge— 
ftellt fein müffe, daß er nur auf Geſetz und Gerechtigkeit 
zu hören brauche, wer wolle das käugnen? 

Die Herren Emmerling, Jaup, Aull erfchöpften fid) 
gleichfalls in Betheurungen, daß ber Richter nur ein Werf- 
zeug bed Geſetzes fein müfle. Es liegt, fagten fie, im 
Zwede des Staated, daß vollfommene Rechtsſicherheit be— 
ftehe; es Tiegt daher auch im Intereffe der Staatsregie⸗ 
rung, daß fle nicht durch eine unvollkommene Gerichtäver- 
faffung die Richter in Abhängigkeit verfege und felber 
Parthei werde. Uebrigens ift der Heſſe vollfommen durch 
feine Berfaffung gefchügt, welche jene Grundfäge anerfennt. 
Und wenn nun neuerdingd Verändrungen in der Rhein- 
hefitfchen Suftigverfaffung eingetreten find, wenn zuerft das 
Praäſidium des Afftifenhofed verändert, demnächſt der Gaffa- 
tionshof aufgehoben worden tft, fo faun man dem Mini- 
fterium vertrauen, es werde eingeftehen, daß es geirrt 
habe, und ed werde auf Antrag der Stände zur Beruhigung 
der Gemüther erflären, daß nach Artifel 31—34 der 
Berfaffungsurfunde Abänderungen in der Gerichtöverfaffung 
nur unter Mitwirfung und mit Zuftimmung ber Stände 
vorgenommen werden koͤnnen. — Herr Schend fragte, 
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was aus dem Ernft einer Minifteranflage werben folle, 
wenn bie Gerichtöhöfe von der Regieruny abhängig feien. — . 
Nur Herr Schacht erflärte offen heraus, dag ber Staat 
nicht blos: einen Rechtszweck habe, daß vollfommene Sicher 
heit nie zu erreichen, Unabhängigfeit der Gerichte ſchon des 
politifchen Partheimefens wegen unmöglich fe. Man habe 
bisher nur Mißtrauen in den Willen der Staatsregierung 
laut werden laffen; er, Schadjt, frage aber, was confti- 
tutioneller fei, der Ruf: Glaube, Liebe, Vertrauen, oder: 
Mißtrauen. 

Die ſpeziellen Anträge bed Dr. Heß gingen dahin, 
dag Feine Richterftelle widerruflich übertragen, daß feinem 
Richter eine wibderrufliche Bejeldung oder Befoldungszulage 
ausgeworfen, daß bei Juftizcollegien feine, wenigiteng feine 
geringer als die Räthe befoldeten Affefforen angeftellt, dag 
beſtimmte Befoldungsetatd und Befoldungsflaffen nach der 
Dienftzeit eingerichtet, daß das Richteramt nicht mit einem 
Staatdamte vereinigt werde. Gegen diefe Anträge wurde 
von’ Herrn Schacht und dem Grafen Lehrbach eingewandt, 
daß fie durchgehende von Mißtrauen gegen bie Staatöre- 
gierung zeugen, daß ein kluger und reblicher Minifter nie 
mals: einen Richter darum anftellen werde, weil er vielleicht 
glaube, daß derfelbe in feinem Sinne ftiimmen würde. Ob 
benm ein Paar Hundert Gulden Zulage dad Gewiffen eines 
Richters umfiimmen fünnen? Man möge den Richterſtand 
nicht durch Bejahung diefer Frage ſchmaͤhen und herab- 
fegen. Im Innern, in der Gefinnung habe die wahre 
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Unabhängigkeit ihren Sig und biefe könne durch Geſetze 
. nicht gefichert werben, 

Den generellen Antrag des Herrn Dr. Heß verwarf 
die Kammer einftimmig, weil das in demfelben geftellte 
Poftulat ſchon volftändig durch bie Verfaffungsurfunbe 
erfüllt werde, ‚den fperiellen ſtimmte fle bei. 


Eine Deputation der Kurheſſiſchen Landftände über- 
reichte am 15. März dem Regenten die Antwortsadreſſe 
auf die Thronrede, worin die Gefühle der ehrfurchtsvoll⸗ 
ften Dankbarkeit für Höchfideffelben erhabene Worte und 
wohlmollende Abfichten ausgedrüdt waren. Bor dem wahr- 
haft Iandesväterlichen Willen, welcher ſich in der Thronrede 
ausfpreche, hofften die Stände alle Hinderniffe verfchwinden 
zu fehen, welche bisher dem gedeihlichen Fortſchritt der 
öffentlichen Wugelegenheiten im Wege geftanden. Doch 
fprachen die Stände auch ihr Bedauern aus, mehrere 
Mitglieder noch zu vermiffen, welche ſchon in der vorigen 
Ständeverfammlung ihre Einfiht und ihren achtbaren 
kräftigen Gemeinfinn bewährt hätten, Sie verfprachen dem 
Regenten, ihn in dem Streben zur Befeftigung der Ber- 
fafjung, welche den Ruhm ihres erhabnen Begründerd fpäten 
Jahrhunderten überliefern werbe, zu unterftügen. Der 
ernfte Wille ded Regenten, den Borfchriften der Berfaflung 
gewiffenhaft zu genügen, laſſe die Stände zugleid) jene 
beruhigende Zuverficht fchöpfen, welche durch die neuern 
Mafregeln ded Deutfchen Bundes getrübt worden fei. 

Die Staatdregierung hatte die Hoffnung ausgefprocdyen, 


219 


daß fle fich in der Zwifchenzeit som: 15. bis 18. März; 
wo die. Schlußabftimmung in der Jordanſchen Wahlange⸗ 
legenheit ftattfinden follte, mit den Ständen irgend wie 
einigen könnte. Man erzählte fh, Herrn Gordanıfei am 
15. Abends die Genehmigung des’ Minifteriumd zu feinem 
Eintritt in. die Kammer angeboten worden; er habe aber 
geantwortet, feine Hamdlungsweife in Diefer Sache hänge 
nicht allein von ihm ab, er handle im: Namen der: Ber» 
faffung, im Namen der Sache des Rechtes, er: ſei der 
Landesuniverſität verantwortlich, und ſo fehr von; der 
Nothwendigkeit, feiner Sache durch Inconſequenz Feinen 
Abbruch zu thun, überzeugt, daß er die Genehmigung, 
felbft wenn man fie ihm auf einem goldenen Teller-brächte, 
nicht annehmen würde: Man ſprach die Erwartung aus; 
dag Herr Haflenpflug nun wohl. die Sache ganz“ fallen . 
laffen würde, um nur eine Abitimmung zu vermeiden: der 
Regent fei ja den Ständen fo freundlich geſinnt, er habe 
die Deputation zur Ueberbringung der Antwortsadreſſe mit 
der zuvorfommendften Freundlichfeit empfangen; er habe 
die Mitglieder derfelben -am Abend zur Hoftafel geladen, 
Der 18. März fam aber heran, ohne daß eine Annäherung 
der ftreitenden Partheien zu Stande gekommen. 

An diefem Tage ftellten die Landtagscommiſſarien zu⸗ 
erfi ‚in geheimer Sikung von Neuem vor, dag nur ein 
Sompromißgericht- dem Zwieſpalt ein Ende machen konne 
mittlerweile verſtehe es ſich won ſelbſt, daß die Staͤnde⸗ 
verfanminng ihre Abſicht nicht einſeitig und factiſch durch 
die Einladung und Zulaſſung des Univerſitaͤtsabgeordneten 
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geltend mache, bamit aber eine Gewalt ſich beilege, die, 
in den ftändifchen Befugniffen nicht begriffen, die Stänbe- 
verfammlung über die Regierung ftellen und deren Rechte 
und Anfehen auf eine unheilbare Weife beeinträchtigen 
würde. Sollte die Ständeverfammlung ſich wider alled Er- 
warten zu einem foldyen Schritte hinreißen Iaffen, fo bleibe 
dem Minifterium gar Fein anderer Weg übrig ald der, die 
Ständeverfammlung aufzulöfen. 

Bei dieſer Aeußerung erhoben ſich wohl zehn Abge- 
orbnete, erflärend, daß die Ständeverfammlung, die ihr Haus 
beftellt habe und auf Alles gefaßt fei, ſich durch Feine 
Art von Drohung fchreden laſſe, vielmehr müffe die eben 
gehörte Drohung ein Motiv mehr für fie fein, zur Behaup- 
tung ihrer Würde fein Haar breit von dem abzumeichen, 
was fie für Recht erfannt. Herr v. Eſchwege fogar, dem 
dad Minifterium wohl zu felbftftändig aufzutreten fchien, 
that die Yenfrung, daß doch wohl nur der Prinz, nicht 
das Minifterium, eine Auflöfung bed Landtags verfügen 
fönne. Die Kammer. befchloß, zur öffentlichen Sigung und 
zur Tagesordnung überzugehen. Bei überfüllten Galerieen 
wurde über den zweiten Theil des Schomburgifchen An- 
traged, daß der Zulaffung bed Herrn Profeffor Jordan 
fein verfaflungsmäßiged Hindernig mehr entgegenftehe, ab- 
geftimmt und dieſer mit der frühern Majorität von 28 
gegen 9 Stimmen angenommen. Nunmehr ftellte der 
Landtagscommiffär Herr Koch wiederum die Forderung, 
daß die definitive Zulaffung des Herrn Jordan wenigftend 
bis dahin ausgefeßt werde, wo die Entfcheidung eines 
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Compromißgerichted den Widerſpruch zwifchen Regierung 
und Ständen gelöft habe. Diefelbe Majorität wies nach 
heftiger Debatte diefen Antrag zurüd, und nunmehr be- 
merfte einer der Deputirten, daß der Herr Jordan, ben 
er auf ben Bänfen der Zufchauer erblickte, alfo gleich zur 
Eidesleiftung zugelaffen werden fünne. 

Alsbald trugen die Landtagscommifjäre auf eine, ge- 
heime Sitzung an, weil fie eine wichtige Mittheilung zu 
machen hätten. In ber nun folgenden geheimen Sitzung 
nahm der Bicepräfident Schomburg, noch ehe. die Yandtage- 
commiffarien ihre Mittheilung hatten machen können, das 
Wort, durchführend, daß bei der Hartnäckigkeit des Minis 
fteriumsd den Landſtänden nicht weiter übrig: bleibe, als 
den Vorſtand des Minifteriumd ded Innerm in ‚den An— 
klageſtand zu verſetzen. Herr Koch verlangte, daß dem 
Redner das Wort genommen werde, ihm wurde nicht 
gewillfahrt, und als Herr Schomburg feinen Antrag ‚weiter 
ausführen wollte, entfaltete der Landtagscommiſſär ein 
Papier, mit fo lauter Stimme, daß er Herrn Schomburg 
überfchrie, verfündend, daß der Landtag aufgelöft ſei. — 

Daß die Gefete für materielle Wohlfahrt des Bolfeg; 
welche die Würtembergifche Regierung: den Ständen; vor- 
gelegt hatte, von Seiten der Abgeordneten ſo wenig Be— 
rüdfichtigung fanden, daß diefe fich mit Thematen ‚befchäf- 
tigten, deren Erledigung dod) von dem feinen Würtemberg 
nicht zu verlangen, nicht zu erwarten ſei, war. eine Klage, 
welche um die Mitte des Monat März; in offiziellen. Zei— 
tungsartifeln fi) immer häufiger einfand: ſchon wieder 
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habe bie‘ Kammer am 18. März einer ftaatdrechtlichen 
Borlefung ded Herrn Römer zugehört, ſtatt ihre Kräfte 
endlich für die materiellen Interefje der Committenten in 
Arbeit zu feßen. 

Herr Römer hat am 16. März einen Antrag gegen 
die Verordnung vom 12. Juli 1832, wonad) öffentliche 
Berfammlungen der Erlaubniß der Polizeibehörden bedürfen, 
entwidelt. „Mit dem Rechte der Gedanfenmittheilung ift 
aud), fagte der Redner, das Recht zu Berfammlungen 
gegeben... Die Yulius-Revolntion brachte auf mehrern 
Punkten Deutfchlands tumultuarifche Auftritte hervor. In 
MWürteınberg blieb es ruhig. Gab es in Würtemberg feine 
MWünfche audzufprechen, Feine Klagen zu führen? Nicht um 
zu tadeln, fondern nur um den Beweid zu führen, will 
ich folgendes bemerfen. Die $$. 21— 29. der Berfafjunge- 
urfunde find noch alle nicht vollftändig, viele noch gar 
nicht erfüllt. Manche fehöne Hoffnung wurde vernichtet... 
Manche freilich halten ed für den Gipfel der conftitutio- 
nellen Glücjeligfeit, wenn nur die Steuern eingehen, ab- 
gefehen davon, wie fle eingetrieben werden müflen. Als 
der Umfchwung der Dinge in Franfreidy die ganze Welt 
erfchütterte, zeigte fich auch) in unferm Lande eine größere 
Theilmahme der Privaten fo wie ganzer Gorporationen an 
dem öffentlichen Leben... 

In öffentlichen Blättern, aber unter Genfur, fprachen 
fi die Wünfche des Volkes aus, Died brachte, was Nie- 
mand erwartet hatte, eine ſchlimme Wirfung hervor. Die 
Regierung, bisher nichts als Lob zu Hören gewohnt, fah 
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den Tadel, der nicht fie, fondern die Sache betraf, als 
perfönliche Beleidigung an... ine ſolche Stimmung, in 
welcher der Tadel ald eine Schlechtigfeit der Gefinnung 
und eine Feine Ungenauigkeit im einer Angabe als Berriig 
dargeftellt wurde, Fonnte man’ nun beflagen.'"Weberall hat 
man von einer Reform oder Verbeflerung des Zuſtandes 
nur als auf dein geſetzlichen Wege: möglich! geſprochen. 
Bon einem Geifte der Widerfeglichkeit zeigte: ſich im gan— 
zen Lande feine Spur..." Der Zeitpunkt der’ Erſchelnung 
wär jener Verordnung fehr günftig. Sie "erfchlen in dem⸗ 
felben Monate wie die Bundesbefchlüffer Diefe Verordnung 
bedroht jede Geſellſchaft mit unzähligen Plackereien;’ denn 
jede Geſellſchaft, vielleicht nur zum Zwecke des geſellſchaft⸗ 
lichen Vergnügens zuſammengetreten, ſetzt ſich, wenn die 
Unterhaltung zufällig in das Gebiet der Politik überſchweift, 
einer Unterſuchung aus. Ich trage Daher darauf au, Die 
Regierung zu bitten, die genannte Verordnung zurückzu⸗ 
nehmen”... 

Journalartikel zeigten die Stimmung der Regierung 
in Bezug auf die Pfizerſche Motion und auf die Stellung, 
welche fich die Regierung zur Kammer dab) "an "Der 
Schmwäbifche "Merkur enthielt‘ einen" Artikel folgenden In— 
halts: Es läßt fidy noch. bezweifeln, ob ber 'Gehermratb- 
Erlaß zunächſt und hauptfächlich "gegen den ' Pfizerfchen 
Antrag an ſich gerichtet war und 06 er MNicht vielmehr 
einige Argumente, die’ aus Anlaß ſeiner Begründung ge 
braucht wurden, vorzugsweiſe im Ange "gehabt hat, 
War es von Seiten des Herrn Pfizer,’ wenn: erden Be 
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weis einer gefchehenen Berfaffungsverlegung führen wollte, 
nöthig und Flug, die Behauptung aufzuftellen, das monar- 
chifche Prinzip fei der Bundesacte unbefannt? Die Bun- 
desacte fei durch bie Einführung des monarchiſchen Princips 
abgeändert und entitellt worden? War ed nöthig umd 
Hug, der öftreichifchen und preußifchen Regierung die rechts⸗ 
widrige Abficht aufzubürden, daß fie fÜh zur Aufgabe ge 
macht, die Deutfchen Repräfentativ-Berfaffungen umzu- 
flürzgen? Konnte der Abgeordnete von Tübingen mit ber 
Ueberzeugung von der Möglichkeit der Ausführung feines 
Vorſchlags der Regierung anmuthen, ihre Zuftimmung zu 
ben erwähnten Befchlüffen zurüdzunehmen, von der Bun- 
deöverfammlung zu verlangen, daß fie die abgeänderten 
Beichlüffe mit der würtembergifchen Ständeverfammlung 
(und natürlich hierauf mit den etlichen und dreißig weitern 
Ständeverfammlungen Deutfchlande) verabfchiede? Wir 
find vollfommen überzeugt, daß die ganze Motion uur ber 
Ausdrud der innern Weberzeugung des Antragftellers ge- 
wefen ift unb daß er dabei Feine verftechten Pläne, Feinen 
Rückhalt, Feine geheime Abficht, die Regierung in Berlegen- 
heiten, etwa in einen ungleichen Kampf zu verwideln, 
gehabt hat. Wir hätten aber aus feiner Motion allein 
diefe Ueberzeugung nimmermehr fchöpfen Fünnen, und wir 
müffen beflagen, daß Soldye, die dem Schauplage entfern- 
ter ftehen, fich wohl ſchwerlich des Argwohnd werden er- 
wehren Fönnen, hinter dem vorgehaltenen Ziele lauern 
andere Tendenzen, Umfturz ded monarchifchen Brincips, 
Aufreizung gegen den Bund, im Hintergrunde Preclamirung 
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der Republif .... Möchte die Kammer ber Abgeordneten 
bei einer unbefangenen Erwägung ihrer Stellung und der 
der Regierung, insbejondre der Stellung der letztern gegen den 
Bund, Die Ueberzeugung gewinnen, daß Die Regierung nicht 
anderd handeln Fonnte, als fie gehandelt hat. 

In einem andern Artifel ſprach ſich der Schwäbiſche 
Merkur über die Erfiheinung aus, daß die Oppoſition in 
der Kammer zur Majorität gelangt, „daß Männer von 
bisher unabhängiger Gefinnung mit einem Male unter die 
Fahne einer Oppofition gegangen feien, die offen und 
förmlich als Parthei ſich conftituirt und in gefchleffenen 
Reihen der Negierung einen VBernichtungsfrieg angefündigt 
babe”. Gegen diefen Ausſpruch richtete fich der Abgeord- 
nete v. Zwergern in der Sitzung des 18. März: er kenne 
feine folche ſyſtematiſche DOppofition, wohl aber Männer, 
die, wo fle ac) ihrer Ueberzeugung Mafregeln der Regie: 
rung tadeln zu müffen glauben, dieſen Tadel auch frei 
nach ihrem Gewiffen ausſprechen. — Der Prafident fchnitt 
weitere Debatten dadurd) ab, daß er das Diarium verle- 
fen lieg, und ald nachher der Freiherr von Welden ſich 
anfchidte, gleichfalld gegen jenen Artifel zu fprechen, über- 
tönte ihn die Stimme des Präfidenten: „die Sigung. ift 
aufgehoben “. 

Die Stuttgardter Zeitung verficherte in einem Artifel, 
die Regierung wiffe wohl, was fie thue, und jedermann 
möge der Zuverficht leben, daß die Regierung ihre Würde 
mit dem Wohle ded Landes wohl zu vereinigen willen 
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Herr Pfizer erflärte in öffentlichen Blättern, er habe 
um fo weniger vor, auf den Angriff ded Schmwähifchen 
Merfurd zu antworten, ald der Gegner. in der Scheere der 
Genfur eine unwiderſtehliche Waffe für fich habe. Hier- 
gegen erwiederte der Schwäbifhe Merkur: „Will Herr 
Pfizer behaupten, daß "die Genfur ihm die Bertheibigung 
feiner Motion unmöglich made, fo gefteht er im Boraus 
ein, daß er diefe Vertheidigung nur durch neue Angriffe 
auf den beftehenden Rechtezuftand, auf die Würde der 
Regierung zu führen vermag; denn nur dieſe Angriffe hat 
die Genfur zurückzuweiſen, und Niemand wird nad) dem, 
was man faft täglich in Oppofitionshlättern lieſt, behaup- 
ten wollen, daß fie ihre Befugniffe überfchreite.,, 

Die Mannheimer Zeitung, welche fchon in der Babi- 
fhen Kammer des Jahres 1831 ald die „Junkerzeitung“ 
bezeichnet worden war, brachte folgenden Arlifel: „Wir 
fehen nicht ein, was der würtembergifchen Regierung nad) 
der Adreſſe vom 11. März auf die Geheimrathi- Note 
vom 28. Februar Anderes übrig bleibt, als in vollem 
Gefühle ihred Rechts und ihrer Würbe von ihren verfaf- 
fungsmäßigen Rechten Gebrauch zu machen, die Stände 
aufzulöfen und es mit einer neuen Kammer zu verfuchen. 
Wäre die neue Kammer von bdemfelben Geifte der Herr- 
ſchaft und der Nichtachtung der in anerfannter Wirkfam- 
feit beftehenden Berfaffung Würtemberge unb ded Bundes 
befeelt, fo könnte freilich der Beweis als hergeftellt betrach⸗ 
tet werden, daß in ber Berfaffung Würtembergs felbft ein 
innered Gebrechen enthalten fei, das fie mit der Aufrecht- 


| 


227 


haltung der Ruhe und Ordnung in Deutſchland ald un- 
verträglich erfcheinen Taffe, umd um hierfür Abhülfe zu 
verfhaffen, bietet das Deutiche Bundesitaatsrecht hinläng— 
liche und vollfommen gefeglich begründete Mittel dar. ” 
Dagegen fagte die Nedarzeitung am 20: März: 
„eltern hatte fich bier das Gerücht verbreitet, Die Kam— 
ner werde heute aufgelöit. Zwar follen unlängft Gouriere 
hier angelangt fein, deren Beitimmung Manchem gefahr- 
drobend fchien, zwar hatten wirklich trübe Wolfen über 
unfrer Kammer den Himmel verdunfeln wollen, aber fle 
find vorübergezogen, und jetzt wenigſtens würde fait Nie 
mand an eine Auflöfung denken. Die Kunde von ber 
Auflöfung der Kammer wäre Daher jest gerade ein uner- 
warteter Donnerfchlag fürd ganze Volk geweſen. Und was 
hätte denn der Zweck der Auflöfung fein follen? Das 
Budget ift noch nicht bewilligt, und eine nene Kammer 
müßte gewählt werden. Aber würde denn eine andre ges 
wählt werden, als in dem Geiſte und mit dem Geiſte der 
conftitutionellen Freiheit? Man würde: fich groß taͤuſchen, 
wenn man meinte, daß der Löwe zu einem Lamme werbei 
Der freifinnige Uhland würde aus refidenzbürgerlichen 
Rücfichten vielleicht von Stuttgardt nicht mehr gewählt, 
doch fagen wir nur: vielleicht — denn aud) in Stuttgardt 
find der Bürger viele, die nicht allein von Brod leben; 
im Ganzen aber würden die Liberalen wieder gewählt; 
mancher dagegen, der den Geift der confkitutionellen  Frei+ 
heit aufgegeben und deöwegen den Glauben des Bolfes 
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dürfen, zum Vertreter ded Volls erwählt zu fein. Aus 
ihrem Tode erftünde daher die Kammer nur mit neuer 
Kraft md neuem Muthe, abftreifend, wie morfche Gebeine, 
die erftorbenen Glieder. Aus diefen und ähnlichen Grün- 
ten waren Viele unglaubig an jened Gerücht, und wirflid) 
war auch heute nicht einmal ein Symptom der Auflöfung 
bei der Kammer bemerkbar“. 

Am 22. März wurde in der Würtembergifchen Ab- 
geordneten- Kammer folgendes Refeript des Könige Wilhelm 
verlefen: „Liebe Getreue! In eurer unterthänigften Ein- 
gabe vom 13. d. Monats habt ihr unferm Refcripte vom 
27. und 8. Februar 1833, unter dem Vorgeben, daß in 
demjelben eine vorgreifende Einfchreitung in den gemefjenen 
Gang eurer Verhandlungen enthalten fei, eine Bermahrung 
der Freiheit eurer Kammer entgegengefeßt. Die Unftatt- 
häftigkeit diefer ganz grundlofen Verwahrung ergiebt ſich 
fi) aus dem Haren Inhalte Unſeres Reſcripts. Diefed 
enthielt durchaus Feine Vorfchrift für eure Befchlußnahme 
über die Motion, wovon ed ſich handelt, fondern lediglich 
die Aeußrung eines in euch gefeßten Vertrauens; ed blieb 
euch vollkommen freigeftellt, ob ihr dieſem Bertrauen ent- 
fprechen wolltet oder nicht. Ihr habt das Letztere gewählt. 
Wir hatten gegen euch die Erwartung ausgeſprochen, daß 
ihr eine Motion, weldye dad monarchifche Prinzip, und mit 
bemjelben die Berfaffung Unferd Königsreichd in feiner 
tiefften Grundlage angreift. ... mit verbientem Unmillen 
verwerfen werdet. In eurer durch Stimmenmehrheit be- 
ſchloſſenen Eingabe vom 15. d. M. erflärt ihr nun, daß 
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ihr euch nimmermehr würdet bewogen finden können, biefer 
Erwartung zu entfprechen. Nach einer ſolchen Erffärung 
und nach den Erfahrungen, welche Wir überhaupt von 
Anfang ded gegenwärtigen Landtags an zu machen gehabt 
haben, bleibt Uns feine Hoffnung mehr übrig, die Angele- 
genheiten ded Landes zum wahren Wohle deflelben, wie 
ſolches nur bei gegenfeitigem Vertrauen zwifchen Regierung 
und Ständen möglich ift, mit euch berathen zu können. 
Stuttgardt, den 21. März 1833. 

Gleich nach Verlefung diefes Erlaffes traten die Mi- 
nifter ein, und der Chef des Minifteriumd. ded Innern, 
Staatsrath v. Schlayer machte ein Königliched Decret 
befannt, wonach die Ständeverfammlung für aufgelöft er» 
flärt wurde, 


Erflärungen der einen oder andern Parthei folgten den 
Auflöfungen der Kurheffifchen und der Würtembergifchen 
Landſtände. 

Dreizehn Abgeordnete des Kurheſſiſchen Volkes ließen 
in die Caſſelſche Zeitung eine Erklärung inſeriren, worin 
von dem guten Willen der Stände und von den Hinder— 
niſſen, welche ihnen dad Miniſterium von Anfang an ent— 
gegengeſtellt habe, erzählt und verſichert wurde, die Unter— 
zeichneten, Mitglieder des aufgelöſten Landtags, ſeien der 
Ueberzeugung, „gemäß den Pflichten gegen ihren Landes— 
fürften und ihre Mitbürger überhaupt gehandelt zw'haben, 
wie fie es vor Gott und ihrem Gewiſſen zu verantworten 
gedächten, * 
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Hiergegen veröffentlichte die Kurheſſiſche Regierung 
eine Iandesherrliche Erklärung vom 25. März, worin der 
Regent feinen geliebten Unterthanen die Gründe der Auf» 
löfung der Kammer durch eine Geſchichtserzählung darlegte, 
aus welcher hervorgehen follte, daß die Regierung fich ſtets 
auf der Bahn des Rechts und des verfaflungsmäßigen 
Handelns gehalten, die Ständeverfammlung aber Eigen- 
mächtigfeit und Starrheit dem Gefeß und dem verföhnlichen 
Sinne entgegengeftellt habe. Der Regent beflagte ed mit 
feinen geliebten Unterthanen, daß die Hoffnungen, welche 
fi) an die Fortfegung des Landtags fnüpften, getäufcht 
worden feien; er verficherte, daß er ftetd Alles thun und 
thun laffen werde, was das Anfehen der Regierung auf- 
recht zu erhalten geeignet fei: Sein Iebhaftefter Wunfch 
fei darauf gerichtet, daß den geliebten Unterthanen endlich) 
der volle Genuß der Wohlthaten verfchafft werte, welche 
die Berfaffungsurfunde verheigen habe. Er ermahnte Seine 
geliebten Unterthanen, zur nächſten Ständeverfammlung 
ſolche Männer zu wählen, weldye mit ben Beſitze des all- 
gemeinen Bertrauend auch den Sinn für Eintracht ver- 
binden umd welche ed wicht als ihre vornehmfte Aufgabe 
betrachten, ſich der Regierung überall entgegenzuftellen, 
vielmehr vor Allem ihre Yugenmerf daranf richten, daß 
durd) gegenfeitiged Einverftändnig dasjenige vollbracht werde, 
was dem Lande und feinen Bewohnern wahrhaft Noth 
thue, und was allein den glüdlicdhen Zuftand, dem das 
Land mit Sehnſucht entgegenharre, zu befördern im 
Stande fet. 
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Ein Manifeft der Würtembergifchen Regierung von 
ähnlicher Tendenz trug das Datum bed 29. März. Des 
Königs Majeltät habe bei Berufung und Eröffnung des 
Landtags vor Allem die Ausarbeitung von Gefegen im 
Auge gehabt, welche der zahlreichiten Klaffe des biedern 
MWürtembergiichen Bolfes, derjenigen, welche fidy mit der 
Landwirthſchaft und den Gewerben befchäftige, eine Ver- 
bejirung ihrer Lage bereiten fünnten. Der Ausführung 
dieſer Abficht, bei welcher Sr. Majeftät auf die treue Mit- 
wirfung der Stände recneten, fei von Anfang des Land» 
tags an eine Parthei in der Kammer entgegengetreten, 
deren Bellrebungen eine feindliche Richtung gegen Das 
Beſtehende und Verkennung des Guten, das frühere Pe- 
rioden hervorgebracht hatten, unverfennbar bezweckten, 
Diefe Parthei babe alles Anfehen und alle Bortheile be- 
währter Erfahrung verworfen, die fortdauernde verbindende 
Kraft früherer Berabjchiedungen in Abrede geitellt, und Die 
ftändifche Thätigfeit, ftatt fie auf fruchtbare Refultate im 
Intereſſe des Volkes zu richten, hauptfächlich nur für An— 
griffe aller Art auf innere und Äußere Berhältniffe des 
Staates in Aufpruch genommen, wodurd für die Kammer 
eine foftbare Zeit unter nußlofen Verhandlungen vorüber 
gegangen fei. Die Hoffnung, daß der gute Sinn. ber 
Majorität allmälig fiegen werde, habe aufgegeben werden 
müjlen, ald eine den Frieden des Landes gefährdende Thä— 
tigfeit immer entſchiedner und mit wachfendem Erfolge ſich 
entwidelt babe... Der König legte zum Schluß Das 
Schidjal des nächſten Landtages vertrauensvoll in die 
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Hände der mwahlberechtigten Staatöbürger, und hoffte, dag 
aus der naͤchſten Wahl würdige, befonnene, unpartheiifche 
gemäßigte Männer hervorgehen würden. 


Aus Darmitadt vom 24. März meldete der Schwä- 
bifche Merkur, es fei gar nicht unwahrſcheinlich, dag noch 
vor Dftern die Ständeverfammlung aufgelöft werben würde; 
der Bericht über die Bundesbefchluß- Motion werbe, in 
wenigen Tagen zum Vortrag fommen. „Bisher, meldete 
die Allgemeine Zeitung aus Darmfladt vom 26. “März, 
glaubte man, das Eingehen in eine Berathung über jene 
Motion werde eine Auflöfung der Stände nach fich ziehen. 
Andere vermutheten dafjelbe von einer Beſchlußnahme; jegt 
haben fich die politifchen Berhältniffe fo geftaltet, daß der 
bloße Vortrag eines günftig lautenden Berichtes die frag- 
liche Folge haben kann“ ... Aber der Bericht Fam nicht 
und endlih am 1. April hörte man, die Stände hätten 
ſich auf vierzehn Tage vertagt und erft nad Often — 
aber dann auf jeden Fall — werde der Bericht vorgetra- 
gen werden. 

Die Naffauifchen Landftände, diesmal wieder vollzäh- 
lig aus den Wahlen hervorgegangen, wurden am 15. März 
mit einer Rede des dirigirenden Staatsminifterd v. Mar- 
ſchall eröffnet, welche die jährliche Berfammlung der Stände 
als practifch darftellte: nad) der Verfaſſungsurkunde müß- 
ten alle von den Unterthanen zu erhebenden Steuern für 
den Zeitraum eined Jahres im Boraus bewilligt werben; 
diefer Vorſchrift „könne am leichteften durch. eine jährliche 
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Berfammlung der Stände nachgefommen werben”: und fo 
feien die Stände auch in diefem Jahre berufen. Aber die 
Landtagsgefchäfte gingen ſchlecht von Statten; die Abge- 
orbneten wählten drei Sandidaten zur Präfidentenftelle, der 
Herzog hatte noch am 1. April, da die Sandidaten ihm 
nicht gefällig waren, feine Wahl getroffen. 


Friedrich Breidenftein, Rechtscandidat aus Homburg, 
Bruder ded verhafteten Dr. Auguft Breidenftein, erfchien 
Freitag den 1. März bei dem Gürtler Dorn in Ludwigs⸗ 
burg, und einen Zettel aus dem Futter feined Rockes los— 
trennend, legitimirte er fich ald Abgefandter ded Dr. Gärth. 
Er verfündete, daß am 3. März mehrere auswärtige Re— 
volntionärs in» Heilbronn eintreffen würden, daß es gut 
fei, wenn die Rudwigeburger Freunde der Volksfreiheit fich 
gleichfalls‘ dahin begeben, um die Zeit des Losſchlagens 
gemeinfchaftlich und definitiv zu verabreden. Herrn Koferig 
meldete, diefer "Bote, daß fi} Dr. Gärth jetzt perſönlich 
einfinden, daß die Herrn v. Rotted, v. Itzſtein, Jordan 
und Döring, Freund des legtern und Apothefer in Mar- 
burg, erfcheinen wärden, und er ftellte ihm vor, ed werde 
gewiß einen guten Eindrud machen, wenn er felber einige 
in bad Geheimniß eingeweihte Offiziere mitbringe: Koſeritz 
beauftragte den Gürtler Dorn, an den Gutäbefiger Herrn 
Herrlinger in Großgartach bei Heilbronn zu fchreiben, daß 
am Sonntage in feinem Haufe eine Befprechung ftattfin- 
den iverde. 

In Großgartach fanden ſich nun die Herrn Koferig, 
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Dorn, Gärth, Breidenftein und der Apotheker Johann 
Theodor Trapp aus bem Großherzoglic, Heſſiſchen Friedberg 
ein. Der leßtere war vom Rector Weidig abgefandt wor- 
ben, um fich zu vergewiffern, was an den Nachrichten und 
Betheurungen fei, die bald von den Doctoren Gärth und 
Neuhof aus Frankfurt, bald von dem Dr. Breidenftein, 
bald von Herrn Frandh nad) Butzbach gebracht worden 


' waren. 


Der Gutöbefiger Herrlinger geftattete die Berathung 
in feinem Haufe nicht, und fo begaben ſich die Herren nad 
dem benachbarten babifchen Dorfe Schluchtern. Alle fan- 
ben zwar bier einen Anlaß zum Mißtrauen und zur Un—⸗ 
zufriedenheit: Koferig fah von jenen landſtändiſchen Nota- 
bilitäten nichts, auf die man ihn vorbereitet hatte, die 
andern Fonnten ſich, da Koferig ed von fich gewiefen hatte, 
Dffiziere mitzubringen, nicht davon überzeugen, ob feine 
Angabe, daß er unter feinen Gollegen Einverftändniffe habe, 
. begründet fei. Aber man wollte nicht die Schwäche der 
eignen Sache felbft entdeden, die Herren waren von ihrer 
revolutionären Beftimmung, von der Zeitgemäßheit ihres 
Strebend zu fehr überzeugt, um nicht, felbft wenn ſich nur 
bie fchwächften Mittel zeigten, den Verſuch zur Revolution 
für nothivendig zu halten... Herr Döring war burdh eine 
plöglich eingetretene Krankheit eines feiner Kinder verhin- 
dert worden, in Sachen der Deutfchen Freiheit nach Heil- 
bronn zu reifen. 

Koferig geftand, daß er an ber augenblidlichen Ge- 
neigtheit der Würtemberger zu einer Revolution zweifle, 
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doch ſei er der Infanterie Brigade in Ludwigsburg ficher, 
zumal da ihm der Feldwebel Lehr verfichert habe, daß die 
Zahl der für die Revolution gewonnenen Unteroffizier ſich 
auf fechzig belaufe. 

Zuverfichtliher war der Dr. Gärth: in dem Haufe 
bed Dr. Bunfen in Franffurt, meldete er, welcher mit ihm 
bie Leitung der Franffurter NRevolutionärd übernommen 
babe, befänden fid) Waffen und Munition für mehrere 
hundert Mann; die Artilleriften des Frankfurter Bürger- 
militärd, welche über ſechszehn Stück Geſchütz verfügen 
fönnten, entfprächen ihrer Geflunung nad) ganz jenem 
Satze, daß die Artillerie das revolutionäre Element im 
Bürgermilitär fei, und würden augenblicklich auf die Seite 
der Bolföfreiheit treten. Zwei Preußifche Regimenter aus 
dem Großherzogthum Pofen, die in der Nähe von Franf- 
furt in Quartier lägen, feien zur Empörung geneigt, glei 
cher Stimmung fei das Naffauer Militär. In Frankreich 
babe man Verbindungen; angefnüpft, in Lyon werde zu 
gleicher Zeit eine Revolution ausbrechen, die Polen mwür- 
den wieder aufftehen, die Polnifhen Flüchtlinge aber, 
welche auf ihrem Zuge durdy Deutfchland mit dem Deut- 
fhen Bolfe den Bruderbund gefchloffen, würden zu ber 
Deutfchen Revolution übertreten. Eine Colonne Polen 
werde vom Depot in Bejaucon aus durch Rheinbayern 
oder Baden auf Franffurt marfchieren, noch vorher wür- 
den zwanzig Polnifche Dffiziere nad Rheineck und Rors 
had) fommen, um die Revolution im Schwarzwalde zu 
leiten oder die Truppen in Würtemberg anzuführen; einer 
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derfelben werde auf jeden Ball ſich bei Koferig melten. 
Uebrigens Fönne die Zeit des Ausbruchs Tängftens noch 
auf vier Wochen binausgefchoben werden, ba die Fürzlich 
erfolgten Verhaftungen bewiefen, daß die Regierungen auf« 
merffam geworden. In Franffurt, dem Sige des Bunbes- 
taged müffe, zu ‚gleicher Zeit, wie in MWürtemberg, losge—⸗ 
ſchlagen werden. 

Nachdem Koferig zugefagt, daß er gleichzeitig mit den 
Frankfurtern die Revolution beginnen werde, trennten fich 
die Verfammelten. Dr. Gärth ging nad Straßburg und 
Befangon, um perfünlid mit den Polnifchen Flüchtlingen 
fi) zu verabreden, Herr Breidenftein nad) dem Großher- 
zogthum Heffen, um in Gießen anzuzeigen, wie weit der 
Revolutionsplan gediehen fei. 

In Gießen nämlich veranftaltete Herr Schüler An- 
fang März auf feiner Stube eine Berfammlung, an wel- 
her zwanzig Perfonen Theil nahmen: er hielt einen Bor» 
trag, worin er durchführte, daß, nachdem ſchon die Bun- 
deöbefchlüffe vom Juni des vorigen Jahres den der Freiheit 
feindlichen Geift der Bundesverfammlung angezeigt hätten, 
nunmehr neue bevorftänden, durch welche die Sonftitutionen 
der Deutfchen Bundesftaaten aufgehoben werden follten; 
jeder, dem dad Wohl ded Deutfchen Volfed am Herzen 
liege, fet aljo darauf angewiefen, das gewaltthätig ange- 
griffene Recht der Völfer ſeinerſeits durch Gewalt aufrecht 
zu erhalten. — Der ebenfalld anmwefende Dr. Hundeshagen 
hielt eine Anrede in gleichem Sinne und die Anwefenden 
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betbeuerten, daß es bei. einer, ausbrechenden Revolution an 
ihnen nicht fehlen folle, 

Wenige Tage darauf traf Friedrich Breidenftein in 
Gießen ein, und in einer neuen Verfammlung — Franf- 
furt als den Ort, wo ber Hauptichlag geführt werden ſolle, 
angebend — bemerfte er, daß von Gießen aus fünf ober 
ſechs der Enfchloffeniten nad) Frankfurt gehen müßten, um 
thätige Beihilfe zu leiften. 

In Marburg machte der Apotheker Döring fich und 
fein Haus zum Mittelpunft der Revolution. Bei ihm 
fanden ſich immer einige Mißvergnügte, die den traurigen 
Zuftand Deutfchlands bejprachen und ſich gegenjeitig „in 
ihrer oppofitionellen Kraft anftacheln und anerfennen konn— 
ten; bei ihm fand man auch die Oppofitionsblätter auf- 
gelegt; ed war bei ihm, wie imseinem Bureau. Herr 
Döring wirkte vor Allen dadurch, dag er von Ferne auf 
den populärften Mann Kurheſſens, den Profeflor Jordan, 
welcder in feinem Haufe wohnte, als auf Einen, der um 
die Revolution wiffe, und im Augenblick des. Losfchlagend 
Theil nehmen werde, hinwied. Den Dr. Dr. Heß und 
Eichelberg machte er durch folche Autorität eine Revolution 
plauſibel. 

Nunmehr, da es feſt ſtand, daß es in den erſten 
Tagen des April losgehen ſollte, da man von der unbe— 
ſtimmten zur beſtimmten Abſicht übergegangen, fand die 
Revolution auch ihren Verräther. 

Johann Conrad Kuhl von Butzbach, herumtergefommes 
ner Weinwirth und Oeconom, nicht klug genug, um ein 
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bedeutendes Vermögen, das er ererbt und erheirathet hatte, 
auszubeuten und zu erhalten, aber pfiffig genug, um die 
Leute im Kleinen auszuhorchen und zu benugen, war als 
liberaler Deutfcher Mann in die Mitwiffenfchaft der Deut- 
fchen Revolution hineingezogen und von den republicanifchen 
Herren zu Botengängen benugt worden. Was die Män- 
ner, welche das Wohl der Deutfchen Nation befördern, 
welche einem großen Bolfe eine neue Berfaffung geben 
wollten, nicht fahen, fah Kuhl: die Schwäche der Unter- 
nehmung. Kuhl erfannte, daß die beftehenden Regierungen 
für feinen Bortheil doch noch mehr zu benutzen feien, als 
die Herren der Republif und ſtracks ward er zum Denun- 
zianten. 

Am 9. März begab er ſich zu dem Hofgerichterath, 
Freiherrn v. Stein in’ Gießen, und nachdem er mannich- 
faltige Umfchweife gemacht und von dem befondern Zu- 
trauen gefprochen, das er ftetd zu dem Herrn Baron ge» 
habt habe, erflärte er, er habe dem Herrn Baron etwas 
fehr Wichtiged zu entdeden, doch müfle diefer ihm erft fein 
Wort geben, daß er bei Sr. Königlichen Hoheit dem Groß» 
herzoge die fchriftliche Zuflcherung zu verwirken fuchen 
wolle, daß durch feine, Kuhl's, Angaben durchaus fein 
Nachtheil für ihn erwachfen, er namentlich in feine Unter- 
ſuchung gezogen und ed durchaus geheim gehalten werden 
folle, durdy wen jene Angaben gemacht worden. Sein und 
des Freiheren Leben ftehe fonft auf dem Spiele. Herr 
v. Stein gab ihm die gemwünfchte Zufage, und nunmehr 
entwarf Kuhl, ohne aber Perfonen und nähere Umſtaͤnde 
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anzugeben, in übertriebenen und carrifirten Umriſſen ein 
Bild der bevorftehenden Revolution. Der Herr Hofgerichts⸗ 
rath glaubte zuerft einen Unfinnigen vor ſich zu haben; 
nachdem er fi) aber durch einiges Hin- und Herfragen 
überzeugt, daß der Mann bei Berftande fei, entließ er ihn 
mit dem Yuftrage, wiederzufommen, und berichtete augen» 
blicklich an den Staatsminifter du Thil. 

Drei Tage darauf erhielt er zwei Schreiben von dem 
Herrn Minifter: ein Fürzerer und vertraulicher Brief ver- 
fiherte ihn, daß der Mann, welcher ihm jene Angaben 
gemacht, Feineswegd verrüdt fei, an ber Eriftenz einer 
Verſchwoͤrung fei — das wiffe ber Herr Minifter ſchon 
aus andrer Duelle — nicht zu zweifeln, wohl aber daran, 
ob fie die Wirkungen hervorbringen werde, welche ihre 
Urheber ſich verfprechen: „Verbrechen können begangen, 
Menfchen uuglüdlich gemacht werden, aber die Regierun- 
gen werden ftehen bleiben; die Sache muß indeß nicht 
vernachlaffigt werden.” Das andre Schreiben war dazu 
beftimmt, aud) dem Denunzianten vorgelefen zu werden; in 
ihm war zuerft verfichert, daß bed Herrn v. Stein und 
ded Denuncianten Namen verfchwiegen bleiben follten ; 
„daß Männer in meiner Lage“, bemerkte der Minifter, „zu 
ſchweigen wiffen, darf man wohl voraugfeßen. Ich, und 
folglich Seine Königliche Hoheit der Großherzog, wiſſen 
fhon feit geraumer Zeit von einer Verſchwörung, ohne 
deshalb zu zittern. Warum follte die Vorfehung das Ver- 
brechen über die gerechte» Sache fiegen laffen? Jedenfalls 
wird eine Zeit fommen, wo der Fluch der Völfer die treffen 
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wird, die ihnen folched Unglück bereiten.... Ich mid 
annehmen, daß der Unbefannte von reblihem Willen gelei- 
tet fei, daß fein eigenes Gewiſſen ihn warne, nicht theil- 
haftig zu fein an einem fchweren Verbrechen und daß fein 
eigened Gefühl ſich dagegen flräube, ruhig dem Unglüd 
zuzufehen, welches dem würdigften, wohlwellenditen und 
gerechteften der Negenten bereitet. Dann aber vergefle er 
doch nicht, daß, fowie die Gefeße den Hebler fo gut wie 
den Dieb beftrafen, fo auch derjenige, der fchweigt, wenn 
er reden fönnte, wenn ein Verbrechen eingeleitet wird, 
nicht minder fchuldig ift, ald der, der ed ausführt. Nun 
aber ift ed offenbar, daß, wenn der erwähnte Mann nicht 
Perfonen nennen, nicht die Mittel angeben will, die Die 
Berfchwornen anwenden wollen, nicht die Zeit beſtimmt, 
wo die Gefahr eintreten fol, er dem Großherzog nicht im 
Geringften einen Dienft geleiftet, höchſtens dazu beigetra- 
gen hat, ihn zu beunruhigen. Mithin hat er auch fein 
Gewiffen nicht erleichtert, und die Schuld, die auf ihm 
laftet, nicht vermindert‘. 

Der Minifter erbot fich, felber mit dem Denunzianten 
zu fprechen; auch lag dem Schreiben eine Urfunde bei, 
wonach) ber Großherzog demjenigen, der Ihm fchriftlich 
ober mündlih durch einen Seiner Diener über Verſchwö— 
rungen, die in Seinem oder andern Deutfchen Staaten 
beftehen könnten, glaubhafte, gehörig präcifirte und aus— 
führliche Eröffnungen, die wirklich geeignet fein Fönnten, deu 
Staat vor Gefahren zu bewahren, machen oder machen 
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laffen werde, Berfchwiegenheit feines Namens, Ungeftraft- 
heit feiner Perfon und felbft feine Erfenntlicjfeit zuficherte. 

AB dem Kuhl am 14. März bdiefe Urfunde vom 
Herrn vd. Stein gezeigt wurde, machte er folgende weitere 
Eröffnungen: er ſei befanntlich ftetd freifinnig gewefen, er 
fei der Bote der Revolutionärs, auch habe man ihm, weil 
er früher Landwehr-Lientenant, bei Ausführung der Re- 
volution das Commando über ein Bataillon Militär ver- 
fprochen — er habe ſich ſchon ein Ererzier- Reglement an» 
gefchafft. Am 6. April folle e8 in allen Hanptitädten 
Deutfchlande losgehen, da würde die Dreifarbige Fahne 
aufgepflanzt und eine Rede gehalten werden, worin Die 
Abfchaffung der beftehenden Regierungen verfündigt werden 
folle; Feine Steuer. folle in diefem Jahre gegeben, fortan 
alle indirecte Steuer abgefchafft werden, — Namen nannte 
Kuhl diegmal wieder nicht; feine pfiffige Borniertheit, welche 
in jedem Augenblid zu fehr benugt zu werben: fürchtete; 
binderte ihn, vollftändig das zu fein, ald das er. fidy gab: 
Denunziant; Kuhl ftrebte, fich eine gewiſſe Wichtigkeit zu 
geben, in feiner Befchränftheit ‚begriff er aber: gar nicht, 
welche Sntereifen in feiner Hand lagen, er fpielte mit der 
Verſchwörung, mit feiner jegigen Stellung: 'ald Denunziant, 
felbft mit dem Huldigungseide, anf den ver ſich berief,’ ald 
auf diejenige Macht, welche ihn. zu feinen  Revelatiotien 
getrieben habe: einem folchen Menfchen waren Durch! innere 
Mittel, d. h. durdy Vernunft‘ keine Ausſagen auszupreflen: 

In den leiten Tagen des Monat März war es inter 
den Revolutionärs in Franffurt und Marburg fehr lebendig. 

III. 16 
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Döring war nach Gaffel gereift, um, wie er feinen Freun- 
den erflärte, die dortigen Patrioten anzufeuern. Und für 
das Spiel, das er hinter Herrn Jordans Rüden trieb, 
war ed ihm fehr gelegen, daß dieſer Profefior am 24. 
März gleichzeitig mit ihm nad) Marburg zurüdfehrte. Herr 
Jordan, welcher nach aufgelöftem kurheſſiſchen Landtage 
feine Familie zu feinen Schwiegereltern nad) Hörter ge- 
leitet hatte, war von dort gleich nach Haufe gereifi, um 
eine Sache zu verrichten, die ſich allerdings nicht für den 
defignirten Präfldenten der Deutſchen Republif jchidte. 
Die Auszahlung einer Gehaltezulage nämlich, die ihm ſchon 
längſt zugefichert war, und ber Landtagsdiäten, welche ihm 
die Regierung verweigerte, war ihm von Herrn Haflen- 
pflug zugefichert worden, wenn.er im Interefje des Srie- 
dens des Landes dahin wirfe, daß er nicht wiederum zum 
Deputirten der Landesuniverfität gewählt werde. Kaum 
hatte Herr Jordan daher feine Familie in Hörter wuter- 
gebracht, als er ſich per Extrapoſt auf die Rüdreife machte, 
um der Negierung, wenn fie etwa felber auf die Wahl 
der Randesuniverfität einwirken follte, zuvorzufommen und 
die. Erklärung, daß. er eine von neuem auf ihn fallende 
Wahl nicht annehmen würde, abzugeben, bevor diejelbe 
überflüffig und die pecuniären Folgen, die ſich am dieſe 
Erflärung fnüpfen follten, unficher würben. Am 25. März 
begab fi) Herr Jordan in die Wohnung ded Prorectors, 
und da er diefen nicht: zu Haufe traf, beflellte er bei bef- 
fen Gattin, fie möge ihrem Manne fagen, daß er nicht 
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wieder gewählt werden wolle und die etwa auf ihn fal- 
lende Wahl abweifen würde. 

Herr Jordan blieb zehn Tage in Marburg, und gab 
feinem Wirthe dadurch, daß er fich oft und lange bei ihm 
aufhielt, eine Wichtigkeit, den Betheurungen deffelben "eine 
Beftätigung, welche den felbftgefälligen Döring in feinen 
Renommilterien nur beftärften.  Eimed Tages verſprach 
Döring’ den Dr. Dr. Eichelberg und ‘Heß, fie follten heute 
yon Herrn’ Sordan Eröffnungen vertiehmen, fie möchten 
Nachmittags nur zum Kaffee: fommen: Sie kamen, hörten 
Herrn Jordan nitr von gleichgiftigen Dingen ſprechen und 
ſahen ihn ſich bald entfernen. Döring tröſtete fie mit der 
Erflärung, dag Jordan nicht zu- früh hervortreteit wolle 
und etwas zu mißtrauifch- fet. 

Je näher der Zeitpunft heranrückte, wo nach der 
Großgartacher Beſtimmung Todgefchlagen werden‘ -follte, 
defto 'unffcherer und umentfchloffener: wurde Koſeritz; noch 
unſichrer machten ihn die Erperimente, welche die Frank 
firter mit ihm anftellten. Mitte Mär war der Franffur— 
ter Advofat: Peter Friedrich Neuhof in Ludwigsburg, über⸗ 
reichte Koſeritzen ein Schreiben des Dr. Gärth und forderte 
ihn auf) zuerſt loszuſchlagen. Innerhalb der nächſten vier⸗ 
zehn Tage müſſe es in Ludwigsburg losgehen,‘ Koſeritz ſolle 
nach gelungenem Handſtreiche mit’ ſeinem Militär auf 
Frankfurt marſchiren, um ſich mit der dortigen Revolu— 
tionsparthei zu vereinigen⸗ Koſeritz weigerte ſich weil 
bisher ja ein gleichzeitiges Losſchlagen bedungen worden 
ſei. Acht Tage darauf erhielt er einen mit chemiſcher 
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Dinte gefchriebenen Brief ded Dr. Gärth: „Lieber Koferig! 
Nur loßgefchlagen, Fein Blut gefchont! Die Polen breden 
auf aus Beſançon, ich babe fie beftellt; fie werden durd) 
die Schweiz in Deutfchland einfallen“ Nach einigen 
Tagen fam ein Schreiben defjelben Inhalte. 

Um fich über feine Zweifel, die er in die Stärke der 
Frankfurter fegte, aufzuflären, ſchickte Koferig endlidy am 
29. März den Gärtler Dorn nach Branffurt: er folle nur 
dem Dr. Gärth offen erklären, daß die Revolution in 
MWürtemberg wirklich noch nicht vorbereitet fei, daß das 
Unternehmen, innerhalb des verabredeten Termind ange- 
fangen, fchlecht auslaufen und daß er auf feinen Fall los⸗ 
fchlagen. werde. Nun wurde Dr. Gärth rafend: Koferig 
fei ein Berräther an der heiligen Sache des Deutjchen 
Volks, und er, GäArth, werde ihn vor ganz Deutfchland 
proftituiren, man fei fo weit gegangen, daß man nicht mehr 
zurücd könne, zumal da die Behörden ſchon aufmerffam ge- 
macht worden feien. Am dritten April, Abende zwifchen 
nem und zehn Uhr, werde bie Revolution in Frankfurt 
ausbrechen, man werde ben Bunbespalaft wegnehmen, die 
Aften zerftören, die Bundestagsgefandten wegſchaffen. Jetzt, 
wo ganz Kurheflen fchlagfertig fiehe, das Elfaß nur auf 
einen Winf warte, — jebt oder nie. fei die Zeit zum Los- 
ſchlagen. Dorn möge fchnell zurückreifen, den Koferig an 
fein gegebene Wort mahnen: durch eine Berfäummig in 
MWürtemberg könne die ganze Sache verderben werden. 

Aber obwohl Koferigen in einem Schreiben aus Be- 
fangon die Behauptungen des Dr. Gaͤrth in Bezug auf bie 
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Abſicht der dortigen Polen betätigt wurden, obwohl fich 
am 1. April der Polnifche Oberftlieutenant Poſenski unter 
dem falfchen Namen Perrot, negociant de Renau, bei 
ihm einfand, und ihm die Nachricht überbradhte, daß auf 
die Anweiſung Leleweld in. Paris zwanzig Polnifche Offt- 
ziere nach Rorſchach umd Rheine gezogen ſeien, um nach 
weiterer Weiſung den Schwarzwald zu revolutioniren, ob⸗ 
wohl amt 3: April: Abends ein Handlungsdiener, mit Extra⸗ 
post in Ludwigsburg ankommend, ihm einen Zettel Gärthe 
brachte: Lieber Koferig, Wort gehalten, : losgeſchlagen 
unter jeder Bedingung,“ fo blieb Koferig bei feinem» frü— 
hern Entſchluß: er wollte abwarten. 

Auch der Dr, Weidig in Butzbach der doch feine 
Schüler ‘und. Freunde zu. Revolutionärs gemacht: hätte, der 
Patronen: anfertigen lief, und-Auguft Beder, ‚einen jungen 
Theologen, über Marburg nach dem Hinterlande schickte um 
die dortige Stimmung zu: leiten — Auguft Becker, einen 
wilden aber edeln Geiſt, ſelbſtſtändig geblieben unter Ar— 
muth und Entbehrungen, der in: feinem Bedürfniß nach 
Begeifterung ſich an Weidig und an die Sache des Deu 
ſchen Volks anſchloß — auch ber Dr. Weidig wurde ut» 
gewiß, und als ihm vrRauſchenplatt, welcher zu einem 
der Anführer in Frankfurt beſtimmt war, kurz vor dem 
3. April die Nachricht brachte, es ſolle nun losgehen, 
ſprach er fein Bedenken aus und meinte, daß ein jetzt ge— 
führter Schlag unzeitig und nur von ſchlimmen Folgen ſein 
werde 

Der Pole Lubanski, ein Gießener Student, überbrachte 
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am 31. März dem Döring die Nachricht, daß ed am 3. 
April in Franffurt losgehen werde; und Döring traf fol- 
gende Vorbereitung zur Revolution. Er lud die Dr. Dr. 
Heß und Eichelberg am dritten April zum Kaffee ein. Als 
fie famen, ftellte er ihnen Herrn Müller aus Eaffel, einen 
„guten Patrioten“, vor, eröffnete ihnen, daß man bei der 
nah bevorftchenden allgemeinen Deutfchen Bewegung auf 
alle Fälle gefaßt, Daß man gut gewaffnet fein müffe, Herr 
Müller verftehe das Patronen machen, und man wolle nun 
Kugeln giefen und Patronen verfertigen. Die beiden 
Herren Doctoren wurden zwar etwas verlegen, konnten ſich 
aber doch nicht von dem patrivtifchen Werfe losſagen, 
Inſtrumente vourben ‚herbeigebracht, Döring und der Caf- 
feler arbeiteten fleißig, Dr. Heß leiftete Meine Handreichum- 
gen und Dr. Eidjelberg bewied ſeinen Patriotismus vor 
Allem dadurch, daß er zum Patronemmachen den Kaffee 
einfchenfte und herumreichte.. Am nächften Tage aber er- 
Färte biefer. in feinem und ded Dr. Heß Namen dem 
Döring, daß fie mit biefer gefährlichen Sache Nichts zu 
thun haben wollten. 

Am zweiten April waren einige Burfchenfchafter aus 
Gießen, Heidelberg, Tübingen, Erlangen, Bürger aus Bug- 
bad, die zur Befreiung Deutfchlande Hand anzulegen ent- 
fchloffen waren, in Frankfurt angelangt. Man fam an 
diefem Tage in Bockenheim zufammen, wo ber Dr. Bunfen 
den Plan für den am naͤchſten Tage zu führenden Schlag 
entwidelte. Das muthig angefangene Werk werde einen 
glücklichen Fortgang nehmen; ein großer Theil der Sranf- 


247 


furter Bürgerfchaft, des Militärs und zweitaufend Hand⸗ 
werföburfchen feien bereit, nach glücklich vollführtem erſten 
Schlage zur Revolution überzugehen, die Sturmglode werde 
geläutet werden, die Bauern aus den umliegenden Dörfern 
würden auf den Klang der Glocke herbeirücken und fich der 
Thore der Stadt bemädhtigen. In Heidelberg werde es 
zu. gleicher Zeit losgehen: die dortige Burfchenfchaft babe 
den Plan gefaßt, die Kanonen in Heidelberg wegzunehmen, 
nach der Rheinfchanzge bei Mannheim zu ziehen und Das 
Maririheimer Zeughaus zu ſtürmen: auf die "Hilfe, Der 
Rhein bayern, welche gegen Mannheim herbeifommen würs 
den, werde ficher' gerechnet. - In den Heffifchen Städten, 
und im Mürtembergifchen würde: Aehnliches, unternommen 
werdet. 

An demfelben zweiten April, Nachmittags, erſchien 
Kuhl bei dem Freiherrn v. Stein mit der Nachricht, daß 
die Revolution morgen in Franffurt ausbredyen werde, 
Der Schlaue hatte durch vorgehende Meldungen die heu— 
tige recht wichtig zu machen gewußt. Am 25, März war 
er gekommen und hatte eine großartige Schilderung der 
Verzweigungen, durch welche fih die Revolution über 
Franfreich, Deutfchland bis nach Ungarn und Polen Hin 
verbreite, entworfen; am 1. April in der Nacht brachte er 
die Nachricht, ed würden am 6 April im Naſſauiſchen, 
KRurbeffifchen und in Franffurt Aufftände ausbrechen., In 
Saffel werde das Signal zum allgemeinen Ausbruch durch 
die Ermordung ded Kurprinzen gegeben werden, diejenigen 
vierzig entichloffenen Männer, welche die Bundesgeſandten 
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in Frankfurt erbolchen würben, feien ſchon befignirt. Auch 
ber Großherzog fei feines Lebens nicht ficher: vierzig bis 
funfzig Männer in Darmftadt hätten einen geheimen Gang 
ausgefundichaftet, um in bad Schloß zu gelangen; es fei 
in Darmftadt vor Allem auf bie Wegnahme der Herrfchaft- 
lichen Gelder, um den Pöbel damit zu gewinnen, abgefehen. 
Endlid am 2. April fam Kuhl mit der beftimmten Angabe 
bed Tages und des Ortes ded Ausbruches. 

Alsbald fuhr der Baron Louis v. Stein, Bruder des 
Hofgerichtsraths, mit Exrtrapoft nad) Darmfladt; eine Mel- 
dung des Staatsminifters du Thil von bier aus an bie 
Frankfurter Behörden Eonnte am ‚näciten Vormittag um 
zehn Uhr in Frauffurt fein. Ueberbieß wurden die Be- 
hörden diefer Stadt durch einen Unbefannten gewarnt, ber 
am dritten April in Frankfurt ſich aufbielt, durch ein 
anonymes Schreiben zur Theilnahme an der Revolution 
aufgefordert wurde, und aldbald eine anonyme Denunziation 
einfandte. Dennoch wurden in Sranffurt Feine VBorfehrun- 
gen getroffen, durch welche die Aufrührer hätten abgeſchreckt 
werben Fönnen: nicht einmal die Wachen, von denen man 
beftimmt wußte, daß auf fie ein Angriff gemacht werben 
follte, wurden angewiefen, auf ihre Gewehre, die unbeauf- 
fihtigt vor den Thüren hingen, Obacht zu geben. 

Abends nach neun Uhr zogen die Republifauer in ge- 
theilten Haufen gegen die Hauptwache und gegen bie 
Sonftablerwache an. Die Hauptwache wurde unter An- 
führung ded Dr. v. Raufchenplatt geflürmt, d. h. dem 
Schildwachſtehenden Soldaten wurde durch einen Schuß 
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der Arm zerfchmettert, darauf die Fenfter der Wachtftube 
eingejchlagen, eine Salve in diefelbe gegeben, die vor der 
Wache hängenden Gewehre in Befchlag genommen, und 
die Wachmannfchaft gezwungen, fich zu ergeben. Auf ähn- 
liche, Art wurde die Eonftablerwache überrumpelt, nachdem 
Lubansfi den Poften niedergeftoßen. Anreden an das neu—⸗ 
gierig herbeilaufende, Volk blieben ohne: Refultat,' angebo- 
tene Waffen wurden nicht: angenommen; die ſchwarz⸗ roth⸗ 
goldenen Scherpen, mit denen man fich geſchmuͤckt, mach⸗ 
ten feinen Eindruck, die Rafete, welche Dr. von Raus 
ſchenplatt zum Signal: für. die Bauern, mit denen man in 
Einverftändniß war, anzünden: wollte, Ffonnte er, wegen 
feiner großen Erregtheit, nicht in Brandıbringen, die Sturm⸗ 
glocke rief feine Bauern herbei, aufgeboteneds Militär zer— 
ſtreute die Aufrührer nach kurzer Gegenwehr. Als bie 
Sranffurter gegen zehn Uhr aus dem Theater kamen, 
wunberten fie fid) gar fehr, daß fo eben der Ruf „es lebe 


Deutfchland, es lebe die Freiheit, nieder mit dem Bunded- 


tag“ in ihren friedlichen Straßen vernommen fein follte. 
Die Gefangenen — unter ihnen politifche — welche auf 
den Wachen gefeffen hatten und befreit worden waren, 
hatten entweder ihr Gefängnig gar nicht verlaffen oder 
meldeten fid) felber wieder. Ein Haufen Bauern, der an 
demfelben Abend unter Friedrich Breidenfteind Anführung 
die Zollftätte zu Preungesheim demolirt hatte, zeigte ſich 
einen Augenblid in der Nähe von Frankfurt und zug fich 
eben fo fchnell wieder zurüd. Die meiften der Aufrührer 
entfloben, die Verwundeten mit fich führend, noch an bie- 
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fen Abend aus Frankfurt. Der Tob von neun Menfchen, 
die Verwundung von 24 Menſchen war das Refultat bie- 
ſes Freiheitsfampfes. 

Maren die Behörden umfichtig genug geweſen, um die 
Emente zam Ausbruch kommen zu Iaffen, fe hatten fie 
fi doc auf alle Fälle vorbereitet. Wenige Tage nad) 
dem 3. April lad man in Öffentlichen Blättern folgendes 
Schreiben aus Mainz: ;,‚die Emente, die ſich in Franffurt 
ereignete, wußten wir hier früher, ald die Bewohner Franf- 
furtd; denn am 3. April. um ſechs Uhr wurden wir, d. b. 
die hiefigen Militaͤrbehoͤrden, ſchon in Kenntnig gefeßt, daß 
um neun Uhr diefelbe ihren Anfang nehmen werde. Alles 
war zum Aufbruch ‚bereit, Leute, Flinten und Kanonen. 


Fünftes Buck, 


— 1 -—— 





Jetzt begann eine Herrfchaft der Polizei, und bie po— 
lizeiliche Behandlungsart der Menfchen, der ftaatsbürger- 
lichen und wiffenfchaftlichen Intereffen war zu Recht gelangt. 
In Darmftadt waren faum Stafetten aus Frankfurt an- 
gelangt, als die Polizeiauffiht an den Thoren verdoppelt 
und ftrenge nach) dem Paß jedes Fremden geforfcht wurde. 
Hier wurde am 4. April Dr. Neuhof verhaftet, an dem- 
felben Tage vier Studenten, welche in einer Chaiſe die 
Stadt umfahren wollten und hierdurch erft recht die Auf- 
merkfamfeit der Wachen erregten. In Gaffel wurden den 
Wachen fcharfe Patronen zugetheilt, die Haupt- Wache in 
der Nähe des Refidenzpalais bedeutend verftärft, viele Pa- 
trouillen des Nachts durd) die Straßen gefanbt. 

In Frankfurt, wo täglich Gefangene, bei. der Flucht 
aufgegriffen, eingebradyt wurden, that man jegt nad) miß- 
lungener Emeute, was man, vor derfelben gewarnt, nicht 
für nöthig gehalten; Die verftärften Wachen und Pa- 
trouillen waren mit ſcharf geladenen Gewehren verfehen, 
das Franffurtifche Gebiet wurde dur 2500 Mann Bun- 
deötruppen aus der Feſtung Mainz, zur Hälfte Preußen, 
zur Hälfte Deftreicher, befegt, und ber Sig ded Bundes⸗ 
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taged gewann ein Friegerifched Anfehen. „Das Publicum, 
fo hieß ed in einem Erlaß des Franffurtifchen Polizeiamtes, 
wird von denjenigen Berhaltungsd-Vorfchriften der Wachen 
und Patrouillen benachrichtigt, welche bei den K. 8. Deft- 
reichfichen und K. Preußifchen Truppen beobachtet werben: 
1. Keine Schildwache darf Jemanden mit brennender Ta- 
bafspfeife an fi) vorübergehen laſſen, noch dulden, daß 
fi Jemand hinter ihrem Rüden vorbeifchleihe. 2. Schild⸗ 
wachen ober Patronillen.. haben  zufammenrottirte Haufen 
oder einzelne Berbächtige mit. dem gewöhnlichen Ausrufe: 
„galt, wer da?“ zu fielen, und wenn nad) dreimaligem 
Anruf feine, Antiwort. erfolgen follte, Feuer zu geben. Ob» 
gleich diefe Borfchriften mit. den. allenthalben beitehenden 
Militärdienftreglements übereinftimmen, fo. wird doch zum 
Ueberfluß das Publicum ‚hieran um fo mehr. erinnert, da⸗ 
mit ſich Sedermann vor Schaden und Nachtheil hüten 
kann, da die Wachen und Patrouillen ftetd mit ſcharf 
geladenen Gemehren verfehen. find.“ 

Ald. am: 9: April 380 Polen  ded Depots von Be» 
fangon in die Schweiz einfielen, und die Badiſche Regie- 
rung den Zuſammenhang biefer Invaſion mit: dem Franf- 
furter Attentate erfuhr, fandte der Großherzog zwei Eska⸗ 
drond Dragener: in Eilmärfchen in bie der Schweiz an⸗ 
grängenden obern Landestheile; auch wurde Jufanterie nebft 
Artillerie bereit gehalten, um in jedem: Augenblicd nach 
dem Süden abgehen: zu‘ fönnen. Im Bayrifchen Rhein- 
freife, gegen die franzöfich-fchweizerifche Grenze hin, wur- 
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den Bertheidigungsanftalten getroffen, die Beurlaubten von 
acht Regimentern fofort einberufen. 

„Wir haben,” fagt die Mannheimer Zeitung, „es nicht 
allein mit den Fremden, fondern auch mit unferen. eigenen 
Verführten zu thun. Und da follte. und wird, hoffen wir, 
eine gute Polizei auch gute Mafregeln anzuwenden wiſſen. 
Auf feinen Fall darf jest der Militärſtand vermindert; 
oder Der Garnifendienft durch Beurlaubungen, geſchwächt 
werden. Alles Kriegsmaterial muß; in: gutem: Zuſtande er— 
halten: bleiben, und fein Städtchen ohne Wächter geläffen 
werdet, Man muß fich genaue Kenntniß von den Wafs 
fen aller Einwohner und ihrer Fähigkeit, fle zu gebrauchen, 
verſchaffen, vorzüglich aber ihre Gefinnung erforfchen, die 
Ergebenen vermerfen, ohne «fie es ſelbſt wiſſen zu Taffen. 
Im Nothfalle entwaffne man lieber: Alle; entſteht Unord⸗ 
nung, ſo kann man ſich ſchon zuvor der Beſſern verſichert 
haben. Mit dieſen und dem ohnehin willigen Militär 
laͤßt ſich etwas Erſprießliches ausrichten. Auf alle Frem⸗ 
den ift ohnehin ſchon ein wachſames Auge gerichtet. Def⸗ 
fentliche Zufammenfünfte und Bolfsfefte, wie ſie voriges 
Jahr in der: fchönften Jahreszeit überall -ftattfanden Aund 
oft: lange, vorbereitet: waren, dürfen nun auch unter ber 
beiten Polizeiaufſicht nicht mehngeduldet: werden AUnter 
ihnen läßt: ſich zu viel Heterogenes verbergen. Waffen: 
übungen der: Bürgerlichen, ‚fonmwie alle Bewegungen ber 
als zum Aufftand geneigt Bekannten; müſſen genau beaufz 
fichtigt werden, ıdie Aufſeher felbft- aber: erprobte, zuver⸗ 
läſſige, Sittlichkeit und Ordnung liebende Leute aus der 
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gemäßigten Klaffe fein. Verdächtige Abzeichen darf die 
Polizei nicht dulden, eben fo wenig abgefonderte verabre- 
dete Berfammlungen in Häufern, welche außer den Kreis 
des Familienlebens fallen. Freiheit, fo viel ald möglich, 
aber feine Gefahr bringende!“ 

Während die Genfur faum an Strenge zunehmen 
konnte, erhoben fi bald genug Stimmen, welche, den Zu- 
fammenhang ded Frankfurter Attentatd mit dem burfchen- 
fchaftlichen Wefen andeutend, eine Umgeftaltung der Uni- 
verfitäten verlangten. Es fei, meinte die Franffurter 
Ober-Poft-Amtd- Zeitung, vor Allem dringend nöthig, Die 
Hochſchulen aus den kleinern nad) den Hauptflädten zu 
verlegen. | 
Die Bayerfche Regierung erließ folgendes Edict, Die 
Aufficht auf den Hochſchulen betreffend: Die Theilnahme 
einer nicht unbedentenden Anzahl Bayrifcher Studenten an 
den Sranffurter Unruhen babe zu nähern Ermittelungen 
und durch diefelben zu der unzweifelhaften Wahrnehmung 
geführt, daß geheime Agenten der Ummälzungsparthei thä- 
tiger als je auf ‚die fiudirende Jugend des Landes ein 
wirfen, daß Einzelne derfelben fich fogar Aufnahme -Ma- | 
trifeln zu verfchaffen wußten, und daß es ihren Bemühungen 
noch immer gelinge, geheime Verbindungen unter den Stu- 
direnden zu unterhalten und durch Berführungsfünfte aller 
Art die Zukunft der Söhne, wie die Hoffnungen un 
Opfer der Eltern zu zerflören. Es werde fomit angeord 
net: die Theilnahme an irgend einer nicht ausdrücklich ge‘ 
nehmigten -Berbindung zieht den Ausſchluß von jeden 
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Studium auf Hodhfchulen, ſomit auch von der Endprüfung 
und von ben VBorbedingungen zur Anftellung in dem Staate- 
bienfte nach fich; die zur Immatriculation auf Bayrifchen 
Hochſchulen ſich meldenden Ausländer müflen durch voll- 
fommen legale und glaubhafte Zeugniffe fi über einen 
ganz untabdelhaften fittlichen Wandel und darüber auswei- 
fen, daß fie nie auch nur dem Verdachte unterlegen, Mit- 
glieder der Burfchenfchaft oder fonftiger unerlaubter oder 
mit politiichen Zwecken ſich befchäftigender Gefellichaften 
geweſen zu fein. Bor der für die Immatriculation bes 
ftehenden Commiſſion, aus dem Minifterialcommiffär, dem 
Rector und dem Borftande der Univerfitätspolizet zuſam— 
mengefeöt, muß jeder fchon immatriculirte, aus, Ferien 
zurückkommende Student fi binnen 24 Stunden : nad) 
feiner Anfunft ftelen, um legale Zeugnifje über den an feinem 
Aufenthaltsorte während der Ferien und über feinen da— 
ſelbſt gepflogenen politifchen, polizeilichen und ſittlichen 
- Wandel vorzulegen; dem Univerfitätöfenate bleibt das ſta— 
tutenmäßige Recht der Demiffton und Relegation; nebſt 
: dem ift aber dieſes Recht auch dem Minifterialcommiffär 
i und dem Rector im gemeinfamen Benehmen übertragen, 
ö für alle jene Fälle, wo es fih um Entfernung einzelner 
” Studirender wegen unfittlichen oder unanftändigen Betra- 
e gend, oder wegen Theilnahme an nicht genehmigten-Gefell- 
R fchaften, oder endlich wegen Hinneigung zu ungeeigneten 
f politifchen Tendenzen handelt... “Für. folhe Fälle ift ‚Die 
* Stimme ded Senats bloß berathend und - bei: Anfichtöver- 


. fehhiedenheiten des Minifterialcommifjärs und. des Rectors 
m. 17 
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die Anficht des erftern entfcheibend; Fein Stubirender ift 
befugt, irgend Semanden bei ſich über Nacht ohne vorläu- 
fige an die Univerfitatspolizei erftattete Meldung zu beher- 
bergen; jeded Zuwiderhandeln zieht unbedingte Relegation 
nad) ſich. 

Der erfie Mai war in Bayern bisher von der ge- 
fammten Schuljugend des Landes durch öffentliche Feſte 
mit Mufif, Declamation und durch gemeinfchaftliche Spa- 
ziergänge gefeiert worben. Im Jahre 1833 haben diefe 
Seftlichfeiten unterbleiben müfjen. 

Das Treiben der Tübinger Studentenfchaft war der 
MWürtembergifchen Regierung längft anftößig gewefen. Die 
Deutfchen Burfchen mifchten ſich in die Wahlen, predigten 
in den Kneipen, empfahlen hier den liberalen Kandidaten, 
und ba fie über den „Philifter” im Uebrigen eine große 
Autorität hatten, fo beherrfchten fie auch feine liberale 
Meinung: denn den Philiftern, welche ſich nicht all fogleich 
fügen wollten, wurde mit dem Berruf gedroht. Am 26. 
April brachten die Studenten dem Profeffor Uhland ein 
Ständehen; am nächften Abend dem Profeffor Widemann, 
Anhänger der Regierung, vom Amte Tübingen zum Abge- 
orbneten gewählt, eine Katzenmuſik. ine Aufforderung 
zur Theilnahbme an derfelben fand man am Mufeum an- 
geichlagen: „Da endlich durch Gottes und anderer Leute 
Hülfe dem Profeffor W. es gelungen ift, gewählt zu wer- 
den, fo wird es hiermit öffentlich befannt gemacht und für 
denfelben um Beiträge gebeten, welche zu patriotiſchen 
Zweden verwendet werden; heute Abend wird Gartoudhe 
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eine Snauguraldisputation halten über die Kunft, Stände» 
mitglied zu werden. Der Spectafel beginnt acht Uhr, 
wozu alle Liebhaber höflich eingeladen werden. Bierzig 
Hunde von Stadt und Amt.” — leid) darauf begann 
eine Umterfuchung gegen die Tübinger Burfchenfchaft damit, 
daß dern Studenten von Neuem dad Verbot, farbige Bän— 
der und Mützen zu tragen, eingefhärft, ein Regierung» 
commifpär nach Tübingen geſchickt und viele Studenten 
verhaftet wurden. 

Berhaftungen, welche Anfang Mai in Stuttgardt vor- 
fielen, Bewiefen den Würtembergern, woran fie bisher in 
ihrer Berfaffungstrene nicht hatten glauben wollen, daß es 
auch unter ihnen Köpfe gebe, welche verbrecherifche, hochver— 
rätherifche, „unfinnige” Pläne hegen könnten. Der Litho- 
graph Malle, ald VBerbreiter revolutionärer Drudichriften, 
der Candidat der Theologie Elöner, ald Berfaffer derfel- 
ben, der Maler Groß wurden feftgenommen. In den er- 
fen Tagen des Juni wurden auch Koferig und Dorn in 
Haft gebradit. 

Auf den 26. und 27. Mai, diefe Tage, welche das 
füdliche Deutfchland im vergangenen Jahr fo feitlih, fo 
freiheitöhoffend gefehen hatten, blickte auch in diefem Jahre 
die Bayerfche Regierung mit vorbeugender Sorge. Man 
wußte, daß auf dem Hambacher Schloßberge eine Ber- 
fammlung ftattfinden follte; die Bayerfche Regierung rich- 
tete an die Behörden der füddeutfchen Staaten die Auffor- 
derung, den Deutfchen Unterthanen für diefe Tage feine 
Päffe nach Rheindayern zu geben: „Auf den Grund ein- 
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gelaufener Anzeigen,“ hieß ed in einem Erlaß der Regierung 
des Mheinfreifed vom 14. Mai 1833, „find die That⸗ 
fachen außer Zweifel: geitellt, die zu der Weberzeugumg 
berechtigen, daß Uebelwollende beabfichtigen, durch geheime 
Umtriebe am 27. Mai, oder wenigftens um dieſe Zeit, 
abermald Scenen herbeizuführen, denen gleich, die im ver- 
gangenen Fahre jeden rechtlich gefinnten Bürger tief be- 
‚kümmern mußten.“ Es fei daher eine große Maffe von 
Truppen mobil gemacht, um auf den erften Wink bereit 
zu fein: die Lofalbehörden follten, um geſetzwidrige Ber- 
fammlungen, Reden, Toafte, Aufzüge, Abzeichen, Freibeits- 
bäume zu verhindern, die Sicherheitögarden in Bereitfchaft 
halten, um überall, wo ein politifcher Erceß_verfucht wer- 
den follte, die Thäter ſogleich zu verhaften, diejenigen 
Punkte, wo VBerfammlungen zu vermuthen feien, zu befegen. 

Ein Schreiben des Königlichen Land - Commiſſariats 
an dad Neuftädter Bürgermeifteramt erflärte, Se. Ma- 
jeftät werde und fönne nie dulden, daß in Allerhöchſt Ihren 
Staaten und namentlich im Rheinfreife etwas ſich wieder- 
hole, was den Character eined demagogifchen Feſtes an 
fi) trüge, und daß befonders die Hambacher Höhe neuer- 
dings die Stätte revolutionärer Demonftrationen werde. 
„Allerhoͤchſt diefelben haben deshalb, um Ihrem Entſchluſſe 
affenthalben die jchuldige Achtung zu fichern, nicht bios 
neuerdings eine Truppenverftärfung in den Rheinfreis ge- 
fendet, fondern auch die Hälfte der Gefammtinfanterie des 
Heered, und die gefammte Reiterei (48 Escadronen) mit 
der ' gefammten Artillerie in marfchfertigen Stand gefegt, 
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um dieſe nöthigenfalld, wenn wider Verhoffen die frühern 
Scandale ſich miederholen, menn tübelgefinnte, entartete 
Menfchen neuerdings die Bande der Ordnung und Ruhe 
zu löſen verfuchen follten, augenblicklich, und zwar auf 
Koiten des Kreifes in den Nheinfreis fenden zu können.“ 

Das Neuftädter Polizei-Amt verbot durch Erlaß vom 
24. Mai alle tumultuarifchen Umzüge, jeden lärmenden 
Geſang auf den Straßen und Plägen, das Aufftellen von 
Freiheitsbäumen, das Tragen von Fahnen, jede Zufam- 
menrottirung. und ſprach zugleich ihr „Vertrauen auf den 
ordnungsliebenden Character der Neuftädter Bürger‘ aus. 

Wenige Tage zuvor waren fechd Gompagnien vom 
15. Regiment in das Städtchen eingerüct; bei dem Ein- 
marſch ritt ein Offizier auf den Bürger Philipp Lanz, 
welcher mit einer nicht brennenden Tabafdpfeife im Munde 
am Wege ftand, ein und fchlug ihm mit dem Degen bie 
Pfeife aus dem Munde. Der Hambacher Schloßberg 
wurde mit Gensdarmen beſetzt. In der Nacht vom 26. 
zum 27. Juni ftreiften auf allen Wegen, die nad Neu— 
ftadt führten, ftarfe Militär-Piguetd, um jeden Reiſenden 
anzuhalten umd zurückzuweiſen. 

Am Morgen des 27. Mai kamen noch 1200 Mann 
Truppen in Neuftadt an, mit ihnen General Horn und 
Fürft Wrede, der die’ Quartierzettel fertigte. Die Wirthe 
befonderd, und die als Iiberal befannten Bürger wurben 
mit Einquartierung bedacht; ein Offizier, der zu dem libe- 
ralen Stadtrath Abreſch gelegt wurde, warf, nachdem er 
zu Mittag gefpeift, Schüffel und Teller zum Fenfter hin- 
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aus. Die Befakung der Schloßruine wurde durch 118 
Mann verftärft, für welche auf Koften der Stadt Bredt 
und Wein auf den Berg gefchafft wurden. Nachmittags 
fah man noch vier Stück Gefhüg von Landau fommen, 
- welche am Hambacjer Thor, nad) der Stadt gerichtet, 
aufgeftellt wurden. 

Es war gerade der erfte Pfingitfeiertag, und für die- 
fed Felt war den Neuftädtern der Spaziergang nach der 
Schloßruine eine gern gehegte Gewohnheit. Auch an bie- 
fem Tage hatten ſich viele Bamilien, mit Lebensmitteln 
verfehen, auf den Weg nad) dem Berge gemacht, fanden 
aber oben die Teraffe mit Militär befegt und erft nach 
Reclamationen wurde ihnen geftattet, ſich auf derfelben 
aufzuhalten. Man ließ fich nicht ftören, Fröhliche Lieder 
wurden angeftimmt, da fchritt ein Offizier auf eine Gruppe, 
welche ein Mailied fang, zu, und erflärte, died Lied dürfe 
nicht gefungen werden. Da man nicht gehorchte, ließ ber 
Dffizier die Gruppe anf der einen Seite durch eine Ab- 
theilung Soldaten, welche fid) mit geladenem Gewehr und 
gefälltem Bajonett aufftellte, und auf der andern Seite 
durd) einen Trupp Gensdarmen dazmwifchen nehmen. 

Bald darauf erblicdte man auf benachbarten Höhen 
zwei fchwarzroth-goldene Fahnen. Diefer Anbli erregte 
Gelächter: Unbejonnene Knaben, fagten die Einen, machen 
fih dort einen Spaß: Die Meuterer, hieß ed im Militär, 
laſſen fich bliden: Nur Böswillige, fagten Andere, können 
jene Fahnen aufpflanzen, um und Neuftäbter mit Gewalt 
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in den Ruf von Revolutionärd zu bringen. Die Fahnen 
verfchwanden nach fünf Minuten. 

Ludwig Frey, welcher mit-;lauter. Stimme zu: feiner 
Umgebung fagte, es fei, da felbit undefangene Heiterfeit 
gefährlich und nad) böfer Seite hin ausgelegt. werden könnte, 
am gerathenften, ftil nach Haufe zu gehen, wurde, weil: er 
eine öffentliche Rede gehalten, dem Königlichen Staats— 
prochrator, welcher fich ebenfalls eingefunden, denuncirt. 

Nachmittags: gegen vier Uhr serfchien Fürſt Wrede 
auf dem Berge... „Herr mäßigen Sie Ihren Blick,“ „mit 
diefen Worten trat er an den Bürger Geiöbauer, der, vor 
einer Kaffeebude feinen Kaffee tranf, heran. Geisbauer 
machte fih auf Anrathen feiner Freunde bald, aus, dem 
Staube, um der. fo eben befohlenen Arreftation zu ent» 
gehen. 

Gleich darauf wurde den Truppen ber Befehl ‚gege- 
ben, den Berg zu fäubern, und bie dort befindlichen Men- 
fchen mit den Waffen megzutreiben, ein Befehl, der mit 
größtem Eifer vollzogen wurde, Die Soldaten mit ge— 
fälltem Bajonet, die Genddarmen, mit. gezogenem Säbel, 
ftürzten auf die. gelagerten Bürger ein und trieben ſie, 
Männer, Weiber, Zünglinge, Mädchen, Kinder, : Greife 
mit Kolbenftößen und Bajonetitichen. vor ſich herz eine 
eilige Flucht entitand, von Felſen zu Felfen, von; Stein 
zu Stein, den fteilen Berg hinab ftürgten ‚die Leute; von 
ber Landparthie und die bewaffneten Schaaren hinterher. 
Man fah, wie die Soldaten in ihrem Eifer Hüte, Müßen, 
Körbe auf das Bajonet fpießten. Philipp Bernhard, ein 
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Waſſel⸗Junge von fechszehn Jahren, wurde nur durch einen 
alten Feldwebel vom Tode gerettet. Ein Mann, ber 
fchlafend am Fuße ded Berges nicht weit von feinem Ge- 
höfte lag, warb mit Kolbenftößen gemißhandelt. „Ihr libe⸗ 
ralen Hunde, ihr Frangofengefindel, ihr müßt alle fterben,“ 
fohrieen die Soldaten. 

Die Flucht, bei welcher zulegt auch Schüffe fielen, 
ergoß ſich befonderd gegen das zunächft am Fuße des Ber- 
ged gelegene Mittel-Hambadl. Hier trat der Abjuncr mit 
vier Sicherheitögarden den Berfolgern entgegen, einer ber 
Sarbdiften, Namens Glas, erhielt Kolbenftöße auf die Bruft, 
bis er zu Boden ftürzte. Als ſich bald darauf General 
Horn und Fürft Wrede der Stelle, wo die geichehen, 
näberten, fragte der erftere, was vorgefallen, Glas, ſich 
aufraffend, wollte eine Auseinanderfeßung feiner Unfchuld 
geben: mit den Worten „Halt's Maul, du Hund“ wurde 
er von dem Militär-Chef ins Geficht gefchlagen. Glas 
und die andern Sicherheitögarden wurden arretirt, geſchloſ⸗ 
fen und auf dad Rathhaus gebracht. 

Ein Soldat in der Nähe des Militär-Chef ſchoß in 
eine Straße Mittel⸗-Hambachs: auf die Frage, warum er 
gefchoffen, erwiederte er, es habe ihm Einer den Hintern 
gezeigt. Zwei Bürgersföhne von Hambad), der eine 17, 
der andere 14 Jahr alt, erhielten gefährliche Schußwun⸗ 
den; Johann Georg Bayer, Familienvater, befam eine 
Schufwunde;*) Peter Heinrich) Schäfenberger von Ham- 


*) ander er am 1. Juni unter furdibaren Schmerzen und 
- Gonvulftonen feinen Geijt aufgab. 
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bach erhielt auf der Flucht den Berg herab mehr als 
zwanzig Kolbenftöße, vier Hiebwunden ind Geſicht, zwei 
Bajonetftiche;, ald er vor Schmerz und Angft zufammen- 
flürzte, riß ihn ein Gensdarm empor und ſchleifte ihn den 
Berg hinab, wobei ihm der obere Marffnochen aus’ dem 
Schultergelenf geriffen wurde darauf ward er geſchloſſen 
und ind Arreſthaus gebracht. 

Unterdeffen war es in Neuſtadt folgendermaßen her⸗ 
gegangen: in den Wirthehäufern, wo man nady Neuftädter 
Gebrauch bedeckt und unbedeckt erfcheint, - wurde Jedem, 
der eintrat und nicht in Eile den Hut abnahm, dieſer vom 
Kopf geſchlagen und der Gaſt oft feinem Hute nach zur 
Thüre hinausgeworfen; vor der Poſt waren ein’ Unterof⸗ 
figier mit eifernem Ladeftod in der Hand imd einige Sol⸗ 
daten poftirt. Jeder Vorübergehende, der eine Pfeife in 
der Hand oder in der Taſche, oder “einen weißen’ Hut, 
oder einen Kranz, ein Blatt, eine Blume trug, wurde an⸗ 
gehalten und mit jenem Ladeſtock, an den oben der Lad⸗ 
hammer befeftigt war, geprügelt. Als bei dem Wirth 
Knahel zwifchen zwei Soldaten Prügelei entſtand und ſich 
zwei Sicherheitsgarden dahin verfügten, um Ruhe zu ge—⸗ 
bieten, wandten ſich die Soldaten gegen dieſe und jagten 
fie mit gefälltem Bajonet zur Thür hinaus. Gleich darauf 
ſprengten Chevauxlegers gegen Knahels Haus an, mehrere 
ritten bis ins Zimmer und ſetzten der ſchwangern Frau 
Knahels die blanken Säbel auf den Leib. Die Frau ver⸗ 
fiel in Convulſionen. 

Jacob Saul aus Lambrecht, welcher am diefem Tage 
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nach Neuftabt gefommen war, ſah, ald er aus dem Laden 
eined Kaufmanns trat, einen Mann auf der Straße durch 
Soldaten gemißhandelt. „Sie fchlagen ja den Mann 
tobt,“ rief er. Sogleich fielen die Soldaten über ihn ber 
und fchlugen ihn, ein Säbelhieb traf ihn in den Hinter- 
fopf. Ein Freund ven ihm,‘ Friedrich Dreß, rief: „Ichlagt 
doc) den Mann nicht tobt, er ift ja ein Menfch,“ audy er 
wurde zu Boden geworfen und nachdem er mehrere Ba- 
jonetftiche erhalten, mit Saul in Arreft gefchleppt. 

Nach fechs Uhr Fehrten General Horn und Fürft 
Wrede mit den Soldaten, welche den Schloßberg gefäu- 
bert hatten, in das Städtchen zurück und ließen durch bie 
Schelle bekannt machen, daß die Polizeiftunde heute ftatt 
um 11, um 10 Uhr eintrete. Um fo eher hielten ed bie 
Neuftädter für erlaubt, fi an dem jchönen Maiabend 
nach Gewohnheit in den Straßen zu ergehen. Durch Spa- 
ziergänger, weldye aus benachbarten Flecken, wie vom 
Dürdheimer Markt, heimkehrten, durch Landleute, welche 
Neuftadt Sonntags zu befuchen pflegen, wurden die Stra- 
fen gegen Abend ziemlich belebt: Sekt vertheilten ſich 
Truppe von Infanterie und Savallerie in ben einzelnen 
Straßen, deren ganze Breite fie einnahmen, und trieben 
die Bürger vor ſich her. Ohne Unterfchied ded Geſchlechtes, 
Alterd, Standes ward Seder, der von den Soldaten er- 
reicht wurde — und ed war fchwer, ihnen auszuweichen, 
weil man aus einer Straße fliehend, in der andern einem 
entgegenfommenden Trupp Soldaten begegnete — nieder- 
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geritten, geftochen und gehauen. Die Cavallerie drang vft 
in Eifer der Berfolgungen in die Wohnftuben ein. 

Gegen acht Uhr fah der Adjunft Herr Penner von 
den Fenftern des Rathhaufes aus, wie ein fremder Mann 
aus Dem Dorfe Winzingen auf der Straße nahe daran 
war, unter den Streichen der ihn umringenden Soldaten 
zu: ewliegen. Der Adjunft mit feiner Amtefchärpe und 
Medaille, und mit einigen Sicherheitsgardiſten begab-»fich 
auf Den Pas, um den Mann zu retten, die Soldaten 
umringten auch ihm, er erhielt fünf Hiebwunden und einen 
Bajonerftich im dem Kopf, zwei Säbelbiebe in die Hände 
und mit Mühe gelang ed den Sicherheitsgäarbdiften, ihn auf 
das Rathhaus zurüdzufchleppen. Died Ratbhang, auf das 
ſich viele Bürger geflüchtet hatten, wurde von den Soldaten 
geitürmt, die Sicherheitsgarde mußte bis auf die Speicher 
des Haufes fliehen. 

Ein Müller aus Neuftadt, welcher des Abende won 
MWinzingen nad): Haufe zurüdfehrte, wurde, einſam gehend, 
von Patrouilleurd erreicht und erhielt fieben Wunden; dem 
Bürger Philipp Hood von Winzingem geſchah Gleiches;ver 
erhielt ſechs Hiebwunden und: eine Stichwunde.Jacob 
Riehm, Glafer von Neuftadt, mit feinem Bater und feinen 
Schweſtern Abends nad) Haufe Fehrend, wurde von zeit 
Mann Chevaurlegerd überfallen, flüchtete ſich mit feinen 
Schweſtern in ein Haus, fah aber von einem Fenſter aus 
feinen alten Bater unter" den Hieben der Soldaten zu 
Boden flürzen. Philipp Knopp, Töpfer in Neuſtadt, der 
bed Abends mit feiner Frau und einigen Nachbarn unter 
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dem Thorweg ftand, fchlug, als er acht Chevaurlegers heran⸗ 
fprengen fah, die Thür fchnell zu und flemmte ſich mit 
Frau und Freunden dagegen. Ein Soldat ſtach mit fol- 
cher Gewalt durch biefelbe, daß er die innen befindliche 
Frau Knopp am Halfe verwundete. Der Mefferfchmidt 
Bauer, der fidy über die Straße wagte, um feiner franfen 
Frau Waffer zu holen, wurde durch Kolbenftöße vor die 
Bruft rüclings zu Boden geworfen. 

In des Schuſters Laubenheimer Wohnung eingedrun- 
gen fanden die Soldaten den buckligen Schuftergefellen 
Seel und fchlugen ihm den Arm auseinander. Philipp 
Kipp, Bürgerfohn aus Neuftadt, kehrte Abends neun Uhr 
aus einem Wirthshaus der Umgegend nad) Haufe zurüd. 
Auf dem Markte wurde er von einem Dugend Soldaten 
umringt. Die Bewohner der benachbarten Häufer hörten 
ihm "fchreien, flehen, winfeln, dann Todtenſtille. Wenige 
Zeit darauf warfen die Soldaten den Körper eines Men- 
fhen in das Arreftlocal des Rathhanfes mit den Worten: 
bier bringen wir einen Befoffenen. Der Gemeindebeamte 
fehrte den Körper um: „das ift Fein Betrunfener, das iſt 
ein Todter,“ rief er. Es war Kippe Leiche*). Die Thä- 
tigfeit der Soldaten dauerte von fieben bis zehn Uhr, die 
Zahl der verwundeten Bürger überftieg mehrere Hunbert**). 


*) Die Leihe wurde den Verwandten nicht ausgeliefert, fons 
dern des Nachts zu Grabe getragen. 

*9) Die Darftellung obiger Ereigniffe, die fo mweitläuftig ge: 
geben werden mußte, weil fie ein Supplement zu der im vorigen 
Bande gelieferten Beſchreibung des Hambacher Feſtes vom Jahr 
1832 ift, ift nad einer vom erften und zweiten Adjuntten und 
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Für die Ständeverfammlungen, deren Zufammentritt nad) 
Dftern 1853 bevorftand — die Babifche, Würtembergifche, 
Kurheſſiſche) — fahen fi) die Regierungen dieſesmal 
vor. Das Badische Bolfsblatt meldete, daß nad) einem 
Beſchluß des Minifteriumd fämmtliche Staatsdiener, welche 
Mitglieder der Kammer feien, fo wie auch die Penfionäre 
und felbit die Advofaten, bei der Regierung vorher um 
Erlaubniß zum Eintritt in die Ständeverfammlung einfoms» 
men follten. Es fei Died, fügte jenes Blatt hinzu, feit dem 
Beftehen ‚der. Berfaffung das erfte Mal, daß den Abgeorb- 
neten des Bolfes eine ſolche allgemeine Beſchränkung auf— 
erlegt würde: jelbit unter Großherzog Ludwig fei nur ein— 
mal und nur einigen wenigen Mitgliedern, welche active 
Staatödiener waren, der Urlaub verweigert, aber auf: die 
Borftellung der Ständeverfammlung die Berweigerung zu— 
rüdgenommen worden. — Dem einzelnen ÖStaatsdienern, 
welche Abgeordnete waren, ging ein Schreiben in. folgender 
Manier zu: „Dem — — wird in Gemäßheit der höchiten 
Entfchließung aus großherzoglichem Staatsminifterium vom 
25. April bemerklich gemacht, daß man fich zu bemfelben 
verjehe, er werde während der Dauer der Verhandlungen, 
zwanzig Gtabträthen Neuftabts herausgegebenen, zu Reuſtadt erſchie⸗ 
nenen Schrift angefertigt. „Der feſte, ruhige, ordnungsliebende 
Sinn der Bürger Neuſtadts“, heißt es am Schluß dieſer Schrift, 
„hat eine boppelte Keuerprobe beitanden. Im Jahre 1832 vers 
mochten begeifternde Reben nicht, die ruhige Haltung ber Bürger 
zu erfhüttern, im Jahr 1833 gelang dies eben fo wenig denjeni- 
gen, welde die ruhigen Bürger unerhörten Mifhandlungen preis: 
gaben. . 


*) Die Raffauifche war, nachdem fie die Steuern votirt am 
6, April entlaffen worden. 
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in und außer der Kammer, eingebenf bed ald Staatöbdiener 
umd Abgeordneter abgelegten (und abzulegenden) zweifachen 
Eides durch fein Benehmen weder die eine noch die andere 
der übernommnen gleichheiligen Berpflihtungen verlegen; 
indbefondere die in der Ausübung feines Amtes allenfalls 
wahrgenommenen Mängel und Gebrecdyen in der Verwal- 
tung nicht ald Gegenftand des öffentlichen Tadels Hinftellen, 
fondern folche entweder feiner vorgefeßten Stelle zur Kennt» 
niß und zur möglichen Abhülfe anzeigen, oder aber, wenn 
er ihrer zur Begründung feiner Anfihten und Meinungen 
öffentlich zu erwähnen fich verpflichtet erachtet, folches in 
gemäßigter Weife, und nicht um feindfelige Gefinnungen 
in der Berfammlung zu erregen, thun, und überhaupt in 
feinen Reden und Yeußerungen Alles vermeiden, was dem 
Anfehen und der Würde der Regierung, deren Erhaltung 
ihm fein Eid als Staatediener zur befondern Pflicht macht, 
im In- oder Auslande nachtheilig werden, oder ihr unan- 
genehme Verwicklungen verurfachen fünnte. Hiermit ver- 
binden Sr. Königl. Hoheit keineswegs die Abficht, im Ge- 
gentheil Höchftdiefelben find weit davon entfernt, die Frei- 
heit der Rede zu befchränfen, fofern der Anftand und Die 
übernommenen Verpflichtungen dadurch nicht offenbar ge— 
fränft werden. Umgekehrt wird aber auch der Staatd- 
diener, aus deffen Reden und Handlungen eine uuverfenn- 
bare Verlegung der der Regierung fchuldigen Adytung, oder 
der übrigen übernommenen Staatsdienerpflichten hervorgeht, 
die Folgen, die fein Benehmen haben kann, fich felbft zu— 
zufchreiben haben “. 
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In Würtemberg waren die Genforen inftruirt, nichts 
über die Wahlen — und zwar weder etwas für, noch 
etwas. gegen die Regierung und :die ‚minifteriellen Candi— 
daten — paffiren zu laſſen Deffentlicher Beiprechungen 
über die Wahlen waren verboten. Oberamtleute, Kanes 
ralverwalter fammelten die Wähler um fih und richteten 
Drohungen und Verfpredjungen an fie, Regierungsbeamte 
in Stuttgardt haben die Wähler durch Drohung mit Ent 
ziehung der Arbeiten gefchredt. Ein Oberamtmmann ließ 
einen einflußreichen Wähler zu ſich fommen, bewirthete ihn 
ein Paar Stunden, und jagte Diefem endlid) - mit der. Er+ 
öffnung, er habe eine Lifte der antiminifteriell ftimmenden 
Wähler höhern Ortes einzureichen, einen Schreck ein. In 
Tübingen erhielten Studenten von ber academifchen Ber 
hörde Verweiſe, weil fie vor liberalen Wählern den Hnt 
abgezogen; der Bau der neuen Anatomie wurde kurz vor 
der Wahl eingeftelt und den Bürgern angebenter, daß’ bie 
Univerfität verlegt werden folle. Bei-den Wahlen wurden 
die Landjäger aufgeboten, den Bürgern von: Geißlingen 
wurde gefagt, es ftänden 30,000: Deftreicher‘ bereit, ‚wenn 
fie Herrn Römer ihre Stimme gäben. Dem RKriegsraäth 
Römer und dem Profeſſor Uhland, Abgeordneten ; von 
Stuttgardt, ward der Urlaub verweigert. Bon: beiden 
wurde. die Entlaffung eingereicht und von der Regierung 
alsbald angenommen, 

Die Kurheffifche Regierung fuchte die Schwierigfeiten, 
durch welche fie mit der aufgelöften Ständefammerrzerfäls 
len, im Boraud aud dem Wege zu räumen‘ Mit der 
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Landesuniverfität wurde dad Abkommen getroffen, dag, 
wenn fie Herrn Jordan nicht wieder wähle, die Regierung 
etwas von ihrem Rechte der Urlaubsbewilligung ablaffen 
wolle; fie wolle fidy mit ‚der einfachen Anzeige, daß der 
und der gewählt fei, begnügen und dann folle ſich der 
Urlaub von jelber verfiehen. Der Senat wählte ben 
Mathematifer Herrn Gerling zum Bertreter. Herrn Bern- 
hardi, über deſſen zur Urlaubsbewilligung berechtigte „vor⸗ 
gefegte Behörde” mit dem vorigen fländigen Ausſchuß 
Streit gewefen war und dem die Bibliothefödirection den 
Urlaub gegeben hatte, machte der Geheimerath Haffenpflug 
zum Mitglied der Bibliothefdireftion, fo daß jener nunmehr 
unmittelbar unter dem Minifterium ftand. Wiederum zum 
Abgeordneten erwählt, erhielt er den nachgefuchten Urlaub 
nicht. Die Auftigbeamten hatten jegt eben fo wenig wie 
früher Ausficht, über das Urlaubsbewilligungsrecht der Re— 
gierung hinweg in die Kammer zu gelangen. 

Die’ legte Ständeverfammlung, dem Ausfchuß der 
vorlegten wegen der gegen Herrn Haflenpflug anbängig 
gemachten Klage beiftimmend, Hatte ihrem Ausſchuß Furz 
vor, der Auflöfung eine gleiche Maaßregel anempfohlen, 
Der Ausſchuß hatte, fobald die Ständeverfammlung auf- 
gelöft war, Herrn Haflenpflug wegen Verlegung der Ber- 
faffung bei dem Oberappellationsgericht angeklagt; übrigens 
wurde er von dem Minifterium gleich dem vorigen behan- 
delt, feine Inftruction, weil ohne Wiffen und ohne Auf- 
ficht der Staatsregierung augefertigt, wicht als giltig an- 
erfaunt und ihm, fo oft er mit dem Minifterium in 
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Beziehung trat, das Unberechtigte feiner Thätigfeit vorge 
halten. 

Uebrigens ftrebte die Regierung nicht blos bei den 
Wahlen, fondern auch burd) "Unterhandlungen mit den 
Prinzen des Haufed und mit den Standesherrenunbedingt 
Ergebene in die Kammer zu bringen. Den Prinzen wur- 
den wiederum Stellvertreter vorgefchlagen, den Standes» 
herren, wenn fie nicht felbit in der Kammer erfcheinen 
wollten, unter den Fuß gegeben, daß fie wenigſtens Ver— 
treter in dieſelbe ſchicken möchten. 

Die Schwierigfeit wegen des Lokals, in welchem bie 
Ständeverfammlung eröffnet werben follte, wurde nicht 
gehoben. Da die legte Ständeverfammlung die Eröff- 
nungsfeierlichfeie nicht langer binausfchieben wollte, fo hatte 
fte nicht darauf gedrungen, daß der von ihr damals vers 
langte Revers augenblicklich ausgeftellt werde: er war ihr 
aber verfprocdhen worden. Als nun Herr v. Baumbach, 
Mitglied des Ausfchuffes, bei dem Minifterium darauf an— 
trug, daß jener Revers dem Ausfchuffe übergeben werde, 
erhielt er von Herrn Haflenpflug die Antwort: „daß bei 
dem umfreundlichen Scheiben der vorigen Landſtände von 
der Staatsregierung der Gegenftand ſeines Geſuches nur 
als eine Gnadenfache zu betrachten ſei.“ Es hieß, der 
Kurprinz ſei Willend, auch diesmal die Stände in Perfon 
und zwar wieder im Nefidenzpalais zu eröffnen, es hieß 
aber auch, der ftändige Ausfchuß habe erklärt, daß eine 
neue Nachgiebigfeit der Kammer nimmer zugelaffen werben 


fünne. Der -Zufammentritt der Stände, zuerft auf den 
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April angefeßt, verzögerte fi auf den Mai, vom Mai auf 
den Anfang bed Juni. 

Am 20. Mai wurden die Babifche und die Würtem- 
bergifche Ständeverfammlung eröffnet. In Karlsruhe be- 
gleitete der Jubel bed Bolfed den Großherzog bid an bad 
ftändifche Gebäude: nachdem biefer hier mit einem brei- 
maligen Lebehoch empfangen worden, ſprach er eine Thron» 
rede, in welcher er den Geift des Friebend und der Ein- 
tracht, der ihm felber leite, in die Verfammlung berab- 
wünfchte. „Seit Ihrer leßten Vereinigung, fagte er, find 
die Gefege, zu welchen Sie Ihre Zuftimmung gegeben 
haben, verkündet und vollzogen worden. Rur Eins biefer 
Geſetze, nämlich das über die Polizei der Preffe und über 
die Beftrafung ber Preßvergehen, babe ich mich in ber 
Nothwendigkeit gejehen, wefentlichen Berändrungen zu unter- 
werfen. Mein Minifterium wird Ihnen über die Beran- 
laffung und über die Gründe, die mich zu biefem Schritte 
bewegen mußten, Eröffnungen machen“. — Nachdem 
Staatsrath v. Schlayer in der Eröffuungsrede der Wür- 
tembergifchen Ständeverfammlung die Gefeße, welche den 
Ständen vorliegen würden, kurz erwähnt, fuhr er fort: 
„Ein gemefjener, von flörenden Einmifchungen freier 
Gang Ihrer Berathungen und gegenfeitiged Vertrauen 
zwifchen Regierung und Ständen werben und einer befrie- 
bigenden Löſung der vorliegenden Aufgaben entgegenfüh- 
ren ... In einer Zeit, mie die unfrige, muß ed ber 
Regierung erſtes Augenmerf fein, unter Mitwirfung der 
Stände und aller gutgefinnten Bürger die verfaffungsmäßi- 
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gen Einrichtungen zu wahren umd das Heiligthum der bürs 
gerlichen Drdnung zu fchügen ”. 

Die Badiſche zweite Kammer mußte fogleich nad) 
ihrer Eröffnung mit den "damals beftehenden. politifchen 
Unterfuchungen in Beziehung treten. “Einer der Abgeord» 
neten, Hofgerichtsaffeffor Sander, war in Unterfuchung 
gezogen, weil er einen Brief ded Polnischen Flüchtlinge 
Antonint befördert, in welchem gefagt war, daß man in 
jedem Augenblid in Frankreich die Regierung umfchmeißen 
möchte, daß man aber vor Allem auf Deutichland hoffe. 
Es fragte ſich, ob Sander zum Eintritt in die Kammer 
fähig fei. Herr Bader fagte in feinem Commiffionsbericht 
über diefe Angelegenheit, daß die Freiheit und Unabhängige 
feit der Kammer leicht gefährdet werden Fünnte, wenn man 
in jedem leifen oder entfernten Verdacht eines politifchen 
Vergehens den Grund zur Entfernung eineds-Mitgliebes 
finden wollte. Die Abgeordneten befchloffenam 25. Mai, 
daß dem Eintritt Herrn Sanders in die Kammer fein 
Hindernig im Wege ftehe, doch dispenſirten ſie ihn zugleich 
auf 14 Tage vom Eintritt in die Kammer. 

Die Adreffe-Commiffton hatte vorgefchlagen, in ber 
Autwort auf die „tiefe Betrüͤbniß“ Hinzumeifen, mit welcher 
„das treue Volf die Berändrungen erfahren habe, durch 
welche das lang erfehnte, zur Garantie der: Berfäffung 
fo wefentliche Gefeß-über Freiheit «der Preffe feine Grund⸗ 
lage verloren habe”. Als am 13. Mai in geheimer 
Sitzung die Adreffe discutirt wurde, hatte Herr Staate- 


rath Winter nichts gegen. die Erwähnung der Betrübniß 
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und zwar aus folgendem Grunde: „Ich fage, der Borgang 
war betrübend, fowohl für die Gegner der Preßfreiheit, 
d. b. für die vernunftigen, als auch für die Freunde der- 
felben. Die Gegner können jagen, man hätte das Geſetz 
nicht geben follen, da ed aber einmal gegeben war, fo war 
ed betrübend, daß ed auf dieſe Weife wieder aufgehoben 
oder befchränft wurde. Das Nämliche werden die Freunde 
der Preßfreiheit ohnehin fagen”. Die Abgeordneten Welcker 
und Rotteck fanden aber in biefer Art, jenen Ausdruck zu 
erflären, Anlaß genug, um ed auszufprechen, dag man in 
einer Anrede an den Fürften feinem ganzen vollen Gefühl 
über eine Mafregel, die das Volk betrübt habe, Worte 
geben müfje. „Es kann jedoch, antwortete Herr Winter, 
ein Wort in einem Zufammenflug von Verhältniffen ver- 
legend fein und ed fragt ſich, welches dieſe Berhält- 
niffe find. Hätte Die Regierung das Geſetz für fich abge- 
ändert, dann würbe ich Fein Wort dagegen fagen, daß 
Sie ſich ausſprechen, wie ed Ihnen gefällig wäre. Allein 
das ift eben nicht der Fall, es ift nicht freiwillig zurüd- 
genommen worden”. Out, erwieberte Herr v. Rotted, 
wenn fich die Regierung bemüht hat, den Schlag abzu- 
wehren, fo liegt in unfrer Urt, und über denfelben auszu⸗ 
ſprechen, eine koſtbare Rechtfertigung für fie. v. Rotteck 
erflärte ferner, nicht die Mißbräuche der Preffe feien an 
der Unterdrückung der Preßfreiheit Schuld, fondern weil 
mit der würdevollen Sprache der Wahrheit das Unrecht 
und ber Gewaltmißbrauch nicht beftehen Fönnen. 

Auch der Bunbesbefchlüffe vom 28. Juni wollte die 
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Adreffe-Commifflon Erwähnung getban wiſſen. Minifter 
v. Türckheim betheuerte, die Regierung könue in ihrer vol- 
len. Ueberzeugung, daß. die Bundesbeichlüffe nichts enthal⸗ 
ten, was mit.der Landesverfaffung nicht vereinbar wäre, 
nicht annehmen, daß fie der Gegenftand irgend einer. wei» 
tern. Discuffion in der Kammer fein, fönnten.. Derr v; 
Rotteck verwahrte ſich hiergegen: es könne nicht ausbleiben; 
daß. man. ſich in ber Kammer frei und frank über. die 
Bundesbeſchlüſſe erkläre, zumal, da dieſe gerade nur zu 
einer Discuſſion in. Öffentlicher. Sigung; ı geeignet: feien: 
„Wie? follte die Kammer von 1831, die. am 2. Dezember 
jenes Jahres einftimmig eine ‚Proteftation gegen den, Bun⸗ 
befchluß erließ, der blos einige von. den wenigen guten 
Zeitblättern ächtete, ſtillſchweigend Bundesbefchläffen zuftim- 
men, weldje die Sompetenz bed Bundestages unendlich mehr 
überfchreiten? 

Am 28. Mai wurde die Danfadrefiedem Großherzoge 
übergeben, fie betheuerte die Treue des Bolfed und ber 
Abgeordneten, erinnerte daran, daß die Wohlthaten der in 
der Situng ven. 1831 berathenen und. erlaffenen. Gefege 
noch allgemeiner gefühlt werden würden, wenn auch andere 
von den Ständen auf dem vorigen Landtage geftellte, An- 
träge auf Gefete, ‚die nothwendige Garantieen; der Berfaf- 
fung, enthalten, in das Leben gerufen ‚würden. : Sie er— 
wähnte bie Betrübniß des Bolfes wegen. der. Berändrung 
des Preßgefebes,. und fuhr dann fort: „Auch können wit 
nicht mit Stilljchweigen die ſchweren Beforgniffe übergehen; 
welche bei Ihrem; treuen. Bolfe, deſſen geſetzlichem Sinne 
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alle ungefeglichen Mittel und Beftrebungen fremb geblieben 
find, der Inhalt der Bundesbefchlüfle vom 28. Juni 1832 
hervorgebracht hat, indem folcher eine Auslegung geitattet, 
welche die Berfaffung zu bedrohen und bie verfaffungs- 
mäßigen Rechte zu befchränfen ſcheint. Wir hegen zwar 
das tiefe Vertrauen, daß jeder Gedanke einer Berfaffungs- 
Verlegung von Ew. Königl. Hoheit weit entfernt war, wir 
würden und aber freuen, wenn und in diefer Hinficht eine 
für die Zukunft beruhigende Zufiherung ertheilt und da- 
durch jeder Zweifel gehoben würde... In der Eintracht 
mit einer Regierung, die im eigenen Gefühle der Selbit- 
ftändigfeit und Unabhängigfeit die Heiligkeit der Berfaffung 
zu ehren weiß — in’ einer folchen Eintracht, die allein 
Macht giebt, und die Kraft ſtählt, Tiegt ein feſtes Boll- 
werf der Verfaſſung und ein beglüdendes Band, das um 
Fürft und Volk ſich fchlingt und Ehrfurcht für das confti- 
tutionelle Leben einflößt”. Der Fürft berief fich in feiner 
Ermwieberung darauf, daß nur zu fehr die freie Preſſe ſelbſt 
dafür geforgt habe, die Empfindungen, mit benen man 
ihrer Befchränfung entzogen fah, wenigftens zu mijchen, 
und wenn Betrübniß irgendwo die Gemüther erfüllte, fo 
werde biefe mehr und mehr der Beruhigung weichen, vie 
die Betrachtung ber ungeftörten üppigen Entwidiung des 
menfchlichen Geifted, wu er nur immer wahrhaft Schönes 
nnd MWürdiged erzeugen wolle, gewähren müffe. Die erfte 
Garantie der Berfaffung müffe in ihr felbft liegen, über- 
haupt liege fie in bem gefunden Sinne des Volls, der ſich 
wohl auch ſchon über bie Bundbesbefchlüffe beruhigt habe. 
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Er, der Fürft, wäre ihnen nicht beigetreten, wenn fie eine 
Berfaffungsverlegung enthielten. Mehr als überflüffig würde 
ed daher erfcheinen, wenn Er heute noch dies verfücherte. 
„Zu allem Weberfluß aber ertheile idy Ihnen gleichwohl 
hiermit diefe Zuficherung nochmals auf das Feierlichite und 
mit Vergnügen... Dagegen erwarte id) aber aud) von 
meinen treuen Ständen, daß Ihnen diefe einfachen und 
herzlichen Worte eined Fürften, deffen Herz ſtets nur für 
dad Glüd feines Volkes fchlagen wird, gemügen — daß 
Sie in ihnen Ihre volle Beruhigung finden werben“, 
Nachdem fich die freifinnige Thätigfeit der Kammer in 
Anträgen manifeftirt — am 12. Juni motivirte Herr 
Merk feinen Antrag auf einen Gefegentwurf über. die de 
dingungen und die Formen des perfönlichen Unterſuchungs— 
arrefted, und wollte die perfönliche Freiheit gegen die Will- 
für der Gewalt geficyert wiffen: an demfelben Tage be- 
gründete Herr Welder die Motion, „S. 8. Hoheit den 
Großherzog ehrerbietigft zu bitten, den Ständen einen 
Gefegentwurf vorlegen zu laffen, wodurch Veränderungen 
in der Staatsdienerpragmatif bewirft werden, weldye un» 
entbehrlich find, um eine hinlängliche Selbftitändigfeit ber 
Zuftizbehörden und Volkskammer zu fichern und zugleich) 
dad Land vor Meberlaftung mit Penftonen zu bewahren‘: 
am 18. Juni trug Herr Afchbac darauf an, „daß bie 
Kammer ihre verfaffungsmäßigen Rechte wahre in Bezug 
auf die Minifterialreferipte, wodurd ben Abgeordneten, 
welche Staatsdiener find, unter Bedrohung mit umange- 
nehmen Folgen aufgegeben wird, ihren Deputirteneid mit 
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Rücficht auf ihren Dienfteid zu modificiren“ — kam bie 
zweite Kammer bei demjenigen Punfte ihrer Thätigfeit an, 
wo ſich ihre Gelbftftändigfeit bewähren mußte. 

Es ftand für den 24. Juni die Verhandlung über die 
theilweife Aufhebung des Prefgefeged auf der Tagesord⸗ 
nung, die Megierung verlangte, daß man im geheimer 
Sigung berathe, der Commiſſionsbericht hatte auf Deffent- 
Lichfeit der Verhandlungen angetragen, weil gerade eine ſo 
wichtige Frage vor dad Forum der Deffentlichfeit gehöre. 
Die Regierung drohte mit augenblidlicher Auflöfung, wenn 
fi) die Kammer für die Meinung der Commifjion ent- 
fheide. Nach langer und heftiger Debatte in geheimer 
Sitzung, fle dauerte von Morgens neun bis Nachmittags 
halb vier Uhr, trat endlich die Majorität des Präfidenten, 
Herrn Mittermaierd, Vermittlungsvorfchlage bei, man möge 
die Sache theilen und jenen Abjchnitt, der nothwendig 
Erörterungen über die Verhältniffe zum Deutfchen Bunde 
herbeiführen würde, in geheimer Sigung, den zweiten Ab- 
fehnitt aber, der einfach) bad Berfahren der Babifchen 
Regierung mit dem in Verbindung mit den Ständen er- 
laffenen Gefege betreffe, öffentlich behandeln. In der nun⸗ 
mehr geheim gehaltenen Sigung vom 3. Zuli beſchloß die 
Kammer, der Großherzoglichen Regierung zu erklären, „daß 
die durch Verordnung vom 28. Juli 1832 getroffene Ab- 
Andrung des Prefigefeges ohne Zuftimmung der Kammer 
nicht habe definitiv gejchehen Fönnen, daß man daher zur 
Herftellung des definitiven Zuſtandes einer den wahren 
Bundesverfaflfungsmäßigen Rechten der Regierung und den 
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Rechten ded Landes entfprechenden Gefeßgebung über 
Preßfreiheit im Großherzogthum Baden im verfaffungs- 
mäßigen Wege weiteren Vorlagen der Regierung entgegen- 
ſehe“. 


In der Wuͤrtembergiſchen Abgeordnetenkammer erneu⸗ 
erte Herr ‚Schott feinen Antrag auf Preßfreiheit, indem 
er vor Allem die Art, wie die Genfur geübt werde, zum 
Gegenftand feiner Befprechung machte — Fürzlidy habe ein 
Genfor von dem Worte Volfdabgeordneter dad Wort Bolt 
geftrihen! — Herr Pfleiderer entwickelte eine Motion auf 
verfaffungsmäßige Beſteurung der bevorzugten Staatsan- 
gehörigen und Erleichterung der Mittelflaffen durch Herab- 
fegung der Salzfteuer: ed fei nicht zu leugnen, baß im 
Bolfe allgemeines Mißvergnügen herrfche. Die Haupt- 
quellen der Unzufriedenheit in der untern Klaffe lägen in 
der Webervölferung, in ber Beichränfung ber ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte, heiliger Urrechte der Menfchheit, ald Preß- 
freiheit, Vereinigung von Bürgern zu gemeinſchaftlichen 
politiſchen Befprechungen, und Weberbürdung mit Staats⸗ 
laften. Die untern Bolfdflaffen feien im Käglichften Zu- 
ftande. Die Mittelklaffen fuchten Abhülfe durch Auswan- 
derungen, um menigftend den Kindern eine beffere Zufunft 
zu bereiten. Gehe das fo fort, fo könne es fommen, daß 
ed fünftig nur Herren und Knechte im Würtemberger Lande 
gebe. Die Staatsmaſchiene fei zu Foftfpielig, man vegiere 
zu viel und dadurch würden bie Laften gefteigert. Herr 
Pfleiderer flug Aufhebung der Kreisſtellen, Abſchaffung 
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der Selbſtbewirthſchaftung der Hüttenwerfe und Salinen 
von Seiten des Staats, Vereinfachung bed Zollwefens, 
Erhöhung der Befoldungsfteuer, Befteuerung der Penfloniften, 
der Apanagen, Herabfeßung oder Abfchaffung der Salz- 
fleuer vor. Zwar mwiffe er wohl, fügte er hinzu, daß er 
jegt mit ſolchen Rabdicalreformen nicht gut anfomme, aber 
halte ſich für verpflichtet, den Samen für die Zukunft 
auszuſtreuen. 

Herr Wieſt trug auf die Reviſion der politiſchen 
Wahlgeſetze an, er richtete ſich beſonders gegen die Be— 
herrſchung der Wahlen durch die Beamten: Hierdurch werde 
bie Repräfentativverfaffung zum Schattenbilde und zum 
Spotte des Bolfes, die Beamten, welche fid) einer folchen 
tiefen Beeinträchtigung des conftitutionellen Lebens fchul- 
dig machten, hätten ald Verbrecher gegen die Gonftitution 
bes Landes die ftrengfte Strafe verbient. Durch die Wahl- 
beherrfchung würden die Wähler bloße Marionetten, von 
den Beamten am Draht geleitet. Ferner trug Herr Wieft 
darauf an, daß ber Regierung die Befugnig der Urlaube- 
vermweigerung, ald eine Ermächtigung zu gefährlicher Will⸗ 
führ, genommen werde. Derfelbe Abgeorbnete verlad einen 
Antrag auf Deffentlichfeit und Bekanntmachung der Ber- 
handlungen des ftändifchen Ausfchuffes. 


Am 8. Juni, bis zu diefem Termine hatte der Kur- 
prinz den Zufammentritt der neuen Ständeverfammlung 


binausgefchoben, fanden fich fieben und dreißig Kurheſſiſche 
Abgeordnete in Caſſel und, von bem permanenten Aus⸗ 
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ſchuſſe vorläufig legitimirt, traten fie am A. Juni zur Prä- 
fiventenwahl zufammen. Es ergab ſich aus ber Zufam- 
menfeßung und Haltung der neuen Ständeverfammlung, 
daß das Minifterium an Stimmen ‘wenig, durch die nad) 
zweimaliger Auflöfung entftandene Ermüdung vielleicht etwas 
gewonnen habe, Die Eröffnung‘ erfolgte am 10, Juni, 
und zwar im Ständefaale durch den Finanzininifter, Herrn 
v. Moß, mit einer Rede, welche dad Bertrauen -zu‘ den 
getrennten Landftänden als ein Bebürfnig des Tandedväter- 
lichyen «Herzens definirte und als das natürliche Erzeugniß 
des innigen Bandes, dad zwifchen Fürft und Volk beſtehe. 

Der in der Eröffnungsrede ausgeſprochenen Zuver⸗ 
ſicht des Landesherrn, „daß endlich ein erfreuliche Reſul⸗ 
tate bietender Schluß des Landtages erzielt werden möge“ 
ſuchten die Stände moͤglichſt zw entſprechen. Als am: 17, 
Zunt-über die gegen drei Juſtizbeamte, die Herren Wert 
müller, v. Warnsdorf, Pfeiffer geübte Urlaubsvermweigerung 
debattirt wurde, erfannten die Stände die Gründe der Ne 
gierung zu diefer Maßregel ald erheblich an; Herr Bern⸗ 
hardi, um feinen Anlaß’ zum Streite zu geben, entſagte 
freiwillig der auf ihn gefallenen "Wahl. 

Zwei Anflagen, von den beiden Ausſchüſſen der auf⸗ 
gelöſten Kammern anhängig gemacht, beſtanden gegen den 
Geheimrath Haſſenpflug; wegen der erſten Klage wurde 
vom Oberappellationsgericht die Unterſuchung eingeleitet, 
die zweite wurde zurückgewieſen, weil’ — außerdem daß 
die aufgeftellten Anklagpunkte nicht Berfaffungsverlegungen 
angeben — dem Ausſchuſſe die’ gehörige Legitimation zur 
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Klage mangele. Am 10. Juli begab fidy Herr Haffen- 
pflug zu Wagen nad) dem Geſchaͤftslolale des Oberappel- 
lationsgerichts: er blieb dort von 10 Uhr Vormittags bis 
3 Uhr Nachmittags: er befland vor den Dbher-Appellationd- 
Gerichts-NRäthen Schwende, Kullerfamp und Müller fein 
erſtes Berhör; — bisher war noch. fein Deutſcher Mini- 
fier von Deutfchen Unterthanen in Auflagefland verfegt 
worden. 

Die Großherzoglich Heffifche Volksvertretung eriftirte, 
trog aller Gerüchte von Auflöfung, immer noch in ihrer 
DOppofition gegen den Minifter bu Thil. Die Kammer 
biecutirte dad Recht des Landesheren, einfeitig Verordunn⸗ 
gen zu erlaffen und befchloß am 28. April, auf Ruͤcknahme 
dreier VBerorbnungen  anzutragen; ald ihr aber am 13. Mai 
ber Ausfchußbericht über die drei die Freiheit der Preſſe 
betreffenden Anträge vorgetragen wurde, nahm fie ſich vor, 
die Berathung darüber auf ſchicklichere Zeit auszufegen. 
Am 20. Mai, ald über den Antrag bed Finanzminifterd 
Freiherrn v9. Hoffmann, das beftehende Finanzgeſetz für bie 
Dauer ded Jahres 1833 zu verlängern, berathen murbe, 
fprachen die liberalen Mitglieber der Kammer ihre oppo- 
fitionele Gefinnung dadurch aus, daß fie dem Minifterium 
alled Gute zutrauten. Herr Emmerling bemerkte, daß die 
Deutfchen Landftände, wenn fie ihren hohen Beruf ganz 
erfüllen, ganz das fein wollen, wozu fie das Geſetz beftimmt 
— die Wächter der Verfaſſung — in neuerer Zeit mehr 
als früher Beranlaffung haben, niit wahrer Sorge darauf 
bedacht zus fein, daß fle am ihren finatögejeglichen Zuftän- 
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digkeiten nichts vergeben; dabei Iohte er bie Befonnenheit 
der Staatsregierung, Sprach aber doch von der Möglichkeit 
einer Auflöfung „in jeßiger bewegter Zeit“. Herr von 
Gagern drüdte feine Ueberzeugung aus, daß dad Minifte- 
rium nicht auf einem Wege vorfchreiten werde, wie andere 
Staatöregierungen, ed werde nicht bei Erörterung gemiffer 
Lebendfragen fogleich zur Auflöfung fchreiten und die ruhige 
Prüfung nicht durch übereilte Anwendung des leiten Mit- 
teld verhindern. Auch der Graf Lehrbach, ein Minifteriel- 
ler, erklärte, daß er an Feine bevorftehende Auflöfung 
glaube, weil eine foldye für Fürft und Volk ein Unglüd 
fein würde. 

Nachdem die Kammer lange mit Gebuld auf ben 
Bericht Über die Bundesbefchlüffe gewartet, machte ber 
Abgeordnete Heß endlich am 14. Juni eine Feine Demon- 
ftration. Die Tagesordnung unterbrechend, erinnerte er 
daran, daß er am 5. Dezember vorigen Jahres in Gemein 
fchaft mit mehrern andern Abgeordneten einen die Bundes— 
befchlüffe betreffenden Antrag überreicht habe, in welchem 
unter andern die Ueberzeugung ausgefprochen fei, daß bie 
Kammer feinen bedeutenden Act ihrer verfaffungsmäßigen 
Wirkſamkeit ausüben könne, ohne fidy zuvor über dad Vers 
hältniß auggefprochen zu haben, welches durch die Bundes» 
beichlüffe herbeigeführt fei. Noch fei kein Bericht hierüber 
erftattet. 

Herr Jaup erflärte ſich vollfommen damit einverftan- 
den, daß die Ehre der Kammer diejen Bericht erforbere, 
und deutete darauf hin, daß die Finanzberathungen wohl 
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fonnten. 

Rum erzählte. Herr Hallwachs, daß im Ausſchuſſe 
zuerfi der Abgeordnete Höpfner, zum Referenten beitellt, 
dag über feinen Bericht im Ausfchuffe eine Maffe Sigun- 
gen hindurch berathen worden und daß die anfänglide 
Uebereinftimmung über die Fragen, ob die Bundesverſamm⸗ 
lung zur Erlaffung jener Befchläffe competent gewefen und 
ob in den Befchlüffen eine materielle Verlegung der Ber- 
faffung enthalten fei, allmählig im Laufe der Berhanblun- 
gen, einem Zwiefpalt der Meinungen Platz gemacht habe. 
Der Präfident der Kammer habe darauf den Minifter dur 
Thil erfucht, einen Regierungscommiflär zur Ertheilung von 
Aufflärungen an ben Ausfhupfigungen Theil nehmen zu 
lafien, der Ausſchuß habe aber blos feinen Referenten be» 
auftragt, fi) mit dem Regierungscommiſſär zu befprechen, 
worauf einzugehen der letere fich geweigert habe. Nach 
Dftern habe fi endlid der Ausſchuß entfchloffen, den 
Regierungscommiffär über fpecielle Punkte zu befragen; 
und in Folge der Mittheilungen deffelben hätten ſich im 
Ausſchuß drei verfchiebene Meinungen gebildet: die Majo- 
rität-ded Ausjchuffes habe den Borwurf, ald ob mit den 
Bundesbefchlüffen ein Eingriff in die Verfaffung und eine 
materielle Berlegung derfelben beabfichtigt fei, ald befeitigt 
angejehen, und ihm, Hallwachs, fei nunmehr der Auftrag 
geworben, einen Bericht im Sinne der Majorität abzu- 
faſſen; das habe er, da er ja an der Stellung des Aus 
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traged Theil genommen, anfänglich: abgelehnt, und noch 
jeßt arbeite er mit MWiderftreben. 

Die Herren Goldmann, Glaubred und. v. Gagern 
wünſchten eine baldige Erftattung des Berichte, um endlich 
zu wiſſen, woran man fei: ed ftehe weder einem Mitgliede 
eines Ausjchuffes noch dem Ausſchuſſe felber zu, Arbeiten 
nad) Gutdünken zurüdzubalten. Herr v. Gagern erflärte, 
die vorliegende Frage jei eine Lebensfrage der Berfaffung, 
die vor Abhandlung der Finanzangelegenheiten entjchieden 
werden müffe. 

Herr Kertell behauptete dagegen, es gebe im Lande 
feine Taufend, die ſich um die Bundesbefchlüffe befümmer- 
ten. O nein, antwortete Herr Brunf, auf meinen Reifen 
nad) Haufe wurde ich viel mit der Frage gequält, wann 
ber Bericht einmal kommen werde; ſchon in den Ofterferien 
babe er die Leute auf die nächſten Sitzungen vertröſtet, 
deögleichen habe er num wieder in den Pfingiiferien thun 
müjlen. Und Herr 9. Gagern fette hinzu: wenn: Fein 
Menfh im Lande nad) deu Bundesbeſchlüſſen frage, ſo 
hebe das die Pflicht der Stände nicht auf, die Verfaſſung 
gegen die Bundesbeſchlüſſe aufrecht zu erhalten. Der 
Präfident fchloß die Verhandlung damit, daß er den zwei⸗ 
ten Ausſchuß aufforderte, den fraglichen Bericht bald zu 
eritatten. 

Konrad Kuhl war durch ein Gefchent von 2000 
Gulden und durch ein Verjprechen weiterer 2000 bewogen 
worden, feine Befanntfchaft mit den Revolutionärs fortzu- 
fegen, um ben Staatsminifter benachrichtigen und warnen 
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zu können. Berhaftungen, weldje im Großherzogthum Hef- 
fen und Baden vorfielen, bewiefen, indem fie feine längere 
Haft zu Folge hatten, daß die Behörden noch ungewiß und 
unficher waren. Dr. Weidig, Pfarrer Trapp, Kameral- 
practicant Mathy wurden nad) fürzerer Haft entlaffen. — 
Ein Studententumult, der am fechöten Juni in Tübingen 
ausbrach, verftärfte den Eifer der Behörden in ihrem Ber- 
fahren gegen die Burfchenfchaft. Viele Studenten hatten 
fit} an diefem Tage in einem öffentlichen Lokal vor ber 
Stadt verfammelt, um bei Bier und Gefang die Freiheit 
Deutfchlands Ieben zu Iaffen, am Abend machten fie zuerft 
einen Angriff auf das Gefängniß, wo einige Burfchenfchaf- 
ter faßen, und als derfelbe mißlang, warfen fie dem Kanz- 
ler v. Autenrieth die Fenfter ein. Tübingen wurde mili- 
tärifch befeßt, die Gefangenen aus Tübingen nad) Stutt- 
gardt gefchafft. 

Die Kammern fahen in den militärifchen Anftalten 
der Regierungen eine zu weit getriebene Anwendung ver 
befhätenden Gewalt, die zu einer Bedrüdung und Beein- 
trächtigung der Bürger ausſchlage. In der Babifchen 
Kammer fprady man ſich gegen die militärifche Beſetzung 
bed Oberlanded aus, redete von erträumten Verſchwörun— 
gen und von der Maffe der Bürger, die feft um den Thron 
ſtehe; die Großherzoglich Heffifchen Abgeordneten befdhloffen, 
an die Staatsregierung eine Anfrage zu ftellen in Bezug 
auf die Befegung Mödelheims durch Bundestruppen, welche 
nad) der Franffurter Emeute ftattgefunden; Herr Pfizer 
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erhob fih in der Würtembergiſchen Abgeordnetenkammer 
gegen’ die nach Tübingen gelegte Beſatzung. 


Die Badische Abgeordnetenkammer hatte durch ihren 
nachgiebigen Beſchluß vom 24. Juni gezeigt, daß fie unter 
den vorliegenden Umftänden nicht öffentlich” und rund herz 
aus über das Verhältniß ihrer Berfaffung zu den Beſtre— 
bungen Bed Bundestages fprechen zn fünnen glaube. Die 
ſes gedründte Bewußtſein Sprach fich in ihren Verhandlungen 
and. Der: Schullehrer Knapps in Ramſpach hatte in einer 
Petition darauf angetragen, daß der 22. Auguft, als "ver 
Tag, an welchem die VBerfaffung gegeben ward, zu einem 
allgemeinen Volksfeſt erhoben, daß an dieſem Fefte von 
den neu eintretenden Gemeindebürgern der Conſtitutionseid 
in der. Kirche abgelegt und dafelbit die Verfaſſungsurkunde 
vorgelefen werden möchte. Die Kammer beſchloß am 25. Juni, 
ald diefe Petition zum Bericht Fam, im Betracht der gegen» 
wärtigen Zeitverhältniffe zur Tagesordnung überzugehen. 

Diefe Zeitverhältniffe "wollte Herr v. Rotted in Er— 
wägung gezogen wiſſen. Am 5. Juli entwickelte er ' feine 
Motion, „die Ernennung einer Commiſſion begehrend, 
welche damit beauftragt werde, den Zuſtand des Vater 
landes in Erwägung zum ziehen, und hiernach die geeigneten; 
auf ſolche Erwägung gebauten: Anträge: der Kammer: vor! 
zulegen”. 

Meine: Herren!: ſagte er, Würbige Badifche Volksver⸗ 
treter! Deutſche Männer! Mit beflommenem "Gefühle, ja 


mit faſt peinlicher Unruhe und: Nengftlichfeit betrete ich 
I. 19 
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heute diefen Rednerftuhl, welchen ich fonft in färfendem 
und erquicdendem Vertrauen auf Ihre meinen Anträgen 
befreundet entgegenftommende und folcher Befreundung wil- 
len meinen ſchwachen Worten Nachficht fchenfende Gefin- 
nung freudig und heiten Muthed zu betreten gewohnt 
war. Woher diefe Aendrung? Ihre Gefinnung, wie bie 
meinige, ift fich gleich geblieben, nach wie vor ftreben Sie 
und ftrebe ich nad) Recht und Gemeinwohl. Nichts ift 
geändert in und; nur wad außer und iſt, nur die Um⸗ 
ftände find anderd geworden; aber in der verhängnißvollen 
Zeit, worin wir leben, unter den von entgegengefeßten 
Seiten drohenden Gemittern, hat eine Verſchiedenheit der 
Meinung ſich hervorgethan, in Bezug auf die Wege, weldye 
jegt einzufchlagen find, um zu demfelben Ziele zu gelangen, 
welches uns von jeher vor Augen ſchwebte, oder auf die 
Mittel, wodurch unfer gemeinfchaftlicher Zweck zu erftreben, 
oder allfeitig gefürchteted Unheil abzuwenden ift. Unter 
folhen Umftänden leider! iſt ſchwer vermeidlidh, daß Die 
Berfchiedenheit der fubjectiven Anfichten, eben wegen des 
pflihitgemäßen Eiferd, womit wir Alle nach dem Guten 
ringen, und wegen der unendlichen Widhtigfeit der Inte- 
reffen, welche jeßo in Frage ftehen, mitunter den Character 
oder doch den Schein der Entzweiung annehme, und daß 
bier und dort die entgegengefeßten oder Divergirenden Rich- 
tungen, wenn auch perſönlich fich befreundeter Männer, 
gegenfeitig mit Mißtrauen, mit Beforgniß, ja mit entjchie- 
dener Ungunit betrachtet und aufgenommen worden. D! 
möchte, wenn auch auch Einige von Ihnen die heute vorzu- 
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tragenden Anfichten für gewagt und ungeeiguet, oder we— 
nigftens ihre laute Berfündung für bedenklich halten foll- 
ten, mir gleichwohl das Anerfenntniß zu Theil werden, daß 
ich in reblicher Ueberzeugung fie ausfprach! und möchte 
Durch Die, troß einiger Divergenz der Meinungen über das 
augenblicklich Räthlihe oder Erfolgverheißende, doch in der 
Grundgefinnung fi) Fund thuende Harmonie der ganzen 
Kammer, mithin aud) ded ganzen Volkes, ald defjen treues 
Abbild die Kammer erfcheint, ein imponirender Eindruck 
bewirkt werden! 

An dem Tage, fuhr der Redner fort, an welchem die 
Volksvertreter nicht mehr frei ihre und des Volfes Betradh- 
tungen über die Lage des Vaterlandes, über die ihnen vor- 
fchwebenden Gefahren oder Hoffnungen ausfprechen dürf- 
ten, an dem Tage hätte die Verfaffung aufgehört .. So 
weit ift ed noch nicht.. Sch will alfo fprechen. 

Der Redner erzählte nunmehr von den Hoffnungen 
des Jahres 1831, von der durch den Fall Warfchaus er- 
muthigten Reaction. 

„Meine Herren] Ich kenne und ehre die Gründe, 
welche bei Berührung ber Bundesbefchlüffe und die äußerfte 
Borficht und Mäßigung zur Pflicht machen. Der unenb- 
liche Unterfchied zwifchen den Zeitumftänden ded 2. Dezem- 
bers 1831, und jenen von heute ſchwebt deutlich genug 
vor meinem Geiftesblid. Doch eben darin, d. h. in der 
Unruhe, die fchon bei der Nennung der Worte: „Bundes- 
bejchluß oder Bundesverfammlung” ung anwandelt, in der 
ängſtlichen Scheu, die man felbft fühlt oder Andern einzu- 
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flößen zu müffen glaubt, vor jeder Berührung der Bun- 
desverhältniffe, liegt der eindringlichfte Beweis von ber 
Zeitgemäßheit und Nothwendigfeit meined Antrags. Diefer 
Zuftand, wahrlich! iſt der Erwägung, ift ber ernfteften 
Erwägung werth ...“ 

Ueber den Inhalt und die Rechtskraft der Bundes— 
befchlüffe wolle er ſich nicht ausſprechen: dies würde über- 
flüffig fein, da die Öffentliche Meinung ihr Urtheil gefällt. 
Die einzige Frage, die er zu ſtellen ſich erlaube, fei: „was 
ift unfer Rechts- oder vielmehr unfer factifcher Zuftand 
nach den Bundesbefchlüffen oder in Gemäßheit der durch 
diefelben verfündeten und zumal durch den Präfldialvortrag 
beleuchteten Principien des Bundesrechtes“. 

Herr v. Rotted gab auf diefe Frage folgende Ant- 
wort: der Deutfche Bund ift nicht mehr ein völferrechtlicher 
Berein, fondern er hat ſich ald ein flaatsrechtlicher darge» 
ftelft, welcher nämlich auch in das innere, befondere Leben 
der einzelnen Bundesftaaten mit unbefchränfter Machtvoll- 
fommenheit eingreift. Hierdurch ift aber einer der in 
der Bundesacte ausgefprochenen Hauptzwede ded Bundes: 
Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverleßbarfeit der ein- 
zelnen Deutfchen Staaten, aufgegeben, und der andere: 
Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutfchlande, 
ift zu einem Titel der ungemefjenften Anfprüche der Cen— 
tralgewalt auf Befchränfung oder Aufhebung der Verfaf- 
ſungs- und Gefeßgebungsrechte der einzelnen Bundesftaa- 
ten, demnach zur Zernichtung eben jener Sicherheit gerade 
in den allerwichtigften und allerheiligiten Sphären bed 
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öffentlichen und des Privatrechtes geworden. Die Badifche 
Berfaffung ift in den wefentlichiten Punkten, wo nicht 
ſchon förmlich zernichtet, doch augenfcheinlich gefährdet und 
zu, einem nur precär noch fort beftehenden, weil vollig 
vertheidigungslofen Rechtsanſpruch gemacht worden. Die 
Souveränität ded Fürften, wie fie. im Sinne der Bundes- 
acte und des Art. 5. der Badifchen Berfaflungsurfunde 
gelegen tft, droht in traurige Abhängigkeit von fremden 
Mächten („die Aengftlichfeit der Minifter bei jeder Teifen 
Berührung dieſes Punktes ift deifen der. eindringlichite Be- 
weis”) überzugehen; und ed foll dafür eine abfolute Ge- 
malt über die Staatsbürger fattfinden. Die Gefeßgebung 
fol der Gontrole unterworfen, und Nichtbewilligung der 
Steuern wie Aufruhr ‚geachtet fein. Eine Verpflichtung 
und bierdurdy aud) ein Recht der Fürften zur Ueberfchrei- 
tung der durch die Landesverfaffungen ihrer Gewalt ge- 
festen Schranfen foll durch einen von ihnen mit andern 
Fürften eingegangenen Vertrag begründet werden. Ein 
Recht der Befchwerde, ja nur der Borftellung oder Bitte 
gegenüber dem Bundestag fol den Deutfchen Völfern und 
Staatsbürgern nicht zufommen. In fchweigender Unter- 
werfung follen fie, die fogenannten freien Bürger conftitu- 
tioneller unabhängiger Staaten, die Gebote einer ihnen 
fremden, ohne ihre Theilnahme ind Dafein getretenen, ihnen 
völlig unzugänglichen und feine andre Grenze ihres Rechts, 
als ihre felbfteigenen Beſchlüſſe, anerfennenden Gewalt 
über ſich ergehen Iaffen. Nicht nur auf die Gefammtheit 
oder durch allgemeine Gebote, fondern auc auf Einzelne 
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und durch ganz fpezielle Verfügungen foll die Bundesge⸗ 
walt, Richterin, Klägerin, Geſetzgeberin in einer Perſon, 
ohne Angabe von Enticheidungsgründen, ihre Machtvoll- 
fommenheit üben. 

Ueberhaupt gebe ed, fuhr der Redner fort, Feine ein- 
zige Freiheit und Fein einziges Necht, weder der Gefammt- 
heit noch der Einzelnen, welches nicht, nach den im Prä- 
fidialvortrag aufgeftellten und durch die Bumdesbefchlüffe 
ind Leben geführten Grundfägen, jeden Augenblid durch 
den Bundestag fünnte in Frage geftellt werden. 

Indem der Redner nad) dem Grunde fragte, weshalb 
gerabe gleich nad) jenen Tagen, ald bad Badifche Bolf 
über feine wiederhergeftellte Verfaſſung jubelte, diefer Um- 
ſchwung durch fchnell auf einander gefolgte, betäubende 
Schläge eintreten mußte, fam er zu dem Refultat, bag 
GSeitend des verftändigen, ein edles Selbftgefühl und Ady- 
tung feiner Rechte in ſich tragenden Babifchen Volkes 
nichts gefchehen fei, was auch nnr den leifeften Vorwand 
zu irgend einer Gemwaltmaßregel darbieten Fonnte. 

Mas ift nun, fragte Herr v. Rotte ferner, von 
Seite des Volks und was von Seite der Minifter gefche- 
hen, um den drohenden Schlag abzumenden ? 

Das Bolf, antwortete er, hat alles gethan, was ein 
verfaffungstrenes, gefegliches Volk thun konnte. Es hat 
feine Stimme erhoben mündlich, in Drudichriften, in 
Adreffen. 

Aber die Minifter? Sie konnten Feine Armeen ind 
Feld ſchicken, fle Fonnten nicht die dem Starten allein er- 
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laubte entfchiedene und troßende Sprache führen. Aber 
fie Haben die Stimme des Volkes unterdrüdt. Der Red⸗ 
ner gab ein kurzes Refume ber — der — 
ſeit dem Frühjahr 1832. 

Welche Heilmittel ſollte nun die Commiſſton, auf 
deren Niederſetzung Herr v. Rotteck autrug, in Vorſchlag 
bringen? Eine Miniſteranklage? Hieruͤber laͤcheln die 
Miniſter ſelber. Eine Beſchwerde? Sie muß durch die 
erſte Kammer. Alſo eine Rechtsverwahrung. 

„Meine Herren“, fo ſchloß der Redner, „ſollte es 
der Reactionsparthei, welche gegenwärtig triumphirenden 
Blickes einherſchreitet, in enger Verbruͤderung die Throne 
umlagert, die Miniſterſtellen und Geſandtſchaftspoſten faſt 
ausfchließend im Beſitze haͤlt, ebenſo das Recht, an den 
Bundestag ſich zu wenden, bittend, befchwerdeführend, von 
der Autorität der Staatögefeggebung appellirend, zu Ge- 
waltmaßregeln auffordernd, wie ein Standesvorrecht aus⸗ 
übt, und eined geneigten Gehörs allda aus zu Tage lie- 
genden Gründen fat immer ficher ift, und welche ſich er- 
lanben darf, gegen die Berfammlungen der Bolfövertreter, 
ja gegen die derfelben Stimme ein befreundetes Ohr lei- 
henden Regierungen, die herbften VBerunglimpfungen und 
Verdaͤchtigungen ind geheim und öffentlich auszuftoßen, 
welche fich erlauben darf, durch dad Organ der in ihrem 
Solde ftehenden Zeitblätter, Cbegünftigt durch eine parthei- 
ifche Cenſur und felbft von den Gerichten Feine Berdam- 
mung beforgend) gegen jeden Freund der Berfaffung und 
der freifinnigen Ideen, ungefchent und ohne Unterlaß die 
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Befchuldigung bed Hochverraths zu erheben, das Migtrauen, 
den Zorn und den Arm der Gewaltigen gegen biefelben, 
ja überhaupt gegen die Völfer und: gegen die Berfaffungen 
aufzureizen, follte es diefer Reactionsparthei wirklich gelin- 
gen, unfre auf geſchriebenem, wie auf natürlichem Rechte 
beruhenden Nativnal- ‚und. Landesfreiheiten vollends zu 
tödten: alddann fol wenigitend die Gefchichte nicht jagen 
bürfen, die Badifchen Volksvertreter hätten dieſelben um- 
vertheidigt, ja ohne Klage in Kindedeinfalt uub Tauben⸗ 
geduld oder ald Feiglinge und — zu Grabe tragen 
laffen!.. 

‚3 habe gefprochen”. 

Die Discuffion über die Frage, ob dem Antrag: des 
Herrn 9. Rotteck Folge gegeben werben folle, füllte die 
ganze Sigung des 5. Juli aud. Herr Duttlinger fchlug 
vor, zur Tagesordnung überzugehen, weil die Berathung 
der Motion nicht an ber Zeit fei. Er ſprach fein Ber- 
trauen zu den Deutjchen Fürften aus, daß fie die Noth— 
wendigfeit einer Reform nicht. verfennen würden; feiner 
Furcht vor einer Revolution gab er folgende Worte: „bie 
beftehenden Zuftände bedürfen der Verbefferung, wenn nicht 
die Schidfale der Deutfchen Nation Wechfelfällen preis- 
gegeben werden follen, die zu fchauderhaft find, als daß 
ich fie näher bezeichnen will, zu fchauderhaft in den furdyt- 
baren und unermeßlichen Solgen, die fie haben könnten! 
Wenn nämlicdy nicht endlich. einmal Diejenigen Zuftände in 
Deutfchland eintreten, die der wahre Freund des Bater- 
landes hofft, fo werden zulegt diejenigen Zuftände und 
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Ereigniſſe kommen, die der wahre Freund des Vaterlandes 
fürchtet’ | 

Herr Merk fürchtete, wenn die Kammer der Motion 
ded Herrn v. Rotted Folge gebe und über die Bundesbe- 
fchlüffe berathe, Weiterungen, Mißdeutungen, Anftände, bie 
für das. Schickſal des Landtages höchſt bedenklich werden 
könnten. Er wollte einen Üebergang. zur ‚Tagesordnung 
mit der zu Protocol niederzulegenden Erflärung, daß bie 
Kammer, fid} an bie ‚Antwort bed Großherzogs auf die 
Dankadreſſe anfchliegend : und bie in der letztern audge- 
drüdten Gefinnungen wiederholend, ſich dahin ausſpreche, 
daß eine die Berfaffung verletzende oder die verfaflungs- 
mäßigen Rechte befchräntende Interpretation der Bundes- 
befchlüffe rechtlich nie gefchehen Fünne. 

Herr v. Türdheim wollte, daß fid) die Kammer bet 
ber Erflärung des Fürften, ald Antwort auf die Adreffe 
gegeben, beruhige. Nachdem die meiften Mitglieder ber 
Kammer anerfannt, daß Herrn v. Rottecks Motion eine 
„hochwichtige“ ſei, traten fechzig Stimmen gegen eine dem 
Antrage Herrn Merks bei. — Staatsrath Winter hoffte, 
daß die Kammer ihre Erklärung in dem Sinne thue, daf 
fie ſich bei der BVerficherung des Großherzogs beruhige. 
„Allerdings, allerdings”, rief man ihm von allen Seiten zu. 

Der Abgeordnete Afchbach trug auf den Drud der 
v. Rotteckſchen Motion an; Staatsrat) Winter wollte die 
Abftimmung über diefen Antrag verhindern, weil ed fich 
von felbft verftehe, daß eine Motion, über Die zur Tages— 
ordnung gegangen, nicht Gegenfland bed Druds fein Fönne. 
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Run gut, fagte Herr Winter von Heidelberg, wenn bie 
Kammer den Druck diefer Motion nicht befchliegen ſollte, 
fo werde ich ſolche auf meine Koften drucken laſſen. 
Staatsrath Winter: Es kommt barauf an, ob fie bie 
Cenſur paffirt! Winter v. H.: Was hier öffentlich vorge⸗ 
tragen wird, muß wohl die Genfur paſſiren! Staatsrath 
Winter: Nein, mein Herr! — Der Drud der Motion 
wurde mit großer Stinmenmehrheitbefchloffen. 

Herr Duttlinger hatte bei der Discuffion aus der 
Möglichkeit, einen Vortrag, wie. den eben gehörten, halten 
zu. dürfert, bewiefen, daß ed um die Freiheit, über deren 
Berhränfung, ja Aufhebung Herr v. Motte Mage, doch 
nicht fo fchlimm ſtehen könne. Am 8, Juli wurde in der. 
Kammer durch Befchwerbe bed Buchhändler Groos eine 
Minifterialverfügung befannt, wonach das Karlsruher Po- 
lizeiamt aufgefordert wurde, dafür zu forgen, daß bie v. 
Rotteckſche Motion in Feinem in der Refidenz erfcheinenden 
Blatte oder einzeln gedruckt werde. 

Und am 9. Juli erhielt die Kammer ein Allerhoͤchſtes 
Refeript, worin der Großherzog erflärte, er habe vermeint, 
nach) der von ihm gegebenen Zuficherung würden die Buu- 
desbefchlüffe in der Kammer nicht mehr Gegenftand der 
Befprechung fein. Sein Bertrauen fei ‚getäufcht; dieſer 
Gegenftand fei auf eine Weiſe, die Er nicht näher bezeich- 
nen wolle, abermals in der Kammer zur Sprache gebracht, 
darauf ein Borfchlag gemacht, und biefer zum Befchlug 
erhoben worden, der nach feiner Faffung, fofern hierin auf 
die Dankadreſſe Bezug genommen, eine Mißachtung bes 
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fürftlichen Wortes in ſich fihließe. Hätte Er bie Ueber— 
zeugung, daß ſolche urfprünglich beabſichtigt geweſen, fo 
würde Er die Mittel zu ergreifen ſich aufgefordert glauben; 
welche Ihm die Pflicht geboten "hätte. Er habe aber diefe 
Ueberzeugung nicht, müͤſſe ſich jedoch trotz dem gegen den 
Schlußſatz des Beſchluſſes, als ein widriges Mißtrauen 
offenbarend und als ungeeignet erklären. 

Nachdem viele Mitglieder erklärt, daß ſie nicht be— 
greifen konnten, wie man ihrem Beſchluſſe die Tendenz der 
Beleidigung unterlegen könne, ging die Kammer über das 
höchſte Reſcript zur Tagesordnung über. Folgendes Schrei- 
ben des Staatsrath Winter kam dem Präſidenten der 
Kammer während der Sitzung zu: 

„Der Inhalt der Tendenz der Motionsbegründung 
des Herrn Abg. v. Rotteck hat die Regierung in ihrem 
Inneriten verlegt, aus Gründen, die ich hier zu wiederhofen 
unterlaffe. 

„Es lag außer der verfaffungsmäßigen Gewalt der 
Regierung, dieſe Begründung zu verhindern; deswegen 
wurden Schritte gethan, den Herrn v. Rotted in PBrivat- 
wegen zu vermögen, von folder abzuftehen; es wurde ihm 
Alles gefagt, was ihm im Intereſſe des Landes geſagt 
werden fonnte; es wurde ihm vorgeitellt, daß er jelbft dem 
Intereſſe deffen, was er die gute Sache nenne, fchade, 
indem er nur die Leidenſchaften aufrühren und - weitere 
unangenehme Mafregeln hervorrufen, daß er möglicherweiſe 
die Regierung gegen die Kammer und die Kammer gegen 
die Regierung aufregen, daß er dadurch für: nichts umd 
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wider nichts Zwiſt, und am Ende gänzlihe Spaltung ber- 
beiführen Fünne, und zwar gegen den Willen bes Volks 
welches fich gegenwärtig in einem Zuftand der Ruhe und 
Zufriedenheit befindet, fo weit folche zu irgend einer Zeit 
erreicht werben Tonnten, und welches daher nichts Anderes 
wünfcht und wünfchen kann, ald daß feine wahren Snter- 
effen in Uebereinftimmung und in Eintracht mit der Regie- 
rung erwogen werden ‚möchten. 

„Alle Bemühungen waren umfonft, die Regierung hat 
aber gethan, was fie thun konnte. 

„Run. blieb ihr nur noch ein. Mittel übrig, den ge- 
fährbepollen Folgen dieſes Vorgangs zuvorgekommen, näm- 
lich den befondern Druck dieſer in der Kammir felbit ge— 
fallenen Motion zu unterfagen ”. 

Ald der Präfident Died Schreiben verlefen hatte, be- 
merfte der Abgeordnete Fecht, es fcheine ihm, ald werde 
die Kammer — diefe brave Kammer, welche gekommen, 
um die Regierung aus einem Labyrinth herauszuführen — 
auf die Probe geftellt und als ftehe die Auflöfung bevor; 
auch ließ er die Andeutung fallen, daß die Regierung wohl 
nicht aus eigenem Antriebe hanbele. 

„Staatsrath Winter verficherte hiergegen: die Badiſche 
Regierung ift eine loyale, ehrliche Regierung, die es tief 
fränfen muß, wenn fie in Verhältniffe, die ich nicht weiter 
auszuführen brauche, hineingezugen werden fol, aus denen 
fie ſich kaum herausgewunden bat. Wenn übrigens der 
Herr Abgeordnete glaubt, es fei fremder Einfluß, der die 
Regierung zu. ihren Schritten. beftimme, fo muß ich dies 
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durchaus widerfprechen. Die Regierung bat blod den 
Wunſch, daß fie die Stellung wieder einnehmen könne, Die 
ihr gebührt. An Auflöfung denft fie nicht, wenn fie nicht 
dazu genöthigt wird“. 

Die Kammer befchloß, das Refcript des Minifterd zur 
Berathung an die Abtheilungen zu verweifen. 

Während die Majorität der Kammer nachgiebig, ge- 
mäßigt war und die Redner ded Jahres 1831 vielleicht 
gern hörte, ohne ſich aber von ihnen beſtimmen zu laffen, 
machte fi nur bei einzelnen ftürmifchen Auftritten die 
Selbftftändigfeit Einzelner geltend. Herr Welder hatte 
das Juſtizminiſterium gebeten, die Acten der vom Ober- 
amtmann Riegel im Oberlande geführten politifchen Unter- 
ſuchung vorzulegen: ed würde ſich ergeben, daß eine an- 
geblich allgemeine Hochverrätherifche Verbindung in Baden 
nur erträumt fei. Riegel hatte hierauf in öffentlichen 
Blättern Herrn Welder derb und plump angegriffen: in 
der Sigung ded 12. Juli nahm Herr Welder das Wort, 
um die Unfähigfeit und das Vorurtheil, mit welcher Herr 
Riegel an jene Unterfuchung gegangen, bloszulegen und die 
Entſcheidung der Sache zwifchen ihn und feinem Angreifer 
der Öffentlichen Meinung zu überlaffen. In einer kurzen 
Bertheidigung Niegeld ließ Staatsrath Winter die Worte 
unterfließen: „wenn man, wie der Abgeordnete Welcker, 
Aufregungen ald ein honetted Gewerbe anfleht...: da 
unterbrach ihn Herr Welder, die Bitte an den Präfidenten 
ftellend, „den Herrn Regierungscommiffär wegen dieſes 
unfchicklichen, beleidigenden Ausdruds zur Ordnung zu 
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rufen“. Schaaf: „Und ich bitte den Herrn Präftdenten, 
den Abgeordneten Welcker wegen dieſer Sottife, Die er dem 
Chef ded Minifteriumd ded Innern machte, zur Ordnung 
zu rufen” Nach einer Paufe: „Es fcheint, der Herr 
Präfldent neige ſich zu einer Art Partheilichfeit hin. So 
viel ift gewiß, Einer wird zur Ordnung gerufen, und dad 
bin ich“. Der Präfldent erflärte, „der Regierungscom- 
miffär hätte Inhalt und Form anders wählen fönnen, um 
den parlementarifchen Sitten angemefjen zu fprechen, bie 
Form, welche Herr Welder wählte, fei auch eine Verlegung 
der Gefeße des Schicklichen gewefen, eben fo unſchicklich 
habe fid) Herr Schaaf ausgedrüdt”. 

Am näcften Tage ftattete Herr Mörded über Die 
gegen v. Rottecks Motion geübte Drudiverweigerung Be- 
richt: die Commiſſion fchlug vor, die Kammer möge aus- 
fprechen, daß fie nach $. 71. ber Gefchäftsorbnung das 
Recht, über den Drud und Borausdrud aller ihrer Ber- 
handlungen zu beftimmen, ftetshin ald unantaftbar und 
gegen jeden Eingriff in Anſpruch nehme, und daſſelbe ge 
eigneten Falles zu ſchützen entfchloffen fe. — Nachdem 
die Kammer eine vom Herrn Staatsrat) Winter vorgetra- 
gene Vertheidigung der Geſetzmäßigkeit und Dringlichkeit 
der Sunibundesbefchlüffe gehört, trat fie dem Commiſſions⸗ 
antrage einftinmig bei. 

Zu derfelben Zeit, wo bie Kammer das ihr zur Zu- 
ſtimmung vorgelegte proviforische Gefeß gegen Die Bereine 
im Weſentlichen annahm, machte fie die Anträge der Herren 
Merk, Welder, Afchbach über Unterfuchungshaft, Staate- 
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dienerpragmatif, Unabhängigkeit der Staatödiener zu dem 
ihrigen. 


Die Kurheffifche Regierung legte den Ständen am 
9. Zuli ein Preßgefep vor. In den Motiven zu demfelben 
ging fie auf das Bundespreßgefeg vom 20. September 
1819 als verbindend zurüd. Bet dem der vorigen Stände» 
verfammlung vorgelegten Preßgefegentwurfe fei von ber 
Vorausſetzung ausgegangen, daß durch die Bundesgefeglichen 
Anordnungen nur die Nothwendigkeit vorbeugender Maß- 
regeln im Allgemeinen ausgefprochen, die Wahl unter den 
verjchiedenartigen Mitteln aber frei gelaflen fei. Doch die 
Vorgänge in Betreff des im Großherzogthum Baden erlaf- 
fenen Preßgefeges feien befannt genug; fie hätten der Re— 
gierung zu einem dringenden Impuld werden müflen, um 
den den Ständen vorgelegten Entwurf eined Preßgefetes 
mit Rüdfiht auf den wahren Sinn der einfchlagenden 
bundesgefeglichen Normen nochmals zu prüfen. Früberhin 
hätten abweichende Anfichten über den Sinn der leßtern 
ftatt haben fünnen; feitdem aber hierüber die Bundesver- 
fammlung felbft, welche nad) der Berf. ded Bundes zur 
Erläuterung ber Bundesgeſetze allein befugt fei, bei jener 
Beranlaffung fich erflärt habe, könne ein Zweifel in der 
Hinficht nicht mehr Pla greifen, daß allein durch Die 
Genfur dem Bundespreßgeiege von 1819 vollftändig Genüge 
zu leiften fei. Eben fo ernitlich bedacht nehmend auf Er- 
füllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen, ald auf die 
genaue Beobachtung der Verfaffungsurfunde, welche nicht 
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nur im Allgemeinen dad Berhältnig des Kurheſſiſchen 
Staated zum Deutfchen Bunde ausdrücklich anerfenne, 
fondern auch in der vorliegenden fpeciellen Beziehung auf 
die Bundeögefege hinmweife, vermöge die Staatsregierung 
nicht, einen Gefegentwurf laͤnger beizubehalten, welcher 
diefem letztern in wefentlichen Beftimmungen zumiderlaufe. 


Am 29. Juli 1833 begann die Entfcheidung des gre- 
fen politifchen Prozeßed gegen Wirth und Gonforten; die 
Aſſiſenſitzungen waren für diefed mal, weil man in Zwei- 
brücden Störungen fürchtete, nad) Landau verlegt. 

Das K. Bayrifche Appellationsgericht ded Rheinfreifes 
hatte in feiner Anklagefammer durch Urtheil vom 26. Mat 
1833 Anklage erfannt gegen Johann Georg Auguft Wirth, 
1, ald Berfaffer und BVerbreiter der Druckſchrift: „Aufruf 
an die Baterlandefreunde in Deutfchland”, einer Schrift, 
durch welche die Bürger und Einwohner unmittelbar ans 
gereizt würden, die Staatsregierung umzuftürzen, 2, wegen 
der zu Hambach gehaltenen Rede, 3, wegen Herausgabe 
der Schrift: „das Nationalfeft der Deutfchen zu Hambach“, 
4, und der Schrift „die politifche Reform Deutſchlands“: 
gegen Dr. Philipp Jacob Siebenpfeiffer wegen feiner zu 
Hambach gehaltenen Rede, wegen des zweiten Bandes fei- 
ner Zeitfchrift „Deutfchland“, und wegen einiger Aufjäge 
im Weftboten: gegen Sohann Heimich Hochdörfer, prote- 
ftantifchen Pfarrer zu Sennbach, wegen mehrere Aufjäge 
und wegen feiner Hambacher Rede und Anfertigung eines 
Liedes: gegen Johann Philipp Beder, einen 23jährigen 
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Bürftenmacher zu Frankenthal, wegen feiner auf dem Ham- 
bacher Schloffe gehaltenen Rede: gegen Jacob Friedrich 
oft, Buchdruder: gegen Melchior Philipp Carl Baumann, 
Kaufmann in Pirmafend, wegen Verbreitung von Drud- 
fchriften: gegen den Candidaten Georg Eifler, ald Secretär 
Des Prefvereind: und gegen die flüchtigen Dr. Ernft Große, 
Dr. Daniel Biltor, Fr. Schüler, Joſeph Savoye, Ferdi- 
nand Geib. 

Der Saal des Gafthaufes zum Schwanen in Landbau 
war für die Affifenfigungen hergerichtet. Am 29. Zul 
Morgens und 75 Uhr wurden die Angeflagten durch ein 
Detacjement Chevaurlegerd aus dem Juſtizhaus abgeholt, 
und in zwei Chaifen nad) dem Gigungslocal gebradjt. 
Nachdem der Präfldent das Affifengericht für eröffnet er- 
flärt, trat Ludwig Schneider, Vertheidiger des Dr. Wirth 
vor und verlad eine Proteftation dieſes Angeflagten gegen den 
Befchluß des General-Procurators, daß die Veröffentlichung 
der Berhandlungen ded Gerichts der Genfur unterworfen 
fein folle. Die Deffentlichfett, nach dem Gefeß Haupt- 
princip ded Gefchwornengerichts, fei hierdurch geflört. Der 
Generalprocurator erflärte hiergegen, alles, was in dem 
Gerichtsſaale vorgehe, fei und bleibe öffentlid) und werde 
ſchwerlich von dem Gerichte befchränft werden, aber die 
Sompetenz drs Gerichts erſtrecke fich nicht außerhalb des 
Sigungsfaaled über die Maafregeln, welche die Polizei 
anordne. 

Dr. Wirth: „Wenn der Gerichtshof incompetent ift 


über die Frage der Deffentlichfeit zu emtfcheiden, fo ift er 
III. 20 
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auch incompetent, über und zu richten”. — Pfarrer Hoch⸗ 
dörfer: „Wir find vor ganz Europa angeklagt, baber 
müffen wir und auch vor ganz Europa vertheidigen dür— 
fen”. Das Gericht verordnete, über dieſe Frage hinweg— 
gehend, die Fortfegung der Verhandlungen. 

Nachdem am nächften Tage die Gejchwornen durch 
das Loos gewählt waren, begann der Affifenpräfident die 
Berhandlungen mit einer Rede, in weldher er den Ge— 
ſchwornen die gewiffenhaftefte Prüfung des vorliegenden 
Gegenftanded empfahl: „Auf Ihren Ausfpruch, meine 
Herren, fommt ed nun an, erwägen Sie bei Ihrem Ge- 
wiffen die Wichtigkeit Ihres Berufd und bedenfen Sie, 
daß Ihr Urtheil auf die jpätefte Nachwelt durdy die Anna- 
len der Gefchichte fommen wird". Nunmehr ward ber 
Anklageact verlefen. 

Die folgenden Sigungen bis zum dritten Auguft gin- 
gen mit Zeugenvernehmungen hin: am eriten Auguft hörte 
man mehrere intereffante Data. Weber die Art, wie die 
Unterfuchung geführt worden, erzählte Herr Eifler, man 
habe ſogar nad) München gefchrieben, um ſich zu erfundi- 
gen, welche Krankheit Herr Schüler im Sommer 1831 
gehabt habe; leider hätten die Aerzte nicht berichtet, daß 
diefelbe eine „bösartige” gemwefen. — Ya, feßte Herr 
Hochdörfer hinzu, man fragte fogar mein Gefinde, ob fie 
fatt zu eſſen gehabt hätten und ob meine Frau nicht von 
mir gemißhandelt worden fei. — Als der Gefängnißwärter 
Werner von Zweibrücken darüber vernommen wurde, wie 
fid) die Gefangenen während der Haft geführt, ftellte er 
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ihnen das Zeugniß eined ruhigen Betragend aus, nur Eif- 
ler habe mehrmald Streit mit der Wache gehabt. Dages 
gen fchilderte Herr Eifler den fchlechten Zuftand des 
Zweibrüdner Gefängniffes und die vielfachen Mißhandlun— 
gen, die man durch die Soldaten erlitten; ihm und feinen 
Freunden fet zu wiederholten Malen gedroht worden, fie 
niederzufchießen, wenn fie fich nicht vom Fenſter zurück 
zogen; alle darüber geführten Beichwerden feien unbeachtet 
geblieben. Ich, fagte Herr Siebenpfeiffer, babe mich im 
Gefängniſſe zahm benommen wie eine Taube — die fich 
in den Krallen des Habichts befindet... einmal fing ich 
zwanzig Mäufe und brachte fie dem Gefangenwärter. 

Vom dritten bis zum fiebenten Auguft dauerte die 
Vernehmung der Angeflagten nebſt der Berlefung der in- 
criminirten Schriften und Auffäge. Das Publifum zeigte 
eine immer wachfende Theilnahme;, am 4. Auguſt war 
das Gedränge fo groß, daß die Gensdarmerie Mühe hatte, 
fih) Bahn zu machen. Schon um acht Uhr Morgens war 
der Saal mit Menfchen angefüllt. Eine folche Menge 
von Damen befegte die hinter dem Aſſiſenſaale befindliche 
Treppe, daß dieſe einzubrechen drohte und die Baubehörde 
ſchleunigſt Stüßen anbringen mußte. 

Am 7. Auguſt begann Dr. Wirth feine Bertheidi- 
gungsrede. Im Eingange fette er auseinander: daf, nach— 
dem der Menfch feine unbegränztsgöttliche Natur, die er 
durch eigene Anftrengung ausbilden müfle, erfannt, in 
der Kulturgefchichte der Menſchheit eine neue Epoche 
eingetreten fei, ungleich wichtiger und folgenreicher als die 
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bieherigen. „Die Nebel, welche im Gebiete des Ideellen 
über den Zmed des menfchlichen Lebens lagen, zerftreuen 
fich, dunfle Gefühle werden zu Faren Ideen, der Findliche 
Glaube reift zur helfen männlichen Weberzeugung und was 
das wichtigfte ift, der Conflict der geiftigen und der ma- 
teriellen Intereffen ift gelöft: denn der Menfch wird mit 
feinen wohlbegründeten Anfprüchen auf realed Glück, nicht 
mehr auf ein geheimnißvolled unbeftimmtes Senfeitd ver- 
wiefen‘, foldye reale Wohlfahrt und deren Genuß ift auch 
nicht mehr ein Hinderniß, oder ein Act des Verzichts auf 
geiftiged Wohl, fondern vielmehr des letztern Grundbebdin- 
gung und Lebensprinzip und ed wird von nun an über- 
haupt Far erfannter und vernünftig begründeter Zweck Des 
Lebens, die materielle Glücfeligfeit des Menfchen bald als 
Wirkung, bald ald Grundlage ewig weiterfchreitenber gei- 
ftiger Bildung, bis zu den höchften Potenzen zu realifiren. 
Mit der Erfenntniß der unbegränzt-göttlichen Natur des 
menfchlichen Geiftes, reift ein edlered Selbftgefühl der Erd⸗ 
bewohner, das zur Bildung, Tugend und Weisheit von 
ſelbſt Hinzieht und vor Rohheit, Unwifjenheit, Lafter und 
Thorheit fchon inftinftartig zurückſchaudern läßt. Diefem 
edlern Selbftgefühl und dem Glauben an eine neue rela- 
tive, jedoch nicht abfolute Begrenzung des menſchlichen Gei- 
fted folgt dann fehr bald die Einſicht der Mittel zur zwar 
ftufenweifen, doch fehranfenlofen Veredlung ded materiellen 
und geiftigen Zuftanded der Gefellfhaft; — und ven 
Bliden der erfreuten Menfchheit öffnet ih dann zum erfien 
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Male ein unermeßliches, grenzenloſes Feld fruchtbaren 
Schaffens und Wirkens.“ 

Um aber zuibiefer neuen Epoche zu gelangen, müffe 
vorher ein: mühfeliger, heißer: Kampf gekämpft: werben: 
Die Mpthe perfonifteire : einen böfen: Dämon als Wiber- 
facher alles Guten — biefer Dämon wohne in den Men 
ſchenkindern felbft; er fei die Selbſtſucht und geifkige 
Beichränftheit. Diefer Selbftfucht und Befchränktheit wegen 
fei ein heißer: Kampf nothwendig. | 

Nachdem eine Reihe großer Geifter in Deutfchland 
das Licht der Aufflärung angezündet und brennend» erhal- 
ten, habe man fich nad) ber Verwirklichung der freiheit 
und Gerechtigkeit gefehnt, Ind gefunden, daß dem Ueber⸗ 
tritt in eine Epoche der Freiheit die politische Verfaſſung 
des Baterlandes ein unüberſteigliches Hindernig in den 
Meg lege: Edle: Geifter hätten daher nad) ‚der: Wieber- 
geburt des Baterlandes geftrebt. 

„Gebrauchen Sie daher Borficht, "meine Herrn Ge⸗ 
fhwornen, daß nicht and) Sie die Zahl: der Wahrheits— 
Märtyrer: vermehren; gebrauchen Sie Vorſicht, daß Sie 
nicht, in der Meinung dem Rechte und der “öffentlichen 
Drdnung zu dienen, dem: Unrechte‘ und einer „gefährlichen 
Gewalt Ihren Schuß Feihenz gebrauchen: Sie: Vorſicht ende 
lich, daß Sie nicht einer Sache Wunden ſchlagen, bie 
unter allen Angelegenheiten, fo über» Ihr‘ Volk und She 
Baterland jemals ventilirten; die wichtigfte undiheiligfte if“ 

Doch nicht: Mitleid wolle er erregen, ſondern über⸗ 
zeugen, fuhr der Redner fort. Er bitte daher um die Er⸗ 
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und Far darzulegen. 

Die Leidenfchaft habe in den Stürmen der Zeit man- 
ches Auge fo fehr umfangen, manches Gemüth fo fehr 
getrübt, daß ed wohl nöthig fei, durch eine würbige, wif- 
fenfchaftlihe Entwicklung der Frage über den  Bildunge- 
fortfchritt der Menfchheit die Freunde des Volks gegen bie 
gehäffigen Borwürfe der Verblendung zu vertheibigen. 

Der Angeflagte gab nun eine Gefchichte der ſtaat⸗ 
lichen Freiheit von den antiken Republifen bis zur fran- 
zöfifchen Revolution, und zog and biefer Gefchichte Die 
Lehre, daß man am endlichen Siege ber Freiheit, an ber 
endlichen Verwirklichung des Republik⸗VIdeals nicht zwei⸗ 
feln dürfe. 

In ſchwunghafter und gefühlvoller Weiſe entfaltete 
Dr. Wirth eine Schilderung biefes Ideals, diefelben Prin- 
zipien entwickelnd, welche er ſchon in feiner Schrift: „bie 
politifche Reform“ niedergelegt. 

Der Streit zwifchen den einzelnen Staatöformen fei 
nicht nach leidenfchaftlichen Anfichten, nicht durch Berfol- 
gungen, fondern durch die ruhige Würbigung, welche Staatd- 
form dem Zwecke des Staates, der freien Entwiclung ber 
menfchlichen Kräfte entfprechender fei, zu entfdheiden: fo 
ergebe es fich, daß die Republik den Vorzug vor der con 
ftitutionellen Monarchie habe. 

Aber, fage man, die wahre, freie ——— iſt 
in der Idee ſchön; in der Wirklichkeit unausführbar und 
unpraktiſch. 
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„Wie, ihr, Zweifler, die. innere - Organifation ber: Völ— 
fer, wodurch jedem Mitgliede der Gefellichaft die äußern 
Hülfdmittel zur Erfüllung der Zwecke feines Dafeind «ges 
geben werben, fei-eine Unmöglichkeit? Es wäre nothwen⸗ 
Dig, daß die ungeheure Mehrheit der Menſchen ewig der 
Bildung entbehre? Und da das Bewußtfein der göttlichen 
Natur des menfchlidden Geiſtes erit in dent: Augenblice 
eintritt, wo Erziehung und Bildung den Trieb der Wiſſen⸗ 
fchaft, die Neigung zum ‚Selbftdenfen und den Gefchmad 
an fchöner Literatur und Kunft geſchaffen hat, jo märe 
ed Nothwendigfeit, dag die ungeheuren Maffen, der Völlker 
durch Sahrtaufende und abermald Sahrtaufende Thiere 
bleiben, daß fie niemals etwas weiteres zu erwarten haben, 
als mit blutendem Schweiße ihr armfeliges körperliches 
Leben fortzuſchleppen, daß fie —  entfeglicher Gebanfe — 
Zahrtaufende auf Iahrtaufende ald Thiere fterben: follen, 
ohne zur göttliden Natur emporgeftiegen zu fein? Nim— 
mermehr! Solche Schredniffe und moralifche Gräuel fün- 
ten feine Nothwendigkeit fein!“ 

Bisher habe ed nur Formftaaten, nur Abhängigkeit 
der Menfchen von der Staatsform gegeben, noch Fein ein- 
ziger Staat fei innerlich organifirt gewejen. 

Nachdem Dr. Wirth: die Mittel zu dieſer innern Or— 
ganiſatien auseinandergeſetzt, fagte er: Jetzt ift das lieb- 
liche Bild der glüdlichen Zufunft rein und harmoniich.in 
ſich abgefchloffen: im Strahlenglange der Verklärung fteht 
ed vor dem durchdringenden Blicke des entfeſſelten Geiftes 
und gießt in dad begeifterte Gemüth des. Mitbürgers 
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himmlifches Entzüden..... Jeder Staatsangehörige mirb 
zum fittlich-guten Menfchen, zum wiffenichaftlich gebildeten 
Manne und zum einflußreichen, geadhteten und politiſch 
mächtigen Bürger herangezogen. Sn ben Zweck deö Lebens 
ift Klarheit getreten. Gebt erlangt Bolfdrepräfentation 
und öffentliche Meinung erft den rechten Sinn und die 
volle Bedeutung. Die Freiheit kann nimmermehr wieder 
finfen, denn die ungebildeten, indifferenten Maffen find 
hicht mehr, die Rohheit ift aufgehoben, die Befiglofigfeit 
burcy die Sorge, welche das Ganze für den Einzelnen 
übernimmt, verſchwunden. Auch politifche Stürme find 
fortan nicht mehr möglich... 

Dr. Wirth ſprach am 7. Yuguft zwei Stunden, am 
8. ſechs Stunden. „Solch ein Werk unermeßlihen Se 
gend," fagte er am 8. „würden Sie, meine Herren Ge- 
fhwornen, durch ein — wider as und meine 
politifchen Freunde ftören.... 

„Man: wird flaunen, wenn ich die große Familie der 
Deutfchen ald diejenige bezeidyne, welche den innern und 
äußern Beruf habe, die Organifation Europas im Intereſſe 
der Bölfer, wo nicht zu veranlaffen, doch zu fichern.” 

Durch diefe Wendung machte der Angefagte feine 
Sache zu einer allgemein Deutfchen, welche nicht nad) 
den Particulargefegen eined Landes, fondern durch eine 
richtige Auffaffung der Entwiclungsgefchichte des Deutſchen 
Volkes und nad) dem geſchichtlich herausgebildeten legi— 
timen Staatsrecht der Deutſchen entſchieden werden müſſe. 

„Die Deutſchen Fürſten“, fuhr er fort, hätten eine 
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erbabne Sendung zu erfüllen — den göttlichen Beruf, bie 
Menfchheit friedlich ‚auf die neue höhere Culturſtufe zu 
geleiten. Wären die Fürften des hochherzigen Entſchlüſſes 
fähig, durch freiwilliged Berzichten auf äußere Gewalt 
unferm Bolfe die Nationaleinheit und die  republifanifche 
Freiheit wieder zu geben — das Räthfel der Ausbildung 
des Bolfes und defjen geiftiger und materieller Vortheile 
wäre bald gelöfl. Die Erſparungen ‚wären gleich fo be- 
deutend, daß das Inftitut der Erziehungsaffociation augen» 
blilich ind Leben. treten könnte. Nach außen erlangte 
Deutfchland durch feine wiedergefundene Nationaleinheit 
ein ſolches Gewicht, daß, ed die Handelgfreiheit‘ erzwingen 
und jede Eroberungsfucht erſticken könnte. 

„Allein aus freiem Antrieb fonnten bisher die Für« 
ften fich nicht zu jenem -Entfchluffe erheben. Männer aus 
dem Volfe müſſen daher nad erlaubten Mitteln fuchen, 
um die Völker zum Ziele der Freiheit zu führen.” 

Nach erlaubten Mitteln... Der Angeflagte gab 
nunmehr ein Reſumé der Deutichen Geſchichte, um bier- 
durch zur Erfenntniß des allgemeinen legitimen Deutſchen 
Staatsrechts, nach welchem allein er zu: beurtbeilen fet, 
zu gelangen. 

Die große Familie unfrer Ahnherrn, die ftarfen treff- 
lichen Deutfchen, — fo erzählte der Angeflagte — traten 
als ein vollkommen freies Bolf auf die Bühne der Welt. 
Im eriten Zeitraum unfrer Gefchichte befigt und übt das 
Bolf das Gefepgebungs- und Berwaltungs-Recht, die Für- 
ften.gehen aus freier Wahl hervor, Kein Deutfcher be- 
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zahlte eine Abgabe, jeder wurde durch feines Gleichen ge- 
richtet. Im zweiten Zeitraum Einführung des Repräfen- 
tativfoftems, die ausführende Gewalt in der Hand eines 
einzigen Könige. Im dritten Zeitraum haben die Herzoge 
und Grafen die Erblichkeit ihrer Aemter durchgeſetzt, Kur- 
fürften dad Recht der Kaiferwahl ufurpirt, Einfchwärzung 
ded Römifchen Rechtes, die Freiheit der Bölfer wird tief 
erfchüttert, Einführung der Abgaben; allein trog dem mußte 
das Deutſche Volk feine urfprüngliche Berfaffung wenig. 
ſtens in den Grundzügen zu fchügen, den Fürſten waren 
Landftände beigegeben. Das Recht bed Deutfchen Wolke, 
jeder Verlegung feiner Freiheit ungeftraft mit Gewalt fich 
widerfegen zu dürfen, war in feiner Berfaflung tief be- 
gründet. Die Ufurpationen ber Reichsfürften Tonnten Fein 
Recht begründen, vielmehr ſtellt ſich das durch feine ver- 
jährte Gewalt zu vertilgende Staatsrecht nad) feiner rei- 
nen Theorie in folgenden Sägen dar: 1. fämmtliche 
Deutſche Bolfeftämme find zu Einer Nation, zu Einem, 
untheilbarem Reiche vereinigt; 2. an der Spitze fteht ein 
freigewählter Kaiſer; 3. an ber Spite der Provinzen fteht 
ein verantwortlicher Mandatar des Reichdoberhaupts; A. die 
gefeßgebende Gewalt liegt in der Hand eined Repräfen- 
tationdförpers; 5. die richterliche Gewalt wird im Namen 
des Kaiſers mit Zugiehung von Gefchwornen öffentlich und 
mündlich ausgeübt. 

Diefed allgemeine öffentliche Recht der Deutfchen, auf 
die befondern SInftitutionen ber Provinzen angewandt, 
würde einen wohlthätigen Einfluß dußern. Als unumſtöß⸗ 
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lich aber ergiebt ſich, daß nur eine rechtmäßige Staatöge- 
malt, die fich nicht davor fehent, daß ihr Rechtstitel unter⸗ 
fircht werde, von Hochverrath ſprechen kann. „Unbefleckt 
und unmwandelbar — fuhr der Angeklagte fort — thront 
im Aether des Lichts die Gerechtigkeit, doch tief im Schlamme 
der Verworfenheit wälzt ſich die rohe rechtlofe Gewalt. 
Nach den ewigen Gefegen der fittlihen Welt vermag ſich 
die Gewalt niemald über die Gerechtigkeit zu erheben. 
Was legtere ald Necht erfennt, bleibt auch im vorüberge- 
henden Zuſtande der Unterdrüdung „Recht“ und Gewalt 
wird durch fich. felbft niemals Recht. Auch wo der: bloße 
Beſitz ansnahmsweife Recht gewähren kann, gefchieht ed 
nur durch Sanction und nad) Maßgabe des Rechts, näm— 
lich nach den gefeglichen Grundfägen über Verjährung; 
allein auch bier fteht dem Richterfiuhle der Gerechtigkeit 
die Prüfung diefer Rechtmäßigkeit zu. Nur die Diploma- 
ten und Agenten der Ufurpatoren erfennen ald ihr höchſtes 
Geſetz — die „Gewalt“, aber ein würdiger Priefter ber 
Serechtigfeit, ein. Ächter Richter nur — das „Recht“. 
Dem Richter kann die bloße Thatjache des gewaltfamen 
Beflses nichts gelten; — er muß den Rechtögrund prüfen, 
Ein Richter, der, ohne Unterfuchung des Rechtstitels, heute 
diefer — morgen jener Regierung, mie folche in Zeiten 
der Ummwälzung ohne Redyt nur durch Gewalt, Verſchwö— 
rung, verrätherifche Verbindungen mit dem Auslande u.f. w. 
factifch aufeinanderfolgen, leichtfertig den Schuß desjenigen 
Strafgeſetzes zufpricht, welched nur die „rechtmäßige* 
Staatsgewalt zu befchügen berufen war, iſt Fein Richter 
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mehr, fonbern ein willenloſes Werkzeug, ein befoldeter ab- 
bängiger Agent biefer factifchen Staatögewalt. Der ädhte 
Richter, diefer Foftbare Juwel in dem ätherifchen Diaman- 
tenfranze ber Civilifation, gewährt nichts ohne Unterfuchung 
bed Rechtstitels; und fähe er auch augenblicklich gewiſſe 
Vernichtung voraus — die große unerſchütterliche Seele 
giebt dem Ufurpator auch im Kreife deſſen Bajonette und 
im Bereiche deffen Feflungen dennoch das ruhige Urtheil: 

„deine Gewalt ift unrechtmäßig“. 

Die gewaltthätige Umftürzung des deutfihen Reiches — 
bas war der fernere Ideengang ber Bertheidigungsrebe — in 
Folge der Revolutionsfriege war daß furchtbarſte Unglück bes 
ganzen Bolfes, die Völker hofften zur Zeit ber Niederlage Rapo- 
leond auf eine Wiedergeburt ded VBaterlanded, für die 
Deutſche Bundesacte hätte Fein Menſch den Fuß geregt. 

Noch immer ift jened Streben nad) Wiedergeburt 
rechtmäßig, aber ohne Bereinigung der Bolfäfräfte giebt es 
für Deutſchland Feine Zukunft. 

Aber nicht auf dem Wege der Gewalt, nein durch 
Ueberzeugung, fei ed ber Fürften, fei ed, wenn jenes nicht 
gelingt, durch Ueberzeugung des Vollsſinnes ift jene Ein- 
heit zu erringen. Da bie incriminirten Schriften nur 
diefen Sat enthalten, fo fällt die Anflage in ſich zuſammen. 

„est, fagte Wirth am Schluß feiner Rede, jest 
nur noch einen refumirenden Blick auf das Ganze meines 
Bortraged, und ich fann Ihrem Urtheile ruhig und beiter 
entgegenfehen. Der Menfchheit neue Schöpfung — dies 
ift unfer Streben, unfer Ziel. Großartig und herrlich ift 
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das Werf, rettend für die gequälte Menſchheit, rettend 
insbesondere für unfer zerriffenes unglückliches Vaterland, 
Nicht im Sturme, fondern nur allmählig fell das hohe 
Ziel erreicht werden. Was die heutige Generation füet, 
foll die folgende erft ernten, und die Erndte erft Luft und 
Mittel zu neuen Saaten verfchaffen. Der Gang Gottes 
in der Natur, der ift es, welchem wir folgen wollen; hell 
und Flar liegt dad Ziel, hell und Flar der Weg vor ung, 
der ficher zu jenem ung leitet. Ueberall Klarheit und Ge- 
wißheit, nirgends Täufchung oder blendendes Phantafiefpiel. 
Fa die Menfchheit Fann das Glüd, fie kann die Jugend 
ber Völker, fie fann ewige Freiheit und Gerechtigfeit ſich 
Schaffen — wenn alle Kräfte frei fih regen, wenn bie 
Ideen ungehindert fich entwideln können, nnd wenn durch 
reine. volle Freiheit ein wahres öffentliches Volksleben ge— 
geben ift. Aber die Fürften binden alle Kräfte, fle hem— 
men und unterdrüden alle Ideen, fle tödten alles öffent— 
liche Volksleben. Unfere Literatur bat eine ſehr hohe 
Stufe eritiegen, und die Miffenfchaft die reinftestheoretifche 
Ausbildung erlangt. Allein jet, wo die Freiheit, von ber 
unfere Dichter fingen, ind Leben. treten, und die hohen 
Lehren unfrer Weiſen, über Bölferleben und Menſchenglück, 
enblich die practifche Anwendung finden follen, jet wider» 
ſetzen ſich die Könige mir der rohen Macht der Bajonette. 
Da erhebt fi) der fchredliche Kampf der Körper mit dem 
Geifte und der Selbitfucht mit dem Gemeinfinne, welcher 
alles Hohe und Edle wieder zu. erfchlagen droht. Wir 
follen zurüd auf den Boden der Theorie, wir ſollen nicht 
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ausführen, was die Weiſen unferd Volks vorbereiteten. 
Und fehrten wir auch wieder zurüd zu bloßen fpeculativen 
Theorien, ed muß immer wieder das Verlangen nad) Aus- 
führung der Zuftände erwachen, welche der forfchende Geift 
ald den Zwed der Bölfer erfemnt. Sobald diefes Ber- 
langen aber von neuem wirklich wieder erwacht, fo kehrt 
auch fofort der gewaltfame Widerftand der Fürften zurüd. 
Ein weiterer Schritt in ber Cultur ift mit diefen nicht 
mehr möglich; unfer Vaterland hat mit diefen feine Zu- 
funft mehr, ed wird noch einmal der Schauplaß fremder 
Kriege, feine Kinder fämpfen nod) einmal auf beiden Sei- 
ten und wüthen noch einmal in den Eingeweiden ber eige- 
nen Mutter. Unglüdliches, dreimal unglückliches Bater- 
land, unglüdliches und namenlos elend durch Zeritüdelung! 
Und haben denn dieſe Könige auf ihre Throne, welde 
unfre NRationalfraft bredien, der Menfchheit ihre fchöne 
Zufunft verfperren und unfer Bolf mit ewiger Vernichtung 
bedrohen, ein fo wohl gegründete guted Recht? — Wein, 
fein Einziger hat ein ſolches Recht. Ihre Fürftenmadht 
ftügt fich auf Anmaßung umd heimlichen Treubrudy; ihre 
fogenannte Souveränität dagegen auf offenen Meineid, 
nämlich auf den gewaltfamen Umfturz der rechtmäßigen 
Deutfchen NReichöverfaffung, der fie Treue zugefchworen 
hatten; fie ftügt fi) auf ftaatöverrätherifche Bündniffe mit 
dem auswärtigen Feinde, fie ftügt fid) mit einem Worte 
auf Handlungen, welche nach unfern rechtmäßigen Reiche- 
gefegen ald „Hochverrath“ ftrafbar waren. 

„Und wir, Freunde ded Volls und der Menfchheit, 
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wir follten dem verwegnen und völferverheerenden Beginnen 
dieſer Fürften nicht mit der ganzen Kraft unferes Geiftes 
uns entgegenfeßen, wir follten ruhig zufehen, wie unfre 
Nation durch folche Ufurpatoren unterdbrüdt, wie unferm 
Baterlande feine fchöne Zufunft und dem ganzen Menfchen- 
geſchlechte feine herrliche neue Schöpfung abgefchnitten 
wird? 

„Nein! fo lange diefen Körper noch ein Hauch be- 
feelt, fo lange bleibt fein Geift dem Kampfe gegen die 
Fürften geweiht. 

„Und Sie, meine Herren Gefchwornen, Sie wollen 
dem Streben der Freunde Ihres Vaterlandes ebenfalls 
ſich entgegenfegen? Sie wollen das ee iii 
legitimiven ? 

„Vergebliches Beginnen! 
„Sie hemmen dad Streben nad) der Wiedergeburt unfers 
Vaterlandes nicht. Monate und Jahre fanın allenfalls die 
dumpfe Stille und das geifilofe phyfifche Vegetiren dauern, 
das durch die Uebermacht der rohen Gewalt an die Stelle 
ded lebendigen und begeifterten Aufftrebens nad) Freiheit 
und Nationaleinheit getreten war. Aber dann wird das 
Licht auf einmal mit größerer Macht hereinbredjen. Eine 
neue Generation, welche im Kindesalter die Opfer für den 
Ruhm und die Größe des Baterlandes fallen fah, ift zum 
Manne gereift, denft dankbar an die Saamenförner der 
Freiheit und tritt den Volfsfeinden fühner und fFräftiger 
entgegen. Deutſchland wird die Einheit, ed wird Die Frei- 
heit fehen! Bergeblich iſt der Widerſtand der Fürften, 
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vergeblich der Widerftand der Richter, vergeblich der Wi⸗ 
berftand der Gefchwornen. 

„Alles, was Sie thun Fönnen, meine Herren, be 
fchränft fi darauf, und zu Märtygrern der Wahrheit zu 
erheben. Died können Sie, denn Ihre Verurtheilung be- 
gräbt und Iebendig in den Gefängniffen, weil mancher 
unter uud die Luft feines Baterlandes nicht entbehren Kann, 
und fei ed auch im ewigen Gefängniffe, doch nur im Lande 
feiner Väter zu leben vermag. Doch geben Sie und 
immerhin dad Märtyrertfum, gebe man und fogar ben 
Tod. „Für die Wahrheit fterben, fagt Sean Paul Richter, 
ift fein Tod für das Baterland, fondern für die Welt — 
die Wahrheit wird wie die mebdiceifche Venus in dreißig 
Trümmern ber Nachwelt übergeben, dieſe wird fie in eine 
Göttin zufammenfügen, — und dein Tempel, ewige Wahr- 
heit, der jet halb unter der Erde fteht, ausgehölt von den 
Erbbegräbniffen deiner Märtyrer, wird fich endlich über 
die Erde erheben und eifern mit jedem Pfeiler in einem 
theuren Grabe ſtehen“. 

„Doch aud) die, welche verfolgen, erwartet einft bie 
Stunde ernfter Rechenſchaft. „Wird vor Gottes Gericht, 
fagt wieder Sean Paul Richter, der Schuldige vorbefchie- 
den vom Unfchuldigen, fo muß er fterben. Und wenn bie 
Unfchuld wider die Staatsgewalten fchreit nach Gericht, 
fo gehen fie unter mit allen ihren Mächtigen und werben 
gerichtet”. Ich Habe gefprochen. Mögen die Menfchen 
nun richten!" 


Die Rede Wirths brachte eine ungeheure Wirkung 
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hervor, man fah die Geſchwornen Thränen vergießen; das 
Berbot, Beifall zu erfennen zu gebem,; Fonnte die dichtge— 
drängten Zuhörer nicht abhalten, in einen lauten Jubel 
auszubrechen; als die Angeflagten in ihr Gefängnig zurück 
gefahren wurden, begleitete das Volk die Wagen mit Lebe— 
hochs und warf Kränze und Blumen in den Wagen deffen, 
den man fo eben ſprechen hörte. 

Am folgenden Tage gab ber gewählte Bertheidiger 
Dr. Wirths, & Schneider, einen kurzen Nachtrag zu 
Wirth's Nede, worin er die Gefchwornen an Chriftud er- 
innerte, der für die Wahrheit am Kreuze ftarb. Dann 
fprach der Anwalt Golfen für den Dr. Siebenpfeiffer, 
„Wie ſchwach, fagte er, fühle ich mich, nachdem geſtern 
die Worte jenes feurigen Redner, dieſes politischen Luther 
ertönt, bier aufzutreten. Hohe, erbabene Ideen find eg, 
welche die gegenwärtigen Alfifen befchäftigen, ımd die Män— 
ner, welche das Scidjal auf die Banf der Angeklagten 
geführt, wollen nicht entichuldigt fein, nein fie erwärten 
volle Rechtfertigung”. 

Pfarrer Hochdörſer ſprach am neunten und gehnten 
Auguft. Nicht nad) den fpeciellen Gefeßen ded Landes, 
fondern nad) der Bernunft wollte er- beurtheilt fein — 
denn Schriften feien ineriminirt.  Er-gab fieben Wahr- 
beiten an, welche auf die ewige Bernumft begründet feien: 
erite Wahrheit: Alle, die geboren werden, bringen gleiche 
Rechte auf die Welt; zweite. Wahrheit: Jeder Menſch iſt 
berechtigt, jeine Willenskraft nach Möglichfeit zw entfalten, 
dritte Wahrheit: Jeder Menfch hat ein Eigenthumsrecht 
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auf ſich und fann keines Menfchen Eigenthum fein .... 
Fünfte Wahrheit: Wir find alle zu den Lebensgenüſſen 
‚gleich berechtigt . . . . Siebente Wahrheit: Jeder Menſch 
hat das Recht, nach geiſtiger Ausbildung und Veredlung 
zu ſtreben. Der Anugeklagte ging gleichfalls auf die Deut- 
ſche Gefchichte und auf die VBerrichtungen ded Wiener 
Congreſſes zurüd. — Der Bertheidiger des Pfarrers, Hear 
Anwalt Culmann, bewied, daß der Angeflagte im Sinne 
des Zeitgeifted gehandelt habe und daß, wenn man ihn 
verdamme, der Zeitgeift verdammt werde. 

Am 11. Auguft fprachen die Herren Scharpff, Beder, 
Roſt und ihre Vertheidiger, am 12. Herr Eifler und fein 
Anwalt. Herr Scharpff redete von ber Zeritüdelung des 
Deutfchen Baterlanded: „Die Deutfche Geſchichte war feit 
Jahrhunderten die Gefchichte der Bedrüdung. Mau ver- 
folgte die Preffe, durch welche das Volk hätte aufgeklärt 
werben fünnen. Sich felbft ift dad Volk das freiefte Ei- 
genthum. Niemand hat ein Recht, deſſen Entwicdlung zu 
hemmen; und deſſen gefellihaftliche Einrichtung und Eini- 
gung hängt nicht von dem Willen Einzelner ab.“ Beder 
fagte: „Der Morgen ded neuen Tages bricht heran, das 
Bolt fühlt feinen Werth und fieht wohl, daß der conftitu- 
tionelle Zuftand nicht der Zuftand des Friedens, fondern 
nur ded Waffenftiliftandes iſt“. Herr Roft gab die feier- 
liche Verficherung, daß er den Druck der Schriften, wegen 
deren er belangt fei, mit aller Bereitwilligfeit übernommen 
und ausgeführt habe. „Die heutige Scene, fagte ber 
Bertheidiger Eiflers, ift eine große Scene aus dem Schau- 
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fpiele des Weltfampfes, ed handelt fich hier um den Kampf 
ziveier Prinzipien, ded Prinzips der Gewalt und des Prinzips 
der Bernunft“. 

Herr Siebenpfeiffer hielt am 13. Auguft feine Ver- 
theidigungerede: „, Was wollen wir? Frei denfen! Brei 
handeln! Der Menfch, diefes Prachtwerf der Schöpfung, 
ſoll nicht frei fein? Er fol trauern, wenn ein Refcript 
Trauer verordnet, jubeln, wenn der Hof jubelt? Was mid) 
betrifft, ih bin Republifaner mit Leib und Seele. &s 
lebe die Kraft des einigen Deutfchlande |" 

Mit Herrn Siebenpfeifferd Rede war der Eyflus der 
Bertheidigungen abgefchloffen; ed hatte ſich durch das 
ftolge Benehmen der Ungeflagten eine fo günftige Stim- 
mung des Publicumd und der Gefchwornen bemädhtigt, daß 
die Gegenparthei gereizt wurde und die Truppen mit einer 
Erneuerung der Neuftädter Scene drohten. Die Geſchwor— 
nen feien nicht mehr fücher, erklärte der Anwalt Culmann 
am 14. Auguft, er bitte um Befchleunigung der Berhand- 
lungen: - Say fagte. der. Gefchworne Botta von Landau, 
man drohte uns geſtern, daß wir, im Falle wir die Anger 
klagten nicht-verurtheilen,; «alle niedergehauen würden. Auch 
die. Angeflagten,. ſetzte Herr Siebenpfeiffer Hinzu, find in 
Sefahr. Der Genius vom Neuftadt hat fih nun auch in 
Landau ſpüren laſſen "Wer bürgt und dafür, fragte Herr 
Eifler, daß man nicht ins Gefängniß dringt und ung nie- 
dermeßelt! 

Bis zum 15. Auguſt fprad der Generalprocurator, 
er begründete die: Auflage und miberlegte die BVertheidi- 
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gungsreden. Endlich am 16. Auguft, nachdem der Aſſi⸗ 
fen- Präfident ein Refume gegeben, zogen fi die Ge 
fchwornen um zwölf Uhr Mittags zurüd; um 3% Uhr tra- 
ten fie wieder in den Affifenfaal. Durch das Organ ihres 
Borftandes, Herrn Brunner aus Rheinzabern, erwiederten 
fie auf fämmtliche ihnen vorgelegte Fragen: „Nein, bie 
Angeklagten find nicht ſchuldig“. Die Herren Eifler und 
Scyarpff, vom Zubel des Volks empfangen, verließen frei 
das Gerichtezimmer; die Herren Wirth, Siebenpfeiffer, 
Hochdörfer, Becker und Roft blieben in Haft, weil eine 
neue Unterfuchung gegen fie vor ihren reſp. Zuchtpolizei- 
gerichten anhängig gemacht werben follte Die Staatsbe— 
hörde fand nunmehr in ihren Handlungen nicht mehr Auf 
reizung zur Empörung, fondern Beleidigung der Regierung 
und der Beamten, Berbrechen, über welche vor den Cor⸗ 
rectionellgerichten zu verhandeln war: ed half den Ber- 
hafteten Nichts, daß fie fih auf den Rechtsſatz non bis 
in ıdem beriefen. 

Kaufmann Baumann, deffen Sache befonderd behandelt 
wurde, ward am 22. YAuguft von den Gefchwornen frei ge- 
fprochen, doch von der Regierung gleichfalls vor ein Cor- 
rectionellgericht geftellt. 

Das Urtheil über die flüchtigen Angeflagten gehörte 
nicht vor die Gefchwornen: das Affifengericht verurtheilte 
den Dr. Piftor zu einem Jahr Correctionehausftrafe, den 
Dr. Große zu zehnjähriger Verbannung Die Herren 
Schüler, Savoye, Geib wurden von ber Anflage auf 
Gomplot freigefprochen, erftere beiden wegen Verbreitung 
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des Aufſatzes: „Was ift zu thun zu zehnjähriger Verban⸗ 
nung verurtheilt. 

Die fpäternzuchtpolizeigerichtlichen Urtheile Tauteten 
dahin, dag Wirth und Siebenpfeiffer zweijährige, Pfarrer 
Hochdörfer einmonatliche, Herr Roft und Herr Baumann 
mehrmonatliche Gefängnißftrafe zu erftehen hätten. Herr Eif- 
ler wurde wegen Beleidigung eined Wachpoſtens im Gefäng- 
niß, vor das Zuchtwoligeigericht geitellt und zu dDreimonatlicher 
Gefängnißhaft verurtheilt. Becker wurde von dem Correc⸗ 
tionellgericht frei gefprocjen. Siebenpfeiffer floh in bie 
Schweiz. 

Damals wurden auch 38 Nenftädter Damen, die zu 
Gunſten der gefangenen Patristen eine Berloofung veran- 
ftaltet Hatten, wegen Errichtung: verbotener Lotterie vor 
Gericht geftellt, und freigefprochen. 


Der Babifche Landtag nahm im Berlaufe der Situn- 
gen ein immer ruhigered Ausfehen an. Die Majorität, 
conftitutionell gefinnt, aber nicht Willens, dem Minifterium 
direct entgegenzutreten, da fie die Stellung deſſelben er- 
Fannte, half ſich höchſtens durch Verwahrungen gegen Mi- 
nifteriafmaßregeln, wie das Drudverbot der Rotteckſchen 
Motion, bei denen fie doch wußte, daß fie die eigentlich 
verantwortliche und zu folchen Mafregeln treibende Macht 
nicht treffen könne, und daß fle daher gefchehen laſſen 
müſſe. Im Sinne diefer Majorität war ed, daß Herr 
Mittermeier, über die Abänderung der Prefgefeßgebung 
‚Bericht erftattend, am 19. Auguft vorfchlug, die Kammer 
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möge befchließen, Seine Königl. Hoheit den Großherzog 
um die Vorlage eined Gefegentwurfd zu bitten, durch mel- 
chen wenigftend die Preßfreiheit für alle Urtifel, welche 
nicht die Berfaffung und Verwaltung der Deutichen Bun- 
desftaaten außer Baden betreffen, audgefprochen und bie 
Deffentlicheit ded gerichtlichen Verfahrend über Prefver- 
gehen wieder hergeftellt werde”. Und ed war nur, um 
ihrer conftitutionellen Haltung nichts zu Vergeben, daß bie 
Kammer am 23. Auguft S. Königl. Hoheit um die Bor- 
lage von acht, feit dem letzten Landtage erlaffenen Berorb- 
nungen zu bitten befchlog — unter diefen die VBerorbmun- 
gen gegen Berfammlungen zu Berathung allgemeiner Lan- 
dedangelegenheiten, gegen das Adreſſenweſen, gegen bie 
Reden an das Bolt. 

Die Würtembergifche Oppofttion, eine Minorität, ftand 
tem Minifterium gereizter gegenüber. Als die Abgeord- 
netenfammer einen ©efeßentwurf über die Refrutenaushe- 
bung der Jahre 1834— 1836 berathen wollte, trat Herr 
Scyott mit dem Borfchlage hervor, die Befhlußnahme noch 
zu verfchieben: denn eine Kammer, die nichts mehr zu 
vermwilligen habe, fei eine unmädhtige. Die Majorität 
lehnte diefen Antrag, weil er von Mißtrauen in die Re 
gierung zeuge, ab. 

Seit fiebzehn Jahren, fagte Herr Uhland bei der Discuſ⸗ 
fion, leben wir im $rieden, und doch follen wir einen gro- 
fen Theil der Staatdausgaben für die Erhaltung bed 
Militärs verwenden, alle Erfparniffe werden nicht fühlbar 
ſein, wenn hier nicht geſpart wird, Man ſpricht von 
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Bundespflicht und Militärfyftem? Sind denn dieſe Worte 
ein ewiger Schickſalsſpruch? — Man fpricht, fagte Herr 
Pfizer, von der Nothwendigkeit der Vertheidigung des Va- 
terlanded; aber da muß man doch zuvor ein felbitftändiges 
und unabhängiges Vaterland haben. Der nächte Krieg, 
an dem wir theil zu nehmen gezwungen werben, ift wahr- 
fcheinlich Fein nationaler, und wird vorausfichtlich nicht 
zum Schutze der conftitutionellen Einrichtungen ftattfinden. 
— Staatsrath v. Hartmann. fand diefe Bemerkung fehr 
„ungeeignet; — Die. Kammer. verwarf die Anträge auf 
Berminderung der Refrutenzahl; fimmte aber mit 87 gegen 
29 Stimmen dem Borfchlage Herrn Uhlande bei, daß die 
Regierung gebeten werben ‚möge, bei der Bundesverſamm⸗ 
lung für Bermindenung der Bundescontingente Schritte 
zu tbun. | 

Am 27. Juli entwidelte Herr Pfizer feinen Antrag: 
zur Seftftelung der Staatsbürgerlichen Verhältniffe Wür- 
tembergd gegenüber dem Deutfchen Bunde im Wege der 
Geſetzgebung die Regierung um den Entwurf eines Geſetzes 
anzugehen, wodurch die SS. 3. 85. 86. 87. der Berfaf- 
fungsurfunde näher beflimmt und entwidelt würden und 
mit bdiefer Petition eine den verfafjungsmäßigen Grund- 
fügen entfprechende Rechtöverwahrung fowohl für die Ver- 
gangenheit ald für die Zukunft zu verbinden. Der Antrag- 
fteler handelte dad Thema vom Berhältniß ded Bundes zu 
den conftitutionellen Staaten von Neuem ab. Er gab 
eine hiſtoriſch⸗ſtaatsrechtliche Ausführung über Entftehung, 
Verheißungen, Verpflichtungen ded Bundes aus dem Ge- 
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fihtspunfte der Nationalität. Er wollte, daß bie Kammer 
fi) beſonders gegen alle Rechtöverlegungen, die möglicher 
Meife aus den Bundesbefchlüffen vom 28. Juni entfprin- 
gen Fönnten, verwahre, die Minifter für alle Folgen ver- 
antwortlicy) mache und vdiefelben verbinde, auf jebem 
Landtage über die Bundedverhandlungen einen motivirten 
Bericht vorzulegen. Er legte die Nothwenbigfeit einer 
fharfen Scheidung zwifchen Landed- und Bundesgeſetzge⸗ 
bung dar, und fchloß mit dem Wunfche, daß der Deutfche 
Name bald wieder in hellem Glanze ſtrahle. — Sein 
Vortrag dauerte zwei Stunden, die Minifter wohnten dem- 
felben nicht bei. 

Zwei Tage darauf erklärten die Herren Pfizer, Schott, 
Uhland, Pflanz und Pfleiderer, daß fie, fo lange fie über 
die Berfaffungspunfte, die noch nicht verwirklicht feien, 
nicht beruhigt wären, ben Finanzetat nicht verwilligen 
fönnten. Herr Pfizer befam damals von Tübinger Bür- 
gern einen Ehrenpofal, von Tübinger Damen einen ſchö— 
nen geſtickten Lehnfeffel. 

In Darmftadt gingen die Abgeordneten bis zur Be- 
fehwerbeführung gegen den Minifter du Thil fort. Der 
Candidat der Theologie Fuchs hatte eine Borftellung bei 
der Kammer eingereicht: er war, weil er die Farben 
fhwarz-roth-gold getragen und im Jahre 1831 einer fo- 
Iennen Fahrt von Gießen nad) Friedberg in einem vier- 
fpännigen Wagen beigewohnt, nicht zur Facultätsprüfung 
zugelaffen worden. Die Herren Jaup und Glaubrech rich- 
teten ſich bei der Discuſſion über dieſen Kal gegen bie 
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Denunciationen wider die Jugend: man folle diefer Ver— 
trauen erweifen, ftatt fie mit Spionen zu umitellen und 
ihr erſt dadurch Bedeutfamfeit, Selbitüberfchägung zu ge— 
ben. Man habe den Wind gehört und ber Sturm fei 
fchredlich aufgegangen: wen habe nicht das Franffurter 
Attentat mit Abſcheu und Entjegen erfüllt. , Herr Höpfner 
erzählte von Fällen, wo auf den geringiten Verdacht hin 
abgehenden Studirenden die Theilnahme an demagogifchen 
IUmtrieben ind Zeugniß gefchrieben, dem Einen, weil er 
langes Haar und einen altdeutfchen Rod getragen, dem 
Andern, weil er die Leiche eined Studenten, der in Ber- 
dacht demagogifcher Umtriebe geftanden, zu Grabe geleitet. 

Der Candidat Der Theologie Eduard Graf Hatte ſich 
ebenfalld an die Kammer gewandt: feine Vergehen waren, 
daß er ſich durch Bivat- und Pereatrufen während der 
Polendurchzüge andgezeichnet und vor Herrn Georg Fein, 
als er durch Giefen transportirt wurde, die Mütze ge- 
ſchwenkt. 

Die Gattin des Rector Weidig hatte bald nach der 
Verhaftung ihres Mannes der Kammer eine Beſchwerde 
eingereicht, weil Weidig, in längerer polizeilicher Haft ge— 
halten, feinem geſetzlichen Richter entzogen werde. Bei 
dieſer Gelegenheit ſprach ſich der Abgeordnete Helmrich 
am 1. Auguſt über die Stellung der Kammer zum Staats— 
miniſterium aus. Verfolgen wir, ſagte er, den Lauf un— 
ſerer parlamentariſchen Wirkſamkeit, ſo werden wir leider 
eine gewiſſe Spannung zwiſchen der zweiten Kammer und 
dem Miniſterium nicht verkennen, eine Spannung, derzufolge 
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eine gebeihliche Wirkung der ftänbifchen Angelegenheiten 
gehindert, wo nicht ganz aufgehoben ff. Zwar ift eine 
gegenfeitige Eiferfucht in der Natur bed Repräfentativ- 
foftemd gelegen, aber ein vertrauended Entgegenfommen, 
ein gegenfeitiged Anerkennen ift hiermit nicht ausgefchloffen. 
Wie wenig hat das Minifterium zur Verwirklichung der 
Berfaflung durch Entwicklung der darin verheißenen Wohl- 
thaten gethan! Auf eine beklagenswerthe Weife entzieht 
ed und die Boraudfegungen eined die wohlthätigen Wir- 
tungen ded Repräfentativfpftemd bebingenden Vertrauens, 
indem ed in vielfacher Beziehung das Anfehn gewinnt, als 
beeifere es fich, im Sinne der Reaction die Garantieen- 
unfrer Verfaffung zu ſchwächen. In der Xhat, wo ift 
eine Bundamentalgarantie, worin die Kammer nicht bereits 
eine Verlegung aufgefunden hätte? Die Gefeßgebung, bie 
Organiſation der Gerichte find durch einfeitig erlaffene 
Berordnungen, die Preffreiheit durch die Genfur alterirt. 
Das Grundgefeß ift bald nur noch eine leere Form. 

Herr v. Gagern wollte eine Anklage bed Minifters 
du Thil. 

Herr €. E. Hoffmann erklärte am 2. Auguſt, wo 
bie Berathung über ‚jene Angelegenheit fortdauerte, daß 
ihm die Geduld bald reife; das Minifterium behandle bie 
Kammer gar nicht ald eine ihm gleichitehende Corporation, 
ed wolle immer Alled befler wiffen. „Meine Herren es 
ift eine traurige Zeit! Ich fehe voraus, wie ed gehen 
wird. Man fucht bas Landfländifche Syſtem allenthalben 


331 


zu untergraben und fo allmaͤhlig zum Abſolutismus zurüd- 
zukommen: das Herz möchte einem brechen!“ 

Der in der Bredaſchen Buchhandlung erſcheinende 
„Deutſche Volksbote“ war vom Miniſter verboten worden. 
Die Verlagshandlung beſchwerte ſich bei der Kammer. 

Der Candidat der Rechtswiſſenſchaft Carl Soldan 
wandte ſich in gleicher Verlegenheit, wie Fuchs und Graf 
an die Kammer: er hatte auch Herrn Fein ein Vivatıge- 
bracht. Der junge Soldan, erzählte Herr €. E. Hoffe 
mann am 21. Auguft, hat ein halb Dutzend Mal verfucht, 
dem Minifter du Thil aufzuwarten: am Ende hat ihm 
der Bediente gejagt, ed fei eben fo gut, wenn er ihm feine 
Sache vortrage. üblich entſchloß ſich Soldan dazu, da 
er feine andre Wahl mehr hatte, und der Bediente be- 
fchied ihn, es folle bejorgt werden. 

Die Kammer befcdyloß, allen dieſen Borftellungen 
Folge zu geben und in der Angelegenheit von Fuchs, Graf, 
Weidig und Soldan gegen den Minifter ded Innern und 
der Juftiz, du Th, Beichwerde bei dem Großherzog zu 
führen. Am 22. Juli beſchloß fie außerdem einftimmig, 
die Staatdregierung zu erfuchen, den Art. 35 der Ber- 
faffungeurfunde zur Ausführung zu bringen und zu dem 
Ende einen Gefeßentwurf vorzulegen, welcher auf der einen 
Seite den vollen Gebrauch der verfaffungsmäßigen Pref- 
freiheit fichere und auf der andern Seite die Prefmigß- 
bräudye zweckmäßigen gefeglichen Beltimmungen unter- 
werfe; mit 27 gegen 18 Stimmen erflärte fie das Fort- 
beftehen der Genfur für ungefeglih und verfaffungs- 
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widrig und fprach aus, daß, bevor das neue Gefeg zu 
Stande gefommen, alle Provinzen rüdfichtlich ber Preffe 
in die Berhältniffe zurücktreten follten, welche vor dem 
20. September 1819 beftanden. 38 gegen 6 Stimmen 
wollten die Staatsregierung um eine Verfügung erfuchen, 
wodurch die Genfur im Großherzogthum aufgehoben werde. 

Die Kurhefftfchen Stände fahen fich im Auguſt ge- 
nöthigt, ſich mit der Minifteranflage zu befchäftigen. Am 
31. Zuli nämlich machte die Landtagscommiffion im Na- 
men der Staatsregierung den Ständen die Eröffnung, die 
Staatdregierung habe nad) wiederholter genauer Erwägung 
gefunden, daß die vermittelft der Anflage gegen ben Bor- 
ftand des Minifteriumd ded Innern angefochtenen Staate- 
handlungen nur unter der Borausfegung ald Berfaffungs- 
verlegungen characterifirt werben könnten, daß den dabei 
in Betracht fommenden Beftimmungen der Berfaffungs- 
urfunde ein Sinn untergelegt worden fei, welcher fidy nicht 
auf deren unmittelbar durch den Wortverftand gegebnen 
Inhalt befchränfe, fondern auf dem Wege einer von let- 
terem abweichenden Auslegung herausgefunden worden. 
Hieraus ergebe ſich, daß die gedachte Auflage nicht ſolche 
Handlungen des Minifterialvorftandes zum Gegenftand 
habe, welche eine Uebertretung von Berfaffungsbeltimmun- 
gen, deren Sinn anerkannt fei, in fich enthalten, fondern 
daß fie nur gegen bie Art und Weife gerichtet fei, in wel- 
cher die betreffenden Beftimmungen aufgefaßt und ange- 
wanbt worden feten, daß alfo die gemachten Anfchuldigungen 
nur darauf gehen, daß der erwähnte Minifterialvorftand 
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gewiffe Vorfchriften der Verfaſſungsurkunde anders, als 
man ftändifcherfeits für richtig gehalten, interpretirt: habe; 
Diefer Conflict fönne nur auf verfaffungswidrigem Wege 
vor das Oberappellationsgericht gebracht werden; vielmehr 
müſſe nach) $ 154 der Verfaſſung hierbei der Weg gegen- 
feitiger Verſtändigung eingefchlagen werden. Im Außerften 
Falle fünne nur die Wirkſamkeit eines Compromißgerichtes 
eintreten. Im andern Falle werde im Oberappellations- 
gericht eine neue fich über die Staatsregierung und: „ſelbſt 
über die Ständeverfammlung” erhebende Gewalt gefchaffen: 
Sp wie ſchon von dieſer Seite Die vorliegende Anklage 
Stoff zur ernfteften Erwägung darbiete, fo fei folches noch 
in erhöhtem Grade von einer andern Seite der Fall, Es 
folle zur Anklage eined Minifterd genügen, daß berfelbe 
eine Verfaſſungsbeſtimmung, die auch noch andere, als er 
fie verftanden hat, verftanden werben fünnte, nicht in 
demjenigen Sinne aufgefaßt und angewandt habe, welchen 
man ihr ftändifcherjeitd vermöge einer von feinen bereitd 
feftftehenden Prämiſſen ausgehenden Interpretation beilege, 
Es folle ein Minifter deshalb von feinem Amte entfernt 
werden können, weil das Oberappellationdgericht fich für 
diejenige Anficht erflärt, die der von der Ständeverfamms 
lung angenommenen Interpretation entſpreche. Dieſes 
Scicfal fole den Minifter vermöge einer vielleicht nur 
zufälligen Majorität in Gericht. und Ständeverfammlung 
treffen, während eine der Majorität nahe fommende Mi— 
norität feine Anfidyt und Dandlungsweife vollfommen: bil- 
lige. Durch ein ſolches Princip werde die Selbitftänbdigfeit 
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und Wirffamfeit der Organe der Staatdgewalt, ja diefe 
felbft in ihren Grundfeſten erfchüttert, die Anordnungen 
der Regierung würden beftändig in Frage geftellt fein. 
Die Regierung fehe einer unbefangenen und gerechten 
Würdigung diefer Erdffnungen entgegen. 

Der Ausſchuß, dem diefe Eröffnung zugewiefen war, 
hatte feinen Bericht‘ fertig, ald die Landtagscommiſſion da- 
rauf antrug, die ganze Angelegenheit in geheimer Sigung 
zu berathen; die Ständeverfammlung verwarf Diefen An- 
trag und am 28. Auguft in öffentlicher Sigung vernahm 
fie den Bericht, welchen Herr Wippermann erftattete umd 
welcher die Ständeverfammlung aufforderte, die Eröffnung 
der Staatdregierung unberüdfichtigt zu laflen. — Nach 
einer längern Debatte, in weldyer Herr Schwarzenberg die 
Berfammlung befchwor, nidyt auf Interpretationen einzu- 
gehen, wodurch die Berantwortlichfeit der Minifter aufge- 
hoben und die Berfaffung ihrer Laune preiögegeben würde, 
lehnte die Kammer dad Eingehen auf den Minifterial- 
Antrag vor der Hand ab, weil jet ber unpaſſende Zeit- 
punkt feiz ferner bejchloß fie, dad Oberappellationdgericht 
um Befchleunigung ded Spruches in der Anflage gegen 
den Geheimrath Haflenpflug zu erfuchen. 

Aber auch) die zweite Anklage, welche von dem Ober- 
appellationsgericht zuruͤckgewieſen war, wollte bie Kammer 
nicht fallen laſſen. Hatte der Staatsgerichtschef ald 
Grund der Zurüdweifung angegeben, daß der ftänbige 
Ausſchuß nicht hinlänglich bevollmächtigt gewefen fei, fo 
wollte die Ständeverfammlung durch eine nachträgliche 


335 


Zuftimmung zu der Anklage jenen Grund befeitigen. Am 
17. und 20. September berieth fie" diefe Angelegenheit. 
Die Situng am 17, dauerte bis zehn Uhr Abende, über 
ſechs Anklagepunkte wurde abgeftimmt. Erftend habe der 
Geheimerath Haffenpflug das Refrutirungsgefes vom 10. 
Suli 1832 außer Wirffamfeit gefeßt und dem $ 95 ber 
Berfaffungsurfunde zumider aufgehoben oder abgeändert. 
Nachdem dieſer Anklagepunft beftätigt war, hielt Herr 
Schomburg eine Rede, in weldyer er einen Weberblid 
über die Lage der Iandftändifchen Gejchäfte und über die 
Stellung der Kammer zum Minifterium des Innern gab. 
Er erzählte von ber fchwierigen Aufgabe, die dem Kur- 
beffifchen Minifterium nad) Berfündigung der Verfaffungs- 
urkunde geftellt war, wenn ed wirklich die in derfelben 
verheißenen Inftitutionen ind Leben führen wollte; er er- 
zählte von den Hoffnungen, mit denen dem Kurprinzen bei 
dem Antritt feiner Mitregentfchaft die Herzen treuer Un- 
terthanen entgegenfchlugen, von der Wendung, weldje ge= 
folgt fei, ald der Geheimerath Hafjenpflug ald Borftand 
in die Minifterien ded Innern und der Juſtiz getreten. 
„Die Berhältniffe trübten fich ſtets mehr; einige wichtige 
aber nur wenige Gefeße famen zu Stande während eines 
Landtages von funfzehn Monaten, werthuolle Erwartungen 
und Berheißungen waren noch unerfüllt, viele landſtaͤndi⸗ 
ſche Arbeiten ihrer Vollendung nahe gebracht — die Stän- 
deverfammlung wurde aufgelöft. Der bleibende Ausſchuß, 
da er feinen Beruf in Ausübung zu bringen fuchte, wurde 
von dem Minifterium faft mit Hohn zurückgewieſen. Was 


3306 


ift feitdem für die Verfaſſung gefchehen? Geſetzentwuͤrfe 
werben vorgelegt, aimendirt, revidirt, wieder vorgelegt, 
zurücdgenommen — aber wozu follicitiren — wie heff- 
nungslos ihre Verfündigung! Der Borftand des Minifte- 
riums der Suftig war fchon von der erften Ständener- 
fammlung erfucht worden, bderfelben die Grundlagen ber 
nothivendigen Reform des gerichtlichen Verfahrens vorzu- 
legen. Gleichwohl ift tiefed Schweigen beobachtet wo:den. 
Ein Wildſchadengeſetz ift vorgelegt und nachdem es die 
Ständeverfammlung rebidirt, modiftcirt hat, wieder zurüd- 
gezogen worden. Ebenſo das Preßgefeß: ob der neuerlid) 
vorgelegte Entwurf im Ganzen den Forderungen und bem 
Geifte der Berfafjung Genüge leifte oder nicht entfpreche? 
Darüber werden die urtheilfähigen Freunde der Preffrei- 
heit nicht lange in Zweifel fein... Die volle Gefinnung 
und Liebe für die Berfafjung und ihre Folgen ift ed, welche 
bei entfprechenudem Talente in Wohrung und Förderung 
der öffentlichen Iutereffen den Minifter ficher leitet. Bon 
andrer Hand berührt werben die Früchte verdorren, welche 
dort ihre Pflege finden ſollen, wird die Verfaffung zu einem 
lebensvollen Wirken nicht gedeihen.“ 

Die andern Anflagepunfte, welche von den Ständen 
angenommen wurden, bezogen fich auf des Geheimerathes 
Haflenpflug Benehmen gegen den ftändigen Ausſchuß, auf 
feine Anwendung ded $ 71 und des Urlaubsbewilligungs- 
rechtes, auf feine Contrafignatur einer Verordnung, welche 
verfaffungsmäßig nur mit Zuftimmung der Landitände hätte 
erlaffen werben fünnen. Im übrigen wurden die Auflagen, 
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welche der Ausſchuß der Ständeverfammlung von 1831 
und 1832 ſchon bei dem Oberappellationsgericht vorge- 
bracht hatte, und welche fi) auf die Behandlung des Aus- 
ſchuſſes durch den Minifterialvorftand bezogen, von Neuem 
betätigt. s 


Dem langen Kampfe, weldyen die Großherzoglich 
Heffifche Volksvertretung mit dem Minifterium führte, 
wurde endlich mit Gewalt ein Ende gemacht. 

Am 11. September hörte die zweite Kammer. menig- 
ftend einen Anfragsbericht über bie Bundesbefchlußfrage. 
Der am 7. Januar vorgetragene Minifterialerlaß vom 5. 
Sanuar war dem zweiten Ausfchuffe zur Begutachtung 
vorgelegt worden, an jenem Tage erſtattete Herr Hall- 
wachs den Bericht: Anfangs, fo erzählte er, fei der Aus— 
ſchuß darüber einig gewefen, daß eine Berfaffungsverlegung 
vorliege, darauf feien an den Regierungscommiflär, welcher 
beftellt wurde, um dem Ausfchuffe Auskunft zu geben, 
fchriftlic fieben Kragen geftellt worden, welche jener aud- 
führlich beantwortet habe. Durch. diefe Antworten, welche 
den Großherzog als einen gerechten Fürften fchifderten, 
deſſen Berficherung, daß die Verfaſſung nicht verlegt fei, 
wohl geglaubt werben Tünne, welche ferner behaupteten, 
baß die Bunbedverfammlung zu ihren Befchläffen vom 
28. Juni competent gewefen fei, daß der Großherzog die 
Berhältniffe des Landes dem Bunde gegenüber durchaus 
vertrete und in Bezug auf die Bundesgefeßgebung und 
deren Ausführung die in ihm vereinigte Staatsgewalt in 
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feiner Weife ald in fofern befchränft habe, daß die Mit⸗ 
wirfung der Stände in Aufehung der Mittel zur Erfüllung 
der Bunbesverbindlichfeiten nicht ausgeſchloſſen werde, daf 
der Großherzog fid) durch die Berfaflungsurfundbe bei Faf- 
fung, Auslegung und VBerfündigung der grundgefeßlichen 
Beichlüffe ded Bundes in feiner Weife an die Concurrenz 
der Stände gebunden erachten könne, daß der Großherzog 
im alle einer Steuerverweigerung der Stände nur dan 
die Hülfe ded Bundes in Anfpruch nehmen fünne, wen 
die verfaffungsmäßigen und gefeglichen Mittel zur Erbal- 
tung ded Staates erfchöpft. fein — durch dieſe Antwor- 
ten, erzählte der Bericht, fei eine Meinungsverſchiedenheit 
in den Ausfchuß gefommen. 

Die. Herren. Aull, Hoffmann und der Berichterftatter 
felber hätten in jenen Antworten vollkommene Beruhigung 
gefunden, die Abgeordneten Höpfner und Jaup wären 
dabei beharrt, eine formelle und materielle Berfaffungs- 
verlegung in den Bundeöbefchlüffen zu finden. Der Ab- 
geordnete F. Schenk habe bie Publication der Bundes⸗ 
befchlüffe, weil diefe nicht zur fändifchen Berabfchiedung 
gebracht feien, für eine formelle Berfaffungsverlegung er- 
Härt. — Der Berichterftatter gab hierauf eine Daritellung 
ber Entitehung und Befugniffe ded Bundes, befinirte den- 
felben ald einen völferrechtlichen. Verein, der nur durch die 
Stimmeneinhelligleit der Gontrahenten — Gontrabenten 
feien aber bei conftitutionellen Staaten auch die Stände 
— ftaatsrechtliche Befugniffe erhalte, zeigte, daß, wo fich 
die Bundesverſammlung innerhalb ihrer Befugniffe bewege, 
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der Umftand, daß fie mittelbar auf die innern Berhältniffe 
ber Bundesftaaten einwirfe, ihre Bewegung nicht hindern 
fönne: der Bericht ſtimmte dem Minifterialerlag vom 5. 
Januar bei, daß in den Bundesbefchlüffen Feine Berfaf- 
fungsverlegung enthalten fei, zumal die Wiener Schlußacte 
Theil ded Hefiifchen Staatsrechted fei. Und wenn auch 
— bei der -Gefinnung der beiden Deutfchen Hauptmächte 
in Bezug auf conftitutionelle Berfaffungen — die Bundes- 
befchküffe vom 28. Juni einige Beforgniffe erregen möchten, 
fo finde man in dem Haren Rechte, in den Garantieen 
der Bunded- und Landedverfaffung, in der Gerechtigkeit 
des Großherzogs vollfommene Beruhigung. Da aber deffen 
bundeöverfaffungsmäßige Nechte felbit mißfannt werden 
fönnsen, und da der Schlußfag des Minifterialerlaffes vom 
5. Sanuar neue Beſorgniſſe für die Kandesverfaffung er- 
vege, fo hielt der Bericht eine Proteflation für nöthig, 
welche die Verfaſſung unter allen Umftänden verwahren 
und. mit der Bemerkung ſchließen follte, daß die Kammer 
fi) von Berathung der geftellten Anträge nicht werde 
abhalten laffen. 

Diefe Beratung ließ wiederum lange auf ſich war- 
ten, doch drehten mehrere Abgeordnete, vor allen der Ab- 
geordnete v. Gagern damit, daß Ddiefelbe auf jeden Fall 
vor der Discuſſion ded Budget vorgenommen werden folle; 

Die Abgeordneten haben am erften, zweiten und brit- 
ten Detober über einen Antrag von acht Abgeordneten be- 
rathen, daß man den Großherzog um Erfüllung des Arti- 
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Borlage eined bürgerlichen und Strafgefegbuches unterthä⸗ 
nigft erfuchen möge. Die Majorität fprach fich für gleich⸗ 
mäßige Gefeßgebung und zwar für Erhebung ber Rhein- 
beflifchen zu der des Großherzogthums aus. Am 7. October 
debattirte man über die Finanzverwaltung in der Finany 
periode 1830 — 1832. 

Ad Herr von Gagern das Recht der Stände, die 
Staatsregierung zu controliven, ihre Finanzverwaltung zu 
billigen und zu verwerfen, entwickelte, erwiederte ihm bed 
Präfidenten des Finanzdepartements, Freiherrn v. Hoffmann 
Ercellenz und führte eine Anficht über die Befugniß der 
Stände, Ausgaben der Staatsregierung nachträglich zu 
ftreichen und die Steuern zu vermilligen, durd), auf welche 
Herr Ernſt Emil Hoffmann folgendermaßen antwortete: 
„Wir haben heute Grundfäge gehört, welche noch auf Fei- 
nem Landtage vorgefommen find. Wir follen in die Ber- 
waltung nicht eingehen dürfen, uns fol die Einficht der 
Acten auch in Zukunft verweigert werden, wenn es nicht 
die Staatsregierung angenehm findet, fie aus Gefälligfeit 
und mitzutheilen. Die Kammer fol nichts mehr zu thun 
haben, ald Steuern zu bewilligen, der Staatsregierung aber 
bad Recht zuftehen, Geld auf ihre Berantwortlichfeit in 
jeder Beziehung auszugeben und fogar den ganzen Referve- 
fonds in der Art anzugreifen, daß, fo lange biefer nicht 
erfchöpft fet, die Stände nichts fügen könnten. Sind wir 
denn zwei Partheien, die eine der andern ihre Acten nicht 
außliefert? 

Gegen die Behauptung ded Freiherrn v. Hoffmann, 
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daß die Stände Ausgaben nachträgli nicht ftreichen, 
fondern nur über ſolche Beſchwerde führen können, fagte 
der Abgeordnete, Herr Emmerling: Hiermit ift das Steuer- 
verwilligungsredyt der. Stände untergraben. Die Bewilli— 
gung der einzelnen Pofitionen, bisher von der zweiten 
Kammer allein abhängig, wird es nun auch von ber erften, 
denn eine Beichwerde muß durch die erfte Kammer. — 
Da verwahrte fich aber der Freiherr v. Hoffmann feierlich 
gegen Den Borwurf, ald wenn die Staatsregierung bie 
Abficht babe, ſtändiſche Rechte, welche fie ehre, illuſoriſch 
zu machen. In der Abftimmung am 22, Dftober ver- 
fügte die Kammer mehreren Ausgabepoften die Billigung. 

Den Anlaß zur Auflöfung der Kammer fand Das 
Minifterium in dem Inhalte ded Berichted,, der über Die 
einfeitig erlaffenen Verordnungen abgeitattet werden follte 
und fchen gedrudt war. In einem Erlaß, der der Kam— 
mer am 2%. Oftober mitgetheilt wurde, nahm das Mini- 
fterium das Recht der Verwaltung in vollem Umfange für 
die Regierung in Anfpruch und verlangte, daß mehrere ihm 
anftößige Stellen aus dem Bericht geftrichen würden Als 
num die Majorität: des zweiten Ausfchuffes, dem diefer 
Erlaß zugemwiefen war, ſich weigerte, auf die Forderungen 
deffelben einzugehen, ald der Präfldent der Kanımer ‘ferner 
anfündigte, daß er die Berathung über die Bundesbeſchlüſſe 
nächftens auf die Tagesordnung feßen werde, ward ber 
Yandtag am 2. November aufgelöft. 

An der erfien Kammer hatte die Staatsregierung 
eine treue Stütze gehabt. Alle Beichwerben, faft. alle. An 
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träge, welche von der zweiten Kammer an fie gefommen 
waren, hatte fie zurüdigewiefen; nur der Freiherr v. Ga- 
gern, der Vater, hatte von Zeit zu Zeit in ariftocratifcd- 
geiftreicher Manier volksthümliche Rechte in den väterlichen 
Schu kunſtvoll gebauter Perioden genommen. Die erfte 
Kammer hat den Antrag auf Erweiterung bed Petitiond- 
rechtes, den Antrag auf Abändrung des Art. 60. der Berf. 
Urf. (die Wählbarfeit betreffend) den Antrag, in Betreff 
der Beſetzung Rödelheimd durch Bundestruppen an bie 
Regierung eine Anfrage zu flellen, die Anträge auf Be- 
fehwerbeführung in der Weidigfchen und der Gandibaten- 
Angelegenheit, ebenfo den Antrag auf Preffreibeit abge- 
wiefen. 

Ald der Freiherr v. Hoffmann am 2. November dad 
landesherrliche Edict in Betreff der Ständeverfammilung in 
der erſten Kammer vorlas, drüdte er: „auf Allerhöchiten 
befondern Befehl den Mitgliedern der hohen eriten Kammer 
für die perfönlichen großen Anftrengungen und Aufopferun- 
gen, für die treue Hingebung an Seine Königliche Hoheit 
und Allerhöchſtdero erhabenes Haus und für ben reinen, 
durch Feine Leidenfchaften verfälfchten Eifer für das wahre 
Wohl des Landes, welchen die erfte Kammer bewiefen, den 
Allerhöchften Danf Sr. Königlichen Hoheit” aus. — 

Die Kurheſſiſche Ständeverfammlung wurde, nachdem 
fie einige Finanzgefege angenommen, das Preßgeſetz zurüd- 
gewiefen, am 29. Oftober gefchloffen, um einer neuen 
Play zu machen, welche am 11. November ihre Sigungen 
begann und bald darauf ind nächte Jahr vertagt wurde. 
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Die Badiſche — — ward am 12. No— 
vember geſchloſſen. 

Am A. September hat die zweite Badiſche Kammer 
den von Herrn Mittermaier geftellten Antrag in Bezug 
auf das Preßgefeg discutirt. Gleich bei Beginn der Ber- 
handlung geftand der Geheimerath v. Winter die Mängel 
ded gegenwärtigen Zuftanded der Preffe ein. Es müffe 
etwas gefchehen. Fürs erſte bleibe aber nichts übrig, als 
durch ein proviforifches Gefeß zu helfen, das etwa zwifchen 
dem jetzigen und dem nächſten Landtage einzutreten hätte, 
und mobei die Regierung die Wünfche und Erfahrungen 
der Abgeordneten nad) Möglichkeit berückfichtigen würde. 
Der ‚Herr Geheimerath erfuchte die Kammer, nad) diefer 
Erflärung die Discuſſion des Gegenftandes zu ‚umgehen 
oder wenigftend nad; Möglichkeit zu befchränfen. 

Diefer Bitte Fam die Kammer nicht nach. Die Ber- 
handlungen dauerten von 9 Uhr Börmittage bis 7% Uhr 
Abends, nur Nachmittags nad) zwei Uhr trat eine Paufe 
von einer Stunde ein. Herr Welcker beftieg zuerft Die 
Rednerbühne. „Nie, meine Herren; fagte er, „babe ich 
fchüchterner das Wort: ergriffen, als in dem gegenwärtigen 
Augenblick, denn wichtiger und wielleicht ſchwieriger als 
diefe Schlußfaffung haben‘ wir nie in Aunferm fändifchen 
Wirken eine Schlußfaffung) vorgenommen. Es iſt eine 
Wahrheit, fo allbefannt und entfchieden, wie die Wahrheit, 
daß die Sonne wärmt, daß die Preßfreiheit die Seele, die 
Lebendfraft, daß fie die Garantie der ftändifchen Berfaf- 
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fung fei. Wir befaßen fie ... fle if. und genommen und 
durd) die Art der Entziehung zugleich unfer Geſetzgebunge⸗ 
recht, ja ich bin der feſten Ueberzeugung felbit, die Son- 
veränität unfered Staated angegriffen worden. Die Ehre 
meines politifchen Berftandes, meines politifchen Characterd 
würde auf dem Spiele ftehen, wenn ich mich durch Rüd- 
fihten irgend einer Art verhindern ließe, der Sadye ihr 
ganzed Recht anzuthun“ Der Redner führte nunmehr 
feine Anficht über dad Berhältniß des Bundes zur Landes⸗ 
gefeßgebung durch, zog den Schluß, daß der Bundesbe- 
flug in Beziehung auf die Zurücknahme des Badiſchen 
Preßgefeßes fih auf Fein Recht gründe, er fprach ſich 
gegen Herrn Mittermaierd Borfchlag aus, weil dad Pref- 
gefeg von 1831 als. rechtögiltig fortbeftehend betrachtet 
werde, fo weit fi) die Regierung nicht über einzelne Ab- 
ändrungen mit den Ständen vereinige. „Wir leben, fo 
ſchloß er, allerbings in einer ſchweren, ernſten und gefahr- 
vollen Zeit, allein darum wird es Doppelt ehrenvoll für 
und fein, wenn wir die Grundfäge der Wahrheit und des 
Rechtes nicht nach den Zeitverhältniffen ausfprechen, lieben 
und vertheidigen. 

Darauf vertheidigte Herr Mittermaier feine Anträge 
damit, daß die Commiſſion habe ausführbare Vorſchläge 
machen müffen; zwifchen Preßfreiheit und Genfur fei frei- 
lic) Feine Wahl. 

Nad) einer durch Herrn Schaaf gelieferten Berthei- 
dDigung der Regierung — die Preffe habe fi ihr Schyid- 
fal felber zugezogen, ohne den Bund werde man nie voll- 
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fommene Preffreiheit erlangen — ſprach Herr v. Motte 
„fein Bedauern aus, daß das Preßgeſetz durch einen Ge— 
waltſtreich geraubtuwurde‘. — Herr Sander fragte: Soll 
es für und für unfer Schidfal fein, einige Schritte auf 
der Bahn der Freiheit vorwärts zu thun, eine Ausfüht auf 
ihre wahrbafte Darſtellung zu erbliden und fich wieder zu— 
rückgeſtoßen zu fehen von einer Parthei, die fich wie eine 
finftre Wand zwifchen Fürft und Volk geftellt hat? Will 
die MNegierung immer noch fortfahren, gegen ihre eigene 
Stüge und Sicherheit anzufämpfen? — Wenn wir; fügte 
Herr Rindefchwender, die Suliordonnanz als verfaffungs- 
widrig anflagen, fo thun wir diefes eben ſowohl in wohl— 
verftandenem Interefje der Regierung ale in dem bes 
Bolfed. Die Feftigfeit des Thrones und die Sicherheit 
des Bürgers haben ihre ſtärkſte Garantie in der Heiligkeit 
des Geſetzes. Der Redner verwarf das Benehmen der 
Minifter, daß fie fich hinter den Bund verftedten, und 
nannte ed eimen „Unſinn“, daß ein Staat, der andern 
Staaten dad Richteramt über fich zuerfenne, fouverän 
fei. Zum Schluß erflärte er die Minifter, wenn fie nicht 
das But der Preffreiheit zurüdgäben, des Treubruches 
fchuldig und für unmürdig, das Ruder des Staates zu 
führen. 

Nachmittags wurden die Debatten immer hitiger: 
Herr. Gerbel fprach von Steuerverweigerung, Herr Schaaf 
von der Keichtfertigfeit einiger vorgetragenen Reden, Staats⸗ 
rath Winter griff den „Freifinnigen” an, der die Preßfrei— 
heit geftürgt habe; von einigen Artifeln in demſelben habe 
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man glauben müffen, der Berfafler fei eben aus dem Toll⸗ 
baufe entfprungen, dagegen erflärte Herr Welder ven 
Staatsrath Winter für unfähig, dad Ruder des Staates 
zu führen, er habe befchränfte politiſche Anfichten. 

Und nad fo langen Debatten, in denen faft alle, 
welche gefprochen, ihr Beileid für die gefallene Preßfreiheit 
ausgefprochen, erflärte die Kammer mit allen gegen fünf 
Stimmen, „fie nehme die Zufiherung, welche die Regie- 
rung heute gegeben, im Wege eined Proviforiumd den ge- 
genwärtigen mangelhaften Zufland ber Prefßgefeßgebung 
zu verbeffern, an, und rechne darauf, daß diefe dabei dem 
im Gommiffionsberichte geftellten Antrage und den in die⸗ 
fem Berichte fo wie im Laufe der heutigen Berhandlungen 
audgefprochenen Wünfchen entfprechen werde“. 

Die Regierung hatte fi im Jahre 1831 verbindlich 
gemacht, dem nächften Landtage ein Sehntablöfungsgejeg 
vorzulegen. Sie kam ihrer Verbindlichkeit nach), aber in 
dem Gefeße, welches fie zuerft in die erfte Kammer brachte, 
waren gerade die Hauptwünfdhe, welche die zweite Kammer von 
1831 ausgefprochen, unberüdfichtigt geblieben. Die Ab- 
löfung des Zehnten follte durch Darlegung bed zwanzig. 
fachen Betrages der mittlern reinen Einnahme erfolgen; 
der Staat follte vier Zwanzigftel der Ablöfungsfumme bei- 
tragen, außerdem follte eine Zehntfchuldentilgungdtafle ein- 
geführt werden, bei weldyer der Zehntpflichtige die zur 
Ablöfung nöthigen Capitalien leihen könne. Als das Gefeg, 
wefentlich unverändert, aus der erſten Kammer in bie 
zweite gelangte, wählte die Commifflen zur Begutachtung 
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beffelben Herrn v. Notted, der 1831 die Zehntabfchaffung 
gefordert, gu: ihrem Präfldentenn Die, Commiſſion ging auf 
die Entſchädigung der Berechtigten: durch den zwanzigfachen 
Betrag: ein, weil ſie ſonſt den Zehnten ganz fortbeſtehen 
zu ſehen fürchtete, den Staatsbeitrag aber wollte ſie auf 
ſieben Zwanzigſtel feſtgeſtellt wiſſen, über die Art, wie der 
Reinertrag zu ermitteln ſei, war ſie mit der erſten Kam⸗ 
mer. :verfchiedener Meinung, ſie wollte die Steuer die 
Frohnden, fo weit ſie zu Zehntgeſchäften verwendet würben; 
den verhaͤltnißmaͤßigen Aufwand für Speicher: und Keller, 
für Auffpeicherung und Einfellerung, und den Aufwand an 
Befoldungen und Bureaukoſten der Bezirksverwaltungen 
abgezogen wiſſen. 

Am 9. September begann die Discuſſion in der 
Kammer. Herr v. Rotteck hielt einen langen Vortrag, in 
welchem ‚er: dieſelben Prinzipien, wie 1831 entwickelte er 
wollte diesmal den achtzehnfachen Betrag: als Entſchädi—⸗ 
gungsfuß feſtgeſtellt und: vom Staate: ein Drittel der Ab⸗ 
löſungsſumme übernommen wiſſen. Doch ward ſein Antrag 
verworfen, die Kammer zog die Zeitverhältniſſe in Erwä— 
gung; ſie entfchied- ſich für den zwanzigfachen Betrag, da⸗ 
für aber, trotz des Widerſpruchs Der Regierungscommiſſion 
für: ſechs Zwanzigſtel Staatsbeitrag: Nun drohte der Fi—⸗ 
nanzminiſter mit Zurückziehung des Geſetzes, wenn ſich die 
Kammer micht ‚mit vier: Zwanzigſtel befriedige. Die Com⸗ 
miſſion rieth, ſich zu. fügen; und trotz einer neuen langen 
Rede des Herrn vo Rotteck, worin dieſer zeigte daß das 
von der Regierung vorgeſchlagene Zehntgeſetz Alleun günſtig 
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fei, nur ben Zehntholden ‚nicht, war eine große Majerität 
für die Regierung. Eine neue Differenz der zweiten Kam- 
mer mit ber Regierung und der Standedfammer entitand 
über die Jahre, wonach der Durchſchnittsertrag des Zehn- 
ten zu bemeffen fei und über die Ausmittelung des Rein- 
ertraged; die Abgeordneten entſchieden ſich hier — zum 
Theil — für die Anfichten der Commiffion. Die erfte 
Kammer, an welche der Gefegentwurf zurüdgelangte, be- 
harrte bei ihren erften Beftimmungen, für die Ausmittelung 
bed Reinertraged wollte fie fi nur einen Abzug von ? 
ber Steuer gefallen laſſen; ja es proteflirten einige Mit- 
glieder der Ariftocratie gegen das ganze Gejeg und drohten, 
bei dem Bundestage Befchwerde zu führen, wenn nicht der 
fünfundzwanzigfache Betrag ald Ablöfungsnorm angenom- 
men werde. 

Nunmehr ließ ſich die zweite Kammer, an welche der 
Gefegentwurf am 25. Dftober zurüdgelangte, zu Zuge- 
ftändniffen herbei, für die Ausmittelung bes. Reinertraged 
gab fie in Allem nach, nur beftand fie auf Abzug der 
ganzen Steuer. 

Die erfte Kammer beftand auf der Beſtimmung in 
Bezug auf die Steuer, und ſchlug außerdem den Zufag- 
artifel vor, „daß die Ablöfung bie zum erften Januar 
1838 nur, wenn fich der Zehntberechtigte und bie Zehnt- 
pflichtigen über den Ablöfungspreis einigen, alfo durch 
freiwillige Vereinbarung eintreten möge”. Die zweite Kam- 
mer fügte fich, und nahm am. 8. November das Geſetz 
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wie ed nım aus der erften Kammer zurücgefommen, mit 
Al gegen 18 Stimmen an, 

Am 5. November machte Herr Welder den Zuftanb 
des Vaterlandes und die Tendenzen ded Bundestages noch 
einmal zum Gegenitande einer Motion. „Die Gefahren 
bes Baterlandes und die Schußmittel gegen dieſelben“, fo 
nannte er Diefelbe, Er fchlug eine Adreſſe an den Groß— 
herzog vor: „Berufen, das untrennbare Wohl und Recht 
von Fürſt und Volk verfaffungsmäßig zu bewachen und zu 
berathen, durften wir unfere Augen nicht vor den Gefah— 
ren verfchließen, welche in diefer außerordentlich bewegten 
Zeit unfer Deutfches und Badiſches Baterland bedrohen... 
Die erfte jener Gefahren fcheint und zu beſtehen in dem 
nun fünfzigiährigen blutigen organiſchen Brinzipienfampf 
zwifchen Volksfreiheit und fchranfenlofer Herrfchergemwalt, 
jenem Kampfe, deflen endlich fich nahende Entwicelung 
enticheiden wird über Freiheit oder Knechtichaft, Selbft- 
ftändigfeit oder Zerftücelung, Kultur oder Verwüſtung der 
Bolfer. 

„Die zweite der Gefahren, welche für Deutfchland 
befonderd durch die erfte erhöht wird, ift die Rechtsver— 
weigerung, Die leider verzögerte oder gehemmte Erfüllung 
ber der Deutichen Nation gemachten rechtlicdyen Berhei- 
Bungen. 

„Die dritte iſt die Wahrheitdunterdrüdung, welche; 
wie nie zuvor in ähnlichem tiefbetrübendem Grade, unfer 
wahrheitsliebendes Deufches Volk und feine Ehre’ Fränft. 

„Wir fehen die vierte Gefahr in einer mit folchen 
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Umftänden ſich leicht verbindenden Erfchütterung des Ber- 
trauens zwifchen Regierungen und Völkern, ded Vertrauens 
der Bölfer auf aufrichtige und geficherte Erfüllung ber 
Grundverträge und auf ungeftörte felbftftändige Entwicklung, 
des Vertrauens der Regierungen dagegen auf die Bewah- 
rung der Mäßigung und feften Treue in den freien Beitre- 
bungen der Bölfer.- 

„Prinzipienkrieg, Rechtsverweigerung, Wahrheitsunter⸗ 
drückung und Vertrauensſtörung, ‚find bie vier Grundele- 
mente eines gemeinfchaftlichen Ganzen, des Reactionsſyſtems, 
bed Grundübels unfrer Zeit. 

„Kür Deutſchlands Fürften und Völfer aber ift nur 
Heil in Wahrheit, Gerechtigkeit und. Treue. und in dem 
durch fie geleiteten vereinigten gefeßlichen Fortfchreiten, 
nur in diefem der Reaction und Revolution gleich entge- 
gengefeßten gegen beide fchügenden Syfteme. 

„Die in ihm enthaltenen vierfachen Schugmittel gegen 
jene vierfachen Gefahren der Reaction find kräftige Bolfe- 
bewaffnung, Bertragstreue, Rechtöbefriedigung, Wahrheit 
oder Preßfreiheit und thatfächlich bemährtes und befeftigtes 
Vertrauen. Sie ftehen eben fo wie jene vier Uebel in 
völlig untrennbarer Verbindung und Wechfelwirkung ”. 

Die Adreffe follte die bedrohte Verfaffung unter den 
Schuß der perfönlichen Gerechtigkeit und Verfaſſungstreue 
Sr. Königlichen Hoheit ftellen und erflären, daß nur in 
diefem Sinne die Landesgelder den Händen des Minifteriums 
anvertraut feien. 

In ber Begründung feines Antrages gab Herr Welder 
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emen Ueberblick über bie bisherigen Siege, über die Mittel, 
Kunſtgriffe und moralifchen Folgen der „Reaction“, und 
legte die Hauptwaffe gegen diefelbe in Das freie, männliche 
„Wollen“ der Deutichen. 

„Unermeßlich wirkſam,“ ſo fchloß er, „ift die feier- 
liche öffentliche Sprache der Wahrheit - für eine‘ ‚gerechte 
Sache. Gebrauchen wir fie, ehe ed zu ſpät if! 

„Slüdliher jedenfalls, ald des Vaterlandes Elend und 
Schmach fogar durd) eigene Feigheit oder :Fahrläfiigfeit 
mitzuverfchufden, wäre ed, im Kampfe gegen die Knecht⸗ 
fchaft das eigene Fleine Lebensglück in Trümmer ſinken zu 
fehen, oder das Leben: felbft auszuhauchen für das Vater— 
fand und feine Freiheit!” — Uber, wenn nur Fürſt und 
Bolf einig feien, for fei der Sieg unausbletblich : Jalsdann 
fann, wie Hein. auch erſt feine. Heeresfraft fein: möchte, ber 
nene Deutfche Heerführer „dem neuen Gegner: Deutjcher 
Freiheit, woher biefer auch komme, ſo wie einft Herrmann 
im zweiten Feldzuge den Römern mit der feiten Zuverficht 
des Sieges entgegengerufen: 

„Ha, zum andern Male Varus, zum andern Male 
durch) die gleiche Kraft belegte Legionen!“ 

Bei der Abſtimmung fprachen ſich 10 Stimmen gegen 
47 dafür aus, daß über die Motion des Herrn Welder 
unbedingt zur Kagedordnung übergegangen werde; den 
Antrag ded Herrn Merf, die Kammer möge in der Art 
zur: Tagesordnung ‚übergehen, daß fie ſich auf ihren Be— 
fchluß bei Gelegenheit der v. Rottedidyen Motion berufe, 
verwarfen 29 gegen 28 Stimmen, 30 gegen 27 brachten 
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den Befchluß durch, daf Herrn Welderd Antrag in Bera- 
thung gezogen und in bie Abtheilungen verwiefen werde. 
Hiermit war die Sache abgemadht. 

Am 7. November nahm die zweite Kammer einen 
Geſetzentwurf, die Verhinderung von Bollöverfammlungen 
betreffend, im Wefentlichen an. 

„Mit einem Bertrauen‘, fagte Herr Welder am 12, 
November, „das in den Annalen des conftitutionellen Le— 
ben beifpiellod genannt werden fann, hat bie Kammer die 
Preßfreiheit in die Hände der Regierung gelegt, erwartend, 
diefe werde, damit nicht im Bolfe die Sprache von ver- 
letzter Verfaſſung ſei, alles thun, was möglich und rechtlich 
nothwendig tft, um biefed wichtige Recht herzuitellen. Die 
Regierung wird biefed Vertrauen ehren und ſich ſelbſt 
ehren, indem fie biefes Vertrauen ehrt. Sie wird zeigen, 
dag man der Regierung trauen dürfe“. 

„Edle Herren und lieben Freunde,“ fagte der San» 
derherr, ald er die Stände entließ, „ich freue mid), es 
öffentlich ausfprechen zu fönnen, daß die Hoffnungen, mit 
welchen ich Ihre Sigungen eröffnet, in Erfüllung gegan- 
gen find. Wir haben unfer Werf in Eintracht beendigt. 

„Wenn aud im Laufe diefer Sigung abweichende 
Anfichten über Gegenftände von zarter und verwidelter 
Natur ſich erhoben Haben, und fogar eine Störung der 
Einigkeit zu drohen ſchien, fo haben meine freimüthigen, 
vom Geift der Wahrheit und des Bertrauend eingegebenen, 
Erflärungen, immer offenen Eingang in Ihre vaterlänbi- 
fohen Herzen gefunden, unb bie Beforgniffe ſchnell zerſtreut.“ 





} 
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Der Würtembergifche Landtag wurde am 9, Dezember 


vertagt. Die Abgeordnetenfammer hatte fchen am 1. Aus 
guft die Berathung ded Hauptfinanzetats begonnen; da ſie 
aber fait jeden Poften mit äußerſter Gründlichfeit befprach 
und zum Anlaß weitergreifender Bemerkungen machte, fo 


ſchleppten fid) die Verhandlungen langſam hin, Es müſſe 


ſich jetst zeigen, wer Muth habe, etwas für die, Sntereffen 
des Volks zu thun, fagte der Abgeordnete Menzel am 23; 
Auguft. Zwei Stunden Bebattirte die Kammer am 26, 
Auguft darüber, ob das Miniftergehalt vermindert werden 
follte, ein Borfchlag, der endlich mit 50 gegen 33 Stim- 
men angenommen wurde. Bet den Befeldungen der Ge- 
fandtem befchloß die Kammer gleichfalls um Erfparungen 
nachzufuchen. Dagegen wollte fie, daß die Gehalte der 
Schullehrer aufgebeffert würden; ebenfo wollte ‘fie 10,000 
Fl. für die Unterftügung der Gemeinden in Errichtung von 
Realfchulen ausgeworfen wiffen. Ferner nahm die Kammer 
einen Antrag auf Erhöhung‘ der Capitalſteuer und Befol- 
dungsfteuer san. Weder die erſte Kammer noch die Re— 


gierung genehmigten: die Abändrungen der Abgeordneten, 


wo fie einzelne Pofltionen der Steuern erhöht hatten; über 
die Erhöhung der Steuern einigte man ſich, über die Her» 
abfegung der Miniftergehalte ging man mit flreitenden 
Meinungen und gegenfeitigen Proteftationen ‚auseinander. 
Der Auflöfung der Großherzoglich Heſſiſchen Stände» 


fammer folgten Maßregeln gegen die Mitgliever der Dp- , 


pofition auf ı dem Buße: Der geheime : Staatsrath Jaup 


wurde in Ruheſtand verfeßt, Regierungsrath v. Gagern 
I. 23 
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wurbe penflonirt und ihm ber Kammerberrnfchläffel ge- 
nommen, Oberforftrath v. Brandis wurbe in Ruheſtand 
verfegt, Herr v. Buſeck aus ber Lifte der Kammerjunfer 
geftrichen. ‚Herr v. Gagern nahm gänzlid, feinen Abſchied 
aus dem. Staatödienfte. Zu gleicher Zeit wurden ben 
Zeisfchriften, „der Beobachter in Heflen bei Rhein,“ von 
H. K. Hoffmann, und „das neue Hefliihe Volksblau“ 
von E. ©. Hoffmann redigirt, Das fernere Erfcheinen un- 
terfagt. Bald darauf ward au) das in Speyer erjchei- 
nende „neue Heffifche Volksblatt“ verboten. Die Genie 
ven wurden angewieſen, feiner Schrift, feinem Aufſatz, 
weldyer dem aufgelöften Landtage das Wort rede, dad 
Imprimatur zu geben. Anfang Dezember erichien bei 
Kolb in Speyer eine neue Zeitfchrift: „Leuchten und Be- 
leuchter für Heſſen,“ deren erfie Nummer eine Erzählung 
ber legten Gr. Heffifchen Landtagsverhandlungen und eine 
Bertheidigung der Majorität enthielt. Alsbald erfchien eine 
Belanntmachhung ded Gr. Heffifchen Minifteriumd des 
Innern und der. Yuftiz, welche den Leuchter: und Beleuch- 
ter, ferner jedes in der Kolb’fchen Buchhandlung verlegte, 
überhaupt jeded im Ausland erfcheinende Zeitblatt verbet, 
welches feinem Inhalte nad) ausfchlieglich für Heffen be- 
ſtimmt fei. 

Dem Dr. Wilhelm Schulz in Darmftadt war wegen 
feiner Schrift : „die Einheit Deutfchlande durd; Rationalreprä- 
fentation‘ und. „Das Teſtament des Deutfchen Volksboten“ 
der Prozeß gemacht worden, und da er früher einmal Lieute- 
nant geweſen war, fo wurde er vor ein Kriegögericht geftellt. 
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Durch Bundesbefchluß vom 14. November wurde die 
in Gtuttgardt erfcheinende „Neckar-Zeitung,“ ein Blatt, 
das in der legten Zeit von Heinrich Eldner in republifa- 
niſchem Sinne redigirt worden war, verboten. 

Ein andrer Bundesbeſchluß hatte fchon im Sommer 
1833 die Niederfegung einer Gentralbehörde zu Folge, deren 
Aufgabe es fein follte, „die nähern Umftände, den Umfang 
und ben Zufammenhang bed gegen den Beltand ded Bun- 
des und gegen die öffentliche Ordnung in Deutfchland ge- 
richteten Komplotts, indbefondere ded am 3. April d. 3. 
zu Sranffurt fattgehabten Attentats, zu erheben, und fort- 
während von fämmtlichen Berhandlungen der verfchiedenen, 
mit Unterfuchungen wegen Xheilnahme an dem gedachten 
Komplotte in den einzelnen Bundesftaaten befchäftigten 
Behörden im Intereffe der Gefammtheit Kenntniß zu neh— 
men, auch gegenfeitige Mittheilungen und Aufjchlüffe unter 
denfelben zu befördern, endlich für die Gründlichfeit, Voll- 
ftändigfeit und Befchleunigung der anhängigen Unterfuchun- 
gen Sorge zu tragen. Durd) denfelben Bundesbeſchluß 
wurden die Regierungen von Deftreich, Preußen, Bayern, 
MWürtemberg und vom Großherzogthum Heffen als diejeni- 
gen beftimmt, deren jede ein Mitglied der obenbefagten 
Gentralbehörde ded Bundes zu ernennen habe. Der Sitz 
diefer Commiſſion war Franffurt. 

Dad Großherzoglich Heffifhe NRegierungsblatt vom 
16. Dezember enthielt die Bekanntmachung, das Staats— 
minifterium habe ſchon öfters die betrübende: Erfahrung 


gemacht, daß einzelne Beamte, flatt im Syſtem und im 
23 * 
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Sinne der Staatöregierung zu handeln, vielmehr ein ge- 
wiffes Miderftreben bethätigten, indem fle theild die Maf- 
regeln und Verfügungen der Staatdregierung an öffentlichen 
Orten, oder in Gegenwart ihrer Untergebenen einer rüd- 
fichtölofen Kritif unterwerfen, theild an Handlungen offenen 
Antheil genommen, oder im Verborgenen dazu mitgewirft 
haben, welche, bald Direct, bald indirect, der Staateregie- 
rung Mißbilligung oder Xroß bezeigen follten, theils bis 
zu öffentlichen Aeußerungen gekommen feien, welche die 
Berfaffung ded Großherzogthums und namentlich deſſen 
Grundpfeiler, das monarchifche Princip, auf eine gefähr- 
dende Weife berühren. Die Staatsregierung. werde ein 
wachſames Auge auf das Berhalten der Angeftellten in 
den erwähnten Beziehungen richten und bei allen Gefuchen 
um Anftellung, Beförderung, Gehaltöverbefferung nicht nur 
auf die Qualiftcation zu oder in dem fpeciellen Berufe, 
fondern auch auf jenes allgemeine Verhalten des Anfuchen- 
. den Rüdficht nehmen. 

Ende ded Jahres 1833 machten ſich die Abgefandten 
der Deutfchen Höfe nad Wien auf den Weg, um einer 
Einladung des dftreichifchen Staatsfanzlerd gemäß Mini- 
fterialconferenzen abzuhalten. 


Einige wenige noch unermüdete Streiter waren im 
Anfang des Jahres 1834 auf dem Plage: ihre Thätigfeit 
entwicelte fi) in Anwendung geheimer Preffen und in 
Stiftung geheimer Gefellfchaften. Deutſche Flüchtlinge, 
die in die Schweiz und nad) Franfreich gegangen waren, 
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fuchten in diefen Ländern einen geheimen Bund zur Re- 
publicanifirung Deutfchlands zu ftiften. 

Deutfche Arbeiter in Paris hatten im Jahre 1832 
einen Preßverein gegründet und an den Baterlandöverein 
in Zweibrüden Geldfendungen gemacht. Den Ereigniffen 
in Deutfchland folgend, war ihr Berein allmälig zu einer 
republicanifchen Affociation geworben; feine Hauptmitglie- 
der waren Urban Mufchani, Joh. Schuhmacher, Wild. 
Neuber, Carl Erhardt, ©. U. Lemble, Wolfrum, Leip— 
beimer. | - 

Im Jahre 1834 conftituirte ſich diefe Affociation als 
Geſellſchaft der Bergknappen, die fi in Abtheilungen, 
Hütten genannt, über das füdliche Deutfchland zu verbrei- 
ten firebte. Nach den Statuten der Gefellfchaft follte bei 
der Aufnahme ein fürchterlicher Schwur abgelegt werden, 
durch welchen fich jeder für den Ball, daß er Verräther 
würde, zum Tode verurtheilte; die Gefellfchaft allein ſollte 
Befehle geben, das einzelne Mitglied unter Todesſtrafe 
gehorchen. Der Bergknappe ſollte für Berbreitung der 
revolutionären Ideen und der Feindſchaft gegen die Für- 
ften wirfen. 

Sn der Schweiz waren die Flüchtlinge der verfchie- 
denen Nationen — Italiener, Deutfche, Polen — zu einem 
jungen Europa zufammengetreten. Dr. Auguft Breiden- 
ftein, der aus dem Homburger Unterfuchungs- Gefängnig 
entfprungen war, Rechtscandidat Friedrich Breidenftein und 
Ernft Schüler von Darmftadt, die nad) der Frankfurter 
Emeute vom 3. April aus Deutfchland flohen, Carl Theo- 
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dor Barth aus Rheinbayern, Georg Peters, Greifswalder 
Burfchenfchafter, Carl Soldan und Stromeyer organiflrten 
eine Unterabtheilung dieſes jungen Europa, Das neue 
Deutfchland, welches bald den Namen „das junge Deutid)- 
land" annahm. Anfnüpfungspunfte zur Stiftung der 
Klubbs follten die Handwerfervereine geben, welche fich 
äußerlich ald Sing» und Lefevereine darftellten. 

Die Berbrüderungsarte des jungen Europa, unter- 
zeichnet zu Bern am 15. April 1834, enthielt die Säge: 
„Freiheit — Gleichheit — Humanität. 

„Wir unterzeichnete Männer des Fortfchritted® und 
der Freiheit, wir glauben: 

„An die Gleichheit und Verbrüderung der Menichen, 

„An die Gleichheit und Berbrüderung der Bölfer. 

„Wir glauben außerdem: 

„Daß die Menfchheit die hohe Beſtimmung hat, ohne 
Aufenthalt vorwärts zu fihreiten zu einer freien und har- 
monifchen Entwicklung ꝛc.“ 

„Das junge Deutſchland, das junge Polen und das 
junge Italien, drei republicaniſche Verbindungen, ſtreben 
nach einem und demſelben Endziel hin, ſie haben einen 
und denſelben Wahlſpruch: Freiheit, Gleichheit, Humani- 
tät, fie vereinigen ſich brüderlich, jegt und für immer, um 
diefe Ideen zu verwirklichen.“ 

Die Statuten des jungen Deutfchlande begannen: 

„Sreiheit, Gleichheit, Humanität. 
$ 1. 
„Das junge Deutfchland conftituirt fi, um die 
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Ideen ber Freiheit, der Gleichheit und der Humanität in 
den — republicaniſchen Staaten Europa's zu ver⸗ 
wirklichen.. 

83. 

„Der Grundſatz der Gleichheit dient der Organe 
des jungen Deutfchlands zur Grundlage. . 

$.5. Ju 
„Jedes Mitglied verpflichtet fich ——9 die Geheim⸗ 
niffe der Verbindung feſt und freu zu bewahren. 
$6. 
„Jedes Mitglied nimmt einen Rvicgbuamen für ‚bie 
Berbindbung: an.” . 

Die Statuten ſetzten feſt, daß ein alle Halbe Zah 
eriwählter, "verantwortlicher Ausſchuß die oberſte Leitung 
der Gefchäfte übernehmen, und. zunächft eine Bereinigung 
aller Deutfchen Patrioten erftreben follte. Diefem Aud« 
ſchuß follte ed obliegen, bei einer profectirten Waffenun- 
ternehmung die Abgeordneten ſämmtlicher Klubbs zur Be— 
rathung und Entſcheidung einzuladen, auch die Gerichtd- 
barkeit zu üben. Ein Klubb follte wenigftend aus fünf 
Mitgliedern beitehen, jedes Mitglied die Pflicht der Selbft- 
bewaffnung haben, die Erlaffe des Ausfchuffes den Klubbs 
zur Berathung und Entfcheiduug vorgelegt werben. 

Die Inftruction für die Snitiateurd, dem ganzen 
jungen Europa gemeinfhaftlich, heben mit den Glaubens- 
artifeln an: 

„Ein einziger Gott. 


„Ein einziger Herrfcher: fein Geſetz. 
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„Ein einziger Ausleger dieſes Geſetzes: die Menſchheit. 

„Die Menſchheit ſo zu ordnen, daß ſie ſo ſchnell als 
möglich durch ein ununterbrochenes Fortſchreiten zur Auf-⸗ 
findung und Anwendung des Geſetzes, das ſie beherrſchen 
ſoll, gelangen könne: das iſt die Aufgabe des Jungen 
Europa. 

„In Mebereinftimmung mit — — ſeines Weſens 
zu leben iſt Wohlſein —RR 

„Die Kenntniß und: Die — des Eeſebes der 
Menſchheit kann alſo alleinſdas Wohlſein der Menſchheit 
begründen. Das Wohlſein Aller wird daher erzielt, fein, 
wenn bad Junge Europa feine Aufgabe erfüllt haben wird. 

„Jene Aufgabe ift verpflichtend. 

„Jeder Menſch fol fi) ganz: ber Erfüllung: dieſer 
Yufgabe widmen. Dieſe Ueberzeugung iſt es, woraus er 
Die Kenntniß feiner. Pflichten: fohöpfen wird. 

„Rur burd) diefreie harmoniſche Entwicklung auer 
in er liegendeu Kräfte, fan bie —— — Erkennt⸗ 
niß ihres Geſetzes gelangen. 

„Das einzige Mittel zur Erfüllung dieſer beiden Be— 
dingungen iſt die Verbindung. 

„Nur unter Freien und — giebt es eine wahre 
Verbindung. 

Rad) dem: Geſehe Gottes — der Menſchheit ſind 
alle Menſchen frei, alle Menſchen gleich, alle Menſchen 
Brüder. | 

„Rad dem Geſetze Gotted und der Menfchheit find 
alle Völker frei, alle Völker gleich, alle Völker Brüber. 


361 

„Jedes Volk hat ‘eine befondere Beftimmung, welche 
zur ‘Erreichung der allgemein menfchlichen Beftimmung bei- 
trägt. Dieſe Beſtimmung bildet fein Volksthum (Natio— 
nalität). Das Volklsthum iſt heilig. 

„Jede ungerechte Herrſchaft, jede  Gemaltthätigfeit, 
jede Handlung des Eigennutzes, gegen ein Volk ausgeübt, 
iſt eine Verletzung der Freiheit, der Gleichheit und der 
Brüderfchaft der Völker. Alle Völker müſſen fich zu deren 
Entfernung Beiſtand leiſten. 

„Die Menſchheit wird nur dann erſt in Wahrheit 
gegründet fein, wenn alle Völker ihre natürliche Souverä— 
nirät erlangt und einen republicanifchen Bund: gefchloffen 
haben werden, um unter der; Macht einer Erklärung ihrer 
Prinzipien und einer gemeinfchaftlichen Bundesverfaflung 
demfelben Ziele: zugufchreiten:: nämlich} der Entbedung und 
Anwendung ded allgemeinen Sittengefeßes.” 

Die Berbindung ded jungen Europa folle in ihrer 
definitiven Organifation die europäische Zukunft darftellen, 
die Europäifche Zufunft werde aber die zwei: Grundideen 
der neuen Epoche: Baterland und Menfchheit, vereinigen. 
Das junge Europa fei eine Berbindung in zwei: Graben, 
von denen der eine die nationale Tendenz eined jeden 
Volks darftelle und den Menfchen fein Vaterland lieben 
lehre; der andere die allen Völkern gemeinfchaftliche Ten» 
denz darftelle ımd den Menfchen die Menfchheit lieben 
heiße. Jeder Aufgenommene folle überall bemüht fein, den 
Geiſt des jungen Europa zu verbreiten, indem er) immer 
und überall die Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und 
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Berbrüderung prebige, und indem er felbft ein Beifpiel der 
Tugenden gebe, welche allein den Triumph diefer Prinzi- 
pien ſichern fönnten. Er müſſe fi) in möglichſt kurzer 
Frift bewaffnen, um im vorfommenden Fall zum Kampf 
gegen die Unterbrücer und für die heilige Sache des Red- 
ted bereit zu fein. Der Grab ber „Aufgenommenen” war 
der zweite Grad in der Verbindung, erften Grabed waren 
die „Initiateurs.“ Die Ießteren hatten die Aufgabe, für 
die Berbindung nad) reiflihem Studium deſſen, ben fie 
aufnehmen wollten, Mitglieder anzumwerben, die Aufgenom- 
menen zu überwachen und an den Organisateur en chef 
über :fle, jo mie über Alles, deſſen Kenntniß dem jungen 
Europa nüglich fein könne, zu berichten. Die Organısa- 
teurs en chef follten nämlich. die Mittelöperfonen zwifchen 
ben Initlateurd der Stadt, zu beren Drganifation fie be- 
rufen feien, und dem Gentralcomit& bed jungen Eurnpa 
fein. | 

Die Inftruction enthielt ferner einen Schwur, wel- 

chen jeder Aufzunehmende ablegen follte. 

„Im Namen Gotted und der Menfchheit; 

„Im Namen aller Märtyrer, die ihr Blut für bie 
„heilige Freiheit, für die heilige Gleichheit und für die 
„Befreiung des Menfchengefchlecytes vergoffen haben; 

„Im Namen aller unterdrücken Bölfer oder Einzelner, 
„in welchem Winkel der Erde fie immer wohnen mögen; 

„Ich N. N. 

„Glaubend, 


363 


„Daß nad) dem Geſetze Gotted und der Menfchheit 
„ale Menfchen gleich find — 

„Alle Menfchen frei find — 

„Ale Menſchen Brüder find — 

„Gleich in Rechten und Pflichten; 

„Brei in Ausübung ihrer Kräfte, zum Wohle Aller, 
„Brüder, um im gemeinfamen Vereine der Erringung 
„deffelben Heild und der Erfüllung der menfchlichen Be- 
„ſtimmung entgegen zu fchreiten; 

„Glaubend, 

„Daß Tugend im Handeln beſteht, 

„Daß überall, wo Ungleichheit, Unterdrückung oder 
„Verletzung der menſchlichen Brüderfchaft Statt. findet, 
„ed Recht und Pflicht für Jeden tft, fich ihr. entgegen 
„zu ftellen, an ihrer Vernichtung zu. arbeiten: und den 
„Unterdrückten gegen ihre Unterdrücker Beiftand zu Leiften. 

„Weberzeugt, daß Einigung ftarf macht, und daß der 
„von den Unterbrücern gefchloffene Bund nur durch die 
„Bereinigung der Unterdrüdten aller Länder überwun- 
„den werben kann; 

„Bertrauend auf die Zukunft und auf die Männer, 
„welche diefe Zufunft predigen, trete ich bei dem Jun—⸗ 
„gen Europa, der Verbindung der Unterbrücdten aller 
„Länder gegen die Unterdrüder aller Länder, um mit 
„ihr der Erringung der Freiheit, der Gleichheit und der 
„menschlichen Verbrüderung entgegen zu fchreiten. 

„Ich weihe mein Denken, meine Kräfte und mein 
„Handeln dem Kampf, den ed unternommen hat, gegen 
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„alle Menfchen, Kaften ober Völker, die das Geſetz 
„Gottes und der Menfchheit verlegen, indem ſie durd 
„Gewalt, Lift und Borrecht an der Gleichheit, an der 
„Sreiheit und Brüderfhaft der Menfchen und ber Voͤl— 
„fer fich vergreifen. 

„Ich ſchließe mich an allen feinen Arbeiten, überall 
‚und für Alle, unter der Leitung ‚derer, welche die Ber- 
„bindung repräfentiren. 

„Ic erkenne für meine Brüder — alle Glieder des 
„Zungen Europa, und übernehme gegen fie die Pflich- 
„ten der Brüderfchaft, wo und wann immer beren Er- 
„Füllung ſie von mir verlangen werben. 

„Sch. verfpreche, Niemanden irgend eiwad zu ent- 
„decken, was. mir von der Verbindung unter dem Siegel 
„des Geheimniffed wird anvertraut werden. 

„So fchwöre ich, und bin bereit, mein Wort im 
„Rotbfalle mit meinem Blute zu beflegeln. 

„Und wenn ich je meinen Eid brechen werde, fo joll 
„man mich mit Schimpf und Schande aus deu Reihen 
„des Jungen Europa ausſtoßen — foll mein Name dem 
„eined Berrätherd gleich fein — und foll das Unglüd, 
„das ich dadurch bewirfe, auf mein Haupt zurüdfallen. 

„So fei ed jeßt und immerdar!* 

Das neue Deutfchland fuchte von Bern aus durch 
die Preffe zu wirken: in der bortigen Buchhandlung des 
Herrn Jenni erfchienen eine „Proclamation des Comités 
der Berbindung des neuen Deutfchlande an die Deutfchen 
Soldaten,” und eine „Proclamation an dad Deutſche 
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Bolf ab Seite der in der Verbannung lebenden Brüder.“ 
Berner ward ein „Ernfter Aufruf eined Deutfchen an 
feine Brüder,“ eine Aufforderung zur Befreiung der Män- 
ner des Bolfed aus der Gefangenſchaft gedrudt. 

Ueber den Willen, eine Armee der Freiheit im Aus— 
lande zu organifiren, gelangte diefe geheime Gefellichaft 
nicht hinaus. Es Fam den revolutionären Herren eben 
auch nur darauf an, den Willen und die Worte der Frei» 
heit zu haben. Kaum waren die eben genannten Procla- 
mationen erfchienen, ald die beiden Breidenftein, die Her- 
ren Barth, Peterd und Soldan aus der Schweiz gewieſen 
wurden. Georg Fein wurde aus dem Canton Zürich 
gewiefen und ging nad) Xieftal. Er nebſt Schüler feßten 
die Bemühungen des jungen Deutſchlands in der. Schweiz 
fort. Dody waren bie Beſtrebungen der Flüchtlinge "für 
die Deutfchen Regierungen Anlaß genug, um ihren Unter— 
thanen, die Handwerker waren, das Reiſen und den 
Aufenthalt in der Schweiz zu verbietens: + Die, Betrach⸗ 
tungen eined Deutfchen Arbeiterd‘ über dieſe Regierungs— 
verfügungen, in Bern gedruckt, ſchloſſen mit der Erklärung: 
„Bir wollen nad) Deutſchland zurück, aber nicht einzeln 
und wehrlos, fondern in Maſſen und mit den Waffen-in 
der Hand. End) aber, ihr Uuterdrücker, entbieten wir 
diefen Gruß: Wenn Ihr dereinft: dem. Boden unter Euch 
wanfen fühlt ob den Fußtritten einer gefchlöffenen Schaar, 
wenn Ihr Eure Schlöffer krachen hört, und wenn Eure 
Throne berften und zerfplittern ꝛc.“ 
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Der Wille, den einige Literaten in Frankfurt am 
Main hatten, gleich dem „neuen Deutſchland“ den Hant- 
werferftand für die Freiheit und Einheit des Baterlandes 
heranzubilden, die Verbindungen, die fie in den niedern 
Ständen anfnüpften, liefen die Deutfchen Behörden glau- 
ben, daß auch in Deutfchland, befonders in Frankfurt und 
feiner Umgebung, ein revolutionärer Klubb eriftire und 
mit einem neuen Attentat auf die beftehende Ordnung 
drohe. 

Die Literaten Friedrich Funk, Freyeiſen und Sauer- 
wein, nebft dem Arzte Carl Bunfen, Bruder jened Dr. 
Guſtav Bunfen, der nach dem Aprilattentat entflohen war, 
— dieſe Herren waren ed, welche ed ſich angelegen fein 
ließen, das Bolf zu bearbeiten. Statuten zu einer Ber 
bindung, welche fi „der Männerbund‘, auch „der Ber- 
ein ber Liberalen‘ nannte, wurden entworfen: Diefe Ber- 
bindung follte „die Beförderung des Wiederauflebend des 
allgemeinen Deutfchen Baterlaudes” zum Zwede haben. 
Je zwölf Unterabtheilungen, Sectionen genannt und hödy- 
ftend aus zwölf Mitgliedern beftehend, follten eine Serie, 
je zwölf Serien eine Union bilden. — Innerhalb Diefer 
Form wurden nun Befanntfchaften angefnäpft, wobei dem 
Dr. Carl Bunfen feine ärztliche Praris fehr zu Hilfe fam. 
Der Ausläufer Franz Rottenftein, nebft feinem Bruder 
George, die Mebgergefellen Bogt und Juſtus Schwab, der 
Seifenſieder George Mouffen, der Handlungscommis Bauer, 
die Schreinergefellen Rabenau und Beringer, der Gärtner 
Jacob Schwab, der Schriftfeger Schäfer, der Bäder 
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Schrimpf, der Marktſchiffergehilfe Berntheuſel, der Barbier- 
geſelle Renfch, wurden in das Geheimniß, daß Deutſchland 
nächſtens frei werden müſſe, eingeweiht; und wenn ſich 
auch die Zahl der Eingeweihten nicht viel über die eben 
Genannten hinauserſtreckte, ſo hinderte dies doch nicht, daß 
man ſich gegenſeitig durch die Betheurung, ed beftänden in 
Frankfurt, Höchft, Hanau, Mainz über Hundert Sectionen, 
in gutgemeinter Täufchung anfeuerte und dad Gebahren 
von Leuten annahm, die den Deutfchen Regierungen über 
Nacht gefährlich werben Fönnten. Man gab ſich Spike 
namen. Dr. Bunfen hieß der Gute, auch das Gutchen, 
Herr Fund hieß: Sapitän, Freyeifen — Wolf, Sauerwein 
— Eifig, Franz Rottenftein — Dicker, Berntheufel — 
Cäſar, Renſch — Romulus. Man hielt Mittwochs Abende 
Zufammenkfünfte, fang revolutionäre Lieder, die überfegte 
Carmagnole, Polen- und Hambacher Gefänge, feuerte fich 
durd) politifche Neden an. Man machte im Trupp Land- 
parthieen in die benachbarten Dörfer, nad) Bonames, 
Seckbach, Gierheim, Bernheim, fang und räfonnirte mit 
den Bauern. Man fchaffte Waffen an, exercierte, übte 
fih im Bajonettiren, Marfchieren und Schiefen. Bor 
allem aber fuchte man durch heimlich gedruckte Flugſchriften 
zu wirfen, 

Friedridy Funk war Ende 1833 fo eben aus einer 
achtmonatlichen Haft entlaffen, die er wegen zweier in 
feiner Flugfchrift „die Fackel“ enthaltenen Auffäge abzu- 
büßen hatte, fo hielt er im goldenen Roß Borlefungen über 
Deutfche Gefchichte. Er nahm nur 24 Kreuger Honorar 
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für fechd Stunden und lad vor 400 Zuhörern. Das 
Polizeiamt unterfagte aber bald die Fortſetzung dieſer 
Vorträge. 

Nunmehr beforgte er mit Freyeifen und Sauermein 
die Herausgabe eines „Bauernconverfationdlericons*, von 
dem mehrere Folgen, immer aus wenigen Blättern befte- 
hend, erjchienen, und das heimlid in Marburg gebrudt 
wurde. Die einzelnen Rubrifen, Abgabe, Bürger, Brief- 
geheimniß, Ariftocratie, Bund, Eongreß, Conftitution, Sol- 
dat wurden benugt, um bie beftehenden Gemwalten ale 
rechtlod und die Empörung gegen Diefelben als berechtigt 
barzuftellen. Die „populäre“ Haltung dieſes Bauerncon- 
verjationdlericond ergiebt fi) aus einer Stelle im Artifel 
Gongreß: „Auf den Europäifchen Fürften- und Minifter- 
Gongreffen wird gefreffen und gefoffen, dad Wohl der 
Bölfer verrathen und ein Teufeldbund gemacht zur Er- 
morbung der Freiheit. Beſonders auf die Freiheit bes 
Wortes in Rede und Schrift hat es die höllifche Gefell- 
fchaft abgefehen. . Aber fie. wird. zu. Schanden werden und 
ihr Lohn wird nicht. ausbleiben“. 

Der Schreinergefelle Beringer ließ ein Gedicht auf 
den dritten April 1833 Lithographiren, in welchem die 
Sranffurter Unternehmung für eine edle That erklärt und 
eine baldige Revolution prophezeihet wurde. 

Solche Drudfchriften wurden theild durch die Port 
anonym verfchict, theild auf den Ausflügen nach der 
Umgegend ‚den Bauern in- die Taſche geſteckt und ind Fen- 
fter gelegt. 
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Fund ward am 8. März 1834 verhaftet, weil ein 
Schulamtscaudidat, der mit Eremplaren ded Bauerncon- 
verfationslericond ergriffen worden war, ausfagte, er habe 
diefelben von Fund. zur Beforgung erhalten: Freyeiſen 
und Sauerwein entwichen ind Ausland, 

Am 2. Mai 1834 erprobte die Union ihre Kräfte: 
ed. wurde am Abend diefed Tages ein Angriff auf bie 
Sonftabler Wache gemacht, um die dort figenden Aprilge— 
fangenen zu befreien. Das Unternehmen mißlang faft 
ganz; Einer der Gefangenen wurde von der Wache ge- 
tödtet, einer brach das Bein, ein anderer verrenfte ſich 
ben Fuß, ein vierter, Obermüller aud Karlsruhe wurde 
dem Berfted, wohin: er gebradyt war, wieder entriffen, nur 
einer, Alban, entfam. Bet diefem Unternehmen gaben bie 
Soldaten der Wache Feuer, drei Handwerföburfchen wur- 
den erfchoffen. 

Im Herbft erft wurde Carl Bunfen, weil ein obfcu- 
red Subjeft, Namens Thoma, der zu Botengängen gebraucht 
wurde, wider ihn ausfagte, verhaftet. 

Die Unterfuchungen, welche im Laufe ded Jahres 1833 
gegen mehrere Gießner Studenten und Großherzoglich Hef- 
fifche. Untertbanen, wie Weidig, Trapp, anhängig gemacht 
worden, hatten zu feinem Reſultat geführt, Anfang 1834 
waren die legten Berhafteten entlaffen worden; zu Gießen 
hatte man fie durch ein Fefteffen gefeiert. Aldbald ver- 
banden ſich in diefer Stadt wieder mehrere Studenten, 
um für die Verbreitung revolutionärer Klugfchriften zu 
forgen. Georg Büchner, der geiftreichite, leidenſchaftlichſte 
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unter ihnen, und Auguft Beder, der troßig- wild -gemüth- 
volle, waren die Seele ded Ganzen. Weidig in Butzbach 
ftand ald ber Alte, Rathgebende, Mäßigende im Hinter- 
grunde. Zu ihm brachte Auguft Beder ein Manufcript 
Büchners, in welchem Weidig einige Stellen milberte, 
einige populäre Zufäße und einen Vorbericht fihrieb und 
das er dann unter dem Titel „Heffifcher Landbote‘, heim» 
lich druden Tief. 

Diefe Schrift führte ihr Motte „Friede den Hütten, 
Krieg den Paläſten“ mit Erfchöpfung der ganzen revolu- 
tionären Bhrafeologie und mit Anwendung biblifcher Rebe- 
weife durch. Sie fah vor allem in. dem Landmann, auf 
den ed jet abgefehen war, das bedrückte Bolt, dem nicht 
anders zu helfen fei als dadurch, daß „den Tyrannen bie 
Füße zerfchmiffen würden". Das Maas der ‚‚Satand- 
engel”, denen „Gott auf eine Zeit die Gewalt gegeben“, 
fei vol. Der Gehorſam gegen die Fürften fei Gögendie- 
nerei. „Ihr feid wie die Heiden, die das Krofodil anbe- 
ten, von dem fie zerriffen werben. Ihr ſetzt ihm eine 
Krone auf, aber ed ift eine Dornenfrone, die Ihr Euch 
felbft in den Kopf drüdt; Ihr gebt ihm einen Scepter in 
die Hand, aber es ift eine Ruthe, mit der Ihr gezüchtigt 
werdet... „Ihr mwühlter,” fo fchloß die Schrift, „ein 
langes Leben die Erde auf, dann wählt ihr Enerm Ty- 
rannen ein Grab.... Wachet und rüfter euch im Geiſt, 
und betet ihr felbft und laßt eure Kinder beten: Herr, 
zerbrich den Stecken unſrer Treiber und laß bein Reid 
zu und fommen, dad Reich der Gerechtigfeit. Amen“. 
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Der Vorbericht hieß: „Diefed Blatt fol dem Heffiichen 
Lande die Wahrheit melden, aber wer die Wahrheit fagt, 
wird gehenft, fogar der, welcher die Wahrheit lieft, wird 
durch meineidige Richter vielleicht "beftraft. Darum haben 
Die, welchen dies Blatt zufommt, Folgendes zu beobachten: 
1, Sie müffen das Blatt forgfältig außerhalb ihres Hau- 
fed vor der Polizei verwahren; 2, fie dürfen e8 nur an 
treue Freude mitteilen; 3, denen, welchen fie nicht trauen, 
wie ſich felbft, dürfen fie ed nur heimlich hinlegen; 4, 
würde das Blatt dennoch bei Einem gefunden, der ed ge» 
lefen bat, fo muß er geftehen, daß er ed. eben dem Kreid- 
rath habe bringen wollen; 5, wer das Blatt nicht gelefen 
hat, wenn man ed bei ihm findet, der. ift natürlich ohne 
Schuld”. Nidyt fo wild waren die Schriften, die Weidig 
in fpeziellerem Bezug auf die Großherzoglich Heffifchen 
Angelegenheiten druden ließ. Eine Fortfegung des „Leuch- 
terd und Beleuchterd für Heffen” in mehreren Folgen be- 
fchäftigte fi) mit einer Vertretung ber Oppofltion in ber 
Kammer und mit Angriffen auf die Mafregeln ded Mi- 
nifterd du Thil. 

Rector Weidig, der ftetd zu organifiren fuchte, wollte 
auch in die geheimen Preßbeftrebungen Einheit bringen; 
anf feine Beranlaffung famen im Sommer 1534 die Doc- 
toren Heß und Eichelberg aus Marburg, Buchhändler 
Ricker aud Gießen, die Advofaten Briel und Rofenberg, 
Georg Büchner und der Student Guſtav Elemen auf der 
Badenburg bei Gießen mit ihm zufammen. Man verab- 
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um eine Druckpreſſe anzufhaffen, und Boten für die Ber- 
theilung revolutionärer Schriften zu befolden. 


Im Jahre 1834 famen die Bayriſchen Volfövertreter 
zu neuer Sefflon zufammen; den Perfonen nach war dies 
diefelbe Kammer, wie 1831, nur daß durch die inmittelft 
geführten und anhängig gemachten Prozeffe in der Oppo— 
fition einige Lücken entflanden waren. Freiherr v. Cloſen 
unterlag einer Unterfuchnng wegen Majeftätsbeleidigung, 
weil er das vom Dr. Große verfaßte Gedicht „Lebewohl, 
Abfchied ded Franfen Dichters von Bayern‘ verbreitet 
habe. Gegen bie Herren Ziegler und Reindeder war eine 
Unterfuchung _ eingeleitet, weil fle durch Unterfchreibung - 
einer Borftellung in Betreff des Preßvereind die dem 
Monarchen fchuldige Ehrfurcht verlegt. In ähnlichem 
Falle befanden fich die Herren Schopmann aus Neuftabt 
und Brogino aus Kirchheim-Bolanden, weil fie eine Pro- 
teftation gegen bie Bundesbefchlüffe unterzeichnet. Herr 
Schüler war zu zehnjähriger Verbannung verurtheilt. Herr 
Heinrich Brandenburg, Bürger zu Wunfledel war in ber 
gegen ihm eingeleiteten Unterfuchung wegen Begünftigung 
ber Verbrechen bed Hochverrath und der Majeftätsbeleidi- 
gung nicht gänzlich freigefprochen worden. Herr Golmann 
bat, weil gegen ihn eine Unterfuchung wegen ehrbeleidigen- 
der und verläumberifcher Berunglimpfung der Königlichen 
Staatsregierung und öffentlicher Behörden eingeleitet fei, 
die Kammer um Urlaub: denn wenn er in ber Kammer 
irgend wie Oppofltion mache, fo möchte man glauben, es 
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gefchehe aus Leidenfhaft und beleibigtem Selbftgefühl, bei 
umgefehrtem Betragen würde man ihn dur) Schwäche 
und Gelbftfucht geleitet wähnen. Profeſſor Seuffert hatte 
Durch feine Berfegung zum Appellationdgericht des Unter⸗ 
Donaufreifes feine Abgeordnetenfchaft verloren. 

„Seit dem letzten Landtage”, fagte ded Könige Ma- 
jeftät in der Thronrede am 8. März, „haben an einigen 
wenigen Drten des Königsreichs Unordnungen ftattgefunden 
aber gerade, daß fie fich auf fehr wenige befchränft, bezeugt 
bed Landes gute Gefinnung. Ich weiß die meined Volkes 
von jener der Parthei zu unterfcheiden, die fich fälſchlich 
für deffen Stimme ausgiebt: herrfchen will fie, alles Be- 
ftehende zernichten, fie will die Berfaffung umftürzen, an 
die ich fo gewiffenhaft Halte. Meine Bayern lieben mid, 
fie fennen mein Beftreben für ihr Wohl... Die Rech— 
nungsvorlage wird durch meine Minifter gefchehen, dedglei- 
chen werden fie mehrere Gefetentwürfe zum Beirath und 
zur Zuftimmung meinen Lieben und Getreuen, den Stän- 
den des Reiches vorlegen, darunter VBerbeffrungen derer, 
welche die Anfäffigfeitsmachung, das Gewerbd- und Ge» 
meinderwefen betreffen, woraus meine Lieben und Getreuen, 
die Stände bed Reiches fehen werden, daß auf ihre Wün- 
fche von mir Bedacht genommen wurde. Die Erwartung 
habe ich, daß diefer Landtag fich rühmlich auszeichnen werde 
unter allen und biefe Erwartung wird nicht getäufcht 
werden‘. 

Die Stände offenbarten aldbald ihre Gefinnung. Der 
Staatöminifter der Finanzen legte ein Gefeß vor, wonach 
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die Givilfifte ded Bayerfchen Könige unveränderlich für 
ale Zufunft feftgefegt werden follte und zwar in ber 
Höhe, wie fie in der Sigung von 1831 bewilligt worben 
war. Am 21. März berieth die Kammer über dieſen Ge 
feßentwurf. i 

„Es tft," fagte der Abgeordnete Schwindel, ber als 
erfter Redner die Bühne betrat, „ed ift ein erhabened 
Loos, über Völfer zu herrfchen, doch drückend, forgenfchwer 
ift der goldne Stirnreif einer Krone. Die Allmacht, Alle 
glücklich zu machen, ift ja Sterblichen nicht gegeben; und 
was bleibt vom Purpur, was bleibt dem Herzen eined 
Fürften für ein hingeopferted Dafein, wenn nicht manchmal 
Danfgefühle, ungefälfchter Weihrauch) aus dem Bolfe, wie 
aus der Mitte einer Familie, für den Landesvater ſich er- 
höbe, Danfgefühle für den Steuermann, der das Schiff 
durch der Zeiten Stürme leitet?‘ Herr Schwindel ſprach 
weiter von der bewährten Xreue der Bayern, von dem 
Rechte ded Fürften auf eine vollftändige und würdige 
Subftentation, das bei der Bayrifchen Herrfiherfamilie um 
fo begründeter fei, als fie ihre Domänen. großmüthig für 
Staatsgut erflärt. „Wollen Sie wieder," fagte er, „bie 
verderblichen Debatten über dieſen Gegenftand in feld 
odiöfer Ausdehnung herbeirufen, wie wir fie hatten? .... 
Wir Iöfen bier eine große Aufgabe des Staatszweckes. 
Eine mit Recht und Macht conftituirte unabhängige, un 
verantwortliche Perfon gehört unbedingt zum Begriffe der 
Staatsgewalt eined verfaffungsmäßigen Reiches, eine un 
abhängige, vollziehende Gewalt gehört an die Spige jeder 
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Regierungsform, wenn fie mit Dauer, Kraft und Macht 
außgeräüftet fein fol: außer dem Bereich jeder unmittelbaren 
Betheiligung, jeder Controle entzogen — in diefer uner- 
reichbaren Stellung liegt die Freiheit des Staated.... 
Rein conftitutionell find meine Grundfäge, unverfälfcht mein 
Patriotismus, catonifch fireng meine Oppoſition“. 

Wir müflen, fagte der zweite Präfident, die oft wie— 
derholte Verſicherung unferer Anhänglichfeit an das monar- 
chifche Prinzip beweifen: Der König foll dulden müffen, 
was jedem Privatmanı unleidlich erfcheint, daß feinen 
Bedürfniffen nachgefpürt werde?! 

Mas wir, fagte Herr Weinmann, im Jahre 1831 
nad) reifer Ueberlegung befchlofien, die Summe der Eivil- 
Lifte, müflen wir permanent wünfchen, 

Die Stabilität, fagte von Künsberg, liegt ganz im i 
Iuterefje ded Volks: Wir müflen, meinte Herr Rudhart, 
die Möglichkeit, den König zu Conceſſionen zu drängen, als 
eine Gewalt, die dem ftändifchen Wefen felber gefährlich 
ift, weil fie es felber gehäffig macht, von und weifen. 

Siebenundneungig gegen ſechs Stimmen nahmen den 
GSefegentwurf mit einem dreimaligen, dem König darge- 
brachten Lebehoch an, Jene ſechs Stimmen wollten eine 

Civilliſte auf die Lebenszeit des Regenten. 

Schon am 12. Juni wurde der Landtag gefchloffen, 
nachdem ein Gefeß weldyes die Anfäffigmachung erfchwerte, 
und ein anderes, welches die Gewerbeinftruction vom 11. 
September 1825 aufhob und den Gewerbebetrieb mit den- 
jenigen Gnrantieen, welche 1831 beantragt waren, umgab, 
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angenommen worden war. — Eine Medaille, welche Ri 
nig Ludwig auf den Landtag von 1834 fchlagen Fieg, 
ftellte auf der einen Seite dad Bruftbild ded Königs dar, 
auf der andern Seite die Zahl 1834 (in einem Kranze 
von Eichenlaub und mit der Umfchrift: — dem Ehre 
gebührt“. 


Die Kurheſſiſchen Stände verſuchten ed im Sommer 
1834 noch einmal, an dem Militärbudger zu fürzen. 
Nachdem aber der Kriegsminifter v. Heßberg auf ben 
Bundestag ald die höhere Behörde hingewiefen, an die man 
in Bezug auf jenes Budget appelliven werde, nachdem der 
Kurprinz felbft in dem Ständefaal erſchienen und gezeigt, 
daß das Benehmen der Stände aus irrigen Anfichten umd 
aus Mißverftändniffen entfpringe — „fle hätten für bie 
Aufbringung des ordentlichen und außerordentlichen Staa- 
tesbedarfs durch Bermwilligung der Abgaben zu ſorgen“ — 
famen die Stände von ihrem früheren Beſchluß zurüd. 


Das Refultat der Wiener Minifterialconferenzen waren 
Befchlüffe, welche noch einmal die Maßregeln, durch welche 
der Bundestag bisher für Aufrechthaltung der monarchiſchen 
Ordnung geforgt, zufammenfaßten. Anerfennung ded Grund- 
faged, daß die Staatdgewalt im Oberhaupte des Staates 
vereinigt bleiben müſſe: Feftfegung, daß die Regierungen 
mit den Gouveränitätdrechten unvereinbare Erweiterung 
ftändifcher Befugniffe in Feiner Weiſe zugeſtehen werben, 
daß Verordnungen, weldye von ber Regierung vermöge der 
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Regierungsgewalt in verfaffungsmäßiger Form erlaffen 
worben feien, für die Unterthanen verbindliche Kraft haben, 
daß ber Gang der Regierungen durch ftändifche Eingriffe 
nicht geftört werden fönne, daß die Regierungen Stände— 
verfammlungen, welche die zur Handhabung der. Bundes- 
befchlüffe vom 28. Juni 1832 erforderlichen Leiftungen 
verweigern, auflöfen müffen, daß das Recht der Steuer- 
bemwilligung nicht gleichbedeutend fei mit dem Rechte, das 
Staatsausgaben-Budget zu regeln, daß die Kammern ver- 
ausgabte Summen, die fie nachträglidy nicht anerfennen 
wollen, nicht als effective Kaffenvorräthe in Anfchlag brin- 
gen, daß die Krage über die Rechtmäßigkeit einer erfolgten 
Ausgabe nur auf verfaffungsmäßigem Wege entfchieden 
werden dürfe, und wenn diefe Entfcheidung verneinend aus— 
falle, nur competenter landeöherrlicher Behörde, nicht den 
Ständen, der Ausſpruch über die Erfagverbindlichfeit zu= 
ftehe, daß die Regierungen, wenn die Stände bei Diffe- 
renzen über das Budget ſich nicht einem fchledsrichterlichen 
Ausfpruch unterwerfen wollen,. ermächtigt feien, die Sten- 
ern nach dem bisherigen Betrage fortzuerheben und daß 
der Bund nöthigenfalld die Abhilfe der Art: 25. und 26, 
der Schlußacte eintreten laffen werde, daß man nad) Ci— 
pilliften auf Lebenszeit fireben möge, daß Staatsbeamte zu 
ihrem Eintritt in die Ständefammern der Iandesherrlichen _ 
Genehmigung bedürfen, daß die Regierungen nie einer 
Beeidigung ded Militärs auf die Verfaſſung Statt geben 
werden, daß die Regierungen in Betreff der Oeffentlichkeit 
landftändifcher Verhandlungen genügende Borforge zu treffen 
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haben, daß das Genforamt nur Männer von erprobter 
Gefinnung zu übertragen, Cenſurlücken nicht zu dulden, daß 
die Gonceffionen zur Herausgabe politifcher Tageblätter zu 
befchränfen, daß bei dem Drud ftändifcher Protocolle auf 
Weglaffung der auftößigen Stellen zu fehen fei. Ferner 
wurden gemeinfame Berabrebuugen über eine gleichförmige 
Regelung des Univerfitätenwefens getroffen. 


Ald die neugemählte großherzoglidy Heſſiſche Abgeord- 
netenfammer im Mai 1834 "zufammentrat und der Herr 
v. Gagern am 9. Mai eine Bertheidigung der Majorität 
des legten Landtaged gab, trug Herr v. Grolmann darauf 
an, daß der Vortrag bes Herrn v. Gagern nicht dem Drud 
übergeben werde, Eine Propofition der Regierung, das 
laufende Finanzgeſetz bis zu dem Ende bed Jahres 1834 
zu verlängern, wurde am 3. Juni mit 22 gegen 18 
Stimmen zurüdgewiefen. Bei Gelegenheit der Berathung 
ber Finanzverwaltung aus den Jahren 1830— 1832 be- 
hauptete der Finanzminifter, er glaube, daß bie conftitu- 
tionellen Berhältniffe micht beftehen können, daß eine gleich- 
geitige Ausübung der Rechte eine Unmöglichfeit werde, 
wenn jeder Theil dasjenige, was ihm nad) der Berfaflung 
zuftehe, als das Höchſte und Einzige betrachte. Herr 
v. Gagern bemerkte hierbei, daß gegen dad Anfinnen an 
die Stände, nicht zu ſtarr auf ihren Rechten zu befteben, 
das gleiche Anfinnen an die Regierung zu ftellen jei. 
„Wenn das Verwaltungsrecht bed Großherzoge in dem 
Umfange gelten fol, wie ed von Sr. Ercellenz behauptet 
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worden ift, fo ift das Verwilligungsrecht der Stände ein 
Nichts." — „Die Berfaffung, antwortete Freiherr v. Hoff- 
mann, räumt den Ständen Feinedwegs ein, die Ausgaben, 
fondern nur die Steuern zu verwilligen.‘ 

Am 4. Zuli erklärte die Kammer mit 26 gegen 10 - 
Stimmen, daß der Hofgerichtsadvecat Dr. Banfa, dem die ’ 
Megierung die Befugniß, in die Kammer ohne Urlaub zu i 
treten, abfprach, der Urlaubsertheilung nicht bedürfe. 

Am 15. September machte Herr v. Gagern bei Ge- 
fegenheit der Berathung über das Militärbudget das Ber- 

Hältnig des Großherzogthums zum Bundestage von Neuem 

zum Gegenftand der Debatte. Er fünne ſich nicht denfen, 

Daß die Bundesverfammlung nicht vernünftigen Vorftellun- 

gen Gehör fehenfen follte. — Die Kammer bewilligte nicht 

die ganze für das Militär verlangte Summe; ebenfo ſtrich 

fie am 10, October an den Koften für das Departement 

der auswärtigen Angelegenheiten 10,000 Gulden; fie wollte 

für den Gefandfchaftspoften in Berlin 4000 Gulden weni- 

ger, für den Bundestagsgefandten nmr 8000 Gniden, für 

die Gefandfchaften an den einzelnen Deutfchen Höfen gar 

Nichts bewilligen. Mir 27 gegen 17 Stimmen trat fie 

dem Antrag ded Herrn’ Glaubredy bei, „gegen die bei ” 
Gelegenheit der Bewilligungen in der Rubrif auswärtige 
Angelegenseiten durc den NRegierungscommiffär gemachte, . 
Aeußrung, daß, wenn die Stände einen Poften in der 
vorliegenden Abtheilung ernſtlich flreichen würden, bie 
Staatsregierung diefen Strid nicht anerfennen würde; 
eine förmliche Verwahrung in das Protocol niederzulegen”, 


* 
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Am 24. October wurde über den Antrag des Dr. 
Heß, die Sicherung der Selbftftändigfeit und Unabhängig- 
feit des Richteramted betreffend, debattirt. Da bemerfte 
der Geheime Staatdrath Knapp im Namen der Regierung, 
die Richter feien der Aufficht und Disciplinargewalt der 
Regierung unterworfen, diefe müffe Mittel befigen, jene 
Staatebeamten zur fleißigen und treuen Erfüllung ihres 
Berufed anzuhalten. Das Amt fei Feine Domäne, Aus- 
fiht anf höhere Beſoldung ſei ein Fräftiger Sporn, aljo 
gerade der Faulen wegen nöthig; Dienftalter fei fein Maaß 
des Verdienſtes. Die Regierung wolle übrigend nur un— 
abhängige Zuftiz. 

Wenn ed wahr wäre, erwiederte Herr v. Gagern, 
was Herr Knapp behauptet, daß die Regierung nie in bie 
Unabhängigfeit der Zuftiz eingreife, fo würde der vorlie- 
gende Antrag nicht geftellt fein. Unfere Geſetze find un— 
volftändig in Bezug auf unfre conftitutionellen Rechte. 
Die Staatsregierung hat bei Interpretirung unfrer Gefete 
Parthei ergriffen: wenn nun die Staatdregierung nur im 
Sinne diefer Parthei Die Richter ernennt, fo haben bie 
Staatögenoffen, welche andrer Meinung find, gar Feine 
Garantie. Wo die Staatsregierung gar Fein Hehl daraus 
macht, daß fie einen ganz andern Weg einfchlage, ald die 
Majvrität der Volkskammer bezeichnet, da find mahrlich 
neue Garantieen nöthig. — Der Redner fprach nun 
weiter von einer Parthei, welche das comftitutionelle 
Prinzip nicht verftehe und gegen die das Mißtrauen am 
Plate fei. 
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Auf die Frage ded Herrn Staatsrat Knapp, was 
der Redner unter Diefer Parthei verfiehe, erwiederte Here 
v. Gagern, er verftehe die Parthei darunter, welche vor- 
zugsweiſe von Herrn Knapp repräfentirt würbe.. 

Als. nun Herr Knapp den Präfidenten bat, den Ab⸗ 
geordneten von Gagern zur Ordnung zu rufen, definirte 
Herr v. Gagern den. Ausdrud Parthei mit „andrer Mei- 
nung fein“. Der Präfldent ‚wollte ſich hiernach beruhigen, 
die Herren Breidenbach, Knapp; v. Grolmann nicht: das 
Sefammtminifterium fei beleidigt, worden. Als ſich ber 
Präfident ihnen nicht fügte, n die Regierungscom⸗ 
miffäre- den Saal. 

Nun fuhr Herr v. Gagern * das Wort Parthei 
zu deſiniren, ed komme vom lateiniſchen pars, der Fürft 
fei nie Parthei, wohl aber die Minifter, und es liege in 
diefer Behauptung für fle nichts Beleidigendes; daß es 
Partheien gebe, fei doch eine nicht zu Läugnende Thatfache; 
ed möge wahr fein, daß eine Regierung über den Partheien 
ftehen müffe, die jeßige thue ed nit. — Zwanzig gegen - 
vierzehn Stimmen entfchieden, daß Herr v. Gagern nicht 
zur Ordnung zu rufen fei. 

Am nächſten Tage wurde die Kammer aufgelöft. 


Die Babdifche Regierung vervollftändigte im Jahre 
1834 ihr Genfurwefen durch das Verbot der Genfurlüden. 
Am 27. September verfündigte der von Mathy redigirte 
„Zeitgeiſt“:. „Da wir unter den gegenwärtigen Umftänden 
nicht für angemeffen halten, die Genfurbehörde länger zu 
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incommobiren, auch unfern 2efern nicht zumuthen können, 
fih mit dem zu begnügen, was ihnen die Genfur übrig 
läßt, fo werben wir den Zeitgeift nicht länger erfcheinen 
laffen. Unfere heutige Nummer ift die lebte!" Das 
„Babdifche Volksblatt”, nun noch der einzige liberale Reit 
von 1832, ging im Jahre 1835 ein. — In Eaffel wurbe 
dem Erfcheinen ded „Verfaſſungsfreundes“ durch Berhaf- 
tung des Berlegerd, Herrn Geh ein Ende gemacht. 

Rector Weidig, der im Sommer zum Paftor gewor- 
den — durch Berfegung nad) Obergleen — feßte feine 
Preßbeftrebungen nad) Auflöfung der Großherzoglichen Hef- 
fifhen Kammer fort: er ließ noch eine Nummer des Leudy- 
terd und Beleuchterd für Heffen, in welcher er dad Bolf 
aufforderte, die Oppofitionsmänner wieder in die Kammer 
zu wählen, und eine neue Auflage ded Heffifchen Landboten 
druden; am 24. April 1835 wurde er verhaftet, um bie- 
felbe Zeit Auguft Beder. Georg Büchner war ind Aus- 
land gegangen. 

Die Gefchichte der revolutionären Beftrebungen in 
Süd- Deutfchland wird nun ganz geheim: das Gefeg hat 
fid) ihrer bemächtigt, nnd fie in die vier Wände eines 
Gefängniffes und eined Inquiſitoriats gebannt. 
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